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Merkwürdige Kechtsſprüche deutſcher und auslän« 
diſcher Gerichtshöfe: 


zur Erläuterung wichtiger Fragen der Geſetzgebung und Ans 
wendung der Gefebe wiffenfchaftlich und practifch geprüft. 


Don Geh, Rath Dr. Mittermaier. 
(Bortfegung *). 


U 


Sind Sahverftändige, welche im Strafproceffe vor 

Gericht vorgeladen werben, flrafbar, wenn fie gefor 

derte tehnifhe Beobahtung und Begutahtung ab 
lehnen? 


Die oben aufgeftellte Frage ift neuerlich dur einen Aus» 
ſpruch des k. preußifchen Obertribunald vom 7. September 1853 
bejahend entfchieven worden. Ein Kaufmann S. wurde von dem 
Gerichte zu C. wegen Störung des öffentlichen Gotteßvienfted zur 
Strafe verurtheilt. Der Angefchuldigte berief ſich in ver Appellas 
tiondinftanz auf gewiſſe von ihm behauptete Gebräuche des jünifchen 
Gottesdienſtes und bat, den Rabbiner B. ald Sachverftändigen dar⸗ 
über zu vernehmen. Dad Appellationsgericht Hielt dieſe Verneh— 
mung für nothwendig; der Rabbiner erfhien, Tieß fi vernehmen, 
weigerte aber fich heeidigen zu laſſen. Das Appellationsgericht ord⸗ 
nete Zwangdmaaßregeln gegen ihn; der Rabbiner befchwerte ſich; 
dad Obertribunal in Berlin wie durch Urtheill vom 7. Sept. 1853 
die Beichwerde zurüd und zwar aus nachfolgenden Gründen #*). 


*”) ©. oben Band I. S. 409. 
”") Preußifches Yuftizminifterialblatt 1853. S. 437. 
1 *# 
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Die Beftimmung der allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 10, 
$. 203. Nr. 5, worauf von Ihnen Bezug genommen wurde, bes 
trifft nur dad Civilproceßverfahren; fle findet auf Unterfuchungen, 
in welchen nicht das vermögendrechtliche Intereffe von Privatperſo—⸗ 
nen, fondern das öffentliche Intereffe in Betrachtung fommt, Feine 
Anwendung, Nah den Borfchriften der Griminalorpnung $. 7. 
311. 312, 337, welche auch hinſichtlich der Sachverftändigen gelten 
($.328. 333. 335. Nr. 3. $. 389 der Crim.O. und nah Anhang 
zur Gerichts-⸗O. J. Tit. 9. $. 38) waren Sie verpflichtet, ſich als 
Sachverſtändiger vernehmen zu laſſen und da feine der gefeglichen 
Ausnahmen eintritt, indbefondere die Beitimmungen der Criminal⸗O. 
$. 335. Mr. 7. 357. Nr. 8 durch das Geſetz v. 23. Juli 1847 
$. 1. 7. 24 aufgehoben find, Ihre Ausfage eivlich zu befräftigen. 
Da Sie legtered verweigert haben, fo ift es den Vorfchriften der 
Crim.⸗O. $. 312. 337 gemäß, daß Zwangsmaaßregeln gegen Sie 
angewenbet worden find. 

Dur diefe Entfcheidung ift in Preußen audgefprocdhen, daß 
Sahverftändige wie Zeugen fchuldig find, der Vorladung des Ges 
richtd zu gehorchen und ihr Gutachten zu geben. 

Wir kennen aus anderen Ländern nur einen Rechtsſpruch, den des 
franzöftfchen Gaffationshof8 *), welcher im Ähnlichen Sinne die Frage 
entſchied: Ob Sachverftändige, welche der Aufforderung des Gerichts 
nicht gehorchen,, geftraft werden können. Die Gründe des frangöft- 
fhen Caſſationshofs find: daß der Art. 50 der Strafproceß-⸗O. die 
Beamten der gerichtlichen Polizei im Falle ver Ergreifung auf fri« 
her That ermächtigt, die Handlungen vorzunehmen, weldhe ber 
Staatsanwalt vornehmen darf; daß fie ſich ebenſo nach Art. 43 
von Sachverſtändigen begleiten laſſen können; daß dieſe Perfonen 
die Strafe des Art. 475. Nr. 12 Code penal leiden, wenn fle 
der Aufforderung nicht nachfommen, und daß e8, um der Strafe 
zu entgehen, nicht genügt, wenn fle nur anführen, daß ſie nicht 
gehorchen Fonnten ; daß fie vielmehr vor dem Gerichtähofe, welcher 
über die Anfhuldigung zu erfennen hat, den Grund ihrer Weige- 
rung zu rechtfertigen fchuldig find. 


*) ». 6. Auguft 1835, 
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Don den neueften franzöftfchen Schriftftellern erkennt auch 
Morin *) mit Berufung auf den angeführten Rechtsſpruch vie 
Anwendung des Art. 475 auf die Sacwerftändigen an, meil fonft 
eine Lücke im Gefege fein würde. Dagegen hat der neuefte Schrift« 
fteller, H. Helie **) die Anſicht außgefprochen, daß die vorgeru⸗ 
fenen Sachverſtaͤndigen wegen ihrer Weigerung, ein Gutachten ab» 
zugeben ober technifche Beobachtungen anzuftellen, feiner Strafe un— 
terliegen. Der Berfafler des vorliegenden Aufſatzes bat bereit vor 
40 Jahren **) die nämliche Anficht ausgeſprochen, und ift noch 
jet von der Richtigkeit überzeugt, und zwar ebenfo in Bezug auf 
da8 gemeine Necht ald in ver Richtung, ob eine neue Gefehgebung 
eine ſolche Zwangspflicht der Sachverſtändigen ausſprechen fol. 
In der neueſten Zeit enthält in Deutſchland nur die öſterreichiſche 
Strafprocefordnung vom 5. Auguft 1853 +) die Beftimmung, daß 
der vorgeladene Sachverſtaͤndige, wenn er fi weigert, zur Geld- 
firafe verurtheilt werden fol. Der 1851 in Bayern den Kammern 
vorgelegte Entwurf einer Strafprocefiorpnung ſpricht aus +F), vaf 
hinfichtlich der Pflicht eined Sachverſtäͤndigen, ſich als folchen ver- 
wenden zu laſſen, die Beſtimmungen der Art. 254— 73 zur An⸗ 
wendung fommen (alfo die von der Zeugenpfliht handelnden Bor» 
ſchriften). Die Motive zu dem bayerifchen Entwurfe erklären, daf 
zwar im gemeinen Procefje Feine Zwangspfliht für die Sachverſtän⸗ 
digen beſteht, daß fi aber Fein zureichender Grund einfehen laſſe, 
weßhalb in diefer Hinficht zwifchen Zeugen und Sachyverſtändigen 
unterſchieden werben follte; da es Pflicht des Staatsbürgers ſei, 
zu den Zwecken ver im allgemeinen und im öffentlichen Intereſſe 
gehanphabten Strafrechtäpflege beizutragen und unter Umftänden bie 

*) Morin Repertoire da droit eriminel II. p. 58. 

**) Traite de l’instruction erimin. vol. V. p. 657. 

*xx) In ber Lehre vom Beweife. 2. Auflage. S. 200. 
+) Art. 79. Es heißt: „Wenn ein Sachverſtändiger ber an ihn er» 
gangenen Vorladung nicht Folge leiftet, oder die Abgabe eines Gut» 
achtend verweigert, fo unterliegt er ben im $. 118 und 230 aus 
gefprochenen Gelbfirafen.” Beide angeführte Artifel fprechen vun ben 

Zeugen, 230 ftelt Zeugen und Sachverſtändige nebeneinander. 

+ Art. 245. 
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Befugniß eines Sachverſtändigen, ſich der Berwendung zu entſchla⸗ 
gen, zu fehr erheblichen Berlegenheiten führen würde. 

Fragen wir zuerft, ob in einem Lande, in welchem dad Gefek 
nicht ausdrücklich die Pflicht der Sachverſtändigen audfpricht, der Vor⸗ 
ladung des Gerichts zu gehorcdhen, dad Gericht befugt ift, einen Sadı- 
verfländigen wegen feiner Weigerung zu frafen, fo finden wir, daß 
nach den Gründen, welche vie oben angeführten Rechtöfprüdhe auf- 
ftellen, wenn ſie Strafe gegen die Sachverſtaͤndigen aufftellen wollen, 
die Analogie, welche zwifchen Zeugen und Sachverſtaͤndigen Statt 
findet, eine Hauptrolle fpielt. 

Man bemerkt bier wieder, wie wenig Klarheit über pie foge- 
nannte analogifche Anwendung der Strafgefeße herrſcht. Mehrere 
hohe Gerichtähöfe fprechen aus, daß ein Strafgefeg nicht außgebehnt 
werden und Analogie nicht zuläffig fein fol. Prüft man aber den 
Gang der Rechtſprechung dieſer Gerichtähöfe, fo flieht man bald, 
daß es mit dem allgemeinen Sabe nicht ernftlich gemeint if. Wir 
behaupten, daß wenn ein Geſetz nur von der Strafe der ſich wei⸗ 
gernden Zeugen fpricht, es nicht auf Sachverfländige ausgedehnt 
werden darf, weil überhaupt zwifchen Zeugen und Sachverſtändigen 
keine wahre Analogie Statt findet und insbeſondere in Bezug auf 
bie hier vorliegende Frage: ob ber ſich mweigernde Sachverfländige 
geftraft werden fol, die Gründe, welche den Gefeggeber bewegen 
konnten, die Zeugen zu beftrafen, welche nicht der gerichtlichen Ans 
ordnung gehorchen, nicht auf Sachverſtaͤndige paſſen. Wenn früher 
häufig unter dem Geſichtspuncte rationeller Zeugen Sachverfländige 
aufgeführt wurden, oder die Rechtsübung, weil das Geſetz nicht 
beſonders von Sachverfländigen fprach, viele von den Zeugen han- 
delnde Borfchriften auch auf Sachverfländige anwendete, fo kann 
man jeßt ed ald eine von der Wiſſenſchaft und der befferen Nechts- 
übung anerkannte Anſicht betrachten *), daß der Beweis durch 
Sachverſtaͤndige eine eigenthümliche Art des Beweiſes iſt, bei welcher 
die Gründe der Beweiskraft andere find **), als diejenigen, welche 


” —— Ausführung in Goltdam er's Archiv f. Preuß. Strafrecht I. 
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den Michter bewegen, den Zeugen zu trauen; daß Sachverſtändige 
nicht den Zengen gleichgeftellt werden dürfen, weil bei den Zweiten 
ed nur auf die Ausfage über die von den Zeugen beobachteten 
Thatjachen anfommt, während bei den Erften die Hauptſache bad 
Gutachten, alfo ein Urtheil ift, welches ber Richter von dem 
Sahverftändigen verlangt, daher die Angabe von Gründen bier 
weientlich ift, während der Zeuge ſich einfah nur auf feine Wahr: 
nebmung beruft, und um zur Beobadhtung zu gelangen, feine weis 
tere Anſtrengung als die der Anwendung feiner Sinne nöthig hat, 
wogegen oft der Sadyverfländige durch zeitraubende, beſondere Ges 
ſchicklichkeit vorausfegende mühenolle Anftrengung zur Beobachtung 
und zur Abgabe eined gründlichen Outachten® gelangt. Während 
dad Geſetz bei Zeugen firenge daran fefthält, daß jeder Zeuge ab» 
gejondert von dem Anderen feine Audfage giebt und daher z. B. bei 
der Ablegung ded Zeugniffes eines Zeugen die Andern nicht gegen- 
wärtig fein bürfen, nimmt die befiere Prarid an, daß die Sachver⸗ 
fländigen auch bei ver Bernehmung ver Andern im Saale bleiben 
dürfen und oft felbft eine Verhandlung zwiſchen ven verſchiedenen 
Sadverfländigen angeordnet wird. Wenn demnach anerkannt wer⸗ 
den muß, daß Feine Analogie zwiſchen Sachverſtaͤndigen umd Zeugen 
vorhanden ift, jo muß man nicht weniger zugeben, daß die Gründe, 
welche die Androhung von Strafe gegen den weigernden engen 
rechtfertigen, nicht auf die Sachverftändigen paſſen *). Wenn das 
Geſetz von dem Zeugen verlangt, daß er feine Staatöbürgerpflicht 
erfülle und audfage, fo gefchicht dies, weil dies zur Erreichung 
der Zwecke der Juſtiz nothwendig ift, und weil die Erfüllung 
der Pflicht dem Zeugen leicht möglich wird. Die Zeugen find dur 
die Umflände eined Verbrechens in die Lage gefommen, Thatfachen 
wahrzunehmen, über welche nur fie ausfagen können, weil fie 
allein gegenwärtig waren. Weigert ſich der Zeuge darüber auszu⸗ 
fagen, daß er im Drte A. ven Angefchuldigten B. gefehen habe, 


Geiſtreich fagt Helie p. 657: „C'est le delit, qui erde les te- 
moins, c'est le juge, qui choisit les experts, les uns r&goivent 
de V ev6nement et de la loi une mission forcde, les autres r&- 
coivent de la justice seul la mission volontaire,* 
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oder daß er gewiſſe Worte gehört, ober daß dad Meſſer dem D. 
gehört, ſo iſt die Juſtiz eines wichtigen Mittels, das Verbrechen 
zu entdecken, beraubt, und ſtatt des ablehnenden Zeugen kann kein 
Anderer gerufen werden, weil nur derjenige gerufen werden muß, 
welcher die in Frage ſtehende Thatſache wahrgenommen hat. Statt 
des Sachverſtändigen B. aber, welcher ver Vorladung nicht gehorcht, 
kann der Sachverſtändige C. ebenſo gut gerufen werben, weil es 
bei dem Sachverftändigen nur darauf anfömmt, daß er die nöthige 
technische Geſchicklichkeit befitt, um über die vorliegende Frage ein 
Gutachten geben zu Eönnen. Es ift daher Fein Grund vorhanden, 
den vorgerufenen Arzt A, welcher zu erfcheinen fich weigert, zu bes 
firafen, weil Die individuelle Anficht (oft Laune) des Richters den 
A. auderfehen hat. Dem Zeugen ift nicht zuniel zugemuthet, wenn 
verlangt wird, daß er bei Gericht erfcheine und einfach über feine 
Wahrnehmungen ausfage; dem Sachverſtaͤndigen würde oft ein ganz 
anderer harter Zwang aufgelegt werden. Wir geben zu, daß von 
dem Mabbiner, welcher zu ſchwören ſich weigerte, nichts Drückendes 
verlangt wurde, daß auch ein Tifchler, ein Büchſenmacher, ein 
Schloſſer, der über die Befchaffenheit eines gewiffen Werkfzeugs 
ein Gutachten geben joll, ohne Anftrengung dies thun kann; allein 
die Brage ift bier allgemein: ob überhaupt ein Sachverſtändiger ges 
ftraft werden joll, welcher der Vorladung nicht gehorcht; bejaht 
man bdiefe Brage, jo muß dann auch jeder Arzt zur Vornahme 
einer Leichenöffnung, jeder Chemiker zur YAusmittelung, ob Gift 
vorhanden ift, gezwungen werben Tönnen; bied aber würde leicht 
eine ungeredhte Härte fein, wenn man erwägt, daß eine ſolche Lei⸗ 
chenoͤffnung oft viele Stunden in Anfpruch nimmt, daß die Abgabe 
- eined Gutachtend über die Todesurſache oft langes mühevolles Stus 
bium forbert, daß eine chemifche Analyfe nicht felten Tagelange, vie 
höchſte VBorficht und Sorgfalt in Anſpruch nehmende Operationen vers 
langt. Wir fragen, ob die Lage foldher Sachverſtändigen der des 
Zeugen gleichgeftelt werden kann, ob nicht eben ver Arzt nicht 
felten durch gefährliche Kranke, welche er behandelt, in Anſpruch 
genommen wird, und durch die Forderung, eine Leichenöffnung zu 
machen, abgehalten werden könnte. Wir fragen, ob es nicht un» 
gerechter Zwang if, wenn in Ländern, in welden mündliches 
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Strafverfahren befleht, dem Staatsanwalte bie Befugniß gegeben 
werben foll, beliebig irgend einen ihm tauglich feheinenden Arzt zu 
zwingen, an ven oft Tagereifen von dem Wohnſitze des Arztes ent» 
fernten Ort zu reifen, wo die Situng gehalten wird, — | 

Die Berufung auf das öffentliche Intereffe darf nicht zu weit 
getrieben werben, da wir eben nachgewiefen haben, daß die Analogie 
zwifchen Zeugen und Sachverſtändigen nicht paßt und dad Hffentliche 
Intereffe ein unbeftimmter beliebig zu drehender Ausdrud ift, wo 
es erſt darauf anfommt, ob ein Gefeß, welches alle Intereffen zu 
erwägen hat, von dem Strafzwange auch da Gebraud machen foll, 
wo er nicht nothwendig ift, 

Ohnehin darf nicht verfannt werden, daß da, wo von jenem 
Zwange zur geiftigen Thätigkeit die Rede ift, 3. B. bei dem Arzte, 
dem Chemifer, ein großes Ergebniß fehwerlich erwartet werden darf, 
wo der Sachverfländige zu einer die volle Freiheit des Geifted for- 
dernden Operation gezivungen werben foll, 

Eine unangenehme Erſcheinung ift ed, wenn ein Gerichtäßof, 
um in einem Falle, in welchem fein beſtimmtes Elared Strafgefek 
vorhanden ift, doch firafen zu können, zu irgend einem Geſetze, dad 
er gemwaltfam oder durch Sophismen hieher zieht, feine Zuflucht 
nimmt. Der von Morin angeführte oben angegebene Grund, daß 
wenn man den Art. 475 des Code nicht anwenden wollte, eine 
Lücke entſtehen würde, ift nicht geeignet, zu befriedigen; denn es 
ift eben die Brage: ob, wenn Fein GStrafgefeß da ift, eine 
wahre ſchaͤ dliche Rüde in der Anwendung der Gefege vorliegt, ob 
nicht dad Schweigen des Geſetzgebers eben feinen durch gute Gründe 
gerechtfertigten Willen ausdrückt, daß eine gewiſſe Handlung nicht 
beftraft werben fol. Auf feinen Ball geben wir einem Gerichte 
bad Recht, deswegen, weil fonft eine Handlung, die man ftrafen 
zu müffen glaubt, ftraflo8 bliebe, irgend eine Strafbeftimmung aus 
Hehnlichkeit der Gründe gewaltfam auf einen Ball audzudehnen, 
von welchem das Gejek nicht fpricht, 

Eine ſolche nie zu rechtfertigende Ausvehnung hat der fran- 
zöſiſche Caſſationshof fich erlaubt; der Art. 475. Nr. 12, auf wel 
hen er fich beruft, enthält vie Drohung einer Polizeiftrafe für die— 
jenigen, welche bei Unglüddfälen, Tumulten, Schiffbruch, Ueber 
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ſchwemmung, Brand oder ähnlichen Unglücksfällen (calamitds), ober 
in Bällen des Umherziehens bewaffneter Banden oder Plünderuns 
gen, oder im Balle frifcher That oder einer gerichtlichen Vollſtreckung 
der ergangenen Aufforderung ungeachtet ſich weigern over unterlaffen, 
gewiffe Arbeiten zu machen, Dienfte oder Hülfe zu Teiften. Wer 
mag im Ernfte glauben, daß diefer Art. 475 auch auf den Arzt, 
der ein Gutachten zu geben fich weigert, ausgedehnt werben lann? 
Der Art. 475 bezieht ſich auf Bälle dringender Gefahr, wo rafche 
Hülfe von allen Bürgern gefordert werden Tann, und mo nur ein 
materieller Act gefchehen fol. Niemand wird behaupten, daß ein 
Ball, in welchem vie Juſtiz ein technifches Gutachten forbert, dem 
Balle einer folhen dringenden Gefahr, und die von dem Sachver⸗ 
fländigen geforverte geiftige Thätigkeit der Dienftleiftung gleichgeftellt 
werden kann, melde die Behörden bei einer Ueberſchwemmung von 
Bürgern verlangt, 3. B. um Dämme zu machen *). 7 

Indem wir darnach behaupten, daß da, wo eine Gefeßgebung 
feine Strafvorfährift wegen Weigerung von Sachverſtändigen, ein 
Gutachten zu geben enthält, die auf fi weigernde Zeugen ſich 
beziehende Strafprohung nicht ausgedehnt werden Tann, und daß 
auch eine neue Geſetzgebung eine Strafvorjchrift nicht erlaffen joll, 
beforgen wir nicht, daß durch eine foldhe Lücke eine Gefahr für 
den rechtlichen Zuftand und Verlegung des öffentlihen Interefies 
an der Handhabung der Gerechtigkeit entſtehen Fann, weil in ſchwe⸗ 
ren Bällen. wo e8 auf die Anwendung ver gerichtlichen Mediein 
und Chemie ankömmt, in einem gut georbneten Staate e3: nicht 
an Perfonen fehlen wird, welche zu ſolchen techniſchen Beobachtun⸗ 
gen ald Beamte angeftellt oder befonder® verpflichtet find, daß auch 
andere Perfonen, wenn fie von der Behörve aufgefordert find, re= 
gelmäßig fich nicht weigern werden, Folge zu leiften, und daß in 
anderen Fällen, mo ed nur der Sachverſtändigen bedarf, welche ges 
wöhnliche Gewerböfenntniffe beftgen müflen, 3. B. Tifchler, Schlof- 
fer, die Juftiz nicht in Berlegenheit fein wird, ba wo ein Borges 
ladener ſich weigert, fehnell einen andern tauglichen Sachverſtändigen 
zu finden. 


”) Helie p. 659, 
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II. 


In wie ferne hängt die Strafbarfeit vedjenigen, 
weldher mit einem Mädchen unter 14 Jahren ven Bel» 
ſchlaf vollzieht, von dem Bewußtfein ab, daß die 
mifbraudte Perfon in viefem Alter fi befand. — 


Erläutert durch italienifhe, Böfterreichifche und preußifche Rechts—⸗ 
fprüde. Geprüft von Mittermaier. 


Im I. 1851 geftand ein gewiffer Semproni, daß er mit ei» 
nen Mäpchen, Iherefe Gorneli, die zur Zeit, als die Unzucht ver⸗ 
übt wurde, noch nicht 14 Jahre alt war, vom 1. Januar bis April 
Beifchlaf vollzogen Habe, Dur dad Zeugniß des Mädchens und 
burch Befichtigung der Sachverftändigen wurden die zum Verbrechen 
gehörigen Thatſachen hergeftellt. Der Angefchuldigte fuchte auf dies 
Mädchen den Verdacht zu werfen, daß ſie fhon, ehe er mit ihr in 
geſchlechtsvertrauliches Berhältniß getreten, mit anderen Männern 
zu thun gehabt und nicht mehr Jungfrau gewefen fei, er behaups 
tete, daß auf jeden Fall das Mädchen im Sanuar 1851 förper- 
lich ſchon fo entwidelt war, daß er nicht annehmen fonnte, daß 
fie noch unmündig war, er fle vielmehr für ein völlig mannbares 
Maͤdchen von etwa 15 Jahren gehalten habe. Der erfte Theil feis 
ner Behauptungen wurde durch Zeugnifie widerlegt, daß die Eor- 
neli tavellofe Aufführung Hatte, dagegen ergab ſich aus dem ferneren 
Zeugniffen, daß das Mäpchen allgemein für weit älter, (van etwa 
16 Jahren) gehalten wurde. Gorneli erflärte felbft, daß fie zur 
Zeit des Beifchlafs mit Semproni menftruirt war. Das Mädchen 
gab an, daß der Angeklagte dad erflemal durch Anwendung von 
gift, Gewalt (indem er die Hand vor den Mund hielt), und durch 
Drohungen, daß er fie fonft ala Hure überall erklären würde, fee 
nen Zweck erreicht und durch den Eindrud des moralifhen Zwangs 
wegen jener Drohungen fie zur öfteren Geftattung bed Beifchlafs 
gebracht habe. 

Dad Tribunal von Venedig verurtbeilte hierauf am 29. Non. 
1851 den Angeklagten zur Strafe des Art. 112 des öfterreichi- 
fen Strafgeſetzbuchs, verwarf die Berufung wegen Irrthums, und 
führte in den Entfheidungsgründen aus, daß dad Geſetz die bloße 


+ 
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Verführung eined noch nicht 14 Jahre alten Mädchens als ſchwe— 
red Verbrechen betrachte, daß der DVerführer feine Nachforſchung 
gebalten, ob jener Umftand, welcher feiner Handlung ven Charakter 
eined ſchweren Verbrechend auforüde, vorhanden war, daß er nicht 
einmal das Mädchen um ihr Alter gefragt habe, daß wenn er auch 
durch das phyſiſche Anfehen des Mädchens verleitet, im Zweifel fein 
fonnte, diefer Zweifel weit entfernt davon wäre, jenen unvermeid- 
lihen Irrthum zu begründen, welder die Straflofigkeit bewirken 
fonnte. Die Entfcheidungdgründe erflären, daß der Thäter im in— 
directen Borfa die That verübte, was nah $. 1 des Strafgeſetz- 
buchs genüge, um dad Verbrechen zu begründen, da er dad Ver— 
brechen zwar nicht mit unmittelbarem Vorbedacht, um den daraus 
entjtehbenden Nachtheil zu bewirken, aber doch unter Umftänden ver» 
übt habe, unter denen er den eingetretenen Nachtheil Teicht einfehen 
fonnte, indem er unter dem trüglichen Schein ver Erfcheinung des 
jungen Mädchens, die immer Ungewißheit über die genaue Zahl 
der Jahre zurüdließ, die Grfundigung um ihr Alter unterließ, und 
fo wirklich eine Unmündige fohändete, 

Das Eriminalgeriht fügt fi) noch darauf, daß die Annahme 
einer anderen Auslegung des Gefeged, fo daß man ſchon den eins 
fahen, wenn auch begründeten Zweifel, über dad Dafein ver Un« 
münpigfeit als gefeglichen Entfehuldigungdgrund gelten laffen wollte, 
den Schuß vereiteln würde, welchen das Strafgefeg der Unfchuld 
gegen die Nachſtellungen ver Verführer zu geben beabfichtigte. 

Gegen dies Urtheil ergriff der Berurtheilte dad Rechtsmittel 
der Appellation. Der Advoeat Benedetti führte daſſelbe auf eine 
Weiſe aus, welche einer weiteren Verbreitung würdig ift *). Der 
Vertheidiger zeigt, daß bier ein Verbrechen in Frage flehe, welches 
nur durch einen befonderen hinzufommenden Umftand, nämlich ven, 
daß das mißbrauchte Mädchen unter 14 Jahre alt ift, zur flrafba- 
ren Handlung gefeglih geftempelt wird. Zur Verübung eined DBer- 
brechens, dad nicht nach dem allgemeinen Bewußtfein ſtrafbar ift, 


*) Die Bertheibigungsfchrift ift abgedruckt in der in Venedig erfcheinen« 
ben Zeitfchrift: Eco dei tribunali 1852 Nr. 179 und in dem Mais 
länder Giornale delle scienze politic, lögal. Vol. ITI. p. 968. 
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gehört der vollftändige Beweis ver Thatſache, welche das Berbre- 
chen begründet, in dem vorliegenden alle daher der Beweis, daß 
der Angeklagte eine Unmünbige fchänden wollte; ed muß nachge— 
wiefen werden, baß er mit einer Unmündigen ven Beifchlaf verübte, 
Das Wefen ded bier vorliegenden Verbrechens befteht in dem Scha- 
den, welcher einer Perfon zugefügt ift, deren phyſiſche Entwidelung 
noch nicht fo weit Fam, daß fie den Beifchlaf ertragen Tann, in 
der Immoralität eined wivernatürlichen und felbit fchänlichen Actes, 
in der vorfchnellen Entfittlihung eines Mädchens, von dem man 
beforgen muß, daß ed nah einem folden Vorgang auf ver Bahn 
der Immoralität fortfchreiten wird. Der Vertheidiger zeigt, daß 
der Richter fih in die Rage des Thäterd verfeßen müßte, welder 
vor fih ein als reif erfiheinended, erweislich bereits menftruirtes 
Mädchen ſah, welches nah den Audfagen ver Zeugen allgemein als 
16 jähriges betrachtet wurde, fo daß wohl nicht angenommen wer⸗ 
den fann, daß der Angeklagte die Schändung einer Unmündigen 
perüben wollte. Es wird gezeigt, daß auch der von dem Gerichts⸗ 
hofe angenommene indirecte Dolus nicht paßt, da man nicht den 
Angeklagten verantwortlich wegen Unterlaffjung ver Erfundigungen 
um dad wahre Alter des Mädchens, machen könne, Es müfle hier 
der Einfluß des Irrthums entfcheiven, und ungerecht fei ed, ben Zus 
fland der etwa anzunehmenden Nadhläßigkeit der Erkundigung dem 
Borfage gleich zu ftellen. 

Ungeachtet diefer Ausführung beftätigte der Appellationdhof 
in Venedig dad vorige Urtheil, in fo ferne darin der Angeklagte 
bed Verbrechens der Schändung einer Unmündigen jhuldig ange» 
nommen wurde, feßte jedoch die Strafe auf 2 Jahre Kerker herab. 

Gegen dies Urtheil erhob fich die öffentliche Stimme in einem 
guten Aufſatze, der in einer in Venedig erfcheinenden juriftifchen 
Zeitfchrift abgedrudt wurde *). 


*) Eco dei tribunali Giornale de Giusprudenza penale 1852 Nr. 180, 
Diefe Zeitfchrift hatte ſchon in früheren Nuffägen Nr. 168. 169. 
176—179 die verfchiebenen von ben öfterreihifchen Schriftjtellern, 
3. B. Jenull, Kitfa, Paffy x. aufgeftellten Anfichten über 
Auslegung bed Art. 112 des Geſetzbuchs mitgetheilt. 


14 Mertwürdige Rechtsſprüche deutſcher u. ausländ, Gerichtshoͤfe. 


Ein anderer in Deſterreich vorgekommener Fall veranlaßte den 
Cafſſationdhof in Wien, durch ein ſehr bemerkenswerthes Urtheil 
vom 7. Oktober 1852 *) ſich über vie ſtreitige Auslegung bes 
Geſetzes audzufprechen. Das Landedgericht in Trieft hatte in einem 
alle, in weldhem mit einem Maͤdchen, das noch nicht das 14. Jahr 
zurüdgelegt hatte, der Beiſchlaf vollzogen wurde, die Behauptung 
der Angeflagten, daß fie die Perfon für mündig gehalten hätten, 
als erwiefen angenommen, und da fie fih in einem ſolchen Irrthum 
befanden, der fle in der vollbrachten Handlung ein Verbrechen nicht 
etkennen ließ, daher ein böfer Borfag nicht angenommen werben 
könne, die Angeklagten freigefprocdhen 

Die Staatdanwaltfchaft trug auf Nichtigkeitderklärung des Ur⸗ 
theild an, da bei dem Berbrechen ver Schändung einer Unmünbis 
gen ed nur darauf anlomme, ob die PBerfon unmündig geweſen und 
das Verbrechen auch begangen wurde, wenn dem Thäter der Um— 
ftand der Unmünbdigfeit unbekannt geblieben und er fle für mündig 
gehalten Hat. 

Der Caſſationshof verwarf die Nichtigkeitöbefchwerde und er⸗ 
Flärte die von dem Landeögerichte audgefprochene Anſicht für bie 
richtige, weil nur eine abfichtliche Uebertretung des Strafgefehes 
ſtrafbar fein Tann, daher, wenn ohne Wiffen gegen den Willen 
defien, der eine Handlung vorgenommen bat, zwar Xhatumftände 
eingetreten find, melde dad Geſetz ald Merkmale eines BVerbrechend 
bezeichnet, nicht die Handlung ald Verbrechen zugerechnet werden 
darf, wenn ber Thäter nicht mit einer anderen böfen Abſicht Hans 
delte und das Eintreten jener Umflände nicht eine gewöhnliche Folge 
feiner Handlung war. Da das Geſetz erflärt, daß nur an einer 
Berfon unter 14 Jahren eine Schändung vorgenommen werden 
kann, fo muß auch ficher geftellt werden, daß ed in ver Abſicht 
des Thäters lag, eine Perfon, welche jenes Alter noch nicht er= 
reicht Haste, zum Gegenftande feiner Züfte zu machen. Hatte er 
Gründe anzunehmen, daß diefe Perfon die Jahre der Mündigkeit 
ſchon überfchritten Habe, war aber Died nicht der Ball, fo befand 





*) Defterreichifche Gerichtszeitung 1852 S. 583. 
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er fih in einem Irrthum, ber ihm im feiner Handlung das in 
$. 112 bezeichnete Verbrechen nicht erkennen ließ, das Berbrechen 
daher nah $. 2 ihm nicht zugerechnet werden fann. Wenn man 
an diefem Grunbfage fefthält, fo ift, wie bie Entſcheidungsgründe 
anführen, nicht zu befürchten, daß die Schänver unmündiger Pers 
fonen ſich leicht der verbienten Strafe durch die Behauptung ent« 
zieben können, daß fle die Gefchändete für mündig gehalten haben; 
denn den Michtern Liegt ob, jene Umftände genau zu erwägen, 
welche für und vie, welche gegen die Behauptung fprechen. 

Auch das preußifche Obertribunal wurde durch einen vorge 
fommenen Ball veranlaßt, ſich über die vorliegende Rechtsfrage aus» 
zufprechen. 

Der Lohndiener Ehlert war angeflagt, mit einem Mädchen 
unter 14 Jahren unzüchtige Handlungen verübt zu haben. Der 
Angeflagte berief fih darauf, daß er die Perfon für mannbar ge» 
balten habe. Es wurde nun an die Gefhwornen bie Brage ges 
ſtellt: Iſt der Angeflagte fhuldig, am 10. März mit der am 24. 
Juni 1842 gebornen Pauline 2. wiffend, daß diefelbe noch 
nit 14 Jahre alt fei, unzüchtige (in der Frage näher bezeich. 
nete) Handlungen vorgenommen zu haben? Die Geſchwornen fpras 
Ken das Schuldig aus, (mit mehr ald 7 Stimmen) mit dem Zus 
fage: es ift nicht erwiefen, daß er gewußt, daß dieſe noch nicht 14 
Jahr alt ſei. 

Der Gerichtshof ſprach mit Rückſicht auf Art. 44 des preuß. 
Geſetzbuches den Angeklagten von Strafe frei. Die Staatsanwalt⸗ 
haft fuchte dad Urtheil als nichtig anzuſechten, und zwar (nad 
Ausführungen ded Oberftaatdanwalted), weil bad Gericht non der 
unrihtigen Anſicht ausgegangen fei, daß nah Art. 144 Nro. 3 
bed Geſetzbuches zum Thatbeftande des Verbrechens die Wiffenichaft 
von dem Alter der gemißbrauchten Perfon gehöre, während zur 
Anwendung jenes Art. nur erforderli fei, daß die Vornahme uns 
zühtiger Handlungen mit einer Perfon unter 14 Jahren hergeftellt 
werde. Das Obertribunal *) vernichtete dad Urtheil, in Erwägung, 


*) Urtheil f. in dem preuß. Zuftigminifterialblatte 1854 ©. 5. 
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daß nach 8. 44 des Gefehb. eine Handlung, wenn deren Strafbar⸗ 
feit von befonderen Eigenſchaften der Perfon, auf welche fih die 
That bezogen, abhängig ift, demjenigen, welchem dieſe Eigenſchaft 
zur Zeit der That unbekannt gewefen, nicht zugerechnet werden foll; 
daß bei dieſer allgemeinen Faſſung des Geſetzes nicht wie Die Bes 
ſchwerde will, zu unterfcheiden ift, zwifchen Gigenjchaften, welche 
Perfonen durch ihr Verhältniß zu andern Perfonen empfangen, und 
zwifchen folden, welde ihnen nur aus fich felbft und nicht von 
außenher anhaften, daß zwar der Nichter dadurch, daß er die Ans 
wendung des Art, 44 neben dem Art. 144 des Gefehb. für zu- 
läßig erachtet, an und für fich nicht gefehlt hat, daß verjelbe aber 
bei Anwendung des Art. 44 zu beachten hatte, daß aus viefem Ge— 
fege nur ein Grund der Ausfchliegung der durch das Verbrechen 
verwirften Strafe entnommen werden fonnte, daher vorerft ber 
Thatbeftand des $. 144 Nr. 3 nämlich feftzuftellen war, daß eine 
Perfon unter 14 Jahren zu unzüchtigen Zweden mißbraucht wurde, 
und demgemäß zunächſt der Hauptfrage die Umftänve, welche vie 
Strafe audfchließen, hervorgehoben werden mußten, oder eine bes 
fondere Frage Dieferhalb Hätte geftellt werden müſſen, daß daher 
die den Gefhwornen geftellte Frage und ihre Antwort diefen Grunds 
fügen nit enſprachen. 

Dad Obertribunal *) verwies mit Vernichtung bed vorange— 
gangenen mündlichen Berfahrend die Sache zur anverweitigen DBer« 
handlung an dad Schwurgericht. 

In der hanoveriſchen Reditiprehung ift die Frage über 
den Einfluß des Bewußtfeind des Angeflagten ebenfalld zur Sprache 
gefommen und angenommen worden **), daß wenn der Verbrecher 


*) In den weiteren Entſcheidungsgründen wird bemerkt, daß zur, Feft- 
ftellung des Thatbeſtandes nur erforberlih war, daß ber Angellagte 
mit der erwiefenermaffen nody nicht 44 Jahr alten P. unzüch— 
tige Handlungen verübt: nad Feſtſtellung diefer Ihatfache aber, 
fall3 hiezu Beranlaffung vorlag, die Gefchwornen befragt werben 
mußten, ob es dem Angefchuldigten unbekannt gewejen, daß bie A. 
das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte. 

**) Magazin für hanov, Recht, herausgegeben von Klenke. Hanover 
VI. ©. 121, 
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bei Unzuchtsverbrechen fich über die Mannbarkeit ver mißbrauchten 
Perfon irrt (rim. Geſetzb. Art. 271 Nr, 1. 272, Nr.2 Art. 274. 
276. 277) e8 dem Gerechtigfeitäprinzipe entfpreche, das Bewußtſein 
bei dem Thäter entfcheiden zu Jaffen und nur mit Strenge den 
Dolus zu prüfen, ihn felbft dann in diefer Beziehung anzunehmen, 
wenn der Thäter über den erfchwerenden Umftand ungewiß war 
und nichts deftomeniger dad Verbrechen beging. 

Aus der franzöftfchen Rechtſprechung können wir auf einen 
in neuerer Zeit vorgefommenen Ball aufmerffam machen. In eis 
nem in April 1852 vor dem Aflifenhofe in Paris verhandelten 
Falle wurde ein gewiffer Salinge wegen Verführung einer Minder⸗ 
jährigen vor Gericht geſtellt. Das Mädchen war noch nicht 16 
Jahre alt, allein fie war fo entwidelt, daß man fle für ein Mädhen 
von 22 Jahren halten fonnte; es ergab fih, daß das Mädchen 
fih felbft dem Angeklagten hingab und ihn zum vertraulichen Ver— 
bältniffe reizte. Die Staatöbehörde erklärte hierauf, daß fie dem 
Ermefien der Gefhwornen die Entfcheidung überlaffe *), was die 
Wirkung hatte, daß bie Gefchwornen den Angeklagten freifpradhen. 

Die biöher mitgetheilten Entfheidungen find geeignet, in Bes 
zug auf eine bei ven Gerichten oft vorfommenve Rechtsfrage und 
die Verſchiedenheit der Anſichten darüber aufmerkffam zu machen, 
und zwar in Bezug auf die Behandlung der damit zufammenhän- 
genden Verbrechen in der Geſetzgebung und in Anfehung 
der Anwendung der Gefege durch den Richter. Unfehl« 
bar ift es eine heilige Pflicht des Geſetzgebers, das zarte Alter vor 
den leider häufig vorfommenvden **) Angriffen der Lüftlinge zu 
fügen, welche nachdem fie ihre Sinne und Kräfte abgeftumpft 
haben, durch die Unzucht mit Kindern ihre Sinne reizen und durch 
ſchaͤndliche Mittel die Unerfahrenheit oder den Leichtſtun ber Kin 


*) Man weiß, dab died die Formel ift, welche bie franzöf. Staats» 
profuratoren brauchen, um auszuſprechen, daß fie bie Anklage fal- 
Ien laffen. 

**) Nach der Griminafftatiftif Frankreichs famen 1851 222 Anklagen we—⸗ 
gen Nothzucht an Erwachſenen und 615 Anklagen wegen Nothzucht 
an Perfonen unter 15 Jahren vor. 

Der Gerichtsſaal. Heft, VIL 1854, 2 
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der, ober die Armuth der Eltern benügen, um die wibernatürs 
lichen Lüſte zu befriedigen. Es genügt hier nicht, gegen gewalt- 
thätige oder mit ficheren Drohungen verfnüpfte unzüchtige Angriffe, 
welche Nothzucht begründen, die Jugend zu ſchützen; es bedarf ei- 
ned wirffameren Schutzes dadurch, daß auch die ohne Gewaltthaten 
verübten Angriffe, da wo dad gemißbrauchte Kind felbft einwilligt, 
mit firenger Strafe bedroht werden; darnach hat das franzöftfche 
Geſetz *) jeden Angriff auf die Keufchheit eined Kindes unter 11 
Jahren **), wenn ver Angriff ohne Gewalt verfucht oder vollendet 
ift, mit Zuchthaus (reclusion) bedroht. Auf gleiche Art beftraft 
dad engliihe Recht ***) jede Unzucht mit einem Kinde unter 11 
Jahren mit Todesſtrafe (jet mit Transportation v. 7 Jahren bis 
auf Lebenszeit, und mit geringerer Strafe, indem das Geſetz Bier 
nur Misdemeanour annimmt, wenn daß Kind über 10 aber weni» 
ger ald 12 Jahre alt ift, und zwar in beiden Bällen, auch wenn 
dad Kind einwilligte. 

Die deutſchen Strafgefegbücher fühlten nicht weniger die Noth— 
mendigfeit de8 Schußed durch befondere Strafgefeße, aber weder in 
der Richtung ded Strafgefeged, noch in der Faſſung der Vorfchrift 
ift eine Gleihförmigfeit, Während das bayerifche Gefehb. v. 1813 +) 
Arbeitshaus bid 4 Jahre demjenigen drohte, welcher einen Knaben 
oder Mädchen unter 12 Jahren zur wivernatürlichen Wolluft ges 
braucht oder verführt, wurden andere Gefegbücher von der Vorſtel⸗ 
lung geleitet, daß dad Geſetz noch wirkjamer fi bewähren und 
wohlthätig in dem Nechtöbewußtfein des Volkes das Gefühl ver 
hohen Strafwürdigfeit des Verbrechens befefligen würde, wen ed 
die mit einer Perfon unter 14 Jahren verübte Unzucht, auch wenn 


‚*) Art. 331. Erſt das Geſetz v. 1832 hatte hier bie fühlbare Lücke 
des Code auögefüllt. Helie Theorie du Code penal VI. p. 157. 
*) Wenn bie genotbzüchtigte Perfon (mo alfo Gewalt angewendet wird) 
unter 15 Jahren alt ift, tritt nad Art. 332 Strafe ber Iebendläng- 
lien travaux forcés ein. 
***) Archbold sumary of the law relating to pleading and evidence in 
criminal Cases. p. 500. 
+) Art. 191, ‘ 
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Gewalt angewendet wurde, ald eine Nothzucht erflärte, mern zu⸗ 
gleich die Strenge des Geſetzes ausgedehnt würde auf Angriffe auf 
Kinder unter 14 Jahren: in dieſem Sinne drohte für ſolche Fälle 
dae württembergiſche Geſetzbuch die auf die Nothzucht gefegten Stra⸗ 
fen *). Das groß. heſſiſche Geſetzbuch **) ſprach die nämlihe Ans 
fiht aus; das braunſchweigiſche ***) bedroht zwar die mit einer 
Perfon unter 15 Jahren verübte Nothzucht mit einer höheren 
Strafe, hebt aber die Verführung eines Kindes unter 15 Jah⸗ 
ren (mo daher die Merkmale ver Nothzucht nicht vorhanden find), 
und wo Einwilligung der Mißbrauchten da ift, hervor. 

Dad hanoveriſche Geſetzbuch +) bezeichnet die an einem noch 
nicht mannbaren Maͤdchen verüßte Nothzucht als ſchwer beftraften 
Ball, ftellt aber den Beifchlaf mit einem nit mannbaren Mädchen, 
feldft werm er mit ihrem Willen vollzogen worden, ald einen Wall 
der Schändung auf. 

Dad badiſche Strafgeſetzbuch FF) trennt von der eigentlichen 
(alfo mit Gewalt verübten) Nothzucht die unter dem Ausdruck „Uns 
zucht“ mit argliftig Betäubten, oder mit Kindern bezeichneten Bälle, 
und zwar auch den des Beifchlafd mit einem Mädchen, welches das 
14. Jahr noch nicht zurüdgelegt Hat, und welche niht mann 
bar ift. 

Das preußiſche Strafgefeßbuch +++) ftellt unter das näm« 
Tihe Strafgeſetz, welches Zuchthaus bis 20 Jahre droht, die eigent« 
liche Nothzucht, den Ball, wo Jemand eine in einem willenloſen 


*) Mürttemberg St.Geſ. Art. 297; es wird aber (zweckmäßig) hinzu⸗ 
gefügt, daß menn fich ergeben follte, daß eine zu foldem Zwecke 
gemißbrauchte Perfon ſchon mannbar gewefen, die Strafe herabge⸗ 
fegt werben kann. . 

”") Heffifched Geſetzbuch Art. 331. Der Zufab bed württembergiſchen 
Geſetzbuchs findet fich bier nicht; jedoch tritt Ermäßigung bei mil⸗ 
bernden Umftänden ein. i 

- **) Braunfchweigifches Geſetzbuch Art. 172. 191. 

+) Hanoverifches Strafgefegbud Art. 271. 272. 

) Badifches Strafgeſetzbuch Art. 336. 
tr) Art. 144, 
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oder bewußtloſen Zuſtande befindliche Perſon zu einer auf Befrie⸗ 
digung des Geſchlechtsötriebs gerichteten unzüchtigen Handlung miß- 
braucht, und den Fall, in welchem Jemand mit einer Perſon unter 
14 Jahren unzüchtige Handlungen vornimmt. In dem öfter 
reihifhen Strafgefegbuche v. 1853 *) ift die Nothzucht von 
der Schändung geichieden; nachdem dad Geſetz ald Merkmal der 
Nothzucht die gefährliche Beorohung, wirflid audgeübte Gewaltthä- 
tigkeit oder Außerftandfegung durch argliftige Betäubung der Sinne 
erflärt, und ald Strafe der Nothzucht 5 bis 10 Jahre Kerker ge- 
droht hat, erklärt der $. 127, daß der an einer Frauensperſon, 
die fih ohne Zuthun des Thäterd im Zuftande der Wehr» ober 
Bewußtlofigfeit befindet, oder die noch nicht das 14. Lebensjahr 
zurüdgelegt hat, unternommene außerehelihe Beiſchlaf gleich— 
falls als Nothzucht anzufehen und nad $. 126 zu beftra- 
fen ift. 

Die Bergleihung der bisher angeführten Strafgefeße giebt 
reihen Stoff zu erheblihen Einwendungen gegen die Art der Auf 
faffung der mit Kindern verübten Unzucht in den neuen Geſetz⸗ 
bühern, und macht zugleich auf manche Fehler ver neuen Strafge- 
leßgebungen aufmerfjam. 

1) Wir rechnen dahin das vielfach ſchädliche Generaliftren, 
in fo ferne dem Gefeßgeber bei ver Bedrohung beftimmter Hands 
lungen gewiffe ſchwere Fälle vorfchweben, nad) welchen er die Faf- 
fung des Gefeged und die Größe ver Strafdrohung einrichtet. In 
Bezug auf die Bedrohung der Unzudt mit Unmündigen werben 
z. B. in den Gefegcommiffionen und Tegislativen Verhandlungen 
Bälle hervorgehoben, wo der vornehme Küftling unſchuldige Kinder, 
die nicht eine Ahnung von dem fihändlichen Treiben haben, durch 
Gefchenfe oder durch Vorſpieglungen verführt, oder durch Beftech- 
ung armer Eltern die Hingebung des Kindes bewirkt, und ein oft 
daB ganze Lebensglück des Kindes zerflörende8 Elend berbeiführt. 
Allerdings muͤſſen ſolche ſchwere Bälle dem Gefeßgeber vorſchweben, 
welcher gewichtige Gründe hat, ftrenge Strafen dem Berbrechen zu 


*) Art, 126 —128. 
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drohen, weil die Größe der Verſchuldung durch die Verworfenheit 
ded Thäters, der nicht durch ven heftigen Anreiz eines naturges 
mäßen Triebes, wie bei dem Beifchlafe mit einer reifen Frauens⸗ 
perfon entſchuldigt wird, fondern vie tiefe Werborbenheit durch die 
Naturwidrigkeit feined Treibend und dadurch zeigt, daß er nicht 
durh ein jedem nicht ganz verworfenen Menfchen inwohnendes 
Gefühl der Achtung vor‘ ver Unfchuld und dur die Scheu vor 
der moralifchen Vernichtung eined Kindes von feinen gemeinen Bes 
firebungen abgehalten wird, während zugleich objectiv die Größe 
der Verſchuldung durch den Häufig in Bolge folcher frühen Uns 
zucht eintretenden Eörperlihen Nachtheil und noch mehr durch die 
Bewirkung fittlicher Verdorbenheit des Kindes gefteigert wird, Als 
fein ver Gefeßgeber darf durch ſolche Bälle allein fich nicht leiten 
laffen; er muß in, ven Kreid der Berechnung auch die Bälle, weit 
geringerer Verſchuldung ziehen, wo nicht felten in großen Städten 
Mädchen, die zwar noch nicht 14 Jahre alt find, frühzeitig unges 
möhnlich entwidelt, demjenigen, dem fle fi Hingeben, als reife völlig 
entwickelte Mädchen und nicht ald Kinder erfcheinen, Häufig felbft 
wegen früher Proftitution oder fonftiger Unftttlichkeit, um Geld zu 
verdienen, Männer reizen, ebenfo, wo 3. B. auch auf dem Lande 
unter niederen Ständen durch das enge, oft durch Armuth bewirkte 
Zufammenleben *) oder dur unbewachte, gemeinfchaftliche Arbei- 
ten mit jungen Männern, Teichfinnige oder freche Mädchen in ven 
Jahren des erwachenven Gefchlechtötrieb8 junge Leute verführen oder 
auf halbem Wege entgegen fommen, fo daß alle jene oben ange» 
führten bei der Schilderung ver ſchweren Bälle entſcheidenden Vor: 
ftelungen Hier nicht paſſen **). 


) Wir bitten die Fälle zu erwägen, mo bei ärmeren Leuten, auf dem 
Speicher die Mage und ziemlich nahe noch ber Lehrjunge ihre 
Sclafftätte haben. 

”*) Mir machen auf einen von Hrn. Affifenpräfidenten von Krämel 
im Archiv für preußifches Strafrecht I. S. 467 angeführten Fall auf- 
merkſam, mo ein Lehrjunge von 17 Jahren von einem 12jährigen 
gefchlechtlich jehr entwickelten Mäbchen, mit dem er auf dem Spei- 
cher fchlief, zum Beifchlaf verführt wurde. 
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2) Ein anderer Fehler liegt in gewiſſen Vermuthungen, von 
welchen die Geſetzgeber fo gerne ausgehen. Es iſt in einer großen 
Bahl von Bällen zu vermuthen, daß ver Mann der Verführer iſt 
und überhaupt die Bermuthung aufzuftellen, daß das Mädchen nicht 
wahrhaft einmwilligte, weil e8 ihr an Kenntniß des Actes und ber 
Folgen fehlt, fo daß der Gefeggeber annehmen kann, daß rechtlich 
wenigftend die Unmündige nicht einwilligte; allein in fehr vielen 
Bällen, wie wir fie eben zuvor anführten, paßt die Vermuthung 
nicht, da dad Maͤdchen die Verführerin ift und Häufig Förperlic 
und geiftig mehr ald der junge Mann entwidelt, recht gut weiß, 
was fie thut und will. 

3) Nicht zu billigen ift aber auch die Gleichftellung ver 
Unzucht mit Unmünpigen mit der Nothzucht; ver Geſetzgeber vers 
legt dadurch dad Volksrechtsbewußtſein, welches foldhe Fälle fcharf 
von der mit Gewalt verübten Nothzucht fcheidet, mwährend der Gr 
feßgeber dur eine Art von Fiction den Sat aufftellt, daß deb⸗ 
wegen, weil er annimmt, daß weil dad Mädchen feine wahre Eins» 
willigung rechtlich gab, die Ihat wider ihren Willen, wie bei ver 
Nothzucht, geſchah. Durch diefe Gleichſtellung ſchadet aber auch ver 
Geſetzgeber der nothwendigen Scheu vor dem ſchweren Verbrechen 
der Nothzucht, indem er dieſes Verbrechen mit Fällen anderer Ber« 
fHuldung zufammenmwirft und dadurch zu den harten Strafen ge 
bracht wird, welche in Bällen geringer Berfhuldung erfannt werden 
müflen, weil dad gedrohte Minimum der Nothzuchtöftrafe zu hoch 
geitellt iſt *). 

4) Borzügli zeigt ſich hier auch der Nachtheil, wenn ber 
Geſetzgeber die Begriffebeftimmung eined Verbrechens nad) gewifien 
Zahlen macht. Weil er ſich vermöge der Anhänglichkeit an alte 
Vorftelunegn die Mannbarkeit eines Mädchend an das 14te Jahr 
geknüpft dachte, fo erklärte er die Unzucht mit einem Mädchen unter 
14 Jahren als gleichftehend der Nothzucht. ine genauere Erkun⸗ 
digung würde aber den Geſetzgeber bald belehren, daf immer mehr 
die Mannbarkeit der Mäpchen meit früher (häufig mit 13 Jahren 
— 

*) In dem oben ©. 21 Note angeführten Falle zeigte ſich bie Härte 
der Strafe (im Minimum zwei Jahre Zuchthaus) recht auffallend. 
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und ſelbſt früher) eintritt, vorzüglich in großen Städten *), imo 
früher Genuß der geiftigen Getränfe, frühe Theilnahme an Gefell- 
f&haften, Theatern, frühe Lectüre aufregender Bücher die frühzeitige 
Entwidlung bewirkt, fo daß nicht felten Mädchen von 13, oder 
13'/, Jahren ald völlig gefchlechtlich entwickelte Perfonen von 16 
Jahren erfheinen. Kann in folden Fällen gerechter Weife der Ges 
feßgeber die Gründe entfcheiden laſſen, welche ihn bei ber Drohung 
der harten Strafe in Hinblid auf die ihm vorſchwebenden ſchweren 
Fälle Teiteten 2 

Es verdient eine ernfte Prüfung, ob nicht, zweckmaͤßiger ber 
Geſetzgeber dem Beifpiele der englifhen und franzöſtiſchen Gefehges 
bung folgen, und nur bei der Unzucht, welche mit Kindern unter 
12 Jahren getrieben wird, die firenge Strafe proben foll**). Das 
für fpricht, daß dadurch die eigentlich ſchweren Fälle, in denen bie 
oben angegebenen Rüdftchten die Strenge des Geſetzgebers rechtfer⸗ 
tigen, betroffen, aber zugleich die Schwierigkeiten in ver Rechtsan⸗ 
wenbung vermieden werben, welche da entftehen, wo das Gefeh jede 
Unzucht mit Mädchen unter 14 Jahren (alfo mit fo vielen entſchieden 
mannbaren) wie die Strafe der Nothzucht bedrohen will. 

Belehrend ift in diefer Beziehung die in Frankreich im Jahre 
1832 vorgefommene Verhandlung ***), in welcher ein Abgeorbneter 
vorſchlug, die Vorfchrift des Art. 331. Code penal auf Berfonen 
unter 15 Jahren auszudehnen, weil auch foldhe Kinder der Gefahr 
ber Verführung leicht audgefegt wären; allein der Antrag wurde 


“) Aber auch auf dem Lande kommen immer mehr folchye frühzeitige 
Entwicelungen der Mäbchen vor. 

*“, Der bayerifhe Entwurf v. 1853. Art. 206 beitimmt unter ber 
Rubrik: Mißbrauch zur Unzucht, daß ‚der, welcher ein Mädchen, 
welches das 12te Jahr noch nicht zurückgelegt hat, zum Beifchlafe 
mißbraudt, nad den Beftimmungen der Notbzucht geftraft werben 
fol. Nach den Motiven ©. 386 wird diefe Alterdgränge (die auch 
im bayer. ®efegb. v. 1813 vorkömmt) fehon gerechtfertigt dadurch, 
daß nach bayer. Eivilvecht Verehelihung mit Mädchen nad) zurück 
gelegtem 12. Jahre geftattet ift, 

“) Helie Thöorie du Code penal VI, p. 158. 
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abgelehnt, weil man ſich überzeugte, daß zwifchen dem Verhältniß 
der Kinder unter 12 J. und dann der Kinder unter 15 J. feine 
Gleichheit der Gründe befteht, die die Geſetzgebung bewegen könne, 
ſtrenge Strafen zu drohen. | 

Zieht der Gefehgeber vor, feinen Schub auch auf Perfonen 
bis zum 14, Jahre auszudehnen (meil häufig auch Kinder von fol 
cher Zartheit und unentwidelt, daß bei ven Angriffen auf ſte alle 
obigen Gründe paffen, Gegenftände des Mißbrauchs fein Fönnen), 
fo ift es Doch zu wünſchen, daß die Gleichftellung des Falles mit 
der Nothzucht vermieden, dad Vergehen vielmehr als ein beſonderes 
hervorgehoben, in dem Minimum auch mit geringeren Strafen bes 
droht, und daß eine Faſſung ded Gefees *) gewählt werve, melde 
der Gefahr vorbeugt, daß der Nichter nicht genöthigt wird, wegen 
der weiten Faſſung Bälle beftrafen zu müflen, in welchen die Gründe 
nicht paſſen, die ven Geſetzgeber leiteten. Die Hauptfache ift, daß 
die Rechtbanwendung von richtigen Grundfäßen audgehe. — In 
diefer Beziehung fei e8 erlaubt, noch auf einige Puncte aufmerkſam 
zu machen. 

1) Nah den oben mitgetheilten Entfcheivungen der oberiten 
Gerichte Defterreih8 und Preußens fann es als feftfiehend betrachtet 
werben, daß die Strafe des in Frage ftehenden Verbrechens nicht 
angenommen werben Tann, wo der Thäter nicht das Bewußtſein 
Hatte, daß die Perfon noch nicht 14 Jahre alt fei; denn wenn es 
an biefem Merkmale fehlt, ſchwebte dem Thäter nicht eine Perfon 
vor, mit welcher der Beifchlaf unter Strafe verboten ift und wo 
ihn von der Befriedigung feiner Lüfte mit ihr die Motive hätten 
abhalten follen, wegen deren Wirkſamkeit der Gefeßgeber die jonft 
erlaubte Handlung mit fohwerer Strafe bedroht. Es ift fein Dolus 
da, weil er feine Unmündige mißbrauchen wollte. Es enticheidet 
hier, wenn die obgleich noch nicht 14 Jahre alte Berfon nah ih 
ver Geftalt als eine voͤllig entwickelte mannbare Perfon ſich dar 
ftellte, Die Lehre vom thatfächlichen Irrthume, und fo gut Diefer 


*) Daher wählte man in Baden im Art, 336 den Ausbruck: welches 
das 14te Jahr noch nicht zurückgelegt hat und noch nicht mann« 
bar ift. 
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3. B. bei der Blutſchande entſchuldigt, wenn der Thäter nicht wußte, 
daß die Perfon, mit welcher er Beifchlaf übte, feine Verwandte 
war *), ebenfo gut muß dies bier der Ball fein. 

2) Mit Unrecht ftellten manche Staatdanwälte die Anficht 
auf, daß vermöge gefeglicher Vermuthung an das Äußere Merkmal, 
daß die Perfon nod nicht 14 Jahre alt war, die Annahme ge= 
fnüpft ift, daß fie nicht mannbar war. Eine ſolche Vermuthung 
würde ebenfo ven oben bemerften Lebensverhältnifſen, ald den Mo— 
tiven widerfprechen, aus welchen das Gefeh das Vergehen fchwer 
ſtraft. Auch in foferne follte man nicht von der geſetzlichen Ver⸗ 
muthung fpreden, daß wenn Jemand mit einem Mädchen. unter 14 
Jahren Unzucht treibt, die Vermuthung gegen ihn ſpricht, daß er 
wußte, daß fie eine Perſon fei, mit welder das Geſetz die Unzucht 
als ftrafbar erklärt; e8 muß über ven Beweid des Bewußtſeins nad 
den obigen Ausführungen entfchieven werden **). 

3) Die Straflofigfeit muß angenommen werden, wenn aud) 
der Thäter nur wahrfcheinlihe Gründe hatte, dad Mädchen für 
mannbar zu halten; daher wenn er nur zweifelte, und nicht völlig 
gewiß war, weil ver Dolus in dem Bewußtfein ded Dafeind eines 
gemwiffen Merkmals liegt, und bei vem Zweifeln feine scientia vor⸗ 
handen ift ***). 


*) E83 ift nicht wohl zu begreifen, wie man läugnen fonnte, daß ber 
Art. 44 des Preuß. Gefegb., ber Mar den Irrthum entfchulbigt, 
wenn bie Strafbarkeit von der befonderen Eigenfchaft ber Perfon 
beöjenigen, auf welcher fich die That bezog, abhängig war, auch 
im Falle des Art. 194. Nr. 3 anwendbar ift. Die Analogie ber 
Blutfchande entcheibet. 

**) Weber die Behandlung des Falles vor Geſchwornen ift in Frankreich 
felbft viel Streit. Der Caſſationshof hat (arret v. 1. Det. 1834) 
entfchieden, daß das Merkmal, daß bie Perfon noch nicht 11 Jahre 
alt wat, constitutive du erime fei, daher die Frage an bie Ge— 
ſchwornen auch darauf ausgedehnt werden müffe Helie VI. p. 160. 

”r*) Auch hieher gehört die Analogie von der Blutfchande In MWürt« 
temberg wurde bie Strafe des Verbrechens nicht auf einen Vater 
angewendet, welcher im Zweifel war, ob das Mädchen feine aufßer- 
ehelich erzeugte Tochter war. 
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4) Nie kann die Anſicht ver oben angeführten italieniſchen 
Gerichte gebilligt werden, welche den Angeklagten verurtheilen, weil 
er nicht die nöthigen Erfundigungen, ob die Perſon mannbar fel, 
anftellte, inöbefondere nicht über das Alter fragte. Es fteht eine 
ſolche Anſicht im Widerſpruche mit dem Volksrechtsbewußtſein, wenn 
ba, wo nad allen Zeugniffen das Mädchen allgemein wie ein 16- 
jährigeß erfchien, und wirflich menftruirt war, der Richter verlangen 
wollte, daß ver Thäter in Verbältniffen, in melden im Affect der 
Entfhluß und die Ausführung faft zufammen fallen, da mo ihm 
das entwidelte Mädchen gegenüberfteht, eine forgfältige Erfundi- 
gung anftellen follte. 

5) Ein ftarker Mißgriff aber war e8, wenn das Gericht Hier 
die Grunbfäße vom Dolus indireetus wegen Art. 1 des öfterreidhi- 
ſchen Gefeßb. anwenden wollte; denn in ver Voraudfegung, daß die 
Perfon ein mannbared (ald 16 jähriged erſcheinendes) Maͤdchen ihm 
gegenüberftand, hatte er ja Feine böfe Abſicht, und ſchwerlich konnte 
man dann behaupten, daß er etwas unternommen oder unterlaffen, 
woraus dad entflandene Uebel gemeiniglih erfolgt oder doch leicht 
erfolgen Fonnte. Un ein Mebel, wie e8 dem Gefehgeber vorſchwebte, 
fonnte der Thäter, der voraußfegen Eonnte, daß er mit einer mann⸗ 
baren Perfon zu thun hatte, nicht denken. 


(Bortfegung folgt.) 


II. 


Besbadytungen in Bezug auf das ſchwurgerichtliche 
Derfahren im Herzogthum YHaffau *). | 


Vom Staatöprocmrater Reichmann in Wiesbaden. 


Des Aſſiſenhof und die dißcretionäre Gewalt bes 
Affifenpräfidenten. 


Der Afliienhof fol aus einem Präftdenten, vier Nichtern und 
einem GSefretär zufammengefegt fein. Der Wräflvent des Caſſa- 
tionſshofs ernennt den Präfldenten des Aſſiſenhofs entweber aus 
den Mitgliedern des den Gaflationshof bildenden Oberappellationd- 
gerichtd , oder aus benjenigen bed betreffenden Hofgerichts, auß mel» 
den jedenfalld der Stellvertreter des Präfldenten und die 4 Michter 
genommen werben follen. 

Die Lehteren werden durch dad Roos dazu beſtimmt. Wei 
Bermeidung der Nichtigkeit des Berfahrend darf kein Mitglied des 
Griminalfenatd, welches bei Erkennung der Anklage mitgeflimmt 
hatte, Nichter im Affifenhof fein. 

Man wird auf den erften Blid erkennen, daß viefe Bor 
friften eine Nachbildung des Branzöfiihen Procefied find, mit 
dem Unterſchied jenoch, daß das Franzöftiche Berfahren eine andere 
Gerichtsorganiſation vorausſetzt, welche in Eleineren Ländern nicht 
wohl durchzuführen ift, wodurch denn Unzuträglichkeiten mancherlei 
Urt entflehen. 

Diefed zu berüdfichtigen und eine Einrichtung zu ſchaffen, 
welche den gegebenen BVerhältniffen anpaft, und dennoch dem Zweck 
entfpricht, dazu hatte man aber im Jahre 1848 Feine Zeit. 

In Srankreih ift der Aſſiſenhof ein Ausflug der dem kaiſer⸗ 
lichen Gerichtähof (Appellhof) hingewieſenen Bunctionen. Es follen 





*) Vergl. vor. Jahrg. Bb.I. Rr, XIX. u. XXVIII. dann BB IL Rei. 
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daher da, wo diefer Gerichtöhof feinen Sit hat, bei dem Aſſiſen⸗ 
hof au nur Mitglieder des Appellhofs thätig fein, und wenn die 
Aſſiſen an einem Drte gehalten werden, fo foll wenigftens ber 
Präfldent aus den Mitglievern jenes Gerichtshofs genommen wer« 
den. Daß nun der Präflvent des Appellhofs den Aflifenpräflden- 
ten ernennt, ift eine nothwendige Folge der ihm zuftehenden Lei- 
tung der Geſchäfte des Gerichtshofs. Aus gleichem Grunde fteht 
ihm auch die Ernennung der 4 Richter zu, wenn diefe aud feinem 
Eollegium genommen werben. Werben aber die Affifen an einem ande= 
ren Ort gehalten, als wo ber Appellhof reſidirt, fo gibt dad Tri— 
bunal 1. Inftanz feine vier älteften Mitglieder ald Aſſiſenrichter ab. 

Aus welchem Grunde konnte man nun dem Präfldenten des 
Eaffationshofs die Ernennung des Affifenpräftdenten übertragen? 

Der Safjationdhof Hat an den Verhandlungen, wenn nicht eine 
Nichtigkeltsbeſchwerde erhoben wird, gar Eeinen Antheil. 

Dem BPräfiventen dieſes oberften Gerichtähofs ift durch die 
ihm gegebene Stellung die Befugniß eingeräumt, in den Gefchäfts- 
freiß der Hof und Appellationdgerichte einzugreifen, indem er bes 
Viebig aus deſſen Mitglievern, felbft ven Director nicht: ausgeſchloſ⸗ 
fen, den Affifenpräfiventen ernennen Tann, ohne jedesmal in ber 
Lage fein zu müſſen, beurtheilen zu können, inwieweit gerabe ber 
befignirte Praͤfident ohne Nachtheil für vie Geſchäfte des Hofgerichtd 
biefen entzogen werben kann. 
| Anders würde es ſich noch verhalten, wenn der Präfldent 
des Aſſiſenhofs jedesmal aus den Räthen des Oberappellationdges 
richtd entnommen werden müßte. Es würbe alddann auch auf an« 
dere perfönliche Verhältniffe, welche bei der Ernennung von Ein- 
fluß find, mehr Rüdficht genommen werben können, da ver Präſident 
des Oberappellationdgerichtd die Räthe dieſes Gerichts beſſer kennt, 
als die eines ihm fernſtehenden. 

Das Oberappellationsgericht Tann aber bei feiner numeriſchen 
Zufammenfegung, welche im Uebrigen zu feinen Geſchäften aus- 
reiht, nicht Amal im Jahr zwei Mitglieder auf längere Zeit ents 
behren, und es würde daher eine Vermehrung des Perfonals nöthig 
werden, wenn der Präfident des Aflifenhofd aus ven Mitgliedern 
des erwähnten Gerichts ernennt werden müßte. 
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Es ift deßhalb denn auch nur einmal vahier vorgefommen, 
daß ein Oberappellationdgerichtörath Affifenpräftvent war, 

Bei und muß auch wieder das hlinde Loos entfcheiden, wer 
Richter im Aſſiſenhof fein fol. Wenn nicht gerade der Director 
oder der ältefte Richter zum Affifenpräfidenten ernannt worden war, 
fo fam es oft vor, daß im Dienftalter vorgehende Richter des Ei- 
vilfenats im Aflifenhof ihrem jüngeren Gollegen zur Seite ftanden, 
und eben fo au, daß oft gerade die jüngften Mitglieder des Hofe 
gerichts Richter im Affifenhof wurden. 

Erwägt man nun, daß gegen das Verfahren des Aiftfenprä- 
fiventen Recurd an den Aſſiſenhof ergriffen werben kann, daß aber 
auch der Afftfenpräftvent als folcher im Afftfenhof dad nöthige An» 
feben behalten muß, fo kann ed nicht von gutem Einfluß fein, 
wenn entiweber ber Präfldent der jüngfte unter den Mitgliedern des 
Hofs ift, oder wenn die Nichter nur die jüngften Beiftger des Hof⸗ 
und Appellationdgerichts find. | 

Die Ernennung der Richter fowohl wie des Präſtdenten follte 
meiner Anſicht nah nur als ein Ausfluß der Iandeöherrlichen Rechte 
durch dad Staatöminifterium Be wie die Ernennung aller an⸗ 
deren Richter. | 

Befürchtet man etwa bei ’einer ſolchen Vorſchrift unbefugten 
Ginfluß der Regierung auf die Strafrechtöpflege, fo kann dieſem 
dadurch Teicht abgeholfen werben, daß der Präfldent für ein halbes 
ober ganzed Jahr, und für viefelbe Zeitvauer die Richter ernannt 
werben und zwar jo früh, daß man noch nicht weiß, in welchen 
Bällen fie zu Gericht figen werben. 

Bei Schwurgerichten ift eben ohnehin ein folder Einfluß, 
wenn er überhaupt zu befürchten ware, am wenigſten geltend zu 
machen. 

Daß die Mitglieder des Criminalſenats, welche bei Erlaſſung 
des Verweiſungsurtheils mitgeſtimmt haben, nicht Richter im Aſſi— 
ſenhof fein dürfen, hat auch Nachtheile und offenbar wenigen Nutzen. 

Der Grund, warum fie audgeichloffen werden, liegt nur 
darin, daß man glaubt, fie könnten ſchon durch dad Verweiſungs⸗ 
urtheil praͤoccupirt fein, 

Ob man nun gerade von einem deutſchen Richter nach ge 
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machten Erfahrungen annehmen foll und darf, daß er in einem 
zweiten Abfchnitte des Berfahrend, wo ihm .auf eine ganz andere 
Art und Weife der Beweis geliefert wurde, nit von feiner frü- 
beren Anfiht wider beſſeres Wiſſen abgeht, will ich dahin geftellt 
fein laſſen, obgleih man ſelbſt in Frankreich die Mitglieder der 
Rathskammer, melde doh auch ſchon einen Beſchluß in ver Sache 
gefaßt Hatten, in derfelben Sache ſowohl im Zuchtpolizeigericht als 
im Aſſiſenhof ald Richter zuläßt. Allein in Frankreich müflen auch, 
wenn die Gejchwornen nur mit 7 gegen 5 für die Schuld ſich aud« 
ſprechen, die Mitglieder des Aſſienhofs ebenfalls über die Thatfrage 
abflimmen, wad bei und, wo die Geſchwornen mindeftend mit 8 
gegen 4 für die Schuld fih ausſprechen müflen, nicht vorfommt; 
in Frankreich kann daher ein Mitglied der Anklagefammer nicht 
wohl Richter im Aiftienhof fein. 

68 fann nun freilich der Fall eintreten, daß ver Aſſtſenhof 
im Fall einer Schulvigerflärung einftimmig den Ausfpruch ver Ges 
ſchwornen verwirft, und man kann entgegnen, daß, wenn die Ber- 
anlaffung dazu gegeben wäre, ein Mitglied des Anklageſenats nicht 
leicht den übrigen Mitglievern des Hofsd beiftimmen würde, weil 
daffelbe fhon für die Anklage geftimmt Hatte; allein für den nur 
jehe jelten eintretenden Ball, in welchem denn auch ven rechtöge- 
lehrten Richtern fehr Elare Gründe dafür vorliegen müflen, daß bie 
Geſchwornen ſich geirrt haben, und wo dann gewiß das Mitglied 
des Anklagejenats fich durch fein früheres Votum nicht wird ab⸗ 
halten laffen, mit ven anveren Richtern zu flimmen, jene Befchrän» 
fung eintreten zu laſſen, halte ich nicht für fo nöthig, um deßhalb 
die Zahl der Mitgliever ded Gerichts, welde in dem Aſſtſenhof 
Michter fein können, fo fehr zu befchränfen, vaß leicht ver Fall 
eintritt, wo Nichter von außenher beigezogen werben müfjen, ober 
dad man das Richterperfonal fehr vermehren muß. 

Das Hof⸗ und Appellationdgericht dahler beſteht aus einem 
Direstor und 11 Räthen und Affefforen. Fünf davon bilden den 
Griminalfenat, ſieben den Givilfenat. Wenn aus dieſen ver Präfls 
dent des Aſſiſenhofs und defien Stellvertreter genommen werben, fo 
bleiben fünf Mitgliever übrig, welche die Richter des Afftienhofs 
abgeben; werben zwei Ergänzungsriähter nöthig, fo fehlt ſchon ein 
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Richter; wir ein Urtheil des Aſſiſenhofs caffiet, fo iſt für ben 
neuen Afftienhof nur 1 Mitglied übrig, Eine Sache an den Als 
fifenhof in Dillenburg zu verweifen, hat wegen der Entfernung vie» 
ſes Gerichtöfiges bezüglich ver Zeugengebühren große Koften zur 
Bolge. 
In Dillenburg befteht das Perfonal des Hofe und Apellationd« 
gerichts aus nur 9 Mitgliedern, welche für die übrigen Gefchäfte 
ausreichen, Dorten müſſen jetzt ſchon regelmäßig Juſtizbeamte ale 
Alfkfenrichter zugezogen und ihren Geichäften entzogen werben. 

Man Eönnte num dafür, daß ein Richter des Aſſiſenhofß nicht 
bei dem Anklageurtheil mitgeftimmt haben dürfe, zwar auch anfühe 
zen, daß der Aſſiſenhof gewißermaagen eine Ayppellationsinftanz bils 
bet, da er troß des Verweiſungsurtheils und obgleih die Geſchwor⸗ 
nen ein Schuldig ausſprechen, ven Angeklagten losſprechen Fann, 
wenn er den Thatbeſtand eined Verbrechens nicht findet; und man 
kann bierbei allerdings mit Grund fagen, daß dad Mitglied des 
Unklagefenats für feine Anflcht eingenommen fein werde, allein ge 
gen ein Urtheil des Aſſiſenhofs Tann Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben 
werden, wenn dad Strafgefeh fehlerhaft angewendet worden ift; 
und es ſteht biefem Einwand auch dad Verhältni mit dem correc« 
tionellen Strafgerihtöhof entgegen, in welchem auch ein Mitglied 
der Rathskammer Richter fein ann. 

Don felbft dagegen verficht es ſich, daß der Aflfenpräftdent 
nie bei dem Verweiſungderkenntniß mitgeftimmt haben darf; wiefes 
folgt aud Der ganzen Stellung, welche er einnimmt. 

Wenn man den öffentlichen Verhandlungen längere Zeit bei⸗ 
gewohnt hat, fo macht es einen eignen Eindruck, daß neben dem 
. Alffenpräfiventen 4 Richter fungisen, welche in den meiften Fällen 
erfi dann in Thätigkeit treten, wenn bie Geſchwornen den Ange 
Elagten für ſchuldig esflärt haben. 

Mir will es feinen, als ob zur gründlichen Verrichtung dev 
dem Aſſiſenhof hingewieſenen Bunetionen, ſowohl bezüglich der an 
denſelben gelangenden Mecurfe im Verfahren, als zur Ausmeſſung 
der Strafe auf den Grund des Ausſpruchs ver Geſchwornen neben 
dem Präfidenten nur zwei Richter nöthig fein. 

Es kann nicht befiritien werden, daß einem jeben Unterſu⸗ 
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chungsrichter und fodann auch einem Afftfenpräftdenten, deren ge= 
meinfchaftlihe Aufgabe es ift, die Wahrheit zu erforfchen, durch 
dad Geſetz nicht jeder Schritt vorgefchrieben fein kann, welden ſie 
thun müffen over dürfen: ed muß ihrer Weisheit und Erfahrung 
überlaffen bleiben, was in dem einzelnen Fall zur Ermittelung der 
Wahrheit zweckmäßig erfcheint, und das Gefeß kann ihnen nur 
unterfagen, eine Handlung vorzunehmen, welche vom Geſetz verbo- 
ten if. Ein Recurs gegen eine Verfügung oder Handlung bed 
Präftdenten an den Aſſtſenhof kann daher auch nur da flatthaft fein, 
wo der Bechwerbeführer fi auf dad Gefeh beziehen kann; imo die— 
ſes aber ſchweigt, kann der Hof, auch wenn er anderer Anficht wie 
der Präflvent iſt, dieſen nicht zwingen, fich feiner Anſicht zu ent- 
[lagen und die des Hofs zu befolgen. 

Unfer Gefeg jagt denn auch, daß der Afftfenpräftdent die 
größte Sorgfalt auf die Entdeckung der Wahrheit zu verwenden, 
daß er zu dieſem Zwecke auf den Antrag des Staatdanwaltd, des 
Angeklagten, deſſen Vertheidigers, der Gefchwornen, alle geſetzli— 
hen Mittel anzuwenden Habe; daß er im Laufe des Verfahrens 
Jeden vnorfordern und vernehmen, auch neue Beweidmittel beibrin- 
gen laffen könne, welde ihm zur Aufklärung ver Sache geeignet 
Heinen, 

Die auf ſolche Weile vorgeforverten Perfonen follen aber fei- 
nen Eid leiften, fondern nur ald zur Auskunft dienend betrachtet 
werben. 

Diefe dem Bräftventen verliehene Macht hat inveflen, fo ges 
rechtfertigt fie auch ift, in der Anwendung fchon zu vielen Debatten 
Beranlafjung gegeben, welche hauptfähhlich darin ihren Grund hat— 
ten, daß das Geſetz fich wieder mit dem allgemeinen Ausdruck bes 
gnügte: gefeglihe Mittel, ohne diefe in den Vorſchriften über 
dad Verfahren fo genau zu bezeichnen, daß man beurtheilen kann 
ob nicht der Aſſiſenpräſident weiter gehe, ald dad Geſetz es erlaubt. 

Es Fam diefe Unbeftimmtheit des Geſetzes am meiften zur 
Sprade, wenn e8 fih um die Benußgung von Beweißmitteln han 
velte, welche in der Vorunterſuchung erhoben worden waren, auf 
welche aber ver Anklagefenat in feinem DVerweifungsurtheil bei Be 
flimmung der Zeugen, welche vorgeladen werben jollten, feine Rück— 
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ſicht genommen hatte, oder wenn Zeugen nicht fiftirt werden 
konnten. 

Der Ball kann Teicht vorfommen, daß der Anflagefenat mit 
vollem Recht die Siftirung eines in der Vorunterfuhung vernom⸗— 
menen Zeugen zur mündlichen KHauptverhandlung für überflüffig 
hält, deſſen Bernehmung aber doch nöthig wird. Es mag vieles 
ein Beifpiel erläutern. j 

In einem Wirthshauslokal entfteht ein Streit und wird Je 
mand todtgeftochen. Der Unterjuhungsrichter ermittelt, daß zwei 
Perfonen, welche in den Streit gar nicht verwicelt waren, um bie 
Zeit, wo derſelbe ftattfand, in dem Wirthshauſe geweſen feien. 
Der eine Zeuge fagt aus, daß er in dem Garten vor dem Haus 
ich aufgehalten Habe, und Nichts über die Sache bezeugen kön— 
ne; daß aber der andere Zeuge in feiner Gefellfchaft geweſen, und 
zur Zeit des Streited in dem Haufe gewefen ſei. Diejer zweite 
Zeuge legt nun Zeugnif über die That ab, welche er mit angefe- 
ben hatte. Der Beihuldigte Täugnet in der WVorunterfuhung Als 
led und läßt jih auf feine Erläuterung ein. In der mündlichen 
Verhandlung fchlägt er einen anderen Weg ver Vertheivigung ein, 
er behauptet, jener Zeuge der That fei gar nicht an Ort und Stelle, 
fondern an einem anderen Orte geweſen. Er bringt dafür einen Zeus 
gen, welcher ven fraglichen Zeugen, an jenem Tag (aber wie e8 ſich 
zeigt zu einer anderen Zeit) an einem anderen Ort gefehen hatte. 

Der Zeuge, welcher wie oben erwähnt, in Gefellihaft des 
. fraglichen Zeugen im Wirthöhaudgarten geweſen war, ift nicht vor» 
geladen worden, denn er wußte ja Nichte. Er kann auch in der 
mündlichen Hauptverhandlung nicht mehr ftftirt werden, weil er ab« 
weſend ift. 

Darf nun deſſen fchriftliche Depofition als Zeugniß gegen den 
Angeflagten benugt werben? 

Daß diefed zur Aufklärung der Sache nothwendig ift, wird 
Niemand bezweifeln. Wenn es nun dem Präſtdenten erlaubt ift, 
die ſchriſtlich, Ausſage des abweienden Zeugen den Geſchwornen 
befannt zu machen, wo findet fih alsdann die Grenzlinie in der 
discretionären Macht vefielben bezüglich der Benugung ver in den 


Arten der Vorunterfuhung liegenden Zeugenausfagen.? 
Der Gerichtöfaal. Heft VII. 1854. 
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In der erften Zeit machte ſich dad Princip geltend, daß die 
Gefhwornen nur auf mündlihe Zeugenaußfagen urtheilen follten. 

In einem Balle, wo gelavene Zeugen wegen Krankheit aud- 
geblieben waren, eine Bertagung der Sache aber nicht für zwed« 
mäßig erachtet wurde, entichied der Affifenhof, daß das BVorlefen 
der Protocolle über die frühere Ausfage unftatthaft ſei. Das Geſetz 
übergeht die Brage mit Stillfchweigen. 

In einem anderen Falle war ein Zeuge nad America audges 
wandert, Weil nicht nachgewiefen werben fonnte, daß Schritte ger 
ſchehen ſeien, venfelben von America aus zu jifliren, murde das 
Borlefen feiner früheren Ausfage nicht zugegeben. 

Sehr bald zeigte fich aber dad Zweckwidrige dieſer Praris, 

Ein Hauptzeuge in einer Sache war geftorben., Es murbe 
nun entfchieden, daß deſſen Ausſage vorgelefen werden mußte. 

In einem anderen alle konnte ein aus Böhmen gebürtiger 
Zeuge, welcher in der Vorunterfuhung von dem Unterfuchungsrichter 
vernommen worben war, nicht fiftirt werben, weil fein Aufenthaltd« 
ort nicht zu ermitteln war. Der Bertheiviger widerfegte fich dem 
Borlefen ver Ausfage, die Sache wurde auf vie nächſte Quartald- 
figung vertagt, auch jegt fonnte der Zeuge nicht fiftirt werven, und 
nun entfchied der Afliienhof, daß wenn auswärtige Zeugen nicht 
geftellt werden fönnten, die Protocolle über ihre Bernehmungen 
vorgelefen werden follten. 

Diefed war um fo nöthiger, ald wie ſchon früher angeführt, 
jelbft von vielen veutfchen Bundesftaaten die zwangsweiſe Siftirung 
ihrer Staatdangehörigen zur Zeugnifablage abgelehnt wird, und 
häufig Bälle vorfommen, wo ſolche Zeugen nur unter ber Bedin- 
gung ſich ftellen wollten, daß ihnen übermäßige Reiſekoſten vergütet 
würden. . 

Wenn ich nicht irre, fo gilt in einigen Staaten Nordamericad 
der Grundfaß, fremde Zeugen zu verhaften, damit fle zur Ver—⸗ 
handlung fiftirt werden koͤnnen. Darin liegt wenigftend Gonfequenz, 
wenn das Princip fich auch fonft nicht rechtfertigen läßt. 

Solange die verfchienenen deutſchen Staaten fih nicht gegen» 
feitig verpflichten, ihre Angehörigen vor andere deutſche Gerichte zu 
fiftiren, jo lange wird die Nothwendigkeit beftehen, von ſchriftlichen 
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Zeugenaudfagen Gebrauch machen zu müffen, und au, wenn dies 
ſes Hindernig befeitigt wäre, fo würden oft die durch die Siſtirung 
folher Zeugen entſtehenden Koften fo groß fein, daß es nicht zu 
verantworten wäre, wenn man die fehriftlichen Ausſagen nicht bes 
nußen dürfte, 


Sehr oft blieben geladene Zeugen wegen Krankheit oder auß 
anderen ähnlichen Urfachen aus. Um eine Bertagung der Sache zu 
umgeben, wurben mit Zuftimmung des Angeklagten die Protocolle 
über die frühere Ausſage verlefen. 


Wenn diefed dem Geſetz nicht entgegen ift, fo muß auch in 
anderen Bällen, wo ſich die Nothwenvigfeit dazu ergibt, dieſes ges 
fhehen können, oder e8 muß ftetd unterbleiben. Bon der Willkür 
der Parteien jollte e8 nicht abhängig gemacht werben, 


Es follte daher in dem Gefeh beftimmt fein, in welden 
Fällen von fchriftlicden Zeugenausfagen Gebrauch gemaht werden 
darf, flatt daß dad Gefeh nur allgemein fagt, der Aflifenpräftdent 
babe alle gejeglichen Mittel anzuwenden, um die Wahrheit zu er⸗ 
forſchen. — 

Es gab nun au zu Didcuffionen Veranlaffung, ob ver Ale 
fifenhof zu entfcheiden habe, wie weit der Präflvent gehen dürfe. 
Anfangs glaubte fih der Hof berechtigt, die Ausübung der dDidcre 
tionären Gewalt ded Präfiventen durch feinen Ausſpruch befchränfen 
zu fönnen ; fpäter änderte ſich dieſe Anſicht, und ver Hof entſchied, 
daß er darüber nicht zu erfennen Habe. 

Dieſes ift auch gewiß dad Wichtigere. 

Der Präftdent fennt die Acten ver Vorunterfuchung, er Tann 
beurtheilen, was aus verjelben zur Aufklärung entnommen werben 
fann und muß. Im diefer Lage befindet fich aber der Affifenhof 
nicht, welcher nur entjcheiden kann, ob eine in Antrag gebrachte 
Handlung dem Geſetz entfpricht, nicht aber, ob fe zweckmaͤßig iſt. 
Wenn ver Präflvent überzeugt ift, daß die Handlung zur Auffläs 
rung der Sache nöthig fei, jo müßte er fie dennoch vornehmen, 
auch wenn der Hof anderer Anſicht wäre. 

Der Präftdent kann aber auch zu weit geben, er kann bie 
in Antrag gebrachte Borlefung eined Protocolls geftatten, und bie 

3 * 
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Benugung eined anderen Protocolld, welches das Erftere erläutert, 
verweigern. Wo findet fih num Schuß dagegen? 

Neue Zeugen, welche der Präftvent vorfommen läßt, follen 
nur ald Ausfunftsperfonen unbeeivigt abgehört werden. 

Diefed erfolgte öfterd; dieſes Verfahren hat aber auch jeded- 
mal einen eignen Einprud auf mich gemacht. Was heißt ed denn: 
zur Auskunft? Als wenn die Gefwornen verpflichtet wären, 
einer ſolchen Perfon nur einen Viertels- oder halben Glauben zu 
fhenfen, und danach ihre Leberzeugung von der Schuld oder Un— 
ſchuld einzurihten. Wenn es nöthig ift, daß die Zeugen beeidigt 
werben, fo muß dieſes auch bei ven jetzt fo genannten Auskunfts- 
perfonen geichehen. 

Iſt ein folder neue Zeuge eine dem Präfldenten und ven 
Parteien ganz fremde PBerfon, über veren perfönliche Berhältniffe 
und Glaubwürdigkeit feine Nachricht zu erhalten war, fo erfcheint 
ed nicht gerechtfertigt, denfelben überhaupt zu vernehmen, und es 
den Geſchwornen zu überlafien, vemfelben zu glauben oder nicht. 
Konnte man fih aber noch vor der Abhör über feine perfänlichen 
BVerhältniffe informiren, fo ericheint er hiernach entweder ald ein 
zuläffiger oder unzuläffiger Zeuge. Im erfteren Balle kann ver Bes 
eidigung nicht entgegenftehen, daß der Zeuge fo fpät erft ſiſtirt 
wird. Es Handelt fich ja um die Ermittelung der Wahrheit, 

Es heißt freilih im Gefeb: Zeugen, melde im Verweiſungs⸗ 
urtheil nicht genannt, und mweldhe von dem Staatsanwalt nicht 24 
Stunden vor ihrer Abhör dem Angeklagten oder von biefem dem 
Staatdantwalt befannt gemacht worden feien, dürften bei erfolgenvem 
Widerſpruch nicht vernommen werden. Ohne Zweifel ift dad Motiv 
zu dieſer Beftimmung in der Befürchtung zu finden, daß fchlecdhte 
Zeugen zu leicht noch fiftirt werden fünnten, wenn der Gegner feine 
Zeit hätte, Erfundigungen über dieſe einzuziehen. Diefem fteht 
aber entgegen, daß auch ein Zeitraum von 24 Stunden oft nidht 
binreiht, Nachrichten einzuziehen, felbft wenn ber Zeuge aus dem 
Inland ift. 

, Würde es im Geſetz heißen, daß der Präftvent nur foldhe 
Berfonen ald Zeugen noch vernehmen dürfe, welche nad dem Schluß 
der Vorunterfuhung fiftirt würden, von weldden ver Producent 
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gleichzeitig Nachrichten über ihre perfönlihen Verhältniſſe und 
Glaubwürdigkeit beibräcdhte, fo würden ver Staatdanwalt fomohl 
wie der Angeflagte fih bemühen, frühzeitig genug folde Zeugen 
zu ermitteln. Seht dagegen werben fehr häufig von den Vertheidi— 
gern noch fehr furz vor dem anberaumten Termine Zeugen benennt, 
welche fo fremd wie Ausfunftsperfonen find. 

Es gibt allervingd Perfonen, welche nicht als Zeugen beei- 
digt werden können, z.B. Verwandte bei erfolgendem Widerſpruch; 
folhe, melde in der Borunterfuhung mit befchuldigt waren, aber 
wegen nicht genügenden Beweifed außer Verfolgung gefeßt wurden, 
deren Vernehmung aber nicht umgangen werben fann. 

Der Grund, warum diefe Perfonen nicht beeidigt werben, 
liegt jedoch in den beſonderen Beziehungen derjelben zu dem Ange— 
Flagten oder zu der That felbft, und eine Beeidigung derſelben wird 
ihre Glaubwürdigkeit nicht vermehren, es ftehen viefe Daher nicht 
mit den f. g. Ausfunftöperfonen auf einer Linie. 

Ich bemerkte oben, daß ed nothwendig fei, in dem Geſetz 
ausdrücklich zu beflimmen, in welchen Fällen ver Präſtdent das 
Recht Habe, von fihriftlihen Zeugenausfagen aus der Vorunterfus 
hung Gebrauch zu machen, ed könnte aber auch wohl daneben dem 
Anklagejenat noch die Befugniß eingeräumt werden, zur Normirung 
des Bemweidverfahrend in dem Berweifungdurtheil zu beftimmen, 
welche PBerfonen zur mündlichen Hauptverhandlung zu laden jeien, 
und von. weldhen fchriftlichen Ausfagen Gebrauch gemacht werden 
foll, ohne daß die Zeugen fiftirt werden müßten. 

Es wäre alddann nicht nöthig, fo oft eine Menge Zeugen 
mit großen Koften zu fiftiren, welche nur über Nebenpuncte Zeug» 
niß ablegen follen, und mit welchen ver Angeklagte nicht im Wi- 
derſpruch fteht, deren Zeugniß aber jett fehr Teicht verloren gehen 
fann, wenn fie nicht erfcheinen, da die dißcretionäre Gewalt ded 
Präftventen nicht hinreicht, dieſem Verluſt vorzubeugen. 

Wenn ed überhaupt nicht umgangen werden kann, von fchrift- 
lihen Zeugenausfagen Gebrauch zu mahen, fo wird man auch ei- 
nem folchen Verfahren nicht vorhalten können, daß das Princip der 
mündlichen Verhandlung zu fehr beeinträchtigt würde. 

Sollten der Staatsanwalt oder der Angeflagte Gründe vor= 
bringen, aus melden die Nothwendigkeit der Siftirung folder 
Zeugen hervorgeht, fo müßte ver Affifenpräftdent dad Recht behal- 
ten, diefe Zeugen noch vorladen zu laffen, müßte dieſes auch ohne 
Antrag der Parteien von Amtöwegen thun dürfen. 


II. 


Aus den Erfahrungen eines Bertheidigers über 
das bayerifche Strafproceßgefeh vom 10. Mov. 1848. 


Dom Rechtsconcipient Hänle zu Würzburg. 


$. 1. Der Titel dieſes Auffaged beutet bereits die Richtung 
und die Abſicht desfelben an. Alles das, was hier gefagt werben 
fol, iſt vorzugäweife vom Standpunkte eines Vertheidigers 
gefagt, und ver DVerfafler überläßt es der Würdigung des jurifti- 
fhen Publikums, in wiefern dieſe aus dem eben angeführten Ges 
fihtöpunfte und in Diefem Intereffe nievergelegten Bemerfungen als 
ein befcheidener Beitrag zu der demmächftigen Reform unferer Straf« 
proceßgeſetzgebung gelten mögen. Was ihn aber zu der Hoffnung 
ermuthigt, daß troß dieſes vorherrfchenden Stanppunftes der Auf- 
fa im Intereſſe ber Gerechtigkeit einige Beachtung wirklich ver— 
diene, ift die Wahrnehmung, daß eben die Vertheidigung des An— 
geflagten, troßdem daß die bayer. Gefeßgebung ihr gefetlich gleiche, 
ja faft größere Berechtigung wie der Anklage geftattet, bei genauer 
Betrachtung der Dinge factiſch gegen die Anklage mannigfach im 
Nachtheile iſt. Sie ift ed ſchon aud ver Natur der menfchlichen 
Dinge und wird es gerade deshalb unter jeder Gefeßgebung blei— 
ben. Aus der Natur der Dinge folgt, daß der Menſch eher das 
Böfe ald dad Gute von feinem Nebenmenfchen, beionders aber von 
einem Angeflagten glaubt; daß dad Wahrfcheinlihe*) bei dem be— 
fien Willen des Richter an die Stelle ver Wahrheit tritt und des— 
halb fogar treten muß, weil eben eine mathematische Gewißheit über 
Thatfachen felten, über Gefinnungen und Abfichten fich menjchlich 
faft nie erreichen läßt. Dazu kömmt, daß jeves Mitgliev der bür- 


*) Und doch ift zumeilen bie Wahrheit unmahrfcheinlid. Merric in 
der Bertheibigung Webſters: Mirklichkeiten find fonderbarer als 
Fictionen. D. V. 
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gerlichen Geſellſchaft, wenn derfelben durch eine Gräuelthat eine 
große Unbill zugefügt wurde, fih unwillkürlich als Partei 
fühlt, und endlich, daß das in jedem unverborbenen Menfchen Ie= 
bende Nechtöbewußtfein bei der Beurtheilung eines ſchweren Ver— 
brechen zu einer Verurtheilung drängt, damit dad Verbrechen nicht 
ohne Sühne bleibe. Chair d'Eſtange's fagte in feiner Vertheidi— 
gungsrede von La Roncidre mit vollfommnene Rechte: „Die In— 
quifttion, meine Herren, hatte den Grundſatz, ie ſcheußlicher ein 
Berbrechen fei, deſto weniger bepürfe ed der Beweiſe zur Verur⸗ 
theilung. Wir finden biefen Grundſatz feltiam und gefährli; aber 
wir Alle geben demjelben unwillfürlih nad, wenn uns ein großes 
Verbrechen erzählt wird. Wenn wir erfahren, daß ein fchredliches 
Attentat auf ein unfchuldiges Opfer verübt worben ift, fo nimmt 
Jeder Partei für dad Opfer, und je eoler wir Denken, deſto blin- 
der ift unfere Entrüftung.* — Wenn auch aus unferem Strafgefeb- 
buche von 1813 die praesumtio doli heraus geftrichen ift, fo ift 
fie Doch damit nicht aus dem Herzen der Menfchen heraudgeftrichen. 
Eine auch nur oberflächliche Betrachtung faft jeden Eriminalproceh- 
ſes in allen Ländern wird darthun, daß ver Angeflagte mit dem 
Augenblide, wo er ald verbädhtig erflärt wurde, fih gezwungen 
fieht, für die unbedeutendſte entlaftende Thatfache ſich nach Bewei- 
fen umzufehn und daß, wo nicht die Zeugen Hinter und neben ei» 
ner ſolchen Thatſache ftehen, fie ihm felten geglaubt wird. Kat 
nun gar der Angeflagte nicht immer die Wahrheit in feinen Ders 
nehmungen gefagt und da und dort einen Umftand in ein falfches 
Licht zu rüden geſucht, ſo trifft ihm als eiferne furchtbare Conſe— 
quenz, daß ihm gar nichts geglaubt und daß jeder Umſtand zu ſei⸗ 
ner Entlaftung, den er nicht bemeifen kann, als nicht gegeben bes 
trachtet wird, Bei Bränven liegt der Gedanke an einer Entſte— 
bung durch Zufall oder Unvorfichtigfeit gerade in unferer Zeit fehr 
nahe und dennoch wenn gegen einen wegen Branpftiftung Ange— 
Flagten mehrere Indicien fprechen, fo wird man von ihm unwillfürs 
lich den Nachweis verlangen, daß das Feuer nicht angelegt wurde, 
wird man von ihm wiffen wollen, durch welchen ver vielen und 
unberechenbaren Zufälle das Feuer heraudgefommen fe. Es if 
menjchlid und erfahrungsgemäß, daß wenn einmal der Schein auf 
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Jemand Taftet, man nicht ſowohl dad Weſen dieſes Scheined unter» 
fucht, ald von tem, gegen den er zeugt, verlangt, er folle bewei— 
fen, daß diefer Schein nicht Wirklichkeit fei. 

Wie nun vom pfschologifchen Standpunfte aus immer der 
Angeklagte aus den eben angegebenen Gründen in einer mißlicheren 
Stellung ſich befindet, fo ift als poſitiver Grund in dieſer Bezier 
bung auch noch der zu nennen, daß mit der Ausführung der Ans 
klage der Anwalt der Krone betraut ift, ein Mann, melden bie 
Würde des Staatdamted umfleidet, während die Vertheidigung von 
einem Nichtbeamteten, zuweilen von Perſonen geführt wird, die 
nad ihrer Stellung und nah ihren Kenntniffen ſich dem Träger 
der Anklage gegenüber untergeorbnet fühlen. Es kann dieſes nicht 
völlig außer Anfchlag bleiben, um fo weniger als daraus folgt, 
daß die Anklage von Berfonen aufgeführt wird, welche vermöge ib» 
red Amtes ausfchlieplih oder doch vorzugsweiſe mit diefem Theile 
der Jurisprudenz fich beichäftigen, während vie Vertheidigung in 
der Megel an Perfonen gegeben werben muß, die fih nicht in ei- 
ner ſolchen Lage befinden. 

Diejed hängt nun mit einem Bunbamentalprineip aller dem 
franzöftfchen Gefege nachgebildeten Strafproceßordnungen zufammen, 
allein nicht dieſem Prinzipe entſprechend ift Die Anficht, die da und 
dort in ber Literatur geäußert wird und bie der Vertheidigung nicht 
minder fchadet, daß die Anklage Sache des Staated, nicht aber die 
BVertheivigung Sache ded Staates jei. So meint der frühere Ober— 
ſtaatsanwalt v. Bertrab (Gerichtöjaal für 1852 1. S. 175), daß 
dem Angeflagten und dem Bertheiviger deshalb Fein unbedingtes 
Eragereht gegeben werden folle, weil wegen des „vorwaltenden 
Privatintereffes“ leicht Abfchweifungen und Ungehörigfeiten 
zu befürchten fein; jo ſpricht v. Haynau feine Befürchtungen 
wegen Einführung des Kreugverhüres u. U. dahin aus, daß ein une 
geübter Verteidiger Ungehörigkeiten begehen könnte und fährt fort: 
(S. 4) „Breilih kann auch ein ſolches Verfahren bei den durch 
den Präfiventen geleiteten Berhören vorfommen; allein dabei ift zu 
berücfichtigen, daß die Wahl ded Präflventen der Staatsgewalt, 
die des Vertheidigers dem Angeklagten, öfter& fogar vem Zu— 
falle (!), wenn ein Vertheidiger nach einem Turnus beigeorbnet 
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wird, anheimfällt, und es kann der Staat, welchem es wahrhaft 
um dad Gedeihen der Schwurgerichte zu thun ift, nur wirkl ich 
brauchbare Präfidenten beftellen.“ Alfo folled dem Staate 
weniger daran liegen gute Bertheidiger und gute Bertheidigungen 
zu haben, ald gute Präftdenten ! 

Derartige ‚Anftchten flimmen gewiß nicht zu einer richtigen 
Auffaffungsweife des Anflageverfahrene. Bei jedem Strafproceffe 
ſtehen zwei heilige Interefien des Staated, daß ein begangened Bers 
brechen gefühnt, daß aber auch fein Unfchulbiger geftraft werde, 
fih gegenüber, Weil man nun erfannt hat, ‚daß die Verfolgung, 
die Unterfuhung des Angeklagten und der Schuß desſelben nicht 
wohl in eine Hand gelegt werden kann, hat fie der Staat an ver- 
fhiedene Perfonen übertragen, die aber alle im Intereffe der Ge— 
rechtigfeit handeln *) und handeln müſſen. Anftchten wie vie oben 
angeführten müffen dazu beitragen, dad Inftitut der Vertheivigung 
berabzumürbigen, es als etwas blos Formelles oder gar ald etwas 
Schädliches hinzuſtellen. 

F. 2. Nach dieſen allgemeinen Andeutungen, die nur darauf 
berechnet ſein konnten, nachzuweiſen, wie immer die Vertheidigung 
ſchlimmer geſtellt iſt, als die Anklage, erlaube ich mir auf einzelne 
Punkte aufmerkſam zu machen, die ſchon jetzt durch eine mildere 
Praxis, ober in einer künftigen Geſetzgebung einige Erleichterung 
des Angeklagten herbeiführen könnten. 

Während ded Stadiums der Vorunterſuchung iſt ver 
Angeklagte nach unſerer beſtehenden Geſetzgebung ohne allen Recht» 
beiftand mit Ausnahme deſſen, der ihm in der Perfon des Unter⸗ 
fuhungsrichters jeltft wird, Im neuefter Zeit Hat die Wiffenfchaft 
vielfach darauf hingewieſen, daß bei der Ausbildung ded Geſchwor⸗ 
neninftitutd in manchen Beziehungen England uns ein befjeres Bor- 
bild biete als Branfreich, und diefe Frage wurde inlDeutjchland **) 


*) Ideell genommen, ift der Staatsanwalt Vertreter des Geſſetzes 
und ber DVertheidiger Vertreter der Unſchuld. Jagemann in 
„Seh Gebote für bie öffentlichen Ankläger.* 

*5) Das Züricher Strafprocefgefeß, das befanntlic dem englifhen — 
amerifanifchen — Spfteme nachgebilbet ift, gibt dem Angefchuldig- 
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bereitö praftifch vurch Profeffor Keller, der bei den Verhandlun⸗ 
gen, welde in ven preußifchen Kammern über die Verordnung 
vom 3. Ian. 1849 ftattfanden, auf das wärmſte einige aus dem 
englifchen Nechtöleben herüber zu holende Beſtimmungen bevorwor⸗ 
tete. Was nun fpeciell die Beziehung eines Vertheidigers zur Vor⸗ 
unterfuchung betrifft, fo hat das Naffauifche Geſetz, nach dem eng⸗ 
liſchen Vorbild, bereits Beftimmungen hierüber getroffen. Mit vem 
Anfange der Unterfuhung kann ſich der Angefhuldigte in Naffau 
einen Vertheidiger beftellen, ver geeignete Anträge und Beſchwer— 
den über ungerechtfertigte Einleitung der Unterfuhung, über Ber: 
zögerung berfelben,, über verweigerte Aufnahme von Entlaftungdbe- 
weismitteln, über die Behandlung des Angeklagten bei dem Unter— 
fuhungsrichter und bei dem Ankflagefenat anbringen Tann. Der 
verhaftete Angeklagte darf ſich mit feinem Vertheidiger unterreden, 
jedoch bis zum Schluffe der Vorunterfuhung nur im Beifein einer 
Gerichtöperfon, auch hat er fchon in dieſem Stadium die Afteneinftcht, 
wenn auch nur infofern es der Unterfuchungsrichter für unbedenk⸗ 
lich findet. Gegen Bertheidiger, die ihre Stellung mißbrauchen, 
find firenge Strafen angebrobt (Art. 70—74). Durd) eine foldhe 
Einrihtung möchte dem Intereffe ver Anklage wie des Angeklagten 
gleicher Maaßen gedient fein, und ed wurden bis jebt feine Stim- 
men laut, die darüber geklagt hätten, daß dadurch die Unterfuchung 
ungebührlich verfchleppt oder zu früh zur Offenkunde fomme. Ich 
Ienfe ferner die Aufmerkfamfeit auf einen damit zufammenhängenven 
Punkt, auf die Verhaftung des Angeflagten. Diefer hat 
zwar bei und gegen ven erlaffenen Verhaftbefehl ein Beſchwerderecht 
an bad zuftändige Kreids und Stabtgeriht, allein gegen den Be— 
ſchluß dieſes Gerichtes Fein weitered Nechtömittel *), Wenn man 
nun bedenkt, wie vehnbar die Beftimmungen unſeres Geſetzes über 
Berhaftung und proviforifche Verhaftung find **), wenn man wei 


ten ſchon in der Vorunterfuchung mehrfache Reht. Bol, Rütti- 
mann: bad Züricher Strafverfahren zu $. 121. 

) Situngdberichte Band 4. ©. 258. 

*“ Im Artitel 114 Theil II. unfered Strafgeſetzbuches der Ausdruck 
hinreichender Beſitz“ oder ordentliches „fteted" Gewerbe; im Artis 


Bon Haͤnle. . 


ter erwägt, daß bei ſchwereren Verbrechen die Vorunterfucdhung 
eine längere fein, gegen das Erfenntniß nicht allein vom Angeflag- 
ten, ſondern auch vom Staatdanwalte Berufung und dann Nice 
tigfeitöbefchwerbe ergriffen werben kann, fo wird man mohl zuge- 
ben, daß ed gut fei, wenn dad Mecht einer Berufung gegen einen 
folhen die Beichwerde wegen Verhaftung verwerfenden Beſchluß des 
Kreid- und Stadigerichted ermöglicht . werde. Daß hiedurch die 
Borunterfuhung einigermaaßen verzögert wird, Tann deßhalb nicht 
“in Anfchlag gebracht werben, weil ja der Angeflagte, der durch 
die Verzögerung am meiften in Nachtheil nerfegt wird, dieſe Der- 
zögerung felbft hervorgerufen und gewagt hat. 

$. 3. Eine weitere im Intereffe ded Angeklagten wünfdhene- 
werthe Aenderung wäre mohl die, daß nachdem ver Staatsanwalt 
einen Antrag auf Berweifung der Sade eingereicht hat, Dies 
fer auch dem Angeklagten mitgetheilt, fofort ein Vertheidiger zur 
Durchſicht der Arten und etwaigen Fertigung einer Denkſchrift an 
die Rathskammer beftellt werde, beziehungsweife gewählt werden 
könne. Belanntlih Hat nah vem jebigen Verfahren der Beichuls 
digte bei einer Vermweifung wegen Vergehens gar fein Nechtömit- 
tel *), wegen Verbrechens vor dad Stabigericht daß der Berufung, 
dann die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ven appellationsgerichtlichen 
Beihluß. Der Angeklagte wegen eined zur ſchwurgerichtlichen Com⸗ 
petenz gehörigen Verbrechens hat lediglich die Nichtigkeitöbefchwerde 
gegen dad Bermweifungserfenninif. Daß aber erftlih auch eine Ber- 
weifung vor dad Stadigericht wegen Vergehens, wenn fie auch mit 
feinen rech tlichen Nachtheilen verbunden ift, mit großen bür— 
gerlihen Nachtheilen zuweilen verfnüpft fein kann, liegt offen 
am Tage und wurde auch bei ver Verhandlung über dad Geſetz 
alljeitig anerfannt. Es möchte daher in den Borderungen ber Ge— 


tel 119 Ziff. 4 „eine Berfon, zu welcher man fich der That leicht 
verfehen kann.“ Vergleiche auch Blätter für Rechtsanw. Bob. XVII 
©. 17. 81. 

*) In ben Geſetzgebungsausſchüſſen berormwortete mar bie Berufung 
gegen eine Berweifung wegen Bergehend fehr, nahm fie aber we— 
gen Furcht vor Verzögerung ber Verhandlung nicht auf. 
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rechtigfeit begründet fein, den Befchuldigten vor der Verweiſung 
wenigftend zu hören, ihm Einficht über die Gefammtfumme der ge» 
gen ihn vorliegenden Belaftungdmomente zu geben; etwa mit Auß- 
“ nahme der unmittelbaren Bermweifung vor dad Stadtgeridht, die auch 
in ver Regel fo gelagert fein würde, daß von einer Denkichrift 
nichts zu Hoffen ift. Eine Verzögerung in der Nechtöpflege würde 
dadurch nicht herbeigeführt, denn viefelbe Zeit*), die dem Meferen- 
ten zur Durchſicht der Akten gewährt wird, würde und müßte dem 
Vertheidiger zu demfelben Zwede au genügen. Bei der Verwei— 
fung wegen Verbrechens vor dad Stadtgeriht, wo unfer Geſetz al» 
Ierdingd dad Recht einer Berufung gewährt, ftellt ſich der eigen» 
thümliche Gontraft heraus, daß wenn in Folge einer Berufung des 
Staatdanwalted gegen die Einftellung, Verweiſung erfannt wurde, 
der Angeklagte feine Möglichkeit hat, dem Appellationdgerichte feine 
Gegengründe vorzutragen. Das Appellationdgericht prüft die Aften 
ohne den Angeklagten gehört zu haben. Noch eigenthüm«- 
licher ift e8, daß bei den ſchwurgerichtlichen Härteren DVerweifungen 
mit denen in der Regel eine Verhaftung verbunden tft, Teviglid 
eine Nichtigkeitsbeſchwerde (nach Art. 66) gegeben ift. Die Motive 
weifen darauf bin, daß zwei Inftangen bereit die Sache geprüft 
hätten, die Raths- und die Anklagefammer. Allein beide haben 
ven Angeflagten nicht gehört. Sie weifen ferner darauf hin, daß 
da8 Oberappellationdgericht bei Prüfung ‘einer Berufung in Die 
Nothwendigfeit verſetzt würde, auf eine Prüfung der gegen ven Be— 
ſchuldigten vorliegenden Beweiſe einzugehen, was der Gtellung ei- 
ned Kaſſationshofes nicht angemeffen wäre, allein durch eine folche 
Denkihrift (die auch nach dem Code an die Angeflagefammer ein» 
gereicht werben Tann), würde diefe Stellung des Oberappellationd- 
gerichte® nicht alterirt, da fie gar nicht an dasfelbe, fondern nur an 
die Raths⸗ oder Anklagefammer fommt. Die Afteneinfiht von Sei- 
ten des BVertheidigerd in dieſem Stadium ded Verfahrens, könnte 
aber noch einen anderen Vortheil für ven Angeklagten haben. Bis 
jegt Fonnte der Angeklagte zwar auch nah Art. 125 des Strafe 
proceßgefeßed die Zurüdverweifung vor den Unterfuchungsrichter bes 


*) Zeit, nicht Frift, denn ber Artikel 47 kennt eine beftimmte Frift. 
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antragen ; allein diefe Zurücdverweifung konnte bei Vergehen und 
den zur fihwurgerichtlichen Gompetenz gehörigen Verbrechen, aljo 
bezüglich ver letztern gerade ben fihwerften, Feine Folge auf die 
Berweifung üben, indem erſt mach der Verweifung der Vertheidi— 
ger die Alten Eennen lernte und nur bei den zu dem Stadtgerichte 
reflortirenden Verbrechen er gegen die Verweifung appelliren kann *). 
Wenn nun aber der Vertheidiger ſchon vor der Verweifung Aften- 
einficht hätte, jo würde er mit viel größerem Bortheile für ven Ans 
geflagten den Antrag auf Ergänzung der Vorunterſuchungbakten 
ftellen, hiedurch auf die Rathökammer wirken und eine Verweiſung 
in manchen Fällen abwenden können. Dadurch, daß der Ange 
klagte nach unferem Gefege nicht nur felbft feine Entlaftungsgründe 
vorbringen kann, fondern auch berechtigt ift, von dem Unterfu- 
chungsrichter zu verlangen, alle Entlaftungdmomente aus eigenem 
Antrieb zu ven Akten zu bringen, ift diefem Mangel nicht abge— 
bolfen ; denn der Angeklagte weiß oft felbft nicht, was ihn zu ent⸗ 
laften, oder feine Schuld zu mildern im Stande fei, indem ihm 
in der Regel alle Kenntnig der Gefeße mangelt. Ich weile zur 
Erläuterung dieſer Behauptung nur auf unfere fo complicirte und 
noch dazu mit fo reicher Gafuiftif verfehene Diebftahlönonelle, ferner 
auf die Definition von Raub und Diebftahl hin. Können da nicht 
mande Umftände vorkommen, bie der Angeklagte dem Unterſu— 
hungdrichter verfchweigt, weil er eben nicht weiß, daß fie in ber 
Unterfuhung von irgend einer Bedeutung find; oder gar abfichtlich 
verfchweigt, weil er fürchtet, fie bringen ihm Schaden; ich weife 
ferner auf das große Gewicht Hin, was bei der Strafzumeflung bie 
Hitze des Zornd und bie geminderte Zurechnung nach den beftehen- 
den Normen hat. Mir find manche Bälle bekannt, mo Angeklagte 
bei Wivderfegungen verſchwiegen, daß fie, „wie rafend waren,“ 
weil ſie durch dieſe Angabe ihrer Sache zu verfehlimmern glaubten; 
oder bei Körperverlegungen, daß fie betrunfen waren, weil fie durch 
Behauptung ihred nüchternen Zuftandes ihren eigenen lügenhaften 
Darftellungen mehr Glauben verfchaffen wollten; ober bei einem 
Diebftahle, „daß der Meifter gewöhnlich feine Schlüffel auf ven 


‚ *) Bergl. den Fall in ben Sitzungsber. 8. V. S 137. 
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Tiſch Hinlegte, wenn er hinausging,“ weil der Angeklagte fürdh- 
tete, gerade dieſes mildernde Moment erfchwere die Strafe. Man 
wende mir nicht ein, daß fich dies Alles bei ver öffentlichen Ver— 
handlung nachtragen und erheben Taffen könne Denn manchmal 
wird man durch diefe Ergänzungen wie bereitd erwähnt, eine Ver— 
weifung ganz ober im Verbrechensgrade abwenden können und auf« 
ferdem find die im öffentlicher Sitzung erfchienenen Entlaftungszeus 
gen doch immer etwad im Nachtheil gegen vie Belaftungszeugen *), 
wenn man endlich auch den untergeordneteren Binanzpunft, daß die 
Pernehmung vor dem Unterfuchungsrichter dem Staate, beziehungs- 
weife dem Angeklagten, weit weniger foften wuͤrde, nicht in Be— 
rückſichtigung ziehen wollte. Zumeilen, wenn auch nicht häufig, 
würbe durch den Beirath ded Vertheidigerd in diefem Stadium des 
Griminalprocefed wohl auch der Angeklagte zu einem Geftändniffe **) 
veranlaßt werden, wodurch für Die öffentliche Sigung vie Ladung 
von mehreren Zeugen erfpart werden und die gänze Sachlage fo 
verändert werden Könnte, daß fie flatt zum Schwurgerichte zum 
Stabtgerichte fich eignen würde. Der Vorſchlag, ven ich in dieſer 
Beziehung mache, findet bereitd ein Vorbild in der Thüringſchen 
Strafproceforpnung, wo bei Verbrechen, die vor das Kreiögericht 
oder bad Schmurgericht fommen, der Staatdanwalt zuerft eine An- 
Elage fertigt, diefe dem Angeklagten mitgetheilt, ein Bertheidiger 
beftellt, und dem letzteren die Berechtigung gegeben wird, Aftenein- 
fit zu nehmen und geeignete Anträge auf Vervollftändigung der 
Unterfuhung und gegen die Verfegung in den Anflageftand zu mas 
den. (Art. 194— 204). Erft dann macht fih das Kreisgericht 
über die weitere Behandlung der Sache ſchlüſſig. ES eriftirt alfo 
dort eine (ſchriftliche) Vertheidigung des Angeflagten am Schluffe 


*) Einen merkwürdigen Fall, der fchlagend für die aufgeführten Grün- 
de fpricht, theilt Bopp im „©erichtäfanle* mit. Jahrgang 1850. 
Bd. I. ©. 455. Ebenſo beachtenswerth ijt die Verurtheilung des 
Mayer in diefer Beziehung. Sitzungsber. Bd. V. ©. 153.. 

**) Manchmal z. B. hat der Damnificat Grund, die Sache fchlimmer, 
eine Kötperverlegung ald Nothzucht, einen Diebftahl als Raub bins 
zuftellen. - 


Bon Hänle. 47 


der Borunterfuhung und eine andere (mündliche) bei der Haupt- 
verhandlung. Bertrab tadelt zwar dieſe Einrichtung als zu lang» 
fam und fchleppend, allein viefer Vorwurf koͤnnte den eben ausge⸗ 
führten Borfchlag nicht treffen, da alle dort geäußerten Beden- 
fen in diefem Borfchlage vermieden find. Der Bertheidiger müßte 
eben in verfelben Zeit, die dem Meferenten zur Durchſicht der Ak— 
ten geftattet ift, auch feinerfeitö alle nöthigen Schritte thun; in der 
Rathskammer Tönnte dann Alles geprüft und ver Staatsanwalt 
über etwaige Gegenbemerfungen mündlich gebört werben. 

$. 4. Wende ich mich nun zur Betrachtung des Verfah— 
rend Behufs der Vorbereitung der öffentliden Siz— 
zung, fo ift es gewiß beffer, wenn die Frift, welche dem vor daß 
Schwurgeriht zu ftellenden Angeklagten bezüglich der Nichtigkeitsbe— 
fchwerde läuft, ſtatt vom Präftvialnerhöre erft non ver definiti— 
ven Ernennung eines DBertheidigerd beginnt, Das Reechtsmittel 
der Nichtigkeitsbeſchwerde ift feiner inneren Natur nah für ben 
rechtöunfundigen Angeklagten fo wenig ohne Rechtsbeiſtand dienlich, 
daß er oft gar nicht verfteht, was eine Nichtigfeitöbefchwerde ift. 
Nun ereignet ed fich aber häufig, daß bei dem beſten Willen des 
Vertheidigers er nicht mehr im Stande ift, feinen Glienten zur 
rechten Zeit derüber aufzuklären und dieſes Nechtömittel zu ergreis 
fen, indem die Frift ſchon deshalb abgelaufen ift, weil vor ihm 
ſchon ein Anderer oder gar Mehrere zu Bertheidigern in dieſer 
Sache aufgeftellt waren und abgelehnt haben; während nun bie 
Dekrete hin und wieder gingen, hatte der ohne Beirath gelaflene 
Angeklagte die Friſt verftreichen laſſen. 

8.5. Mit großer Kiberalität forgt der Art. 129 unſerer 
Strafprocefordnung dafür, daß dem Unbemittelten dad Recht ber 
Zeugenladung nit verfümmert wird, und ed ift nur zu wüns 
fhen, daß bei dem häufigen Mißbrauch, welchen die Angeklagten 
von) diefem Artikel machen, er nicht aufgehoben oder in engere 
Schranken gezogen werde. In Bezug auf Zeugenladung wie auf 
die Fragen an die Zeugen ift es eine eigenthümliche ſchwierige Rage 
für den Angeklagten wie’ für den Vertheidiger, dad rechte Maaß zu 
halten und e8 fei mir deßhalb vorerft in Bezug auf Zeugenladung 
eine weitere Ausführung geftattet. 
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Es ift vollfommen richtig, daß oft genug die Angeflagten in 
der Hoffnung, ein Zeuge werde aus Gefälligkeit oder aus Unkennt⸗— 
niß ein ſalſches Zeugniß ablegen, Zeugen benennen; ed ift ebenfo 
wahr, daß fie Zeugen vorfchlagen über Umſtände, die Scheinbar in 
gar Feinem ober nur in entferntem Bezuge zu der angeflagten Hands» 
lung ftehen, Allein bei allem dem wird wohl doch die Anſicht ven 
Vorzug verdienen, daß wenn eine Nenverung mit diefem Artikel 
gemacht werden würde, er noch auf liberalere Weife formulirt wer⸗ 
den follte. Ich gehe dabei von ver Anficht aus, daß ver Staat 
im Interefie der Gerechtigkeit dem Angeklagten bei feiner Bertheis 
digung allen möglichen freien Spielraum laſſen und geit und Kos 
ften dabei nicht fchonen fol. Iſt doch die Verurtheilung, ich will 
nicht fagen, eined Unfhuldigen, fondern nur einer Perfon, deren 
Schuld zweifelhaft ift und über deren Unfchuld noch Beweife ges 
bracht werden fönnten, eine fo furdtbare Sache, daß wohl die mei- 
ften Juriften noch bis jeßt dem Spruche huldigen „Lieber hundert 
Schuldige freilaffen als einen ſolchen verurtheilen." Es ift aber 
ſehr ſchwer, im Voraus ſchon beſtimmen zu wollen, ob der oder 
jener Umſtand wirklich ohne Erheblichkeit iſt, es iſt dies um ſo 
ſchwerer, als ja der Vorſitzende nicht wiſſen kann, in wie fern ſich 
die Sachlage in der öffentlichen Verhandlung mehr oder minder 
verändert, nicht beftimmen kann, in Awiefern das einzelne zu erui— 
rende Moment auf die anderen Richter einen Einfluß übt. Bei der 
jegt in Bayern herrfchenden Geltung ver freien Ueberzeugung ift es 
gewiß eine höchſt mißliche Sache, einen Umftand, wenn er aud 
nur in der entfernteften Beziehung zur That ber Anklage fteht, 
nicht erheben zu laſſen. Niemand. kann jagen, worin die Richter, 
worin die Geſchwornen ihre Meberzeugung begründen, und e8 möchte 
daher gut fein, Alles das zuzulaffen, was der Angeklagte für er— 
heblich und nüglih hält. Gegen das Intereffe der Gerechtigkeit 
ftebt ja der Finanzpunkt oder gar die Rüdfiht, daß dadurch vie 
Verhandlung etwas verlängert würde, jedenfall zurüd. Es bietet 
aber andrerfeitd ein Mißbrauch dieſer LKiberalität des Staated in 
Bezug auf die Bertheivigungdzeugen der Anklage einen mefentlichen 
Nutzen und Feine Waffe ift wohl gefährlicher in den Händen des 
Stantdanwaltes, als die, „daß die Entlaftungezeugen nichtd be— 
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funden fonnten und frivol geladen ſeien“ Wie e8 aber für ben 
Borfigenden äußerſt ſchwierig ift, hier das richtige Maaß zu tref 
fen, fo ift es ebenfo ſchwierig für einen gewiſſenhaften Bertheidiger, 
der wohl verfteht, wie gefährlich die frivole Ladung von Zeugen 
iſt. Soll er aber, wenn er auch nur einen geringen Vortheil für 
feinen Elienten fih möglihermweife davon verfpridt, die Ver— 
antwortung auf fein Gewiffen laden, diefe Zeugen nicht zu beans 
tragen? Noch fchwieriger wird ed, wenn es fih um die Brage 
handelt, ob Zeugen zu einer falfchen Angabe beredet wurden. Go 
bitter der Vertheidiger zu taveln ift, der wiffentlich falfche Angaben 
hervorruft oder auch nur benügt, fo traurig ift die Lage jenes 
Vertheivigerd, der Bedenken darüber hat, ob ein Meineiv vorliegt 
oder nit und unter folgen Bedenken Zeugen beantragt und fle 
fo zur Sünde, zum Verbrechen, zur Strafe bringt. Allein wo 
und wie bier ein Auskunftömittel finden! Man irrt fi fehr, wenn 
man glaubt, daf bie Angeklagten in ver Regel Vertrauen zu ih« 
rem Bertheidiger hätten und diefer dadurch in der Lage fei, im 
Voraus unterfcheiden zu können, in wie fern eine Zeugenladung 
unnüß oder gar fchädlich fei. Die fteten Berficherungen der Ange— 
flagten von ihrer Unfchuld, verbunden mit dem redlichen Eifer ded 
Vertheidigers, feine Schuldigkeit und feine ganze Schulvigfeit zu 
tbun, tragen dazu bei, ihm feldft die Sache in einem anderen Lichte 
erfcheinen zu laſſen, fo daß er unmerklich eine andere Auffaflungd« 
weiſe von dem Borfalle erhält ala die anderen Menfchen und von 
diefem Standpunkte aus Alles betrachtet, was auf die Verhandlung 
irgend einen Einfluß üben könnte. Dazu kömmt aber noch, daß 
unfere Gefeßgebung ben Vertheidiger dringend darauf hinweift, Feis 
nen auch nicht den unbedeutendften Umftand, der feinem Glienten 
irgend wie von Nugen fein Fann, ein für alle Mal unerhoben zu 
laffen, da ed bei dem ſchwerſten Verbrechen Feine Berufung und 
mit geringer Ausnahme feine Wiederaufnahme des Verfahrens gibt. 

$. 6. Gerade fo wie mit den Zeugenlapungen verhält es ſich 
mit dem Fragerecht des Vertheidigerd, das zugeftandener Maaßen 
zumeilen mißbraucht wird, allein denn doch nicht zu jener Verzö— 
gung der Verhandlung und jenen Ungebührlichkeiten geführt hat, 


die fo viele Schwurgerichtöpräftdenten Frankreichs und der Ahein« 
Der Gerichtöfaal. Heft. VII, 1854. 4 
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lande von diefer fo mäßigen Nachbildung des englifchen Kreuzver⸗ 
hoͤrs gefürchtet haben. Man bedenke dabei auch, daß wir über- 
haupt noch wenig Hebung in dem neuen Berfahren haben, und 
daß man dem Angeklagten nicht zur Laft bringe, was den 
Bertheidigerm zumeilen fehlt. Ich mwiederhole e8, nach meiner 
Anfiht kann man nicht Geduld genug mit einem Angeflagten ha— 
ben. Wenn er in der öffentlichen Verhandlung nicht fagt, was er 
alle® auf dem Kerzen hat, wann follte er e8 denn fagen, und ift 
ed nicht eine Beruhigung für die Nichter, wenn ſie fih fagen föns- 
nen, der Angeklagte ift nicht allein gerecht gerichtet, er kann ſich 
auch über nichts beflagen, man hat Alles das unterfucht, was er 
zw feiner Entſchuldigung vorbrachte. Wenn man auf England flieht, 
mit welcher unendlichen Geduld die Präftventen ven Angeklagten 
anhören und feinen Fragen willfahren *), fo kommt man wohl zu 
der Ueberzeugung, daß der Gerechtigkeit Fein Eintrag, ſondern blos 
Nutzen durch ſolche großmüthige Behandlung geſchieht **). Die 





*) Sehr intereffant iſt im diefer Beziehung der Criminalproceß gegen 
Ruſh. Er ift auszugsweiſe im neuen Pitaval 16. mitgetheilt. 

**) At dem Präfidenten ausprücklich zur Pflicht gemacht, Alles zu vers 
meiden und zurüchzuweifen, was bie öffentliche Verhandlung nur in 
bie Länge ziehen könnte, ohne daß davon ein näglicher Erfolg für 
die Wahrheit zu hoffen wäre, fo wird er von diefer geſetzlichen Be— 
fugniß doch nur mit äußerfter Borfiht und Umficht Gebrauch ma— 
chen, beſonders wenn es ſich von Zeugenaudfagen oder von der nä— 
heren Ausführung und Beleuchtung von Thatfachen oder Beweifen 
handelt, auf welche die Vertheidigung oder die Anflage mehr oder 
weniger Gewicht legt. Geht der Präjident alddann darüber bin» 
weg, weißt er das Eine oder dad Andere ab, weil e3 feiner Anficht 
nad nur unnöthig zu Weitläufigfeiten führen würde, fo ſetzt er 
ſich gar leicht dem Vorwurfe aus, daß er die Beweisführung will— 
fürlich befchränfe und die Verhandlung einfeitig leite, fo daß bie 
volle Wahrheit nicht ermittelt werden Fünne, Richt immer läßt fich 
übrigens mit Gewißheit voraus fehen, ob dieſe ober jene Zeugens« 
außfage, dieſe oder jene Thatſache am Schluffe der Verhandlung 
in ihrem Zufammenbange mit anderen Thatfachen ſich als völlig 
unerheblich und nutzlos heraußftellen werde ober nicht. Der Präs 
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Angeklagten Haben 3. B. gar oft ftehende Redensarten, um bie 
Zeugen zu verbädhtigen „er hat eine Bosheit auf mich" und gerabe 
vedhalb, weil daß fo oft wienerfehrt, wird man unmwillfürlich ver⸗ 
leitet, gar Fein Gewicht darauf zu legen. Allein ob nicht denn 
doch zumeilen eine Zeugenaudfage durch ſolche Bosheit, ih will 
nicht jagen, fälfchlich. gemacht, aber doch willkürlich oder unwill⸗ 
kürlich modifizirt wurde, möchte eine Brage fein, die der Beachtung 
aller derer, welche mit diefem Inftitute zu thun zu Haben, werth wäre, 

$.7. Ich Habe ſchon im Eingange meines Auffages im Allgemei- 
nen darauf bingemwiefen, daß immer vie Lage des Angeklagten unter 
einer gewiſſen Präfumtion der Schuld leidet. Ich komme darauf 
zurüf, indem ich bier von ber Abfaffung und Berlefung der 
Anklageſchrift ſprechen werde. So nüblih es auf der einen 
Seite für den Angeklagten ift, daß ihm durch die Anklagefchrift 
eine Zufammenftellung Alles defien in Händen gegeben wird, was 
ihm zur Laft fällt und zur Laſt gelegt wird, eben fo fehr wird er 
durch Berlefung der Anklagefchrift vor den Geſchwornen benadh- 
theiligt. Es wird ihnen hiedurch bereit ein vollftändiges Bild der 
That nah der Auffaffung der Anklage gegeben, vie einzelnen Zeu⸗ 
genaudfagen und Anzeigungen find, wenn die Anflagefhrift auch 
noch jo mäßig abgefaßt ift, hiedurch ſchon an ven Ort und an die 
Stelle gefeßt, haben ſchon die Deutung gefunden, welche die Anklage 
bezweckt und ficherlich bildet man ſchwerer eine felbftftändige Anſicht, 
wenn man fihon eine andere Anfiht der Sachlage vor Augen bat, 
und dann erft die Thatfachen hört. Ohne die Anklagefchrift würde 
der Gefchworne jedes einzelne Anzeigen, was fih durch die Ders 
handlung ergibt, dem Angeklagten zur Laſt fhreiben, während 
er jegt die Summa der Anzeigen ſchon vor Augen habend, jeden 


ſident wird daher wohl thun, wenn er im Zweifel die nähere Aus» 
führung und Erörterung über folhe Thatſachen und Beweismittel 
zuläßt, nnd wenn er fie nur dann von ber Verhandlung zurück— 
weißt, wenn mit voller Gewißheit zu erwarten ift, daß fein nüß« 
licher Erfolg für die Wahrheit fich daraus ergeben werde. Mer— 
tel: Welde Mittel ftehen dem Affifenpräfidenten zu Gebot, um 
MWeitläufigkeiten zu vermeiden ıc. im „Gerichtöfaal® 1849. II. 244. 
r 4 * 
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Vertbeivigungsmoment gut ſchreibt. Es ift dies wahrhaftig ein 
großer Unterfchied in ver Anſchauungsweiſe. Die Berlefung der 
Anklagefhrift hat aber, da fie bei und in®egenwart fämmtli- 
ch er Zeugen*) geſchieht, noch den unberechenbaren Nachtheil, 
daß ſie die Zeugen nicht blos aufklärt über den Zweck und die 
Tragweite ihrer Ausſagen, ſondern auch mehr oder minder eine 
Recapitulation dieſer Ausſagen ſelber gibt und in dieſem letzten 
Punkte könnte man Abhülfe treffen. 

F. 8. Aber alle dieſe Punkte find untergeordneter Natur 
gegen die Betrachtung, in welcher Rage nach der beftchenden Pras 
xis fi der Angeklagte in Bezug auf die an die Geſchwornen zu 
flellenden Fragen befindet. Jedes Vorbringen des Angeklagten, alle 
Demühungen ded Vertheidigers, Zeugenladung, Bragenftellung an 
die Zeugen und Plädoyer wird oft vergeblih durch die Verwers 
fung der beabfichtigten Frage ton Seite des Gerichtshofes. Keine 
Beflimmung der Strafprocekordnung ift wichtiger ald diefe für 
den Angeklagten, ver bei Verlegung derfelben nicht ein Mal das 
Rechtömittel der Nichtigfeitöbefchmerde hat. 

Nach dem Eyſteme unjered Geſetzes follen 

a) bei einem Verbrechen, von weldem das Strafgefeh ver- 
fhiedene Abftufungen aufftellt, wenn die Hauptfrage auf den höhe: 
ren Grad gerichtet ift, „nach Rage der Sache” weitere Fragen 
auf die geringeren Grade beigefügt werden, ebenfo foll dies geſche— 
ben, wenn durch dad Hinwegfallen einzelner gefegliher Merkmale 
die That unter ven Begriff eines leichteren Verbrechens oder Ver⸗ 
gehend fällt, (Art. 174) oder ein des vollendeten Verbrechens An« 
geklagter nielleiht nur des Verſuchs oder ein als Urheber Ange 
klagter nur der Beihülfe oder Begünftigung oder ein des vorſätz⸗ 
lichen Verbrechens Angeflagter nur der Bahrläßigfeit ſchuldig be— 
funden werden fönne (Art. 175). 

b) Wenn bei der Verhandlung fih Umftände „ergeben,“ 
welche das Geſetz ald Etrafmilderungdgründe anerkennt, fo find 
auch Hierauf befondere Fragen zu richten (Art. 178). 

*) Menn dies hie und da ausnahmsweiſe noch gefchieht, jo ift es feh— 
lerhaft, weil es gefährlich und durch bad Gejeg nicht geboten ift. 

Blätter für Rechtsanwendung Bd. XIV. Ergzgsbl. ©. 71. A. d. R. 
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Das Geſetz unterfcheivet alfo zwei Bälle. Ob eine Frage auf 
ein geringered Reat zu ftellen ift, fol „nach Rage der Sache“ 
entſchieden werden; bei dem zweiten Falle, ob auf einen Milde 
rungdgrund eine Brage geftellt werden foll, hängt die Entfchei- 
dung davon ab, ob ſich BVeranlaffung hiezu „ergeben“ hat, 

Gehen wir nun zurüd auf die Gefchichte diefer Artikel, fo 
ftand der Ausdruck „nah Lage der Sache" in dem Geſetzent⸗ 
wurf gar nit, dort hieß (Art. 60) es lediglich: fo find ber 
Hauptfrage weitere Fragen bezüglich ver geringeren Grade beizufü— 
gen und (Art. 61) „in gleicher Weije ift zu verfahren, wenn aus 
der Verhandlung hervorgeht, daß ein des vollendeten Verbrechens 
Angeflagter — ber Beihülfe oder der Begünftigung ſchuldig befun— 
den werden könne. In den Motiven zu dem Gefege ift ausgeführt, 
daß der Gefeßentwurf den Code vom Jahre 1810, welcher bereits 
für die wichtigften Nebenbeziehungen, die fi während ver Ber- 
handlung „ergeben“ haben, eigne Fragen zu ftellen vorfchreibe, in 
feinem Grundgedanken aboptirt und mit Nüdfichtönahme auf den I. 
(fo doctrinelen an Unterabtheilungen und Unterfcheidungen fo reis 
hen) Theil des Strafgeſetzbuches weiter vervollftändiget 
habe *). In Fällen, wo die Verhandlung „irgend einen Zweifel“ 


*) Artitel 337 bed Code: Die aus dem Anflageafte hernorgehende 
Trage wird in folgenden Worten abgefaft: 

„Dit der Angeflagte jchuldig, dieſe ober jene Morbihat, biejen 
ober jenen Diebftähl, ober jened andere Verbrechen, mit allen in 
der fummarifchen Wiederholung des Anklageaktes enthaltenen ms 
ftänden begangen zu haben. 

„Art. 338. Haben fi) aus den Debatten ein oder mehrere er« 
fchwerende Umſtände ergeben, die in ber Anffage nicht erwähnt find, 
fo fügt der Präfident die weitere Frage hinzu: 

„Hat der Angeklagte bad Verbrechen mit diefen oder jenem Um— 
ftande begangen? 

„Art. 339. Hat fich der Angeklagte zu feiner Entfchuldigung auf 
einen Thatumjtand berufen, ber im Geſetze als Entjchuldigungd« 
grund wirklich anerfannt ift, fo wird die Frage geftellt: 

„Hat ed mit diefem Umſtande die angegebene Bewanbnip ? 


- 
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über den eigentlichen Grad ver Berfchulbung bed Angeklagten dar⸗ 
bietet, follen neben der Hauptfrage noch eventuelle Fragen geftellt 
werben. 

Die in den oben angeführten Stellen aus dem Gefeßentwurfe 
und ben Motiven gebrauditen Worte „ergeben“ und „irgend 
ein Zweifel” fo wie die ganze Stelle fand aber nun eine Er— 
läuterung in der Sitzung des vereinigten Geſetzgebungsausſchuſſes 
vom 4. November, in welcher der Sinn der in der Gefammtrebaf- 
tion (Vorſchlag der erläuternden Bemerkungen) neu eingefchalteten 
Worte „nach Lage der Sache” beſprochen wurbe. Herr Staats- 
minifter v. Heintz äußerte damald: „ES ift dieſer Beiſatz noth- 
wendig; denn wenn die Bertheidigung gar nicht darauf 


„Art. 340. Iſt der Angeklagte noch feine 16 Jahre alt, fo ſtellt 
ber Präfident die Frage: 
„Hat der Angeflagte mit Unterfcheidungsfraft gehanbelt 2" 

Keiner biefer Artikel ift bei Strafe ber Nichtigkeit geboten. Ob 
es genüge, daß ber Angeflagte einen gefeglichen Entſchuldigungsgrund 
nur vorbringe oder aber, ob dann ber Affifenhof die Frageftel- 
lung ablehnen könne, wenn die Verhandlung dazu Feine Beranlaf- 
fung gegeben habe, war in ber franzöfifchen Jurispruben; contra= 
verd. In der Rheinheflifchen Prarid entſchied man ſich für bie 
legtere Anficht. Uebrigens haben die in dem Art. 339 genannten 
entfchulbigenden Thatſachen (Faits d’excuse) mehr Aehnlichkeit mit 
unferen bayerifhen Mil der ungsgründen (im Gegenfage . zu den 
Minderungsdgründen) ald die durch das Geſetz von 1832 auch 
für die Verbrechen in Franfreich eingeführten „mildernden Um— 
ftände*; (eirconstances att&nuantes). Durch das Gefek von 1832 
wurbe auch feſtgeſtellt, daß wenn der Angeffagte einen folchen Ent: 
ſchuldigungsgrund vporgebracht, ber Präfident bei Strafe ber 
Nichtigkeit eine Frage darauf fielen muß. In demfelben Sinne 
wurde in dem rheinheflifchen Gefeße vom September 1848 der Code 
abgeändert. 

Das Züricher Strafgefeß fagt: $. 207: Wenn eine Handlung 
bon verfchiedenen Gelichtäpunften aus ala ftrafbar erfcheinen kann, 
fo ift in dem ſchwerern ſtillſchweigend auch jeder leichtere Gefichtd- 
punft inbegriffen, und es müſſen auf Berlangen des Anklägers 
oder Vertheidigers in diefem Sinne Fragen geftellt werden. 
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eingienge, fo märe nicht nothwendig, befondere Fragen zu ſtellen.“ 
Und dann fagte er wieder: „Wenn weder der Vertheibiger 
noch der Angeklagte die Bergewaltigung in Abrede geftellt Haben 
(bei einem Raube), fo-bleibt es bei der urfprünglichen Brage.“ 

Daraud möchte nun hervorgehen, daß die Worte „ergeben“ 
und „irgend ein Zweifel“ und „nah Lage ver Sache" im weiteften 
Sinne gebraucht wurden und daß man auch dann davon fpredhen 
muß, wenn nur ber Angeklagte over der Vertheidiger irgend einen 
Umftand zur Sprache gebradht Haben, der eine andere Frage 
nothwendig machen würde „Nur“ — es find ja dies die eigenen 
Worte ded Herrn Staatöminifters felber, des Schöpfers Diefed Ges 
feßed, „wenn weder ver Angeklagte noch der Bertheiniger einem 
berartigen Umftand hervorgehoben, nur dann ift „nad Lage der 
Sache?“ Keine weitere Brage zu flellen. Mit diefer Erklärung ſtimmt 
ah Scheur!, ver ald Ausfhußmitgliev in der Lage war, ben 
Gedanfen, ver bei diefem ober jenem Ausdrucke den @efeßgeber 
leitete, fo wieder zu geben, wie er bei der Debatte ausgeſprochen 
wurde, in feinem Gommentar vollkommen überein. Auch bier heißt 
ed: Mur in dem Falle, wenn nah den Ergebniffen des Beweit- 
verfahrend und nach dem Syſteme der Vertheidigung 8 
ſich blos darum handeln kann, ob der Angeklagte die That, de— 
ren er beſchuldigt wird, in dem vom Anflüger behaupteten Uns 
fange und Grade, oder ob er fie überhaupt gar nicht began« 
gen habe, würden vergleichen weitere Fragen zwecklos fein. 

Die Erläuterungen, welche die Protofolle der Gefebgebungs« 
ausjhüffe zu dem Geſetze felbft enthalten, werben aber um fo 
maafgebender für die Erflärungsweife desſelben fein, ald ver Aus» 
fhuß fie als bindende Interpretation an mehreren Stellen be— 
zeichnet *). 





) Protokoll 29 S. 97. Graf von Reigeräberg: „Ich wünfchte, 
daß im Allgemeinen zu Protokoll ausgefprochen werde, daß mir 
und verjehen, daß bie Richter bei Zweifel über bie Auslegung bed 
Geſetzes auf unfere Protofolle vefurriren follen, und zwar um fo 
mehr, weil wir bei unjeren Beichlüffen oft von ber Vorausſetzung 
auögingen, daß bie Richter umfere Protofolle zur Hand nehmen. 
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Statt veffen wird aber nach unferer Praris, wenn e8 fi 
um Stellung erentueller Bragen handelt, weiter gegangen und dad 
Vorbringen des Angeklagten oder feined Bertheidi« 
gers ſelbſt geprüft, fo daß dieſes Vorbringen einer boppelten 
Prüfung unterworfen ift, einmal der des Präflventen beziehungsd- 
weife des Gerichtöhofed, damit ed nur zur Brage zugelaflen wird, 
und zweitend der Prüfung der Schwurrichter felbft, wo es fih um 
bie definitive Beantwortung handelt. Die Worte „nah Tage der 
Sache" werben demnach auf dad Materielle des Vorbringens 
ausgedehnt, während nad) meiner Anſicht ſie blos dahin zu verftes 
ben find, daß der Hof zu prüfen bat, ob — mit den Worten bed 
Thüringſchen Geſetzbuches zu reden — „die betreffende Thatfache, 
ihre Wahrheit voraudgefeht, rechtlich erheblich ift, 

Man kömmt durch diefe Ausdehnung aber auch noch in Eon» 
fliet mit der Beftimmung ded Art. 191 d. i. bezüglich ver Fragen, 
weldhe ihrer inneren Natur nah theil weiſe bejaht oder verneint 
werden können. Nehmen wir 3. B. folgenden Ball an. Ein An« 
geklagter ift wegen eines audgezeichneten Diebftahld, der auch ber 
Summe nad Verbrechen und durch die verabredete Verbindung bes 
fonder8 erfchwert ift, verwiefen. Der Angeklagte läugnet, der Bes 
jhädigte behauptet beflimmt, zugefihloffen zu haben. Durch vie. öfs 
fentlihe Verhandlung ftellt fih faft mit Evidenz heraus, daß bie 





Ich wünſchte daher fogar, daß die Berhandlungen der Gefeggebungd«- 
Ausfhüffe an alle Mitglieder der Gerichte vertheilt werben möchten. 

Protokoll 25, S. 45. Reigersberg: Ich Hoffe allerdings, 
daß bie Richter bei Zweifel über die Deutung ber Geſetze in biefen 
Protofollen fi Rath erholen, um daraus zu erfehen, welde 
Deutung fowohl wir, als bie Staatdregierung die— 
fen Geſetzen unterlegt haben wollen, 

Protokoll 44, S. 247 (Gefammtfigung) Heing: Wenn der 
erwähnte Sinn allgemein zu Protokoll erklärt wird, 
fo glaube ih, reiht daß Hin. 

Protofol 31, S. 252 und 53. Heing: Wenn zu Proto- 
toll erklärt wird, daß fich Died von felbft verfteht, fo 
genügt ed. — Vergleiche auch Peterfen: Grundzüge der neuen 
bayerifchen Strafgefeggebung, im ®erichtäfaale, 
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Summe 25 fl. nicht überfleigt. Der Vertheidiger fuchte nun aus 
dem Augenfcheinsprotofolle wie aus dem allgemeinen Gindrud, ten 
die Depofttion des Beſchädigten hinſichtlich ſeines Erinnerungdver« 
mögend ⁊c. gemacht bat, darzuthun, daß Feine Auszeichnung vor« 
handen und plädirt auf Vergeben. ine Frage deshalb wird vom 
Präfldenten nicht geftelt. Wie nun, wenn bie Gefchwornen ſich 
iheilweife nicht überzeugt fänden, könnten fie die Brage, die zu* 
gleih auf Auszeichnung, erfchwerenden Umftand und. den Betrag 
geht, nicht dahin beantworten, daß fle ven Betrag und die Aud- 
zeichnung verneinen? Dem ſieht wohl entgegen, daß hiedurch das 
Verbrechen, auf welches die Frage gerichtet war, zum Vers 
gehen Herunter finfen würde. Allein es möchte dies doch Feine 
Nichtigkeit in fich fchliefen, da mad die Anwendung des Geſetzes 
anlangt, der Michter immer noch freie Hand hat. In thatfächlicher 
Beziehung würde diefe Beantwortung an feinem inneren Wider- 
fpruche Teiden und endgiltig zu entfcheiden, ob die That dadurch 
Verbrechen bleibt oder zum Vergehen herunterfinft, ift Sache der 
Richter. (MR. R. P. 3. II. ©. 384. Scheuerl ©. 109. Piris 
&. 154.) 

Es wäre demnach dur den Artikel 191 ſchon die Frage 
beantwortet, daß die Worte „nach Rage der Sache“ anders zu ver⸗ 
ftehen feien, ald man fie gewöhnli auffaßt, da die Geſchwornen 
durch Diefen Artikel ſchon in vielen Fällen die Berechtigung erhal» 
ten haben, die Hauptfrage in ihrer Beantwortung. zu zerlegen, 
wenn auch Feine befondere Frage geftellt ift. Es lautet in ber Pfalz 
und früher in Rheinheſſen die Frage zwar nicht auf dad Verbres 
hen fondern lediglich auf die That; allein jo gut wie in ver Pfalz 
und Heſſen die Geſchwornen (z. B. bei einem Kindsmorde) die 
Frage theilweife beantworten und 3. B. jagen können, ſchuldig jer 
doch nicht mit Vorbedacht und nicht freiwillig*), ebenfo werben 
das unfere Gefchwornen können, denn wie gejagt, dadurch daß bie 
Sache nun zur Bahrläßigkeit herunterfinft und ver Angeklagte nicht 


* 
*) Seintz, Protokoll %3 ber K. d. R. ©. 388. Lippert, Theor. 
prakt. Anweiſung zur Einführung bed öffentl. Verfahrens. Frage am 
4. Auguft 1821. Seite 313. 
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mehr des Verbrechens ſchuldig wird, feheint mir Feine Nichtig⸗ 
keit involoirt zu fein*). Und dennoch imerben zuweilen von ben 
Borfigenden beim Verbrechen des Kindéẽmorde Feine Bragen auf 
Fahrlaͤßigkeit geftellt, weil fie nicht in der „Lage der Sache“ lies 
gen =”), 

Bei dem Art. 178 aber, wo ed fih von Milderungs- 
gründen handelt, hat unfer Geſetz nicht einmal ven Ausdrud „nach 
Lage der Sache” und dennoch ift dad Vorbringen ded Angeflagten 
oder der BVertheidigung auch bier nicht genügend zu einer Frage— 
ſtellung. Die Motive fagen bier ganz unzweifelhaft: daß ed nur 
dem Ausfpruche der Gefchwornen überlaffen bleiben kann, ob ein 
folder Milvderungdgrund anzunehmen fei; das franzöflihe Geſeth 
von 1832 fegt eine Nichtigkeit darauf, wenn ein Angeflagter fi 
auf einen ſolchen Umftand beruft. Die meiften Geſetze fehreiben bie 
Stellung einer ſolchen Frage unbedingt vor und bebenft man dabei, 
daß überhaupt bei dem Gejchworneninftitute der Präfident im All⸗ 
gemeinen nur berufen ift, dad Material der Verhandlung den Ge- 
ſchwornen auf zwedmäßige Weile zu unterbreiten, bei der Brage- 
ftellung indbefondere „ven Gefchwornen dad vorhandene Mate» 
rial in einer ihren inteleftuellen Fähigkeiten entſprechenden Zube= 
reitung zur Beantwortung vorzulegen ;" bedenft man endlih, daß 
gerade unfere Strafprocefordnung bezüglih der Einmiſchung des 
Präfidenten in Die Verhandlung noch firenger ift, wie die meilten 
übrigen, indem fie fogar dad Reſumé nicht will, fo wird man da- 
durch eine Beftätigung meiner Anficht finden, daß wenn der An- 
geflagte fi auf geminderte Zurechnung over auf einen andern Mil« 





*) Strenge genommen wird auch in ben oben angefüh ten Beantwor- 
tungen der Pfalz und Rheinheſſens ein logifcher Widerſpruch Tiegen 
wegen be3 jo vielfach interpretirten Worte „eoupable‘* (jchulbig). 
Bonnier fagt vom Artikel 337: ce n'est plus du fait seulement 
qu’il est question iei, comme dans les l&egislations pr&- 
c&dentes, c'est du fait tel qu'il est characteris& par les lois 
penales, du vol, du meutre etc. 

) Der Fall Sigungsberichte B. V. S.125 ift ein andrer, weil es fi 
bier nicht um Theilung der Frage, fondern um einen Milderungd- 
grund Handelte; ebenfo B. IV. ©. 450, 
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berungdgrund beruft oder wenn Die Vertheidigung darauf pläs 
Dirt, jedenfalld darauf eine Frage geftellt werben foll, jedenfalls 
ed der Beantwortung der Geſchwornen überlaffen bleiben follte, ob 
fie auf dieſes Vorbringen Rüdficht nehmen wollen oder nicht. Es 
liegt in der Zurückweifung einer folchen Frage ein ungeheures Prä- 
jubiz gegen ven Angeklagten, nemlich das, daß ſich der Angeklagte 
nach der Anficht des Gerichtähofed auf eine Unwahrheit be— 
rufen, jo daß aljo nicht allein in Beziehung auf die verworfene 
Brage, Sondern in Bezug auf alle geftellten Bragen diefe Zus 
rückweiſung der geftellten Frage von ungeheuerftem Einfluß ift. 

Auch in der Wiffenfhaft finden ſich gewichtige Stimmen für 
meine Anfiht. So fagt Mittermaier (in den Erfahrungen 
über die Wirkſamkeit der bayerifchen Schwurgerihte, Gerichtsſaal 
für 1852 Band 2. ©. 224): „Wir haben bereitd oben bei ber 
Darſtellung der preußifchen Schwurgerichte auf die $. 35, 36 bed 
fhweizerifchen Bundesgeſetzes aufmerkſam gemacht, nach welchen auf 
Verlangen des Staatdanwalted oder des Vertheidigers ewentuelle 
ragen geftellt werben follen, indem dad Geſetz voraus erklärt, daß 
in dem ſchwereren Geſichtspunkt ftilfchweigend immer auch jeder 
leichtere Geftchtepunft inbegriffen fei. Und die Redaktion ver Si» 
Bungdberichte (Sigungsberihte Band I. S. 170): „Wenn der 
Ungrund nicht auf platter Hand Tiegt, wird die Gewährung ber 
eventuellen Brageftelung immer zu empfehlen fein; denn wenn 
der Schwurgerihtähof den Mangel jeden Anhaltspunkte für bie 
— — einmal audgefprochen bat, werden die Gefchwornen leicht 
von diefer Anſicht präoccupirt und bei dem Mangel einer weiteren 
Brage darauf hingewieſen, freizufprechen. Dem Urtheile der Ge— 
ſchwornen fol möglihft freier Spielraum gelaffen werben.“ 

In der Ihat tröftet man denn auch häufig ven Vertheidiger 
bei der Verwerfung der Frage damit, daß die Herren Geſchwornen 
daburch veranlaßt werden könnten, die Hauptfrage zu verneinen; 
allein in ver Regel ift die Alternative zwiſchen Breifprechung und 
Bejahung der Schuldfrage nicht günftig für den Vertheidiger. 
Wenn die Geſchwornen die Wahl haben zwifchen ver Hauptfrage 
und Unterfragen, entfcheiden fie fih oft für die mildere Anſicht; 
dad eine oder das andere Bedenken wird zu Gunften ded Ange 
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Elagten befeitigt. Wenn ſie aber nur die Wahl haben, diefe Be— 
denken mehr zu berüdfichtigen, oder ganz frei zu fpredhen, einen 
offenbar verbrecherifchen Menfchen gegen das materielle Recht ftrafs 
108 in die Gefellfchaft zurüdzufchiden, fo werden fe lieber das er- 
ftere thun, als das letztere. Es handelt fih ja in ver Berathung 
in den meiften Fällen nicht um völlig Elar und evident daliegende 
Thatfahen — denn dann würde ficherlih eine Brage darauf ges 
flelt werden, — fondern um Gemiffendferupel, die herüber und 
hinüber erwogen werben fünnen. Nur in jenem Kalle ift die Ver⸗ 
weigerung einer eventuellen Frage der DVertheivigung von Nutzen, 
wenn es ſich um ein Gapitalverbrehen handelt und die Gefchwor- 
nen durch eine einzige Frage in die Nothwendigkeit verfegt find, 
zwifchen der Freiheit und Todesftrafe des Angellagten zu wählen, 
während doch das eine oder dad andere Moment der Anklage, 
wenn auch in der entfernteften Möglichkeit eine mildere Beurtheir 
lung zuläßt. Dann wird fchwerer das Ia gefprocden, ald wenn 
eine Unterfrage einen Mittelweg an die Hand gibt. 

$. 9. Schließlich noch einige Bemerkungen über die Berus 
fung gegen die von dem GStadtgerichte abgeurtheilten Straffachen. 
Daß diefe Berufungen gegen dad Princip des „Ueberzeugungäbe» 
weiſes“ verftoßen, ift oft ſchon gefagt worden, und in ver That, 
man kann nicht abfehen, wie man eine „Ueberzeugung“ nachprüfen 
kann, wenn audy die flabtgerichtlichen Erfenntniffe im Gegenfaße zu 
dem Berbict der Gefchwornen auf das Sachliche eingehende Ausfüh— 
rungen enthalten. Andererſeits fällt e8 immer auf, warum bei 
leichteren Reaten das Met der Berufung geftattet ift, während 
gerade bei den ſchwereren fie wegfällt. Doch nicht allein gegen das 
Princip der freien Ueberzeugung, auch gegen das der Münplichkeit 
verſtößt die Berufung; denn in ver Megel wandert ftatt den Zeugen 
lediglich das Protocol zu dem Appellationdgerichte. Faſt Alles das, 
wad man gegen das frühere fchriftliche Verfahren vorgebracht hat, 
fann man von der Nachprüfung ded materiellen Theiles eined ſtadt⸗ 
gerichtlichen Erfenntnifies auf Grund eines ſolchen Protocolled tagen. 
Der Protocollführer müßte die Acten wenigftend ebenfo gut Eennen, 
als der Vorfigenve, ver Verhandlung mit der unermüdlichſten Aufs 
merffamfeit folgen und dabei einen rajchen Ueberblid, eine ſcharfe 
Auffaſſungsgabe und das Talent präcifer Darftellung haben, wenn 
ein guted Protocol gefertigt werden fol. Während er die eine 
Bemerkung nieverfchreibt, darf er. die zweite nicht überhören (und 
zuweilen muß er nebenbei auch noch die Zahlungsanweifungen aus— 
füllen). Scheurl Hat ſchon im feinem Vortrage über dieſen Theil 
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des Geſetzentwurfes den Wunfch audgefprocdhen, man möchte beeidigte 
Stenographen zu Protocolfführern nehmen; allein auch durch dieſe 
würde dad Appellationdgericht fein volftändiged Bild ver Verhand⸗ 
lung gewinnen, denn es fehlt ja gerade die Hauptſache, die Une 
mittelbarfeit der Anſchauung. Wie ed jebt aber ift, kann davon 
noch weniger die Rede fein, bei dem beften Willensgeſchick des Pro— 
tocolliften. Stelle man ſich beifpieldweife einen Zeugen vor, nadıe 
dem er feine Depofition begonnen, fih corrigirt, dann weiter er. 
zählt, fich8 aufs neue verbefiert, ftodt, der Vorfitende hält ihm 
bie treffende Stelle aus feiner Vernehmung vor umd er verbefiert 
fich nun abermald, Der Protorolführer nimmt dad Reſultat 
der Aenderung auf, aber e8 Tiegt ficherlih im Intereffe der Gerede 
tigkeit, wie der Vertheidigung, die allmälige Entftehung diefed Re— 
fultate® dem Appellationdgerichte zur Wahrnehmung zu bringen, - 
In vielen Fällen ift e8 minder wichtig, was ein Zeuge fagt, als 
wie er ed fagt, umd wie ſchwer dieſes darzuftellen fei, ift leicht 
einzufeben. Ich Eönnte noch eine Anzahl ähnlicher Thatſachen aufs 
zählen, doch nur auf Eines will ih noch aufmerffam machen. 
Oft ſtellt ſich erſt durch den Zuſammenhalt aller Depofttionen bie 
Wichtigkeit der einen oder anderen Bemerkung heraus, und es 
würde dann Noth thun, daß der Vertheidiger an ven Protocollfüh— 
rer dann nachträglich noch vor dem Schluffe der Sigung die Ans 
frage jtellt, 0b auch diefe Bemerkung aufgenommen fei, abjehend 
davon, daf dann über die nachträgliche Auffaffung derfelben eine 
Differenz zwifhen dem Vorfigenden, dem Staatsanwalt und Vers 
theidiger fich öfter8 erheben würde. Allein würden auch fämmtliche 
Zeugen noch einmal vor dem Appellationdgerichte vernommen, «8 
würde doch nicht mehr daſſelbe Bild, wie in der ftadtgerichtlichen 
Sigung geben. Es fehlt die Urſprünglichkeit ver erften 
Sigung. Die Zeugen find ficherer, aber ebenveöhalb, ohne es 
zu wiffen, zuweilen minder wahr, Sie meinen, daß gewifiermaffen 
ihre Ausdfagen die Probe der Wahrheit bereitd beitanden, da fie fte 
fhon ein Mal in einer öffentlichen Sigung in Gegenwart des An— 
geklagten ablegten. Sie werden ihre Erinnerungen um fo weniger 
befragen, je mehr fie bereit3 eine fefte Form für ihre Erzählung 
inne haben. Ih glaube deshalb, daß wie im Principe, fo 
aud in ver Braris die Berufung in unfrer Strafproceßordnung, 
die auf freie Ueberzeugung und Mündlichfeit beruht, fidy nicht recht⸗ 
fertigt. Der Vorſchlag Friedreichs, die Berufung abzufhaffen 
und dafür zum Schuldig bei Vergehen Einftimmigfeit der Nichter, 
bei Berbreden die Uebereinftimmung von mwenigftend vier Michtern 
zu verlangen, ift wohl ver Erwägung werth. 





‚W. 


Heberfihten aus dem franzöfifhen Rechtsleben. 
Von Dr. Julius Levita in Paris. 


Ein wichtiges Gefeh wird in dieſem Augenblid von dem ges 
feßgebenden Körper Frankreichs berathen. Den Gegenftand diefes 
Geſetzes bildet eine Materie, welche ihren Sit hat in dem Gebiete 
ded Griminalredhtd und ihre vorzüglichften Wirkungen äußert in 
der Sphäre ded Civilrechts. Die franzsfifche Regierung fchlägt eine 
Abſchaffung des bürgerlichen Tode8 (mort civile) vor und ftellt 
zugleih ein neues Syſtem auf, worin ein Wequivalent der mit 
unfren Begriffen von Gerechtigfeit und Humanität in fo fchroffem 
MWiderfpruche ftehenden Strafe ded code "penal gefunden werben 
fol. Wenn man die fo intereffante Geſchichte der Discuffion der 
Napoleon’ichen Geſetzbücher betrachtet, fo findet man die fo Iehr- 
reichen Einzelnheiten ded Kampfes, welchen die Anhänger ber Strafe 
ded bürgerlichen Todes zu beitehen Hatten, Das Strafgeſetzbuch ved 
Jahres 1791, fanctionirte fo wenig, ald ver peinliche Code vom 
brumaire des Jahres IV., die Strafe des mort civile; und ald 
der conseil d’Etat die Einverleibung diefer Strafe in das napoleon’- 
fhe Geſetzbuch beantragte, yroteftirte dad Tribunal gegen die Eins 
führung einer Strafe, „welche vielmehr die Unfchuldigen, als vie 
Schuldigen erreicht,“ und welche bloß dazu dient, eine „abftracte 
Fiction zu verwirklichen.“ Im dem corps legislatif fand die bes 
zeichnete Strafe einen ähnlichen Widerſtand; und wenn nicht gerade 
im Augenblide der Discuffion über dieſes Princip die Unterbre— 
hung der legislativen Arbeiten eingetreten wäre, fo hätte ver Ans 
trag der Megierung ficher größeren Wiverftand, wenn nicht abſo— 
Iute Hinderniſſe gefunden, als Died nach Wiederaufnahme der ges 
feßgebenden Debatten der Fall war. Der Art. 25 des Code civil 
hat die Strafe des bürgerlichen Todes mit allen feinen Conſequen⸗ 
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zen anerkannt; ver bürgerlich Todte wird für phuftfch tobt präjumirt; 
er ift unfähig, Eigenthum zu erwerben und zu übertragen, ſei es 
unter Lebenden, ſei ed für ven Ball ned Todes; er Tann feinen 
eivilen Akt vornehmen, und endlich, und dies ift die rigoröfefte Gon- 
fequenz, die von ihm eingegangene Ehe ift ipso jure bürgerlich auf« 
gelöft. Im dieſem legteren Punkte ging die gejeßgebende Berfamm« 
lung weiter, ald der erfte Gonful, welcher in der Didcuffion mit 
Wärme der Aufrechthaltung des ehelichen Bandes dad Wort redete. 
„La societe est assez vengée, — fo drückte fich bei diefer Gelegen⸗ 
„beit Napoleon Bonaparte aus — par la condamnation, lorsque 
„le coupable est priv@ de ses biens, lorsqu’il se trouve séparé 
„de ses amis, de ses habitudes. Faut-il @tendre la peine jus- 
„qu’& la femme, et l’arracher avec violence & une union qui 
„identifie son existenee avec celle de son Epoux? Elle vous 
„dirait: mieuz valait lui ôter la vie; du moins me serait il 
„permis de cherir sa me&moire; mais vous ordonnez qu’il vive 
„et vous ne voulez pas que je le console,* — Bei einer ähn— 
lichen Beranlaffung ſprach der alte römifche Juriſt Ulpian, als 
er in feiner Gigenfchaft ald Minifter des Kaiſers Alexander Se— 
verud über dieſe Frage feine Meinung abgeben mußte, gegen bie 
Auflöfung ver Ehe eines mit der capitis deminutio maxima Be— 
firaften. — 

Die eminenteften franzöftichen Griminaliften, Roffi, Faub— 
tin Helie, Adolphe Chauveau und andre Mehrere fehrieben 
und redeten feit Dezennien für die Ausmerzung der „barbarifchen“ 
Strafe; verfchievene Anträge wurden in diefem Sinne bei ven ges 
feßgebenden Verſammlungen geftellt; inveffen die Gefeßgebung hat 
fih 6i8 zum heutigen Tage nicht geändert. . Im Jahre 1850 follte 
die Frage legislativ entfchieden und die fo dringend begehrte Re— 
form verwirklicht werden. Nachdem die zur Borlage eines Bes 
richtes niedergeſetzte Commiſſion fich bereitd im Sinne der Ab- 
ſchaffung der Strafe des bürgerlichen Todes ausgeſprochen hatte, 
wurde die Discuffion biefer Frage durch die Beratung über die 
Abolition der bagnes und Einführung der Deportation unterbros 
hen, und bis zur gegenwärtigen Kammerfeflion nicht wieder auf 
genommen. Wir müflen indeſſen hier erwähnen, daß das Depor⸗ 
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tationdgefeß eine Beſtimmung enthält, wodurch zwar die Wirkung 
de8 bürgerlichen Todes nicht vermindert, indeflen die Sphäre Die» 
fer Strafe beichränft wurde. Die Strafe des bürgerlichen Todes 
foll bloß im Falle der Verurtheilung zur Todes- oder zur lebens⸗ 
länglihen Zuchthaudftrafe eintreten. — 

Prüfen wir nunmehr den Entwurf felbft, welcher den Ges 
genftand der in dieſem Momente gepflogenen Debatten bildet. — 
Die Brage der Abfchaffung des bürgerlichen Todes wird von allen 
Juriſten Frankreichs beinahe in vemfelben Sinne beantwortet, was 
auch Herr Billard ve Villeneuve hierüber in ver Gazette des 
Tribunaux fagen mag. Die Brage der Strafe, welde an die 
Stelle der abzufchaffenden treten, bed Syſtemes, welches das von 
der Gerechtigkeit und Humanität verdammte erfeßen foll, ift ſchwie— 
tiger zu beantworten, und hat bei weitem nicht die einflimmige Lö» 
fung der Juriſten gefunden. 

Nach dem Syſtem des Entwurfes, welcher in feinem erften 
Artifel die Strafe ded bürgerlichen Todes abjchafft, foll die Verur- 
tbeilung zu einer peine afflictive perpetuelle vie Wir— 
fung ber degradation eivique d. 5. des Verluſtes der politischen 
Rechte und einzelner Givilrechte (Art. 34 Code pénal) und der in- 
terdietion vd. h. der Entmündigung (Art. 29 Code penal) zur 
Folge Haben. Indeffen foll ven bis jegt nach dem Code penal 
für die bezeichneten accefforifchen Strafen beftehenden Wirkungen im 
genannten Falle der Verurtheilung zu einer Iebendlänglichen Leibed« 
firafe noch folgende hinzugefügt werden: ver Verurtheilte foll das 
Recht verlieren, über feine Güter oder über einen Theil, fei e8 
durch Teftament, oder durch Schenkung unter Lebenden zu verfügen; 
ebenfo foll er Nichts auf die angegebene Weife erwerben können, 
außer zu dem Behufe von Alimenten. Jede von ihm vor feiner 
Berurtheilung errichtete Tektwillige Verfügung ift nichtig. — Die 
Regierung ift befugt, nad eigenem Ermeflen vie bezeichneten Wirs 
fungen der Strafe nadhzulaffen. — 

Die mit der Prüfung dieſes Entwurfes beauftragte Commif- 
fion Hat fih für deſſen Annahme ausgeſprochen. Nah der Anſicht 
der Majorität der Commiſſion ftelt dad Project ein Geſetz in Aus 
fit, welde® „sans Enerver la repression, mettra enfin le sy- 
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„stöme des déchéances auxiliaires des peines perp£tuelles au ni- 
„veau de la raison publique.* Indefjen haben einzelne Mitglie- 
der der Commiffion in einem Minoritätögutachten verfchiedene fehr 
eingreifende Mopiftcationen vorgefchlagen. — 

Es kann nicht die Aufgabe unfrer flüchtigen Ueberfichten deb 
franzöftihen Rechtslebens fein, tiefere philoſophiſche und gefeßge 
bungspolitifche Betrachtungen anzuftellen; und in Betreff der Frage, 
in wie weit dad neue Shitem ded Entwurfs Vortheile oder Nach- 
theile Hat, enthalten wir und um fo mehr aller näheren Kritik, 
ald wir zu einer foldhen genöthigt wären, Ausführungen über dad 
allgemeine Syftem ver Strafen, mie ſolches im Code pénal aufge: 
ftellt ift, und welches nah unfrer Anficht zahlreihe Mängel und 
Lücken bat, zu machen. Es Fam und bei obiger Darftellung nur 
daranf an, die einzelnen Punkte ded neuen Entwurfed zu beleuchten 
und diefelben an die Beftinnmungen ver früheren Geſetzgebung ans 
zufnüpfen. — 

Um mit Vollſtändigkeit ven legislativen Erſcheinungen zu fol« 
gen, erwähnen wir noch eined zweiten Projectes, welches der ge= 
genwärtigen Kammerfeffion vorgelegt wird, wenn auch dasſelbe fein 
tiefereß juriftifche® Intereffe bietet. Die Competenz der Brievend« 
richter über Miethverhältniffe, welche nach dem Geſetze des Jahres 
1838 in Paris eine weitere Sphäre hatte, ald in den Departemen« 
ten, fol eine ähnliche Ausdehnung, wie in der Kapitale in den 
Städten Lyon, Marfeille, Bordeaur, Rouen, Nantes, Lille, St. 
Etienne, Nidmes, Rheims und St. Quentin erhalten. — 

Die practifch juriſtiſche Frage, welche im gegenwärtigen Aus 
genblicke nor beinahe ſaͤmmtlichen Gerichten ver 86 Departemente 
verhandelt ward, wurde durch ein in Folge der Tehten politifchen 
Ereigniffe weröffentlichted Decret der franzöflichen Regierung veran⸗ 
laßt. Das urfprünglihd auf die Zahl von 80000 firirte Gontin« 
gent der Militärpflichtigen ded Jahres 1853 wurde um 60000 ver» 
mehrt. Die in Frankreich beftehenven Affecurangcompagnien, welche 
die Stellvertretung eines Militärpflichtigen gegen eine gewiſſe Prime 
übernehmen, Haben ihre Verträge in einem Angenblicke abgeſchloſ⸗ 
fen, als die Vermehrung noch nicht beſchloſſen war und nicht in 


Ausſicht fand, da in der Megel das Eontingent des Jahres durch 
Der Gerichtsſaal. Heft VIL 1854. 5 


66 Meberfichten aus dem frangöftfchen Rechtsleben. 


einen einzigen Regierungbact firirt wird. Die Affecuranzgefellfchafe 
ten, denen durch dieſe beträchtliche Vermehrung .eine bei weitem 
größere Verbindlichkeit auferlegt wird, als der mit den Verficherten 
eingegangene Bertrag in Ausſicht ftellt, haben die Intervention der 
Gerichte in Anfprudh genommen, und zahlreiche Klagen auf Reſo— 
Iution des Berfidherungdvertraged oder auf Erhöhung der urfprüng«» 
lich ftipulirten Prime angeftelt. Bis jegt Haben bereitö verſchie⸗ 
bene Gerichte, fo das von Straßburg, Lille, Amiens und Chartres 
fih über die Frage ausgeſprochen, ob die Erlafjung ded dad Contin⸗ 
gent erhöhenden Gefeges als eine force majeure zu betrachten fei, 
in Bolge deren eine juriftifhe Verbindlichkeit aufzulöfen oder we— 
nigftend zu mopificiren fei. Die Urtheile der genannten Gerichte 
weichen von einander in ver Weife ab, daß ein Gericht eine force 
majeure annahm, während ein anbered die firifte Erfüllung der 
übernommenen Verbindlichkeit verordnete. Geftern wohnten wir der 
Sigung des Tribunald der Seine bei, worin die Frage didcutirt 
wurde. Hebert, ber alte Generalftaatöprocurator und Juftizmini« 
fer, plädirte die Sache der Affecuranggefelliyaften, und wenn es 
fih auch in dem conereten Zalle um ein verhältnifmäßig kleines 
Intereffe handelte, fo fuchte er dennoch mit dem größten Nachdrucke 
dad Recht der Gefellichaften zu vertreten, da die Entſcheidung 
des Tribunals ver Kapitale fihher eine bedeutende Wirkung auf bie 
in ihren Entſcheidungen zum Theile noch unfchlüfltgen Departemen- 
talgerichte äußern wird. Ein Beweis, wie fehr dieſe cinilrechtliche 
Frage die öffentlihe Meinung des Tages beſchäftigt, Tiegt darin, 
daß gerade geftern ein Abendblatt die durch Vermittelung ded Tele- 
graphen in Parid eingetroffene Nacgricht veröffentlichte, zufolge 
deren fich der Appellhof von Douai in einem für die Affecuranzges 
fellihaften günftigen Sinne audgefproden hat, — So fehr wir 
dad große Intereffe, welches fih an die Löfung der bezeiihneten 
Trage Fnüpft, begreifen, fo wenig können wir die juriftifche Ents 
fheidung verfelben für zweifelhaft und fchwierig halten. Ein Irr⸗ 
thum in den Gombinationen, namentlich in dem gegenwärtigen Mor 
mente, in welchem eine Vermehrung des Gontingented durch die 
politiſchen Greigniffe indieirt ſchien, involvirt Feine force majeure, 
und bie Affecuranzgefellickaften, welche, fih während Dezennien, 
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Dank den Segnungen des Friedens, beträchtlich bereichert haben, 
tönnen wohl in einem Augenblide ver Noth bie Opfer bringen, 
zu deren Reiftung bie Police felbft ſie verpflichtet. Als im Jahre 
1848 die nämliche Frage, und zwar in einer für die Gefellichaft 
entfchieden günftigeren Lage, vor die franzöftichen Gerichte gebracht 
wurde, fo haben die Gefellfhaften, nad den beinahe einftimmigen 
Entfheidungen der Appellhöfe, in den von ihnen over gegen fle 
eingeleiteten Prozeffen erlegen. Wir werden demnächſt bie in Be 
treff dieſer Frage ergangenen Entjcheidungen zufammenftellen. — 
Ein andrer Civilprozeß, welcher ſich ebenfalld an politifche 
Ereigniffe, wenn aud minder Friegerifcher Natur anfnüpft, wurde 
in den legten Tagen vor dem Appellhofe entfchieden. Wir haben 
den Gegenftand dieſes Mechtöftreites, welcher den Schleier über fo 
manche wunde Stellen ver Kapitale gelüftet hat, in einer früheren 
Gorrefpondenz ausführlich dargeſtellt. Mehrere Actionäre der Ger 
ſellſchaft, welcher das Eigenthum des bekannten Parifer Tageblat⸗ 
te8 „Constitutionel“ gehörte, Haben gegen ihren gérant, ben 
Dr. Véron, eine Klage angeftellt, darauf geftügt, daß Letzte⸗ 
rer ohne ihre Zuftimmung über ihren Antheil an dem Gefellfhaftd- 
vermögen disponirt und in Verbindung mit anderen Mächten eine 
von ihm beliebte, ihren Anfprücden wiberftreitende Theilung volls 
zogen habe. Die große Bedeutung, welche diefer Prozeß in dem 
palais und außerhalb desfelben erlangte, erklärt ſich dadurch, daß 
nah der Art und Weile, wie die Gegner des Dr. Véron 
(Hebert plädirte für die Actionäre der urfprünglichen Geſellſchaft) 
biefen Rechtsſtreit behandelt Haben, letzterer, auf dem Gebiete eines 
Privatanſpruchs, fih als ein durchaus yolitifcher Tendenzprozeß 
darſtellte, worin von den Gerichten feierlich das unwürdige Boͤrſen⸗ 
und Speculationsweſen geahndet werden ſoll. Die Rolle, welche 
in dieſem Prozeffe ein früherer Miniſter des Kaiſers ſpielte, gab 
der Verhandlung ein noch größeres Intereſſe, welches durch die ſo 
mannigfaltigen Incidentpuncte und die muſterhaften Plädoirien ber 
verfhiedenen Advotaten ſtets wach erhalten wurde. Wir Haben in 
unferem früheren Brief das Mefultat der erften Debatten, worin 
eine Incompetenzeinrede vorgefhügt wurde, dargeſtellt. Wir ers 
wähnten, daß die von dem Beklagten entgegengefeßte Einrede, zus 
5*+ — 
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folge derer wegen ber Natur des Titigiöfen Verhältniſſes der Rechts⸗ 
fireit von Schiedsrichtern außergerichtlich zu entſcheiden fei, von 
dem Tribunale der erften Inſtanz abgemwiefen wurde. Dr. Véron 
legte gegen dieſe Entfcheivung Appell ein, ohne indeſſen die erft- 
richterliche Verhandlung über vie Klage felbft.vor Austragung vie 
fer Appellation zu verhindern. So geſchah ed, daß in ver That, 
ehe fih der Appellhof über die Frage der Competenz audgefprochen 
“hatte, dad Tribunal der erften Inftanz über den Bond der Klage 
entichied. Zufolge des Urtheild wurde Dr. Véron zur Heraus- 
gabe der beträchtlichen Summe von 1 Million 400,000 Francs 
verurtheilt, inveffen der mit dem befannten Finanzmann Mirds 
abgefchloffene Vertrag aufrecht erhalten. Diefer Triumph bereitete 
- eine nur kurze Breude den Gegnern von Beron. Der Appellbof 
Hatte noch nicht über die Gompetenzfrage ſich audgefproden, und 
wenige Tage, nachdem dad Tribunal der erften Inftanz über bie 
ganze Klage entfchieven hatte, erkannte derfelbe über Die noch bei 
ihm ſchwebende Competenzfrage. Nach feiner Entfcheidung find die 
Gerihte unzuftändig, über eine ein Geſellſchaftsverhältniß bes 
treffende Streitigfeit zu erfennen; und deßhalb wurden die Par- 
teien, von denen die einen bereit flegeöberaufcht, Die anderen nie— 
vergefchlagen und beinahe entmuthigt waren, vor die Juridpiction 
eined Schiedsrichters gewiejen, vor deilen Forum der Prozeß ber 
ſcheidenere Proportionen und einen ganz verfchiedenen Character 
annehmen muß, — 

Indem ich eined Prozeſſes erwähne, worin befannte Perfön« 
lichkeiten figuriven, werde ih an einen gerichtlihen Fall erinnert, 
welcher in ven legten Tagen vor dem Civiltribunal der Seine ver⸗ 
handelt wurde, wenn auch der Gegenftand der beiden Prozeduren 
ein durchaus verfchiedener if. Die Wittwe des befannten Schrift- 
ſtellers Balzac flellte gegen Alerander Dumas eine Eivilflage an, 
weil Lebterer eine Hffentlihe Subfeription zur Errichtung eines 
Monumented für ihren Gatten veranftaltet habe. Die Wittwe 
vindicirt für fih und ihre Bamilie dad ausſchließliche Net, das 
Andenken des berühmten Todten zu feiern. Nachdem die Klage 
in öffentlicher Sigung Tang und breit motivirt und von ber anderen 
Seite ebenfo umftändlich bekämpft worden war, erkannte dad Ge— 
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richt in jure, daß die Verehrer eined großen Mannes das Medht 
hätten, deſſen Andenken dur) ein Monument zu ehren; daß in« 
befien dad Recht, ein Grabmal zu feßen, worin die Leiche des 
Verftorbenen bewahrt wird, ausfchlieglih der Familie angehöre. 
Auf diefe Weife kann einerfeits die Pflicht der Pietät der Fami- 
lienglieder erfüllt, und andrerfeitd der Tribut des öffentlichen Dane 
kes und der Verehrung geleiftet werben. Die Gerichte disponiren 
nicht über die geheiligten Stätten des Pöre Lachaiſe, fie überlafien 
die Verfügungen der Bamilie und der Mitwelt. Wenn auch ber 
Gegenftand diefe® Prozeſſes feltfam und neu erfdheint, fo wurde 
doch keineswegs bei diefer Gelegenheit zum erften Male diefe Frage 
von den Gerichten entfchieden. — | 

Da ich gerade im Begriffe bin, einzelne ernſte und härtere 
Scenen des Parifer Gerichtölebend zu entfalten, fo will ich eines 
fleinen Strafprozeffed gevenfen, worin Die gewandteſten Betrüger 
der Kapitele figuriren. Ein Greid war der Gegenftand zahlreicher 
Edcroquerien, die während einem längeren Zeitraume von ber vor 
Gericht ſtehenden Bande ausgeführt wurden, Die Betrüger ſpe— 
eulirten auf die durch dad Alter bewirkte Schwädhung der Gei- 
fteöfräfte, und bebienten ſich folgenden Mitteld zur Erreihung von 
Geldbeträgen, die nach und nad fidh bis zu dem ungeheueren Bes 
trage von 100,000 Franc belaufen Haben jollen. Die vor Ges 
richt ſtehenden Indieiduen fanden fih Häufig in dem Haufe bes 
Greifed ein, präfentirten einen angeblih von dem Polizeipräfeeten 
audgeftellten Berhaftöbefehl gegen ven Greifen und erboten fid, 
gegen Zahlung einer beftimmten Summe nicht die ſchwere ihnen 
auferlegte Mifflon ausführen zu wollen. Der ängſtliche Greis, 
ohne ſich gerade einer Schuld bewußt zu fühlen, (verfelbe war 
früber ein höherer Beamter in ver Verwaltung der Minen) leiftete 
willig den geforderten Tribut, um vor den Einpringlingen Ruhe 
zu finden, bis er, durch die Beſuche und die Zahlungen ermübet, 
den öffentlihen Behörden den ganzen Vorfall erzählte Bei ver 
Berbandlung dieſes Falles vor dem Gorrectionellgerichte flellte es 
fih dar, daß, nachdem die erften Operationen bei dem Greife fo 
glüflih gelungen waren und alle Umftänve eine ſtets ergiebige 
Ernte bei demfelben vorausfehen ließen, vie Perfon des Greifes 
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auf Actien geſtellt, und der Antheil an dem Gefellfchaftönermögen 
unter 7 verfchiedene Perfonen vertheilt wurde. Die alten Actiens 
befiger haben fogar zum Theil ihre Actien verhandelt; und unter 
den 15 auf der Bank der Beſchuldigten ſitzenden Individuen figuris 
ren zum Theile die fondateurs diefer Gefelihaft, und zum Theile 
die fpäteren Wctienfäufer an ver Seite ihrer Cedenten. Diefer 
Fall beweidt, wie weit die Induftrie der verbrecherifchen Pläne und 
der, Erploitirung verbrecherifcher Unternehmungen in der Kapitale 
vorgefhritten if. — 

Diefer Ball einer ſchweren escroquerie, worin ein Greis das 
unglüdlicde Opfer war, erinnert mich an einen Act ähnlicher Nas 
tur, welcher mir in den legten Tagen in meiner eigenen Praris 
aufgeftoßen it. Wenn ich nicht als Advoeat der americanijchen 
Geſandtſchaft Gelegenheit gehabt Hätte, offiziell den ganzen That⸗ 
beftand fennen zu lernen, fo würde ich die WVerwidelungen dieſes 
Balled weit eher für eine romanhafte Dichtung, ald für eine Rea— 
lität halten. — Die Scene fpielt in der neuen Welt und wurde 
nur durch wunderbare Schikung auf unfer hieſiges Terrain vers 
pflanzt. — 

Ein Spanier, der im Staate Californien reflvirte, wußte 
einen reihen Spanier, einen Greid von 70 Jahren, ber feit Jah 
ten in der Stadt Francisco anfäßig ift, zu bewegen, fein in der 
Bank Rothſchild deponirted Vermögen (im Betrage von 200,000 
Srancd) zurüdzuziehen und ihm anzuvertrauen. Der Vorwand, 
welchen der verſchmitzte Spanier bei dem geiſtesſchwachen Greife be— 
nußte, war der, daß in der gegenwärtigen europäifchen Krife, in 
der Mitte ded blutigen Krieges, das Haus Rothſchild keine Garan⸗ 
tie böte und demzufolge die in der Bank dieſes Haufe zu Sän 
Franeisco beponirten Summen gefährdet feien. Als der Spanier 
auf diefe Weife die Ermächtigung zur Zurüdziehung der Summe 
erhalten Hatte, caffirte er viefelbe ein und verlieh über Nacht die 
Ufer des Sacramento, ohne die entferntefte Spur über die Direc- 
tion feiner Reiſe zurüdzulafien. Der Greis, welcher ſich feines 
ganzen Vermögens beraubt fah, nahm die Hülfe und den Rath 
eined Geſchäftsmannes in Anfpruch, eined Advocaten & la califor- 
nienne, Lühe, unternehmend, feinen Naden mehr vor ver Macht 
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der Thatſachen, als vor der des Geſetzes beugend. Der Advocat 
ſchlug dem Greiſe folgenden Rath vor und machte ihm ein Aner⸗ 
bieten, welches ſicher wenige ſeiner europäiſchen Collegen in einer 
ähnlichen Lage gemacht hätten. Er erbot ſich, ſofort die Reiſe ans 
zutreten, um dem escroc fei es in diefem WWelttheil oder in dem 
anderen zu folgen, gegen einen Antheil an ver Beute, welche er 
bei feinem Feldzuge machen wird. Das Anerbieten wurde ange 
nommen, und ein Verwandter ded Greifen fchloß ſich der Expedi- 
tion des californifchen Aovocaten an. Wir wollen nicht alle details 
und Abentheuer der Reife erzählen, welche der wandernde Advocat 
zu beftehen Hatte, ald er, ohne fichere Spuren bed Individuums 
zu haben, von einem Ende ber vereinigten Staaten zum anderen 
reifte, von da kon einem Pole Spaniens zum anderen, Im der 
Diligence, in der Nähe von Mabrid, hörte der herum irrende 
Advocat durch Zufall den Namen der von ihm verfolgten Perfon, 
und al& einen Freund der legteren ſich varftellend, gelang ed ibm 
leiht, alle Erkundigungen in Betreff ded gegenwärtigen Aufent« 
haltsortes zu erhalten. Als letzterer wurde Parid bezeichnet, wos. 
bin die Galifornier fofort ihre Reiſe antraten und wo fie auch das 
Indivipuum antrafen, Die Polizeipräfeeten haben gegenüber ver 
wahrjcheinlich gemachten Beſchuldigungen fi nit um die Compe⸗ 
tenzfrage befümmert; obwohl die Vergeben in frembem Lande zum 
Nachtheile eined Bremden von einem Fremden verübt wurden, fo 
wurde dennoch die Präventiohaft gegen venjenigen beſchloſſen, wel» 
her der Gegenſtand fo energifcher und ausdauernder Berfolguns 
gen wär, 


V. 


Üeber die Ausbildung der Richter und Advocaten. 
Von Canzlei⸗Rath Jäger in Tübingen. 
(Fortſetzung *). 


Eine freiere Einrichtung iſt ſchon die, welche dem Vernehmen 
nach wenigſtens früher von den Profeſſoren der ſtaatswirthſchaftli— 
chen Fakultät auf der Hochſchule von Tübingen eingeführt war, 
und neuerlich von einzelnen Profeſſoren der Juriſten-Fakultät da— 
ſelbſt nachgeahmt wird. Es werden einzelne intereſſante Fragen 
aus einzelnen Zweigen der betreffenden Lehren zur öffentlichen Be— 
ſprechung aufgeſtellt, und unter der Leitung des einzelnen Fach— 
lehrers werden entweder bon einzelnen dazu berufenen jungen Leu— 
ten Angriffe und Vertheidigungen gegen und für den Satz oder die 
Frage vorgebracht, oder es wird in noch freierer Form jedem An- 
wejenden die Freiheit gegeben, fidh über den Gegenftand ver Debatte 
frei zu äußern, Bei diefer Art von öffentlichen Dieputirübungen 
hat man immerhin zwei Vortheile zu rühmen. Theils werden ein 
zelne intereffante Gegenftände ganz vurchdebattirt und auch diefenigen, 
welche an der Beiprehung nicht Antheil nehmen, haben den Vor— 
theil, den Gegenftand wiſſenſchaftlich mehrfach beleuchtet zu fehen, 
und jomit auch ihre eigenen Anflhten im Stillen hiernach berich- 
tigen oder feftftellen zu können, theild werden alle diejenigen jungen - 
Leute, welche revend auftreten, den formellen großen Nuben ver 
freien und öffentlichen Redeübung davontragen. Aus dieſen beiden 
Gründen wären folche Hebungen durch alle Facultäten, und in allen 
einzelnen Fächern verfelben, wo fie irgend anwendbar find, dringend 
zu empfehlen, und vie Profefforen ver Tübinger Univerfität haben 
fih dur ihre, rein aus ihrem eigenen wiffenfchaftlihen Eifer ohne 
Außern Anftoß herborgegangene Einrichtung den Anfpruch auf die 
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gerechtefte Anerkennung ihrer Verbienfte um die materielle und for« 
melle Ausbildung ihrer Zuhörer erworben, 

Die beiden letztgenannten Zwecke der formellen und materiellen 
Ausbildung aller Theilnehmer, befonverd ber ſtudirenden Jugend, 
könnten fodann durch Häufige und ernftlichere Handhabung der Doc- 
tor» Dißputationen ebenfalld erreicht werden. Es ift gegenwärtig 
überhaupt zur Ausnahme geworden, daß man öffentlich für Erwer= 
bung der Doctord- Würde bisputirt; die Einreichung eined fo oft 
nicht einmal eigenen Auffates über irgend einen einzelnen Gegen- 
fland aus der betreffenden Wiffenfchaft reicht hin, um auf eine, nur 
große Gebühren, und nicht mehr fehr große Ehre mit fich bringende 
Weiſe fih den Titel beilegen zu dürfen, ver im Mittelalter bad 
Prädicat „Excellenz“ erwarb. Wenn au die Dißputationen wirf« 
lich noch gehalten werben, fo find nur dann ernftliche Kämpfe zu 
erwarten, wenn der Präfed unter den übrigen Lehrern, in ober 
außer feiner Facultät einen wiffenfchaftlihen, und nielleiht auch 
perfünlichen Gegner zählt, der gegen ihn Hier auftritt, und dann 
mag die Diöputation im erften Falle intereffant, im zweiten wenig- 
ſtens pifant werben. Allein gewöhnlich gibt der Opponent zu Ehren 
des Präfes oder des fogenannten Mefpondenten gar bald nad, und 
von den Opponenten aus ben Reihen der Studirenden meiß man, 
daß fie nicht nur voraus geworben find, fonvdern auch gewöhnlich 
ihre Angriffs Ihefen dem Präfes und Nefpondenten zuvor mitiheis 
Ien, fo daß dieſe die volle Gelegenheit haben, ihre Erwiederungen 
voraus zu formiren. Dieß find, um ein militärifche® Bild zu ge 
brauden, Schulmanveunres, in denen der eine Theil zum flegenpen, 
der andere zum gejchlagenen fchon zum Voraus beflimmt if. Man 
verwandle fle aber in einen ernftlihen Kampf, und mache fie mög- 
lichſt Häufig, man vermindre die Gebühren, und verlange dafür um 
fo gewiffer eine ernftliche öffentliche Vertheivigung, man dinge bie 
DOpponenten nicht zum Voraus, fondern laffe Jeden opponiren, der 
die Luft und Kraft hiezu fühlt, man habe den Muth, die Berwils 
ligung des Doctord » Titeld von dem Erfolge der öffentlichen Ber: 
tHeidigung, und nicht von der Entrichtung der Sporteln abhängig zu 
mahen, und dann wird ed nicht nur wieder eine große Auszeich— 
nung um den Doctords Titel fein, fondern die Nede» Bertigfeit und 
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vie Fähigkeit freier geiftiger Meproduetion des Gelernten, die for« 
melle Geiſtesgewandtheit werden fih unter den jungen Leuten be= 
deutend heben. | . 

Mit allen biöher vorgefchlagenen Einrichtungen werden aber 
noch immer zwei Hauptbedürfniffe eined wirklich fruchtbringenden 
academifchen Unterrichts nicht befriedigt. In theoretifcher Beziehung 
ift noch nicht die Möglichkeit gegeben, daß Die Zuhörer fih von 
der völlig richtigen Auffaffung nicht blos einzelner Säße und Ins 
ftitute, ſondern ganzer Syſteme und wiffenfchaftlicher Didciplinen 
verfihern — und in Nüdficht auf die Anwendung des Wiflend auf 
dad Leben in den prartifchen Fächern ift denſelben noch Feine Gele 
genheit gemährt, ihre practifche Urtheildfraft zu erproben, bezie— 
hungsweiſe durch Uebung zu ſchaͤrfen. Für diefe beiden Seiten 
des academiſchen Unterrihtd muß ebenfalld Bürforge getroffen 
werden. \ 

Man findet befanntlih, was den erſten Punct betrifft, eine 
Menge von jungen Leuten, die in einzelnen Lehren, und auf Bes 
fragen nach den geringften Einzelheiten, ganz zu Haufe find, und 
die Anerkennung ihrer Lehrer durch vie große Maffe von fleißig ers 
lernten Detail» Kenntniffen erwerben, vie jedoch durchaus nicht im 
Stande wären, dad logifche Gerippe der Lehre, deren Detail ihnen 
fo geläufig ift, mündli jo darzuftellen, daß man einfähe, fie feien 
des Stoff im Ganzen und in der logifchen Eonftruction Meifter. 
Befonderd trifft man diefen Mangel an überfichtlihem Wiffen bei 
ſolchen jungen Leuten, die nicht fo glüdlih waren, vollfländige und 
tüchtige Borftudien zu machen, bevor fle ſich dem academifchen Leben 
widmeten, deren formelle Bildung daher nicht fo vollſtändig ift, ald 
zu einer fireng wiffenfchaftlihen Erfaffung einer Disciplin nicht 
blos nah der Maſſe ded Detail» Stoffd, fondern aud in ihren 
oberften leitenden Grundfäßen, und in ihren Togiichen Eonfequenzen 
gehört. Daß aber eine fo mangelhafte Auffaffung weder für wif 
fenfchaftlihe, noch für practifche Zwede genüge, muß Jedem ein» 
leuten; möge es ſich nun von einer Wiffenfchaft und von einem 
Fachſtudium Handeln, welches man wolle, ein Aggregat von unzu⸗ 
fammenhängenven Bifjend » Bragmenten kann bei ver größten Meich- 
haltigkeit nie venfelben Werth haben, wie die logiſch- ſyſtematiſche 
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Auffaffung der ganzen Disciplin, felbft mit einer nicht fo in die 
einzelnften Ginzelnheiten eingehenden Wiflend- Maffe. 

Es muß alfo auch ſolche Anftalten auf ven Hochſchulen geben, 
in denen jedem Ginzelnen die Gelegenheit geboten ift, die Tiefe, 
Volftändigkeit und Togifche Confequenz feines theoretifchen Wiſſens 
in allen Richtungen practifch zu erproben, und dieſe Anftalten find 
nichts Anderes, als die Mepetitorien und Graminatorien. Möge 
man fie aber an die Hauptoorlefungen anknüpfen, oder abgefonvert 
alten, mögen fie öffentlich oder privatim, ober privatiffime verans 
flaltet werden, immerhin können fle nur freiwillig befucht werden, 
fo Tange man den Begriff einer Hochſchule nicht mit dem einer 
Zwangsd- Lernanftalt identificirt, fondern annimmt, daß die Zuhörer 
auf einer Hochfchule nach ihrem Alter und ihren verfchiedenen Stur 
dDienzweden in der Rage feien, daß fie felbft darüber enticheiden 
Fönnen, ob fie fi von dem Erfolge ihrer Stubien Nechenfchaft ver⸗ 
Ihaffen wollen, oder nit. Die Einwendung aber, daß fo ber 
Einzelne doppelten Koftenaufivand zu machen habe, wenn er Einmal 
für das Erlernen, und dann wieder für die Mechenfchaft über dad 
Erlernte Eollegiengelver zu bezahlen genöthigt fei, ift eine unge» 
gründete. Im Begriffe der Hochichulen,“ wie er und hiſtoriſch aus 
dem Mittelalter überliefert wurbe, fo wenig als im Begriffe der⸗ 
felben, wie man ihn apriorifch conftruiren kann, Tiegt es, daß der 
academifche Lehrer zugleih Eraminator fei. Erſt neuerdings if 
dieſe letztere Obliegenheit dem academifchen Lehrfache überhaupt beis 
gejellt worden, während fie Feinedwegs nad der Gefhichte und nad 
dem Begriffe dazu gehört. Außerdem ift die Einwendung eine illu—⸗ 
forifche, denn die Gollegiengelver, wie ſie ſich durch Uebung und 
Geſetz auf den einzelnen Hochſchulen feftgeftellt haben, werben von 
jeher für das Eollegienlefen im engern Sinne, d. h. für ben freien 
Vortrag vom Katheder herab, entrichtet, und ed wäre eine Mechtö- 
verlegung gegen die academifchen Lehrer, wenn man ihnen zumutbete, 
für daffelbe Honorar, das fie bisher für den freien wiſſenſchaftlichen 
Vortrag allein erhielten, auch noch die fpecielle Ausbildung der 
einzelnen Zuhörer zu übernehmen. Ob nun diejenigen Zuhörer, 
welche ſolche beſondere Ausbildung verlangen, dem Hauptlehrer noch 
eing entfprechende weitere Vergütung dafür reichen, oder ob fie dies 
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felbe in befondern Gollegien erhalten und bezahlen, ift pecuniär daß 
Gleiche. Man Fönnte zwar fagen, eine folche Einrichtung fei gerade 
fo, ald ob man von Einem Xehrer theoretifchen, vom andern den 
practifhen Unterricht im Tanzen erhalte, flatt daß beides vereinigt 
fein follte. Allein man vergißt, daß eine Hochſchule Feine Tanz- 
Lehr» Anftalt if. | 

Ein zweited Haupterforderniß ift ſodann immer noch die Ge» 
legenheit, vie practifche Urtheildkraft erproben, üben, und fchärfen 
zu Iernen. Der Theologe, der weder biblifhe Hermeneutik und 
Eregefe, noch Predigten und Katechifationgübungen hört, der Zurift, 
der weder Exegeſe und Hermeneutif der Rechtäquellen, noch Proceß⸗ 
practica und Relatorien befucht u. vergl., mögen ſich vie fchönften 
theoretifchen Kenntniffe erworben haben, und werden ſich doch nicht 
im Stande fühlen, ver Theologe eine Kinderlehre zu Halten, der 
Juriſt ein Protocoll zu führen, gefchweige denn eine Entfheidung 
des einfachften Falld zu geben; der Mediciner kann weder ein Res 
cept verfchreiben, noch die geringfte hirurgifche Manipulation, ges 
fhweige denn eine Operation vornehmen u. f. w., und doch gehört 
all Dieß zu den nothwendigften Kenntniffen und Bertigfeiten Derer, 
die nicht blos ein theoretifchee Studium verfolgen wollen, fondern 
beabfihtigen, im Leben wirfend und thätig aufzutreten. Dazu find 
bie fogenannten Prediger » Inftitute unter der Leitung des Profeffors 
der practiichen Theologie, die Clinifen für Medicin und Chirurgie, 
die Procefpractica und Relatorien, die Tandwirthichaftlichen Anftal- 
ten und vergl. beftimmt, und ohne ven fleißigften Gebrauch dieſer 
Anftalten werden die Stubirenden der verfchiedenen Bacultäten es 
ſchwerlich und bald zu tüchtiger Gefchäftsgemandtheit im practifchen 
Leben bringen. Uber auch den Gebrauch dieſer Unterrichtdanftalten 
zum Zwange zu machen, gebt ebenfowenig an, ald der Zwang zum 
Beſuche einer andern Vorlefung, oder einer mündlichen Beiprechung, 
eined öffentlichen Disputatoriumd u. ſ. w. rechtlich begründet ift. 
Auch hierbei kann der einzelne Zuhörer ganz ohne alles Intereffe 
fein: wer ſich für Medicin inferibiren Yäßt, blos um Naturwiſſen⸗ 
haften zu fludiren, wer fih der Rechtswiſſenſchaft widmet, nur 
um den Zweigen der Philologie und Gefihichte, welche an die 
Rechtswiſſenſchaft und mamentlih an die Nechtögefchichte angrängen, 
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und zum Theile in diefe Lehren hinübergreifen, ſich mit Erfolg zu 
widmen, wer z. B. Rechtsenchelopädie, Inftitutionen, Hermeneutik, 
Rechtsgeſchichte hört, um die Römer gründlicher zu verſtehen, welche, 
wie Cicero, ohne Rechtskenntniſſe gar nicht gehörig verſtändlich find 
— warum ſollte der die Clinik beſuchen, weil er unter den Medi— 
einern aufgeführt iſt, die Proceßpractica, weil er als Juriſt imma- 
triculirt hat? 

Darum immer: keinen Zunftzwang, keinen erzwungenen Stus 
dienplan, keine, auch nur moraliſche Nöthigung zum Beſuche irgend 
einer Vorleſung, irgend einer Anſtalt zu Erwerbung von practiſchen 
Kenntniſſen! Nur die Gelegenheit ſei dargeboten, Alles zu erlers 
nen, und die Enchelopädie und Methopologie aller immer in ver 
einzelnen Bacultät zu erlernenden einzelnen Dißciplinen werde wo 
möglich in jedem Semefter gelefen, ja, es werde fogar in jeder Fa— 
cultät nit nur im Allgemeinen den Brofefforen die gemifienhafte 
Berathung der jungen Leute zur Pflibt gemacht, von melden fie 
über die Einrichtung ihrer Studien befragt werden, fondern es werde 
ein für allemal ein einzelner Profeffor, etwa der ver Methodologie 
beauftragt, jeden Studirenden, ver fh an ihn wendet, von Amtes» 
wegen über die Einrichtung feined Studienplan und die Wahl ver 
Kollegien, mit Rüdfiht auf die pecuniären und andern Private 
verhältniffe des Einzelnen zu berathen. 

Die Alles über die Einrichtung der academiſchen Studien im 
Allgemeinen vorangeſchickt, läßt fich ganz leicht die Anwendung auf 
die Erlernung ver Rechtöwiffenfchaft machen, und zwar mit befons 
derer Beziehung auf diejenigen jungen Leute, welche fih für das 
practifche Leben im Staatödienfte und in der Anwaltichaft bes 
flimmen, | 

Je gründlicher die Vorkenntniſſe find, mit denen ſich der 
Rechtsbefliſſene an feine Wifjenfhaft macht, defto ficherer wird er 
die Gefeße in ihrem ganzen Zufammenhange und in ihrem Geifte 
zu erfaffen wiſſen, ein deſto beſſerer Jurift wird er werden. Er 
kann Fein tüchtiger Jurift werden, wenn er nicht ver römifchen und 
griechifchen Sprache mädtig it, denn folange unfere Gefege in dies 
fen Sprachen gefchrieben find (ich kenne dad „graeca sunt, non 
leguntur‘ gang gut, und ſpreche mit voller Abfichtlichkeit), muß er 
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ohne Sprachtenntniffe ein völliger Stümper in der Wiſſenſchaft blei— 
ben, und felbft wenn wir auch neue in unferer Sprache geſchriebene 
Sefepbücher erhalten, bleiben die Geſetzſammlungen der Alten von» 
dem größten Wertbe, und es ift daher gründliche Kenntniß der 
alten Sprachen immer bleibendes Bedürfniß, nicht deßwegen, weil 
grübelnde Stuben-Belehrte aus dem unergründlichen Schachte des 
Corpus juris, und ver vor= und nachjuſtinianiſchen Rehtäquellen 
mit unermüdlichem Fleiße immer 'neuen archäologiſchen und Anti— 
quitätenfram zu Tage fördern fönnen, fonbern aus demſelben 
Grunde, aus welchem jeder Jurift auch in der Geſchichte bewandert 
fein muß. 

Kein Zeitpunet, keine Periode in der Gefchichte ift aus dem 
ganzen Weltlaufe herausgeriſſen, er fnüpft fi mit taufend Banden 
an die Vergangenheit, nur durch die Geſchichte gelangt man zum 
richtigen Verſtändniſſe der Zeit, in welcher der Einzelne lebt. In 
feinem geitpuncte fteht man mit einer aus dem philofophifchen Bes 
griffe Direct und audſchließlich abgeleiteten Gefeggebung da, das eins 
zelne Rechtsinſtitut fowenig ald die ganze Gefeßgebung iſt aus ber 
Idee allein conftruirt, Alles gründet fih auch auf die Geſchichte, 
erflärt fich durch dieſelbe. Darum muß man immer wieber auf bie 
Geſetze früherer Zeiten zurüdgeben, wenn man bie neufte Geſetzge⸗ 
bung auch nur für ihre Anwendung auf dad Leben richtig verfichen 
will, man muß fie alfo auch in der Urfprache zu Iefen wiſſen. 


(Bortfegung folgt.) 


VI. 
Siterarifche Anzeige. 
Don Arnolp. 


1) Fr. DO. Schwarze, Bemerkungen zu dem Gefebentwurfe, 
Abänderungen der Strafprogefordnung für Thüringen betr. 
Reipzig, 1853. 8. 

2) C. 5. Müller, kritifche Bemerkungen über den Gefeßent- 
wurf zur Abänderung der thüringifchen Strafprozeßord- 
nung von 1850. Jena, 1853. 8, 


Daß die in den Jahren 1848 bis 1850 in deutſchen Staa= 
ten erfchienenen Strafprogeßgefeße nicht allen Anforderungen ent⸗ 
fprehen, darüber ift man fo ziemlid einig und es befremdet diefe 
Erſcheinung auch Niemand, der die Verhältniſſe zu würdigen ver« 
flieht. Jahrzehente hindurch wurde nachgewieſen, wie mangelhaft 
und das Mecht gefährdend das In Deutfchland herrſchende Straf 
verfahren fei und mie nothiwendig eine Verbeſſerung, ja eine gänz« 
liche Umgeftaltung deffelben ſich varftelle: aber die Hülfe wurde 
verfchoben, Bid die Zeitwerhältniffe drängten, in Eile nachzuholen, 
was zu lange hinausgeſchoben war. Jetzt, mo man zur Ruhe ger 
fommen ift und die Mängel entdeckt, welche dem ſchnell Gefchaffe- 
nen anfleben, ift e8 ein lobenswerthes Unternehmen, jene Mängel 
zu befeitigen und ed fommt nur darauf an, dabei mit Ruhe und 
Dorfiht zu Werke zu gehen und nicht an die Stelle ver Fehler 
des jeßt Beſtehenden neue Fehler zu ſetzen, insbeſondere nicht in 
das neue Werk alten Sauerteig zu bringen und dadurch Stoff zu 
neuer Bermentation zu ſchaffen. Sehr natürlich aber ift es, daß 
felbft bei Anerkennung dieſes Grundſatzes über deſſen Anwendung 
fi verfchiedene Anſichten geltend machen. 
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Die Schrift des Hrn, Dr. Schwarze ift bei weitem mehr 
ald die des Hrn. Dr, Müller mit dem Entwurf einverftanden, 
bat aber ebenfalld mehrered an vemfelben auszufegen. Wer für vie 
Reformen ded Strafprogeffed ſich interefjirt, der wird, fo weit ed 
ihm möglih, alle in Beziehung auf diefe Reformen Bezug haben- 
den literarifchen Erfcheinungen fih befannt machen und, er mag 
unparteiifih nur Wahrheit und Recht ald Ziel im Auge haben, 
oder zu einer der Parteien unferer Tage gehören, in ven anges 
zeigten Schriften, Intereffantes und Stoff zum Nachdenken finden. 


VII, 
Recht und Gefegebung in England *). 


Bon Dr. H. B. Oppenheim in Paris, 


Befonpderer Theil 
Kap V. Die Staatöverfaffung. 
(Allgemeine Veberficht.) 

Die thatfächlihen Ginzelnheiten der Brittifhen Verfaſſung 
find großentheild der ganzen gebildeten Welt befannt. Was daron 
hierher gehört, find mehr die juriftifhen Principien, als vie factie 
ſche Darftellung ver politifhen Gefammt-Organifation. So vnerbreis 
tet indeffen die Kenntniß der „ruhmvollen Berfaffung Alt-Englands“ 
ift, fo fehr war dieſelbe falfchen Deutungen ausgeſetzt. Während 
die Anglomanen fie für ein Movell erklärten, das in jedem Lande 
der ganzen Welt nachgeahmt und angewandt werden könnte und 
müßte, hat andrerfeit8 eine Reihe allzufühner Theoretifer die Eng» 
liſche Freiheit werachtet, weil fle nicht, wie die Mehrzahl der ohne 
mächtigen Verfuche des Kontinents mit theoretiichen Erklärungen 
begann, noch wie dieje einen ſcheinbar abgefchloffenen Mehanitmud 
dur Fünftliche fog. „Garantien? in einen unauflöslichen Zirkel zu 
bringen ſucht. Jene verfennen dad Weſen ver Engliſchen Ber- 
faffung, Diefe dad Weſen ver Verfaffungen überhaupt. — 

Die Englifche Verfaffung ift gar Feine Conftitution im Sinne 
der Conftitutiond » Fabrik des Abbe Sieyes und feiner Nachfolger. 
Sie ift nicht auf einmal entftanden, fte ijt nicht in der Form eines 
Vertrages zwiſchen zwei fiheinbar gleichen Gewalten in bie 
Paragraphen eined kurzen Geſetzbuches zufammengevrängt, Gie 





*) Bergl. oben Bb. I. Seite 40. 110. 444, 
Der Gerichtsſaal. Heft VIII. 1854, 6 
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leidet an vielen Unbilligkeiten, an hundert Einfeitigfeiten, aber ſie 
it lebendig, wirkſam, unbeftritten, unbeftreitbar, und in ihrem 
Beſtehen geſchützt durch ihren hijtorifchen und nationalen Gehalt 
ſowohl, wie durch die Entwickelungsfähigkeit, welche fie zu dem ges 
treuen Abbilde der Sitten und Bedürfniffe jeder Zeit erbebt. Im 
einer Zeit, in welcher wir die Tiberalften Charten vom Büreaukra— 
tiömud paralyfirt und das allgemeine Stimmrecht von der Militär 
Dietatur verfchlungen fahen, muß das Land befonderer Aufmerks 
famfeit werth erjcheinen, in deſſen öffentlihem Recht ein ſtetes und 
organische Wachsthum der allgemeinen Freiheiten bemerkbar ift; das 
glüdlihe Land, in welchem Streben und Befriedigung Hand 
in Hand geben! — 

In vielen Beziebungen macht die theoretifhe Armuth 
der Englifchen Verfaffung gerade ihre practifhen Vorzüge auß, 
Weil fie nicht aud allgemeinen Ariomen befteht, ift fie um jo gründ«- 
liher und vorfihtiger in der Anwendung ausgebildet worden. Wie 
fle nicht als ein fertiged Ganzes concipirt it, das jedes Kind wie 
feinen Katechismus auswendig lernen kann, fo umfaßt fie auch nicht 
einen vollftändig centralifirten Staat » Organidmud; die Indie 
viduen der Gemeinden haben ihr nicht die ganze Freiheit anver⸗ 
traut, und darum fördert fie nicht, wie die liberaliten Continental» 
Charten, ven Sieg der alled ſelbſtändige Leben vergiftenden Beam⸗ 
teneSatrapie. Der Engländer glaubt nicht genug gethan zu haben, 
wenn er einem Deputirten feine Stimme gab. Die Sorge für feine 
Breibeit hört nur mit feinem Leben auf, Das öffentliche Leben ers 
beifht Arbeit, ernfte, faure Arbeit; aber ſolche Arbeit hat Eng» 
land groß und reich gemacht. 

Der Britte ift nicht blos frei in der Symbolik des Repräfen- 
tativ⸗Syſtems, er will auch frei fein als Individuum, nor Gericht, 
in Handel und Wandel, durch Selbfihülfe und mit Gefahren. Der 
Staat verfchlingt nicht Alles; nicht jeder Polizeidiener gilt für den 
geweihten Vertreter geheiligter Majeſtaͤt. — 

Es gibt verhältnifmäßig wenig Beamte in England und faft 
mehr Gemeinde- ald Staatd: Steuern. — 

Man beruft fih in England nicht auf dad Bürgerrecht, 
fondern auf dad Geburtérecht („birthright‘‘) jedes freien Eng⸗ 
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länverd, Diefed Geburtörecht, meldyed einen character inde- 
lebilis bilvet, auf den nicht einmal verzichtet werden Kann *), 
beftehpt in möglihft unbefhränkter perfönlider Freis 
heit; in der Selbftbefhütung gegen ungerechte Angriffe, von 
welcher Seite fie auch kommen mögen **); in der Selbftbefteue- 
rung, Selbfiverwaltung, in dem unbepingten Recht 
der Rede, des Glaubens, der Gedanken-Aeußerung 
jeder Art, der Berfammlung, Berathung und Petis- 
tion, in der Deffentlihkeit ſämmtlicher Staatö-Functionen, 
befonders der Rechtspflege. — 

(Der Engländer fieht in der Bublicität eine fo wichtige 
Garantie der Breiheit, daß felbft die geheime Abftimmung bei Wah— 
Ien, dad „Ballot,“ troß aller anerfannten Nachtheile der beftchenden 
Einrichtung, dieje bis jegt noch nicht verdrängen konnte). 

Diefe Rechte gelten fo ſehr ald vie angeſtammten Rechte 
freigeborner Britten, daß man in der Gefchichte ver Golonieen und 
Depenvenzen des Brittifhen Neiched die Thatfache verfolgen kann: 
die Anftevelungen Englifcher Race genoffen fait immer viefelben 
Rechte, die Befigungen aber, in welchen die Eingeborenen anderer 
Abkunft an Zahl überwiegten, wurden bevrüdt, wie die Eolonien 
anderer Staaten, und oft noch ſchlimmer. — 

Wie der alte Germane fein Net, fo trägt der Engländer 
feine Berfaffung überall mit ſich herum. Die Geſchichte der Eng— 
liſchen Berfafjung ift die Gejchichte dieſer Brittiſchen Geburtsrechte, 


*) Died geht foweit, daß feldft nach dem Abfall und der Anerfennung 
ber Norbamericanifchen Union nod jeder vor 1796 geborene Nord» 
americaner den Engläntern als Engländer galt und fogar die Nord— 
americanifchen Matrofen dieſes Alterd von ben Engländern reflamirt 
wurden, weil fie ohne Erlaubniß des Mutterlandes auf fremder 
Flotte dienten. 

*) Der Britte bat 3. B. bad Recht, einer ungerechtfertigten Berhafs 
tung mit Waffengewalt zu miderfireben, und ebenfo befindet fid) der 
Einzelne gegen jeden Berfaffungdbruch im Zuftande gerechter und ges 
feglih anerfannter Nothwehr. (Beifpiele Hierfür f. in einem ſpä— 
teren Kapitel). 
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die immer volftändiger realifirt werden. Der Engländer fpricht 
mehr von Freiheiten, als von Freiheit, er betrachtet die allgemeine 
Freiheit ald das Privilegium jedes Einzelnen. Die Gleichheit 
ift feinem Bemußtjein Fein Bedürfniß, wenn nur die Vorrechte ber 
Anderen feine eigene Breiheit nicht beeinträchtigen. Die perfön- 
liche Breiheit if die Schranke und der Mafftab aller Gejehe 
und Snftitutionen. — 

An dad Bedürfniß der Befteuerung fnüpft fih die Ent- 
widelung des parlamentarifchen Lebend an; der Engländer bezahlt 
weder der Gemeinde, noch dem Staate, was nicht feine dazu be= 
fugten und ernannten Vertreter bewilligt haben. Nur die Staatd- 
fire und einige alte Privilegien bilden hier noch eine inbirecte 
Ausnahme, eine vielfach angegriffene Anomalie. Am ftärfften aber 
zeigt fih das Selbfibefteuerungsreht dem Militärwefen gegenüber, 
in welchem Verhältniß es recht eigentlich vie Verfaſſung ſchützt und 
erbält. — 


Die Fiction der Ewigkeit und Unvorbenklichkeit des Englis 
fhen Rechtes bezieht fih in dem Bewußtſein der Engländer recht 
eigentlih auf ihre Verfaſſung. Es ift faft ergöglich nachzulefen, 
wie ihre Juriften aus dem häufigen und oft durch blutige Bürger» 
Eriege vermittelten Wechſel der Prätendenten, Ufurpatoren und ganz 
zer Dpnaftieen eine Art von Legitimität herausvemonftriren, 
welche meiftend ganz naiv auf ven fpäter erfolgten Tod oder vie 
Ermordung der beffer berechtigten Zwifchengliever begründet wird. 
So werden die Normannifchen Käufer an die beflegte Angeljächfifche 
Kinie, die Tudor's an die York’s und Lancasters’, die Stuarts an 
die Tudors, und das Haus Hannover an bie Stuart’s ald nächfte 
gefetliche Erbfolge angefnüpft, — mit Ueberfehung Kleiner Anomas 
lien, wie Wilhelm's von Oranien. 

Mit dem Parlamente machen fie e8 ebenfo: ihre zwei 
Berfammlungen des neu erbauten Weftminfter » Pallafted fuchen fle 
biftorifch mit dem Witenagemote der Angelsaxen in eine ununters 
brodhene Eontinuität zu bringen, — indem fie dabei zuweilen 
den fehr verbreiteten Fehler begehen, juriftifche Documente ohne die, fie 
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erklärenden hiſtoriſchen Thatfachen aufzufaffen. Am Ende fehen fi 
die politifchen Inftitutionen der Völfer in gemwiffen Kultur= Epochen 
überall gleich. Aber die erften „Parliamente“ der Normannen 
waren weit entfernt, auf dem Rechtsboden der alten Saͤchſiſchen 
Bolfdverfammlungen zu mwurzeln. Wilhelm der Baftarb trat we— 
niger als Tegitimer Erbe, denn ald Eroberer auf, er eroberte Eng« 
land nicht, wie etwa ein Heinrich IV. fein Sranfreih, fonvern 
er depoffedirte feine neuen Untertbanen, vermittelft des Lehn— 
recht, zum Ober» Eigenthum der Normannifchen Krieger, und in 
legter Inſtanz zum Beften der Krone, Seine eriten Parlaments» 
Berfammlungen begreifen nur die militärifchen und geiſtlichen 
Würdenträger feined Reiches, und folglich alsbald auch die nach 
der neuen Ordnung walterden großen Grundbefiger; fo nach. feinem 
Domesday-book 1086 zu Salisbury. Zuerſt lud ver König 
nur perfönlich die Einzelnen ein, dann wurden die Kleineren durch 
Sherifls (vice-comites) aufgefordert, und diefe geringeren Grund« 
herren fandten bald nur Vertreter ver Grafihaften: „Knigths of 
the Shire,* wie e8 noch heute heißt. Hierin Tiegt fchon der Uns 
terſchied zwiſchen perſönlicher und Standes: Vertretung, aus 
welchem unter den Eduarden (zuerſt 1327 unter Eduard II.) die 
Trennung in zwei Häuſer hervorging, als nämlich die Städte und 
Flecken (towns und boroughs) dazu gekommen waren (vgl. oben 
im Kap. III) — 

Der Gegenfag der beiden Käufer bedeutet noch Heute nicht 
Stadt und Land, fondern perfönlihes und Wahl: Recht, 
indem ver Kleinere freie Grundbefiß (freehold) feit jeher in dem 
Unterhaufe ſitzt. Das Land ver Hinterfaflen (copyhold) war nie 
vertreten. Im I6ten Jahrhundert begann man, durch einen Genfus 
(von 40 Shiling jährlihen Einfommend) die Vertretung bed 
freien Grund» Eigenthumd zu befchränfen, mad vafür fpricht, daß 
damals ſchon, trot dem Erftgeburtsrecht, eine gewaltige Parzellirung 
um fih griff: — 

Die Städte waren Anfangd zu unbedeutend, um befonverd 
berüdfihtigt zu werben; fie geriethen zwar unter dad Ober-Eigen« 
thum des Königs oder einzelner der erfien Großen, aber ihre alte 
BVerfaffung mit Gilden (guilds) und Aldermen überbauerte die 
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Invaſion, wie fie fih in Namen und Formen bis heute erhalten 
hat, Sie wurden allerdings willkürlich befteuert, bis ihnen auß 
ber, auf Barlamenten erwirften, Bewilligung außerordent— 
liher Subfidien allmälig ein Steuer-Berweigerung s⸗Recht 
und eine active Theilnahme an den PBarlamenten erwuchs. Immer⸗ 
hin hatten die Städte weniger ſchweren Drud erlitten, als dad 
flahe Rand, fo daß um die Zeit ded großen Bauern-Aufitanded 
(gegen Ende des 14ten Jahrhunderts) viele Bauern in die Städte 
flohen, und die Könige, bald um ihre Einnahmen zu erhöhen, 
fhüßende Gefege dafür, bald, weil der Adel ihnen Gonceflionen 
abtrogte (mie Richard II.), Gefege dagegen gaben. Auf den 
fo entblößten Flächen bildeten ſich — mit überwiegendem 
Wald und Waideland. 


Waͤhrenddem erlangten die Städte und Marktflecken, welche 
nicht unter einem Schloßherrn („Lord of the manor,“ ein noch 
heute beftehender Titel) ftanvden, für fih und ihren Umfreis för 
niglihe Breibriefe, zur fchügenden Anerfennung ihrer Municipals 
Breiheiten und ihrer Vertretung als Korporationen. Gie bier 
Ben danach „Corporate towns“ und ihr Umfreid, das ihrem Recht 
angebörige Zandgebiet, ihre „liberty.* London, Briftol, Coventry, 
Lincoln gehören zu dem älteften biefer Städte mit, durch Fönigliche 
Charten verbrieften, Gemeinderechten. Die Städte erfauften, eine 
nad) der anderen, ſolche Korporationdredhte durch Steuern, denn 
in den alten Zeiten (um das Jahr 1300 und fpäter) finden wir, 
daß fie höhere Abgaben bezahlen, ald die Ritter, 3. B. Yo, ftatt 
Yı5 ihres Einkommens. Auch abgejehen von diefer Rüdfiht ges 
wann die königliche Gewalt vurh Verbindung mit dem Bür 
gerftand parlamentarifche Unterftügung und fräftigen Halt im 
Lande, fo daß in den, zwifchen Heinricy’8 VIII. Tode und Karl’ I. 
Hinrichtung gährenden religiöfen und politifchen Parteifämpfen uns 
gefähr 80 Städte zu befreiten und corporirten Gemeinden erhoben 
wurden, — Die nicht corporirten Städte, welche gegenwärtig an 
der Graffhaftd» Vertretung (des Landbefiged) in noch nicht befrie« 
Digendem Maafe Theil nehmen, waren in den älteren Zeiten gar 
nicht vertreten, bezahlten aber deßhalb nicht minder, außer dem res 
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gelmäßigen Kopigeld und Lehn- Tribut, auch zu den außerordentlich 
bewilligten Steuern ihren Beitrag, — 

Bon einer numeriſchen Vertretung des gefammten Volfes 
war bis auf die neuefte Zeit nie die Rede; die Städte-Berfaffungen 
felbit enthielten verfchievdene Wahl» Moden, fo daß die „Citizens 
und burgesses“ zum Parlamente bald von den Magiftraten, bald 
von jämmtlichen Gilden» Mitgliedern (‚‚livery-men and freemen‘“) 
ernannt wurden. Doch fand, troß dieſer Verſchiedenheiten, ber 
Beift bürgerliher und religiöfer Freiheit bald eine Stärte in ven 
MWohnflgen der aufftrebenden Induſtrie, und nad) ver erften Neftaus 
ration begann darum der Kampf des Königthums gegen dieſe bür- 
gerlihe Vertretung, fo daß 3. B. Karl’8 II ſpitzfindige Krone 
Suriften etwa 200 Städten ihr Korporationdrecht abdisputirten und 
felbft die Korporation (City) von London (unter dem Vorwand von 
Konjpirationen) angriffen, diefe freilich vergebens! — 

Seit der Reftauration, und nod mehr mit ver zweiten 
Revolution, beruht die Engliiche Verfaffung mehr, als ein Gan— 
zed, auf den Kapitulationen ver Stände mit dem Königthum. 
Die in dem Geſammt-Organismus verföhnten Gegenfäge haben von 
da an eine beftimmte BarteisBildung veranlaft (Whigs und 
Tories), in welcher fie ven Widerftreit der induftriellen und intels 
lectuellen Standes = Intereffen friedlich begränzen. Die Staatövers 
faffung Hat fih an der Kirchen» Berfafjung ein geiftliched Analogon 
und ein getreued Abbild erfchaffen, das nun freilich wieder zum 
Schatten herabgefunfen if. Die NationalsSouperainetät 
und National» Einheit ijt verförpert in dem „Barlamente* 
im weiteren Sinne, d. h. den beiden Käufern nebſt dem Könige, 
welche in ihrer Dreieinigfeit allmädhtig find, während jedes eins, 
zeln nichts vermag. So ift die Parömie zu verftehen: „Das 
Parlament fann Alles, nur nicht ein Weib zum Mann machen!" — 

Der König allein Felt die Continuität des Staatdlebend nach 
Außen dar, er ift mehr ald ein organijched Glied des Staatsweſens 
anzufehen, denn ald ein Beamter oder eine Perfon. Darum heißt 
ed von ihm, daß er unsterblich fei, fein Unrecht begehen Tönne 
u. f. w. Und in der That ift er umverleglih und unverantwort⸗ 
ih, er bat Rechte ohne Pflichten, Seine Stellung als Staats⸗ 


88 Met und Gefekgebung in England. 


element, als Theil des Parlaments verfählingt feine perfönlichen 
Verpflichtungen und gibt ihm die einzige anomale Stellung im 
Staat. Was er den weltlichen Parlaments » Käufern gegenüber 
ift, daffelbe bedeutet er als Kirchen-Oberhaupt den beiden Kammern 
der Anglifaniih-bifhöfliden Convocation gegenüber. 

Die Föniglicbe Unverantwortlichfeit ift nicht einmal im Sinne 
der frangsjiichen Charten v. 1814 und 1830 dur die Verantwort⸗ 
lichkeit der Minifter gedeckt. Dad Minifterium ift in England fein 
Staatd- Injtitut im continentalen Sinne; die Minifter find Räthe 
der Krone, Mitglieder de geheimen Rath, in weldem faft 
alle höheren Beamten und außerdem viele audgezeichnete Männer 
fiten. Der Geheime Rath ift ein conftitutionelled Inftitut mit 
vielen abminiftrativen Bunctionen. Die Minifter find allerdings für 
ihre Handlungen und LUinterfchriften verantwortlih, allein weder 
mehr, noch weniger, ald alle anderen Beamten, — und das genügt 
vollftändig. — Die gegenwärtige Stellung und Bedeutung der 
Beamten, melde dad ſog. Kabinet ausmachen, ift nur ein — 
duct der Praxis. 

Zu den Hauptgrundſätzen der Engliſchen Verfaſſung gehört 
auch, daß alle Finanz⸗-Geſetze zuerſt dem Unterhauſe vor— 
gelegt und vom Oberhauſe nicht (durch Amendements) verändert 
werden können. Im Oberhauſe ſitzen die weltlichen und geift- 
lichen Lords, im linterhaufe die Vertreter der Graffchaften und 
der Städte, die Gentry (niederer Adel) und dad Volk; dazu bie 
Mepräfentanten der Uninerfitäten. Dad Oberhaus iſt zugleich 
der höchſte Gerihtähof, das Unterhaus bat nur in einem fehr 
feltenen Ausnahme » Berhältnig Cbill of attainder, f. u.) richter» 
lihe Befugniſſe. Der hohe Adel, welcher vor der Reform⸗Acte die 
Grafichafts- Wahlen durch fein territorialed Uebergewicht faft bes 
herrſchte, übt noch immer großen Einfluß auf diefelben aus, fo daß, 
befonderd im Norden einzelne Lords die Wahlen ganzer Provinzen 
zu ihren Patronats-Rechten (Patronage) zählen, wodurch die Volks— 
fammer vielfach zur politifhen Schule für die jüngeren Mitglieder 
der Nobility herabfinft. Zum Glück hat die öffentliche Meinung 
in England eine größere Macht, ald alle privilegirten Stände und 
parlamentarijhen Organe zufammengenommen, Der Geift der Re 
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form tft felbft in das Oberhaus gebrungen, welches, durch das freie 
Ernennungsrecht der Krone, ftetd aus ben Notabilitäten aller Stände, 
beſonders des Juriſtenſtandes, neu recrutirt wird, 


Die Union mit Schottland und Irland Hat ebenfowenig an 
den eigentlihen Grunvfägen ber Engliihen Verfaffung verändert, 
als fpäter die Reform-Acte (fälſchlich noch immer „Reformbill“ 
genannt), welche nicht die alten Principien angriff, ſondern dieſelben 
nur in beſſeren Einklang mit den veränderten Bevölkerungs-Zuſtän— 
ben brachte. Bor der Reform Acte beftand dad „Hauß der Ge- 
meinen,” auf welches fih vie R. U. ausſchließlich bezieht, aus 
513 Mitgliedern für England und Wales, 45 für Echottland und 
100 für Irland, zufammen 658. Geit der Begründung ver Ders 
theilung in Wahlfreifen waren bier und da große Städte, Gentren 
der Induftrie und Population entftanden, fo daß Yorkſhire mit 
Mancheſter und anderen fog. Marfıfleden (boroughs) bei einer 
Million Einwohner nur feine 2 Graffchaftd-Mitglieder ſchickte, wie 
Rutland-Shire (Shire-Graffchaft) für etwa 20,000 Seelen, Die 
Graffhaften von Waled und Schottland, im Allgemeinen dünner 
bevölkert, ernannten nur ein Parlamentögliev, die von Irland 
zwei, wie die Englifchen. Die Zahl der Wähler varlirte von 34 
bis 1000. Dazu Famen noch die verrotteten Burgflecken (rotten 
boroughs), welche ftädtifche Vertretung ererbt hatten. In Old— 
Sarum ernannten 7 Wähler einen Deputirten, während Birming— 
ham, Mancheſter, Leeds und Sheffield nicht vertreten waren; in 
manchen corporirten Städten wählten nad) der alten Gorporationds 
Berfaffung nur eine geringe Anzahl der Bewohner; fo waren in 
Briftol nur etwa 50 Stimmberechtigte unter mehr als 100,000 
Einwohnern. Einzelne Grafen oder Herzöge verfügten über 6, 10, 
ja 15 verrottete Seen mit dem dazu gehörigen Stimmrecht. — 
Die meiften diefer Mißbräuche wurden abgeſchafft, — wobei man 
foweit ging, dem Parlamente die fortwährende Befugniß zur Aufe 
bebung der Wahlberechtigung einzelner Orte zuzuerfennen *). Als 


*) Das vorige Parlament hat von diefer Befugnif gegen einige Meine 
Orte, in welcher ein unausrottbares Beftechungsfyftem ihre Abhän- 
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lein die Reform enthielt fein allgemeines Princip, fo daß von Zeit 
zu Zeit, wie gegenwärtig von faft allen Parteien eingeftanden wir, 
neue Reformen nötbig werden. — Das Unterhaus beſteht noch 
immer aus 658 Mitgliedern, aber nur 500 für England, dage—⸗ 
gen 53 für Schottland und 105 für Irland. Davon gehen faft 
2/, aus den Stäptemahlen hervor, nämlih 342 in England und 
Wales, 23 in Schottland und 41 in Irland, Doch bedeutet dieſe 
Eintheilung feine ftändifche Vertretung im mittelalterliden 
Sinne: jeded Mitglied ift Mitglied für ganz Grofbrittanien, ver» 
pflichtet, des ganzen Staated Wohl zu wahren. — 

(Genauere Detaild über die Zufammenfeßung der beiden Häus 
fer und über die ftrengen Bormen ihrer Thätigkeit f. im nächften 
Kapitel). — 


— — — —— 


gigkeit und Unwürdigkeit belegte, Gebrauch gemacht. Dieſe werden 
alsdann als Theile der Grafſchaft behandelt und nah ben Bedin⸗ 
gungen des freien Landbeſitzes vertreten. — 


VIII. 


AUeber die Vergehen und Uebertretungen gegen die 
Sicherheit der Ehre im Allgemeinen und nad 
öſterreichiſchem Strafgefehe. 


Bon Dr. juris Fierlinger zu Wien, 


Unter jene Kategorien ftrafbarer Handlungen, deren geſetzliche 
Normirung ſich nur mit großer Schwierigkeit den Bedürfniffen des 
Tageslebens anpafjen läßt, gehören ohne Zweifel auch die Verle— 
Sungen der Ehre: — denn der Gegenftand der Verlegung, das 
Ehrgefühl, if zu fubjectiner Natur, um die Feflftellung 
eined allgemeinen, eined objectiven Mafftabes, welcher ver ger 
feglihen Begriffäbeftimmung zu Grunde gelegt werden foll, fo leicht 
möglih zu machen; andererfeitö aber fol der Staat dem verlegten 
Ehrgefühle, ganz abgefehen von ven felbftrevenden Forderungen der 
Gerechtigkeit, auch deßhalb einen außreihennen Schuß gewähren, 
um ber Selbfihülfe möglihft vorzubeugen, ver Selbſthülfe, zu 
der gerade auf diefem Gebiete durch einen gut confervirten Reſt 
mittelalterlicher Vorurtheile Anreizung genug geboten wird. — 

Diefe Schwierigkeiten Fönnen leicht eine Gefeßgebung beiregen, 
die Berlegungen der Ehre von der rein materiellen Seite aufzufaffen, 
und fie nur dann und infoferne dem Strafrechte einzureihen, als 
ein wirklicher, beflimmbarer Schade dadurch entftand; eine Ans 
ſchauungsweiſe, welche felbftverftännlich das eigentliche Wefen vieler 
Art Rechtésverletzungen, und deren Object verfennen würde, — 

Es ſei und geftattet, im Kurzen jene Grundfäße anzudeuten, 
welche bei Gobification von derlei Nechtöverlegungen zu berüdfichtigen 
fommen, um hierdurch einen Ausgangepunct zur Beſprechung der 
bezüglichen Beflimmungen des öfterreichifchen Strafgeſetzes zu ger 
winnen.. 

Die Hauptfhwierigkeiten, welche fich ver Geſetzgebung in diefer 
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Richtung aufprängen, beftehen alfo erfilih darin, daß dad Ehr- 
gefühl bei verfchiedenen Berfonen fehr verſchieden entwickelt ift, und 
ed deßhalb an einem objectiven Maßftabe fehlt, wenn eine Handlung 
ald Ehrenbeleidigung anzufehen ſei; dann ziweitend in ber großen 
Mannigfaltigfeit ver in diefer Beziehung möglichen Berlehun« 
gen, welche deren Schematifirung erfchwert. — 

Der erftere Anfland wird fi nun dadurch vermindern, daß 
dem fubjectiven Ermeffen der Barteien ein gewiffer 
Spielraum gewährt wird, und das Strafverfahren nur über 
Begehren des Beleivigten, das heißt: über deſſen Grflärung, er 
halte ſich für beleidigt, Blaß greift. — Diefe Ausnahme von dem 
einer richtigen Auffaffung der Strafrechtöpflege zu Grunde liegenden 
Principe, daß die ftrafbare Handlung von Amtöwegen zu unterfuchen 
und zu ahnden fei, weil fie nit nur ven zunächft Betroffenen, 
fondern auch die flaatlihe Ordnung verlegt, — wird hier aus 
doppeltem Grunde vollfommen gerechtfertigt erfcheinen: denn einers 
feitö hängt es vielfach von den fubjectiven Verhältniffen ver bethei- 
ligten Perſonen, welche diefe am Belten zu beurtheilen vermögen, 
ab, ob eine Ehrenbeleidigung, und mit diefer eine Störung der 
ftaatlihen Ordnung wirflih als vorhanden angenommen werden 
fann; andererfeitd aber fpricht gegen eine von Amtswegen vorzu⸗ 
nebmende Procedur der politifche Grund, daß durch eine folche Leicht 
eine viel beveutendere Störung der Verhältniffe, und ein weit grö- 
Berer Nachtheil herbeigeführt werden könnte, als ver ift, daß eine 
ſolche Rechtsverletzung im gegebenen Falle ftraflos bleibt, — eine 
Erwägung, die unter gewilfen Umftänden oft vie EDRMTONE fogar 
von Verbrechen befürmwortet *). 


*) Rach dem üfterreihifchen Strafgefege vom 27. Mai 1852 tritt eine 
ſolche Straftofigfeit ein bei den Verbrechen des Hochverratheg ($. 62), 
bed Zweikampfes ($. 165), der Brandlegung ($. 168), bed Dieb- 
ftahles, der Verumtreuung und ber Theilnehmung hieran ($. 187) 
wegen thätiger Reue. — Ebenfo werden (verbrecherifche) Dieb 
ftähle und Beruntreuungen zwiſchen Gatten, Kindern und Geſchwi— 
ftern; dann andere Diebftähle, Veruntreuungen und größere Unbil« 
ligkeiten zwifchen Berwandten, Dienftleuteu u. f. w., fo lange fie 
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Die zweite der obenangeführten Schwierigkeiten, nämlich vie 
der umfaſſenden Begriffäbeftimmung wird ſich dadurch vermindern 
lafien, wenn die Gafuiftit möglichft beihränft, und fih mit Auf 
ftellung allgemeiner Grundfäge begnügt, insbeſondere aber auch 
rüdfichtlich des Ausmaßes der Strafe für den fpeeiellen Fall, dem 
Ermefien des Richters ein freierer Raum geftattet wird. — 

Noh kommt aber auch die weitere Nüdfiht zu beobachten, 
daß Aeußerungen einer gerechten Indignation, in ſoweit fe gewiſſe 
Schranken des Anſtandes nicht überfchreiten, und foldhe, welche im 
Innern ded Bamilienverkehred verſchloſſen find, milder behandelt, 
und nad) Umftänden ganz ftraflod gelaffen werben, indem durch eine 
zu große Strenge in viefen Bällen, die Breiheit des geiftigen Ver— 
fehred gehemmt, und in leßter Gonfequenz ein ungünftiges Urtheil, 
oder ein herber, aber verdienter Tadel in die Kategorie von firafs 
baren Ehrenbeleivigungen fallen würde. 


Es fol nunmehr die Hfterreichifche Strafgefeßgebung von die» 
fem Geſichtspuncte aus erörtert werden, wobei wir dad Strafgeſetz- 
buch vom 3, September 1803 ald Ausgangdpunct nehmen wollen, 

Man Hat diefem Geſetzeswerke oftmals ven nicht ungegründeten 
Vorwurf gemacht, daß deſſen zweitem Theile (ſchwere Polizeiübers 
tretungen, nad der gegenwärtigen Terminologie VBergehungen und 
Vebertretungen) jene umfaflende Präcifion fehle, durch welche fi 
der erfte Theil auszeichnet. Diefer Vorwurf Fonnte gewiß auch das 
von den Ghrenbeleivigungen handelnde Hauptſtück treffen, welches 
vorzüglich an zwei Mängeln litt: nämlich erftend Lüdenhaftigfeit in 
der Aufzählung und Begrifföbeftimmung der ald firafbar erklärten 


in gemeinfamer Haushaltung leben, und zwar bie erjteren nur ald 
Hebertretungen gegen bie Sicherheit des Eigenthumes, bie Ießteren 
als ſolche gegen die öffentliche Sittlichkeit, blo8 dann beftraft, wenn 
das Haupt der Familie, ober eine zur Aufrechthaltung ber häuslichen 
Ordnung berufene Perjon bie Beftrafung begehrt ($$. 463, 525). 
Ein ähnliched Begehren ift auch bei Unzuchtöfällen in der Familie 
($$. 504, 505) und beim Ehebruche ($. 503) abzuwarten. — Bon 
den Ehrenbeleidigungen das Bezügliche im Texte. 
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Handlungen, und zweitend, daß es zum großen Theile nicht auf 
dem Principe der Privatanklage beruhte. — 

Zu einer billigen Beurtheilung deſſelben, wenigfiend maß den 
erften Mangel anbelangt, wird aber gewiß eine Vergleihung mit 
den früheren gejeßlihen Bertimmungen über Chrenbeleivigungen 
führen. Nach dem Joſephiniſchen Strafgefeße nom 13. Jänner 1787 
war nämlidh als ftrafbare Ehrenbeleidigung (ald ſogenanntes poLlis 
tifhed Verbrechen) nur der Ball aufgeführt „wenn jemand in 
Schmähjchriften oder Schandkildern in einer Art gefchildert wurde, 
die dem Angegriffenen wegen Anſchuldigung geſetzwidriger Handlun- 
gen ven Argwohn verdienter Verachtung zuziehen könnte“ — oder 
wenn ſolche Padquille weiter verbreitet wurden ; wobei ed übrigens 
feinen Unterfchied machte, ob der Geſchmähte hiedurch einen mate- 
riellen Schaden, oder eine Störung der häuslichen Ruhe erlitt, oder 
nit ($$. 53 und 55 Str. G.B. II. Th.). Alle anderen Ehrens 
beleidigungen fielen außerhalb ded Strafrechted, und waren auf den 
Civilrechtsweg gewiefen. — Gegenüber dieſen Ddürftigen Beſtim— 
mungen läßt ſich, was Bollftändigfeit anbelangt, ein bedeutender 
Bortfhritt in dem Strafgefege vom Jahre 1803 nicht verfennen. — 

Dieſes bezeichnete als fchwere Polizeiübertretungen nachſtehende 
Berlegungen der Ehre: 

1) die ungegründete Beſchuldigung eines Verbrechens, in fo» 
ferne die Merkmale des Verbrechens der Verläumdung nicht vorlies 
gen *) ($. 234, St. G. U. Th.); 

2) die von erbichteten wahrfheinliden Umftänpen 
begleitete Befhuldigung einer ſchweren Polizeiübertretung ($.235 e6.); 

3) die fälfchlihe Beſchuldigung einer folhen Handlung, welche 
Die bürgerliche Achtung des Beichuldigten vermindern, und daher 
auf fein Fortfommen, feinen Gefhäftdbetrieb, oder 
feine Erwerbung einen ſchädlichen Einfluß Haben 
fann ($. 236 daj.); 





) D. h. wenn biefe Bejchuldbigung weder bei der Obrigkeit, noch auf 
eine folche Art geſchah, daß fie ald Anlaß zur obrigkeitlichen Unter— 
fuhung und Nahforfhung gegen ben Bejchuldigten bienen fonnte 
($. 188. St. G. L Th. vom Jahre 1803). 


Don Blerlinger. ” 


4) Shmähfchriften oder blildliche Schilderungen, wodurch Je—⸗ 
mand, fei es namentlich, oder durch auf ihn beſt immt und ein- 
zeln anwendbare Kennzeichen dem öffentlihen Spotte außgefeht 
wirb ($. 237); 

5) Beihimpfungen und Mißhandlungen (dad Geſetz fagt: 
Schläge) auf der Straße oder an öffentlichen Orten ($. 241 daf.); 

6) in der Abſicht zu fhmähen ausgefprochene Vorwürfe wegen 
einer audgeftandenen oder erlaffenen Strafe, oder wegen einer firafs 
gerichtlichen Unterfuhung, wenn fi der Beleivigte rechtſchaffen be= 
trug ($. 242 daf.); 

7) Aufdeckung der Geheimniffe eines Kranken durch das 
Heilperfonale, Hebammen oder Apotheker (88. 243; 244). 

Bebufs der Volfiändigkeit können noch die an einem anderen 
Orte ded Strafgeſetzes, nämlich ald ſchwere Polizeiübertretungen ges 
gen Öffentliche Anftalten und Vorkehrungen, beziehungswelfe gegen 
die Pflichten eined öffentlichen Amtes aufgeführten beiden Fälle hier 
angegeben werden; nämlich wörtliche oder thätliche Beleidigung eis 
ner Militär = oder Civilwache ($$. 72, 73), und thätige Beleidi— 
digungen, die fich öffentliche Beamten oder Diener In ihren Amtd- 
oder Dienfiverrichtungen erlauben, insbeſondere ungefegliche Ver⸗ 
baftnahmen ($$. 86, 87) *). 

Andere unter dad Strafgefeß nicht fubfumirbare Ehrenbeleis 


*) Dagegen gehören jene ftrafbaren Handlungen nicht hieher, bei denen 
eine Schmähung ober Ehrenbeleidigung als Mittel zu einem befon- 
beren Zwecke benüßt wird, z. B. bei ber ſchw. pol. Licbert. ber 
Aufmwieglung, welche berjenige begeht, der Intergebene gegen ihre 
Obrigkeiten duch Tadel oder Shmähungen aufjubringen, und 
zu ungegründeten Befchmwerbeführungen zu reizen ſucht (5. 71 baf. 
Die umfaffende Umarbeitung dieſer Gefegeäftelle findet ſich im 
&t.®. v. 3.1852 im $. 300). — Läfterungen auf die Perfon des 
Landesfürften, aus welchen unverkennbar Abneigung gegen denfelben 
entjiehen kann, wenn fie in Gefellfchaft ober öffentlich vorgebracht 
worden, tie auch bergleihen Schriften ober ſpöttiſche Borftels 
lungen, wenn fie jemanden mitgetheilt worben, begründeten das 
Verbrechen ber Störung der inneren Ruhe des Staates ($. 58. J. Th. 
&t.®. vom J. 1803). Die anderen Mitglieder des kaiſ. 
Haufes waren durch Fein befonbered Geſetz geſchützt. 
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digungen, 3. B. nicht öffentlihde Schmähungen, wurden unter der 
Bezeihnung von Ehrenfränfungen, ald einfache Polizeiver- 
gehungen ($. 1339 a. b. G. B.) mit einer arbiträren Strafe, deren 
Marimum jedoh dad Minimum der für die analoge, im Strafgefeße 
enthaltene ſchwere Polizeiübertretung feftgefegten Strafe nicht über« 
fteigen durfte, von den politifhen Behörden geahndet. — 

In allen diefen Fällen, mit Ausnahme des unter 5. erwähn⸗ 
ten, fand die Unterfuchung und Beftrafung, ohne dad Anfuchen des 
Beleidigten abzuwarten, von Amtswegen Statt. 

Eine Einwendung der Wahrheit gab ed nur infoferne, als 
bei den unter 1. 2. und 3. bemerften ſchweren Polizeiübertretungen 
der Thatbeſtand derfelben durch eine faljche Beſchuldigung bedingt, 
und fomit nicht vorhanden war, wenn ſich die Richtigkeit der Bes 
fhuldigung heraudftellte. — 

So lange durch die Ueberwachung der Preſſe mittelft ver 
Genfur die gefährlihfte Art der Chrenbeleidigungen, die durch 
Druckſchriften, hintangehalten werben Eonnte, mochten ſich die Lücken, 
welche vie obigen Beſtimmungen offen gelaffen hatten, als weniger 
fühlbar herausſtellen; — ſie machten fi aber aläbalo geltend, ala 
dad bisherige Präventivfgftem, mit dem Repreſſivſyſteme vertaufcht 
worden war. — 

Das Bedürfnig nah einer umfafjenderen Strafgefeggebung 
in der obigen Richtung fand denn auch in den folgenden Preßge— 
fegen jeinen Ausdruck, von denen wir mit Uebergebung anderer 
ephemerer Erfcheinungen, nur dad vom 13. März 1819 in Betrach— 
tung ziehen wollen, wobei vor Allem bemerft werden muß, daß 
neben demſelben die Vorſchriften des allgemeinen Strafgefeged auch 
auf die durch Drudicriften begangenen Handlungen in foweit An» 
wendung fanden, ald nicht durch diefed Preßgeſetz etwas andered 
verfügt wurde ($. 22 d. P.G.), jo daß die obenangeführten Stellen 
des eriteren, ald Ergänzungen des letzteren anzufehen find, — 

Die oben unter 1. 2. und 3, eingereihten Arten der Ehren⸗ 
beleivigung wurden in dem Prefgefege in Ginen Paragraph (31) 
zufammengezogen, ver jo lautet: „Wenn in Drudfchriften durch 
Mittheilung von erdichteten ober entflellten Thatſachen Jemanden 
namentlih, oder durch auf ihn paffende Kennzeichen oder bildliche 
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Darftellungen einer beftimmten, unehrenhaften over ſolchen unfitt⸗ 
lichen Handlung fälfchlich beſchuldigt, oder verdächtiget, welche dieſen 
in der Öffentlichen Meinung verächtlich zu machen, oder herabzufegen 
geeignet iſt, joll, wenn fich feine Handlung nicht ald das Verbrechen 
der Verlaͤumdung darftellt, mit firengem Arreſte bis zu 6 Monaten 
beftraft werben ꝛc.“ — Aus diefer Tertirung ergibt fich erftlich 
eine Generalifirung, indem bier nicht wie im Strafgefeße bei der 
Beihuldigung einer ſchw. pol. Uebertretung die Anführung von 
erbihteten, wahrſcheinlichen Umftänden zum Thatbeftande 
der Ehrenbeleidigungen gefordert wird, und zweitend ein Abgehen 
son der materiellen Anſchauungsweiſe des $. 236 d. St. Gef. (oben 
sub 3.), indem ber Umitand, ob der Beleivigte einen materiellen 
Schaden erlitt, oder erleiden könnte, nicht mehr ald weſentlich er- 
ſcheint. — 

Die Beſtimmung ded $. 241 d. St.G. (sub 5) erhielt eben» 
falld eine Erweiterung durch ven $. 32 lit. a des Preßgeſetzes, 
wornad ſich der eines Vergehens fchuldig machte, der einen Andern 
ohne Anführung beftimmter Thatſachen ſchmäht, beſchimpft, oder 
verächtlicher Eigenſchaften oder Geſinnungen zeiht; 
denn in der letzteren Handlungsweiſe, obwohl an und für ſich viel 
gefährlicher, liegt nicht immer eine eigentliche Beihimpfung, jo daß 
diefelbe nach dem Strafgejege in ver Regel nit, fondern nur als 
eine einfache Polizeivergebung hätte geahndet werden können. 

Rückſichtlich der übrigen, oben aufgezählten Bälle enthielt das 
Preßgeſetz Feine befondere Beftimmung, weßhalb viefelben au, in 
joferne fie durch Drudjcriften begangen werden fonnten, nad dem 
allgemeinen Strafgefege zu beurtheilen famen. — 

Dagegen enthielt dad Preßgeſetz im $. 32. lit, b. die in bie 
jer Allgemeinheit neue Berfügung, daß die Anführung von 
ehrenrührigen wenn aud wahren Thatſachen des Pri- 
vat- oder Familienlebend, weldhe das öffentliche In— 
tereffe niht berühren, ebenfalld ftrafbar ſei; — wir fagen 
die im diefer Allgemeinheit neue DBerfügung, indem dieſelbe 
wohl nur als eine Generalifirung des den 6$. 243 und 244 des 
St. Geſ. (sub 7) zu Grunde liegenden Principed erſcheint. — 


Noh in einer anderen Richtung zeigte dad Preßgefeh eine 
Der Gerichtsſaal. Heft, VLIL 1854, 7 
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Erweiterung ded Strafgeſetzes; nämlich rückſichtlich des Objectes der 
Berlegung, ald welches auch Familien, öffentliche Behörden und 
Negierungdorgane mit Beziehung auf ihren amtlichen Wirkungskreis, 
geſetzlich anerfannte Körperfchaften, Nationen, Religiondgenoffens 
ſchaften, ganze Klaffen und Stände, endlich Verſtorbene bezeichnet 
mwurben ($$. 33. 34). 

Dagegen findet ſich in diefem Patente feine ausprüdlicdhe An- 
ordnung darüber, welche ver angeführten Gejegübertretungen nur 
über Berlangen des Berroffenen, und weldhe von Amtöwegen zu un= 
terfuchen und zu beftrafen feien, wenn man nicht den $. 34 als 
folche gelten laſſen will, welcher fagt, daß, wenn Berftorbene Ge- 
genftand der Ehrenbeleidigung find, deren Blutönerwandte, Ehe— 
Hatten, Wahl: und Ziehältern, Bormünder, Mündel und Ber- 
fhwägerte im erflen und zweiten Grabe berechtigt feien, zur Schü— 
kung ded Andenkens des Berftorbenen die firafgerichtliche Verfol- 
gung des Lebertreterd zu begehren. — Als Anhaltspunct in dieſer 
Frage können nur die $$. 5 und 11 des Patented vom 14. März 
1849 über das Berfahren in Prefübertretungsfällen angenommen 
werden, wornach die Staatdanwaltichaft die Beſchlagnahme von 
Druckſchriften veranlaffen fann, deren Inhalt eine ſolche Uebertre- 
tung begründet, welche im öffentlihen Intereſſe verfolgt 
werden kann ($.5), und wonach der Staatsanwalt die Pref« 
vergehen von Amtöwegen zu verfolgen hat, den Fall ausgenom⸗ 
men, daß eine foldhe flrafbare Handlung vorliegt, welche nur über 
eine Klage der beleivigten Privatperfonen, denen in diefer Beziehung 
auch Familien, Behörden und Körperfhhaften gleich gehalten find, 
ftrafrechtlich verfolgt werben darf ($. 11). 

Die Mebertretungen, melde in die letztere Kategorie fallen, 
find übrigen ausdrüdlich nicht angegeben, und ed läßt ſich daher 
nur vermuthen, daß das Geſetz hierunter alle jene Ehrenbeleidigun- 
gen verftanden habe, welche nicht gegen Nationen, Religiondgenof- 
fenfchaften, Klaffen und Stände gerichtet waren *). 

Rückſichtlich der Einwendung ver Wahrheit enthielt auch das 
Preßgeſetz keine Beftimmung. 





*) Diefer Auffaffung wurbe auch in ber Prarid gefolgt. 
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Bei Revifton der öfterreichifchen Strafgefehgebung und Beft- 
ftellung des Grundſatzes, daß auch die durh Drudfchriften began« 
genen ftrafbaren Handlungen nad dem allgemeinen Strafgeſetze zu 
beurtheilen feien, mußte fih eine durchgängige Umarbeitung aud) 
rüdfichtlih der von den Ehrenbeleidigungen handelnden Bartieen, 
nicht nur durch Aufnahme ver in dem Preßgeſetze dießfalls enthal- 
tenen neuen Beftimmungen, fondern auch durch beſſere Gliederung 
und weitere Vervollſtändigung als geboten herauöftellen, eine Ume 
arbeitung, welche denn auch nah Zeugniß des Strafgefegbuches 
vom 27. Mai 1852 mit Glück durchgeführt worden iſt. 

In diefem begegnen wir vor Allem dem in viefer Ausdehnung 
und mit diefer Beftimmtheit biöher nicht ausgedrückten Grundfage, 
daß eine Ehrenbeleidigung nur auf Verlangen des Verletzten unters 
ſucht und geahndet werben folle, in foferne nicht Rückſichten des 
Öffentlihen Wohles bei einigen wenigen Arten verfelben ein Bor: 
geben von Amtöwegen gebieten, wie dieß beim Mißbrauche der Ges 
heimniffe eines Kranken durch dad Heilperjonale oder durch Apotheker 
aus felbfiverftännlichen Gründen ver Ball ift,. 

MWeiterd wurde die Ginwendung der Wahrheit (unter Um— 
ftänden die ver eredulitas) nad) feftftehenven und umfaffenden Prin- 
eipien genau normirt, rückſichtlich des Strafausmaaßes durch bedeu— 
tende Erhöhung deſſelben dem richterlihen Ermeſſen ein freierer 
Wirkungskreis zugeftanden, enplih in formeller Beziehung die Glies 
derung der Ehrenbeleidigungen in Vergehen und Hebertretungen, ber 
ziehungsweife deren Zuweifung an die (Kollegial-) Gerichtähöfe und 
die Bezirks- (Einzeln) Gerichte nach dem alleinigen Unterfchiede 
vorgenommen, ob diefelben mittelft Drudichriften, oder auf eine an— 
dere Art begangen werden, 

Einer jtrafbaren Ehrenbeleidigung macht ſich demnach in Ge— 
mäßheit diefes Strafgeſetzes ſchuldig: 

a) wer einen Andern fälfchlih eines Verbrechend, ohne daß 
die Beichuldigung fo weit gegangen ift, um die zum Verbrechen der 
Berläumdung erforderlichen Eigenſchaften zu erreichen, over fäljch- 
lich eined Vergehens, oder einer Mebertretung befihuldigt ($. 487. 
&t.®. I. Th. vom Jahre 1852); 

b) wer auch fonft dur Mittheilung von erbichteten, oder 

7 * 
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entftellten Thatſachen Jemanden namentlich, over durch auf ihn paf 
fende Kennzeihen fälfhlih einer beftimmten unehrenbaften ober 
folgen unfittlihen Handlung beſchuldigt, welche dieſen in der öffent 
lihen Meinung verächtlih zu machen, ober herabzufeßen geeignet 
ift ($. 488 ebend.); 

ec) wer in Drudwerfen, verbreiteten Schriften over bilvlichen 
Darftelungen, over wer, ohne biezu durch befondere Um— 
fände gendthigt zu fein, öffentlich wider Jemanden ehren- 
rührige, wenn auch wahre Ihatfachen des Privat- oder Bamilien- 
lebens befannt macht ($. 489 daf.); 

d) wer einen Anvern öffentlid ober vor mehreren Leuten, in 
Drudwerfen, verbreiteten Schmähfchriften oder bildlichen Darftellungen 
von was immer für einer Art, es fei namentlih, over durch auf 
ihn paflende Kennzeichen ohne Anführung beftimmter Thatſachen, 
verächtlicher Eigenichaften over Gefinnungen zeiht, oder dem öffent» 
lihen Spotte audfegt ($. 491 daf.); 

e) wer Jemanden öffentlih oder vor mehreren Leuten thätlich 
mißhandelt, oder, fei e8 auch in deffen Abwefenheit, mit Schimpf- 
worten belegt, over laut und um gehört zu werden, mit Mißhand⸗ 
lungen bedroht ($. 496 daf.); 

f) wer Jemandem wegen einer audgeltandenen, over auch 
durch Nachficht erlaffenen Strafe, over demjenigen, der nach einer 
ftrafgerihtlihen Unterfuhung nicht ſchuldig geſprochen morden ift, 
fo lange er fih rechtſchaffen beträgt, in ver Abficht, ihn 
zu jhmähen, einen Vorwurf macht ($. 497 vaf.); 

g) der Heil» oder Wundarzt, Geburtöhelfer, oder die Weh— 
mutter, welche vie Geheimniffe ver ihrer Pflege anvertrauten Berfon 
($. 498 daf.); und 

h) der Apothefer, der die ihm mittelft der einfommenden 
Necepte befannt werdenden Geheimnifje eined Kranken anderen Pers 
fonen, ald der amtlich anfragenpden Behörde mittheilen 
($. 499 vaf.). 

Der unter a bis d enthaltenen Ehrenbeleidigungen macht ſich 
übrigens nicht nur der erfte Urheber, fondern jeder ſchuldig, ver 
fie weiter zu verbreiten fucht. 

Die erften beiden Bälle enthalten im Wefentlichen nichts an» 
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dered, ald der $. 31 des Prefgefeged, und nur in foferne eine 
Erweiterung des Letzteren ald nunmehr nicht bloß die mittelft Druck— 
fhriften begangenen Ehrenbeleivigungen unter dieſe Beſtimmung 
fallen. — 

Der Fall unter c, dem $. 32, lit. b. des Preßgeſetzes ent= 
fprechend, unterfcheivet fi von biefem dadurch, daß das Prefgefek 
nur folde Privat» und Bamilienangelegenheiten erwähnt, welche 
dad öffentliche Intereffe niht berühren, während das 
Strafgefeß die Publicirung derfelben durch Druckwerke, verbreitete 
Schriften und bildlihe Darftellungen unbevingt verbietet, die ans 
derweitige öffentliche Bekanntmahung folder wahren Thatſachen 
aber dann entfhuldigt, wenn der Promulgant hiezu durch die Um— 
fände gendthigt war. — Diefe Tertirung verdient gegen die frü— 
here offenbar den Vorzug: denn Privat= oder Bamilienangelegens 
beiten, welche daß öffentliche Imtereffe berühren, 
hören nach unferer Anftcht hiedurch auf, reine Brivat- und Fami⸗ 
lienangelegenheiten zu fein, fo daß ver obige Beifab des Preßge— 
feged mehr ald eine dvemonftrative Definition, denn ald eine Be— 
fhränfung erfcheint. — Andererfeitd kann die Angabe von reinen 
Privat» und Bamilienangelegenheiten manchmal dringend nothwendig 
fein, um ſich gegen öffentlich erhobene Befchuldigungen zu vertheis 
digen, und es wäre höchſt ungerecht, eine Berfon, welde ſich in 
einer folchen Zwangslage befindet, mit dem Teichtfinnigen over bos— 
haften Scandaljäger gleichzuftellen. — 

Daß die Mittheilung von ſolchen Thatfachen aus dem Privat- 
und Familienleben, wenn fie nicht öffentlich gefhah, nicht insbeſon⸗ 
dere als ftrafbar bezeichnet wurde, rechtfertigt ſich durch die Erwä⸗ 
gung, daß die Gefährlichkeit einer folchen Mittheilung eben in deren 
Publicität liegt, und daß, wenn verlei ehrenrührige Mittheilungen 
falfch find, ohnehin der $. 488 des St.G. (oben unter b) zur 
Anwendung fommt. — 

Die unter d erwähnte Art Chrenbeleivigung erfcheint ald eine 
Zufammenfchmelzung des $. 32. lit. b des Preßgeſetzes und des 
$. 237 des älteren St.Gef. I. Th. mit der Erweiterung, daß nun 
mehr die Strafbarkeit auch dann eintritt, wenn vie Herabfegung 
oder Verfpottung öffentlich oder vor mehreren Leuten geſchah, wäh— 


f 


102 Ueber die Vergehen und Uebertretungen ıc. 


rend fie früher in Druckſchriften oder verbreiteten PBasquillen ges 
ſchehen fein mußte. 

Eine ähnliche Bewandtniß hat ed mit ver Beftimmung unter 
e, welche ſich von der des $. 241 des Älteren Strafgeſetzes nur 
dadurch unterfcheidet, daß die Anwefenheit mehrerer Leute der Defs 
fentlichkeit gleichgeftellt, und daß ausdrücklich beftimmt wird, vie 
Anweſenheit des Beleidigten fei nicht nothwendig *). 

Die übrigen Fälle unter e, f und g enthalten Feine weſent⸗ 
liche Aenderung des St.G. v. I. 1803. 

Die oben berührten ſchweren Polizei-Uebertretungen der 
Wachebeleidigung, und der thätlichen Beleidigung, die ſich Beamte 
und Diener erlauben, erhielten die erſtere rückſichtlich des Objects, 
die letztere rückſichtlich des Subjects nad Inhalt der $$. 312 und 
331 des neuen St.Gef. eine Ausdehnung auf alle jene Perfonen, 
welche mittelbar oder unmittelbar im öffentlichen Dienfte ſtehen, 
ober deren Functionen aus öffentlihen Rückſichten gefhügt werben 
müflen ($. 68 des neuen St.G. I. Th.) **). 

Durchgreifend und principiell erfcheint und die Aenderung, 





) Das letztere lag übrigens ſchon im Geiſte des alten Strafgefepes, 
wie in einem fpeciellen Falle von der Hoffanzlei ausdrücklich aner- 
fannt worden war (Tyrolifche Gubernialverorbg. vom 6. Juli 1839 
in ber Provinz. Geſetzſammlung für Tyrol). 

*) Noch fei mit Bezug auf die Anmerk. S.95 erwähnt, daß nach $.63 
des neuen St.®. das Verbrechen ber Majeftätsbeleibigung 
nunmehr berjenige begeht, ber die Ehrfurcht gegen den Kaifer ver— 
legt, es gefchehe dieſes durch perfönliche Beleidigung, durch öffentlich 
oder dor mehreren Leuten vorgebrachte Echmähungen, Läfterungen 
ober Berjpottungen, durch Druckwerfe, Mittheilung oder Verbreitung 
von bilblihen Darftellungen oder Schriften; — in foferne nicht eine 
Berlegung oder Gefährdung der Perjon des Kaiferd an Körper, Ge» 
fundheit oder Freiheit, und hierdurch dad Verbrechen des Hochverra« 
thes vorliegt. — Beleidigungen gegen Mitglieder des Faiferlichen 
Hauſes bilden jeßt ebenfalld ein befondered Verbrechen ($. 64 taf.); 
die eines Religionddienerd aber bei Ausübung gotteödienftlicher Ver— 
tihtungen ein Vergehen gegen bie üffentlihe Ruhe und Drbnung 
($. 303. OD. Th. daj.). 
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welche dad Strafgefet vom Jahre 1803 und das Preßgeſetz durch 
die in dem neuen Strafgefeße aufgeftellten Grunbfäge über die Ein— 
wendung der Wahrheit erlitt, 

Dad Wefen verfelben liegt varin, daß der Angeſchuldigte 
bei manden Arten der Ehrenbeleidigung feine Straflofigkeit durch 
den Beweis der Wahrheit feiner als Ehrenfränfung betrachteten 
Behauptung, oder in einigen Fällen auch nur durch ven Beweis fol- 
her Umſtaͤnde bewirkt, aus denen fih für ihn hinreichende Gründe 
ergaben, um die vorgebradhte Beichuldigung für wahr zu halten. 

Man Tönnte nun meinen, als wäre fchon nah den älteren 
Strafgefegen die Einwendung der Wahrheit deßhalb zuläffig gewe⸗ 
fen, meil zu dem Thatbeftande mancher Ehrenbeleivigungen eine 
falſche Beihuldigung gehörte, und fomir viefer Thatbeftand dann 
nicht vorlag, wenn die Wahrheit ver Befchuldigung eriwiefen worben 
war, — Allein zwifchen diefem Verhältniffe, und der eigentlichen 
Einwenvdung der Wahrheit beſteht ein weſentlicher Unterſchied: 
denn während im erfteren alle die Ehrenbeleidigung nur dann 
als vorhanden angenommen werben fann, wenn ver Umftand, daß 
die Befhuldigung falſch fei, als erwiefen vorliegt; bei 
mangelndem Beweife über diefen Umftand aber der Thatbeftand ver 
ftrafbaren Handlung fehlt, und daher eine Strafe nicht eintreten 
kann; trifft nach dem Principe der exceptio veritatis den Anges 
ſchuldigten die Beweifedlaft, daß feine Behauptung richtig 
fei, d. h. kann er die Wahrheit der Lebteren nicht, oder nicht voll» 
fländig darthun, fo wird er der Strafe verfallen. Diefer Unter- 
ſchied fällt dann fehr in die Wagfchale, wenn, wie in ver öfterrei= 
hifchen Strafprocefordnung vom Jahre 1853, feite Beweisregeln 
befteben. — 

Diefe den Angefchuldigten treffende Beweiſeslaſt fcheint auf 
den erften Anblick mit ven allgemeinen Strafrehtöprincipien im Wis 
derfpruche zu ftehen, wornach in Gemäßheit des Grundjaged: „qui- 
libet praesumitur bonus, donec probetur contrarium,‘ der Bein- 
zihtigte nur dann fohuldig erfannt werden darf, wenn bie firafbare 
Handlung in allen ihren Momenten ermwiefen vorliegt, und 
wonach im gegebenen Falle die Unwahrheit feiner Behauptung gegen 
ihn, nicht aber deren Wichtigkeit von ihm zu beweifen wäre. — 
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Allein der oben ausgefprochene Grundſatz, daß jeder in fo« 
lange für unbefcholten anzufehen ift, bis das Gegentheil erwieſen 
vorliegt, Spricht ebenfo gut für die Perfon, melde durch die Ehren- 
beleivigung einer ftrafbaren, oder ehrenrührigen Handlung beidhul- 
digt worden ift, und es liegt daher gewiß in der Billigkeit, wenn 
man die Beweifedlaft demjenigen aufbürbet, welcher durch die ‘Ber 
ſchuldigung fich gleichfam felbft dazu erboten hat. — 

Dad öſterreichiſche Strafgefeb Täßt dieſe Einwendung der 
Mahrheit bei mehreren Arten der Ehrenbeleidigung zu, fchließt fle 
jedoch in anderen Wällen entweder unbedingt, oder doch unter ge= 
wiffen Vorausſetzungen aus, Maaßgebend in dieler Beziehung ift 
die Handlungdmweife, durch welde die Ehrenbeleidigung be— 
gangen wurde, und von dieſer hängt ed insbeſondere auch ab, ob 
der Beleiviger die Wahrheit feiner Behauptung, oder nur foldhe 
Umftände darthun muß, melde ihn zu dem Glauben an die Rich— 
tigkeit feiner Angabe veranlaffen Eonnten (exceptio credulitatis). 

Nah diefen Grundfägen bewirkt der Beweis der Wahrheit 
die Straflofigkeit: 

1) wenn Jemand eined Verbrechend, oder eined von Amtswegen, 
und nicht bloß auf Verlangen eines (vom Beleidiger verfehiedenen) 
Dritten zu unterfuchenden Vergehens, over einer verlei Uebertretung ; 
oder 

2) einer beftimmten unebrenhaften, oder ſolchen unftttlichen 
Handlung befhuldigt wurde, welche den Beichuldigten in ver öffente 
lichen Meinung herabzufegen geeignet ift; 

3) wenn Jemand ohne Anführung beftimmter Thatfachen ver= 
ächtlicher Cigenfchaften over Gefinnungen gezeiht, oder dem üffent- 
lihen Spotte audgefeßt wird, wenn in diefen drei Fällen vie Be— 
leidigung durch Drucdwerfe, verbreitete Schriften oder bilvliche Dar⸗ 
ftellungen,, Hffentlih, oder im dritten Balle auch nur vor mehreren 
Leuten Statt fand; 

endlich 4) wenn Jemand durch dDielimftände genöthigt, 
Öffentlich ehrenrührige Ihatfachen des Privat= over Bamilienle- 
bens befannt macht. 

Andererſeits begründet ſchon die exceptio credulitatis vie 
Straflofigkeit: wenn Jemand eined Verbrechend, ober was immer 
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für eines Vergehens, oder einer Uebertretung, ober einer ber 
flimmten unehrenhaften, oder unfittlichen Handlung auf eine andere 
als die oben (1 bis 3) angegebene Art befchuldigt wurde. 

Dagegen ift die exceptio veritatis gänzlich audgefchloffen: 

1) wenn Jemand einer folhen ftrafbaren Handlung in Drud- 
werfen u. ſ. w. befchuldigt wurde, welche nur auf Begehren einer 
britten Perfon der ftrafgerichtlichen Verfolgung unterliegt; 

2) im Falle des $. 489 ded St.®. (oben sub c), wenn nicht 
der oben unter 4, erwähnte Entichuldigungdgrund eintritt; 

3) bei eigentliden Schmähungen ($. 496 daf. oben sub e), 
d. 5. Belegung mit Schimpfworten; ein Fall, der von dem unter- 
fhieden werden muß, wenn Jemand verächtlicher Gefinnungen oder 
Eigenfchaften gezeiht, oder dem öffentlicher Spotte audgefegt wird, 
wo, nah dem Gefagten, ber Beweiß von entehrenden Handlungen 
des Beleidigten allerdings die Straflofigfeit herbeiführt ; 

4) bei Borwürfen wegen audgeftanvener, over nachgefehener 
Strafen oder Strafunterfuhungen (oben sub f); 

5) bei Aufdeckung der Geheimniffe eines Kranken durch Aerzte, 
Wundärzte, Hebammen und Apotheker (oben sub g und h); 

Aus diefen geſetzlichen Beftimmungen läßt fi der Grundſatz 
ableiten, daß die Einwendung der Wahrheit bei allen jenen Ehren- 
beleivigungen geftattet fei, welche ihrer Natur nah eine falſche 
Beſchuldigung vorausfegen ($$. 487, 488, 491); dagegen dann un— 
zuläfiig fei, wenn entweder folche Angelegenheiten, welche aus 
Rüdfichten für dad Familienwohl, ven Haudfrieden und theilweife 
für die öffentliche Sittlichfeit vor der PBublicität gefchügt werben 
follen, vor das Forum der Deffentlichfeit gezogen werden ($$. 489, 
498, 499), zu welcher Kategorie auch jene ftrafbaren Handlungen 
gehören, welche nur über Begehren des Betheiligten verfolgt wer- 
den (vgl. Note *) ©. 83) — oder mo die Strafbarfeit in ber 
Art und Weife der Beleidigung Tiegt ($$. 496, 497). 

Daß diefer Grundfab im Allgemeinen mit dem Welen der 
Einwendung der Wahrheit im Einklange ftehe, darüber kann mohl 
kein Zweifel obwalten. — Nur in einem einzigen Balle fhiene und 
eine Erweiterung zu Gunften dieſer Einwendung günftig zu fein: 
dad Geſetz nimmt nämlich im $. 489 an, daß nie ſolche befonvere 
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Umftände eintreten koͤnnen, welche die Veröffentlihung von Fami— 
Viengebeimniffen in Druckwerken, verbreiteten Schriften oder bildlichen 
Darftellungen entfchuldigen Fönnten, und läßt demgemäß bei einer 
jo geftalteten Veröffentlihung niemald die Einwendung ver Wahr: 
heit zu. — Mllein nehmen wir den Fall an, daß eine Perfon 
durch Beröffentlihung erdichteter Thatſachen aus ihrem Privat- 
leben, in Drudfchriften an ihrer Ehre angegriffen wurde, und daß 
fie fi von diefer Beſchuldigung gegenüber der öffentlichen Meinung 
dadurch reinigen könnte, wenn ſie ihrerjeitd wahre Ihatjachen aus 
dem Privatleben des Befchuldigerd anführt, fo fcheint und, in ſo— 
ferne ſie fich Hiebei rein auf die Vertheivigung beſchränkt, allerdings 
Grund vorzuliegen, um fe zum Beweife der Wahrheit zuzulaffen. — 
Andererſeits Täßt ſich freilich nicht verfennen, daß eine Art 
von Bertheidigung gegen ſolche Anfchuldigungen in dem $. 493 des 
&t.G. liegt, wonah in dem Balle, wenn eine Ehrenbeleidigung 
mittelft Drudfchriften begangen wurde, auf Verlangen des Belei- 
digten dad wider den Schulbigen erfolgte Strafurtheil auf deſſen 
Koften, auch dur den Drud veröffentlicht werden muß; — da 
aber dieſe Art öffentlicher Vertheidigung erft nach abgeführter Unter— 
fuhung und rechtskräftiger Entfcheidung eintreten fann, fo wird 
fie in vielen Fällen bedeutend an ihrer Wirkfamfeit einbüßen. — 
Aus der Tertirung ded (sub f) angeführten $. 497 geht 
hervor, daß ber in der Abficht zu fehmähen gemachte Vorwurf einer 
Strafe oder Gtrafunterfuhung, dann feine Ehrenbeleidigung ber 
gründe, wenn der Geſchmähte ſich fpäterhin nicht rechtſchaffen 
betragen, alfo fih etwa neuerlih einer ftrafbaren Handlung 
fhuldig gemacht Hatte, womit der $. 225 des St.G. I. Th. im 
Zufammenhange fteht, welcher nad Auseinanderfegung der Wir- 
kungen ver audgeftandenen Strafe bemerkt, daß dem Abgeftraften, 
fo Tange er feinen Wandel mit Rechtſchaffenheit 
fortfegt, über dad Vergangene von Niemandem ein Vorwurf ges 
macht, noch er darüber auf irgend eine Art gefhmäht werden folle. 
— Dad Gefeß enthält nun zwar feinen beftimmten Aufſchluß dar⸗ 
über, wie ed hier mit der Beweiſeblaſt über den bier entjcheidenden 
Umftand, ob der Gekränkte fich feither rechtſchaffen betragen habe, 
oder nicht, — zu halten fei; allein da in dem Falle der Frage ganz 
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ähnliche Verhältniffe, wie bei der eigentlihen exceptio veritatis 
eintreten, fo dürfte die Anſicht gerechtfertigt fein, daß es der Be- 
leidiger ift, ver, um ſich ftrafloß zu machen, folde Handlungen 
ded Angegriffenen beweifen muß, welche mit einem rechtfchaffenen 
Wandel nicht vereinbar find. — 

Es wurde bereit an einer anderen Stelle erwähnt, daß das 
neue Strafgefeb dem Principe der Privatanflage bei Ehrenbeleidi— 
gungen gefolgt fei, und eine Unterfuhung von Amtswegen nur bei 
jenen beiden Arten eintreten laſſe, bei weldhen auch öffentliche Rück⸗ 
fihten zur Sprache kommen, nämlich bei Entvefung von Geheim- 
nifjen der Kranken durch Heilperfonen und Apothefer. — Es muß 
jomit eine Privatanflage auch dann abgemwartet werden, wenn Bas 
milien, söffentlihe Behörden oder einzelne Organe der Regierung 
mit Beziehung auf ihre amtlihe Wirffamfeit, over 
geieglih anerkannte Körperfchaften Gegenftand des Angriffes find 
($. 492 daf.) *). Wurde dagegen ein öffentlicher Beamter u. f. w. 
während Bolliehung eines obrigfeitlichen Auftrages, oder der 
Ausübung feined Amted wörtlich oder thätlich beleidigt, fo ift vie 
Uebertretung gegen öffentliche Anſtalten und Vorkehrungen nad 
$. 312. St.G. II. Th. vorhanden, welche im allgemeinen Intereſſe 
von Amtöwegen zu unterfuchen und zu betrafen kommt. — 

Der Unterſchied zwifchen diefen beiden Fällen Tiegt in der 
Natur der Sache: Im erften nämlich ift die Per ſon des Beamten 


*) Wie gefagt, waren im Prefgefege auch Nationen, Religiondgefell« 
fhaften, Klaffen und Stände als Objeete von Ehrenbeleidigungen 
aufgeführt. Nach dem renidirten Strafgefege begründet bie Aufrei— 
zung zu Feinbfeligkeiten gegen Nationalitäten, Religions» und andere 
Geſellſchaften, dann einzelne Klafien und Stände der bürgerlichen 
Geſellſchaft ($. 302 daf), wie auch die bloße Beleidigung von ge— 
feglich anerkannten Kirchen und Religionsgefellfchaften ($. 303 daf.) 
ein (von Amtömwegen zu unterfuchendes) Vergehen gegen bie öffentliche 
Ruhe und Ordnung. — Ferner ift bei Öffentlichen Befchimpfungen 
und Mifhandlungen (oben sub e) ein erfchwerenber Umjtand dann 
porhanden, wenn bad Betragen abfichtliche Geringſchätzung gegen 
ganze Klaffen und Stände ber bürgerlichen Gefellfchaft, gegen Relis 
giondgenoffenfchaften oder Nationalitäten an ben Tag legt ($. 496 baf.). 
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allein Gegenftand des Angriffed, aus welchem ein Nachtheil für das 
Allgemeine deßhalb nicht entfteht, weil die Amtshandlung, welche 
die Beleidigung provorirte, bereits eine vollendete Thatfache gewor- 
den. Der Gefebgeber hat daher bier feine befonvere Beranlaffung, 
den Angriff im öffentlichen Intereffe verfolgen zu laſſen; — wohl 
aber ericheint Diefed dann ald nothwendig, wenn die Beleidigung 
während ber Amtöhandlung Statt fand; denn in dieſem Kalle 
kann dad Individuum von der amtlihen Eigenfhaft, in 
der e8 auftritt, nicht getrennt werben und die Verlegung der Pers 
fon trifft zugleih dad Amt. Bedenkt man noch, daß eine folde 
Beleidigung, beſonders eine thätliche, geeignet fein fann, die Aus— 
übung des Dienfted zu flören, fo wird fi die Nothwendigkeit von 
felöft ergeben, derlei Angriffe nicht bloß vom fubjectiven Stand⸗ 
puncte ded Beleidigten, ſondern aud von dem ded öffentlichen Ins 
terefieß zu betrachten, und ebendefhalb von Amtöwegen dad Straf 
verfahren eintreten zu laſſen. — Daffelbe gilt aud ähnlichen Grün- 
den von thatfächlichen Beleidigungen, welche eine öffentliche Autorität 
genießende Perſonen fih in ihrer Amtswirkſamkeit erlaubt ($. 331. 
St.G. II. Th.). — 

Indem wir mit dem Vorftehenven den Gang ver öſterreichi— 
hen Legislation in einer fpeciellen Richtung anzudeuten verfuchten, 
hoffen wir hiedurch etwas zur Beſtärkung der Anſicht beigetragen 
zu haben, daß diefe Geſetzgebung, wenn aud geräufchlos, doch 
ficher in beſtändiger Vervollkommnung fortichreitet, auf welchem 
Wege durch das revidirte Strafgeſetz ein fo bedeutender Schritt ge» 
ſchah. — 


IX. 


Die Strafproceßordnung für das Herzogthum Sad- 
fen- Altenburg vom 27. Februar 1854, 


Dargeftellt von Schwarze. 


Nachdem in dem Entiwurfe einer Strafprocefordnung f. d. 
K. Sachſen der Verſuch gemacht worden, eine vollfländige und auf 
die Grundfäge der Deffentlichfeit und Münplichkeit gebaute, jedoch 
die Entſcheidung Tediglih rechtögelehrten Richtern anvertrauende 
Strafprocefordnung hberzuftellen, Haben nunmehr die Regierungen 
bed öfterreihiichen Kaiferftaatd und des Herzogthums Sachfen- Als 
tenburg ihren Staaten Strafproceforbnungen verliehen, welche zwar 
die Deffentlichkeit und Mündlichkeit als berechtigte Factoren bei ver 
Reform des Strafverfahrend anerkennen, dagegen die Gefchwornen 
völlig befeitigt haben. In dem öfterreichifchen Staate tft die frü- 
bere Strafprocefordnung, welche die Entſcheidung bei ſchweren Ber: 
brechen einer Jury zuwies, und im Herzogthume Altenburg das 
Geſetz, welches die Entfcheidung über die durch die Preffe und das 
Vereins- und Verſammlungs-Recht verübten Vergehen Geſchwornen 
übertragen hatte, aufgehoben worden. Daß dad Erperiment, wel 
ches man mit Einführung der Jurh dadurch anftellte, daß man ih— 
nen Preß⸗ und ähnliche Vergehen zumied, einen übeln Ausgang 
nehmen mußte, kann um fo weniger Wunder nehmen, wenn man 
bedenkt, in welcher aufgeregten Zeit und in welder Verwirrung 
der Begriffe über ftaatlihe Ordnung und Regierung dieſe Einrich—⸗ 
tung verfucht wurde, und fi vergegenwärtigt, daß die Geſetze über 
die Wahl ver Jury unter dem Einfluffe einer Zeit erlaffen wurben, 
welche dad Wahlrecht behufs der Landesverſammlungen und der 
Communal⸗Behörden in die Hände ded gefammten Volks Tegte und 
politifche und Gefhwornen- Wahlen gleihmäflig zu behandeln Fein 
Bedenken trug. Es ift wohl eine unbeftreitbare Thatſache zu nen= 
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nen, daß durch dieſes Experiment die Jury nur noch mehr Wis 
derjacher gefunden und mancher Freund derfelben, über die Er- 
gebniffe diejed Verſuchs betroffen, in das andere Lager überge— 
gangen und ihr Gegner geworden ift. Die Anhänger ver Jury 
haben ihr mit diefem Experimente einen ſchlimmen Dienft ermiefen, 
und der böſe Eindruck, ven es auch bei unbefangnen Beurtheilern 
hervorgebracht, ift fo bedeutend, daß felbft vie günftigen Nach— 
richten, welche in ver neueften Zeit aus verfchiedenen Rändern über 
die Wirffamkeit und dad Anfehen der Jury bekannt geworben 
find*), ven einmal gefaßten und beziehendlich verftärften Wider: 
willen bis jet nicht haben befeitigen können. Dabei ift jedoch, fo 
viel Defterreich anlangt, nicht zu verfennen, daß hier noch befon- 
dere Erwägungen maaßgebend waren, denen man die Anerkennung 
nicht verfagen Fann **), Der große Defterreihifche Kaiferftaat be— 
ſteht aus vielen Bölferfchaften, deren flaatlihe und intellectuelle 
Durhbildung nit durchgängig dieſelbe ift und daher die Ein» und 
Durchführung einer Gefhmwornen-Gerichtöverfaffung mindeftens fehr 
ſchwierig, wenn nicht unmöglih macht. Berückſichtigt man dabei 
bie Lockerung der Bande ftaatlihher Orbnung und Einheit, welche 
gerade in Defterreih tiefe Wunden gefchlagen hatte, fo fann man 
der Negierung ed nicht verargen, daß fie auch Hier zunächſt darauf 
Bedacht nahm, die nöthigen Reformen mit Vorſicht vorzunehmen 
und fie in ein ruhiges Geleiß hinüberzuleiten. Auch muß man der 
Defterreichifchen Strafproceßorbnung entſchieden das Anerkenntniß 
gewähren, daß durch fie ein Geift edler Humanität und Milde fih 
durchzieht, wie ihn wenige Strafgefehe zeigen und daß überall und 
durchgängig dad Streben, dem Angeklagten einen Schuß gegen Bes 
drückungen und Einfchüchterungen zu fihhern, fih in einer mwahr- 
haft ehrenvollen Weife manifeftirt. | 

Soviel nun vie Strafproceforbnung für dad Herzogth. Sad. 


) Vergl. indbef. d. Nachrichten aus Preußen, auf Grund amtlicher 
Berichte, in Goltdammers Archive für Preuß. Strafreht Bd. I. 
©. 347. 

*) Bol. auch v. Arnold in d. Gerichtsſaale 1854. Bd. L ©. 145 fl. 
204 fol., 282 fol, indbef. aber S. 78 fol. 
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fens Altenburg anlangt, fo ift dieſelbe unter der Leitung des um 
dad Herzogthum bereits hochverdienten Herrn Minifterd v. Lariſch 
von dem Präfiventen des dafigen Landes Juſtiz Collegii, dem Hrn, 
Dr. Shend, — weldem wir bereitd die treffliche Schrift über 
dad Netentiondreht*) und unter anderen Abhandlungen die vor= 
zügliche Abhandlung über den Funddiebſtahl**) verdanken — bes 
arbeitet worden. 

Diefelbe geht in ihrer fyftematifchen Anordnung und Ent- 
widelung vielfach auf vemfelben Weye, den die thüringenfche Strafe 
procefordnung eingefchlagen Hatte, wie fle dann auch in vielen mas 
teriellen Beftimmungen fih an diejed Geſetz anfchlieft und ſelbſt 
den Wortlaut derfelben aboptirtt. Bei der engen Verbindung des 
Herzogthumd mit den übrigen Staaten Thüringens, insbeſondere 
bei der Bereinigung diefer jämmtlichen Staaten unter, einem ge= 
meinfchaftlihen Dberappellationdgerichte (zu Jena) fann man diefen 
Anſchluß, der überdieß die Einheit und Entwidelung der Praxis 
und der Studien in den einzelnen Staaten wefentlih befördern 
wird, nur billigen, wie ed überhaupt ein richtiges Erkennen ber 
Sachlage und feinedwegd den Mangel eigner fchöpferifcher Kraft be= 
urfundet, wenn ber Gefebgeber die in anderen Ländern bewährten 
Beitimmungen der dafigen Gefege, bei Mebereinfliimmung ded St 
ſteuus und der fonjtigen hierbei maaßgebenden Verhältniſſe, in feine 
Arbeiten aufnimmt und fih zu eigen macht. Wir finden in ber 
Altend. St. P.O. auch die übrigen Gefehgebungen Deutſchlands, 
indbefondere den Entwurf der StPO. f. d. K. Sachſen, vielfach 
und mit Geſchick benugt. 

In dem Nachſtehenden wollen wir das Shflem und die wich— 
tigften Beftimmungen diefer Strafproceßorbnung ven Leſern mit⸗ 
theilen: 

Dad Geſetz (abweichend übrigens von dem Entwurſe deſ— 
ſelben, der nur zwei Claſſen von ſtrafbaren Handlungen unterſchied) 
theilt die ſtrafbaren Handlungen in Rückſicht auf ihre proceſſuale 
Behandlung in 


*) Jena, bei Frommann 1837. 
) Bergl. N. Archiv f. d. Crim. Recht. Jahrg. 1834. Nr. 10, 
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a) Verbrechen erfter Claſſe, 

b) Berbreden zweiter Claſſe, und 

c) Bergehen. 
ALS Vergehen werben diejenigen Handlungen betradhtet, welche nad 
einem Straffage von höchftend ſechs Wochen Gefängniß allein over 
wahlmeife mit verhältnigmäßiger Geldftrafe oder nur mit leßterer 
bedroht find, — Forſtpolizeivergehen, — Ehrenfränfungen, — ges 
ringe Körperverlegungen, — BerwandtensBictualien-Diebftähle, — 
u. f. w. Als Verbrechen zweiter Claſſe werden alle Berbrechen, 
welche weber mit Zuchthaus⸗, noch mit Todes⸗, noch mit einer hö— 
beren als vierjährigen Arbeitshausſirafe bedroht find, fo wie alle 
einfachen Diebftähle, Betrügereien und Beruntreuungen (foweit fie 
nit Vergehen find) angefehen. Zu den Verbrechen erfter Elaffe ge— 
hören die übrigen ſchweren Verbrechen. 

Bei den Berbrechen erfter und zweiter Clafje zerfällt das Ver— 
fahren in Vorunterfuhung und KHauptverhandlung. Die Borunter- 
fuhung hat die Eriftenz und Natur des Verbrechens, fowie Die 
Perion des Thäters und die zu feiner Ueberführung dienenden Be- 
weißmittel joweit zu erforfchen, daß entweder eine Anklage begrün- 
bet und die Hauptverhandlung vorbereitet oder der Ausſpruch her⸗ 
beigeführt werben fann, daß ein Grund zu weiterer gerichtlicher 
Derfolgung nicht vorliege. Genügen zur Vorbereitung der Kaupte 
verhandlung ſchon die von der St. U. durch Beamte ver Unterges 
richte oder Polizeibeamte veranlaßten Ermittelungen,, fo kann auf 
den Grund folder Ermittelungen ohne Vorunterfuhung und ohne 
daß es einer vorgängigen Prüfung der Vollftändigfeit bedarf, vie 
fofortige Erhebung der Anklage erfolgen. Bei Vergeben wird vie 
Porunterfuhung und Hauptverhandlung vereinigt. 

Die Unterfuhung und Beftrafung der Vergehen gehört vor 
die Juftizämter und Stadtgerichte, bei welchen dieſe Thätigkeit durch 
ven hierzu beftimmten einzelnen Beamten (Einzelrichter) ausgeübt 
wird. In höherer Inftanz entjcheiven bei Vergehen vie (collegialifch 
organifirten) Griminalgerihte, deren im Herzogthume zwei befles 
ben (zu Wltenburg und zu Hoda). 

Die Eriminalgerichte führen bei Verbrechen ver erjten und 
der zweiten Glaffe die Vorunterfuhung und fällen dad Erkenntniß 
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über die Verfegung in den Anklageftand, vergeftalt, daß das eine 
der beiden Griminalgerichte dieſes Erfenntniß in den bei dem andes 
ren Griminalgerichte geführten Vorunterſuchungen zu fällen hat. 
Die Hauptverhandlung wegen der Verbrechen zweiter Clafje wird 
vor ihnen vorgenommen und fie entfcheiden über deren Ergebniffe 
in erfter Inſtanz. Dad Griminalgeriht befchließt und enticheinet 
ald Collegium durch minveftend drei Richter. Als Ergänzungsrich— 
ter werden zum Richteramte befähigte Perfonen und Sachmalter 
vom Minifterium beftellt, welche zur Erfüllung ver geſetzlichen Zahl 
in einzelnen Fällen zugezogen werden fönnen, 

Dei Verbrechen erfter Claſſe wird die Hauptverhandlung vor 
einem im einzelnen Kalle aus Mitgliedern des Appellationsgerichts 
oder der Griminalgerichte durch den Präflventen des erfleren bes 
ſonders zu bildenden Gerichtshofe von fünf Nichtern vorgenommen, 
welcher an dem Site eined der beiden Griminalgerichte feine Sigung 
abhält. Gegen die Erfenntniffe dieſes Gerichtshofs findet in den 
gefeglih beſtimmten Bällen Berufung an dad Oberappellat.-Geriht 
(zu Iena) Statt. — Dask letztere ift auch der Eaffationähof. 

Die Vorunterfuhung und mit ihr die Hauptverhandlung wird 
bei Vergehen von Amtöwegen, oder Hinfichtlich der nur auf Antrag 
eined Verlegten zu unterfuchenden Vergehen auf Antrag eined Pri- 
batanflägerß, eingeleitet. Eine Mitwirkung der Staatdan- 
waltfhaft bei der Unterfuhung von Vergeben (wenn 
fie nicht in Bolge der Concurrenz mit Verbrechen an das Erimis 
nalgericht verwiefen werben) findet daher nicht Statt. Die 
Vorunterſuchung bei Verbrechen dagegen wird auf Antrag der St. 
A. oder eined Privatanflägerd und die Hauptverhanplung bei Ver— 
brechen lediglich auf fürmliche Anklage des Staatsanwalt oder des 
Privatanklägers "eingeleitet, Der Staatdanwalt verfährt von Amtd« 
wegen. Nur bei den auf Antrag zu unterfuchenvden Verbrechen bat 
er den Antrag des Verlekten zu erwarten, welcher im Balle der Ab⸗ 
Ichnung von Seiten ver St. U. ald Privatankläger mit den Rechten 
verfelben ven Antrag unmittelbar bei ven Gerichten flellen und wei« 
ter verfolgeu kann. 

Die Unterordnung der Beamten der Staatdanwaltfchaft unter 


fih und unter das Juftizminifterium, fo wie dad allgemeine Amts- 
Der Gerichtsſaal. Heft VILL 1854. 8 
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verbäftniß der St. U. iſt in der gewöhnlichen, frangöftichrechtlichen 
Meife geordnet. Unterfuhungshandlungen nimmt der St. Q. felbft 
nicht vor. Er fann jedoch Dur Beamte ver Untergerichte oder durch 
Polizeibeamte ſowohl zur Vorbereitung feiner Entſchließung Perſo— 
nen, durch welche er Aufklärung erhalten zu Fönnen glaubt, unter 
perfönlicher Theilnahme abhören, ald auch in dringenden Fällen ans 
dere Unterfuchungshandlungen unter gleicher Theilnahme vornehmen 
laffen. In der Vorunterfuchung darf der St. U. der Vernehmung 
der Angefchuldigten und Zeugen nicht beiwohnen *). Den Beras 
thungen eined Gerichts über Gegenftände, bei denen die amtliche 
Thätigfeit der St. A. eintritt, mit Ausnahme der bei einer Haupt⸗ 
verhandlung und in der Mechtömittelinftang vorfommenden Beras 
thungen, kann der Beamte der St. U. beimohnen; vor der Ab- 
flimmung bat er ſich zu entfernen. 

Die Beftimmungen über Unfähigkeit und Ablehnung ver Ges 
richtsperſonen und über Unfähigkeit der Staatsanwälte bieten nichts 
Befondered dar. Eine befonvere Bekanntmachung der Namen der 
zu einer münplichen Verhandlung abgeordneten Richter ift nicht vor— 
gefchrieben. 

In Betreff ver Vorunterfuhung (die unter ber fortvauernden 
Gontrole und Aufſicht des Griminalgerichts durch ein vom Vor⸗ 
ſtande beſtelltes Mitglied geführt wird) haben mir folgende Bes 
flimmungen vorzubeben: Beſchwerden gegen Entſcheidungen bed Un« 
terfuchungdrichters erledigt dad Griminalgeriht, gegen deſſen Ent» 
fheidungen Recurs an dad andere Griminalgericht eingewendet wer⸗ 
den kann. Gegen deſſen Entſcheidung ift ein Nechtömittel nicht zu— 
laͤſſig. Der Staatsanwalt kann den Strafantrag nur mit Geneh— 
migung des Criminalgerichtd zurüdnehmen. — Im wichtigeren Fäls 
len kann die fofortige Vorführung und im Balle der Abwefenheit 
die ftefbriefliche Verfolgung des Angeflagten verfügt werden. — 
Zwangsmaafregeln gegen ven Bezüchtigten bei MWerweigerung der 
Antwort find unzulaͤſſig. — Die Unterfuhungshaft ift unter Ans 


— 





*) Die Thüringenfche Geſetzgebung hat dieſes Recht in das neue Nach— 
tragdgefeß aufgenommen. Bergl. hierüber Schwarze, in ben N. 
Jahrb. für Sächſ. Strafreht. Bo. VII. & 286. 
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dern als nothwendig vorgefchrieben,, wenn die Unterfuchung fich auf 
ein Verbrechen bezieht, welches mit Todes⸗ oder Zuchthaus⸗ over 
mit mehr als vierjähriger Arbeitshausftrafe im höchſten Straffage 
bedroht ift oder wenn Colluſionen zu befürchten find. Haftent- 
laflung ſetzt vorheriges Gehör der Staatdanmwaltfchaft voraus und kann 
ſowohl unbedingt ald auch gegen Handgelöbniß und im alle der 
Anlegung der Haft wegen Fluchtgefahr gegen Sicherheitßleiftung er> 
folgen. — Bei der Begutachtung durch Sachverftändige genügt 
einer; audgenommen find Sectionen und dhemifche Unterfuhungen, 
indem im eriteren Balle ein Arzt und ein Wundarzt, im letzteren 
zwei Chemiker zugezogen werden, — Bon der Zeugnißpflicht find 
befreit Ehegatten, Berlobte und nahe Berwandte, ferner Geiftliche 
in Anfehung deſſen, was ihnen in der Beichte oder fonft als Seel- 
forger anvertraut worden ift, Staatédiener und in öffentlichen 
Pflihten ftehende Perfonen rücfihtlih der Amtsgeheimniſſe, und 
Sachwalter und Vertheidiger in Anfehung dedjenigen, was ihnen 
in dieſer Eigenfihaft von dem Ungefchulvigten anvertraut worden 
ft. Eine Vereivung der Zeugen findet in der Borunterfuchung 
nur ausnahmsweiſe Statt. Der Zeugeneid Tautet „auf die an ihn 
gerichteten Bragen ohne Gunft, ohne Haß und Furcht die ganze 
und lautere Wahrheit umd nichts als die Wahrheit zu fagen (gejagt 
zu haben).“ Die von der Zeugnißpflicht befreiten Perfonen Fönnen, 
wenn fie ſich abhören Yaffen, ihre Vereivung fowohl ala, der Res 
gel nach, die Gegenüberftellung mit dem Bezüchtigten verweigern. 
Nah Schluß der Borunterfuhung Hat ver Staattanwalt, 
wenn er nicht die Einftellung beantragt, eine Anklagefchrift (bei 
Strafe der Nichtigkeit) einzureichen, welche dem Angeklagten vor 
gelegt wird. Diefer kann dur einen Vertheiviger Anträge und 
Vorftellungen übergeben. Der Staateanwalt fomohl als der Ans 
geklagte haben die Beweismittel anzugeben, welche fie in der Haupts 
verbandlung gebraucht fehen wollen. Dasjenige Criminalgericht, 
welches nicht die Vorunterfuchung geführt hat, entſcheidet über bie 
Berfegung in den Anklageftand. In der Bezeichnung des Berbrechend 
und des Strafgefehed ift es an die Anträge in der Anklagefchrift 
nicht gebunden. Auch beftimmt vaffelbe über die Beiziehung der 
von dem Staatdanwalte und dem Vertheidiger angezeigten Beweid« 
8 * 
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mittel. Jedoch follen nur offenbar unerhebliche Beweismittel aber 
fannt werben umd ſteht e8 dem Angeklagten und der Staatd- 
anwaltfhaft frei, die ihnen aberfannten Zeugen oder ſonſti⸗ 
gen Beweismittel auf eigne Koſten zur Hauptverhandlung her⸗ 
beizuſchaffen. Der Angeklagte, wegen deſſen die Verſetzung in den 
Anklageſtand beſchloſſen iſt, wird zur Wahl eines Vertheidigers 
aufgefordert. Jedoch iſt die Vertheidigung nur dann eine noth⸗ 
wendige und daher dem Angeklagten, da nöthig, von Amtswegen 
ein Vertheidiger beizuordnen: in Unterſuchungen, welche vor dem 
Gerichtshofe abzuurtheilen find, ferner wenn das Griminalgericht 
der Hauptverhandlung die BVertheivigung für erforderlich erachtet 
und wenn der Angeklagte minderjährig ift und der Water oder ber 
Vormund auf Beſtellung eines Vertheidigers anträgt. Ift dad Ver— 
brechen, wegen deſſen die Verweiſung erfolge, mit mehr als vier 
jähriger Arbeitöhausftrafe bedroht, fo tritt unbedingt die Verhaftung 
ded Angeklagten ein. 

Gegen dad Erfenntniß des Griminalgerichtd kann der Staatd- 
anwalt Berufung einwenden, wenn daſſelbe auf Einftellung wegen 
ungenügenver Verdachtsgründe oder wegen Mangeld eines anwend« 
baren Strafgefeßed lautet. Der Angeklagte kann Berufung einwen- 
den, wenn er behauptet, daß die That, wegen deren auf Verſetzung 
in den Anklageftand erfannt worden, keinem Strafgefege unterzus 
ftellen fei. Die Berufung geht, nad Verfchievenheit ver Välle und 
der Schwere des Verbrechens, an das Appellationdgeriht oder an 
das Oberappellationdgeridht. Außerdem kann noch von dem Staatd- 
anwalt und von dem Angeklagten die Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben 
werden: 1) wenn ein nicht zuftändiged Gericht in der Sadıe für 
zuftändig oder eim zuftändiged Gericht für nicht zuftändig angenom- 
men wurde, 2) wenn ein Staatsanwalt (ftatt ded Privatanflägers) 
aufgetreten ift oder umgefehrt, 3) wenn gegen geſetzliche Vorſchrif⸗ 
ten gefehlt wurde, bei denen ausdrüdlich die Strafe der Nich— 
tigkeit angedroht ift, 4) wenn dad Gericht, welches die vorige Ents 
fheidung ertheilt Hat, nicht gehörig befeßt war. Lieber die N. 2. 
entfcheivet dad Oberappellationdgericht. Die Entſcheidung veffelben 
ift für die Eriminalgerichte, ‚ven Gerichtshof (alſo für die bei 
der Hauptverhandlung erfennenden Gerichte) und bad 


Don Schwarze. 117 


Appellationdgeriht maaßgebend. Nichtigkeiten aus den unter N. 1, 
3, 4 aufgeführten Gründen, wegen welcher feine Beſchwerde ers 
hoben wurde, follen als durch Verzicht befeitigt angefehen werben, 
wogegen Nichtigkeiten au den unter Nr. 2 angegebenen Gründen 
aud) noch gegen dad Enverfenntniß geltend gemacht werben können, 

Weicht ein Verweifungderfenntnig in ver Bezeichnung des 
Verbrechens und des Strafgefeßed von der Anklageſchrift ab, fo 
fann der Staatdanwalt die Anflagefchrift abändern. Derfelbe forte 
der Ungeflagte Eönnen auch „neu aufgefundene Zeugen und Sach— 
verfländige” nachbringen. Ueber die Zulaffung derfelben, fo wie 
der aberfannten und auf eigne Koften geftellten Zeugen und Bes 
weismittel entfcheidet das Gericht der Hauptverhandlung, welched 
offenbar unerhebliche Beweißmittel nicht zulaffen foll. 

Die Beſtimmungen wegen Vorbereitung der Hauptverhandlung 
bieten nichts Beſonders. Die Abhaltung eined Verhoͤrs des An- 
geflagten durch den Vorſitzenden (vor der Hauptverhandlung) ift 
in dad Ermeflen des Lebteren geftellt. Erfcheint ein gehörig vorge» 
lavener Angeklagter nicht, fo kann die Verhandlung vertagt oder 
auch wider ihn in contumaciam verfahren werden. Daffelbe gilt, 
wenn er ſich vor dem Schluffe der Verhandlung entfernt, es wäre 
denn, daß die Entfernung nad) der DVernehmung erfolgte, was der 
Bortfegung und Beendigung der Verhandlung nicht hinderlich fein 
fol, Bei dem Außenbleiben des vorgeladenen Vertheidigers joll, 
wenn nicht für einen Stellvertreter geforgt ift oder bez. geforgt 
werden kann, Vertagung eintreten, ohne daß dad Geſetz einen Uns 
terfchied nad der Schwere des Verbrechend macht. Dad Aufen- 
bleiben des Privatanflägerd gilt als Verzicht. 

Die Hauptverhandlung if öffentlich, ausgenommen bei Münze 
verbrechen oder wenn Gefährbung der Sittlichkeit zu befürchten if. 
Der geheimen Sigung können richterlide Beamte ıc., fo wie mit 
Erlaubniß des Präflventen auch andere Perfonen beiwohnen. Der 
Staatdanwalt trägt den Gegenftand der Anklage fürzlih vor, wo» 
gegen die Anklage felbft nur auf Verlangen des Staatdanwaltes 
vorgelefen und von dem Vorſitzenden nur ver weſentliche Inhalt 
des Berweifungderfenntniffes verlefen wird. Erft nunmehr erfolgt 
der Aufruf ver Zeugen und Sachverſtändigen und die DVerweifung 
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berfelben in dad Zeugenzimmer. Bei der Berveidaufnahme werben 
zuerft die von dem Staatsanwalt und dann die von dem Angeflag« 
ten angegebenen Beweidmittel vorgeführt. Die Reihenfolge der ein- 
zelnen Bemweidmittel beftimmt der Vorfigende. Die Zeugen werden 
einzeln abgehört, Tönnen jedoch gemeinfam berwarnt und vereivet 
werben. Die Bereidung erfolgt vor oder nach der Abhdrung. Bei 
den ſchon in der Vorunterſuchung vereideten Zeugen genügt die Ver« 
weifung auf ben geleifteten Eid. Der Vorfigende kann den Anges 
flagten während der Abhörung eined Zeugen abtreten Taffen und 
hat ihn nur „kürzlich“ von dem in feiner Abweſenheit Ausgeſagten 
in Kenntniß zu feßen. Der Staattanwalt und der Angeklagte kön— 
nen an den Zeugen Bragen durch den VBorfigenden richten; 
diefer kann ihnen auch die unmittelbare Fragftellung geftatten. Der 
Angeklagte und ber Staatdanwalt Fönnen verlangen, daß einzelne 
Zeugen, unter Entfernung der übrigen, allein oder in Gegenwart 
andrer beftimmter Zeugen abgehört werden. Soweit nicht die Bor« 
Iefung der früheren Zeugenausfagen ſchon durch dad Verweiſungs— 
erfenntniß nachgelaſſen ift, joll in ver Regel mündliche Bernehmung 
ftattfinden, audgenommen wenn die Zeugen immitteld verftorben, ihr 
Aufenthalt unbekannt ift oder der Vernehmung erhebliche Hinders 
niffe entgegenftehen. Beugen, die Fraft bideretionärer Gewalt des 
Vorfigenden befragt worden find, Eönnen felbft dann mit dem Zeus 
geneide belegt werden, wenn wegen Erhebung biejer neuen Bewveids 
mittel eine Vertagung eingetreten war. 

Bei dem Erfenntniffe entfcheivet „die freie, aus der gewifjen« 
haften Prüfung gewonnene Ueberzeugung” der Richter. Ber 
ffimmte Beweidmittel fennt dad Geſetz nit. Die 
Richter find dagegen an die etwaige frühere Enticheidung des 
Oberappellationdgerichts in Betreff des Nechtöpunfts gebunden. Eine 
Breifprehung von der Inftanz gibt ed nicht. Der Freis 
geſprochene kann wegen befjelben Verbrechens, vorbehaltlich der Bes 
fimmungen über die Wiederaufnahme nicht wieder in Anklage ge= 
nommen werben. Kommen Nova vor, jo kann dad Gericht fein 
Erfenniniß auf fie ausdehnen, dafern nicht die fragliche Handlung 
dadurch zu einem Verbrechen wirb, welches die Competenz des Ge— 
richts überfchreitet; in Diefem Falle bevarf es ver Zuftimmung bes 
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Angeklagten. In Bällen, wo ein geringeres Vergeben ⁊c. fi her 
ausftellt, muß die Aburtbeilung erfolgen. Dem Urtbeil find bei 
Strafe der Nichtigkeit Entfcheivungdgründe auch über die That- 
frage beizugeben. Uebrigend hat dad Gericht ein ausgedehntes Necht 
der Bertagung. Bei mehreren Angeklagten, von denen einzelne ab» 
weiend find, kann eine Aburtheilung ver letztern nicht erfolgen, 
wohl aber die Aburtheilung der Erfchienenen vorgenommen und mit 
der dießfallſigen Beweisaufnahme eine vworforgliche Beweisaufnahme 
bezüglich der Abwefenden verbunden werden. 

Die Enverfenntniffe fönnen mit der Nichtigkeitsbeſchwerde und 
mit der Berufung angefochten werden, Die Nichtigfeitäbes 
ſchwerde ift zuläflig, wenn das urtheilende Gericht nicht gehörig 
befegt war, oder wenn der St. A., bezüglich der Privatanfläger, nicht 
berechtigt erfchien, den Strafantrag zu ftellen und eine Entſcheidung 
des O. A.G. hierüber noch nicht ertheilt war; wenn Vorſchriften 
verlegt wurden, deren Beobachtung ausdrücklich bei Strafe der 
Nichtigkeit angeordnet iſt; wenn widerrechtliche Beichränfungen in 
Durchführung der Anklage oder Vertheivigung vorfamen ; oder wenn 
wider eine von dem O. A.G. früher gegebene Entfcheidung erfannt 
worden, Der St. kann zu Qunften des Angeflagten vie Nich— 
tigfeitöbefchwerde nicht einwenden. Nichtigfeiten bei der Vorberei⸗ 
tung der Hauptverhandlung müffen noch vor dem Beginne ver letz⸗ 
teren geltend gemacht und Nichtigfeiten während der Hauptverhand⸗ 
lung, welche dem Betheiligten nicht verborgen bleiben Fonnten, noch 
vor dem Erkenntniſſe gerügt worden. Die Verhandlung vor dem 
D.A.G. ift öffentlich. Jedoch wird der Angeklagte nie perfönlich 
geladen, jondern an deſſen Stelle fein Vertheidiger, der ihm nöthie 
genfalld zu beftellen ifl. Die Gegenwart des Befchwerbeführerd und 
defien Gegnerd im Termine ift nicht nörhig. Das O. A.G. erkennt 
im Balle ver Erhebung der Anklage durch einen Nichtberechtigten 
auf Freifprechung, in den übrigen Fällen aber auf nohmalige 
Hauptverhbandlung und Entſcheidung durch daſſelbe Ges 
siht. ine fofortige Entfcyeidung in ver Hauptſache, wo eine noch⸗ 
malige Verhandlung nicht nöthig ift, geflattet dad Geſetz dem 
O.A.G. nidt. 

Gegen Endurtheile ift Appellation nur zuläffig: I) wenn 
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die in Brage ſtehende That in Folge unrichtiger Gejehanwendung 
für ein Verbrechen, bezüglich für Fein Berbrechen erachtet, ober 
einem hierauf nicht anwendbaren Geſetze untergeftellt, oder auf eine 
unzuläffige Strafart oder über oder unter dad geſetzliche Strafmaaf 
erfannt wurbe, fowie in Bezug auf die Entfheidung wegen privats 
rechtlicher Anfprüche und der Koften Wegen angenommenen 
oder nicht angenommenen Beweiſes findet Feine Ap— 
pellation Statt. Die Appellation fteht dem Angeflagten und 
dem Staatdanwalte oder dem Privatankläger, einem Jeden fo weit 
das Endurrheil ihn berührt oder dem Gegner zum 
Vortheile gereicht, zu. ine fperielle Angabe der Beſchwerde⸗ 
puncte ift bei der Nichtigkeitöbefchwerbe, nicht aber bei der Berufung 
nothwendig. Bei Verbrechen ver erften (jchweren) Claſſe geht die 
Berufung an dad O. A.G., bei den ber zweiten an dad A.G. Die 
Verhandlung ift öffentlih. Der Angeklagte fol hierzu nur dann 
perfönlich vorgeladen, bezüglich vorgeführt werden, wenn das O. A. G. 
es für angemeffen erachtet oder der Angeflagte ed ausdrücklich ver 
langt. Aufferdem wird nur ber Bertheidiger geladen. Im Falle 
des Auffenbleibend wird nichts beftoweniger verhandelt und ent- 
fehieden. Die Verhandlung befchränft fih auf die gegenfeitige Aug: 
führung und Widerlegung der geftellten Anträge. Iſt auf Todes— 
over Tebenslänglihe Zuchthausftrafe erfannt worden, fo bat das 
Obergericht von Amtswegen, auch ohne Berufung, zu prüfen, ob 
ein Appellationdgrund zu Gunften des Verurtheilten vorliege, und 
eintretenden Bald demgemäß das Erfenntniß abzuändern. — Ein 
zweitgerichtliches Erfenntniß kann mit der Nichtigkeitöbefchwerde we⸗ 
gen neuer, erſt in der Appellationsinſtanz begangener Nichtigfeiten 
angefochten werben. 

Die Wiederaufnahme einer durch Enderfenntniß entfchie- 
denen Unterfuhung Fann gegen den Angeflagten, beziehendlich auch 
Berurtbeilten nachgefucht werden, wenn durch eine Fälſchung ac. 
dad dem Angeklagten günftige Erfenntniß herbeigeführt wurde und 
über viefelbe bereitd ein gerichtliches Strafurtbeil vorliegt; wenn der 
Angeflagte fpäter gerichtlich oder auflergerichtlich ein Geſtändniß 
abgelegt Kat; und wenn fpäter andre Perſonen wegen befielben 
Verbrechens verurtheilt worden find und ſich bei Diefer Gelegenheit 
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Beweismittel ergeben haben, welche vie Ueberführung des Freige⸗ 
fprochnen als Mitfhuldigen (bezüglih vie Beftrafung nach einem 
bärteren Strafgefege) herbeizuführen geeignet find. Ein verur— 
theilter Angeflagter fann die Wiederaufnahme verlangen, 
wenn er darthut, daß Beweidmittel, vie gegen ihn vorgebracdht und 
(bei Urkunden) berüdfichtigt wurden, verfälfcht, meineidig ac. ge= 
weſen, oder wenn er neue Thatfachen oder Beweismittel vorbringt, 
welche allein oder in Verbindung mit früher erhobenen Beweijen 
geeignet find, feine Breifprehung herbeizuführen over feine That 
als ein nach einer anderen und gelinderen Strafbeftimmung zu bes 
urtheilended Verbrechen darzuftellen, Ueber ven Antrag entjcheivet 
dad Griminalgericht, gegen deſſen Entſcheidung Recurs an das andre 
Eriminalgericht zuläflig ift. 

Das Verfahren vor dem Einzelrichter ift ein abgefürztes, 
ohne Mitwirkung der St. A. Bei den allein oder wahlweiſe mit 
Geldftrafe beprohten Vergehen kann der Angefähulvigte bei Strafe 
det Eingeftänpniffes vorgeladen werben. Ebenſo ift bei Defrauda— 
tionen und bei ven übrigen Vergeben, dafern bei Iegteren Die An— 
zeige einer verpflichteten Perfon auf Grund eigner Wahrnehmung 
vorliegt und ein Grund zur Vorführung oder Verhaftung ded Ans 
geihuldigten nicht vorhanden ift, ein, der befannten Vorſchrift des 
Preufliihen Geſetzes nachgebildetes Mandatöverfahren eingeführt. 
Es hängt von dem Ermeflen des inzelrichterd ab, ob er fofort, 
oder erft nach weiteren Unterfuchungsfchritten in einer Vorerörterung 
einen Tag zur Verhandlung anfegen will. Die leßtre, zu welder 
der Zutritt geftattet ift, fomeit es die Räumlichkeit des Gerichts— 
zimmers erlaubt, erfolgt in dem Maafe, daß der Angefchuldigte ver 
nommen, die Beweife vorgeführt, der Angefchuldigte und fein etwa 
mitgebrachter Bertheidiger gehört werben, und zuletzt das Grfennt- 
niß durch den Einzelrichter gefällt und eröffnet wird. Gegen dafs 
felbe fteht dem AUngefchuldigten fowohl vie Nichtigfeitäbefchwerde, 
als auch, und zwar nad allen Richtungen Bin, insbefon- 
dere aud Wegen angenommenen Beweiſes, das Rechts- 
mittel der Appellation zu, über welche das Griminalgeriht in öf— 
fentlicher Sigung entfcheivet. Der Appellant kann neu aufgefundene 
Bemweiömittel anzeigen, deren Herbeifchaffung, wenn ſie nicht 
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offenbar unerheblich find, das Eriminalgericht anorbnet. Daffelbe 
kann auch von Amtswegen die nochmalige Vorführung folder Be 
mweidmitttel anorbnen, welche bereitd in der Kauptverhandlung 
gebraucht worden find. Gegen die Entſcheidung des Grim.Gerichts 
ift die Nichtigkeitsbeſchwerde zuläflig. 

Dad Geſetz enthält in einem befondern Gapitel Vorſchriften 
über dad Berfahren bei Chrenfränktungen, Es findet bei ihnen 
(auf den Antrag des Verletzten) ein contradietorifches Verfahren 
zwifhen dem Verletzten und Bezüchtigten in einem befondern Ter⸗ 
mine, unter Zulaſſung fämmtliher Beweismittel für beide Theile, 
indbefondere auch des Eidesantrags, Statt. Auch kann das Gericht (bis 
zu ſechswöchiger Gefängnißftrafe der Einzelrichter, der im Falle, daß 
eine höhere Strafe angemefien erfcheint, die Sache an das Erimi- 
nalgeriht gibt) auf Beltärfungd -» und Heinigungsd= Eid erfen- 
nen. Die Deffentlichkeit des Termines fällt weg, wenn der Belei- 
digte es verlangt. Geſtändniß, Eid oder Eideiverweigerung bes 
gründen vollftändigen Beweis ver dabei fraglichen Thatſachen nah 
den Regeln des Civilproceſſes. 


Die Strafvollſtreckung erfolgt von Amtswegen durch bie 
Berichte. Die Todedftrafe wird durch das Beil in einem umfchlofs 
fenen Raume bei befchränfter Deffentlichfeit an dem Deliquenten 
vollzogen. 

Koften Hat der Angefchuldigte im Balle der Freifprehung 
oder der Einftellung der Unterſuchung nur foweit zu bezahlen, als 
er fle durch eigentlich wifjentlich falfche Angabe oder durch Fahrs 
Täffigfeit oder „jonft durch ungehöriged Berhalten“ verurſacht hat. 
BVertheivigungdgebühren vergütet der Staat nur den im Herzogs 
thume angeftellten Anwälten und nur fofern dergleichen bei einer 
Hauptverhandlung vor dem Gerichtähofe und ven Griminalgerichten 
erwachjen find und der Vertheidiger „nem Angeklagten ohne feinen 
Antrag levigli von Amtswegen beftellt worden war.“ 


Der Anfhluß des Befhädigten an dad Straf 
verfahren iſt geftattet. Don den hierher gehörigen Beftimmuns 
gen heben wir zum Schluffe folgende heraus: Der Beichäpigte, 
defien Anfprühe in dem Straferfenntnijfe ganz oder theilweife ala 
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„unſtatthaft“ aberfannt worden find, fann nur hiergegen ap« 
pelliren, wenn von dem Angeflagten oder dem Staatsanwalt in 
irgend einer, wenn aud die priwatrechtlichen Anſprüche nicht bes 
rübrenden Beziehung appellirt worden ifl. Die Einwendung einer 
folhen Nebenappellation fchließt jede weitere Betretung des Civil— 
wegs aus, Allein, aud wenn er fich einer folden Hauptappellas 
tion nicht anfchlieft, Tann er feine Anſprüche nicht auf dem Civil— 
rechtswege geltend machen, wohl aber dann, wenn er in Erman- 
gelung eined Hauptrechtämitteld nicht appelliren kann. Die Erbes 
bung einer Givilflage entzieht die Befugniß, auf die im Gtrafvers 
fahren vorliegende Entſcheidung zurückzugeben, indem die letztre 
nunmehr als nicht erteilt anzufehen fei. Sind endlich die Schä— 
denanfprühe „nur wegen Mangeld genügender Beſcheinigung zus 
rückgewieſen worden,“ fo fol ihm die Geltendmachung derfelben 
im Givilproceffe in allen Bällen zuftehen. — 


Berichtigung. 
Band I. S. 408 3. 20 ftatt „eibliche” Teje man „rebliche”. 


X. 


Ueberſichten aus dem franzöfifhen Rechtsleben. 


Bon Dr. Julius Kevita in Paris, 


Seit Tange waren die Anſichten der franzöſiſchen Gerichte nicht 
in einem ſolchen Gonflicte mit einander, als bei Gelegenheit ver 
Entfcheidung über das Bortbeftehen oder die Aufhebung ber von 
den Affecuranzgefellichaften vor der Vermehrung bed activen Con— 
tingentd der Armee abgefchloffenen Stellvertretungsverträge Wir 
haben in unfrem Testen Berichte vorübergehend von diefer Frage 
gehandelt, und haben auch heute feinedwegd die Abficht, tiefer im 
die Einzelheiten der bei der Löfung dieſer Brage zu berüdfichtigenven 
Gefidhtöpuncte einzugehen. Wir mollen indeffen von den fo wider- 
ftreitenden richterlichen Urtheilsſprüchen diejenigen herausgreifen, 
welche von dem bedeutendften practifchen Gewichte find. — Nach— 
dem daß Gericht der erften Inftanz von Paris fich gegen die Affe 
euranzgefellichaften erflärt und die von Lebteren abgeſchloſſenen 
Stellvertretungdverträge, troß ver nad der erften Feſtſetzung des 
Eontingentd bejchloffenen Vermehrung der Zahl der zum activen 
Dienfte zu berufenden Conferiptionspflichtigen, als fortwährend güls 
tig und wirffam erfannt bat; nachdem das Handelsgericht von 
Parid von dem mehr practifch comerziellen Geſichtspunkte aus zu 
derſelben Anſicht, ald die juriftifhen Fachmänner des Eiviltribunals, 
gelangt war, erfolgte ein Urtheil des Appellhofes von Paris, worin 
die entgegengefeßte Anficht audgefprochen wurde. Nach der Anficht 
des Appellhofes ift die Baſis der urfprünglichen zwifchen dem Con— 
feriptiongpflichtigen und der Affecuranzgefellfchaft abgefchloffenen Ber: 
traged feit der Vermehrung des Gontingentes® vollftändig geän— 
dert, und demzufolge find die Elemente aufgehoben, auf welchen 
der ganze Vertrag beruht. Der Appellhof von Douai iſt nicht 
diefer Anſicht; derfelbe interpretirt einen aleatorifchen Vertrag und 
die aus demfelben folgenden Gonfequenzen in einem andern Sinne. 
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Ebenfo der Appellhof von Orleans, welcher in einem mit befonberer 
juriftifher Schärfe motivirten Urtheile ausgeſprochen hat, daß bie 
Vermehrung ded Gontingentd keineswegs eine force majeure fei, 
weldhe die Gontrabenten nicht hätten vorausjehen können, fonvern 
daß diefelbe eine „mesure regulitre prise par l'auto- 
rite dans la limite de ses attributions,* und der Ap- 
pellhof von Orleans confiderirt weiter „que si par l’appel 
„un contingent plus consid£@rable la loi a aug- 
„mente les charges de l’assureur, c’est une des 
„suites de la nature al&atoire de ces sortes de 
„eontrats.“ Die Gefellihaften hätten befier die Gränzen ihrer 
Verpflihtungen beflimmen müflen, um kon den natürlichen und 
nothiwendigen Gonfequenzen einer an einen aleatorifchen Vertrag 
gefnüpften Verbindlichkeit befreit zu werden. — Es wird in dieſem 
Conflicte der Anfichten die Entfcheidung wohl in der nächften Zeit 
dem Gaffationdhofe devolvirt werden. Fraglich ift es indeſſen, ob 
ver höchfte Gerichtähof, welcher befanntlih nur über practifche Nich— 
tigfeiten und materielle over formelle Geſetzesverletzungen zu erfennen 
bat, nicht die Entfcheidung der ftreitigen Srage auf das Terrain der 
Thatfahen und der richterlihen fouveränen Appreciation des Ay 
pellhofed verweift, und defhalb die Richter ver chambre des 
requötes den Parteien die Thüre der chambre eivile fließen 
werden. — 

Um von den Affecuranzprocefien, welche in ven letzten Tagen 
auf der Tagesordnung der brennenden politifchen Neuigkeiten figus 
rirten, auf andere intereffante Ereignifie des palais de justice übers 
zugeben, jo erwähnen wir zunächft einen in den legten Tagen ver= 
handelten Eivilproceß, worin es fih um die Aufrechthaltung oder 
Vernichtung eined Legates im Betrage von 17 Millionen handelte. 
Der von dem Erblaſſer eingefehte Legatar, deſſen Rechte von den 
geſetzlichen Erben bekämpft wurden, war der fechöjährige Sohn des 
Dienerd des Teftatord. Die Meffen, welche ihre Hoffnungen durch 
einen jehr unerwarteten Goncurrenten zerftört fahen, ſchuldeten ven 
Erblaſſer ded Wahnfinnes an, was fie aus verfchiedenen Thatjachen 
zu beweifen fuchten und erklärten die fo auffallende Wahl eines 
Univerfallegatard in ber Perfon des Kindes des Dienerd durch die 
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zwiſchen dem Teſtator und dem Kinde angeblich beſtandenen eng es 
ren Verbindungen: weder das Civiltribunal, noch ver Appellhof 
haben die das Andenken des Verſtorbenen ſo ſchwer kränkenden und 
ſchändenden Thatſachen für begründet angenommen, und die Quali— 
tät des Univerfallegatard für den fo beträchtlichen Betrag wurde von 
den Gerichten beftätigt. — Im den Procefien der bezeichneten Art, 
mo ed fih darum handelt, die heiligften Interefien um eined mas 
teriellen Vortheils willen zu opfern, zeigt ſich gar oft die Frivolität 
und Leichtigfeit einer gewiſſen Maſſe ver franzöftfchen Gefellfchaft. 
Die Parteien und ver Advocat haben mit Faltem Blute das Bild 
eined Manned entworfen, welcher, wenn vie Ihatfachen wahr find, 
die ganze Familie ſchändet, und um zu einem materiellen Bortheile 
zu gelangen, baben es nahe Verwandte nicht verfchmäht, mit den 
vagſten Anfchuldigungen das Andenken eined Berftorbenen zu bes 
flecken. Die Gerichte find indeflen ſehr firenge in der Beurtheilung 
folder Proceffe; und wegen einer unbeftimmten Thatſache laſſen fte 
nicht dad Werk eines legten Willens zerftören. — 

In den leßten Tagen wurden an dem Appellhofe häufig bie 
iflüftren Namen Salignae und Fönelon genannt. Bei dem Appell 
hofe von Paris wurde die Frage verhandelt: wer heute biefen in 
der Gefchichte des franzöftfchen Adels fo gefeierten Namen zu tragen 
dad Recht habe. Die Plaivoirien von Paillete und Chaix-d’Est- 
Anges gaben den Verhandlungen ein befonvered Intereffe. Die bes 
rühmten Advocaten haben die Gefchichte des Adels viefer Bamilien 
durch Jahrhunderte hindurch verfolgt, und ift jener zu dem für feine 
Partei günftigen Mefultate gelangt. Gin franzöfifche® Gericht muß 
in diefem Balle wieder einmal, feit lange, die Fragen der Adeld- 
probe entſcheiden. — 

In derfelben Sigung, in welcher der Appellhof zwiſchen zwei 
Goncurrenten um einen berühmten Namen zu enticheiden Hatte, 
hatte verfelbe zwijchen zwei Goncurrenten, welche beide eine einen 
befannten Namen tragende Frau als ihre Tegitime Ehefrau recla- 
mirten, zu erfennen. Die beiden Goncurrenten der leßteren Art 
tragen wenig berühmte Namen ; ver eine ift der Wirth eined großen 
parifer Gaſthofs, der andere ein Kaufmann aus der Eity vom Lon⸗ 
don. Die von dem Letzteren reclamirte Grau ift eine Schwägerin 
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des Fürſten Ghika, defien Briefe in dem Proceſſe eine wichtige 
Molle ſpielten. Das Gericht vernichtete die in Paris mit dem Gaft- 
wirthe abgefchloffene Ehe, und nach dem, namentlich in Ehefachen, 
anwendbaren Grundfage „potior tempore, potior jure* wurde der 
Engländer ald der mehr refpective allein Berechtigte erftärt, 
wenn die Ehe auch in ven laxen Formen der englifchen Geſetze und 
Gebräuche abgefhloffen war. Diefer Eivilproceß wird norausfichtlich 
einen fchwereren, einen Griminalproch, zur Bolge haben. Die 
Berwandte ded Fürften Ghika wird vor dem Aflifenhofe fih gegen 
die Anklage der Bigamie zu vertheidigen haben, und für Ihre Nei— 
gung zu dem parifer Gaftwirthe vielleicht die fo ſchwere Strafe des 
Art. 340 ded Code pénal büßen müffen. — 

Da ich gerade einige durch ihre tharfächlichen Verhältniſſe in« 
tereffanten Bälle erzähle, fo will ih noch eined Proceffed gedenken, 
welcher namentlich das Interefie der hommes de lettre erregte. 
Ein Beuilletonift eines größeren politiihen Blattes flellte eine Klage 
gegen den befannten Luſtſpieldichter Seribe wegen Verlegung bes 
literarifhen Eigenthbumd an, darauf gegründet, daß ein von dem 
Kläger in einem Beuilleton behandelter Roman ohne Zuftimmung 
ded Autord zu einem Lufifpiele verarbeitet und benußt worden fei, 
Bei der Verhandlung der Sache ergab es fih, daß die Klage feis 
neswegs darauf gegründet fei, daß ein ausführlicher Roman in bie 
Borm eined Luftfpield gebracht worden fei, etwa wie ein befannter 
Auerbach'ſcher Roman feiner Zeit in ein Birch Pfeiffer'fches Drama 
verwandelt wurbe; die Behauptung des Klägers reducirte ſich darauf, 
daß bloß dad Süjet, oder die leitende Idee, melde in einem flies 
genden Zeitungsblatte von ihm kurz vargeftellt worden fei, zu einem 
Luſtſpiele umgearbeitet worden ſei. Die ganze Arbeit, welche die 
Grundlage ver eontrefacon gebildet haben foll, beſtaud nur aus 
wenigen Linien. — Der Kläger ftellte dad Intereffante und Neue 
feined Süjetsd dar und wußte in der That dad Gericht während 
einiger Minuten mit der Geſchichte eined Evelibateurd zu fefleln, wel 


er dem Schickſale die Entfcheidung der Trage überläßt, ob er eine — 


son ihm bewunderte Frau heirathen fol, indem er zwei Briefe, 
den einen bejahenden und den andern nerneinenden Inhalts, verfaßte 
und feinem Diener einen biefer beiden (ohne indeflen zu wiſſen 
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welchen) zur Beforgung übergibt. Der Autor fchildert namentlich 
meifterhaft Die Scenen der Unrube eine® Hageſtolzen, welder 
während 24 Stunden nicht weiß, ob er verlobt oder ledig iſt Dem 
Gerichte wurde die delifate Aufgabe, vie Frage des Werthes dieſes 
Nomans zu Iöjen, dadurch abgenommen, daß ver Bellagte den Bes 
weis lieferte, daß Dad gepriefene Sujet bereitd von mehreren Ro— 
man⸗ und Auftfpielvichtern vor dem Kläger bearbeitet worden fei 
und daß dasſelbe demzufolge Tängft ind domaine publie überge- 
gangen fei. Wir Haben nicht nötbig zu bemerken, daß dad Gericht 
die Klage ald unbegründet abgemwiefen hat. — 

In den lebten Tagen ift ein Bericht ded Minifterd des In 
nern an den Kaifer über den Zuftand der verfchievenen Strafans 
ftalten erſchienen. Seit dem Jahre 1852 hat ver Minifter des 
Innern größere ftatiftifhe Arbeiten über die Organifation ver 
Strafanftalten in Angriff nehmen laffen, und zugleich verordnet, 
das alljährlih ein Bericht über das Reſultat derfelben veröffentlicht 
werden folle. Der und vorliegende Bericht ift ber erfte, welder 
auf Grund der neueren ftatiftifchen Arbeiten und der von allen 
Seiten her gefammelten Dofumente erfchienen iſt. Der Bericht, 
welcher soll von intereffanten Ginzelnheiten ift, hat vor Allem das 
Verdienſt, aufrihtig und treu die zahlreichen Lücken und Schattens 
feiten des gegenwärtigen Zuſtandes der Gefängniffe varzuftellen, 
und große Mittel anzudeuten, durch welche ven Mängeln zum 
Theil abgeholfen werde. Der Minifter formulirt am Ende feines 
Berichtes die verfchiedenen Punkte, worauf ‘die Neformbemühungen 
namentlich zu richten find. Hiernach muß die Zahl der Strafan- 
ftalten vermehrt, die innere Difeiplin in den Gefängniffen fefter 
geregelt, für da® Loos der jungen Gefangenen (jeunes detenus) 
wirfjamer geforgt und namentlih müflen die Departementalgefäng« 
niffe beſſer georbnet und organifirt werden. Der Minifter fpricht 
fich gegen das Gellulairfuftem aus, deſſen praftifche Inconvenienzen 
man empfunden babe, und empfiehlt ein Syſtem einer Gemein- 
ſchaft, bei welchem invefjen Die Gefahren ver promiscuite vermies 
den würden. Schließlich dringt der Minifter auf eine genaue Bes 
forgung und ftrenge Ueberwachung der Rechnungsverhältniſſe, welche 
namentlich dadurch verwidelt find, daß die Ausgaben in gewiſſer 
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Beziehung zwiſchen dem Staate und den Departementen getheilt 
ſind. 

Gehen wir ganz kurz auf einige Einzelnheiten dieſes Berichtes 
ein. Der Bericht iſt in drei große Kategorien abgetheilt, die erſte 
handelt von den maisons centrales de force et de cor- 
rection, bie zweite von den Anftalten für jugenvlihe Gefangene 
und endlich die dritte von den maisons d'arrôt, de justice 
et de correction. Zum Berftändniffe diefer dem gegenwärtigen 
Zuftande der verfhlebenen Stufen ver Gefängniffe entſprechenden 
Eintheilung bemerken wir, daß die maison centrales de 
force et de correction für diejenigen beftimmt find, welche 
zur Strafe der Recluſion oder zur Strafe ver Einfperrung für 
länger als ein Jahr verurtbeilt wurben; ferner find diefelben für 
Brauen und für Greife von 70 Jahren beftimmt, welche zur Strafe 
der Zwangdarbeiten (Travaux forcés) verurtheilt waren. Die für 
jugendliche Verbrecher beflimmten maisons de correction vertreten 
die ordentlichen Strafanftalten für diejenigen, welche vor zurüdges 
legtem 16ten Jahre verurtheilt wurden (art. 66. 67 et 68 Code 
p£nal). 

Die maisons d’arr&t et de justice find für die Prä- 
ventinhaft beflimmt und dienen zum Unterfommen für die in ber 
Vorunterfuhung begriffenen Indivivuen. Die maisons de cor- 
rection vienen für die zu einer Gefängnifftrafe, deren Dauer ein 
Jahr nicht überfteigt, Verurtheilten. — 

Die Gefammtzahl der maisons centrales beläuft fih auf 21; 
biefelbe enthielten während ded Jahres 1852 im Ganzen 16763 
Sträflinge. Die Ihatfahe, daß von dieſer letztern Anzahl 9999 
ded Lefend und Schreibens unfundig find, beweift den wirklich trau- 
rigen Zuftand, in welchem fih in vielen Gegenden Frankreichs ver 
Bolköunterricht befindet. Dagegen conftatirt ver Minifter, daß, 
während ihrer Haft, 5230 Individuen leſen und fohreiben, und 
3202 bloß leſen Iernten. — Die Zahl der in den maisons cen- 
trales erfolgten Todesfälle beläuft fih auf 6%,; im Ganzen kamen 
nur 8 Selbſtmorde vor. — Bon den in Haft befindlichen Perſonen 
wurden im Laufe ded Jahres 35%, in Breiheit gefeßt, eine Er⸗ 


fheinung, welche ver Berichterftatter für gefährlich al da nad 
Der Gerichtsſaal. Heft VIII. 1854- 
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den leßteren ftatiftifchen Nachmeifen von 100 ans ben maisons cen- 
trales Entlaffenen 37 vor Ablauf von 5 Jahren wiederum vor bie 
Strafgerichte verwiefen wurden. — 

Die Arbeit ift in den Strafanflalten, troß eines neueren Me» 
glements, melches wir bereitö zu befprechen Gelegenheit hatten, erft 
unvollftänbig organifirt. In dem Berichte wird das tägliche Ber» 
bienft der in den maisons centrales Verhafteten zu zwei Gentim« 
men berechnet. In den Gorreftiondanftalten ift die Arbeit ebenfalls 
noch unvollftändig geregelt; denn von den 387 Gtrafanftalten Die 
fer Art ift nur in 39 dieſer Punft auf eine fefle und für Staat 
und Sträfling vortheilhafte Weile geordnet. — Der Minifter em« 
pfiehlt neue Anordnungen, zufolge deren das Intereffe an der Are 
beit, um dem Arbeiter den nötbigen Impuld zu geben, zum Bor» 
theile des Teßteren vermehrt werden muß. — 


Die zur Aufnahme der Unterfuchungdgefangenen und ber zu 
einer Gefängnißftrafe unterhalb eines Jahres Verurtheilten beftimms» 
ten Strafanftalten belaufen fih im Ganzen auf 387. Seit dem 
Geſetze vom 3. April 1811 wurden die Gebäude dieſer Gefängniffe 
den Departementen zum Eigenthum überlaffen, dafür indeſſen letz⸗ 
tere verpflichtet, die Koften der Unterhaltung zu beftreiten. Die 
Departemente erfüllen, dem Berichte zufolge, nur fehr unvollftändig 
die ihnen auferlegte und von ihnen übernommene Verpflichtung; 
der Bericht drückt fih in diefer Beziehung aljo aus „soixente 
seulement realisent comp!&tement le voen de la loi en ce qui 
concerne la division des categories.“ Dazu fömmt, daß vie 
Statiftif der Departementalgefängnifle deßhalb unvollſtändig ift, weil 
die meiften Kleinen Anftalten diefer Art Feine hinreichend fähige 
Beamten zur regelmäßigen Führung der Bücher befiten. — Der 
Bericht gebt in bejondere Einzelnbeiten in Betreff ver Gefängniffe 
der Stadt Paris ein. Die Geſammtzahl derfelben beträgt 8; 
(außer ver Strafanftalt für jugenpliche Verbrecher und der Anftalt 
zum Unterbringen von Bettlern, Villers- Cotterets) vier derfelben, 
Mazas, das depöt des condamn@s, Madelonnettes et St, Pelagie 
find für Männer und St. Lazar für Frauen beftimmt. Die 
Conciergerie dient für die Interfuhungägefangenen, die Anftalt von 
St. Denis für die in Folge einer adminiftrativen Verhängung Vers 
bafteten und Clichy für die Sthulogefangenen. Wenn aud von 
biefen Ießteren Anftalten mehr im Detail gehandelt wird, ald von 
ben Departementalgefängniffen, fo finden wir dennoch, daß der Mir 
nifter nicht mit der Ausführlichfeit, welche die fo intereffanten Ein« 
richtungen der Kapitale verdienen, von leßteren gehandelt bat. — 


XI. 


Üeber den geſetzlichen Bwang, die Verträge fehrift- 
lid) zu errichten, 
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Geſetzgebungen einzelner Ränder gebieten bald vie fhriftliche, 
bald fogar die gerichtliche Errichtung der Berträge und drohen für 
die Nichtbefolgung ded Gebots bald Gelpftrafe, bald Nichtigkeit des 
Vertrags, bald laſſen fie nur den Beweis ded Vertrags nicht durch 
Zeugen, fondern Tediglih dur Urkunden und Eideszuſchiebung 
liefern. 

Auch das römische Recht hatte Formen ded Vertrags: allein 
mit Ausbildung ded Verkehrs erkannte man die Nothwendigkeit, 
dergleichen Hemmungen desfelben zu befeitigen; man erklärte theils 
durh das Civilrecht, noch mehr aber durch das prätorifche bie 
Pacta für klagbar und unfer heutiged gemeined Recht erkennt als 
Regel die Klagbarkeit aller Verträge ohne Bedingung einer gericht 
lichen oder fohriftlihen Form: nur einzelne Verträge machen sine 
Ausnahme. 

Die gerichtliche Errichtung der Verträge wird in einigen 
Provineialgefegen vorzüglich dann geboten, wenn der Gegenftand in 
liegenden Gründen befteht und wenn gleich als Grund des Gebotd 
gewöhnlih die Nothwendigkeit der Sicherung des Beſttzſtandes an 
Immobilien angegeben wird, fo ift dies doch nicht immer der Ball, 
oft Tiegt ein fißcalifches Intereffe, die Erlangung von Taxen für bie 
gerichtliche Errichtung, im Hintergrunde und wo dad Geſetz nicht 
die Ungültigfeit des Vertrags als Bolge der Unterlaffung der ger 
richtlihen Form erklärt, fondern nur Gelvftrafe oder gar Zahlung 
poppelter Taren verlangt, da braucht man nicht erft zwifchen den 
Zeilen zu leſen, ſondern es iſt offenbar, daß der Zweck des Ge» 
ſetzes mehr auf das Intereffe der Staatsfaffe, ald auf Sicherung 
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des Beſitzſtandes gerichtet ift. Indeſſen hat auch die neuere Legis— 
lation *) den richtigeren Weg gefunden: ber Hypothekeneredit, die 
Sicherheit der Abgabenerhebung und die Sicherung der Rechte 
Dritter fordern, daß dad Gigentfum und dingliche Rechte an 
liegenden Gründen durch Eintragung in öffentliche Bücher auffer 
Zweifel und Anfechtung gefet werden und dieſe Eintragung kann 
mit Zuverläffigkeit nur auf den Grund öffentlicher Urfunden ges 
ſchehen; allein daraus folgt noch nicht, daß rechtögültig abgefchlofiene 
Verträge über Eigenthum und dingliche Rechte an Tiegenden Grün- 
den auch unter den Contrahenten nicht gültig fein follten, 
bis fie gerichtlich oder vom Notar verbrieft find, im Gegentheil «8 
fordert die Natur eines Vertrags, daß er auch ohne öffentliche Be— 
urfundung und ohne fchriftliche Errichtung die Contrahenten 
binde und um zu Gericht oder zum Notar zu gehen und die Ver— 
briefung zu verlangen, wird die Eriftenz des Vertrags voraudge- 
fegt, welcher verbrieft werden foll **). 

Die [hriftliche (aufergerichtliche) Errichtung der Verträge 
ift es jet, welche in ver Regislation in Frage geftellt wird, und 
während Stimmen dafür ſich audfprechen, daß dad Geſetz bie 
Schriftlichkeit der Verträge ald in ver Regel nothwendig er- 
kläären folle, wollen andere Stimmen eine folhe Nothwendigfeit 
nicht nur nicht anerkennen, ſondern als fchädlihe Hemmung ded 
Verkehrs erklären. 

Wenn wir diefe Frage Hier erörtern, fo bemerken wir im 
Voraus, daß fo wenig wir zu denen gehören, welde dad, was 
außländifche Gefeßgebungen, namentlich die franzöftiche, enthalten, 
fhon um ihrer Quelle willen verwerfen, ebenfo wenig aber wir 
und denen anfchließen Fünnen, welche das Ausländifche und ins— 





*) Defterr. Notariatdordbnung vom 29. Nov. 1850. $. 3. Bayes 
riſches Tarregulativ vom 28. Mai 1852, $. 23. Großherz. 
Heffifches Gejek vom 21. Febr. 1852. Ermwerbung des Grund» 
eigentbumd mit Wirkung auf Dritte betr. 

*) Vergl. meine praftifchen Erörterungen aus dem Nechtögebiete, 
Seite 103 fg. u. 424 fg. Arndts in ber „Kritifchen Ueberſchau“ 
Band I. ©. 138 fg. ©. 369 fo. 
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befondere das Branzöftfche ſtets als Mufter preifen, es möglich 
bei und einzuführen fuchen und als Testen Grund ihres Streben 
anführen, daß man in Branfreih und in ven deutſchen Gebietsthei— 
Ien jenfeit8 des Rheins ſich dabei ganz behaglich fühle, mithin wir 
Deutſche und glücklich ſchätzen müſſen, das jenſeits Erprobte zu 
erhalten. Wir tadeln es nicht, wenn Die Franzoſen ihren Gefeß- 
büchern dad Lob beilegen, daß diefelben alle Probleme der menfch- 
lichen Bernunft gelöft haben und ihnen alle Fortfchritte des menfch- 
lichen Geiſtes und der Principien des Chriſtenthums zu Grunde 
liegen *)) wir wünſchen jevem Lande, jeder Megierung, jedem 
Volke Glück, wo Zufriedenheit mit den SInftitutionen, mit der Ges 
feßgebung und mit der Verwaltung herrſcht. Aber wir wahren 
auh und dad Recht, mit eigenen Augen zu fehen und zu verlan« 
gen, daß die Gefeße, welche und Deutfchen gegeben werben, unfrer 
Rechtsanſchauung, unfern Sitten, unfern Berfehröverhältniffen und 
unfern Gebräuchen entjprechen. 

Wir erörtern daher die vorliegende Frage im beutfchen In— 
terefje und werden und dabei nur von den Grundfäßen des Rechts 
und der Zweckmäßigkeit leiten laſſen. 

Die Gefeßgebungen, welche eine Nothwenvigfeit, die Verträge 
fchriftlich zu errichten, herbeizuführen die Tendenz haben, beruhen 
auf zwei verfhiedenen Syſtemen: 

Dad preußifhe Landrecht **) verordnet: 

„Ein jever Vertrag, deffen Gegenftand fih über 50 Thaler 

in Silber» Courant beläuft, muß fchriftlich errichtet werden.“ 
Bei Mieth⸗- und Pachtverträgen ift nad) dem Betrage des nerab» 
rebeten Pacht» oder Miethzinfes zu beftimmen, ob ein fchriftlicher 
Vertrag erforderlich fei ***) und wenn ver Mieth- Vertrag länger 
als ein Jahr dauern foll, fo gibt nur ver Betrag einer einjäh— 
rigen Miethe ven Maafftab zur Beflimmung, in wiefern ed eines 
fhriftlihen Contracts bebürfe 7). Die fhriftlihe Errichtung von 


*) Vol. Serichtd-Saal, Jahrg. 1854. Bo. I. ©. 309 fg. 
*) Allg. Preuß. Landr. Th. I. Tit. 5. $. 131. 141, 
ren, J. 21. $ 267. 

HER. aa. O. $. 268. 
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Verträgen, deren Gegenftand über 50 Thaler beträgt, ift eine zur 
Gültigkeit des Vertragd erforderlihe Form *), 

In anderer Art verfügt dad franzöſiſche Eivilgefeh- 
buch. Es rechnet die fchriftlihe Form der Berträge nicht zu den 
im Art. 1108 aufgeführten, zur Gültigkeit der Berträge gehörigen 
wefentlihen Erforderniſſen, fondern es verfügt Art. 1341: 

„Il doit être passe acte devant notaire ou sous signature 
„privee, de toutes choses exc&dant la somme ou valeur 
de cent cinquante francs, même pour depöts vo- 
lontaires; et il n’est regu aucune preuve par t@moins 
contre et outre le contenu aux actes, ni sur ce qui seroit 
allégué avoir &tE dit avant, lors ou depuis les actes, en- 
core qu'il s’agisse d’une somme ou valeur moindre de 
cent cinquante franes; — le tout sans präudice de ce 
qui est prescrit dans les lois relatives au commerce.“ 


Im Art. 1342 ift beigefügt: 
„La regle ci-dessus s’applique au cas oü l’action contient, 
outre la demande du capital, une demande d’interöts qui, 
reunis au capital, exc&dent la somme de cent cinquante 
francs,* 
Dad franzöftfche Recht benimmt demnach einem nur mündlich ers 
richteten Vertrag nichtd an feiner Gültigkeit, fondern läßt nur zum 
Beweife desfelben, fobald der Gegenftand die Summe over den 
Werth von 150 Franes überfteigt, Feine Zeugen zu, und auch 
durch Vermuthungen, welche nicht zu den gefeßlichen gehören, 
fann ein folcher Vertrag nicht bewiejen werben **), und eben fo 


“ER. I 5. 9.155. — Einzelne Verträge, 3. B. Bürgfchaft, Gefell- 
fchaftövertrag, Verlagsvertrag u. f. w. müſſen ohne Rückſicht auf 
ben Betrag bed Objeets jchriftli errichtet werden. LR. I. 14. 
$. 203. — I. 17. $.170.— I11. 8. 998. — 1.5. $. 135. 
138. 139. — I. 11. $. 394. — L 16. $. 258. 

”*) Art. 1353. „Les presomtions, qui ne sont point &tablies par la 
loi, sont abandonn&es aux lumieres et à la prudence du magi- 
sirat, qui ne doit admettre, que de pr&somtions graves, precises 
et concordantes; et dans les cas seulement, oü la lei 
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fann man zum Beweife dedfelben ſich nicht auf ein auffergerihtlis 
ches blos mündliches Geftändnig berufen *): wohl aber fann über 
jede Gattung von Streitfahen der Haupteid angetragen werben, 
foferne von einer eigenen perſönlichen Handlung deöfenigen, welcher 
ſchwören joll, die Rede iſt **). Auch ift beim nothwendigen 
Eid nicht veroronet, daß der Richter denfelben in ſolchen Gegen« 
fländen, melche einen Zeugenbeweis nicht zulaſſen, nicht auftragen 
Eönne #**): doch wird ver Ball nicht Teicht vorfommen, wo ein 
nothwendiger Eid einen andern ald einen Zeugenbeweiß ergänzen 
foll 7). 
Sowohl die preußifche ald die franzöfliche Geſetzgebung fühlte 
fih außer Stand, den Zwang zu fhriftlicher Errichtung der Vers 
träge confequent durchzuführen. Nicht nur daß man dur Beſchrän⸗ 
fung ded Gebots auf Gegenftände von höherem Werth — in Preus 
Ben über 87%, fl.; in Branfreih über 70 fl. — alle Verträge 
über Gegenflände geringeren Werths, mithin die meiften im Verkehr 
des täglichen Lebend vorkommenden Verträge von dem Zwang bes 
freite, man mußte noch mehr Beichränfungen des Geſetzes machen, 
um biefed nicht allzudrüdend und den Verkehr wie das Recht ger 
fährdend wirken zu laflen. 


admet les preuves testimoniales, à moins que l’acte 
ne soit attaqu& pour cause de fraude ou de dol.“ 

) Art.1355. „L'allögation d'un aveu extrajudiciaire purement ver- 
bal est inutile toutes les fois qu’il s’agit d'une demande dont la 
preuve testimoniale ne serait point admissible.“ 

*) Art. 1358. „Le serment döcisoire peut ötre defär& sur quelgue 
espece de contestation que ce soit.‘“ — Art. 1359. „I ne peut 
ötre defere que sur un fait personnel & la partie & laquelle on 
le defere.“ 

***) Art. 1366. „Le juge peut deferer à l’une des parties le ser- 
ment, ou pour en faire dependre la decision de la cause, ou 
seulement pour d&terminer le montant de la condamnation,“ 

+) Beim Quantitätdeid und Shägungdeib mwirb der hinſichtlich 
bed Hauptfactumd gelieferte Beweis binfichtlih der Summe durch 
ben Eib ergänzt. Art. 1369. 
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Die preußiſche Befehgebung befreit von der Nothwendig⸗ 
feit ver ſchriftlichen DVertragserrichtung auch bei Gegenftänven von 
‚höherem Wert als 50 Thaler: A. dad Depofitum*); B. An- 
vertranung bon Habſeligkeiten der Meifenden an Gaftwirthe, Fuhr- 
leute oder Schiffer **) (Meceptum); C. alle Verträge über bemeg- 
lihe Sahen, welche von beiden Theilen bereits erfüllt find ***); 
D. im Auslande über bewegliche körperliche Sachen abgefchloffene 
Verträge, wenn an dem Orte des Abſchluſſes die fchriftliche Verab⸗ 
faffung nicht erforderlich ift 7); E. Kaufverträge auf Mefjen oder 
Märkten über Meß- oder Marktwaaren 77); F. Verträge, wodurch ein 
früher gefchloffener noch nicht erfüllter Vertrag wieder aufgehoben 
wird, wenn zu biefer Aufhebung die Gaffation des über den nun 
aufgehobenen Vertrag errichteten fchriftlichen Inſtruments Hinzu- 
fommt +7). Die preußifche Gefeßgebung Täßt e8 ferner ftatt des 
ſchriftlichen Vertrags gelten, verlangt alfo keinen fhriftlihen Ver: 
trag: G. wenn der Schulpner eine Rechnung über ihm gelieferte 
Waaren oder Arbeiten unterfchrieben hat!); eben fo H. wenn fi 
Jemand fchriftlich oder zum Protocol zu einem mündlich gefchloffe- 
nen Vertrage befannt bat 2). Eigenthümlih ift dad Verhältniß, 
wenn bie Trage entfleht, ob bei ſchriftlich abgefchloffenen fimulirten 
Berträgen die Negel gelte: Plus valet quod actum, quam quod 
scriptum. Gonfequent wäre ed, den fhriftlichen Vertrag für un» 
gültig zu erklären, weil ed am der ernften Ginmwilligung fehlt ®), 
dem wirklich abgefchloffenen Vertrag aber die Gültigkeit abzufpre- 
Ken, weil ihm die zur Gütigfeit erforverliche Borm abgeht. Allein 


) LER. J. 5. 8.144. — Nach franzöf. Recht ift auch beim freimilligen 
Depofitum ein Zeugenbeweid unzuläfjig, ſ. oben. 
LER. J. 5, $. 145. 
*) ER. I. 5. $. 146. 147. 
m) ER. L5. $. 148. 
tr) &R. J. 5. $. 149. 150. 
ir) M. I. 5. $. 386. 387. 
5 
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dad preußifche Geſetzbuch verordnet einediheild, daß wenn ein 
Bertrag ſchriftlich gefchloffen worden, alles, was auf die Berabres 
dung der Parteien anfommt, blos nach dem fchriftlichen Contract 
beurtheilt werden muß und auf vorgefhüste mündliche Nebenabreden 
feine Rüdficht genommen wird *), anderntheils läßt ed, wenn beim 
Kauf die Summe des Kaufpreifed in dem fihriftlichen Inftrumente 
höher over niedriger ald verabredet, zum Schein angegeben ift, 
unter den Gontrahenten den wirklich verabreveten und nicht den 
vorgefpiegelten Preis gelten **). So wie in viefem letztern Balle 
von dem Grundſatze der Ungültigfeit münplicher Verabredung abge— 
gangen ift, fo konnte die preußifche Gefeßgebung auch in dem Kalle 
die Ungültigkeit eines nur mündlih abgefchloffenen Vertrags nicht 
durchführen, wenn der vermöge ver Größe ded Objectd fchriftlich 
abzufchließende Vertrag zwar nur mündlich abgefchloffen, aber be— 
reitd von einem Gontrahenten ganz oder zum Theil erfüllt ift ***). 
In diefem Balle muß der Gontrahent, welder vie Erfüllung des 
andern angenommen, entweder den Vertrag auch von feiner ©eite 
erfüllen over dad Erhaltene zurückgeben oder vergüten F): hat Jaber 
der mündliche Vertrag Handlungen zum Hauptgegenftande gehabt 
und find diefe fümmtlich geleiftet worden, fo muß die Vergütung 
nah dem mündlichen Vertrag erfolgen Fr); bei nur theilweiſe 
vollzogener Reiftung muß theilweife Vergütung erfolgen TFY). 

Auh die franzöſiſche Geſetzgebung Fonnte ihr Princip, 
daß der Zeugenbeweid bei Verträgen, deren Gegenftand über 150 
Branfen beträgt, unzuläflig fei, nicht confequent vurdführen. Es 
ift zwar feine eigentliche Abweichung von diefem Princip, wenn bad 
Gefeß verordnet, daß die Megel der Nothwendigkeit ded Urkunden- 
beweifed eine Ausnahme erleide, wenn ed unmöglid war, fih 
fchriftlihen Beweis zu verfchaffen, namentlich bei Verbindlichkeiten 





ER. 1.5. $. 127129. 


1.5. 
“ER. L 11. 4. 72. 73. 
“) EN. L 5. $. 156. 
+) ER. 1. 5. $. 156-162. 
+4) ER. L 5. $. 168. 
HH OR. L 5. $. 166. 167. 
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aus Quaſicontracten, Delicten und bei dem depositum misera- 
bile *): es find aber wirkliche Ausnahmen, wenn das Gefeh vie 
Nothwendigkeit des Urkundenbeweiſes nicht aufftellt bei dem Re— 
ceptum **), denn bier ift ed nur fehwierig, nicht aber unmöglich, 
einen Urfundenbeweid zu erhalten; ferner gewiffermaflen dann, 
wenn der Anfang eines fehriftlichen Beweiſes vorhanden ift ***); 
eben jo wenn beim Kaufvertrag unter Kaufleuten e8 vom Ermeſſen 
des Gerichts abhängt, ob auffer dem Urkundenbeweis auch ein Zeus 
genbeweis zuläflig ſei F). 

Dagegen bat die franzöflfche Gefeßgebung ihr Princip con» 
fequent durchgeführt bei der Frage, ob bei fimulirten Berträgen der 
wirklich gejchloffene Vertrag dem fchriftlich aber zum Schein errich- 
teten vorzuziehen fei, denn fie läßt feinen Beweiß durch Zeugen 
darüber zu, daß etwas gegen ben Inhalt der fchriftlihen Urkunde 
und auffer demfelben abgeredet worben +7). 

Nicht nur jeder juriftifche Praftifer muß anerkennen, fonbern 
auch der Nihtjurift ſieht Leicht ein, daß die Erfüllung der Ber- 
träge durch gut verabfaßte Urkunden fehr gefichert wird und daß 
die Rechtöfprechung bei Streitigkeiten über Verträge nit nur leich— 


*) Code civil, art. 1348. 

**) Code eivil, 1. c. 

***) Code civil, art. 1347. Was „commencemeut de preuve par 
Eerit“ fei, iſt im frangöfifchen Recht nicht Mar und deshalb oft 
Beranlaffung zu Streit und Zweifel. Dad Geſetz will, daß bie 
fchriftliche Urkunde die behauptete Thatſache wahrſcheinlich made. 
Hieher gehören namentlich Abfhriften, melde nicht genügend oder 
gar nicht beglaubigt find, art. 1335, dann Eintrag eined Acts in 
die öffentlihen Regiſter, art. 1336. Inſoferne hier vorausgeſetzt 
wird, daß ein fihriftlicher Vertrag vorhanden war, ift die Aus— 
nahme nur formell. Man nimmt aber aud ald Anfang eines 
fchriftlihen Beweifed an, wenn ein Billet‘ vorgezeigt werben Fann, 
in welhem weniger Waaren beftellt worden, ald wofür jegt 
Zahlung verlangt wird, Rogron. code civil erpliqu&, ad art. 1347 
alfo ein fchriftlicher Vertrag gar nicht gefchloffen wurde. 

7) Code de commerce, art. 109. 

+7) Code eirv. art. 1341. 
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ter, fondern auch zunerläffiger ift, wenn fie auf ven Grund Flarer 
Vertragsurkunden geſchehen kann. Es läßt fich auch nicht verken— 
nen, daß die Zeugen nicht immer ihre volle Aufmerkſamkeit auf die 
Vertraͤge richten, welche Andere in ihrer Gegenwart ſchließen; daß 
fie auch bei voller Aufmerkſamkeit nicht immer fähig find, dieſe 
Berträge richtig aufzufaflen; daß die Zeugen, wenn fie auch einen 
Vertrag aufgefaßt haben, nah Tängerem Zeitverlauf fih oft nicht 
mehr an die Einzelnbeiten deöfelben erinnern; daß fie abſichtlich falſch 
ausfagen fönnen und mie die Erfahrung lehrt, zuweilen (aus Ber: 
anlaffung einer Beftechung) falfch ausfagen; daß fie nor ver Ver» 
nehmung fterben können; daß bie Zeugenvernehmung in ven Ges 
richten nicht immer mit jener Genauigkeit geſchieht, welche erforders 
ih ift, um dad Factum gründlich zu kennen und daß die Verneb- 
mung ber Zeugen den Gerichten bedeutenden Zeitaufwand veranlaßt *). 
Auch wird nicht mit Unrecht behauptet, daß die Gontrahenten, wenn 
fie — fei e8 um der Gültigkeit oder um des Beweifes willen — den 
Vertrag Ichriftlich zu errichten fih gezwungen fehen, eine befonbere 
Beranlaffung haben, hiebei mit größerer Ueberlegung und Genauigs 
feit zu Werke zu gehen und die einzelnen Beftanptheile des Ver— 
trags jchärfer zu beflimmen und audzudrüden, als bei blos münd« 
lichen Verträgen. 

Es kann daher feinem Zweifel unterliegen, daß es hoͤchſt 
wünſchenswerth wäre, daß über alle Verträge, welche nicht fogleich 
gegenfeitig erfüllt werden, fchriftliche Urkunden errichtet würden, 
welche den Vertrag in feinen Theilen genau und vollitändig dar« 
ftellen. 

Allein ed kann in der Legiölation nicht immer darauf anfoms 
men, was wünſchenswerth oder angenehm fei; es ift vielmehr Auf- 
gabe der Geſetzgebung, die Nechtöverhältniffe zu orbnen und zu 
jhügen, keineswegs aber fie zu vernichten oder zu fchwächen oder 


) Mo, wie nad; gemeinem Proceß und einigen Landesgeſetzen noch 
ein Zeugen-Rotul gefertigt werben muß, welcher geifttöbtend ift und 
mehr verbunfelt ala aufflärt, da wünſcht man, daß es feinen Zeu- 
genbeweis gäbe. 
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zu erſchweren und nichté iſt gefährlicher, ald in der guten Meinung, 
für dad Wohl des Volfed zu forgen, den Verkehr zu flören, zu 
beläftigen, zu hemmen. Bevormundung ded Volks Hat ſich zu 
allen Zeiten und in allen Ländern als fchäplich gezeigt und ben 
Verkehr mit Formen zu beläftigen, um den Gerichten ihre Geſchäfte 
zu erleichtern, ift nicht nur rechtöwidrig, fondern wegen der Schäd— 
lichkeit in den Folgen gegen alle Regeln ver Staatöflugheit. Je 
mehr die Gefehgebung den Verkehr beläftigt, um fo mehr ſchwächt 
fle ihn und jede Schwächung des Verkehrs, auch die minder flarfe, 
bat Schwähung des Nationalwohlftanded over doch Verhinderung 
der Vermehrung deffelben zur Bolge. 

Wenn man au annehmen fönnte, daß Jever im Volke im 
Stande wäre, eine fehriftliche Urkunde über einen Vertrag zu fertis 
gen, fo mird fih doch jeder Gebilvete fagen, mie Täftig ed ihm 
felbft wäre, wenn er fi gezwungen fähe, alle feine Verträge, feien 
e8 auch nur die von höherem Belang, fchriftlih zu errichten. Nun 
lehrt aber die Erfahrung, daß ſelbſt ver Gebilvete nicht immer 
auch der Faͤhige ift, einen Vertrag ſchriftlich abzufaffen und baf 
gerabe bei denen, welche der Schrift mächtig, aber nicht Rechtsge— 
lehrte find, bald ängftlihe Sorgfalt, bald Eitelkeit dahin führt, 
den jchriftlichen Vertrag in einer Art zu errichten, daß ed viel 
beffer wäre, wenn man es bei der ungefünftelten mündlichen Ver— 
abredung gelaffen Hätte; ja felbit der Nechtögelehrte findet eine 
Beläftigung darin, wenn er durch das Geſetz fih gezwungen ſieht, 
feine Berträge fchriftlich zu errichten und es ift diefe Beläftigung um 
fo größer, als es in vielen Bällen für jeden Eontrahenten unan« 
genehm ift, den andern Gontrahenten auf vie Nothwendigkeit der 
fchriftlihen Errichtung des Vertrags aufmerffam zu machen und 
dadurh auf die Möglichkeit eines Vertragbruchs von einer Seite 
hinzudeuten. 

(Fortſetzung folgt.) 


XII. 
Üeber die Ausbildung der Richter und Advocaten. 
Don Ganzlei-Rath Jäger in Tübingen, 


(Bortfeßung *). 


Noch weit nothwendiger bleibt auf ewige Zeiten dem Juriſten 
die Kenntniß der Philologie und Gefchichte, wenn man fih auf ven 
höhern Standpunct des vergleichenden Juriſten ftellt, und durch 
BZufammenftellung der Geſetzgebungen verfchiedener Zeiten und Völker 
fih Anhaltöpuncte für die Gefeßgebung unferer Zeit und unfere® 
Volkes fammelt. Um einer folchen höhern Stellung zu genügen, 
werden umfaflende Kenntniffe in der gefammten Völker» und Staa— 
ten = Gefchichte erforbert. 

Sehr empfehlungswerth, wenn auch nur ivegen bed formellen 
Nutzens, der aus dem georbneten Denken entfpringt, ift ein genaues 
red Studium der Muthematif. Dur dad Methopifche, und man 
möchte jagen, Bedächtige ihres Bortfchreitend von einem Sabe zum 
andern, vom Poftulate zu dem zu beweifenden Satze, nom bewies 
fenen Saße zum weitern zu beweifenden, übt fie in ver Klarheit und 
Schärfe des Denkens. 

Den Werth ver Philofophie für den Juriften erft noch zu bes 
weifen, wird ebenfo wenig erforberlich fein. Man muß geringe 
Einfiht in das Weſen dieſer Wiflenfchaft Haben, wenn man fie 
entweder ald überflüflig für den Juriſten, oder als eine leere Wort- 
macherei ohne tiefern wahren Sinn, oder ald finnverwirrend, zu 
fehr abftract für den Gefchäftemann betrachtet. Kein Zweig ber 
PHilofophie ift dem Juriften unnüß; jede Eonftruction ver Dinge 
aus dem Begriffe hat ihren Werth. Immerhin foll aber nicht bes 
firitten werden, daß wohl manche Selbfttäufhung obwaltet, wenn 
man die Philofophie auf die Spitze ſtellt. Die Welt ift fo wenig 


*) 6. Band II. ©. 72. 
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aus der Idee conftruirt, verdankt fo wenig ihre Entftehung und 
Fortbildung der reinen Idee, daß man vielmehr mit vielem Grunde 
behaupten darf, daß die meiften Stoffe der Philofophie aus dem 
Leben genommen, und erft von ber Philofophie bis zur abftracten 
Idee potenzirt worden find, Namentlich ift dad Naturrecht, oder 
die Philofophie des Rechts gewiß fehr vielfach in dieſer Selbfttäus 
{hung begriffen. Die Philofophie des poſitiven Rechts entnimmt 
ihren Stoff unzweifelhaft aus dem Leben. Aber auch diejenigen, 
welche dad Recht ganz aus der Idee zu conftruiren vermeinen, können 
gewiß, wenn fie ehrlih fein wollen, nicht beftreiten, daß ſte den 
größern Theil ihres Stoffs dem Xeben entnehmen und nur bid zu 
der Höhe der Idee potenziren. Zum Beweife hiefür wird in 50—60 
Jahren Ein Beifpiel dienen. In feinem Naturrechte, nicht einmal 
in einer pofitiven noch fo außgebildeten pofitinen Geſetzgebung hat 
man biöher die Erpropriation fo entwidelt gefunden, wie ſich dieſe 
Lehre gegenwärtig durch das practiiche Bedürfnig umfaffend auds 
bildet. Uber in der vorhin genannten Zeit wird Diefe Lehre gewiß 
in der ganzen Ausdehnung und Ausbildung, welde fie bis dahin 
durch das pofltive Recht erhalten haben wird, in den philofophis 
ſchen Rechtsſyſtemen jo ſchön eingereiht und entwicelt ftehen, als 
hätte man feit Platos Zeiten vie Erpropriation behufs der Ei— 
fenbahnen gefannt, und aus dem Begriffe des Rechts Hoch herunter 
deducirt. 

Doch dem ſei, wie ihm wolle, der Juriſt, der die Philoſo— 
phie gering fhägt, thut gewiß der Gründlichkeit feiner wifjenfchaft« 
lichen Bildung Eintrag, und zwar eben fo gut der formellen, in— 
fofern jene Wiſſenſchaft eine höhere Weltanfchaunng und die Freiheit 
des abflracten Denfend gewährt, als inäbefondere der materiellen, 
da man fonft des Probierfteind für den Werth der pofiticen Ge- 
fege entbehrt. Man kann es daher nur fehr bedauern, daß in neue 
rer Zeit namentlih Naturreht und Nechtöphilofophie völlige Stief— 
finder bei den jungen Juriſten find. 

Die Philofophie hat namentlich Einen Zweig, dem die Juriften 
in der Negel gar Feine Aufmerffamfeit widmen, und der doch für 
bie Rechtspflege fo ungemein wichtig ift —, die Pſychologie. Wer 
nicht die Piychologie tüchtig und gründlich ſtudirt hat, kann zuver- 
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laͤſſig als Griminalift nicht mit demfelben Erfolge arbeiten, als 
ein gemwandter Pſhcholog. Schon die Unterfuhung der Straffälle 
im Allgemeinen fegt pfychologifche Kenntnig voraus, indem bie Er⸗ 
gründung ber innern Motive einzelner firafwürbiger Handlungen nur 
mittelft biefer Wiffenfchaft möglich if. Aber namentlich bei ſchweren 
Verbrechen, bei folhen Verbrechen, vie aus heftigen Affecten, aus 
tiefwurzelnden Leidenschaften entfpringen, ift es die Aufgabe des 
unterfuchenden, wie des erfennenden Richters, die Tiefen des menſch— 
lien Gemüths zu ergründen, und die allgemeinen Gefege der Sees 
Ienthätigfeit auf die gegebenen Bälle anzuwenden. Es ift befannt, 
wie oft die Beweggründe einer That in einem ſcheinbar volljtändigen 
Mißnerhältniß zu der That felbit ftehen, und ſolche Fälle fann man 
gewiß nur dann gründlih unterfuchen und beurtheilen, wenn man 
gründliche Kenntniffe der Pſhchologie beſitzt. Namentlich aber Fann 
man ja ohne Kenntniß der Pſychologie keinen Fall richtig beurtheis 
len, in welchem die Zurechnungdfähigfeit beichränft, oder zweifelhaft 
it. Ohne Piychologie kann man auch fehr leicht zu dem gefähr- 
lien Irrthume verführt werden, die Zurechnungsfähigfeit in einem 
Felde zu beanftanden, in welchem, wie oben gefagt, That und Bes 
weggrund in einem fiheinbar großen Mißverhälinifie ftehen. 

Es Tiegt nun nicht in der Abficht des gegenwärtigen Aufs 
faßed, eine Metbovologie des Rechtsſtudiums zu liefern. Nur bie 
Richtung der Studien, wie fie für bie practifchen Juriſten noth⸗ 
wendig iſt, foll bier näher bezeichnet werden. Bekanntlich unter 
fheidet man gegenwärtig in der Rechtöwiffenfchaft zwei verſchiedene 
Richtungen, welche man die philofophifche und die Hiftorifche Schule 
nennt, und von denen jede ihren Gegnern den völligen Mangel am 
andern Elemente der Nechtöbildung vorwirft. Iſt die Thatſache 
wahr, fo ift allerding® der Vorwurf gerecht, es ift ein Fehler, 
wenn man die Philofophie — es ift ebenfo ein Behler, wenn man 
die Gefhichte in der Rechtswiſſenſchaft hintanſetzt. Die Wahrheit 
liegt völlig in der Mitte: eine wahre Mechtöfenntnig muß beide 
Elemente vereinigen, Beftehende Gefege kann man, wie ſchon oben 
gefagt worden, fowenig als irgend eine andere Erfcheinung in ber 
Geſchichte, gehörig verftehen, wenn man biefelben nicht in ihrem 
Zufammenhange mit den vorbergegangenen Verhältnifien und Ums 
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ftänden betrachtet. Aber anvererfeitd wird offenbar das Leben nicht 
gehörig aufgefaßt, wenn man es blos ald eine gegebene Thatſache 
erfaßt und erklärt, und mamentlid die Geſetze follen und müffen 
notbwendig die Prüfung des fcharfen Berftands, die Probehaltigfeit 
durch die Idee erleiden und glüdlich befteben, man darf fie nicht 
ohne Reflexion als todte Facta hinnehmen. Philoſophiſch und hi— 
ftorifh fol der Jurift feine Wiffenfchaft erlernen und erfaflen, bie 
Eultivirung der Einen Richtung auf Koften der andern ift eine 
fehr fchädliche Ginfeitigkeit. In befonderer Beziehung auf die prac« 
tifchen Juriſten weiß man nit, welche dieſer einfeitigen Richtuns 
gen für die fchädlichere zu erklären ſei: nur iſt die gefchichtliche 
Richtung gegenwärtig fo viel worherrfchender, daß es nach fo man» 
chem Etreite über diefen Punct einem practifchen Yuriften doch noch 
erlaubt fein muß, ſich über diefen Punct auszuſprechen. 

Gilt es die Aufgabe, practifche Zuriften zu erziehen, fo if 
es eine unumgängliche Anforderung, daß fle auf dem jeßt geltenden 
Rechte mit ihren Forfhungen anfommen, und in der jegigen Welt 
leben, daß fie auf die Verhältniffe ver Gegenwart das beftehende 
Recht anzuwenden verftehen. Dad Hauptziel und die Hauptſache 
bei ihren Studien muß daher immer umverrüdt die vollftändige 
Erfaffung des jetzt gültigen Rechts fein. Wollten fie ſich vorzugs- 
weife der Entwicklung des Rechts aus der Idee widmen, und fi 
auf die Vergleihung des beftehenden Rechts mit bem Ideale der 
Geſetzgebung befchränfen, fo würden fie ebenfo wenig tüchtige Ge— 
ſchaäſtsmänner werden können, ald wenn fie ver Hiftorifchen Forſchung 
in foldem Grade huldigen würden, daß fie mit verfelben nicht mehr 
in die jegige Zeit berabfteigen würben. Zu wiffen, wie bei den 
Egyptern, Griechen, Hetruriern, Römern und bei den alten veutfchen 
Völkern ein Rechtsinſtitut beftand, hat, an fich betrachtet, nur Hie 
ftorifhen, aber feinen practifchen Werth. Sieht man auf die pracs 
tiſche Anwendbarkeit des hiftorifchen Wiflend, fo muß es ſich immer 
an die jetzige Zeit anfchließen, und — unfere jegigen Verhältniſſe 
erklären: nur fo, als pragmatifche Gefchichte der Gefehgebung und 
Nechtöpflege, kann man der Mechtögefhichte einen wahren Werth 
für die wirkliden Gefhäftdmänner einräumen. Leider Tann man 
nicht jagen, daß die jungen Leute in der Regel mit einer folchen 
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pragmatifchen Rechtsgeſchichte verfehen in das practifche Zehen ein« 
treten. Eine große Menge derfelben ift in den 12 Tafeln, und in 
den jeßt nicht mehr anwendbaren Beftimmungen des juftinianeifchen 
Rechts, in den Gefegen ver Salier, Ripuarier und Gothen beffer 
zu Haufe, ald in dem gültigen Landrechte, fie kennen die Gerichtd- 
verfaffung der Mömer durch alle Perioden ihrer Gefhichte, aber um 
fo gewiffer vermögen fie fih Faum eine entfernte und undeutliche 
Idee von der jeßigen Gerichtöverfaffung ihres Baterlandes zu machen. 
Sie kennen das Verfahren vor dem judex pedaneus, aber von ber 
Beihaffenheit ver Unter-, Mittel» und Obergerichte unferer deut⸗ 
hen Staaten Haben fie oft nur fehr ungenügende Begriffe. Der 
Derfaffer diefed Auffages bat einzelnen württembergiichen Praktikanten, 
weldhe ihre Studien mit glänzendem Erfolge abfolvirt hatten, welche 
bie römische Nechtögefchichte wörtlich auswendig wußten, welche vie 
Pandecten fünfmal durchftunirt zu Haben fi rühmten — Berflanded« 
fragen aus dem mürttembergifchen Eivilproceffe vorgelegt, und von 
ihnen die Antwort erhalten, daß ihnen der würtembergifche Civil» 
proceß noch fo ziemlich eine terra incognita ſei, und fie fich in ven» 
felben erft in der Anwendung einzuftubiren gedenken. Die Bolges 
rungen auß dieſer Ihatfache bleiben Jedem überlaffen! Und ba 
unfern württ. auf der Univerfität gebilveten Zuriften unfer württ. 
Landrecht fait eine terra incognita fei, ift eine leider nicht zu bes 
ftreitende Thatfache, deren auch Hufnagel in feinen „Mittheiluns 
gen“ tabelnd gebenft. Gin großer Uebelſtand ift e8 in dieſer Bes 
ziehung freilih, daß wir noch jetzt gültige Rechtsquellen Haben, 
welche fih auf ganz andere, laͤngſt abgefommene Berhältniffe bes 
ziehen, daß man fo manche archäologifhe Kenntniffe nur deßwegen 
erwerben muß, um die Gefebgebung zu verftehen, vie wir noch 
täglih anzuwenden Haben. Eine neue Geſetzgebung würde daher 
dem ganzen Rechtsſtudium ſchon dadurch eine veränderte Richtung 
geben, daß die gefammten Kenntniffe von der Beichaffenheit unferer 
gegenwärtigen Nechtöquellen und der zum Berftändniffe derjelben 
nothwendigen, an ſich längſt antiquirten Nechtöverhältniffe, 3. B. 
der Sclaverei im römischen Rechte in den Hintergrund ver Archäo— 
logie treten würben, während wir gegenwärtig manchen jungen 
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von der Sclaverei ganz geläufig ift, wogegen er ſich nicht zu Helfen 
weiß, wenn vom jetigen Gefinverechte die Rede wird, Wir bebür- 
fen, mit Einem Worte, feiner Leute, die in den längft untergegan- 
genen Strafen Roms ſich zurechtzufinden wiſſen, dagegen in den 
Straßen ihrer Baterftadt fih verirren; wir bevürfen feiner Leute, 
die in den Entjcheidungdgründen zu einem Erfenntniffe in einer 
Eivilrechtöfahe Fragmente aus ven 12 Tafelgefeen interpretiren, 
Dingegen die Beftimmungen des particulären Givilprocefjed über bie 
appellable Summe nicht kennen. Siehe hierüber auch Aul, Gellii 
noctes attic, Lib. XVI. cp, X. Ego — — dicere atque in- 
terpretari hoc deberem, si jus Tauriorum et Aboriginum didi- 
cissem. Sed enim cum proletarii et assidui, et sanates, et 
vades, et subvades, et vigintiquinque asses, et taliones, furto- 
rumque quaestio cum lance et liecio evanuerint, omnisque illa 
duodecim tabularum antiquitas, nisi in legis actionibus centum- 
viralium causarum, lege Arbutia lata, consopita sit, studium 
scientiamque ego praestare debeo juris et legum, 
vocumque earum, quibus ulimur. 

Das beſtehende practifche gültige Recht, nach feinen pofltiven 
Beſtimmungen vollitändig vorgetragen, und philoſophiſch und hiſto— 
riſch gehörig entwickelt, dieß ift es, was unfere Rechtspflege als 
nothwendiges Willen ver Rechtöbeflifienen verlangt: eine Vernadh- 
läfligung und Geringfhätung des jet geltenden Rechts zu Gunften 
antiquarifcher und archäologiſcher Borfhungen kann nun und nim— 
mermebr practifch tüchtige Juriſten erzeugen! Aber ebenjowenig ift 
das Mifverhältnig zu billigen, in welchem oft die Entwidlung der 
verfchiedenen Theile einer Rechtsdisciplin in einem academifchen 
Vortrage fteht, nämlich die Vernachläſſigung des fogenannten bes 
fonderen Theild zu Gunften des fogenannten allgemeinen. Die vors 
anftebende Ausführung über die Nothwendigkeit allgemeiner und na= 
mentlich philofophifcher Ausbildung fhügt wohl vor dem Verdachte, 
als ob der unmiffenfchaftlichen Behandlung des Rechtsſtudiums ir— 
gend dad Mort geredet werden follte. Allein man darf doch ande— 
rerfeitd auch die Anforderung an die academifchen Lehrer ftellen, 
daß fie ihre Vorträge völlig jachgemäß einrichten, und nicht nur 
jedem Theile ver Wiffenfchaft fein gebührenned Recht widerfahren 
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Iaffen, fonvern auch überhaupt ihre Vorträge für die Mehrzahl ihrer 
Zuhörer berechnen; daß fie alfo wohl berechnen, daß die überwie— 
gende Mehrzahl verfelben ver Nechtsanwendung im Leben geweiht 
ift, und kaum Ein Procent der ftudirenden Jugend rein gelehrte 
Zwecke für die Wiffenfchaft oder für ven Gatheder verfolgt. Beides 
ift nicht der Ball, wenn fie den jogenannten allgemeinen Theil fo 
umfaflend vortragen, daß ihnen für den beſondern Theil wenige, 
oder gar Feine Zeit übrig bleibt. Nicht felten gefchieht es z. B., 
daß fle im Vortrage über Strafrecht, über die Strafrechtötheorien 
4 Monate zubringen, mit der Gefchichte der peinlichen Haldgerichtd- 
oronung 1 Monat verjäumen, und dann dad ganze übrige Straf- 
reht in 3—4 Wochen durdjagen. Sp geht es auch in andern 
Gollegien in gleichem Maafftabe, und die leidige Folge ift, daß ver 
ganze befondere Theil ver einzelnen Disciplin entweder aus dem 
Lehrbuche vorgelefen, oder gar nur durch Verweiſung auf vafjelbe 
erledigt wird, Wer bringt nicht von der Univerſität Gollegienhefte, 
in denen es heißt, „von $. 382 — 406 fiche compendium vom 
$. 408 — 422 dedgl." und fofort! Nun mag dem Hiftorifer und 
Philofophen und Philologen damit gedient fein, die allgemeinen 
Lehren in aller Breite zu hören, wogegen die einzelnen Rechtsin— 
ftitute, Die einzelnen Verbrechen, Klagen u. f. w. ihnen fehr uns 
wejentlich erfcheinen. Allein daß für die Nechtdanwendung die Lebe 
ren des befondern Theild ven gleichen Werth haben, wie bie bed 
allgemeinen Theils, bedarf doch keines Beweiſes, und die Rechts— 
anwendung iſt ed, für deren Gebrauch vie weit überwiegende Mehr— 
zahl der jungen Leute fih dem Studium der Rechtöwiffenichaft 
widmet. Im der Anwendung hat man es alddann allemal mit fehr 
uncollfommenen Kenntniffen, und mit Mangel an practifcher Tüch— 
tigfeit zu büßen, wenn die academiſchen Lehrer nur allgemeine 
Kehren und gefcbichtlihe Einleitungen cultiviren, die wirklich prac— 
tifhen Lehren aber vernachläſſigen, und nicht laut und nicht oft 
genug fann man die Klage wiederholen, wie ungemein unpractiich 
unfere meiften jungen Leute find, wenn ſie die Univerfität ver— 
laſſen. 

Die erſte Anforderung iſt daher, daß die Staatsregierungen 
ſolche academifche Lehrer aufſtellen, denen die Rechtsverwaltung mit 
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ihren Bedürfniffen befannt ift, und denen daran gelegen ift, prac 
tiſch tüchtige Leute zu bilden. Glaubt man die einzelnen Dieciplinen 
der Rechtöwiffenfchaft von zwei verfihiedenen Seiten barftellen zu 
müffen, fo möge man immerhin für jede einzelne Disciplin zwei 
Lehrer aufftellen, deren Einer die mehr practifche, der andere bie 
mehr abftract theoretiiche Tendenz verfolge, damit jener für dad 
Leben, diefer für die Wiffenfchaft, abgefehen von ihrer Anwendung, 
wirfe, In den meiften dogmatiſchen Vorlefungen fann ferner ver 
Xehrer den Zuhörern eine paffende Gelegenheit zur Uebung ded 
practifchen Urtheils, und zum beffern Verftändniffe der vorgetragenen 
Zehrfähe geben, wenn er nicht blos im Laufe feined Vortrags den 
einzelnen Satz durch Beijpiele erläutert, die er erzählt, ſondern 
wenn er feinen Zuhörern fchriftliche Fragen und Rechtöfälle mittheift, 
welche fie jchriftlih beantworten mögen. Schon in den Inftitutionen 
Iaffen fi bei dem fogenannten allgemeinen Theile, wie in den ein- 
zelnen Lehren des beſondern Theils ſolche Beifpiele und Bragen 
geben, und in den Pandecten, dem deutichen Privatredhte, dem 
Lehens⸗, dem Handels⸗ und Wechſelrechte, dem Strafrehte u. f. m. 
laſſen ſich dieſe Uebungen zuerft, abgeſehen von allen proceffualifchen 
Fragen, fortwährend durchführen, ein Verfahren, dad nach gemadh- 
ten Erfahrungen eben ſo, wie die Beſprechungen, bei denen die 
Zuhörer zu mündlicher Darlegung und Entwicklung ihres Wiſſens 
veranlaßt werden, ſeine vorzüglichen Früchte trägt. 

Mit dem Collegium über die einzelnen Proceßarten laſſen ſich 
dieſe Uebungen natürlich vorzugsweiſe mit großem Nutzen verbinden, 
allein außerdem wäre ſehr darauf zu dringen, daß die Practika und 
Relatorien möglihft tüchtig gelehrt, und möglihft fleifig beſucht 
werden. Die Procefpractifa werden. gar zu gerne nur zum Vor—⸗ 
trage der Vorfchriften über Abfaffung von Procefichriften, die Re— 
latorien zur Mittheilung der Erforderniffe der einzelnen Vorträge 
benügt, und Die practifchen Uebungen werben wegen der Befchwerbe, 
welche dad Durchgehen und Gorrigiren der einzelnen Arbeiten erfor 
dert, hintangefegt, Allein es ift befannt, daß nur die practifchen 
Uebungen durch die Nothiwendigfeit, die eigene Urtheildfraft bei 
Ausarbeitung von Procefihriften und Vorträgen zu gebrauchen, 
den wahren Nugen von viefem Collegium für die jungen Leute ger 
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währen, und baß Dielenigen derfelben, welche entweder bloß bie 
Megeln — nicht aber auch die Anwendung gelernt, over wenigften® 
die ihnen für leßtere Seite der Sache gebotene Gelegenheit nicht 
gehörig benüßt haben, im günftigften Falle beim Eintritte in das 
practifche Leben folche Erftlingsarbeiten Tiefern, die wahre Mufter 
von ungelenfer fteifpedantifcher Kormenfrämerei find, bei denen ſie 
für den Teichteften Fall diefelbe Conftruction eines Vortrags, wie 
für den fchwerften, für den Fürzeften, wie für ven verwideltften 
wählen, jo daß ſolche Vorträge in ver That oft Kindern gleichen, 
die in der Uniform eined riefenmäßigen Kuiraffierd fteden und vor 
Bormen gar feinen Stoff fehen Iaffen, während bekanntermaßen der 
practifhe Tact die richtige Form des Vortrags für jeden einzelnen 
Ball zeigen muß. 

Ein Feld der Rechtswiſſenſchaft, weldes in der Regel auf 
feiner einzigen Hochfchule angebaut wird, iſt ferner die fogenannte 
mwillfürlihe Gerichtsbarkeit. Der Werth, ven ſie fchon defmegen 
bar, weil durch die gehörige Handhabung derfelben eine große An» 
zahl der fonft entſtehenden Rechtäftreite fhon im Keime erftidt wird; 
die Nothwendigfeit, in den wirklich entftandenen Rechtöftreiten Die 
Geſchäfte der freiwilligen Gerichtöbarfeit oft beleuchten und prüfen 
zu müffen, endlich die in manchen Ländern den Gerichtöbeamten 
aufgetragene Oberaufficht über Die Gefchäftsthätigfeit der mit der 
freiwilligen Gerichtöbarfeit betrauten Perfonen bringt, fireng ges 
nommen, die Nothwendigkeit mit fi, diefe Lehren ebenfo genau zu 
fennen, als die übrigen Zweige der Nechtöwiffenfchaft. Allein 
felbft wenn je eine Vorleſung darüber beſteht, wird fie nur fehr 
fparfam befucht: die Mehrzahl der jungen Leute hat aus Unbekannte 
ſchaft mit dem Leben Feine Ahnung von dem großen practifchen 
Werthe dieſes Zweigs der Rechtswiſſenſchaft. Er follte aber, und 
zwar nicht blos theoretifh, fondern auch mit practifchen Uebungen 
verbunden, vorgetragen werben, obſchon er gegen die hochpoienzirte 
wiffenfchaftliche Steigerung, in welche man durch die übrigen Fächer 
der Rechtswiſſenſchaft verſetzt wird, eine ftarfe Abkühlung ift. 

Eine noch ftärfere Abkühlung würde den Nechtöbefliffenen 
bereitet, wenn fie angehalten würben, fich diejenigen Formen des 
Ganzleidienfted, welche jeder Mechtöpractifaut nothwendig kennen 
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fol, wenn er zu irgend einer Dienftleiftung im Geſchaͤftsleben 
brauchbar fein fol, ſchon auf der Univerfltät anzueignen. Breilich 
ift ein folcher Unterricht hiöher noch nie ertheilt worden, und bie 
Geringfhätung der Übrigen Docenten gegen den Lehrer der Ganzlei» 
praris möchte wohl fehr bedeutend fein, fofern fie Alles verachten, 
was nicht den Character der höchſten Wiffenfchaftlichkeit trägt. Als 
lein ein dringended Bedürfniß einer ſolchen Unterweifung befteht 
unwiderleglih. Die jungen Leute kommen nad eritandener Prüfung 
zum Theile mit ganz ſchönen theoretifchen Kenntniffen zu den Ger 
rihten, um zu practiciren; ſie find in den Klagformeln des jus 
strictum audgezeichnet beivandert, und vermöchten einen Proceß nor 
dem praetor vollfommen audzufechten. Unglüdlicherweife -haben fte 
aber im Durchſchnitte gar feine Begriffe von unfern im jebigen 
Leben geltenden Geſchäftsformen, fie haben nicht einmal eine Iefer: 
liche Handſchrift, fie wiffen oft nicht einmal, ob man die gericht 
lichen Acten in Folio- oder Sedezformat fihreibt, und haben von 
den Bormen, dem StHl ıc. der Gefchäftscorrefpondeng nicht die ge— 
ringfte Idee. Es iſt daher Feine geringe Geduldprobe für die 
Ganzleibeamten und die Collegialmitgliever der Gerichte, Jahr aus, 
Jahr ein unabläffig ohne Danf und ohne Vergütung den Gandida- 
ten ded Staatsdienſts Unterweifung in den Gefchäftsformen geben, 
ihre oft faft gang unbrauchbaren Arbeiten verbeffern, und die vielen 
Verftöße, die fie begehen, fort und fort wieder gut machen zu 
müffen. Mit vollem Rechte kann man gewiß fagen, daß die Ge- 
richte Feine Unterrichtöanftalten feien, daß fle vielmehr zu der Ans 
forderung berechtigt feien, der Dienftcandivat folle, wie die Kenntniß 
der Theorie, und die practifche Uebung feined Urtheild, fo auch die 
Kenntniß der Gefchäftsformen ſich auf ein und Derfelben Anftalt er» 
werben, indem die Gerichte nicht damit geplagt fein Fönnen, uns 
brauchbare Erftlingsarbeiten in die Gerichtdacten aufzunehmen, 
Denn wenn aud die Zahl der Kanzleibeamten fo groß ift, daß 
nicht auch die ſelbſtſtändige Thätigkeit der Practifanten während ih— 
rer Lehre oder Probezeit in Anfprucdh genommen werden müßte, fie 
ſtets minder felbftftändig bleiben, jo können fie doch auch in foldyer 
Stellung genug Verſtöße begehen. 

Iſt ein Candidat durch die Hier bezeichnete Michtung feiner 
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Stubien zum practifchen Leben gehörig vorbereitet, fo mag er fi 
zur Prüfung melden. 

Die Trage, ob — und in welcher Art die Prüfungen zu 

veranftalten feien, ift fchon fehr verfchieden beantwortet worden. 
Man hat Schon vorgeſchlagen, alle Prüfungen einzuftellen, und ſtatt 
derfelben die Gandidaten durch eine angemeffene Probezeit über ihre 
Befähigung zum Staatödienfte ſich ausweiſen zu Taffen, und wenn 
man an die vielen Menfchlichfeiten denkt, welde bei den Prüfungen 
unterlaufen, möchte man fih ſehr verfucht fühlen, dieſem Bors 
ſchlage beizuftimmen. Indeſſen muß man nur immerhin wieder be= 
denken, daß gar mander Aſpirant des Staatsdienſts ſchon während 
der Studienjahre mit Mangel und Noth zu kämpfen hatte, und da— 
ber, falls feine Talente und Kenntniſſe ganz ungenügend find, noch— 
mals eine nicht unbedeutende Summe Gelds aufiwenden, und eine 
längere Zeit unnüß verlieren müßte, wenn er erjt nad) erflandener 
Probezeit für unfähig zur Anftellung und zur Advocatur erklärt 
werden follte, und daß ed daher immerhin noch wünfchendwerther 
ericheine, wenn folche junge Leute, die nach abfolvirten Studien 
ganz untauglich erjcheinen, aldbald durch die Erklärung von der 
Unzulänglichkeit ihres Wiffend entweder zu Fortſetzung ihrer Aus— 
bildung oder zu Ergreifung einer antern Laufbahn veranlaft wür= 
den. Aus viefem Grunte wird man nicht umhin können, fih für 
die Beibehaltung der Prüfungen zu entjcheiden, und bie nächte 
Frage ift nur die von deren zweckmäßiger Einrichtung. 
. Natürlih wird die unmittelbar der Beendigung der Stubien 
nachfolgende Prüfung zunächſt eine theoretifche jein müffen, indem 
man fih nah der Einrichtung ver Univerfitätäftubien darauf bes 
fchränfen muß, zu unterfuchen, wie die jungen Leute das ihnen 
corgetragene theoretiſche Willen aufgefaßt Gaben, und erft fpäter 
eine weitere Prüfung darüber unternehmen kann, mie die Anwen« 
dung des theoretijchen Wiſſens auf das practiſche Leben bei ihnen 
ftattgefunven bat, fo daß man ganz nad) der Natur der Sache eine 
doppelte Prüfung begründet finden muß, die theoretifche gleich beim 
Uebergange von der Hochſchule in das practifche Leben, die practie 
ſche nad) einer angemefjenen Lehr» und Probezeit im Dienft= und 
Geſchäftsleben. 
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Ueber die Befchaffenheit einer Prüfung in der Theorie ber 
Rechtswiſſenſchaft laͤßt fih in manchen Beziehungen gar Mieles 
fagen. 

Eine der erften Fragen ift der Gefichtöpunet, nach welchem 
die Prüfung eingerichtet werden foll, ob mehr auf Verſtand und 
Urtbeilsfraft, oder mehr auf dad poſitive Willen, und bei vielem 
wieder — ob nach der Maſſe ded Detailſtoffs, oder mehr nach der 
Auffaffung der allgemeinen Grundſätze gefehen werden ſoll. 
| Man Eönnte freilih fagen, ein Jurift könne nur dann für 
genügend beitanden erkannt werben, wenn er dieſe fämmtlihen An— 
forderungen zu erfüllen vermöge, alfo Verſtand und practifche Urs 
theiläfraft mit Kenntniß der allgemeinen Teitenden Grunbfäge und 
der Maffe des Detailftofjd vereinige. 

Allein der Erfahrung nad gehören die jungen Leute, welche 
alle dieſe Eigenfchaften befiten, zu ven Ausnahmen, und man Fönnte 
fih nur dann ver Hoffnung, daß bei der Mehrzahl der Studirenden 
folcher Verein von Verftand und Wilfen bewerkitelligt werden könne, 
überlaffen, wenn die mündlichen Beiprechungen, deren vorhin ges 
dacht wurde, mit namentlicher Rückſicht auf die logiſche und ſyſte— 
matifche Seite der einzelnen Disciplinen und deren Durcharbeitung 
mit jedem einzelnen Studirenden, und ebenfo die fteten practifchen - 
Uebungen, theild im Laufe des Vortrags über die einzelnen Zweige 
der Rechtswiſſenſchaft, theild in dem Practifum und NRelatorium 
über die verjchiedenen Proceßfächer völlig eingeführt wären, und Die 
Studirenden diefe Uebungen und Borlefungen mit Fleiß und Eifer 
betreiben würden, 

Soll man aber darüber entfcheiden, was dad geringere von 
zwei Uebeln fei, fo muß man unbedingt dem überwiegend logifchen 
und verftändigen Auffaffen der gefammten Nechtöwiffenfchaft, wenn 
auch mit geringerer Anhäufung ver Maffe des Detaild den Vorzug 
vor einem durch die Mafle ded Einzelnen verwirrten und unver— 
dauten Wiffen geben. Leider trifft man gar häufig foldhe viros 
beatae memoriae, qui exspectant judicium, bei denen man un« 
willkürlich an die Scene in Göthes Göz v. Berlichingen erinnert 
wird, wo Goͤzens Sohn zwar genau berzubeten weiß: „Sarthaufen 
ift ein Dorf und Schloß an ver Iart, gehört feit zweihundert Jah⸗ 
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ren den Herren von Berlichingen erb⸗ und eigenthümlih zu? — 
dagegen auf feined Vaters Bragen: „Kennft Du den Herrn von 
Berlihingen?” „Wem gehört Jarthaufen ?* Feine Antwort meiß, 
ald den Anfang feines auswendig gelernten Sprüchleins: „Jart« 
haufen ift ein Dorf und Schloß an der Jaxt.“ Wie hier Göz ». 
Berlibingen fagt, „Er fennt wohl vor Gelehrfamfeit feinen Vater 
nicht” — fo Fann man bei einer Menge junger Leute fagen, daß 
fie vor Gelehrfamfeit alle Ueberfiht verloren haben, und in bie 
größte Berlegenheit gerathen, wenn ihnen eine Frage in die Quere 
gemacht wird, die nicht mit ausdrücklichen Worten im Compendium, 
oder Gollegienhefte fteht, fondern den Verftand in Anfpruch nimmt. 
Daß folche gewiffenhafte Echo's ihrer Lehrbücher und Manuſcripte 
feine tüchtigen practifchen Gefchäftdleute fein können, Teuchtet von felbft 
ein: Geifteögegenwart und Verftandedgewandtheit ift zum Voraus 
eine unumgängliche Anforderung an den Beamten und namentlich 
an den Landbeamten noch mehr, ald an das Gollegialmitglien, ſo— 
fern letzteres feine meiften Gefchäfte nicht im perfönlichen Verkehre 
mit den Betheiligten erledigt, welche auf augenblidliche Erledigung 
warten. Keineswegs foll nun zwar damit gefagt fein, daß für 
practifhe Zwecke eine Kenntniß ded fogenannten allgemeinen Theils 
in einem jevem Rechtszweige genüge, oder daß ein überhaupt dürfe 
tiges Wiffen dennoch für vie Anwendung binreihe, aber nur muß 
von zwei Uebeln das geringere gewiß darin beftehen, daf die völlige 
Durdarbeitung aller Einzelheiten auf die Jahre der Anwendung 
verfchoben werde, dagegen die wiffenfchaftlihe Auffaffung der Lehre 
defto gewiſſer ftattgefunden habe, ohne daß damit zugegeben werben 
fol, dad vornehme Geiftreichfein, das vage Raifonniren ind Blaue, 
die bloße Abbetung einiger philofophifcher Säge und Floskeln könne 
für Hinreichenden Erfolg der academijchen Studien und für zulan- 
gend zum practifchen Leben erachtet werden. Denn pofltiner Stoff, 
nicht blos etwas Weniged del’ Esprit sur les lois gehört für vie 
Anwendung. 

Die Richtung der Prüfung foll daher vor allen Dingen dar- 
auf gerichtet fein, zu erforfchen, ob die jungen Leute nicht nur wirk— 
liches Wiffen, oder ob fie daſſelbe auch mit Verſtand in ſich auf 
genommen haben. Hiezu gehört, daß nicht blos eine Menge von 
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Einzelfragen auß den befondern Lehren der einzelnen Nechtspisciplis 
nen an fie gerichtet werde, fonvern daß fie nach Dingen gefragt 
werden, welche ſowohl Kenntniß des Materiald, als auch Nach— 
denken und Verſtand erfordern; und hiezu mögen Beiſpielsweiſe 
aus dem römiſchen Privatrechte die Darſtellung und Beurtheilung 
der verſchiedenen Lehrſyſteme für dad Privatrecht, aus dem Strafs 
rechte die Entwicklung des ganzen allgemeinen Theild des Strafe 
rechts oder im Einzelnen die Darftellung und Beurtbeilung ber 
verfchienenen Strafrechtötheorien, auß dem Givilprocefie bie Dar» 
ftellung ded8 Gangs eined einzelnen Rechtsſtreits mit Bezeichnung 
ber einzelnen dabei theild nothwendig, theild zufällig auftretenden 
Perfonen, oder die Entwidlung der Principien des Givilprocefied 
 Ciormelled Recht zu entwideln, Nothwendigfeit georbneter Gerichte, 
Ausſchluß der Kabinetäjuftiz sc.), oder die Darftellung und Beur- 
theilung der verfchiedenen Procefmarimen, im Strafprocefle die 
Characteriftif ded ganzen Gangd einer Unterfuhung nah Berfonen 
und Gegenftänden, oder die Gegenüberftellung der Principien des 
bürgerlihen und des Strafprocefed, bei den fummarifchen Proceſſen 
die Aufzählung und Characteriſtik derfelben im Gegenſatze gegen 
den ordentlichen bürgerlichen Proceß, oder die Darftellung des gan— 
zen Laufd eined Gantprocefied, im SKirchenrechte die Entwicklung 
der verfchiedenen Syſteme defjelben mit einer Beurtheilung verfelben, 
im deutichen Privatrechte die Trage nah dem Dafein eined allge- 
meinen deutfchen Privatrechts und feinem Werthe u. f. w. — ger 
nannt werben. 

Vermag ein Gandidat diefe Bragen zu beantworten, fo ift er 
gewiß in der Theorie des Rechts nach ver philofophifchen und hiſto— 
rifchen Richtung fo gründlich bewandert, daß man alsdann nur noch 
der Erfundigung nad der Kenntniß von einem gewiffen Detail aus 
den fogenannten befondern Lehren der einzelnen Rechtsdisciplinen 
bedarf, um ihn für einen jungen Mann zu erklären, der jeine 
Zeit ausgezeichnet gut angewandt hat. In den ragen nad) ven 
Einzelheiten aber follten immer wieder, fobald es gilt, die Tüch— 
tigfeit der jungen Leute für ven practifhen Dienft zu erproben, 
borzugdweife die Kehren, und die Bragen hervorgehoben werben, 
welche eine unmittelbare Beziehung auf dad Leben haben, diejenigen 
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Gegenftände aber, melde rein Literärhiftorifch, archäologiſch und 
antiquarifch find, follte man ven Prüfungen derjenigen jungen Leute 
vorbehalten, welche als philologifche und Hiftorifche Juriften — oder 
juriftiiche Philologen und Hiftorifer aufzutreten beabfichtigen. 

Die bisherige Ausführung hat, man muß dieß nochmals 
wiederholen, gewiß dargethan, daß ed keineswegs beabſichtigt wird, 
der wiffenfchaftlihen Ausbildung der Afpiranten für den Staats— 
dienft und die Advocatur den geringften Abbruch zu thun; im Ges 
gentheile würde eher der Vorwurf zu befürchten fein, daß den oben 
aufgeftellten Anforderungen an das Wiflen ver Candivaten immer 
höchſtens die Hälfte, oder gar nur ein Drittheil der biöher für be— 
fanden erkannten jungen Leute zu genügen vermöge, und eine 
ganze Menge der im Dienfte und der Advocatur Schon befindlichen 
Leute unter ſolchen Umſtänden nie angeftellt worden wäre. Aber 
ed ift befannt, daß die jungen Leute fo Manches im Laufe ihrer 
academijhen Studien lernen, das fie in ihrem ganzen Leben nie 
anwenden und brauchen Fünnen, das rein nur ald gelehrter Prunf 
erfcheint, das ihnen nicht einmal den formellen Nuten wiffenfchaft« 
liher allgemeiner Bildung gewährt, das fie, nad) ihrem eigenen 
Zugeftänpniffe, einzig nur „ded Examens wegen” ftubiren, um ed 
nachher fogleich wieder zu vergeſſen, und deſſen Erlernung ihnen 
deßwegen fatal ift, weil ed ihnen die Zeit zu Erlernung anderer, 
für dad Leben wichtiger Gegenftände entzieht. Diefe für den Pro— 
feſſor, nicht aber für den Practifer nöthigen Kenntniffe follten nie 
Begenitände einer Prüfung werden, melde vie Befähigung zur 
Rechtsanwendung ergründen foll: fie follten nur bei denjenigen juns 
gen Leuten erfragt werden, Die dem Gatbever, und zwar inäbefon» 
dere dem rein gefchichtlichen Fache fih zu widmen beabfichtigen, und 
dann hätten fie Zeit, die wahrhaft nothwendigen Fächer gründlich 
zu fludiren. 

Die weiter zu beiprechende Brage ift die Form der Prüfun- 
gen, und die Wahl der Prüfenden. 

In jener Beziehung ift e8 einleuchtend, daß vie ausführliche 
Darftellung folcher umfafjenden Gegenftände, wie die vorhin bes 
zeichneten, in feinem Kalle anders als fchriftlich erfolgen Fann, Zu 
ſprechen „wie ein Profeſſor,“ oder „wie ein Buch,“ ift den jungen 
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Leuten namentlich gegenwärtig keineswegs gegeben, wo bie Gelegen- 
heiten der Uebung im mündlichen Vortrage faft auf Null reducirt 
find. Nur erfi, wenn die Disputatorien, Repetitorien, Gonverfa- 
torien, die Practifa, die Nelatorien diejenige Beachtung erlangen, 
die im Voranftehenden ald nothwendig gefordert ift, wird bie Rede— 
fähigkeit der jungen Leute foweit entwidelt fein, daß fle eine 
kurze Darftellung eines Syſtems mündlich ganz zu geben vermögen: 
allein felbft der academifche Lehrer, welcher Jahr aus Jahr ein 
feinen Gegenſtand ſtets von vorn wieder beginnt, und alle Jahre, 
oft alle Halbjahre viefelben Entwicklungen gibt, dem alſo folche 
Darftellungen mehr und mehr geläufig werden müffen, wird nie 
verlangen, daß ein junger Mann fih in längerem mündlichen Vor— 
trage über die Befchaffenheit und den Werth eined ganzen Syſtems 
auh am Ende feined academifchen Lebens audzufprechen vermöge. 
Solche Darftellungen und Kritiken find aber auch ein ganz geeigneter 
Gegenitand für Schriftliche Prüfungen, weil fie den Unterfchleifen 
mittelft unerlaubter Hülfsmittel am beften vorzubeugen geeignet find. 

Es ift eine leivige und traurige Erfcheinung, daß die Mehr- 
zahl der Kandidaten fich nicht entblödet, mittelft unerlaubter Hilfd- 
mittel fich beffere Zeugniffe zu verfchaffen. Ließe fih ein Candidat 
ein ſolches unmürbiged Verfahren zu Schulden fonmen, bei dem 
ed juft noch haarſcharf um das Durchfallen herumgeht, fo ließe es 
ſich vom menfhlihen — freilih aber nie com moralifchen und 
rechtlichen Standpuncte aus, wenigſtens einigermaßen entfchuldigen. 
Aber diefe — Gemeinheit, um die Sache beim rechten Namen zu 
nennen, wird auch von foldyen jungen Leuten nicht verfchmäht, welche 
ded Erfolges der Prüfung im Allgemeinen fiher, auf dieſem nie— 
drigen Wege beffere Noten zu erfchleichen bemüht find. 

Die Mittel und Wege hiezu beftehen in der Regel in ber 
Ginfhmuggelung von folchen gedruckten oder fehriftlichen Arbeiten, 
worin die Notizen enthalten find, die der Candidat wiſſen foll: 
Entweder werben die Sragen in Fleinen Billets zum Fenſter hinaus 
geworfen, ober an einen veradrebeten heimlichen Ort veritedt, der 
außen befindliche Breund forgt für die Beantwortung, und bringt 
fle an den verabreveten Plag, oder ſchickt fie in einem der Werke her: 
ein, welche ald „Quellen® erlaubte Bücher find. Oder es werben 
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gar ganze Bücher, gebundene, wie ungebundene, an Schnüren zu 
den Fenſtern heraufgezogen, und abgefchrieben. Am häufigften aber 
ift die Einfhwärzung von Excerpten. Diefe werben unter ben 
Schreibmaterialien verftedt, welche der Candidat mitbringt, oder 
find im die Ueberdecken ver erlaubten Bücher eingefchoben, oder es 
find geheime Fächer der Schreibmappen damit auögefüllt. Haupt— 
fählih aber polftern und wattiren ſich die Gandivaten ihre Aermel, 
und alle Tafchen mit folchen Excerpten aud. Sind fie gang winzig 
compendiöd gefchrieben, fo werden fie in den Aermel verftedt, und 
dort beraudgezogen, ſobald ſich der Candidat nicht beobachtet fieht, 
oder werden ganze Schanzgen von Corpus juris civilis, canonici 
u. f. mw. erbaut, Binter denen man vie Ercerpte verbirgt. Sollte 
der Candidat feinen zu Betrügereien tauglihen Pla im Prüfungd- 
zimmer haben, fo geht man von Zeit zu Zeit auf ven Gorridor, 
oder in dad heimlihe Gemah, um ſich dort aus dem Excerpte zu 
inftruiren, dad Sacktuch wird auf den Tiſch gelegt, und ein Ers 
cerpt darunter verborgen u. f. w., kurz, wie der Schmuggler ven 
Bollbeamten, fo täufcht der Gandidat ven Auffichtöbeamten, und es 
gilt für eine ehrenhafte Lift, ven letztern möglichft verhöhnen, und 
feine pflibtmäßige Auffiht umgehen zu fönnen. Die Unmöglichkeit, 
eine Anzahl von mehr ald 3—4 Candiraten genügend zu überwas 
hen , ift einleuchtend, und wenn man auch fteted Auf und Abpa— 
troulliren anwendet, iſt ed natürlih, daß die jungen Leute aldbald 
ihre Hefte benügen, fobald man ihnen auch nur auf 2 Minuten 
im Auf» und Abgehen ven Rüden wendet. Sollte die Möglichkeit 
jeden Betrugd abgejchnitten werden, fo müßten die Gandivaten, mie 
die Sträflinge bei der Einlieferung in die Strafanftalten, ſich bis 
auf® Hemd entfleiden, und in einem anbern Zimmer Kleider an« 
legen, die vom Staate dahin geliefert wären. Auch in folden könn— 
ten fie aber auf dem Leibe ihre Exrcerpte mitbringen, und dieſe 
Behandlung wäre denn doch für ehrlichende junge Leute, mie ed 
glüdliherweife doh Manche unter ven Gandivaten gibt, gar zu 
herabwürdigend. Sind ed der zugleich zu eraminirenten Candi— 
daten zu viele, fo Fönnte man nicht genug Auffichtöbeamten finden, 
um vor jeden der erftern einen eigenen Hüter zu ftellen: wollte man 
fie in Eleinern Abtheilungen prüfen, jo müßten der Fragen zu viele 
gewählt werden, weil natürlih die Mittbeilung ver Aufgaben von 
den früher — an die fpäter geprüften jungen Leute nicht verhindert 
werben fönnte, 


(Bortfegung folgt.) 


XIII. 
fiterarifche Anzeige. 


Don Arnolp. 


Praftifhes Handbuch der Conſulate aller Länder. 
Don Heinrih Bernhard Oppenheim, Jur. utr. Dr. 
Erlangen, 1854, 8, 


Die Nothwendigkeit und Nützlichkeit der Conſulate ift allge 
mein anerfannt und immer mehr wird man gewahr, vie nadhtheilig 
ed für Handel und Induftrie, bei Staaten, welche Schifffahrt haben, 
auch für diefe ift, wenn ed an der erforderlichen und kräftigen Ver— 
tretung im Audlande fehlt. Immer mehr bildet ſich deshalb das 
Conſulatsweſen aus, aber jemehr es fih ausbildet, um fo mehr 
lehrt der Mangel an feftitehenden Grunvdfägen eben fo wie die 
Berichiedenheit der Prarid und der den Confuln gegebenen Inſtruc— 
tionen, wie nothwendig es fei, dieſe DVerfchiedenheiten zu kennen 
und auf allmälige Ausbildung gleichförmiger Grundſätze hinzuwir— 
fen. Nicht nur die Confuln, auch felbft die Regierungen können 
nur mit Mühe fih die Kenntnig des Beftchenden verfchaffen und 
wer — wie 3. B. Kaufleute, Meifende — öfters in die Lage 
fommt, den Schuß der Conſuln anzurufen, hat fein Hülfsmittel, 
fich fchnell zu belehren, wad er von dem Conful verlangen und ers 
warten fann: die Kenntniffe der Schriften über dad Voͤlkerrecht und 
jener über die Confulate und über das Geſandtſchaftörecht können 
aber nicht Jedem zugemutbet werden, welcher der Unterjtüßung ver 
Conſuln bedarf und ſelbſt für die Conſuln find diefe Schriften zu 
umfaffend, ald dag nicht ein Fürzerer Leitfaden zu wünſchen wäre. 

Diefem Bedürfniffe abzuhelfen, iſt das oben angezeigte Werf 
DOppenheimd fehr geeignet. Die Stellung der Eonfuln, ihre Ge- 
fhäfte, ihre Ernennung, ihre Annahme oder Zurüdweifung, ihr 
Wirkungsfreis, ihre Rechte und Pflichten find varin gründlich be- 
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Handelt und durch die Mittheilung verfchievener Gonfular» Inftruc- 
tionen, Confular-Tarife und Conſular⸗Acte ift eine fehr erwünſchte 
Erleichterung für die Vraxis gegeben. 

Die Lefer dieſes Werks werden dem Verfaſſer die Herand- 
gabe ald Verdienſt um Wiſſenſchaft und Praxis anrechnen. 


Lehrbuch der gerichtlichen Medicin. Für Nerzte und 
Juriſten bearbeitet von Dr. %. H. Schürmapyer. 
Zweite Auflage. Crlangen, 1854. 8. 


Schürmahers Lehrbuch der gerichtlichen Medicin iſt bereits 
fo allgemein als vorzüglih anerfannt, daß es einer Empfehlung 
dieſes Werks nicht bedarf. Es beurfundet durchgängig den miffen- 
ſchaftlich gebildeten Arzt und den erfahrenen Gerichtsarzt; es hält 
eine lobenswerthe Gränze zwiſchen unnöthiger Weitläufigkeit und 
undeutlicher Kürze ein, behandelt das Bekannte mehr compendiös, 
das weniger Bekannte und Nothwendige mehr ausführlich und hat 
das beſondere Verdienſt einer ſehr zweckmäßigen Anweiſung für die 
gerichtsärztliche Praxis namentlich auch bei Leichenobductionen, fuͤr 
welche ein Anhang noch beſondere Anleitung gibt. 

Richter und Gerichtsärzte finden in dieſem Werke ſchätzbare 
Belehrungen und die Anerkennung dieſes Werths bewährt ſich auch 
dadurch, daß nach dem Verlauf von einigen Jahren ſchon eine zweite 
Auflage erforderlich geworden iſt. 


Archiv für die ſtrafrechtlichen Entſcheidungen der 
oberſten Gerichtshöfe Deutſchlands. Herausgegeben von 
J. D. H. Temme, Dr. und ordentlichem Profeſſor der 
Rechte in Zürich. 1854. Erſtes Heft. Erlangen, 1854. 8. 


Dem erften Anblide nach fcheint es ein gewagted Linternehs 
men, ein Archiv für die firafrechtlichen Entſcheidungen der oberften 
Gerichtshöfe Deutfchlands in der Art heraußgegeben, daß es in allen 
deutſchen Ländern Intereffe gewährt. Denn es gibt fein in Deutfch- 
land allgemein geltendes Strafrecht, wie ed ein gemeined Civilrecht 
gibt, fo daß die Entfcheivungen in einem deutfhen Staate auch für 
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den andern Staat Beifpiel der Anwendung des geltenden Rechts 
find. Wer aber dad Weſen des Strafrechts in feiner Tiefe erfaßt, 
der weiß, daß es ftrafrechtliche Grundſätze gibt, welche in allen 
Ländern nothwendig gleich find und daß ſelbſt bei Verſchiedenheit 
ded Ausdrucks verjchievener Gefeßgebungen dieſen doch häufig diefel- 
ben Prineipien zu Grunde liegen; ja daß viele Bragen vorkommen, 
welche nicht aus dem Wortlaut der Gefehe, fondern nur mit Hülfe 
der Theorie entfchieden werden Eönnen. Die Grundwahrbeiten des 
Strafrechts find in allen Ländern dieſelben und die Schöpferfraft 
der Theorie wird unterftügt durch die Betrachtung des Lebend und 
durch die Berüdfichtigung der Ausſprüche gediegener Nichtertribunale. 

Bei der Heraußgabe einer Sammlung, wie die oben angezeig« 
te, fommt ed darauf an, daß die Wahl der mitzutheilenden Ent— 
ſcheidungen auf ſolche Tragen falle und fich beichränfe, welche von 
allgemeinem Intereffe und nicht durch die fingulären Beftimmungen 
einzelner Strafgefege hervorgerufen find, 

Betrahten wir nun dad vorliegende erfte Heft des Archivs, 
fo finden wir, daß Herr Temme eine glüdlide Wahl zu treffen 
gefucht und dieſen Zweck auch erreicht hat. Das Strafgefeb; deffen 
Gültigkeit; der Grundſatz, daß ohne folches fein Verbrechen; Uns 
zuläfligfeit analoger Auslegung; Wirkſamkeit des Strafgefeged in 
Beziehung auf Landesgränge, auf Inlänver, welche im Auslande, 
dann auf Ausländer, welche im Inlande over im Auslande Ver— 
brechen begingen; die Frage über rückwirkende Kraft des Straf 
geſetzes; Verhältni der allgemeinen Strafgefege zu den befondern; 
Aufhebung der Strafgeſetze durch Dejuetudo; Thatbeſtand des ers 
brechens; Subject veffelben; Zurechnungsfähigkeit; geminderte Zus 
rechnungsfäbigkeit; Verhältniß der Gutachten ver Sachverſtändigen 
zur richterlidhen Beurtbeilung ; Irrthum, insbeſondere Rechtsirrthum; 
Zwang; Nothitand; Nothwehr; das find die KHauptfragen, über 
welche das vorliegende Heft Entfcheivungen der intereffanteften Art 
mittheilt und die Borrede läßt und erwarten, daß in diefer Weife 
alle Materien des Strafrechtd ihre praktiſche Erörterung finden werben. 

In einem Werke wie das vorliegende findet der Theoretifer 
Stoff zu weiteren Vorfchungen, der Praftifer aller Länder aber Bes 
lehrung und Erleichterung für die Anwendung. Gewiß, ver wohls 
verdiente Beifall, weldden Seuffertd Archiv für Entjcheivungen 
der oberften Gerichte in den deutfchen Staaten (welches nur civil» 
rechtliche und civilproceffualiihe Gegenftände enthält) allgemein ges 
nießt, wird auch Temme's Archiy zu Theil werden. 


XIV, 
Einführung des Fallfdywertes in Bayern, 


In den älteren fieben Kreifen des Königreihd Bayern follen 
nun, wie bisher fhon in der Pfalz, die Enthauptungen mittelft des 
Fallſchwerts vollzogen werden. Es iſt diefed durch königliche Vers 
ordnung anbefohlen und es bedurfte biezu Feiner Zujtimmung ber 
Zandeövertretung, weil dad Strafgeſetzbuch v. 3. 1813. Thl. I. 
Art. 5. nur die Enthauptung, nicht aber die Art des Vollzugs ders 
felben anordnet. 

Seit den Gefegen vom Jahre 1848, melde in Straffachen 
dad öffentlih mündliche Verfahren mit Gefchwornen einführten, ift 
fein Akt der Juftizhoheit in Bayer mit fo allgemeinem Beifall bes 
grüßt worden, al® vie oben erwähnte Verorpnung. Denn wenn 
gleih vie Todesſtrafe an fih jchon vielen Bedenken unterworfen, 
als Abfchredungsmittel — namentlih auch in ven letzten Jahren 
in Bayern — fih ald ohnmächtig gezeigt hat und die gänzliche 
Abihaffung derfelben gewiß mit der Zeit eintritt, eine Beſchrän— 
fung verfelben aber auf wenige Fälle nothwendig und im Entwurf 
des neuen Strafgeſetzbuchs etwas vorbereitet ift, auch bisher fchon 
. die Weisheit ded Megenten die Strenge des Strafgeſetzbuchs durd) 
Begnadigungen milverte, fo bleiben doch noch immer Fälle übrig, 
wo die Verwandlung der Todedftrafe in Freiheitäftrafe dem Begnas 
diger nicht begründet erfcheint, und in ſolchen Fällen hatte Jeder, 
obgleich er die Anficht ded Begnadigers ehrt, doch eine Beforgniß, 
ob nicht der Mifletbäter mehr als er verwirft, zu erdulden haben, 
ob er nicht durch Miplingen des Streichs nody in den legten Augen⸗ 
bliden feines Lebend gemartert werde. Trat nun ein folder Fall ein, 
wie erft in dieſem Jahre ein graufenerregended Beiipiel in Mün— 
chen, fo bewirfte der Strafvollzug flatt deſſen, was dad Geſetz bes 
zwedt oder bezweden will, Mitleid mit dem Opfer, Unwille gegen 
die Art ded Vollzugs, ja Zweifel an ver Gerechtigkeit des Ge— 
ſetzes ſelbſt. 

Dank daher dem Monarchen, welcher durch einen Alt der 
Regentenweikheit der Humanität die gebührende Anerkennung ge— 
währt, der Staatégewalt und der Rechtspflege eine neue Stütze des 
Zutrauens und der Achtung verſchafft hat. Dank aber auch dem 
Rathe der Krone, welcher zu dieſem erfreulichen Beweiſe des Fort— 
ſchritts mitgewirkt hat. Arnold. 
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Pur Erhaltung und Entfaltung des Schwurgerid)ts 
in Deutſchland. 


Bon Hofgerichtsratb E. Brauer in Mannheim. 


Bei Einbringung der Bill wegen verfchiedener Verbeſſerungen 
im Berfahren der Gerichte (bei den courts of common law) ſprach 
der Lord⸗Kanzler von England in einem längeren Vortrag vom Ber 
bruar 1854 #) vor dem verfammelten Oberbaufe feine Heberzeugung 
in Betreff der Geſchwornen dahin aus: 

Obwohl er fih von jener gemöhnlichen und volksmäßigen blin— 
den Vorliebe für dad Schwurgericht völlig frei fühle, halte er doch 
dafür, daß das fchwurgerichtliche Verfahren in der in feinem Va— 
terland eingeführten Weife eines ver allerbeften Werfzeuge zur Er— 
mittlung der Wahrheit (machines for arriving at truth) fei, welche 
jemald erfunden wurden; er meine die Prüfung des Sachverhaltes 
dur Gefchworne unter Vorfig und Leitung eined Richters; ein 
Berfahren, demzufolge reine Thatfragen der Beurtheilung nicht 
rechtögelehrter Männer unterbreitet werden unter der Leitung und 
Anführung eines Mannes, ver in vorzüglichem Grade ein Rechtö- 
gelehrter und gemohnt ift, die Ihatfachen von einem gefeglidhen 
Geſichtspuncte anzufhauen. Fragen der Wahrheit und Gerechtigkeit 
würden biedurch beſſer erledigt ald durch irgend eine andere Art des 
Verfahrens. 

Defter wohl komme es vor — fügte der Lord-Kanzler hinzu — 
daß Gefhworene unrichtige Ausſprüche gäben, aber Richter ohne 
Zweifel ebenfalld, denn Jedermann fei dem Irrthume unterworfen. 
Mit gutem Gewiffen könne er indeß fagen, daß es während feiner 
elfjährigen Ihätigkeit ala Nichter manchmal vorgefommen ſei, daß 


*) Bol. die Times vom 28. Februar 1854. ©. 6. 


Don Brauer, 163 


Geſchworne einen Wahrſpruch abgaben, den er zuerft für unrichtig 
bielt, nad weiterem Nachdenken hingegen zu feiner Befrievigung 
ala richtig erkannte, Natürlich fei diefed nicht immer ver Fall; 
bisweilen habe er auch feine Ueberzeugung von der Richtigkeit feiner 
eigenen und der Unrichtigkeit der Geſchwornen feftgehalten, indeß 
glaube er auch bemerken zu müflen, daß es darum, weil der Rich— 
ter glaubte, die Geſchwornen hätten Unrecht, noch nicht gewiß war, 
daß fie wirflih Unrecht Hatten. 

Einen großen Vorzug babe das ſchwurgerichtliche Verfahren; 
den Vorzug nämlih, daß hiebei Perfonen, die wie Mechtögelehrte 
eine befonvere Fachbildung genofien und fo Die natürliche Beifted- 
rihtung hätten, die Gegenftände von einem fachmäßigen Geſichts— 
punct anzuſchauen, ihre Borftellungen durch Perfonen, melde von 
einem verfchiedenen Gefichtöpuncte darauf fhauten, berichtigt erhielten. 

Wenn diefer Ausspruch des Lord⸗Kanzlers in der Hauptſache 
nichts Neues enthält, fo ift er doch ald ein an ſolchem Orte, von 
ſolchem Munde, in folcher Weife abgelegted Zeugniß gewiß nicht 
ohne Bedeutung, ald ein Zeugniß in einem Lande, mo das Schwur⸗ 
gerichtsſyſtem, wenn auch nicht entiproffen, doch emporgewachſen 
und gereift, und ſchon fo mandjed Jahrhundert hindurch durch An- 
wendung. erprobt ift; als ein Zeugniß aus einem Wolke, welches in 
Bezug auf Erfahrungen und Erfindungen zu einem practifchen 
Zweck, in Bezug auf glüdlihe Wahl ver tauglichften Mittel und 
Werkzeuge zur Ausführung eines foldhen, ald ein ganz bejonderd 
begabted erfcheint; als ein Zeugniß endlich in einem Kaufe und an 
einem Orte, wo die Vertretung conjervativer Grundfäge ihren Höch- 
Ren, vorzüglich auf Geburtörechte geftügten Si und ihre Spige *) 
bat. — 

Ein audgezeichnetes Mitglied des Oberhaufeß, Lord Broug⸗ 
ham, in früherer Zeit ſelbſt Lord-Kanzler **), bemerkte auf den 





*) Der Lord» Kanzler ift der Sprecher bed Oberhaufes. 
+) Marquardfen bezeichnet in Jahrg. IV. Band 1, ©. 386 bed 
Gerichtsſaalß Lord Brougbam als denjenigen englifchen Rechts⸗ 
gelehrten, bei welchem er bie meifte Kenntniß bes ae Rech⸗ 
tes angetroffen habe. 
11 . 


164 Zur Erhaltung und Entfaltung des Schwurgerichtß ꝛc. 


angeführten Vortrag des Lord⸗Kanzlers unter Anderem: Niemand, 
welcher das Geſetz und die Verfaſſung ded Landes kenne und einige 
Erfahrung über dad Schwurgerichtsſyſtem befige ober jemals deſſen 
Wirffamfeit beobachtet habe, könne dem Gedanken einer allgemeinen 
Lodjagung nom Verfahren durch Gefhworne je Raum geben. 

Möchten unfere deutfchen rechtögelehrten Nichter, vie fo viele 
fach noch mit einem gewiffen Mißmuth auf das ihnen im Sturm« 
jahr 1848 gleihfam aufgevrungene Schwurgerichtönerfahren bliden, 
und deſſen alöbaldige oder allmälige Befeitigung wünfchen und hof: 
fen, durch längere Befanntfchaft mit dem fchwurgerichtlichen Syſtem 
und namentlih durch unmittelbare, felbitthätige Iheilnahme an 
ſchwurgerichtlichen Verhandlungen mehr und mehr zu der von jenen 
hochgeftellten und erleuchteten Männern audgeiprochenen Ueberzeugung 
befehrt werden. 

Eine eigene felbftthätige Theilnabme an Verhandlungen des 
Schwurgerichts ift, wie ich glaube, hiezu ver befte, obwohl nicht 
der einzige Weg, indem ohne foldhe eine gehörige Würdigung des 
ſchwurgerichtlichen Syſtems als eined lebendigen Organidmud weit 
ſchwerer ift, und der Blick vorzugsweiſe auf die Schattenfeiten bed» 
felben, die Weiterungen und Laften des Verfahrens mit Gefhwornen, 
gerichtet wird, während dieſe Weiterungen und Laſten, 3. B. die 
vorläufige Brüfung des Straffalled in den Anflagefammern, bie 
ſchwurgerichtlichen WVorbereitungdarbeiten u, dgl. öfters gerade für 
diejenigen Gerichtömitglieder, welche bei der Hauptverhandlung felbft 
nicht mitwirken, beſonders drüdend fein mögen. 

Ueber die Wirkfamfeit ver Schwurgerichte in Deutfchland und 
über den im Ganzen günftig zu nennenden Erfolg des ſchwurge— 
richtlichen Verfahrens ift in dieſer Zeitfchrift bereitd eine Reihe fehr 
beachtenswerther Zeugniffe niedergelegt worden. Hiezu gehören vor 
Allem vie fortgefegten Beiträge von Mittermaier, Jahrg. IV. 
Band 1, ©. 3, befonderd S. 10, 11, in Bezug auf Defter- 
reich, ebend. ©. 18, 211, in Bezug auf Preußen, ©. 299, 
391, in Bezug auf Bayern, Jahrg. IV. Band 2, ©. 3, 214, 
in Bezug auf Braunfhweig, Jahrg. V. Band 1, ©. 3, in 
Bezug auf Hannover, Jahrg. V, Band 2, ©. 399, ſodann bie 
Beiträge von Reihmann in Bezug auf Naffau, Jahre. V, 


Von Brauer. 165 


Band 1. ©. 269. 413., Band 2. ©. 3., befonderd S. 10., 251., 
345., von Krämwel in Bezug auf Preuffen ebend. Br. 1. ©, 
357., auch Delbrüd in Jabra. IV. Br. 2. ©. 167. 

Ein weiteres neuered Zeugniß über den für die Zukunft bes 
beutichen Schwurgericht8 vorzüglich wichtigen Erfolg des ſchwurge— 
rihtlihen Verfahrens in Preußen findet fih in ver Allgemeis 
nen Zeitung vom Jahr 1853 (Mr. 293. ©. 4674.) in einer 
Mittheilung aus Berlin vom 16. October. Es kamen hienach 
bis zu 30 Schwurgerihtöfachen in einer Sitzung zur Erlebigung, 
ohne daß gegen einen einzigen Wahrſpruch mit Grund eine Nüge 
erhoben werden Fonnte; überall fanden vie Wahrfprüche mit der 
Anſicht des Gerichtshofes in Uebereinſtimmung. in Borfigenver- 
bezeichnete unter 131 Strafſachen nur 3 von den Geſchworenen ab⸗ 
gegebene Wahrfprüce als nicht jachgemäß. 

Ich freue mich, daß ich in der Lage bin, über die Wirkſam⸗ 
feit de8 Schwurgerichts im Großherzogtfum Baden ein recht gün- 
ftiged® Zeugniß hinzufügen zu fönnen. Freilich umfaflen unfere 
fhwurgerichtlichen Erfahrungen der Zeit nach erft die mäßige Dauer 
von nicht gang 3 Jahren*), und dem Raume nach find meine eige- 
nen unmittelbaren Erfahrungen über das Schwurgeridht auf den 
einen der 4 Hofgerichtsbezirke, den Bezirk des Mannheimer Hofge- 
richts, befchränft; indeß hat jener Zeitraum doch ſchon einen nicht 
unbedeutenden Stoff zu Erfahrungen geliefert, und es kamen gerade 
bei dem Schwurgericht dieſes Bezirks Bälle von befonderer Wichtig« 
keit vor, mie der befannte Vergiftungsproceß gegen Stadels 


*) Die Schmwurgerichte in Baden find feit bem 1. Juli 1851 in Wirk— 
famfeit, gemäß Gefeg vom 5. Febr. 1851. Das frühere Schmwur- 
gerichtägefeg vom 17. Februar 1849 trat megen ber nadhgefolgten 
traurigen Ereigniffe nicht in das Leben. Nach dem Entwurf biefes 
legterwähnten Gefeged maren «zufolge einer beſondern gefeglichen 
Beitimmung) ausnahmsweiſe bie feit März 1848 bid zum 
Schluße ber betreffenden Unterſuchung vorgefommenen hochrerräthes 
tifchen Unternehmungen von Struve und Genoffen fhwurgerichts 
lich abzuurtheilen. Der unglücliche Erfolg dieſes unglücklichen Ver— 
ſuches ift befannt. 
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mann*), fodann im Sommer 1853 ein ſechswoöchentliches Schmur- 
gericht in Moß bach**), veranlaßt dur eine Dvenmälder Diebs⸗ 
barde, die Tängere Zeit die Sicherheit jener Gegenden gefährvet 
batte, überdieß aber ftehen mit ven in diefem Bezirk gewonnenen 
Erfahrungen nad Mittheilungen, welde zum Theil auch an die 
Deffentlichkeit gelangt find, die Erfahrungen der andern Bezirke, fo 
weit bekannt, nit im Widerſpruch. 


Bei dem Schwurgerichte des mehrerwähnten Bezirks Fam unter der 
im Ganzen ziemlich beträchtlichen Zahl abgeurtheilter Anklagefachen nur 
felten ver Fall vor, mo der Ausſpruch der Gefhworenen der Heberzeugung 
der Richter, und gar ver Gejammtheit derfelben widerſtritt und wo 
ein ſolcher Fall etwa vorfam, da mußte man doch öfterd anerkennen, 
daß es nicht unzweifelhaft war, ob die Wahrheit auf der Seite der 
rechtögelehrten Auffaffung ſich befand, ja bei weiterem Nachdenken, 
wenn man über die fahmäßig bergebrachte Anſchauungsweiſe ſich zu 
erheben vermochte, mußte man wohl auch (nach dem Beiſpiel des 


*) Mitgetheilt in ben Annalen ber bab. Gerichte. Jahrg. 1852. 
Nr. 35. 44. 


“*) Diefe Sigung bot in mehrfacher Hinficht ein beſonderes Intereſſe 
bar. Eine fortgefeßte, unverfennbare Theilnahme an der neuen Ge» 
richtsanftalt gab fich bei Perfonen aus allen Ständen fund, und 
ber Eindruck des Schmurgericht3 in jenen Gegenden wird wohl auf 
längere Zeit von guter Nahmirfung fein. Es verdient hiebei be— 
merkt zu werben, baß in ber Nähe von Moßbach noch bis zu An— 
fang biefes Jahrhundert ein mit dem Schmwurgericht nahe verwand⸗ 
tes Gericht, dad Gentgeriht zu Möckmühl ſich erhalten hatte. 
Dort wurde nad) Maafgabe der alten Gentorbnungen jeded Viertel» 
jahr von dem Gentgrafen und 36 durch freie Wahl beftellten Rich— 
tern (unter Mitwirkung des Vogtes als Ankläger) über ſchwere Ber- 
brechen aus dem Gebiete verfchievener Landesherren verhandelt und 
abgeurtbeilt. Näheres über dieſes Gericht in Sarwey's Monat» 
fhrift für Juftizpflege in Würtemberg, Bb. 7. S. 473—501. — 
Im Badifchen erhielt fih dad Schöffengeridht bis in bie 
zweite Hälfte bed vorigen Jahrhunderts (in Baden- Durlach) bis 1753, 
in Baben-Baben bi8 1786). Duttlinger im Archiv für Rechtd- 
pflege und Geſetzgebung in Baden, Bb. I. ©. 547. 
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Lords Kanzlerd von England) ſich bisweilen geftchen, daß Vernunft 
und Wahrheit auf Seite ver Geſchwornen war. 

Zum Belege dieſer Testen Behauptung mögen folgende zwei 
Beifpiele dienen: 

1) Nah der Anklage war in der Nähe von Ladenburg eine 
Srauensperfon im Alter von 45 Jahren von zwei Burfchen nach 
einander genothzüchtigt worden (übrigend unter eigenthümlichen Um- 
ftänden; große Gewalt fcheint nicht nöthig gemweien zu fein, auf 
hatte die Genöthigte, wenn ich nicht irre, nach der That non dem 
Einen ein kleines Stück Geld angenommen). In dem Zeugniß des 
Bürgermeifterd war der Huf jener Frauensperſon ald gut bezeich- 
net, weßhalb die Anklage und deren Begründung dahin gieng, daß 
das Verbrechen an einer in Anfehung ihrer Geſchlechtsehre unbe 
fholtenen*) Srauendperfon verübt worden fei. Es ergab fi 
jedoch bei der Verhandlung, daß die Genöthigte fhon mehrere 
unehelihe Kinder geboren hatte und zwar von verfhiedenen 
Vätern. Die Geſchwornen verneinten demgemäß, ver nadhfichtigeren 
rechtögelehrten Auffaffung zuwider, die Unbefcholtenheit — nad Sadı= 
lage wohl mit gutem Grund, 

2) Ein Dienflfneht von Heidelberg war angeflagt, einen an» 
dern Knecht getöntet zu haben, indem er venfelben zur Nachtzeit 
die jteile, 17 Stufen enthaltende und fharffantige Steintreppe hin⸗ 
unterftieß- 

In Bezug auf den Grad der möglichen Vorausfidht ded toͤdt⸗ 
lichen Erfolges **) erklärten vie beiden Untergerichtsärzte, daß der 
Tod nur ald [ehr unwahrjheinliche Folge der Handlung bed 
Ihäterd betrachtet werden Fonnte: zwei höhere Gerichtdärzte dagegen, 
der Mevicinalreferent des Hofgerichtes und dad erfchienene Mitglied 


*) Bon dieſem Umftand bieng ed, nach der nicht glüdlich gewählten 
Unterfheidung bed badifchen Strafgeſetzbuches $. 335, V. im vor— 
liegenden Falle ab, ob auf eine Strafe von mwenigftend 3 Jahren 
Zuchthaus oder auf Arbeitshaus nicht unter 1 Jahr zu erfennen mar. 

”) Badiſches Strafgefepbud $. 212. 213. Es war ein Fall ber 
ſ. 9. fahrläfigen, durch vorfägliche Körperverlegung verurfachten 
Zöbtung- 
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der oberften Sanitätebehörde, erklärten, daß ver Top als fehr 
wahrſcheinliche Folge der Handlung voraudgefehen werben 
fonnte. Die Gefchworenen, (melde in dieſem Balle auch den Vor— 
bedacht mit Recht verneinten) nahmen in ihrem Wahrfpruh das 
Vorhandenſein des zwifchen jenen beiden Graben in der Mitte lies 
genden dritten Graved an und nad) den Berhältniffen und bei fol 
chem Widerſtreit der Meinungen der Sachverſtändigen ſelbſt vom 
Standpunfte ded gefunden Menfchenverftandes aus mit vollem Recht. 

Ich könnte noch mehrere Beifpiele — Art vorführen, 
die obigen werden jedoch genügen. 

Die Geſchwornen zeigten, wie ſich insbeſondere auch bei dem 
langen und anftrengenden Schwurgericht zu Moßbach“) bewährte, 
im Allgemeinen Eifer und Ausdauer, dabei Gewiſſenhaftigkeit und 
Achtung vor dem Geſetze, und auch unſere Anwälte beurkundeten 
meiſtens in anerkennungswerther Weiſe, daß ſie ihre neue Aufgabe 
und Stellung richtig auffaßten. Wenn anfaͤnglich die langjährige 
Angewöhnung an das alte Verfahren noch öfter ihre Nachwirkung 
äußerte, wenn namentlich) von Seiten der Bertheiviger noch öfter vie 
Schablone der alten Beweisvorſchriften zu Hilfe genommen und bie 
und da auch wohl eine Bertheidigung nad dem in bürgerlichen 
Streitfahhen hergebrachten Schuß» und Trutz-Syſtem geführt wurde, 
fo find doch folche Erfcheinungen feither feltener geworden und uns 
fere Anwälte fanden fi bald in das neue Verfahren. Es zeigte 
fih bald mitunter, daß gerade folche Anwälte, von denen man dieß 
nah ihrer bisherigen Wirkjamfeit im bürgerlichen Proceſſe, dem 
früheren Hauptgebiete anwaltliher Ihätigfeit, weniger erwartet 
bätte, fich leicht in das neue Verfahren fanden und den richtigen 
Weg einfchlugen, einigemal Fam e& fogar vor, daß das Beftreben, 
feine Ehrenhaftigkeit und Gewiſſenhaftigkeit in Anerkennung der 
Wahrheit Fund zu geben, einen Bertheidiger noch etwas über die 
durch den Standpunet der Bertheidigung vorgezeichnete Grenze Hins 
audführte**). 


*) Die Laft war biebei, wegen ber ſechswöchentlichen Dauer des Schwur⸗ 
gerichts, für einzelne Geſchworene eine ſehr drückende. 
*) Ein folder Fall war wohl ber, wo ein Bertheidiger in Bezug auf 
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In manden Stüden, befonderd auch in jenem anfcheinend 
leichten, in Wahrheit aber ſchweren Hauptſtück, der fo nothmwendis 
digen Maaßbeihränfung und Kürze der Nede, wird die Erfahrung 
nod ihr wohlthätiged Lehramt üben. Auch vie Richter, die Vor— 
figenden und die übrigen Gerichtömitalieder, fowie auch die Staatd« 
anwälte haben von ihr ſchon Bieled gelernt und noch Manches zu 
lernen *). 

Endlih war auch die Haltung ver Zufhauer und Zuhörer 
aus dem Molke, welches überhaupt eine rege Theilnahme am Schwur⸗ 
geriht an den Tag legte, in ver Regel eine anftändige, dem Ernft 
des Gegenftanded entiprechende. Unordnungen und Störungen von 
irgend einer Beveutung famen niemald vor **), 

So find denn bie bisherigen Ergebniffe des ſchwurgerichtlichen 
Verfahrend in Baden im Ganzen günftig und vie Achtung vor ber 
neuen Gerichtdanftalt, ja die Zuneigung für diefelbe ift in fletem Zu— 
nehmen, keineswegs im Abnehmen begriffen, wie fehr auch noch im— 
mer einzelne Mechtögelehrte (in vertraulichen Unterredungen) bie 
Wiederabfhaffung des Schwurgerichtd für die Zukunft als etwas 
fih von felbft Verſtehendes, Unausbleibliches Hinzuftellen bemüht 
fein mögen, 

Südlicher Weile denkt wohl bei und, im Kreife derjenigen, 
die hierüber zu entjcheiden berufen find, zur Zeit Niemand ernitlich 
an die Wiederabfchaffung; man mill weitere Erfahrungen einſam— 
meln ***) und bei ver fürzlich angeregten Einführung einiger DBers 


feinen allerdings fehr fchlecht beleumundeten Schügling tie Verthei— 
bigung mit den Worten begann: er fei weit davon entfernt, einen 
Mohren wei wafchen zu mollen... In ähnlichen Fällen 
wird der Vertheidiger beſſer durch Echweigen als durch Reben feine 
Achtung vor der Wahrheit fundgeben. 

*) Nichtigfeitöbefchwerden Fommen im Ganzen nicht häufig, ein Fall 
wirfliher Gaffation fam im Unterrheinkreiſe noch gar nicht vor. 
Uebrigens kennt dad babifche Geſetz Feine ausdrücklich angedroh— 
ten Richtigfeiten. 

**) Namentlich nicht Unorbnungen ähnlicher Art, wie Reihmann in 
Jahrg. V. B. 2. ©. 256. aus Naffau berichtet. 

**) Mie follte auch eine weife Geſetzgebung eine jo weſentliche Aende- 
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befferungen im ſchwurgerichtlichen Verfahren hat ſich die Anficht 
geltend gemacht und, wie es fcheint, auch Üübermogen, daß man am 
Schwurgerichtögefeh nicht rütteln folle, 

Ich denke aber, dab die weiteren Erfahrungen ebenfalld nicht 
ungünftig ausfallen follen. Je mehr die Zahl der Männer ſich ver- 
größern wird, welche das fehmurgerichtliche Verfahren aus eigener 
thätiger Mitwirfung over doch aus näherer Anfhauung und Prüs 
fung fennen gelernt haben, defto mehr wird wohl die Ueberzeugung 
zum Durchbruch kommen, daß Die Vorzüge dieſes Verfahrens die 
Nachtheile deſſelben bei Weitem überwiegen, daß namentlich dieſes 
Berfahren mehr ald irgend ein anderes geeignet it, ein flarfes, 
lebendiges Rechtsbewußtſein im Volke zu erwecken und zu erhalten, 
indem es für den befieren Theil der Bürger eine fortwährende 
Schule gefegmäßiger Ordnung und geläuterten Rechtſinns bildet 
(ein in unferen Zeiten nicht hoch genug zu ſchätzender Vorzug) und 
daß dafielbe auf der andern Seite auch .die Stellung und dad An- 
fehen der Nichter nicht ungebührlich fchmälert, wie es bei oberfläch- 


rung bed angenommenen Gerichtsperfahrens ohne bie bringenbften 
Gründe fchon nach fo furzer Zeit bed Beftehend für rathfam erach⸗ 
ten! Bol. v. Jagemann, die Zukunft der beutfchen Schmurge- 
richte, im Gerichtäfanl Jahrg. IV. Bb. 2. ©. 352. 

Man führe hiegegen nicht die öfterreichifche Geſetzgebung an. 
Die in Defterreich vollzogene Wiederabfchaffung der Geſchworenen 
findet wohl in ben befonberen ftaatlichen Berhältniffen diefed Reis 
ches, im Zuftand einzelner Landedtheile gegenüber dem Bebürfnip 
einer einheitlichen Geſetzgebung ihre genügende Erklärung und Rechts 
fertigung. Die neue Strafproceforbnung vom Juli 1853 zeigt übris 
gend in vielen trefflihen Beftimmungen, daß bie üfterreichijche Ge— 
feßgebung den Anforderungen einer zeitgemäßen Nechtöpflege Nech- 
nung zu tragen bemüht war. 

Im Königreih Sachſen hat der fehr unglüdliche Ber- 
ſuch, dad Schwurgericht vorläufig in Preßſachen und bei politifchen 
Bergehen allein in's Leben treten zu lafjen, im Berein mit fon» 
ftigen eigenthümlichen Berhältniffen zur Losfagung vom ſchwurge— 
tihtlihen Syſtem geführt. An Sadhjen- Altenburg haben ähn- 
lihe Gründe (und wohl auch dieſes Beifpiel) das gleiche Ergebniß 
hervorgebracht. 
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licher Betrachtung ſcheinen kann, fondern vielmehr erhebt und befe— 
fligt, indem es die richterliche Ihätigkeit gegen die gewöhnlichen ge= 
bäßigen Mißdeutungen ficherftellt und zugleih auf ihrem ureigenen 
Gebiete, dem Gebiete eigentlicher Rechtöfragen, unverkennbar erhöht. 

Wenn nun nah dem Dbigen der Werth und Borzug des 
fehwurgerichtlichen Verfahrens, ven man bei deſſen Einführung mes 
niger in Lehre und Wiffenfchaft als durch die That allgemein an— 
erkannte, fih durch die biäherigen Erfahrungen beftätigt hat, fo 
wird ed die Aufgabe einer weifen, im höheren Sinne confervativen, 
Geſetzgebung fein, auf die Erhaltung und Entfaltung dee Schwur- 
gerichtd für die Zukunft forgfam hinzuwirken, und ihm ein eriprieds 
liches Gedeihen zu fichern. 

In diefer Richtung follen 3 Hauptpunfte hervorgehoben wer—⸗ 
den, von denen jeder befondere Beachtung verdient, bier aber vorzüg⸗ 
lih der dritte näher erörtert werden foll, weil er gerade derjenige 
ift, welcher am Teichteften mißachtet und in Bolge dieſer Mifachtung 
für dad fchwurgerichtliche Verfahren überhaupt verhängnißvoll und 
verderblih werben Fann. 

In Bezug auf die beiden erften Punfte werden kürzere An- 
deutungen für unfern Zweck genügen. 

I. Daß das ſchwurgerichtliche Verfahren unferen einheimi- 
ſchen Zuſtänden in angemefiener Weife angepaßt werden muß, und 
nicht in unveränderter Geftalt nach einem fremden Vorbild, indbe 
fondere nah dem gepriefenen und preiöwürdigen englifhen Mufter 
bei und in dad Leben treten konnte, hat man gleich bei deſſen Ein= 
führung in Deutſchland, felbft in jener Zeit des allgemeinen Stur- 
med und Dranged keineswegs verfannt. Es geihah die Einführung 
der Schwurgerichte, wenn auch mit manchen Abweichungen im Ein- 
zelnen und theilweiſe (in einigen Puncten) mit größerer Annähe- 
rung an die englifchen Einrichtungen *), überall in der Weife, wie 


*) Dahin gehört z. B. dad Erforderniß der Einftimmigfeit 
ber Geſchworenen, jobann die Zulaffung von Special-Verdicten 
bei Zweifeln über die rechtliche Würbigung ter Ihatfahen (Braun 
ſchweig. Geſetz $. 140. 142.), ferner die Umgehung des Wahr— 
ſpruchs bei unbeſchränkten Bekenntniß bed Angellagten 
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fie überhaupt auf dem europälfchen Beftlande (zum Theil im Ein- 
ange mit dem fchottifchen Gerichtönerfahren) Eingang gefunden 
baben. 

Die bieher gehörigen Hauptabweichungen vom englifchen Urbild 
find, kurz zufammengefaßt, folgende: 

1) Verfolgung aller Verbrechen durch Staatdanwälte 
(audgebilvete Staatdanwaltfchaft) ftatt blofer Brivatanflage; 

2) Geheime Vorunterfuhug (nah dem Grundſatz ver 
Unterfuhung von Amtswegen) ald wefentliche Grundlage ftatt eines 
Eurzen, öffentlichen Vorverfahrens; 

3) Anflagefammern ftatt befonderr Anklage⸗Ge— 
ſchwornen (Befeitigung der großen Jury); 

4) Shwurgerihtähöfe ald vollftändig beſetzte Eollegien 
ſtatt einzelner Richter zur Abhaltung der Schwurgerichts-Verhands 
lungen; 

5) Bei der Verhandlung: Nähere Bernehbmung des 
Angeflagten, Bernehmung der Zeugen durch ven Vor 
figenden, nicht unmittelbar durch die Parteien; andere Stel. 
lung des Vertheidigers; 

6) Wahrfpruch der Gefhworenen nah Stimmenmehrheit 
ftatt ver Einftimmigkeit; veögleichen nach innerer Ueberzeugung 
ohne Rüdficht auf gewiffe hergebrachte Beweisgrundfäße (ohne ein 
law of evidence). 

7) Beichränfung des fchmwurgerichtlihen Verfahrens auf die 
ſchwereren Strafjaden. 

Wir dürfen niemald vergeffen, daß wir und auf deutſchem, 
nicht auf englifhem Boden befinden, und daß mir unferer gefchichte 
lichen Rechtsentwicklung, die mit Volkdart und Volksſitte im inni» 
gen Zufammenhang fteht, die gebührende Rechnung tragen müffen, 
wenngleich jene Rechtdentwidlung öfterd unter wibrigen Einflüffen 
gelitten hat *). 

(Preuß. Verordn. v. 3. 1849. $. 98., Geſetz v. 3. 1852. Art. 74. 

75.5 in Art. 77. findet fi auch eine Annäherung an bad engli— 

ſche Kreugverhör), beögleihen bie@infchränfung ded Reſume's 

(Bayerifches Geſetz Art. 171). 

*) Die geſchichtliche Thatfache, daß dad Schwurgericht überall in 
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Meinungsverfihiedenheiten in Bezug auf biefen eriten Punkt 
drehen ſich faft durchgehends nur um dad Mehr oder Minder in 
der Abweihung vom fremden Urbilde. ine nähere Ausführung 
darüber hier an diefem Orte beifügen, hieße „Eulen nad Athen 
tragen." 

II) Der zweite Punkt, worauf bier hingewiefen werden foll, 
betrifft die nothwendige Berminderung und Erleihterung 
der Laften des fhmwurgerihtlihen Berfahrene Daß 
lesteres, wie e8 bei und Eingang gefunden hat, große Xaften für 
Gefhworene, Richter und Anwälte, fowie auch theilweiſe für vie 
Angeklagten felbft im Gefolge hat, Laften und Weiterungen, die 
leicht fjehr vrüdend winfen und eine Mifftimmung gegen diefe Art 
des Berfahrend hervorrufen können, Täßt fich nicht verfennen, wenn⸗ 
gleih ein Theil. der bezüglichen Laſten und Weiterungen auch bei 
einem öffentlihen und mündlichen Strafverfahren ohne Gefchworne 
vorfömmt. Es ift daher im Intereffe der Erhaltung und Entfal« 
tung ded Schwurgerichtd felbit erforderlich, daß auf möglichfte Vers 
minderung der Laften und Weiterungen, auf thunlichfte 
Erleihterung Bedacht genommen werde: 

1) Vor Allem wird fich die Befchränfung des Schwurgerichte 
auf wirklich ſchwere Verbrechen, mithin eine Ausſcheidung aller 
unbedeutenderen DVergehungen aus der Reihe ver Schwurgeridhtäfas 
Ken empfehlen, mögen ſolche unbedeutendere Vergehungen au in 
dad Gebiet ver Politif oder der Preffe einfchlagen. Für dieſe letzte— 
ren eine wefentlihe Ausnahme in Bezug auf den angebeuteten 
Grundſatz eintreten zu Taffen, fcheint weder im Weſen der Sache ger 
nügend begründet, noch im Interefje ver Schwurgerichtsanſtalt felbft 
wünſchenswerth. Es genügt für folde Bälle eine öffentliche und 





der franzöfifchen Geſtalt bei und Eingang gefunden hat, bürfen 
wir nicht als eine blos zufällige, non inneren Urfachen unabhängige 
Erfcheinung behandeln. Richtig bemerkt in diefer Beziehung Del- 
brüc in Jahrg. IV. Band 2 Seite 182 des Gerichtsſaals, „Wir 
haben e3 nun einmal in dem franzöfifchen Zufchnitt überfommen, 
und zwar nicht woillführlih, fondern vermöge einer gefchichtlichen 
Bermitielung, die faft eine innerlid nothwendige genannt werben 
muß.” 
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mündlide Verhandlung ohne Geſchworene. Die gegentheilige Aufs 
faffung der Sache beruht auf der rechtlich nerwerflichen und für bie 
Ausbildung des Schwurgerichtöwefend verberblihen Grundanſicht, 
daß dad Schwurgeriht eine vorzugsweiſe politifche Einrich- 
tung fei, während doch in Wahrheit vasfelbe als eine Recht dan⸗ 
Ralt aufgefaßt werden muß *). 

Im Großherzogtum Baden hat fih beſonders in Bes 
zug auf die f. g. gefährlihen Diebftähle dad Bedürfniß ei- 
ner Beichränfung der ſchwurgerichtlichen Zuftändigfeit kundgegeben, 
indem nad ven jehr allgemeinen und dehnbaren Beſtimmungen bed 
$. 381 des Strafgefeßbuches, welches überhaupt nicht auf Geſchwor⸗ 
ene berechnet war, öfterd allzu unbedeutende Diebftahlafälle vor das 
Schwurgeriht gelangen können. Namentlich auch unter den Ges 
fchworenen felbft hat dieſer Uebelftand, wodurd der Ernft und bie 
Bedeutung des Schwurgerichtd Leicht geichwächt werden kann, fi 
bald fühlbar gemaht**). Die Gejebgebung bat auch bereits ihre 
Aufmerkjamfeit auf diefen Gegenftand gerichtet, für jet ſcheint aber, 
wie ſchon oben erwähnt wurde, die Rückſicht überwogen zu haben, 
daß man an dem Schwurgerichtögefeß nach fo Furzer Zeit nicht rüt- 
teln foll, und daß die Anflagefammern dur beichränfende Ausle— 
gung und fachgemäße Anwendung ded Geſetzes ven Uebelftand bejeis 
tigen oder vermindern koͤnnen ***), 

2) In Bezug auf die erforderliche Zahl ver Hauptgeſchwore⸗ 
nen dürfte fi die in Hannover und Würtemberg nah dem 


) Vrgl. Buchner bie politifche Auffaffung des Geſchwornengerichts im 
Jahrg. V. Band 2. S. 192 des Gerichtsſaals. 

**) Aehnliche Erfahrungen hat man auch in anderen beutfchen Ländern 
gemacht, 3. B. in Braunfhmeig f. Jahrg. V. Band 1,6. 12 des 
Berichtöfaald, in Naffau, ebend. ©. 302. 

**), Die erjiere Rückſicht ift in der That von unverfennbarem Gericht 
und eine burchgreifende Abänderung unfered Schwurgerichtsgeſetzes 
wäre wohl noch feinesfalld an der Zeit gewefen. In Bezug auf bie 
zweite Rückjicht dagegen wird fich erinnern laſſen, daß ein Rütteln 
am Geſetz von Seiten der Auslegung, (wenn unfere Anflagefammern 
etwa hiezu geführt werben follten) als ein ungleich größeres Webel 
erjcheinen würde. 
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Borgang von Belgien*) angenommene Herabſetzung berfelben von 
30 auf 24 empfehlen. 

Hiewegen ift insbefondere $. 15. und 27. des hanndverifchen 
Geſetzes über die Bildung der Schmwurgerichte in U. Leonhard’ 
Juftizgefeggebung von Hannover Band IL, ©. 49 unvfolg. 
zu vergleichen, Mit Necht wird dort bemerkt, das Erforberniß ei- 
ner größeren Zahl würde nur dazu dienen, die Laſt des Geſchwor—⸗ 
enendienfte auf noch mehr Perfonen zu legen und eine Koftenvere 
mebrung herbeizuführen, welche in feinem richtigen Verhältniße zu 
dem Bepürfniffe einer erweiterten Ablehnungdbefugniß ſtehen dürfte. 

Unfere Erfahrungen in Baden, namentlich im Bezirk des Mann 
heimer Hofgerichts, Haben wenigftend die Nichtigkeit diefer Bemer- 
fung beftätigt. Bon dem Recht ver Ablehnung einzelner Geſchwo—⸗ 
tenen wurbe meift gar fein oder doch nur ein geringer Gebraud 
gemacht; auch gefchah es nur felten, daß von ven 8 Erfagmännern 
woraus die Zahl der Hauptgefhwornen nöthigenfall® zu ergänzen 
if, auch nur ein einziger in Anfpruch genommen werden mußte und 
zu thätiger Mitwirkung fam, während die Mitwirfung ſolcher am 
Situngsdort felbft wohnenden Geſchwornen, da fie nach ihrer Bils 
dung zu den befähigteren zu gehören pflegen, eber von Vortheil, 
« ald von irgend einem Nachtheil iſt. 

Es wird demgemäß die angeregte Herabſetzung der Zahl ver 
Hauptgefhwornen**) füglich durchgeführt werden fünnen, ohne daß 
ſelbſt für Fälle außergewöhnliher Art, worauf bier allerdings geeig⸗ 


*) Geſetz von Adten Mai 1838 Art. 12.13. verglichen mit Code d’in- 
struction erim. Art 393, (früher 395.) 

2 Leue in Art. 5 und 6 ber „Örunblagen für das deutſche Geſchwor⸗ 
nengericht” verlangt im Gegentheil die Erhöhung ber Bahl von 
30 auf wenigjtend 36 (und höchſtens 40 ftatt 36). Er bemerft hie 
zu, es fcheine billig und confequent, baß ber Angeklagte, wenn ihm 

42 Gefchmworene aus ber Lifte als feine Richter aufgenöthigt werben, 
bie er nicht veriweigern fünne, wenigjtend eine gleiche Anzahl ab» 
lehnen dürfe, und ebenfo der Anfläger. Diefer Grund ſcheint aber 
nicht überzeugend und bürfte im Hinblid auf bie Erfahrung von ges 
ringem Gewicht fein. 
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nete Nüdficht zu nehmen ift, ein erheblicher Nachtheil zu beforgen 
ftände. 

3) In foldhen Fällen, in welchen ver Angeklagte vor dem 
Schwurgericht alsbald ein umfafjfendes unbefhränftes Ge 
ſtändniß der That ablegt, wird in der Megel eine wefentliche 
Abkürzung der Gerichtöverhbandlung, die Weglaffung des alddann 
überflüffigen Wahrfpruches der Gefchworenen, jevenfalld die Umgeh— 
ung der Abhör einer größeren Zahl von Zeugen über nicht beftrit- 
tene VBerhältnifje fowie eine weſentliche Vereinfahung der mündlis 
hen Begründung der Anklage am Plate fein, und die Geſetzgebung 
wird hiewegen angemeflene Vorſorge zu treffen haben. 

In England und Schottland wird ja in jedem Falle, 
in welchem der Angeklagte auf Borlefung der Anklageſchrift fich fchuls 
big befennt, und auf Vorftellung dabei verharrt (pleads guilty) das 
Urtheil ohne Erhebung eines Wahrſpruchs vom Gericht geiprochen, 
nachdem vorher die Belaftungdzeugen und von den Entlaſtungszeu— 
gen diejenigen, welche über ven Character der Angeklagten im All 
gemeinen audfagen follen, vernommen worden find. 

Stephen, Handbuch des englifchen Strafrechtd überf. von 
Mühry XXV. 461. 

Glaſer, das engliſch-ſchottiſche Strafverfahren $. 294. 

Wenngleich dieſe Verfahrungsart mit Eigenthümlichfeiten des 
englifchen Nechted im Zufammenhang fteht, fo hat man doch in 
Deutfchland die Zweckmäßigkeit einer Abkürzung des Merfahrens in 
biefer Richtung tbeilweife fhon anerkannt. 

In Preußen war bereitd durdh $ 98 der Verordnung vom 
sten Januar 1849 beftimmt, daß alddann, wenn der Ungeflagte auf 
Defragen ſich ſchuldig befenne und gegen die Nichtigfeit des Gefländ- 
niffes fein Bedenken obwalte, ver Gerichtshof fofort ohne Zuziehung 
son Gefchworenen das Urtheil zu fällen habe. Cine ähnliche Be- 
flimmung hat die Gefeßgebung von Württemberg in $. YO des 
Geſetzes vom 14ten Januar 1849 getroffen. 

In dem neuen preufifhen Gefe vom dten Mai 1852 
Art. 75 ift jene frühere Beftimmung in ihrer Grundlage beibehal- 
ten, jedoch nah Maßgabe der feitherigen Erfahrungen näher geregelt 
und durch angemepene Vorbehalte foweit befchänft worden, daß die 
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fragliche Abkürzung des Verfahrens nicht zum Abbruch ver Mechte 
der Staatdanwaltfchaft oder der Vertheivigung außfchlagen kann und 
die Mitwirkung der Geſchworenen nur da wegfällt, wo fie ohne mes 
fentliche Bedeutung fein würde. 

Mit Beichränfungen ähnliher Art, welche natürlich der bes 
fonderen Strafgefeßgebung des Landes anzupaffen wären, wird eine 
ſolche Abkürzung des fhmurgerichtlichen Verfahrens ohne Bedenken 
durdhzuführen und von guter Wirkung fein *), 

4) Auch die Herabſetzung der Zahl der ven Shwur 
gerichtähof bildenden Richter von 5 auf 3, wie fie in 
Frankreich feit dem Gefek vom dten März 1831 **) und in Würs 
temberg durchgeführt ifl, würde eine anfehnliche Erleichterung der 
fhwurgerichtlihen Laſt gemähren. Indeſſen fcheint diefe Herabfegung 
an fich und insbeſondere für alle Fälle von größerer Bedeutung im« 
merhin fehr bedenklich, nicht blos deßhalb, weil ver Schwurgerichtd- 
hof bei der fehr beſchräänkten Neichweite des Mechtömitteld der Nich- 
tigfeitöbefchwerde in fo manchen Beziehungen unabänderlich zu ent» 
fheiden hat und eine Aufzeichnung der Ausfagen bei dem Schwur« 
gericht nicht Statt findet, fondern auch. vorzüglich wegen der den 
Richtern eingeräumten wichtigen Machtbefugniß, geeigneten Falles, 
‚ wenn fie Alle der Anftcht find, daß die Gefchworenen bei der Schul« 
Digerflärung fich in ver Hauptfache geirrt haben, vie Sache zu wies 
berholter Verhandlung zu verweilen. 

III.) Ih komme nun zum dritten Punkt, dem Schwerpunft 
diefer ganzen Abhandlung. Es betrifft derfelbe das Shwurgeridt 
bei politifhen Verbredhen, nad meiner Ueberzeugung eine 


*) Auch Reihmann in feinen Beobachtungen über das ſchwurgericht- 
liche Berfahren in Naffau, Jahrg. V, Band 2, S. 347 erklärt ſich 
für eine folhe Abkürzung, geht übrigens jedenfalls zu weit, wenn er 
die Befragung ber Geſchworenen über das Schuldig in Fällen ber 
fraglichen Art geradezu eine Abfurbität nennt. 

”) In Belgien gilt noch ber urfprüngliche Art. 252 und 253 des 
Code d'instruction crim., wonach der Schwurgerichtshof aus 5 Mit- 
gliedern befteht, ebenfo auch in Rheinpreußen, Rheinbayern, 
Nheinheffen. 

Der Berihtöfaal. Heft IX. 1854. 12 
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Lebendfrage für die Entwidlung des ſchwurgerichtlichen Verfahrens 
in Deutfchland. 

Daß gewöhnliche Gefhmworene über Anflagen wegen poli⸗ 
tiſcher Verbrechen je nach der augenblicklich herrſchenden Volks⸗ oder 
Standes⸗-Meinung allzuoft und zu leicht fehlerhafte, ungerechte 
Wahrſprüche geben, und demgemäß eine beſondere geieglihe Bor: 
forge nöthig erfcheint, ift eine Wahrheit, welcher Fein unbefangened 
Auge ſich verfchliefen kann. An reichen Erfahrungen in diefer Be⸗ 
ziehung fehlt es in Deutichland fowie in anderen Ländern nit, 
wenn man auch,, mas ‚unfere badiichen Erfahrungen betrifft, jened 
zur ungünftigen Zeit unter unglüdlihen Verhältnifien ausſsnahms⸗ 
weiſe und erſtmals beſtellte Schwurgericht in der Hochverrathsſache 
gegen Struve und Blind (wobei die Geſchworenen u. A. ger 
ſchichtliche Ihatfachen verneinten) billiger Weife nicht hoch in An— 
ſchlag bringen Fann. 

Gefhworene find Männer aus dem Bolfe, berufen über ihre 
Mitbürger Ausfprüche zu geben; fie werden daher in Zeiten politi- 
ſcher Aufregung (und ſolche Zeiten find e8 ja eben, worin politifche 
Berbrechen vorzugsweiſe vorfommen) immer leicht geneigt fein, dem 
berrfchenvden Zug der Bewegung zu folgen und gegen die Gtaatd- 
gewalt Partei zu nehmen. Wie follten fie au in Mitten bed un« 
ter ihren Mitbürgern entbrannten Kampfed mit der Staatöregierung, 
im Getriebe der aufgereizten Parteien (ohne beſondere Befähigung 
und Unabhängigkeit der Stellung) nicht öfters den ruhigen, unbe 
fangenen Blie verlieren, der zur Ausübung ihres Amtes erforder 
lich if *)? 

Vom Standpunkt ver reinen Theorie freilich und namentlich 
unter der Vorausſetzung eines politifch durchgebilveten in freier Ge: 
fegmäßigkeit durch lange Hebung erftarften Bürgerthums und bei 
einer Staatdverfaffung anderer Art, als die deutſchen Zuftände in 
ihrer gefchichtlichen Entwicklung und darbieten fönnen, ließe ſich ges 
gen folche Bedenken wohl manches vorbringen**). Allein wir müfe 


*) Bol Schäffner „ber Geſchworne in politifchen Proceffen; im Jahrg. 
IL, Band 1 ©. 110 des Gerichtsſaals. 
*) Vrgl. Buchner in Jahrg. V, Band 2, ©. 213 — 223 bed Ger 
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fen die Dinge nehmen, wie fie find und, ihren Gang betrachtend, 
und an die gegebenen Verhältniſſe halten, weil fonft die Macht der 
Dinge und der Verhältniffe, welche flärfer ift ald alle Theorie, uns 
fere kühnen Rechtobauten wie Kartenhäufer umftürzt. 

Es macht ſich daber auch im verfchievenen deutfchen Staaten 
mehr und mehr die Anficht geltend (und fie wird vorausſichtlich in 
nicht ferner Zukunft auf die Gefehgebung ihren Einfluß üben) *), 
daß eine Abhülfe in Bezug auf den angeregten Bunft erforderlich er» 
ſcheint. Diefe Lage ver Sache dürfen die aufrichtigen Freunde der 
Schwurgerichtsanſtalt nicht verfennen, da der Mangel einer geeig« 
neten Abhilfe unter den gegebenen Berhältniffen leicyt die Abwür— 
digung und Verdrängung des Schwurgericht8 zur Folge haben kann. 

In welder Weife hat aber die Abhilfe zu geichehen? Die 
ift die wichtige Frage, um deren glüdliche Löſung ed fich Handelt. 

Ein fehr einfaches, durchgreifendes Abhilfsömittel Tiegt allerdings 
ſehr nahe und ift auch fchon öfterd angewendet**) oder ans 
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richtsſaals. Derſelbe ſucht im engen Anſchluß an das engliſche Sy— 
ſtem das Heilmittel für die Gebrechen unſerer Schwurgerichtdein« 
richtung. . 

*) In Naffau ift durch Geſetz vom23ten Der. 1851 die Aburtheilung 
ber politifchen Verbrechen und Preivergehen bereitd den Schwurge- 
richten völlig entzogen morben. In anderen Staaten jcheint man 
mit einer folchen Entziehung umzugehen. In Preußen hatte ber 
Art. 95 der Berfaffungsurfunde von Jahr 1850 einen befonderen 
Schwurgerichtshof für ſchwere politifche Verbrechen in Aus— 
fit geftellt. Durch Gefeg vom 2iten Mai 1852 wurde biefer Art. 
bahin abgeändert, baß ein befonderer Gerichtshof ohne Ges 
ſchworne in Ausficht geftelt wurde. Es erflärte ber Juftizminifter 
bei Gelegenheit der damaligen Revifion der Verordnung vom äten 
San. 1849; „durchaus unzuläffig zeige fich der Ausſpruch ber Ges 
fhworenen bei politifhen Berbrehen, und es fei ein Irrthum ges 
wefen, wenn man angenonmen, die Geſchwornen fönnten fich hie 
bei ihrer Parteiftellung entkleiden.” (Bollftändige Materialien zu 
der Verordnung vom 3ten Jan. 1849 u. f. w. ©. 464.) 

**) Pol. die vorige Anmerkung. _ Hieher gehört auch die Gerichtsbarkeit 
ber vormaligen Pairskammer in Franfreih. Charte von 1814 
Art. 33 und von 1830 Art. 28. Diefe Gerichtöbarkeit in Anklage» 

12 * 
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empfohlen worden: die gänzliche Befeitigung des ſchwurgerichtlichen 
Verfahrens in Bezug auf politiihe DVerbrehen. Gleichwohl muß 
eine nähere, minder oberflächliche Betrachtung der Sache mohl bald 
zu der Einficht führen, daß dieſes Mittel ein verfehltes ift, indem es 
die allmälige Entwerthung nnd Vernichtung des Schwurgerichts 
herbeizuführen geeignet iſt, hiedurch aber auf die Entwicklung unſe— 
rer Rechtszuſtände, die immer noch ſehr der Befeſtigung bedürfen, 
weit ſchaͤdlicher einwirken kann, als ſelbſt vie alsbaldige, völlige Ber 
ſeitigung des Schwurgerichts überhaupt. 

Um die Richtigkeit dieſer Bemerkung klar einzuſehen, dürfen 
wir nur das Ganze der ſchwurgerichtlichen Einrichtung nicht als 
ein todted Maſchinenweſen, ſondern als einen lebendigen Orga— 
nismus auffaſſen. Eine ſolche Auffaſſung zeigt ſich gewiß als ges 
rechtfertigt, ja nothwendig bei einer Anſtalt, welche vorzugsweiſe da» 
zu dienen ſoll, die Entwicklung und Erhaltung eines lebendigen, 
im Volksbewußtſein begründeten Rechts im Gegenſatz einer einſeiti— 
gen fachmäßigen Rechtégelehrſamkeit zu vermitteln. Bei ſolcher 
YAuffaffung der Schwurgeridhtdeinrichtung als eined lebendigen Or⸗ 
ganismus werden wir aber fiher zu der Ueberzeugung gelangen, 
daß in viefen Tebendigen Organigmus, in dad Syſtem der Wahrs 
heitöfindung durch Gefchworene, nicht ein anderer demſelben mie 
derftrebender Organismus, ein auf mefentlih anderer Grundlage 
berubendes Syſtem, eingefchaltet werben darf. 

Wenn dad fchwurgerichtlihe Syftem bei und auf ſchwere 
Straffälle beichränft mird, fo findet Diefe Begrenzung aus Gründen 
die oben angeführt wurden, ihre Nechtfertigung; eine Begrenzung, 


fahen wegen Hochverraths und fonftigen Berbrechen gegen bie Si» 
herheit des Staats griff übrigend nad) der Prarid und fpäteren 
Geſetzen nur dann Platz, wenn fie durch bejondere königliche Ordo— 
nanz im einzelnen Falle in Anfpruc genommen wurde. (Hiemit ift 
zu vergleichen Art. 91 — 98 der aufgehobenen Berfaffung rom 
Jahr 1848.) Das engliſche Oberhaus unterfcheidet nur über 
Anklage gegen Peers, beren Frauen, Züchter oder Wittwen, fowie 
gegen bie Königin wegen Hochverraths oder Felony; doch fann das 
Unterhaus auch Anklagen gegen andere Perfonen vor das Dberhaus 
bringen. 
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fei fie nun weiter oder enger, ift hier jedenfall nothwendig und es 
gilt als allgemeiner Grundfag, daß in Rechisſachen geringerer Art 
die Weiterungen eines Foftfpieligen Verfahrens thunlichſt vermieden 
werden müſſen. Ganz anders verhält ſich dagegen die Sache, wenn 
Straffälle der ſchwerſten und wichtigſten Art nicht bloß der Erledi— 
gung durch gemöhnliche Geſchworene, fondern dem Syſtem ver ſchwur⸗ 
gerichtlichen Verhandlung allgemein entzogen werden. 

Schon die hiebei zu Grund gelegte Unterftellung, daß Schwurgerichte 
für folde Bälle nichts taugen, muß dem Anfehen und der Achtung 
der Schwurgerichte in den Augen Bieler Eintrag thun; weit höher 
anzufchlagen ift aber daß Uebel, welches durch dad Hineinragen jenes 
fremden Syſtems in den Organismus der Schwurgericdhtdeinrichtung 
voraußfichtlich entfliehen wird. Das alte Syſtem der Wahrheitäfin- 
dung durch rechtögelehrte Nichter wird, wenn ed in Bällen ver wich» 
tigften Urt den Vorzug erhält, nothwendig herabdrüdenn auf bie 
Schwurgerichtsanſtalt wirfen und auf deren Koften wieder Leben zu 
gewinnen fuchen. Wie follte ed auch anders fein in dem Zuſtande 
des LIebergangd vom alten in dad neue Recht, worin wir und befin« 
den, und bei der großen Zahl von Richtern, die unter dem alten 
Syſtem berangebilvet und ergraut find, und dad neue Syſtem ale 
einen Gindringling gerne befeitigen möchten? 

Ob derartige Beftrebungen auf die Dauer von Erfolg fein 
dürften, mag dahin geftellt bleiben. ch meinerfeitd gehöre zu den- 
jenigen, welche der Anficht find, daß dad Schwurgericht bei und nicht 
nur eine Gegenwart, fondern auch eine Zukunft bat, und daß ed 
mehr als eine blofe Laune des Zufalld ift, daß die Schwurgerichte 
in den größeren Theil von Deutfchland zur Durchführung und Fräfs 
tigen Entfaltung fommen, während fih jo viele der fogenannten Ers 
rungenfchaften des Jahrs 1848 ald unhaltbar gezeigt haben. 

Wie man auch hierüber denken und von welchem Standpunfte 
man die Eache betrachten mag, jevenfalld muß ed wohl dem tiefer 
dringenden Blick einleuchten, daß ed für die Entwidlung unfered 
Gerichtsweſens in feiner Weile erfprießlih feyn fann, wenn zwei 
entgegengefeßte Syſteme, die fich wechfelfeitig befämpfen und ab» 
fhwächen, neben einander Bla finden. Jenes einfache Abhilfsmit- 
tel ift daher gewiß Fein gut gewähltes Mittel, wie ſchon von ver⸗ 
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ſchiedenen Seiten, auch in diefen Blättern überzeugend nachgewieſen 
wurde *) Weit entfernt, daB Anfehen und die wahre Macht der 
Staatögemwalt zu erhöhen, enthält vadfelbe vielmehr den Keim und 
Stoff zu fortwährender Anfeindung und Schwächung der Staatöger 
walt und zu unbeilvollem Miftrauen gegen den Richterſtand, defien 
voͤllige Reinerhaltung im Intereffe der Rechtspflege und der ſtaat⸗ 
lichen und fittlihen Orbnung von fo hoher Bebeutung erſcheint. 
Wie vermöchte auh die Staatögewalt, bei aller Achtung, welde 
dem Spruch rechtögelehrter Richter gebührt, felbft bei möglihft un- 
abhängiger Stellung der Gerichte, dem Vorwurfe wirkſam zu bes 
gegnen, daß in Sachen, worin die beftehende Staatdgewalt unmits 
telbar betheiligt erfcheint, auch den Staatörichtern, (die in dem fläns 
digen Dienft und Solo dieſer Gewalt ftehen) jene völlige Unbefan- 
genheit, die zur Wahrheitöfindung erforderlich ift, nicht allgemein zus 
getraut werden könne, da ja gerade in folhen Sachen der gelehrte 
Blick beſonders leicht irren möge? 

Wollen wir daher nit, nah dem guten alten Sprichwort, 
das Kind mit dem Bade verfchütten, das junge, Iebendfräftige Schwur⸗ 
geriht in dem politifchen Neinigungsproceß erftiden, fo müffen wir 
ein andered Mittel der Abhilfe auffuchen. 

Man hat ſchon eine geheime Abſtimmung der Geſchwore⸗ 
nen vorgefchlagen; dieſes Mittel würde aber ſchwerlich zum gehoff- 
ten Ziele führen, und verdient überhaupt feinen Beifall, va ed dem 
Geifte der Schwurgerichtdanftalt widerftrebt **), 

Noch viel weniger Beifall vervient mohl der wieberholt ge» 
machte Vorfchlag der Vereinigung der Gefchworenen und Staats- 
richter zu gemeinfamem Sprucd über die Ihatfrage; ein Vorſchlag, 
ber fih vom fiheren Grund und Boden geſchichtlicher Erfahrung 
entfernt, und jedenfalld eine Vernichtung ded Schwurgerichtes nach 
feiner Grundidee, enthält ***). 


*) Bıgl. Mittermaier in Jahrg. IV, Band 2, ©. 16, bed Gericht- 
faald, Buchner, in Zahrg. V, Band 2, S. 219 ebend., und hiezu 
Heffter im Archiv des Eriminalrecht?, Jahrg. 1852, ©. 8. 

» Vrgl. Jahrg. IIF, Band 1, ©. 123 des Gerichtsſaals. 

») Vrgl. Jahrg. IV, Band 2, ©. 179 des Gerichtäfaald, Bemerkungen 
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Dagegen ſcheint mir Heffter im Allgemeinen den richtigen 
Weg zur Abhilfe zu bezeichnen, wenn er bemerkt, daß mad feiner 
Anfiht die Heilung der Uebelftände mefentlih nur in einer wohl- 
geregelten Auswahl tüchtiger Schwurmänner im Verein mit ver 
moralifhen Haltung des Richterſtandes zu finden fei*). Könnte die 
Auswahl der Gefchworenen überhaupt und für alle Fälle auf eine 
Weife geregelt werden, daß die angeregten Bedenken befeitigt wür— 
den, fo wäre diefe Art ver Abhilfe (in Verbindung mit einer feften, 
würdigen Haltung ded Richterſtandes, welche jedenfalls vorauszuſe⸗ 
gen und allerwegen zu fördern if) allerdings die befle und natür« 
lichfte. 

Infofern aber nad den gemachten Erfahrungen, wenigftens 
zur Zeit und in Müdficht auf vie befonderen Zuftände einzelner 
deutfchen Ländertheile, ein folches allgemeined Ergebniß nicht wohl 
erreicht werden fann, und die Macht ver Verhältniffe zu einer bes 
fonderen Borforge hindränge, wird man auf eine weitere Borforge, 
welche dem Geifte der Schwurgerichtsanftalt entfpricht, Bedacht zu 
nehmen haben. 
= Dad geeignetfte Mittel viefer Art fheint mir in zwedmäßiger 
Anwendung und Ausbildung des im englifchen Recht, obwohl nur 
in befchränfter Weife und nicht in diefer befonderen Richtung Ber 
vortretenden Grundfaged der Special Jury zu liegen. In Eng» 
land befteht, wie bekannt, neben der allgemeinen Geſchwornen - Lifte 
(dem Geſchworenenbuch), - worin die Gefchwornen der Grafſchaft aus 
den Kirchenſpielsliſten jeweils eingetragen werben, noch eine auf 
ver erfleren audgezogene engere Lifte (die Liſte der Special-Geſchwo⸗ 
renen), in welche nur &efchworene von höherem Bildungs » und 
Vermögend-Stande, Banquierd, Esquires und noch höher Geftellte 
aufgenommen werden. Aus viefer Special-Kifte wird geeigneten 
Falls die Special-Jurh gebildet, die in gewiffen Anflagefachen 
von jedem Theil auf feine Koften begehrt werden darf, Wenn das 
Begehren einer Special» Jury nur bei Anklagen wegen geringerer 





von Ketler und Delbrück über ben Vorſchlag von Götzze; fer- 
ner Heffter in angef. Archiv 3. 1852, ©. 12. 
+) Am angef. Ort, ©. 12. 


184 Die Erhaltung und Entfaltung des Schwurgerichts ıc, 


Vergeben, vie beider Kingsbench verhandelt wurben, Statt findet *) 
fo darf man hiebei nicht vergefien, daß in England eine befondere 
Anklagejury befteht, hiezu aber jedesmal die angefehenften unabhän- 
gigen Männer der Grafihaft genommen werden, deren gewichtige 
Stimme bei vem Wahrfprud der Fleinen Jury nicht ganz unberüd- 
fihtigt bleiben mag **). 

Blafer, dad englifch-fhottifche Strafverfahren $. 46. 308 
und Einleitung ©. 10. 

In Anwendung ded Grundſatzes der englifchen Sperial-Jury 
zu unferem Zweck Tönnte die Beflimmung getroffen werben, daß bei 
Anklagen wegen politifher Verbrechen dem Staatdanwalt 
und dem Angeklagten (oder auch etwa nur dem Erfteren) das Recht 
eingeräumt würde, eine Special» Jury zu verlangen. Dieß Berlans 
gen wäre etwa bei Eröffnung des Vermeifungderfenntniffes zu ftel« 
len und ed würde zu dieſem Zwecke jeweild neben der allgemeinen 
gifle eine engere Lifte aufzuftellen feyn, worin nach gewiſſen, feft 
beftimmten Kategorien nur ſolche Gefchworene aufzunehmen mären, 
denen nad dem Stande ihrer Bildung, nad der Höhe und Unabs 
bängigfeit ihrer Stellung ein befondered Vertrauen geſchenkt wer- 
ven Fann. In nicht wenigen Fällen würde wohl vie Staatöbehörve 
nah den BVerhältniffen ohne Bedenken und ohne Gefahr von der 
Ausübung diefed befonderen Nechted Umgang nehmen können, in ans 
deren Fällen würde befondere Befähigung der Special-Gefchworenen 
die Erzielung eines ſachgemäßen, allen billigen Erwartungen ent» 
fprechenden Wahrſpruchs genügend verbürgen, in allen Fällen aber 
würde die moralifhe Kraft ver Regierung und bad Anfehen des 
Nichteramtes auf diefem Wege flcher mehr befeftigt und erhöht wer⸗ 
den, ald auf jenem erfigenannten Wege, deſſen Nachtheile vie ges 
bofften Bortbeile bei Weitem überwiegen. 

Bliebe dann für ven Ball eined Krieged oder Aufruhrs bei 
dringender Gefahr für Die äffentliche Sicherheit auch noch die Er⸗ 


*) Bei Anklagen wegen misdemeanors, ber britten Verbrechensclaſſe. 
(Die beiden höheren Glaffen find treason und felony.) 


**) Wegen ber Gerichtsbarkeit bed Oberhauſes vergl. oben 
©. 180, Note. 
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greifung befonderer, vorübergehender Ausnahmsmaßregeln der Staatd- 
regierung gefeglih vorbehalten (mie dies z. B. in Art. 111 der 
preuſſiſchen Berfaffungdurfunde in weitem Maaße und andermwärtd 
in Gefegen über Kriegdzuftand und Standrecht bereits gefchehen ift) 
fo müßte wohl jedes gegründete Bedenken gegen ven obigen Bor- 
flag von diefer Seite verſchwinden. 

Bon anderer Seite möchte man vielleicht einwenden, jene Maß 
regel fei ſchwer auszuführen und dergleichen Ausnahmabeftimmungen 
in Straffachen feien überhaupt nicht zu billigen. Was ven erften 
Einwand betrifft, fo ift anzuerfennen, daß die Ausführung der Maß- 
regel ihre Schwierigkeiten hat; keinesfalls aber find diefe fo bedeus 
tend, daß fie nicht im BVerhältniß zu dem angeführren wichtigen 
Zwecke fländen und daß fle von der Ausführung abhalten könnten. 
Nähere Vorfchläge über die Art der Ausführung follen Hier nicht 
aufgeftellt werden, fie würden Die worgezeichnete Grenze dieſer Ab⸗ 
handlung überfchreiten. Was aber den zweiten Einwand betrifft, 
fo find ed, wie oben zu zeigen verfucht wurde, eben befondere DBers 
bältniffe, weldye zu einer befonveren Vorſorge dringend auffordern, 
und es handelt fih nur darum, von mehreren Wegen denjenigen aud- 
zuwählen, welchem die wenigften Bedenken entgegenftehen; einen fols 
hen Weg, der dem Geifte des Schwurgerichtäfyftems nicht widerſtrebt 
und bie erforberliche Abhilfe gewährt, ohne zu noch größeren Uebel⸗ 
fländen zu führen, 


XVI. 


Üeber den geſetzlichen Zwang, die Verträge ſchrift- 
lich zu errichten. 


Von Arnold. 


Schluß.) 


Nun iſt aber noch überdies bekannt, daß in keinem Lande die 
Kenntniß des Schreibens und die Fähigkeit, Vertragsurkunden zu 
fertigen, fo allgemein verbreitet iſt, daß auch nur über eine bedeu⸗ 
tende Anzahl der abgefchloffenen Verträge von den Gonttaheriten 
ſelbſt die ſchriftliche und zugleich Flare vollftändige Beurkundung der 
Verträge erwartet werden fönnte: man erhält alfo entweder unvoll⸗ 
fommene, undeutlihe, den Vertrag nicht Far darftellende und da⸗ 
durch die Vertragsrechtsverhältniſſe gefährvende Urkunden, oder man 
muß darauf rechnen, daß die Kontrahenten ihre Urkunden von hiezu 
befähigten Perfonen fertigen laſſen und da dieſe nicht an jedem 
Orte zu finden find und auf jeden Kal für ihre Bemühung bezahlt 
fein wollen, da ferner Winkelfchriftfteller dabei loſes Spiel treiben, 
fo liegt in dem Berlangen fhriftlicher Bertragdurfunden nicht nur 
eine Beläftigung des Verkehrs durch dad Aufprängen von Umftänd- 
lichkeiten, fondern auch eine Beläftigung deffelben durch die Veran⸗ 
laffung von Ausgaben, welche noch überbied oft im Mißverhältniß 
zu dem Vortheil ftehen, welchen der Vertrag gewährt. Wenn man 
bedenkt, welcher Zeitwerluft für die Gontrahenten das ganze Jahr 
hindurch in einem Staate durch Verbriefung aller Verträge, fei ed 
auch nur der über Gegenitände von größerem Betrag, nothwendig 
entftehben muß; wenn man babei erwägt, wie. do vie Minderzahl 
der Verträge flreitig wird und zur gerichtlichen Erörterung kommt, 
fo muß man ſchon bei dieſen Betrachtungen zu der Ueberzeugung 
fommen, daß ed gegen die Grundſätze einer Fugen Stantöwirth- 
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fhaft ift, einen, wenn auch nur invireeten Zwang zur fehriftlichen 
Errichtung der Berträge einzuführen. Nun fommt aber noch Hinzu, 
daß die Urkunden, felbft wenn fie von Rechtskundigen gefertigt, 
doch gar nicht felten von ver Art find, daß aus ihnen ſelbſt und 
ihrer Faſſung Stoff zum Streit entfteht und es ergibt ſich aus bies 
ſem Allem, daß der Gefegeber, wenn er fehriftliche Urkunden zur 
Gültigkeit oder doch zum Beweiſe der Verträge bedingt, dad Publis 
kum beläftigt, ohne demfelben dafür einen hinreichenden Erſatz durch 
die Gewißheit tüchtiger Urkunden zu verſchaffen. 

Indem das preußiſche wie das franzöſiſche Recht das Geſetz 
über die Nothwendigkeit ſchriftlicher Verträge auf ſolche Verträge 
befhränft, deren Gegenſtand von höherem Belang iſt, erkennen 
beide Gefeßgebungen felbft an, daß es eine Störung des Verkehrs 
ift, die Gültigkeit over den Beweis eined Vertrags vom deffen 
fhriftliher Errichtung abhängig zu machen: man fann daher mit 
Recht fragen, warum der Gefeßgeber, welcher einfleht, Daß der Ver⸗ 
fehr mit geringer bedeutenden Objecten — welcher auch der Häufls 
gere it — folder Beläftigung nicht unterworfen werden darf, den 
Verkehr mit Objerten von größerer Bedeutung folcher Laſt unter 
werfen will; warum er dem michtigeren Verkehr, deflen ungeftörter 
Gang fo ehr zur Beförderung des Nationalreichthums beiträgt, 
einen Hemmfchuh anlegen will. Wil man behaupten, der Verkehr 
mit bedeutenveren Objerten fei der Zahl der Verträge nad 
der minvere, aljo die Beläftigung nicht fo häufig, der aflenfallfige 
Koftenaufwand verhältnifmäßig nicht fo bedeutend und gerabe bei 
bedeutenderen Objecten die Sicherung des Vertrags durch fhriftliche 
Verabfaſſung um fo nothwendiger, fo ift zu bedenken, daß die Bes 
läftigung doch bei jedem Vertrag die Gontrahenten trifft und bie 
Koften immer den Vortheil vermindern, welchen der Vertrag gemährt 
und welcher oft problematiich ift, fo daß mancher Vertrag unter- 
bleibt, wenn damit Koften verbunden find, melden man nicht mohl 
audweichen kann; ed. ift ferner zu erwägen, daß ed nicht Sache ver 
Legislation, fondern in jedem Balle Sache der Kontrahenten ift, zu 
erwägen, ob bei einem Vertrag ed räthlich oder gar nothwendig ift, 
fich durch fchriftliche Errichtung zu ſichern. Insbeſondere aber muß 
man erwägen, daß wenn auch die Zahl jener Berträge, deren Ge 
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genftand geringeren Werth hat, die größere ift, doch die Zahl jener 
Berträge, deren Gegenftand höheren Werth hat, ebenfalld fehr ber 
beutend if. Wir mahen bier nur auf die Verträge aufmerkſam, 
weldhe auf dem Lande vorfommen. Der Pferdebändler Fauft die 
Pferde, der Mebger dad Maſtvieh, der Viehhändler andered Vieh 
bei ven einzelnen Bauern und jedes Pferd, jeder Maſtochſe hat 
einen höbern Werth als 50 Thaler oder 150 Francs: auch werden 
oft mehrere Pferde, mehrere Maftochfen oder auch eine beveutende 
Zahl Mafthämmel zufammen gekauft: der Käufer kann dieſes Vieh 
nicht gleich mit fih nehmen, weil er noch in anderen Dörfern Ein» 
fäufe macht; er beftellt die Verfäufer mit ihrem Vich auf einem bes 
flimmten Tag an einen bejtimmten Ort, wo er dad Vieh in Empfang 
nimmt und bezahlt: foll wohl verlangt werden Fönnen, daß über 
alle dieſe Käufe ein fehriftlicher Vertrag aufgefeßt werde, damit Käu— 
fer und Berfäufer verfichert find, daß Ablieferung, Empfang und 
Zahlung rechtzeitig geſchehe? Achnlich verhält ed fich mit dem Kauf 
von friſchem und getrodnetem Obſt, Hanf, Flachs, Tabak, Getreide. 
Wil man den Leuten zumutben, Tithographirte oder gedrudte For⸗ 
mulare mit fi zu tragen und bei jedem einzelnen Vertrage auszu- 
füllen, jo bedenft man nicht, daß dieß wieder, Koften und Umſtänd⸗ 
Tichfeiten veranlaßt, welche auf den Verkehr hemmend einwirken. 
Man Hat ſchon als Aushülfsmittel vorgefchlagen, die Summe bei 
welcher die fchriftliche Errichtung des Dertragd erforberlich fein fol, 
zu erhöhen und noch mehr Ausnahmen von dem Gebot zu machen, 
als das preußifche oder franzoͤſiſche Geſetz machen, fo daß alle häus 
fig vorfommenden Berträge von dem Zwange frei bleiben. Allein 
wenn man biefem Borfchlage auf ven Grund flieht, fo geht er dahin, 
die Lieblingsidee, das fremde Gefeß einzuführen, burdhzufeßen und 
wenn man bie nothwendige Erweiterung der Ausnahmen in ihren 
Folgen genau erwägt, jo führt fie dahin, daß die Regel felten an» 
wendbar ift, alfo es wohl vernünftiger fein dürfte, die Megel ganz 
zu unterlafjen. 

Betrachten wir nun noch die franzoͤſtſche und die preußifche 
einzeln in ihrem Wefen und in ihren Wirkungen. 

Das preußifhe Syſtem hat doch einigen Schein von 
Wohlwollen und Sorgfalt für die Unterthanen. Es beruht auf 
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ber früher beſtandenen Meinung der Negierungen, daß man von 
oben befähigt und verpflichtet fei, die Staatsbürger in ihrem Vers 
kehr zu gängeln und viefelben fogar, obgleich fie volljährig, gleich⸗ 
fam vormundfcaftlih zu leiten, wie fle ihren Vortheil, den fie 
felbft gehörig wahrzunehmen nicht fähig, beobachten und verfolgen 
müſſen. Die preußifche Negierung glaubte daher recht väterlich zu 
handeln, wenn fie, audgehend von ver allerdings richtigen Anſicht, 
daß es ſehr zweckmaͤßig fei, die Verträge ſchriftlich zu errichten, vie 
Unterthanen zwinge, ihre Verträge ſchriftlich zu errichten und da— 
durch deren Vollzug zu fihern. Aus diefem Grunde ergieng ſchon 
unterm 8. Bebruar 1770 eine koͤnigl. preuß. Verordnung, welche 
ſchriftliche Errichtung der Verträge über 50 Thaler verlangte. Laute 
Klagen der Unterthanen und felbft Beichwerden der Gerichte verans 
laßten ein milderndes Nefeript vom 10. März 1785 und bie darin 
gemachten Modificationen wurden in das jeßt geltende Landrecht vom 
Jahr 1795 aufgenommen, haben aber, wie ſich fchon aus den vie— 
Ien Ausnahmen, weldye das Geſetz von der Regel macht, von felbft 
denfen läßt, nur Gomplicationen und Zweifel herbeigeführt”). Auch 
nach Erfcheinen des preußifchen Landrechts fand man dad Geſetz troß 
der Milderung dur die Ausnahmen noch immer drüdend und mit 
Recht Flagte man **), daß das preußifche Geſetz, welches zur Güls 
tigkeit der Berträge die fchriftlihe Errichtung derſelben verlange, 
Treue und Glauben vernichte und eine auffallende Demoralifation 
berbeiführe. Diefelbe Klage erfuhr der Verfaffer dieſes Aufſatzes 
während einer achtjährigen untergerichtlichen Amtsführung in ben 
Fürftenthümern Ansbah und Bayreuth, wo die preußifche Regie— 
rung das preuß. Randrecht einführte und wo dieſes Gefehbuch noch 
jegt gilt: nicht nur derjenige, welchen ein blos mündlich abgeichlof- 
fener Vertrag reut, tritt davon zurüd; der Muthwille treibt ein 
lofes Spiel, indem Verträge zum Vortheil des andern Eontrahen- 
ten gefchloffen werben, dem man, wenn er die Erfüllung verlangt, 
mit Hohn erwiebert, daß man ihn nur zum Beften gehabt und ven 


*) Arndt, im neuen Archiv für preuß. Recht und Berfahren. 9. 1. 
©. 132 fg. 
“*) Klein, Annalen ber preuß. Geſetzgebung Bd. XXV. 
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Vertrag zu erfüllen nicht ſchuldig fei, weil er nicht ſchriftlich errich- 
tet wurde. Der redliche Contrahent welcher dem Worte ded Andern 
vertraut, hiernach feine Anftalten trifft, andere vortheilhafte Ver- 
träge unterläßt, Auslagen beftreitet, muß ed ſich gefallen laſſen, daß 
der Andere fein Wort bricht und vom Geſetz zum Wortbrauch auto» 
riſirt ift, ohne einen geſetzlichen Nachtbeil fürchten zu müfjen *). 

Das franzöfifche Syſtem hat nicht einmal wie dad preu- 
Bifhe den Schein eined Wohlwollens für die Unterthanen für fi: 
im Gegentheil indem es zwar den nicht fchriftlich errichteten Ber- 
trägen bie Gültigfeit läßt und aus folchen eine Klage geftattet, aber 
diejenigen Beweismittel, welche oft die einzigen, oft beffer wie Ur— 
funden find, nämlich die Zeugen entzieht, täufcht ed Die Nechtfuchen- 
den und zeigt recht veutlih, daß ed ihm nicht um dad Wohl ver 
Unterthanen, fondern darum zu thun ift, die Zeit und Mühe ver 
gerichtlichen Zeugenvernebmung zu eriparen. 

Es läßt fih das franzöſiſche Syftem nicht damit rechtfertigen, 
daß der Zeugenbeweid nicht immer zuverläfftg, nicht immer vollftäns 
dig if. Auch der Urfunvenbeweis if nicht immer zuverläfftg und 
ed ift diefes im franzöfifchen Geſetz jelbft anerkannt, indem da, wo 
nur der fogenannte „Anfang eines fchriftlichen Beweiſes“ vorhanden 
ift, au andere Beweismittel ald Urkunden und Haupteid zugelafien 
iwerden. Der Beugenbeweiß aber gelingt in ſehr vielen Fällen **) 
und ed ift doch wahrlich eine ganz fonderbare Anſicht des Gefehge- 
berd, den Zeugenbeweid in den vielen Fällen, wo er ein zuverläffiges 
Nefultat geben kann, um deswillen nicht zuzulaffen, weil er in vies 





*) Arndtid, a a.D. ©. 139, — Der Berfaffer hat unter Anderm 
erlebt, daß bei einer Privat» Verfteigerung von Grundſtücken ein 
boshafter Menſch eine beveutende Zahl von Nedern und Wiefen fo 
hoch erfteigerte, daß bie übrigen Steigernden zurückgedrängt wurden: 
ald die Verträge gerichtlich protofollirt werben follten, erklärte ber 
Käufer, er habe nur dem Berkäufer eine Freude mit hohen Kaufr 
preifen machen wollen, ſei aber weder gefonnen noch ſchuldig, die 
nicht fchriftlich errichteten Verträge zu halten. 

**) Der Berfaffer fpricht Hier aus vieljähriger Erfahrung und jeber 
Praetiker wird ihm beiftimmen. 
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len andern Fällen ein ſolches Nejultat nicht gibt: es ift dieſe Ans 
fiht um fo fonderbarer als verfelbe Geſetzgeber nicht nur vollfommen 
tüchtige, ſondern auch unzollftändige Urkunden (commencement de 
preuve par Cerit) zum Beweife zuläßt, welche oft den Richtern weit 
mehr Zweifel erregen ald ein unvollftänviger Zeugenbeweid. Wenn 
auch die Zeugen ihre Aufmerkfamfeit nicht jedesmal auf einen in 
ihrer Gegenwart gefchloffenen Vertrag jo genau richten, als es zu 
wünfchen ift, fo ift died doch nur ausnahmsweiſe der Fall und am 
allerwenigften da, wo die Zeugen erfucht find, als Zeugen beizus 
wohnen: ja ed ift im Gegentbeil eine befannte Erfahrung, daß die 
meiften Menfchen auf Geſchaͤfte, welche in ihrer Gegenwart vor= 
geben, ihr Augenmerk richten und daß oft die Neugierde fo groß ifl, 
daß die Leute ihre eigenen Angelegenheiten nernachläfftgen, um zu 
erfahren, was zwiſchen Andern vorgeht. Cine Beftätigung diefer 
Bemerkung kann man täglich bei den Untergerihten finden, wenn 
mehrere Gommiffäre in demfelben Zimmer zu gleicher Zeit mit ver- 
fhiedenen Parteien zu thun haben: die Parteien des einen Commiſ-⸗ 
färs merfen weit mehr auf das, was zwifchen ven Parteien ded an« 
dern verhandelt wird, als auf ihre eigenen Angelegenheiten und es 
foftet oft Mühe, fle von jener Aufmerkjamfeit abzuwenden und fle 
dahin zw bringen, ihrer eigenen Sache fi zu widmen. 


Die Bälle, wo Zeugen beftochen jind, fommen in Deutfdhland 
fo häufig nicht vor, daß der Gefebgeber berechtigt fein könnte, den 
Zeugenbeweid bei Verträgen nicht zuzulaſſen und gerade im bürger« 
lihen Berfehr den Gontrahenten ein Beweismittel zu entziehen, 
welches dort fo nothwendig ift*). Ja es ift der Vorwand, ald ob 
man ben Zeugenbeweiß bei DVerträgen um deswillen nicht zulafle 
und nidyt zulaffen dürfe, weil Meineide vorfommen können, Faum 
im Ernft gemeint, denn nicht nur läßt die franzöftfche Gefehgebung 
den Beugenbeweid zu und läßt darauf richterlihe Erfenntniffe grüns 
den bei Verträgen deren Gegenftand nicht über 150 Franken bes 
trägt, ferner bei Verträgen über 150 Branfen in jenen Fällen, wo 





*) Ex his, quae forte uno aliquo casu accidere possunt, jura non 
constituuntur, Fr, 4. D, da legib. 
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ed unmöglich war, ſich fähriftlichen Beweis zu verſchaffen, dann bei 
dem Meceptum und wenn der Anfang eines ſchriftlichen Beweiſes 
vorhanden ift: fie laͤßt ihn zu in allen Givilftreitfachen, wo es ſich 
nit von Verträgen handelt und die oft von größerem Belang als 
Verträge find; ja fie läßt ihn zu und läßt Erfenntniffe darauf bauen 
in Straffahen, wo es fih um Vermögen, Freiheit, Ehre, ja felbft 
um daß Leben handelt. Vertraut fie nun in allen diefen Fällen 
dem Zeugenbeweis, warum will ſie ihm nicht vertrauen bei Ver— 
trägen? Der einzige Grund fönnte fein, weil e8 bier möglidy fei, 
fih durch Urkunden zu fihern; allein diefer Grund ift nicht hinrei— 
reichend, bei Verträgen dem Zeugenbeweid zu mißtrauen, dem man 
in allen Fällen vertraut und die Contrahenten zum ſchriftlichen Vers 
trag zu zwingen, ber oft befhwerlih und den Verkehr ftörend ift, 
Mo die Eontrahenten Beranlaffung finden, fih dur fhriftlichen 
Vertrag zu ſichern, da werden fle-died thun, ohne dazu ein Gebot 
des Gefebgeberd zu bebürfen. - 

Den Zeugenbeweid bei Verträgen nicht zuzulaffen, weil bie 
Zeugen beſtochen fein koͤnnen und doch den Haupteid zuzulaffen, wie 
die franzoͤſiſche Geſetzgebung thut, ift nicht confequent, denn das 
wird doch Jedem einleuchten, daß die Bartei ein größeres Intereſſe 
bei der Sache hat, als felbft der beftochene Zeuge, alfo weit mehr 
Veranlaffung findet, einen falfchen Haupteid zu leiſten, als der Zeuge 
zu einem falfchen Zeugeneid. Könnte die Furcht vor falfchen eidli— 
hen Zeugenaudfagen die Nichtzulaffung der Zeugen rechtfertigen, fo 
wäre es noch weit nothwendiger, auch den Haupteid nicht zuzus 
laſſen. 

Sp gewiß es möglich iſt, daß die Zeugen nach Verlauf Tän» 
gerer Zeit fich öfter an die Einzelnheiten eined Vertrags nicht 
mehr erinnern, fo gewiß ift es auch, daß dieſes auch in anderen Eis 
vilrechtsfaͤllen ald in Verträgen und eben fo auch in Strafrechtsfällen 
möglih ift: warum aljo aus diefem Grunde gerade bei Verträgen 
den Zeugenbeweid ausfchließen und in andern Fällen ihn zulaffen? 
Man Fann vielleicht Hinfichtlih der Strafiachen einwenden, daß es 
fih Hier von auffallenden Begebenheiten handle, welche die Zeugen 
genauer beobachten und nicht fo leicht vergefien, wie befonderd bei 
Mord, Todtſchlag. Allein vie Zeugen in Straffahen haben ja 


» 
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nicht immer über fo auffallenvde Ihatfachen auszufagen, ſondern auch 
über geringere Verbrechen und Vergehen und felbft bei ſchweren 
Verbrechen fagen fe nicht immer über die Haupttbat, fondern oft 
über Nebenumftände, über Indicien, über Ihatumftände aus, welche 
ihnen in dem Zeitpunft, wo fie ſolche beobachteten, oft gar nicht 
von Bedeutung ſchienen und felbft dem erfennenven Richter oder den 
Gefhmwornen nur in Verbindung mit andern Umftänden von Erheb⸗ 
lichkeit find. Und doch läßt man über ſolche Umftände auch nad 
längerem Zeitverlauf Zeugen zu und läßt auf ihre Ausſagen Strafs 
urtheile gründen, Weit zmwertmäßiger ald die Ausſchließung des 
Zeugenbeweifed bei Verträgen wäre eine Abkürzung der VBerjährungd- 
frift in jenen Ländern, wo noch die dreifigjährige Friſt für Erlö- 
{hung der Klagen befteht. 

Din Zeugenbeweid bei Verträgen aus dem Grunde nicht zu« 
laffen zu wollen, weil die Zeugenvernehmung in ven Gerichten nicht 
immer mit der Umfiht und Grünpdlichfeit gefchieht, welche zu Er» 
forfhung der Wahrheit erforderlich ift, wäre theil® eine Inconfes 
quenz, theils ein testimonium paupertatis, welches vie Geſetzge⸗ 
bung ſich, den Gerichten und der oberauffehenden Gewalt gibt. Ins 
eonfequenz wäre ed, weil ja dann aller Zeugenbeweid wegen der ober» 
flählichen Aufnahme durch die Gerichte ald nicht würdig, die Grund» 
Tage richterlicher Urtheile zu bilden, bejeitigt werden müßte: ein 
testimonium paupertatis würbe die Gefeßgebung ſich und den Ge— 
richten und der oberaufichenden Gewalt geben, weil Oberflächlich— 
keit in der Zeugenvernehmung entweder Fehlerhaftigkeit der Geſetze 
oder Nachläßigkeit der Gerichte zum Grunde hat, im erftern Balle 
aber die gefeßgebenve, im zweiten die aufſehende Gewalt einzuichreis 
ten verpflichtet: ift, 

Wenn man zur Rechtfertigung ded franzöftfchen Syſtems noch 
anführt, daß durch Zeugen fehr oft nur ein unvollſtändiger Beweis 
zu Stande komme, fo daß dann ein nothwendiger Eid auferlegt wer« 
den müſſe, alfo es doch wieder auf den Ein anfomme, mithin es 
weit zweckmaͤßiger fei, wenn der Gefegeber gleich durchgreife und 
in Ermanglung eined Urkundenbeweiſes fogleih auf den Haupteid 
verweite, jo dürfte diefer Grund wohl der ſchwächſte fein, welcher 


zur Rechtfertigung des franzöftichen Gefeges vorgebradht wird. Die 
Der Gerichis ſaal. Heft IX, 1854. 13 
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Gefeßgebung darf den Zeugenbeweid in allen ven Fällen, wo er 
vollftändig gelingen Fann, nicht um deswillen außfchließen, weil in 
andern Bällen ein vollſtändiger Zeugenbeweis nicht möglih ift: fe 
benimmt dadurd den Parteien in der einen Sache die Bemeidmittel, 
weil in der andern Sache die andern Parteien feine binreichenden 
Beweißmittel haben. Abgeſehen hievon ift zu erwägen, daß bei 
unvollftändigem Zeugenbeweife ver Richter weit ficherer auf Ermitt- 
lung der Wahrheit hinwirfen fann, wenn ihm freifteht, derjenigen 
Partel einen notbwendigen Eid aufzulegen, von welcher theild we— 
gen ihrer beſſeren Wiſſenſchaft von den thatfähhlichen Verhältniffen 
theild wegen ihrer Moralität ein zuverläßigerer Eid ober eine auf 
Meberzeugung gegründete Verweigerung des Eides zu erwarten ift: 
die unbedingte Hinweifung des Geſetzes auf ven Haupteid ift theils 
eine Einfeitigfeit, weil fie immer nur den Gegner des Beweisfüh— 
rerd zum Eid läßt, theild eine Verkürzung an den Beweidmitteln, 
weil der Haupteid nur über eine perfönliche Handlung (Fait perso- 
nel) des Delaten verlangt werben fann*), folglich in allen Fällen 
unzuläßig ift, mo der Gegner des Beweisführers den Vertrag nicht 
ſelbſt abgefchloffen bat. — Auch ver Urkundenbeweis liefert oft Feis 
nen vollftändigen Beweid und für folhen Fall läßt das franzöftiche 
Recht **) noch Ergänzung ded Beweiſes zu, alfo Ergänzung durd 
Zeugen fowohl ald dur einen nothwendigen Eid: warum foll denn 
nur der unvollftändige Urfundenbemweis durch einen nothwendigen Eid 
ergänzt werden können, nicht aber der unvollftändige Zeugenbemeid 
und warum foll um dieſer Inconfequenz willen der Zeugenbeweis bei 
Berträgen audgeichloffen fein ? 

Daß die Zeugen fterben fünnen, ehe fie gerichtlih vernommen 
werben, dad ft fein Grund, den Zeugenbeweis bei Berträgen aus— 
zuichließen und dadurch indirect zur fchriftlichen Errichtung ver Vers 
träge zu zwingen: auch die Urkunden fönnen verloren gehen und 
es ift nicht Sache des Geſetzgebers, jondern Sache der Gontrahenten, 
für Beweismittel in ihren Angelegenheiten zu forgen. — 

Der Deutſche ift gewöhnt und den deutjchen Sitten iſt es 


) Code eiv. art. 1359. 
) art. 1347. 
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entfprechend, Wort zu halten und auch ohne fohriftliche Beurkfundungen 
feine Berträge zu erfüllen. Schon Tacitus fagt*), daß kein Volk 
die Deutfchen in der Treue übertreffe und daß der Deutfche dieſe 
Treue beim Spiel beobachte, fo daß derjenige, welcher ald letztes 
Gut feine Freiheit eingefeßt, wenn er verliert, dem Gemwinnenden 
ohne Einwendung fih zum Xeibeigenen ergibt. Das Spridwort: 
„Ein Wort, ein Wort; ein Mann, ein Mann,” ift alt und noch 
jet allgemein herrſchend *). 

Daß man in Branfreih und in deutſchen Rändern jenfeitd des 
Rheins, wo dad franzöftiche Necht gilt, den größten Theil der Ju— 
riften für das franzöftiche Syſtem ſich ausſprechen hört, das ift noch 
fein Beweid für die Zweckmäßigkeit und für dad MWohlthätige die— 
je8 Syſtems: unter denen, welche häufig Verträge fchließen, herricht 
diefed Lob nit, Es ift nun einmal, wie ſchon oben gefagt wurde, 
den frangöftfchen Juriften eigen, in ihren Geſetzbüchern alle legis— 
lative Weisheit vereinigt zu finden und in den beutichen Ländern 
jenſeits des Rheins fommt noch eine nicht immer unbegründete Ber 
forgniß Hinzu, daß man mit Abänderung des Unzwedmäßigen auch 
gelegentlich das Gute ver frangöftfchen Gefeßgebung ändern und 
alten Sauerteig von dieſſeits wieder mit einführen könnte. Deshalb 
vertheidigte man das unzweckmäßige, den Gredit fchmwächenne Hypo⸗ 
thefen-Syftem, bis Die franzöſiſche Negierung felbft einen Gefegent« 
wurf zur Verbeſſerung vorlegte; deshalb vertheidigt man die unger 
rechten Befchränfungen der Nevifion (Wiederaufnahme der Unterfur 
Hung) im Strafproceß, obgleich man anerkennt, daß Viele unfchuls 
dig unter der Nechtöfraft duldeten und noch dulden; deshalb erflärte 
man die Strafe ded bürgerlichen Todes ald in das Straffyftem gehörig 
und weife verflochten, bis jetzt die faiferlihe Regierung felbft einen 
Gefegentwurf zu deren Abſchaffung vorlegte ***). 

Die deutſchen Gefeßgebungen aber follen zwar das, was gut 


*) De morib. germ. cap. 24. 
*) Eifenhart, deutſches Recht in Sprühwörtern, Abth. 4. Nr. V. 
+) In Bayern wurde die Strafe des bürgerlihen Todes im Jahre 
1849 abgefhafft, nachdem früher ein Antrag Hierauf gejcheitert 
war. 
13 * 
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und den deutfchen Sitten und Einrichtungen entfprechend ift, auch 
dann aufnehmen, wenn e8 von der Fremde flammt, aber fle müſſen 
fih hüten, blinde Nachbeter des Fremden zu merden. 

Mit Recht fagt Mittermaier”): „In der Borfchrift des 
franzöftichen Rechts liegt eine Erklärung der Gefeßgebung, wodurch 
ein allerdings recht guter Nath in ein abfolutes Gebot verwandelt 
wird, Die Richtigkeit der Norfchrift hängt von der Wahrheit der 
Voraudfegung ab, daß jede Partei auch im Stande ift, ſelbſt zu 
fhreiben und fiher ihre Willenderflärung aufzurichten, Wo ein 
Geſetzgeber auf ein durchaus gebilveted im Schreiben allgemein er- 
fahrene® Volk rechnen Fann, mag die Beftimmung noch paffen: 
da aber died nicht der Ball ift, da e8 noch viele Gegenden gibt, wo 
felten ein Bauer jchreiben fann, wird vie franzöftiche Beftimmung 
Ungeredtigfeit, weil fie auf etwas nicht Vorhandene berechnet ift 
und zu argen Täuſchungen führt, indem leicht der Geübte den Uns 
geübteren, der feinen Namen zu ſchreiben Faum fähig ift, über» 
liften**) Fann.“ 

Ein Ungenannter fagt von ſolchen Verträgen ***): 

„Da wird über die Sache viel hin und her geſprochen und 
am Ende erfolgt eine Erklärung, welhe durch Buchſtaben 
firirt freilich wie eine Einwilligung fih ausnimmt, in ver That 
aber nichts weiter ald ein nochmaliged Ueberlegen, hoͤchſtens eine 
bedingte Einwilligung if. Wir fönnen nicht unfere Bürger und 
Bauern auf die Univerfiräten ſchicken und überdieß fehlt e8 und ja 
gar nicht an Veifpielen, daß Reute, die ihre Pandekten gehört haben, 
weder in den Pandeften, noch in der Logik, noch in der Präcifton 
des Ausdrucks ſonderlich ftarf find.“ 

Eben fo erklärt fih Bolleyr) gegen das preußiſche und 
franzoͤſiſche Syſtem und Arndtstr) fagt ganz treffend: 





*) Archiv für eivil. Praris, Bb. V. 99. 
**) Mittermaier fagt a. a. D., daß bergleichen Weberliftungen in 
Frankreich dfterd vorfommen. 
“*) Allgem. juriit. Zeitung, Jahrg. III. 1830. ©. 208. 
T) Entwürfe zu einer Givilgericht- und Proceß-Orbn., Bb. I. ©. 576. 
tr) Kritifche Ueberfhau, Bo. I. S. 138 fg. Bol. 368 fg- 
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„In mancher Beziehung ift es allerdings von Werth, wenn in 
der Sitte ded Volks eine allgemein übliche und fehr leicht anwendbare 
Geſchaͤftsform befteht, ald Ausdruck des entſchiedenen Willens, fi 
zwangrecdtli zu binden. Mber es ift fehr bevenklih, ſolche Bor- 
men für Handlungen ded alltäglichen Verkehrs geſetzgeberiſch aus 
blos rechtöpolitifhen Gründen zu erfinden. Wird die Gültigkeit 
bed Vertrags von der Beobahtung ver Form abhängig gemacht, fo 
dient das Geſetz dem offenen Wortbruch zum Schuß, ganz entgegen 
dem Princip der Sittlidyfeit, dad K. A. Schmidt ald germanifches 
Rechtsprincip auch in der Lehre von Verträgen behauptet und Fann 
zudem, namentlich bei zweifeitigen Verträgen, wenn es nit offen= 
bare Unbilligkeit befchirmen will, fehr verwickelte Nechtöverhältniffe 
herbeiführen. — Erforvert aber das Geſetz die Schrift nur zum 
Beweife, fo verführt e8 gewiffermaffen zu unreblicher Abläugnung 
des nicht fhriftlichen Bertragd und wenn ed zu deren Bekämpfung, 
wie der Code Napoleon, noch die Eidedzufchiebung geftattet, fo kann 
daraus bad fonderbare Ergebnif folgen, daß der Abſchwoͤrende auf 
die Ausſagen von Zeugen, welche nichts gilt für ven civil» 
rehtlihen Beweid des abgefchlofienen Vertrags, firafredt- 
lid wegen Meineids verurtheilt werben könnte.“ 

Es hat zwar in neuerer Zeit von Preuſchen-Lieben— 
ſtein*) den Vorſchlag gemacht, die Gültigkeit aller Verträge, 
welche einen Werthbetrag von mindeitend 100 fl. zum Gegenftande 
haben, von der ſchriftlichen Errichtung, ferner alle Verträge, die 
fih auf einen Werthbetrag von wenigſtens 500 Gulden erftreden, 
von der fchriftlihen Errihtung vor einem Beamten der freis 
willigen Gerichtsbarkeit abhängig zu maden: allein das 
Nüglichkeiteprincip, auf welchem nah den Motiven **) eine folche 
Anordnung beruhen würde, bürfte nah dem, was hier oben gefagt 
wurde, nicht blos zweifelhaft, ſondern offenbar unzureichend fein: 
ja Herr von Preufchen-Liebenftein gibt***) felbft zu, daß befannts 


*) Entwurf zu einem allgemeinen beutfchen Civilgeſetzbuche. Leipzig, 
1848. 8. 
**) Ebendaſ. S. 398. 
”) a0 O. S. 39. 
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lich Privaturfunden, felbft wenn fie von Rechtsgelehrten verfaßt 
find, vemungeadhtet fehr häufig die Abficht der Contrahenten fo man- 
gelhaft ausdrüden, da ed das Recht beugen hieße, wollte man ven 
Beweid weiterer mündlicher Verabredung nicht zulaffen *). 

In der neueren Legislation hat die Erfahrung, daß ver Zwang 
zu fchriftlichen Verträgen, fei e8 nun daß man mündliche Verträge 
geradezu für ungültig erklärt oder daß man einen Beugenbeweis 
nicht zuläßt, ven Verkehr ftört und dad Recht verlegt, fih Geltung 
verichafft. 

Das öfterreihifche allgemeine bürgerliche Geſetzbuch $. 883. 
ſagt: 

„Ein Vertrag kann mündlich oder ſchriftlich, vor Gericht oder 

außerhalb deffelben, mit oder ohne Zeugen errichtet werden. 

Die Berfibiedenheit der Form macht aufer den im Gefeße 

beftimmten Bällen in Anfehung ver Verbindlichkeit Eeinen Unter» 

ſchied.“ 

v. Zeiller ſagt hierüber **), indem er die löbliche Abſicht 
der preußiſchen und franzöſiſchen Geſetzgebung, ſich von der ernſtli— 
chen Einwilligung zu überzeugen, deutlichere und dauerhaftere Be— 
weiſe über die Verträge zu bewirken und die Streitigkeiten zu ver— 
mindern, anerkennt: 

„Unter einem ſolchen Zwangsgeſetze (wie das preußiſche und 
franzöſiſche) ſind die des Schreibens oder zur Abfaſſung ſchriftlicher 
Urkunden unfähigen Parteien, beſonders auf dem flachen Lande ge— 
nöthigt, mit Zeit und Koſtenaufwand ſich an Concipienten und 
Sahwalter zu wenden, die nicht felten entweder gefliffentlich oder 
aus angewohnter Rabulifterei und ftolzer Anmaffung das einfachite 
Geihäft in Verwirrung bringen, oder Erläuterungen und Gautelen 
beijegen, die in der Bolge von der Partei für eigenmächtige Zuſätze 


*) Bei Bertragdurfunden, welche vor einem Beamten der freiwilligen 
Gerichtäbarkeit errichtet worden, fol! der Beweid mündlicher Neben- 
abreven nicht zuläßig fein. Entw. Art. 913. 914. Das feht doch 
allzuviel Vertrauen in die Gefchicklichfeit aller Beamten voraus. 

*) Commentar über dad öfterreichifche bürgerliche Geſetzbuch, Bo. II. 
©. 57. — (vb. Zeiller war Referent bei Abfafjung jenes Gefegb.) 
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erflärt werden. Man hatte bei und feine dringende Urſache, ver 
alten Sitte: Ein Mann, ein Wort; ein Wort, ein Mann, 
untreu zu werden.“ 

Das öfterreihifche Geſetzbuch (F. 887.) läßt zwar, wie das 
preußiiche Randrecht, mündliche Verabredungen, melde bei einem 
fhriftlihen Bertrag geicheben fein follen, aber mit ver Urkunde 
nicht übereinflimmen, nicht wirfen und es fagt der Gommentator 
v. Zeiller *), daß, ſobald über einen Bertrag — obgleich ohne vor— 
Täufige Verabredung, daß er jchriftlich errichtet werden müſſe — 
eine Urfunde verfaßt und von den Pacidcenten unterfertigt wird, 
ed Ddiefen zufommt, die Urkunde vor der linterfertigung zu lefen, 
oder folche fidh vorlejen zu laffen und fogleih zu bemerfen, ob fie 
vollftändig und richtig abgefaßt fei, widrigenfall® aber die Unterfchrift 
zu verweigern. Es fann diefem Grunde noch aus der Erfahrung beiges 
fügt werden, daß wo die Gejeßgebung die Einrede geftattet, daß der 
Vertrag anderd geſchloſſen als niedergefchrieben oder daß mündliche 
Nebenabreden gemaht worden, hie und da vie Chikane dieſe Ein- 
rede benützt, um vermittelft eines Prozeſſes und eined Beweisverfah⸗ 
rend ver Erfüllung eined jchriftlich geihloffenen Vertrags fih jo 
lange ald möglich zu entziehen ; daß ferner die Kontrahenten felbft 
Schuld tragen und mit Recht büßen, wenn fie Nebenabreden in 
den fchriftlichen Vertrag nicht aufnehmen, vielleicht gar den jchrifte 
lihen Bertrag nur zum Schein errichten. Allein man muß dennoch 
der oben erwähnten Anfiht von Preufhen-Liebenfteind bei— 
pflichten, daß häufig Privaturfunden, jelbft wenn fie von Rechts⸗ 
gelehrten verfaßt find — und wir feßen aus Erfahrung bei, zus 
weilen auch gerichtlich verabfaßte Urkunden — die Abſicht der Con⸗ 
trabenten fo mangelhaft ausdrüden, daß ed dad Recht beugen hieße, 
wollte man den Beweid weiterer oder entgegengefehter mündlicher 
Verabredung nicht zulaffen. Es wiverftreitet auch aller Erfahrung, 
wenn man glaubt, die Kontrahenten dürften ja nur die Urfunde 
por der Unterfertigung leſen oder fich vorleſen laſſen und ſogleich 
bemerken, ob ſolche vollftändig und richtig verabfaßt fei: Die ents 
ſchiedene Mehrzahl der Gontrahenten ift nicht im Stande, den Ins 


*)a.a O. S. 63, 
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halt einer Urkunde fogleih fo genau zu faflen und zu begreifen, 
um jede Rüde, jede Zweiveutigkeit, jeden unrichtigen Ausdruck vor 
der Unterfchrift bemerken und die Berbefferung veranlaffen zu koͤn— 
nen; ja felbft der Gebildete, ver Jurift kommt zuweilen bei aller 
Aufmerkſamkeit in die Lage, eine Lücke, einen unrichtigen Ausdrud 
in einer fchriftlihen Urkunde nicht auf der Stelle zu bemerken: foll 
nun ſolches Ueberjehen damit beftraft werben, daß die mündliche 
Nebenabrede ungültig ift? fol der eine Theil daraus Vortheil zie— 
ben dürfen, daß ber andere die Lücke nicht bemerkte, den unrichtigen 
Ausdruf nicht in feiner Schäblichkeit auffaßte? foll er fogar Vor: 
theil daraus ziehen dürfen, obgleich er felbft bei der Unterfchrift die 
Lücke, den unrichtigen Ausorud erfannte und nur nicht darauf aufs 
merffam machte, vielleicht die Luͤcke, ven unrichtigen Ausdruck felbft 
veranlaßte, um aus dem Nachtheil des Andern Vortheil zu erhal⸗ 
ten? Gefeht nun aber auch, beide Gontrabenten hätten die münd— 
lihen Nebenabreden abfihrlih nicht in die Urkunde aufgenommen, 
hätten vielleicht den ganzen Vertrag nur zum Schein gefchloffen, 
rechtfertigt e8 fich denn, daß dad Gefe den fehriftlichen Vertrag für 
gültig erklärt, obgleich er nicht gefchlofien wurde; den wirklich ge» 
fchloffenen Vertrag ald unwirkſam erflärt und vor Gericht gar nicht 
bemweifen Täßt, meil ihm die ſchriftliche Form fehlt? rechtfertigt es 
fih, daß der Gefeßgeber die Lüge ſchützt, die Wahrheit unterdrückt? 
rechtfertigt es ſich, daß der eine Theil aus dem, was beide ab» 
fihtlich gethan, Bortheil zieht, obgleih er eben fo Tadel vers 
dient, wie der andere? Selbſt wenn ein Scheinvertrag gefchloffen 
ift, um einen Dritten zu benachtheiligen, ftellen wir die Frage: 
darf der Gefeßgeber, wenn er folchen Dolus firafen will, die Strafe 
in der Art feftiegen, daß von ven beiden dolofe handelnden 
Gontrahenten der eine Portheil zieht, indem er Bollzug des Schein» 
vertrags oder Schuß in dem Beſitze des bereitd aus dem Scheinver- 
trag gezogenen Gewinns verlangen kann, währenn der andere Eon« 
trabent allein Nachtheil Teidet, vielleicht einen Nachtheil an feinem 
Bermögen erbuldet, welcher weit größer ift, als wenn feine dolofe 
Handlung fogar ein ftrafrechtlich verpönter Betrug gewefen wäre? 

So jehr demnah dad öſterreichiſche Geſetzbuch veshalb zu 
loben ift, weil e8 (mit wenigen Ausnahmen bei befonderen Verträ- 
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gen) die Schrift weder zur Gültigkeit, noch zum Beweiſe eines Der» 
trags erforbert, jo wenig kann man ver Beitimmung deffelben Bei- 
fall zolfen, daß mündliche Nebenabreden nicht wirfen follen. 

Ganz gerecht und zweckmäßig find vie Vorfchläge des Fönigl. 
fähfifhen Entwurfs, Einzelne befondere Fälle audgenommen, 
fann ein Vertrag auf jeve Art einer gegenfeitig erfennbaren Wil- 
Ienderflärung, namentlich auch mündlich abgefchloffen werden ($. 705.). 
Bei einem fhriftlich errichteten Vertrag ift auf mündliche Verabre— 
dungen, welche zugleich gefcheben fein follen, Rückſicht zu nehmen, 
jedoch infoferne, als behauptet werden kann, daß diefe Berabredungen 
nach Uebereinfunft der Betheiligten Gültigkeit haben follen, obgleich 
fie in der Urkunde nicht aufgenommen find ($. 710.). Scheinvers 
träge erzeugen unter den Gontrahenten feine Berbindlichkeit der Ers 
füllung, unbefchadet jevoch der aus der äußern Form foldher Vers 
träge für Dritte entfpringenden Rechte. ($. 683.) 

Der Entwurf eined privatrechtlichen Gefebbuchd für den Kan 
ton Zürich ftellt im $. 1210. ebenfall® vie Regel auf, daß zur 
Gültigkeit und Klagbarkeit der Verträge Feine bejondere Borm ers 
forderlich ift. 

In dem Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuchs für dad Grof«- 
herzogthum Heffen*) ift Art. 78. voraefchlagen: 

„Die Einwilligung kann ftillfhweigenn oder ausdrücklich und 
im legten Sale mündlich oder ſchriftlich, vor Gericht oder 
außerhalb veflelben erklärt werben, infofern das Geſetz feine befon- 
dere Form für den gültigen Abſchluß eined Vertrags vorfchreibt." 

Dad Recht zu fhügen und in gerichtlichen Rechtöftreitigfeiten 
der Wahrheit und dem Recht den Sieg nach Möglichkeit zu ver— 
fhaffen, ift Aufgabe und Pflicht des Staats. Diefe Pflicht wird 
nicht erfüllt, fie wird vielmehr verlegt, wenn der Staat Täftige, 
ja fogar oft unerfüllbare Formen zur Bedingung feiner Rechtshülfe 
macht, die Nichterfüllung diefer Bormen mit dem Berluft von Rech— 
ten, oft mit Vernichtung der Möglichkeit des redlichen Fortkom— 
mend im Staate beftraftz fie wird verlegt, wenn der Staat die 
Wahrheit nicht ermitteln läßt, ja fogar dem Schein vor der Wahr« 
beit ven Vorzug gibt. Verminderung oder Erleichterung der Ges 
fhäfte ver Gerichte rechtfertigen fo'che Berweigerung der Rechishülfe 
nicht und wenn man in einem voer dem andern ande die Erfah 


) Bierte Abtheilung. Bon ben Berbinblichkeiten. Erſte Abtheilung. 
Bon den Berbindlichleiten im Allgemeinen. Darmijtadt. 8. 
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sung machen mußte, daß Zeugen öfters meineivig find, fo rechtfer— 
tigt dieſes doch nicht, aud da die Zeugenaußfagen ald verdächtig 
nicht zulaflen zu wollen, wo ſolche moralifhe und religiöfe Verdor— 
benheit nicht herrſcht: im Gegentheil felbit da, mo Meineide häufi- 
ger vorfommen, it ed ungmedmäßig, der Verdorbenheit das Feld 
zu räumen, die Zeugenaudfagen und den Zeugeneid abzufchaffen, 
ſelbſt die Redlichen, welche doch überall vie Mehrzahl bilden, bei 
Verträgen nicht mehr zur Zeugfchaft zu laſſen, den Parteien damit 
ihre Beweismittel zu entziehen, und flatt der feltener vorfommenden 
Meineide der Zeugen die häufiger vorkommenden Meineide ver Par— 
teien durch Geftattung des Haupteived zu vweranlaffen. Strenge 
Strafen gegen ven Meineid *); mündliche und öffentliches Verfah— 
ren auch in Givilrechtäftreitigfeiten **) ; Beförderung wahrer 
Religiofttät und Mafregeln gegen vie blofe Korm »- Religion, welche 
in unfern Tagen hie und da immer mehr fich auöbreitet, auf Aeußer—⸗ 
lichkeiten großes Gewicht legt, chriftliche Liebe predigt und Verfol— 
gung übt und durch dad böſe Beifpiel theild Irreligiofttät, theild 
Indifferentismus hervorruft; dad find beflere Mittel gegen ven 
Meineid ald Verkümmerung oder gar Berfagung der Mechtö- 
bülfe. — 

Ausnahmsweiſe mag ed wohl Nechtögefchäfte geben, wels 
hen die Gefehgebung nur nah Einhaltung einer gewiſſen die Ent» 
ſchiedenheit des Willens beurfundenden und Fünftigen Zweifeln und 
Streitigkeiten vorbeugenden Formen Gültigkeit zufpricht: allein 
auch bier muß fich die Geſetzgebung ſehr hüten, aus einem wohlges 
meinten Eifer für dad Wohl der Staatdbürger in eine Bevormundung 
Bolljähriger audzuarten und durch Erfchwerung ded Verkehrs mehr 
Schaden im Allgemeinen zu fliften, ald im Einzelnen Guted gewirkt 
wird. Dad Nähere hierüber ift indeffen außer der Aufgabe ver 
gegenwärtigen Abhandlung. 


*) Zu gelinde Geſetze, wie das franzöfifche gegen meineidige Parteien, 
das großherz. hefltfche gegen meineidige Barteien und zum Theil 
gegen meineidige Zeugen find jchäblid. 

*) Seit man in Deutfihland dad mündliche öffentliche Verfahren in 
Straffahhen bat, entdecken fi” mehr Meineive aus bem einfachen 
Grunde, weil bie gleichzeitige Gegenwart der Angefchuldeten und 
Zeugen den Richtern die Erforfhung der Wahrheit und die Ent- 
deckung der Lüge erleichtert, zuweilen auch Jemand unter den Zu- 
börern ſich befindet, welcher fpäter zur Entdeckung der Unwahr— 
beit beiträgt. Irrthum ift ed, wenn man glaubt, - feit Einfüh— 
rung des neuen Strafverfahrend hätten ſich die Meineide vermehrt. 
Sie werben nur leichter und häufiger entdeckt und baben fich eher 
vermindert, weil die Gegenwart berer, welche von der Sache miffen, 
von ber Lüge abhält. 


XVII, 


Ueber die Ausbildung ver Richter und Advocaten. 
Don SanzleisRath Jäger in Tübingen, 
(Schluß) *). 


Aus diefen Gründen ergibt ſich die reine Unmöglichkeit, allen 
Unterfchleifen vorzubeugen, folange’folche Bragen zur fehriftlichen Bes 
antwortung gewählt werben, die auf poſitivem Wiffen beruhen: aber 
wenn die Aufgaben foldhe find, welche wie die vorhin angegebenen 
den Berfland und die Urtheildfraft vorzugsweiſe in Anſpruch neh— 
men, kann diefen Gemeinheiten vorgebeugt werden, die neben ihrer 
innren Nievrigfeit noch das Verwerfliche Haben, daß diejenigen Can— 
didaten dabei in den größten Nachtheil Fommen, welche zu ehrliebend 
oder zu ungeſchickt zu deren Anwendung find. Freilich kann felbft 
bei anderer Wahl der Fragen dem Mißbrauche nicht vorgebeugt wer- 
den, daß gewiffenlofe Leute, welche auf irgend eine Weife vie ges 
wählten Fragen voraus erfahren, von denfelben die von ihnen be= 
günftigten Ganditaten benachrichtigen fönnen, fo daß letztere ſich auf 
viejelben vorbereiten, und ein beſſeres Wiffen entfalten, als diejenigen, 
welchen eine ſolche ungefegliche Begünftigung nicht zu Theil wird. 
Diefem letztern Unterfchleife könnte nur dadurch vorgebeugt werben, 
daß nur Eine Perfon, den Zuftiz- Minifter oder Ein Minifterial-Rath 
oder Ein Profefior die Themata bezeichnete, und diefelben dem mit 
der Leitung der fchriftlihen Prüfung beauftragten Beamten verfiegelt 
zur Beantwortung gerade im Augenblicke der Eröffnung der Prüs 
fung zuftellte, oder aber, wa8 wohl noch den Vorzug verdiente, daß 
die drei oder vierfache, over noch mehrfache Zahl der zu beantwor— 
tenden Themata entworfen, dann erft im Augenblicke des Beginns 
der fchriftlichen Prüfung dem Loofe anheimgegeben würde, welches 
oder welche mehrere Themata wirklich beantwortet werden follen. 
Bei einem folden Verfahren, zumal wenn es ganz furz vor der Ers 


*) Bol. ob. S. 72. 203 
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Öffnung ber Prüfung ftattfände, wäre auch dem bier gerügten Unter« 
ſchleife möglichft vorgebeugt. -Sollten z. B. vier Auffäge ausdgear- 
beitet werden, fo müßten 12—16 Themate entworfen und dem Beamten, 
der die Prüfung leitet, verfchloffen und numerirt zugeftellt werden ; 
verfelbe würde, fobald die Candidaten verfammelt wären, 12 ober 
16 Looſe machen, einer der Candidaten hätte eines derfelben zu zie— 
ben, und die Frage, welche die dem gezogenen Looſe entiprechende 
Ziffer aufen trüge, würde eröffnet, und zur Beantwortung bictirt. 
Die unerlaubte Benachrichtigung der Candidaten von ben gewählten 
12 — 16 umfaßenden Thematen, wenn die Wahl erfi 1 oder 2 
Tage vor dem Beginne der Prüfung erfolgte, könnte entweder gar 
nicht mehr ftattfinden, oder wäre menigftend fo gut wie vergeblich, 
weil fle die große Menge von umfafenden Lehren in ſolch' kurzem 
Zeitraume noch gründlich zu durchgehen außer Stande wären. Bände 
freilich zwifchen Denjenigen, weldhe die Themata bezeichneten und dem 
für die Leitung der Prüfung beftellten Beamten eine ftrafbare Ver— 
abrevung zu Gunften von einzelnen Gandivaten ftatt, fo könnte auch 
diefe Vorſicht vergeblich fein, aber einigermaßen muß man doch we— 
nigftend auf beeidigte Beamten rechnen können. 

Sind die Fragen zur fchriftlichen Beantwortung fo allgemei« 
nen und umfaßenden Inhalts, fo principieller Natur, wenn diefer 
Ausdruck erlaubt ift, jo follte mohl Fein Candidat in Berlegenheit 
fommen, fe wenn auch nicht ganz gründlih und erſchöpfend, doch 
wenigftend fo zu beantworten, daß man ſich von ver Art, wie er 
die fragliche Lehre aufgefaßt, genügend überzeugen könnte. Naments 
lich würde abgefehen von der formell größern Fertigkeit in fchriftlichen 
Auffägen, welde aus den empfohlenen fhriftlichen Hebungen wäh— 
rend der Studienzeit hervorgehen müßte, die ebenfo empfohlene 
Methode der mündlichen Uebung der jungen Leute im Darlegen gan« 
zer Rechts⸗Syſteme ihren Blick und ihre Ueberficht über vie zu er- 
Iernenden Gegenftände jo gefchärft haben, daß fle zulegt bei ber 
entfcheidenden Prüfung nicht erft zum Erftenmale zum Nachdenken 
über die Prüfungd-QAufgaben kämen, fondern mit Elarem überfichtli« 
hen Willen audgerüftet, doch die fo geftellten Bragen ohne Zagen 
zu beantworten unternehmen würden. Alddann würde ihnen z. B- 
die Aufgabe leicht werden, den Zwed und die Beftanptheile des Ei» 
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vilproceßes fo zu harafterifiren, daß man daraus hoffen darf, fie 
feien in dad Verftändnig dieſes Rechtszweiges eingedrungen, und 
werden aljo feiner Zeit weder in der Beurtheilung der Competenz« 
Trage no in der Inſtruction einzelner Proceße gegen klare Grunds 
begriffe und Gefeße verftoßen. 

Mit Nüdfiht indeffen darauf, daß nicht alle Kandidaten allen 
Nechtötheilen die ganz gleiche Aufmerffamkeit widmen, fondern, daß 
jeder verfelben feine einzelnen ftärfern und ſchwächern Seiten des 
Willens hat, daß z.B. der Eine ſich vorzugöweiſe vom Eivilrechte im 
engern Sinne angeſprochen fühlt, der andere ſich dem Civilproceſſe 
befonder8 widmet, dem Dritten der Gantproceß am geläufigften ift, 
zumal wenn er eine praftifche Vorfchule bei einem Notar genoffen 
bat, der vierte hauptfächlich im Strafrechte bewandert ift, follte eine 
gewiffe Auswahl unter den zu fertigenven Auffägen fattfinden Fönnen. 
Denn wenn nur ein Gegenftand zum Aufſatze gegeben wird, wer—⸗ 
den natürlich diejenigen Canditaten dabei gut wegfommen, welche 
entweder vie fragliche Materie überhaupt mit befonderem Fleiße ſtu— 
dirt haben, oder, wie es fo oft gefchieht, durch glüclichen Zufall 
gerade noch Furz vor dem Examen juft auf diefe Materie geführt 
worden find. Aus ihrer guten Beantwortung der Aufgabe fchließt 
man ebenfo auf ihre guten Kenntniffe im Allgemeinen, wie aus ven 
minder guten Arbeiten Derer, welche im fraglichen Gegenftande 
minder bemandert find, auf deren überhaupt minder gute Kenntniffe- 
Die Unrichtigfeit diefed Schluffes aber bedarf Feined Beweiſes, und 
ed mag 3. B. nur ſchon darauf bingemwiefen werben, daß eine er= 
fhöpfende milfenfchaftlihe Characteriftif ver verfchievenen Strafe 
Nechtötheorien derjenige Candidat vielleicht minder gut geben wirb, 
der in einer practijhen Vorfchule bei einem Notar fih im Unter» 
pfands=, Prioritäts-, Ereeutionds, GantsWefen u. f. w. fo viele 
Kenntniffe und Gewandheit erworben hat, daß er auch einen ſchwe— 
rern Gant- Fall ganz untabelhaft bearbeiten wird, welchen ver gute 
GriminalsTheoretifer vielleiht nur ungenügend und fehlerhaft erles 
digen fönnte. 

Sp gut nun bei ven einzelnen Fragen über das pofitive Wiſ⸗ 
fen eine ganze Reihe von Bragen theild mündlich, theils ſchriftlich 
geftellt wird, und aus dem Gefammt-Einprude der gegebenen Ante 
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worten die Prüfenden fih das Urtheil über die pofliinen Kenntniffe 
ded Kandidaten ziehen follen, ebenfo gut follte nicht blos Ein Aufs 
faß gegeben werden, ſondern es follten deren mehrere entweder zur 
Auswahl oder zur nothwendigen Beantwortung gegeben werden, 
Dad erftere Verfahren hätte blod den Vortheil der Zeiterfparniß, 
fönnte aber zur Ungerechtigkeit führen. Wäre die Zeit fo zuge- 
meflen, daß innerhalb verjelben nur Ein Aufſatz vollitändig gelie— 
fert werden könnte, fo könnte nur derjenige Gandivat gewinnen, 
welcher in Einem Bade der Wiſſenſchaft beſonders gut bemandert 
fih Ddiefen Gegenitand audwählen und genügend beantworten würde, 
in andern zur beliebigen Auswahl vorgelegten Bächern aber ſehr 
ſchwach fein Fönnte, da ed immer auch einzelne Fächer gibt, welche 
zu einzelnen Zeiten, ja faft immer auf der Univerfität zu den Stiefe 
findern zu rechnen find, unter welche namentlich dad Naturrecht 
gehört. 

Der erftere Grundfaß ift immerhin, daß man bei der Vielſei— 
tigkeit der Nechtöwiffenichaft, und bei der Möglichkeit, daß im prae— 
tifchen Leben fih der Eine dieſem — der andere jenem Zweige ber 
Rechtöpflege und Rechtsausübung vorzugsweiſe widmen fünne, man 
jedem Candidaten Gelegenbeit gewähren müffe, zu zeigen, welche Bä- 
her er ſich vorzugsweiſe angeeignet habe. 

Und aus diefem Grunde follten mehrere Auffäge nad) einans 
der zur fehriftlichen Beantwortung gegeben werben, und wenn bier 
durch auch das jchriftlihe Examen vier bis ſechs Tage dauern 
würde, fo wäre dieß nicht nur im Allgemeinen nicht zu viel bei 
dem großen Umfange der Rechtéswiſſenſchaft, fondern es wäre auch 
nicht mehr Zeit, ald gegenwärtig in Württemberg zum fchriftlichen 
juridifchen Eramen verwendet wird. Jedenfalls aber fünnte bei an— 
gemeflener Auswahl der jämmtlichen Aufgaben aus ven verjchiedes 
nen Hauptfächern der Rechtswiſſenſchaft jedem Candidaten die noth- 
wenbige Gelegenheit gewährt werden, zu zeigen, in welchem Bade 
er feine Stärke habe. 

Würde man diefed Verfahren einhalten, fo müßte man zur Ber- 
meibung der Unterfchleife der Auffichtöbeamten je am Morgen des 
Prüfungdtages einen der Candidaten durch das Loos den Gegen- 
fand bezeichnen laſſen, der an diefem Tage bearbeitet werben 


Bon Jäger. 207 


folle; jedes Thema müßte verſchloſſen auf einem Bogen verzeichnet 
fein, und der Candidat hätte von den ihm vorgelegten Bogen einen 
beraudzunehmen, welchen fofort der Aufſichtsbeamte öffnen und ala 
Thema verfünden würde, oder fämmtliche Themata wären mit Zils 
fern oder mit Buchftaben bezeichnet auf Einem Bogen verzeichnet, 
und ed würde an jevem Morgen ein Candidat von verfchloffenen 
Looſen Eine zu ziehen haben, deſſen vorftehende Ziffer ven an Dies 
fem Tage zu beantwortenden Gegenftand bezeichnete. Dder endlich 
würde der Juftizminifter unmittelbar, oder durch einen Minifterial- 
Beamten jeden Morgen dent Auffichtd-Beamten den Gegenftand ber 
Arbeit verftegelt zugehen Taffen. — 

Nicht ſtark und oft genug kann man darauf zurüdkommen, 
daß die bei den Prüfungen thätigen Beamten ſich unter feinen Um» 
ftänden erlauben follten, einzelnen begünftigten Candidaten im Bor« 
aus eine mehr oder minder genaue Mittheilung über die Gegen- 
ftände der Prüfung zu machen. Man erzählt ſich in dieſer Bezie- 
bung viele Gefchichten, welche durchaus unehrenhaft find, und wenn 
fie auch nicht verbürgt werden fönnen, wenn fie daher auch nicht 
ale Ihatfachen behauptet werden, fo ift ed doch traurig, daß fie 
überhaupt nur auffommen fonnten, daß alſo die Berheiligten we— 
nigftend den ihnen nachtheiligen Schein nicht mieden. 

Man verfichert nämlich allgemein, daß in der Regel gewiſſe 
Mitglieder der Prüfungs-Commiffton nur einen fehr geringen Werth 
auf die Unparteilichkeit und Gerechtigkeit der Prüfungen legen und 
daher einzelne Begünftigte unter ven Candidaten auf Koften ver 
Uebrigen heben und unterftügen. So erzählt man fi einen Fall, 
wo ein Eraminator in dem Augenblide, wo der Sohn eined Haud- 
freundes feinen Gandivaten= Befuh machte, unter dem Vorwande, 
mit feiner Frau Etwas befprehen zu müffen, in feinem Arbeitäzim« 
mer den bejuchenden Gandivaten fo lange allein ließ, daß ver Ich» 
tere reichliche Zeit hatte, dad auf des Profefford Arbeitätifch Tiegende 
Berzeihniß der Prüfungsfragen genau durdhzuftudiren. Man erzählt 
fih einen andern Fall, wo ein Candidat aus Miftrauen in feine 
Befähigung fidy beharrlich weigerte, die Prüfung mitzumadhen, und 
nah Einem von feinen beforgten, ſelbſt an den Sit ver Prüfung 
gereiften Eltern veranlaßten Beſuch bei einem ver Eraminatoren 


208 Ueber die Ausbildung ver Richter und Advocaten. 


fofort in den betreffenden Fächern fo gute fchriftliche Arbeiten lies 
ferte, daß ihm ein alle Erwartungen weit überfteigended Zeugniß zu 
Theil wurde, 

Ein ſolches Verfahren ift nun, von allem Andern abgeſehen, 
eine ſehr tadelnswerthe, man darf fagen gemeine Handlungsweiſe, 
wie jede andere Dienftpflichtverlegung, wie jede andere Fälfchung, 
jeder andere Betrug. Es ift gemein, wenn ed auch nur dem bes 
treffenden Candidaten ohne Benadhtheiligung feiner Mitcandidaten 
Bortheil brächte. Denn auf die Zeugniffe wird ein bald größerer, 
bald geringerer Werth gelegt; einen wenigſtens annähernden Maß— 
ftab bieten auch wirklich die Prüfungen, und wenn alfo die Zeugs 
niffe nicht den wahren Ausdruck des Ergebniffed der Prüfungen 
geben, fo werden für alle Zukunft Diejenigen auf rechtömwidrige 
Meife getäufcht, welche im Bertrauen auf die Gewiſſenhaftigkeit und 
Nechtlichkeit der Prüfenden den dem Geprüften beigefchriebenen Grad 
von Urtheildfraft und Kenntniffen für hinreichend gehalten hatten, 
um leßterem ein Amt oder eine einzelne Verrichtung anzuvertrauen. 

Aber es liegt darin erſt noch die weit erfchwerenvere Geite 
diefed höchſt unedlen Verfahrens, daß immer eine Anzahl von Gans 
didaten mit einander zu concurriren pflegt, und alio alle nicht auf 
gleiche Weile behandelten, beziehungsweiſe begünftigten Candidaten 
natürlih gegen einen ſolchen Günftling zu furz fommen, daß ein 
folder Günftling Denjenigen gleichgeftellt wird, die ohne fol« 
hen Unterfchleif ein günftigered Beugniß verdient haben, daß er 
Denen vorangefegt wird, denen er ohne denfelben gleichzuftellen 
oder unterzuordnen geweſen wäre. Und enplich begleitet ja ein 
ſolches erfchlichenes günftiged Zeugniß den hetreffenden Candi— 
daten auch auf feiner fernern Laufbahn injolange, ald er auf den 
Grund feiner Tüchtigfeit Iaut feiner Prüfungs» Zeugniffe und der 
Bewährung im practifchen Leben Anftellung, beziehungsweife Beför— 
derung nachſucht. Diejenigen Behörden aljo, welche die Bewerber 
zu begutachten haben, und dasjenige Organ der Staatögemwalt, wel 
ches die gefuchte Stelle zu vergeben hat, werben durch dieſe Bäl- 
ſchung veranlaßt, einem relativ Unwürdigen eine ihm nicht inwoh— 
nende Befähigung zuzumefjen, ihm ein feiner Befähigung und Würs 
digkeit überfteigended Amt anzuvertrauen, ihn endlih würdigern Be- 
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werbern vorzuziehen und biefe dadurch empfinplich zu Fränfen, an 
ihnen eine wahrhafte Mechtöverlegung zu begehen, fobald die Vers 
leihung des betreffenden Amts nicht eine Sache der Gunft und 
Gnade ohne Rüdfiht auf Würdigfeit und Befähigung, fondern 
Sade der Würdigfeit und Befähigung im Intereffe des allgemeinen 
Wohle und der Würde der Staatöverwaltung. ift. 

Auf unerlaubte Interfchleife könnten fodann die Candidaten 
nicht "bei mündlicher Prüfung kommen, Auch diefe find jedoch nicht 
ohne Scyatten-Seiten. So lange unfere jungen Leute noch fo fel- 
ten die Gelegenheit zu mündlicher Entwidlung ihres Wiffend und 
ihrer Gedanken haben, Täßt fih gegen mündliche Prüfungen dad 
Bedenken erheben, daß bei denſelben die gewandten, redefertigen, 
unerfchrodenen Candidaten in großem Bortheile gegen ftille, ſchüch— 
terne, junge Leute find, welche einfam und zurüdgezogen gelebt und 
ftudirt Haben, und aus diefem Grunde oder wegen fonftigen Man, 
geld an Gewandtheit und fchneller Entwidlung ihrer Gedanfen und 
im Audprude derfelben ihr Willen mündlich nicht fo gewandt vor⸗ 
zutragen vermögen, ald es ihnen oft ſchriftlich moͤglich iſt. Hebt 
ſich aber auch dieſer Mangel durch die vorgeſchlagenen Veränderungen 
im academifhen Studium, fo ift es allervingd weiter faft nicht 
möglich, durchweg gleihförmig Hinfichtlih der Schwere der Fragen 
zu eraminiren, wenn man auch noch fo unparteiiich zu Werf gebt. 
Es würde fogar in mandyen Beziehungen nicht einmal ganz angemeflen 
ericheinen, durchaus gleihförmig zu fragen. So lange vie Abſtu— 
fungen im Wiſſen unter den jungen Leuten noch fo groß find, ift 
es begreiflih, daß man an die voraus ald tüchtig, vielleicht fogar als 
außgezeichnet bekannten jungen Leute ſchwere Bragen richten mag, um 
den Antrag auf eine jehr günftige Präpicirung hiedurch zu begrüns 
den, wogegen an die ſchwächern Candidaten leichtere Fragen gerich— 
tet werben, um zu zeigen, daß man fie wenigftend noch auf anderer 
Stufe ald beftanden erflären Fann. Cine gleihförmige Brageftellung 
würde die ſchwächern Gandidaten ſtets durchfallen machen, oder vie 
Keiftungen der audgezeichnetern jungen Leuten in ungenügendem 
Lichte zeigen. 

Kommen aber vollends Willkürlichkeiten hinzu, fo ift der Uns 
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minator, dem ein einzelner Candidat empfohlen oder angenehm fft, 
währenn er dem andern aus irgend einem äuffern Grunde abgeneigt 
ift, bat ed ganz in feiner Gewalt, durch die Wahl der ragen den 
einen Gandidaten vor dem andern zu begünftigen und zu benach- 
tbeiligen, je nachdem er an ihm leichte oder ſchwere Fragen jtellt, 
und je nachdem er bei dem Einen jede auch ungenügende Antwort 
ſich gefallen Täßt, und bei dem Andern felbft am Buchftaben mädelt, 
je nachdem er dem Einen eigentliche Suggeſtiv-Fragen ftellt, jo daß 
der Befragte ohne die entfeplichite Dummheit die Antwort alsbald 
darin findet, den andern aber auf eine fo gefchraubte und dunkle 
Meife fragt, daß man den wahren Sinn der Frage faum zu erra- 
then vermag. 

Man hat gerade in diefer Beziehung fhon vielfach die Frage 
erwogen, ob man eher durch die Lehrer, bei welchen die Candidaten 
die Borlefungen hörten, oder durch andere Sachverſtändige die Prü— 
fungen vornehmen Tafjen fol. Für und wider jedes dieſer beiden 
Spfteme Taffen ſich ſehr gewichtige Gründe vorbringen. 

Die Lehrer, welche die Prüfungen mit ihren Zuhörern anftel- 
Ien, haben die Gewißheit, daß fie viefelben (wenn ihnen anders diefelben 
durch wiffenfchaftlichen Privatverkehr bekannt geworben find, und fid 
nicht aus irgend einem Grunde vom Umgange mit ihren Lehrern ganz 
entfernt gehalten Haben, was gar nicht zu Toben ift, da im Gegen- 
theil gewiß alle Lehrer ſelbſt ſtets die nähere perſönliche Befannt- 
Schaft ihrer Zuhörer wünſchen werden) ſchon zum Voraus nad ih— 
ren Fähigkeiten, ihrem Fleiße, ihren Leiftungen, kurz nach ihrer gan« 
zen Individualität beurtheilen, Schüchternheit und Verlegenheig, mans 
gelnde Medefertigkeit u, f. w. von dem Stottern der Unwiſſenheit 
unterfcheiden, daß fie aus dem ganzen Studienlauf der jungen Leute, 
und aus den einzelnen wenigen Antworten, die unter dem Einfluffe 
einer jehr erflärlichen Befangenheit gegeben fein können, die Stellung 
de& einzelnen Gandidaten bemeffen, daß fe ſelbſt am Beſten beur— 
theilen fönnen, ob viefelben vie von den Lehrern gehaltenen Vorträge 
rihtig und vollftändig aufgefaßt Haben, daß ein gegenfeitiges wiffen- 
ſchaftliches DVerftändniß herrſcht. (Schluß folgt.) 
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Ueberſichten aus dem franzöfiichen Rechtsleben. 
Bon Dr. Julius Levita in Paris. 


In den letzten Tagen wurden durch den Moniteur mehrere 
aus den Berathungen der letzten Seſſion des gefeßgebenden Körpers 
bervorgegangene Geſetze veröffentlicht, welche juriftifch und national« 
dsconomifh ein beſonderes Interefje darbieten, Wir haben zum 
heile, während die Projecte auf der Tagesordnung der Berathuns 
gen flanden, den Gegenftand und den Inhalt dieſer Geſetze bes 
fproden. Der von uns bereit mehrfach erwähnte Geſetze svor⸗ 
flag in Betreff der travaux forc&s ift nunmehr definitiv zum Ges 
feße erhoben. Freilich ift die fo fohmwierige und namentlih auf dem 
Terrain der franzöftihen Zuftände fo heikele Frage in Betreff der 
Beibehaltung und Abſchaffung dieſer Strafart und in Betreff der 
Erecution diefer Strafe niht auf eine definitive Weife und in allen 
ihren Detaild gelöſt. Aus dem neuen Gejege geht hervor, daß bie 
Anfangs beabfichtigte Gombination, zufolge deren die Strafe ver 
travaux forces auf eine allgemeine Weiſe durch die Strafe der Des 
portation erſetzt werden follte, aufgegeben, und die Durch den Code 
penal eingeführte Strafe ald folde beibehalten worven. Indeſſen 
gebt aud dem Geſetze die Tendenz hervor, die Strafe der Deportas 
tion factifch der der Bagnos zu fubftituiren, und wenn im Princip 
nicht auf eine abjolute Weife die Deportation ald ver einzige Mo— 
dus der Abbüßung einer Strafe, die dad Aequivalent der Zwangs⸗ 
arbeiten bilden foll, aufgeftellt wurde, fo fcheint der Grund in [os 
calen oder materiellen Verhältniffen und in der Unvollftändigfeit ver 
zur allgemeinen Durchführung der Maafregel der Deportation bis 
jegt getroffenen Anftalten zu liegen. Die weſentlichen Beftimmun- 
gen des neuen Geſetzes find folgende: Die Strafe der travaux 
forces kann in allen auswärtigen Beflgungen Frankreichs, mit Aus- 
nahme von Algier, und proviforifch felbft in Frankreich verbüßt wer» 
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den. — Aus diefer erften Verfügung geht hervor, daß die bis jetzt 
befannten Rejultate des urfprünglich beabfichtigten und bis vor ganz 
Kurzem ausgeführten Syſtemes, die Befigung von Guyana, als den 
für die Deportirten einzurichtenden Strafort zu wählen, ſich ald uns 
zureichenb und ungünftig dargeftellt haben, und vaß in der bezeich« 
neten Golonie locale und materielle Schwierigkeiten obwalten, melde 
felbft von den fähigen Nachfolgern des feiner Stelle enthobenen 
Sarda Garriga nicht überwunden werden fonnten. — Obgleich das 
Geſetz alle näheren Beftimmungen in Betreff der Ausführung der 
Strafe und der inneren Organifation der Anftalten fpäter zu erlaf 
fenden Verordnungen und Reglements aufbewahrt, fo enthält dad» 
felbe dennoch einzelne Grundbeſtimmungen, welche fih auf die Be— 
handlung der Sträflinge und die an die Strafe gefnüpften Bolgen 
beziehen. — 

Die Sträflinge follen zu ven härteften Arbeiten (aux tra- 
vaux les plus p&@nibles) der Kolonifation und zu andern all» 
gemein nüglichen Arbeiten verwendet werden. Den Engländern ift 
ed, troß ihrer großen Meifterihaft in der Begründung und Durch— 
führung der Kolonien, nicht gelungen, Etwas mit den verbrederi= 
fhen Händen der Forçats zu organifiren; und ſchon feit längerer 
Beit ift die Deportation nah Van-Diemensland wegen der in dieſer 
Beziehung gemachten Erfahrungen unterbroden. Da indeffen nad 
dem neuen frangöflichen Gefege nur die ſchwerſten Arbeiten den 
Deportirten anvertraut werden follen, fo läßt fih im Bereine mit 
freien Colonen vieleicht ein günftigered Reſultat erzielen. Die 
practiihen Erfahrungen allein können bier maaßgebend fein; und 
wollen wir, mo es fih um eine Strafart, Die auf einer fo edlen 
humanitarifchen Grundlage beruht, und national=öfonomish und 
politifh Die fruchtbarften Wirkungen äußern kann, Schwierig- 
feiten nicht für Unmöglichkeiten halten, wenn wir auch geftehen 
müffen, daß im Hinblide auf vie bis jeht erreichten Reſultate die 
Anhänger ver Bagnos beveutend im Vertrauen auf ihre Sache ges 
winnen mußten. Geitvem wir perfönlih unfre Wanderung durch 
die franzöfifchen Bagnos gemacht, und von dem traurigen, zerrüttes 
ten, demoralifirenden Zuftande diefer Anftalten überzeugt haben; feit- 
dem wir mit Aufmerkfamkeit den ftatiftifchen Berichten ver franzde 
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ſiſchen Criminaljuftiz folgen und in jebem Jahre die Eoloffale Vers 
mehrung ber Recivivfälle conftatirt finden, haben wir und hoffnungs— 
voll dem neuen Straffyfteme der Deportation zugewendet, zufolge 
deffen die Verbrecher aus der ſtaatlichen Geſellſchaft ausgeſchieden, 
von Einflüffen umgeben werden, die, wenn irgend eine Beſſerung 
noch möglich ift, auf die Moralität günftig einwirken müffen, und 
woraud national» öconomifsh für dad Mutterland die beträchtlichiten 
materiellen Bortheile erwachſen können. In Betreff ded Geſichts— 
puncted ver Bewahrung ded Staates vor der Möglichkeit ver Wie— 
verbetretungsfälle, enthält dad Geſetz eine wichtige Beftimmung, 
welde in den engliichen Deportationdgefegen nicht aufgenommen 
wurde, und die nad unferer Anficht eine befondere Garantie dem 
neuen Geſetze verleiht. Diejenigen, deren Strafe ſich bis zu 8 Jahren 
erfiredt, müffen nach Abbüßung ihrer Strafe acht weitere Jahre in 
der Golonie verbleiben und können letztere bloß auf Fürzere Zeit mit 
der Ginwilligung des Gouverneurs verlaffen. Diejenigen, deren 
Strafzeit 8 Jahre überfchreitet, müflen während ihre® ganzen Le— 
bens ihren Aufenthalt in der Strafcolonie behalten. — 

Abweichend von den Beflimmungen des Code pénal verfügt 
das Geſetz, daß die Strafe der travaux foreds felbft gegen Brauen 
vollzogen werden kann, daß bingegen Inpividuen von 60 Jahren 
eine andere Gtrafart zu erleiven haben, — Das Gefeh bezeichnet 
am Ende die Belohnungen, melde für Die dur ihr Betragen und 
ihre Arbeiten ſich audzeichnenden Sträflinge zu erfennen find. Solche 
Belohnungen beftehen in der Conceſſion von Rändereien, in der Er- 
theilung der Erlaubniß zum Arbeiten für die freien Golonen und 
envlich in der Gewährung einzelner bürgerlicher Rechte. Wir wer« 
den auf dieſes Geſetz, deſſen fubftantiellite Beftimmungen wir an 
zugeben bemüht waren, zurüdfommen, fobald die in Ausficht geftell- 
ten Verordnungen und Meglementd erfchienen fein werden, — 

Ein wichtiger gefeßgebender Act wurde vor einigen Tagen in 
Betreff des Credit-foncier erlaffen. Die Bodenfrevitanftalten, welche 
im Kampfe mit den größten Schwierigkeiten in Frankreich zur Ans 
erfennung famen, mußten feit ihrem Erſcheinen zahlreiche und ver» 
fhiedenartige Phafen durchwandern. Don dem urfprünglich aus 
geſprochenen Princip der Decentralifation ging man raſch zu dem 
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in den Unftchten, Gebräuchen und Tendenzen ber franzöftfchen Na- 
tion wurzelnden Syſtem der Gentralifation über. Die Banque fon- 
ciere von Paris nahm in ſich beinahe fämmtliche feit der Begrün- 
dung der Inftitution in den verfchiedenen Departementen gebildeten 
Geſellſchaften auf; und feit diefem Augenblicke concentrirten ſich alle 
Anftrengungen und Experimente in der vielmehr finanziellecommer- 
ciell als rural»finanziell organifirten Bank der Kapital. Wir 
würden den hbefcheidenen Raum, welcher und in dieſer Zeitfchriit ver» 
gönnt ifl, während Monate damit anfüllen können, um die Gefchide 
der neuern Inftitution varzuftellen; wir verweifen diejenigen, welche 
ein ſpecielles Intereffe an dieſer, namentlich Deutjchland nahe berühe 
renden Frage nehmen, auf unfere Ausführungen in einem der letz⸗ 
ten Hefte der Heidelberger Eritifchen Zeitſchrift. Wir befchränfen 
und bier darauf, den Inhalt des neueften legißlativen Actes in nuce 
anzugeben. Um die banque foneiere felbft äußerlich am die Seite ver 
banque de France zu ftellen, und den Schulpverfchreibungen erfte- 
rer in ven Augen des Publicumd die Garantie der billets de banque 
zu verleihen, wurde die innere Adminiftration der banque fonciere 
teformirt. An die Spige leßterer wurde ein Gouverneur, unterftüßt 
von 2 Soud-Gouverneurß, geftellt. Der fo beveutungdnolle Poften des 
Gouverneurs wurde einem alten Minifter der Binanzen, dem rece- 
veur général ded Departement der Seine inferieure, Herrn Grafen 
von Germiny verliehen. Diefe Ernennung befeitigte Herrn Wo— 
lowski, in veffen Händen bis jetzt vie Geſchicke des credit - foncier 
gelegt waren. In Sranfreih, wo Bormen und Routine eine fo 
durchgreifende Wirkung äußern, ift die äußere Anpaffung der Bo» 
denfrevitbanf an die commerciele Bank eine Maafregel, melde in 
Beziehung auf den Eredit der Imftitution wefentliche Folgen zu 
äußern geeignet if. 

Das neue Decret enthält noch zwei Beflimmungen, welche ſich 
auf die inneren Operationen der Bodenkreditbank felbft beziehen. 
Während nad) früheren Decreten (vom 10. Dezember 1852 u. 21. 
Dezember 1853) der Betrag der an die Bank zu zahlenden Annuis 
täten (für Zinfen, Koften und Amortifirung) gefeglich beftimmt mar, 
fol e8 nunmehr der Aodminiftration der Bank überlaffen bleiben, 
den taux der Annuität zu firiren. Es foheint, daß. die bis jet 
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alfein applicable Annuität von 31/, Brocente ſich ald undurchfuͤhrbar 
dargeftellt hat. — 

Nach einer weiteren Beftimmung des neuen Decreis foll vie 
Bodencrevitbanf ermächtigt fein, hypothekariſche Darleihen nah den 
allgemeinen Geſetzen zu maden, in der Weife, daß feine Amor» 
tiftrung des Gapitald für den Schuldner, welcher der Bank gegen- 
über in verfelben Lage wie gegenüber einem Privatgläubiger 
ſich Befindet, eintritt. — 

Die beiden Beitimmungen, welche wir fo eben anführten, wo— 
durch in den weientlichften Puncten die Gombination, morauf der 
eredit-foneier begründet ward, aufgegeben wurde, beweifen, wie uns 
günftig die bis jet auf der erften Grundlage gemachten Erfahrun- 
gen waren, und wie wenig bie praftiichen Refultate ven Erwartungen 
der Negierung, welche mit dem wachfamften Auge die Operationen 
ber neuen Geſellſchaft beauffichtigt, entſprach. Unter diefen Ver— 
hältniffen kann es nicht auffallen, daß Perfönlichkeiten, auf welde 
der eredit-foncier bis jegt mehr oder weniger geftellt war, feit der 
durchgreifenden Reform mit andern vertaufcht wurden, Die aufrid: 
tigen Anhänger ver Bodencrebitanftalten fjehen nur mit Bebauern 
den häufigen Wechfel ver legislativen Beftimmungen, welche das an 
ſtch ſchon zahlreihe und mächtige Heer der Gegner der Inftitution 
noch vermehren. Wir bleiben ver Anſicht treu, die wir in diefen 
Blättern wiederholt auszufprechen Gelegenheit hatten, daß, folange 
die allgemeine HYpothefengefeßgebung vie von Prarid und Doctrin 
fo hartnäckig begehrten Neformen nicht erfahren Hat, der eredit- 
foncier, foferne man nicht daraus eine commercielle Börfenoperation 
machen will, auf beinahe unüberwindbare Schwierigkeiten ftoßen 
muß. — 

In meinem heutigen Beriht muß ich noch ein anderes neue: 
red Gefeg erwähnen, welches durch die politifchen Ereigniffe entftan- 
den ift und vom internationalen und maritimen Geſichtspuncte ein bes 
jondered Intereffe erregt. Durch ein Decret vom 18. Juli wurde 
ein Prifengericht (conseil des prises) in Paris eingefeßt. Dieſes 
Tribunal ift competent, über die Gültigkeit alle während des ges 
genmwärtigen Krieges gemachten Prifen, jo weit diejelben unter bie 
franzöftfche Jurisdietion fallen, zu erkennen. Daſſelbe befteht aus 
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einem mit dem Praͤſtbium betrauten Staatsrathe, aus ſechs Mitglie- 
bern, von denen zwei aus der Zahl der maitres des requötes des 
conseil d’Etat genommen werden und endlich aus einem commis- 
saire du gouvernement, welcher feine Concluſionen in Betreff eines 
jeden Proceffed zu geben hat. Ueberdies ift ein beſonderer seeretaire- 
greffier diefem Tribunale beigefügt. — Die Sigungen des Tribunald 
find geheim; die Urtheile, zu veren Fällung wenigſtens 5 Mitglieder con= 
eurriren müffen, find erecutorifch erft nad) Ablauf von 8 Tagen nad 
deren officielen Mittheilung an ven Minifter der auswärtigen Angelegen« 
heiten und den Minifter ver Marine. — Die Parteien können gegen eine 
Entfcheivung innerhalb dreier Monate an den Staatdrath ihren Rekurs 
nehmen; ein ähnliches Recht fteht dem commissaire du gouvernement 
zu. Gin folder Rekurs, welcher im Allgemeinen feinen Suſpenſiv⸗ 
effekt äußert, verhindert die definitive Vertheilung des Erlöjes ver 
Priſen. — Die Advokaten ded Staatsraths allein haben das Recht, 
Denk» und Bittfchriften bei dem Tribunal einzureihen. Kein ans 
derer Sachwalter kann bei dem Tribunale auftreten; indeſſen fann 
der englifche Conſul oder ein anderer von der englifchen Regierung 
bezeichneter Agent die Intereffen der großbrittanifhen Schiffsmann⸗ 
ſchaft vertreten. Die übrigen Confular- Agenten können bloß durd 
die Bermittelung des commissaire du gouvernement Ausführungen 
im Intereffe ihrer Nationalen an das Tribunal richten. — 

Soweit der Inhalt ded neuen Geſetzes, welches, wie ähnliche 
Geſetze früherer Perioden, aus Veranlaſſung eines maritimen Kries 
ges veröffentlicht wurde. Da nur in exceptionellen Momenten viele 
Materie zur Sprache kömmt, fo halten wir es für intereffant, einen 
Kleinen Rüdbli auf die juriftifche Geftaltung und Ausbildung dies 
fer ragen, welche ſich bei allen europälfchen Seemädhten im gegen« 
wärtigen Augenbli erheben, zu werfen. — Unter der älteren Mon— 
archie ftand das Urtheil über maritime Prifen dem Amiral de 
France und den Officieren der Admiralität zu. Später wurde der 
Amiral de France ald die allein zuftändige Behörde zur Entſchei— 
dung diefer Bragen anerkannt. Als unter Ludwig XIII. die Stelle 
bed Amiral abgefhaft und durch die eined grand-maitre erfeht 
wurde, fo gingen die Bunetionen des Amiral in Beziehung auf vie 
Eompetenz in Betreff der Prifen auf den grand-maitre über. Eine 
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Neihe von höchſt intereffanten Entfcheivungen, welche von dem Gar- 
dinal Nichelieu, der Königin Anna von Defterreih und dem Herzoge 
von Vendome, welche die Qualität eined grand-maitre hatten, audgien« 
gen, ift in den alten Archiven enthalten. Im Laufe der Zeiten erfannte 
man die Mifftände einer folchen abjoluten Juris dietion, die von eie 
ner Perfon ausgeübt wurde, die nicht die Kenntniffe und tie Er— 
fahrungen, welche zur Entſcheidung der velifaten Fragen ded See— 
und Bölferrechtd erforderlih find, beſaß. 

Seit vem Jahre 1659 wurde deßhalb die Geſetzgebung refor« 
mirt; ed wurde verfügt, daß ein eigened Gonfeil, während eines 
Krieged über die Fragen ver Prifen erkennen folle. Diefer Gonfeil 
beitand bis zum Jahre 1789; indeffen der legte Gonfeil, den man 
vor der franzöfifchen Revolution einzufeßen Gelegenheit hatte, mar 
der vom Jahr 1778 zum Behufe ver Entfcheidung über die Gültig- 
feit der gegen die Engländer während ded amerifanifchen Freiheits— 
frieged gemachten Prifen. — Nah einem Decrete des franzöftichen 
Convented vom 14. Juli 1793 follten die Proceduren in Betreff ver 
maritimen Prifen durch die Friedensrichter inftruirt und durch die 
Handelögerichte entfchieven werden. Dieſes Decret wurbe bereits 
aufgehoben am 18 brumaire II. durch ein andere, zufolge deſſen 
der proviforifche conseil ex&cutif über die maritimen Prifen erfen- 
nen follte. — Indeſſen wurde das Decret vom 14. Juli 1793 
wiederhergeſtellt durch das Gele vom 3 brumaire IV, welchem 
am 8 flordal ein anderes hinzugefügt wurde, zufolge deſſen vie in 
Betreff maritimer Prifen erhobenen Berufungen vor die Civiltri- 
bunale der Departemente gebracht werben follen. Die ordentlichen 
Gerichte, welche in ihrer Jurisdiction die beſondere Natur biefer 
Art von contentiöfen Proceduren nicht berücfichtigten, und deren 
Entjheidungen zu zahlreichen Reclamationen von Seiten der frem⸗ 
den Nationen Veranlaſſung gaben, verloren dieſe Gompetenz feit 
dem 6 germinal VIIL, an weldem Tage eine arrété erſchien, zus 
folge deren ein conseil des prises errichtet und diefem Tribunale 
die Jurisdietion über diefe Materie in erjter und letzter Inſtanz 
übertragen wurde. Dur das berühmte Decret vom 22, Juli 1806, 
wodurd der Staatdrath organifirt wurde, warb dem conseil des 
prises die Juriödiktion in erfler und dem conseil d’Etat in zweiter 
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Inſtanz übertragen. Im der Neftauration wurde ber conseil des 
prises abgeſchafft und der conseil d’Etat ald die competente Ge— 
richtöbehörde aufgeftellt. Aus den Beitimmungen des Decreted nom 
18. Zuli 1854, welche wir oben näher angegeben haben, geht her— 
vor, daß das Princip der Faiferlihen Geſetzgebung ded Jahres 1806 
wiederum zur Anerkennung gekommen if, — 

Bei Gelegenheit der Erneuerung der Präflventfchaft des Kane 
velögerichts der Seine hat der abtretende Präſident, Herr Ledagre, 
eine Rede gehalten, worin er die Arbeiten feined Gerichted während 
des letzten Jahres überfichtlich darftelt. Wir entnehmen aus vielem 
intereffanten Berichte folgende Daten: Vom 1. Juli 1853 bis zum 
1. Zuli 1854 wurden im Ganzen 49,499 Proceſſe anhängig ges 
macht. Bon dieſen Proceflen wurden 34124 in contumaciam ents« 
ſchieden; 2515 murden durch die Parteien vergliher und 10212 
wurden contrabictorifch verhandelt und erledigt. Aus einer Merglei- 
Hung der bezeichneten Chiffer mit der bed vergangenen Jahres geht 
hervor, daß die Zahl der Proceffe um 14475 zugenommen hat. — 
Die Zahl ver gegen die hanvelögerichilichen Enticheidungen erhobes 
nen Berufungen ift verhältnigmäßig fehr unbeveutend. Im Ganzen 
wurden nur 512 Urtheile mit Appel angegriffen; 288 Appellatio- 
nen wurden verworfen, 124 angenommen und 100 Berufungen 
wurden durch Vergleich ver Parteien erledigt. — Während einer- 
feit8 die Zahl der Proceſſe zugenommen bat, vermehrte ſich auch 
andrerſeits die Zahl der Kallimente. Im Ganzen wurden 736 Baillit= 
urtheile erlaffen, das heißt 241 mehr ald während des norherge- 
gangenen Jahred. Aus einer genauen Berechnung der an die Maf- 
fengläubiger gezahlten Dividenden geht hervor, daß im Durchichnitte 
zwifchen 30 und 31 Procente den Gläubigern ausgezahlt wurden, 
Ein verhältnifmäßig entfchieven günftiged Refultat! — 

Wie weit die Affociationstendenz in der lebten Zeit zugenoms 
men hat, erhellt aus der enormen Chiffer ver Gapitalien der Ges 
fellichaften, deren Statuten oder Bedingungen auf der Kanzlei des 
Handelögerichtd publicirt werden müſſen. Während des lebten Jah 
red wurden Commanditgeſellſchaften auf Actien mit einem Geſammt— 
capital von 650 Millionen Franken creirt; Commanditgeſellſchaften 
ohne Actien mit einem Gapitale von 52,919,311 Franken. Freilich 
find die Chiffern ver Gommanditgefellichaften imaginär. Die Unter- 
nehmungen nad den Minen von Galifornien und Auftralien laffen 
beinahe täglich derartige Commanditgefellfchaften entftehen und ver= 
geben. 


XIX. 


Die Buredinungsfrage vor dem Schwurgerichte. 
Ein Wort der Warnung an denfende Gefchworene. 


Dom Dberamtd- Gerihtdarzt Dr. Krauß in Tübingen. 


Im mofaiihen Strafcoder (2. B. Mofe 21. Cap. 28. 9.) iſt 
die Beftimmung enthalten: „Wenn ein Ochfe einen Mann oder ein 
Weib ftößt, daß er flirbt, fo foll man ven Ochfen fteinigen und 
fein Fleiſch nicht effen.“ Diefes uralte Gebot fcheint mir der er« 
actefte Ausdruck der gefeglichen Blutrache in ihrer durch Gultur unge: 
ſchwaͤchten Geftalt zu fein und fonach die urfprünglichen Rechtözuftände 
am genaueften zu bezeichnen. Blut Fann nur durch Blut gefühnt werben. 
Diefen Sat finden wir felbft im neuen Teftamente ohne alle Ein- 
fhränfung wieder gegeben: Wer Blut vergießt, deffen Blut foll wies 
der vergoffen werden. Derfelbe ift in dem urfprünglichen Nechtd« 
gefühle fo tief begründet, daß die menfhliche Gejellihaft nothmen- 
dig aus ihrem Kindedalter, d. h. aus dem durch die analytifche 
Thätigfeit des entwicelten Verſtandes ungebrochenen @efühldleben 
beraudgetreten fein mußte, che e8 fih nur irgend ein ber Zeit 
entwickelung voraudeilender Geift einfallen Taffen durfte, eine Ein— 
ſchränkung des Satzes in die Gefeßgebung einzuführen. Dad aber 
dürfen wir als gewiß vorausſetzen, daß derfelbe nie die geringfte 
Modification erlitten hätte, wenn das Werk ver Mache nicht in die 
Hände einer höheren Vollmacht gegeben, fondern dem Einzelnen 
oder der Volksmaſſe überlaffen geblieben wäre. Ein Kind läßt feis 
nen Zorn an dem nad ihm geworfenen Steine aud. Iſt es wohl 
anderd bei dem großen Kinde, welches man dag Volk nennt? Hat 
irgend eine jchreiende Gewaltthat dad fittlihe Gefühl der Menge 
verlegt, jo ſchickt fie ſich, wo nicht firenge Ordnung und Geſetzeb⸗ 
furdht oder phyſiſche Uebermacht fie im Zaume hält, unverweilt dazu 
an, dad Werf der Rache zu vollziehen und ben Mebelthäter auf der 
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Stelle abzuftrafen. Frägt e8 dann lange, wie groß die Schuld bes 
Thäters und wie groß der Schuldantheil des Verletzten oder Ge— 
tödteten war? Dem Berfaffer find Beifpiele aus dem Leben be- 
kannt, daß Bahrende, unter deren Mäder ein Kind, fei ed durch ei- 
gene Unachtſamkeit und Frechheit oder durch Fahrläßigkeit des Noffe- 
lenkers gerathen war, aus dem Wagen geriffen und mißhanvelt wurs 
den, unerachtet fie nicht die geringfte Schuld getroffen over gar im 
Moment des Unglücks fanfter Schlaf umfangen Hatte. Dieje blinde 
Lynchwuth ver Menge, welche nie nad) der Größe ver Schuld frägt, 
welche nie ober felten dolus und culpa unterfcheidet, welche nicht 
lange unterfudht, ob der Ihäter ein mit Vernunft begabted oder 
vernunftlofe8 Gefchöpf, ein gehörnted oder ungehörnted Brutum fet, 
ließ wohl fhon im hoben, der Gedichte Faum zugänglichen Altertum 
einzelne erleuchtete Männer die Nothwendigkeit erkennen, dad Werk 
der Rache dem Volke aus den Händen zu winden und unbetheiligten 
Männern von höherer Einficht anzunertrauen. Dieß war ver Ans 
fang ver rationellen Strafrechtöpfleg. Nur dem über dem Affecte 
ded Augenblicks ftehenden Manne war es möglich, das Verhältniß ver 
That zum Anlaffe zu unterfuchen und biernady bie Größe der fubjec- 
tiven Schuld zu bemeſſen, bei der Strafbeftimmung aber mehr bie 
Schuld ald die That ind Auge zu fallen. Es Eonnte nun nicht 
fehlen, daß eine im Verlauf der Zeiten mit der allgemeinen Cultur 
parallel gehende Entwidlung des Strafrechtönerfahrens bei der Unter« 
ſuchung einer Frevelthat den Unterfchied zwifchen äußern und innern 
Bedingungen ver Schuld kennen und fetftellen Ternte. Zufall, Muth— 
wille, Berfehen, Nothwehr, ver Borfaß, der plöglich aus der Lieber: 
rafchung des Augenblicks und aus innern Blendungen hervorbricht 
oder fih aus ruhiger, Falter Berechnung ergibt, alle viefe äußeren 
und inneren Momente der Schuld Iernte die Strafrechtöpflege unter- 
ſcheiden. 

Eine ganz beſondere Schwierigkeit für dieſen Zweig der ſocia— 
len Thaͤtigkeit bildete bie Unterſcheidung der inneren Bedingungen 
des letztgenannten Schuldmoments, des Borfagped 

Der Borfab konnte nämlich, wie bereitd angedeutet ift, aus 
einer plöglichen innern Anwandlung, einem unmittelbar dem be- 
wußtlofen Lebenöproceffe entiproßenen Triebe oder mittelbar aus 
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einem heftigen Gemütdaffeet, ald Reaction gegen feindliche Eingriffe 
der Außenwelt, hervorgegangen oder er konnte ein Act der freien 
Meberlegung, ein des Beweggrunds und der Folgen der befchloffenen 
Handlung Far bemwußter, rein pfychiicher Act fein. Im beiden erſte⸗ 
ren Fällen fpriht man von einem inneren Antriebe oder impetus, 
im letzteren Falle ift der Vorſatz zur Abficht potenzirt. 

Nur bei dem geiftig entwicelten und gefunden Menfchen kann 
die Abſicht vorausgeſetzt werden, ein Begriff, dem das Tateinifche 
dolus in der Auffaffung des deutſchen Criminalrechts am voll» 
fommenften entfpriht. Es find aber innerhalb ver Schranken gei⸗ 
fliger Gefundheit folgende Momente, die dem geiftig entwickelten 
Menichen die volle Befinnung und mad hiemit zufammenfällt, das 
Vollbewußtfein rauben und ihn hiedurch in die Lage ſetzen, das 
Sittengefeß aus den Augen zu verlieren und der Macht des inneren 
Trieb anheimzufallen: die auf den höchſten Punft gefteigerte Leis 
denſchaft, der Affect, die Schlaftrunfenbeit und die Beraufchung. 
Alle diefe Potenzen treffen in ihrer Wirkung vollfommen überein: 
fie erzeugen eine momentane Verwirrung, d. h. eine Störung ded 
georoneten, indbefondere des principiellen Denfend und eine Trübung 
ded Selbftbemußtfeind. Unerachtet dieſes vollfommenen Zufammen- 
treffend in der Endwirfung verhält ſich das Strafrecht fehr verfchie- 
den gegen fie. Am ftrengften unter diefen Zuftänden wird die Leis 
denichaft (dieſes Wort in feiner ſtreng pſychologiſchen Bedeutung 
ald Streben, Hang, Neigung, Paffton, Laſter genommen) beurtbeilt. 
Man geht Hiebei und zwar mit vollem Rechte von dem Erfahrungse 
Satze aus, daß die Leidenſchaft, in ihrem Entftehen minder heftig 
und plöglih ald der Affeet, der Erfenntniß Zeit laffe, dad Wollen 
in feinem Berbalten zum Bernunftgefeß zu beurtheilen und falld ed 
die Prüfung nicht beftanden, in feinem erften Keime zu erfliden oder 
doch den äußerſten Exceß zu hemmen. Aus diefem Grunde wird 
der Leidenfchaft nur unter ganz bejonderen Umftänden ein die fors 
melle Zurechnung modificirended Moment zuerfannt, Anders bei 
dem Affekte. Hier trägt die Mechtöpflege fowohl ver Rapidität als 
der Unvermeidlichfeit des innern Vorgangs billige Rechnung. Man 
nimmt zwar an, baß der Vernunftwille immer noch fähig fei, den 
Affeet in feinem zweiten Momente, im Herausbrechen zur Ihat zu 
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bewältigen, aber die Beherrſchung ded erften Affectmoments, des 
Seelenſchmerzes, den ver wirklich oder Doch vermeintlich unge— 
rechte Angriff von außen verurfacht, wird im Allgemeinen von der 
menſchlichen Schwäche nicht verlangt, vielmehr wird vie Möglichkeit 
einer momentanen Verwirrung ver Gedanken als eines nicht felten 
unvermeidlichen innern Vorgangs eingeräumt und deßhalb auch der 
böfe Vorſatz des Affects nicht ald böſe Abfiht, fondern ald impetus 
ftrafrechtlich aufgefaßt und behandelt. Auf ähnliche Weife verhält 
ed fih mit der Beraufhung. Diefe ift nichts anderd ald ein 
durch geiftige Getränfe oder durch narfotifche Subſtanzen erregter 
affertartiger Zuftand, mwelder äußere und innere Illufionen 
hervorruft, auf die Affociation der Borftellungsreihen verwirrend 
einwirft, fonach die Ueberlegung hemmt, dad Bewußtſein trübt und 
verfchiedene Triebe entbindet. Allein eine völlige Aufhebung ver 
Befonnenheit und der Bähigfeit, dem ungeflümmen Mollen Ber: 
nunftprineipien entgegenzuftellen, wird bei den leichteren Graben de& 
Rauſches und ver Narkofe mit vollem Rechte nicht angenommen, 
zumal wenn die Kenntnig der Wirfungsweife jener Stoffe im con- 
ereten Balle voraudgefegt werden darf. Gar fehr verichieven hievon 
müffen vie Schlafzuftände beurtheilt werben. So fehr auch ver 
vollfommene Schlaf in Ihatlofigfeit verfegt und vor unwillfürlichen 
Nechtöverlegungen ſchützt, jo wenig ift dieß der Fall in dem Zuftand, 
der dem Schlafe vorangeht oder mit jähem Erwachen gegeben ift, 
in der Schlaftrunfenheit, Dieß ift geradezu ein Mittelzuftand 
zwiſchen Wachen und Schlafen, in welchem theils falſche Sinneseindrüde 
(Illuſionen) ftattfinden, theild Traumbilder dad noch umdüfterte Bes 
wußtfein beherrfchen und die Affociation ver Vorftellungen verwir— 
ren. Daß alle in ſolchen Zuftänden verübte Rechtöverlegungen nicht 
zugerechnet werben können, verfteht ſich infofern von felbit, als beide 
Zuftände, Schlaf und Schlaftrunfenheit unwillkürlich und die Vers 
wirrung theils aus innern förperlichen Bedingungen fließt, theils 
die unvermeivliche Wirkung überrafihender Sinneseindrücke ift. 
Wenn in den beiden lehterwähnten Zujtänden, im Wein» 
raufhe und der Schlaftrunfenheit die Verwirrung ded Augenblidd 
in ſpecifiſchen Zuftänden des Hirnorganed begründet erfcheint und 
biegegen wohl von feiner Seite Einwendungen zu erwarten find, jo 
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möchte wohl andrerfeitd der Satz, daß die aus pſhchiſchen Urfachen 
entftehende Verwirrung auf demfelben fpecifiihen Zuftande des Sees 
lenorgand beruhe, mande Wiverrede erfahren. Wie? Leidenſchaft, 
Affect, Branntweinrauſch und Schlaftrunkenheit ſollen eine und Dies 
ſelbe Wirkung auf das Subſtrat ver Seelenthätigkeit äußern? Al— 
lerdings! — Im der ganzen Natur finden wir Thatſachen genug, 
die e8 darlegen, daß die verfihiedenften Urfachen diefelbe Wirkung 
hervorbringen fönnen. Ebenſogut läßt es fich venfen, daß rein pfh- 
chiſche und rein materielle Vorgänge dad GSeelenorgan in diefelbe 
Stimmung, in venfelben dynamijchen Zufland zu verfeßen im Stande 
find. Die Verwirrung läßt ſich ja überdieß pſychiſch gar nicht 
erflären; e8 muß nothwendig rin abnormer Zuftand des Serlenor- 
gand voraudgefegt werden, wenn der Gedanke, dieſe Thätigkeit der 
Seele, weldye wir und als eim Unveränverliches, Unzerſtörbares zu 
denfen gewöhnt find, plöglih in Verwirrung gerathen fol, Wird 
dieß aber zugegeben, fo muß folgerichtig auch eingeräumt werben, 
daß Leidenschaft und Affect in demfelben Grabe, ald fie nicht blos 
pſychiſch, ſondern auch organifch bedingt find, auf dad vermit- 
telmde Seelenorgan zurücdwirfen und fomit eine ähnliche Verän— 
derung in demfelben hervorrufen können, wie rein materielle Poten- 
zen, dad von Alcohol, Morphium oder Datura vergiftete Blut, die 
Wärmeftrahlen der Sonne, die Lichtftrahlen des Vollmonds u. f. w. 
Die nächſte Wirfung wenigftend ift immer diefelbe, ob wir in blin- 
der Verfolgung eined vom Ehrgeiz geſteckten Ziels plöglich auf ein 
unvorhergefehened Hinderniß geftoßen und hierüber in heftige Wallung 
gerathen find, ob wir im Schooße der Wolluft bis zur Naferei ges 
ſchwelgt, ob wir und in platonifcher Liebe, in religiöfer Ueber« 
Ihwänglichfeit, in Wein oder Luftgad berauicht haben oder ob wir 
einem tiefen Schlafe gewaltfam entriffen worden find; wir fchwägen 
und handeln gleich Verrückten. Wir begehen, von irgend einem fals 
ihen Sinnedeindrud oder einer centralen Wahnnorftellung verleitet, 
irgend eine Unthat und müſſen dann dem Gerichte Rede ftehen. 
Der große Unterfchied der Strafrechtöpflege gegenüber liegt nur in 
der Brage: Wie wir in diefen Zufland der Verwirrung gerathen 
feien? Ob durd "eigene Schuld oder durch den Zwang der Natur 
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gefege? ob wir unfrer Schuld durch zeitige Selbſtbeherrſchung hät— 
ten zuvorkommen koͤnnen oder nicht? 

Sf nun aber einmal anerfannt, daß jener die freie Ueberle— 
gung, dad Selbftbewußtfein und die Selbftbeftimmung momentan auf» 
hebende Zuftand, die Werwirrung, welde den geiftig Gefunden 
und Entwidelten in jevem Augenblid treffen fann, organiſch be 
dingt fei, wie fehr von felbft ergiebt fi dann das volle Verftänd» 
niß jener länger andauernden oder bleibenden Zuftände des geiftigen 
Unfreifeind, die wir Berwirrtheit, Verrüdtbeit, Tollheit, Irrfinn, 
Mahnfinn nennen. Auch hier wieverholt ſich daffelbe Geſetz: Die 
grundverſchiedenſten Anläffe hringen viefelbe Wirkung hervor, Gleich- 
viel, ob Affecte und Keidenfchaften, ob Ehrgeiz, Wolluft oder Gram, 
ob Sonnenſtich, Schlagfluß, Typhus oder Kindbett das urfächliche 
Moment waren, fo haben wir diefelben Zuftände, diefelbe Form. 
Ein Bahnfinn, den der Schreden over der Gram über vereitelte 
Entwürfe zur Bolge gehabt Hat, unterfcheidet ſich im Wefentlichen 
nicht von einem Wahnftnn, der zunächſt durch eine Grfältung der 
Füße bervorgerufen wurde. ine Melancholie aus Liebedgram ift 
diefelbe, wie die aus Unterdrüdung der Menfed. Mit einem Worte, 
haben wir einmal irgend eine Form des Srrefeind vor ung, fo has 
ben wir ed mit einem franfen Zuftande desjenigen Organd zu 
tun, an deſſen innern Lebensproceß dad Seelenleben zunächſt ge» 
bunden ift. 

Ob diefe Wahrheit ſchon frühzeitig, wenn auch von Niemand 
erfannt, doch von Vielen geahnt worden fei, wollen wir bier 
dabingeftellt fein Taffen. Nur foviel wiffen wir gewiß, daß die von 
Wahnfinnigen begangenen Verbrechen ſchon ſehr frühzeitig und ſelbſt 
bei den uncultivirteften Völkern dem Thäter nicht ald Schuld zuge⸗ 
rechnet, ſondern auf Rechnung einer im Menſchen wohnenden, den 
Vernunftwillen beherrſchenden Macht geſetzt wurden, nicht ſowohl, 
weil man den Zuſtand des Wahnſinnigen für eine Krankheit, als 
vielmehr, weil man ihn für die Wirfung einer dämonifhen Macht 
anfah. Aber jhon in Zeiten, in deren Nacht das Licht der Natur- 
wiſſenſchaft kaum zu dämmern begonnen Hatte, fühlte die Rechts— 
pflege dad Bedürfniß, Verbrecher, deren Gemüthäzuftand Bedenken 
erregte, duch Sachverſtändige unterfuchen und beurtbeilen zu 
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laſſen. Dieß geſchah in Fällen, wo das peinlice Gericht darüber 
fih wo möglih Gewißheit verjchaffen wollte, ob der böſe Vorſatz, 
ber eine Rechtöverlegung zur Folge gehabt Hatte, dem böfen Willen 
eines Geiftiggefunden oder dem Affecte entquollen, over ob er nicht 
vielmehr als ein durch gebundene Seelenzuftände bedingter impetus 
d. 5. als krankhafter, unwillführliher Trieb angefehen werden müffe. 
Es war indbejondere die Garolina, welche die Zuziehung von Sach— 
verftändigen in folden Fällen forderte. Wer waren nun aber diefe 
Sachverfländige? Wohl diejenigen, deren Beruf e8 war, Kranfhei- 
ten aller Art, d. h. Störungen des leiblichen wie des Seelenlebens 
zu beilen, alſo feine anderen ald die Aerzte! Und dieſen verblieb 
au die ſchwere Aufgabe bis heute, troß alled Wiederſtrebens von 
Seite einzelner Rechtögelehrten und Philofophen. 

Ohne allen Zweifel beruhte die von der peinlichen Rechtspflege 
getroffene Wahl auf dem Princip ded Empiriimudß. Man dachte 
fih, daß diejenigen, welchen zunächſt die Heilung der Irren oblag, 
am beften zu unterfcheiden vermöchten, ob irgend ein Verbrecher irr⸗ 
finnig fei oder nicht. Es war fonach die fpecielle Erfahrung, 
an die man fih wandte, ohne vorerft darauf Rüdficht zu nehmen, 
wie ed mit dem principiellen Wiffen dieſer Sachverſtändigen beftellt 
ſei. Hatte man vielleicht auch Urſache, das letztere in Zweifel zu 
zieben, fo wußte man, wie es fcheint, dennoch die Aerzte nicht zu um⸗ 
geben, aud dem einfachen Grunde, weil fih außer ihnen Niemand 
fand, welcher etwa mehr fpecielle Erfahrung mit wiffenfchaftlicher 
Kenntniß der Irrefeindzuftände verbunden hätte. 

Mit viefem principiellen Willen der Aerzte fland es nun freis 
lich ehedem herzlich ſchlecht und es ift nicht wohl denkbar, daß ſich 
die ärztliche Zunft bei Loͤſung der Burechnungdfrage vor den Ge— 
richtsbaͤnken jemald Xorbeern erworben hätte. Der einzige Vor—⸗ 
zug dieſer Techniker war der reinfte oder vielmehr der rohefte, 
überdieß noch durch Aberglauben gebundene Empirigmus, welcher 
nur bei einzelnen Bevorzugten durch Dad größere Erfahrungsquans 
tum und durch höhere Einftcht geläutert wurde, wie ſich letztere in 
dem ſinnvollen Endausſpruch dreier Parifer Aerzte bei Begutachtung 
einer Here ausſprach: 


Multa ficta, nonnulla a morbo, a daemone nihil, 
Der Beriäjtsfanl. Heft IX. 1864. 15 
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Erft gegen Ende des vorigen Jahrhundert® wurde der Kunde 
des Franken Seelenlebend ald einem Zweige ber Pſychologie mehr 
Aufmerkfamfeit gewidmet, was fich theils in vervielfachten cafuifti- 
fen Mitteilungen einzelner ärztlicher Schriftfteller theild in Sam- 
melfchriften ausſprach. Aber fpecielle wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
wurde ver Kunde bed Franken Seelenlebens erft dann zu Theil, als 
fi Männer von hohem Beobahtungstalent und wiffenfhaft- 
em Eifer gefunden hatten, welche inmitten eineß reihen Beob— 
achtungsfelds ihr Leben der Behandlung von Irren midmeten 
und hiedurch in Stand gefeßt wurden, ſowohl die vollendete ald bie 
Orenzformen des Irreſeins, ſowie die verfchiedenen Caufalbepins 
gungen diefer Krankheitsformen kennen zu lernen und fomit auch 
für die Beurtheilung zweifelhafter Bälle Anhaltspunkte zu finden. 
Es waren zwei franzöflfche Aerzte, Lehrer und Schüler, die ſich die— 
ſes Verdienſt erwarben und die an Lebendformen fo reiche Hauptftadt 
Frankreichs war es, die ihnen das nöthige Material lieferte. Seit 
diefem rühmlichen Vorgange hat die Kunde des Irrefeind durch emflge 
Pflege unter den aufgeflärteften Nationen rafche Fortſchritte gemacht, 
um zulegt in Deutfchland dem wiſſenſchaftlichen Ausbau entgegen- 
zugeben, 

So weit nun auch dieſer Zweig der Naturwiffenfhaft von 
feiner Vollendung entfernt fein mag, fo viele ftrittige Puncte ſich 
auch in der Pſychiatrie, wie ſich diefer Wiſſenſchaftszweig nennt, 
immer noch befinden mögen, fo hat man ſich doch im dem wefents 
lichſten und practiſch wichtigſten Lehrſätzen längft bereinigt. 

Der erſte dieſer Lehrfätze iſt, daß jede Abnormität der See— 
lenthätigkeit, wie wir dieß bereitd angedeutet haben, organiſch be— 
dingt fei und daß daB in diefem Falle vorzugsweiſe affieirte Organ 
fein anderes fei ald dad Centrum ded Nervenfyitems, die Gehirns 
maſſe, gleichviel ob daſſelbe das urfprünglich, oder erſt von 
einem andern organiſchen Heerde aus ſympathiſch ergriffene Or- 
gan wäre. 

Der zweite allgemein gültige Lehrfag iſt, daß dad Irreſein eben 
fo gut durch materielle oder körperliche als durch geiftige Einflüffe 
entfiehen fönne, daß aber, wie wir dieß gleichfalls anticipiet haben, 
die höchſte Bedingung des pſychiſchen Erkranfens jeder Veit eine 
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Affection des Seelenorgand over des Hirns fei und ohne eine folde 
keine Störung der Seelenthätigfeit fich denken laſſe. Es Hat zwar 
ein angefebener Irrenarzt noch in neuefter Zeit den Uebergang ver 
Leidenschaft in Irrefein ald ununterfcheivbar und unvermittelt anger 
ſehen und biemit die Anficht geltend gemacht wiſſen wollen, daß es 
ein Erfranfen ver Seele gebe; allein er fleht mit feiner Ans 
fiht völlig ifolirt da und die tägliche Erfahrung an Irren läßt die 
unbefangenen Beobachter deutlich erfennen, daß auch der Uebergang 
ver Leidenfhaft in Wahnſinn organisch oder pathologifch vermittelt 
fei und fi genau unterjcheiden laſſe. 

Andrerſeits herrſcht noch über die Art der MWechielwirfung 
zwifchen Geiſt und Körper das alte Dunkel und felbft die Natur 
der krankhaften Affection des Seelenorgans, welche dem Irrefein zu 
Grunde liegt, ift noch ein tiefed Geheimniß. 

Was nun die Formen ded Irreſeins betrifft, fo giebt es hier 
wie im ganzen Reiche ded Seins nicht blos vollendete, fondern aud 
unvollendete oder Uebergangdformen. Die erfteren haben Tängft aufs 
gehört, Differenzpuncte zwifchen Nechtöpflege und gerichtlicher Pſy— 
hiatrie zu bilden; denn die Beftimmung, daß fowohl Wahnftnn 
als ein höherer Grab non Blödfinn die Zurechnung vollfommen 
aufhebe, it Schon feit geraumer Zeit in alle Gefehgebungen einge» 
gangen, Defto größeren Zwiefpalt zwifchen beiven Zweigen der öfs 
fentlihen Ihätigfeit haben die unvollenveten Bormen der Seelenftö- 
rung erregt und genährt. Liegt die Schuld hieran in erfter Inftanz 
auf Seite der Nechtäpflege, welche fo häufig die entichiedenfte Ab- 
neigung gegen naturwiffenfhaftliche Belehrung mit mangelnder Sadı- 
fenntnif verband, fo ift auch die Piychiatrie keineswegs ſchuldfrei; 
denn diefe hat dur Aufftellung ungefchicter, nothwendig zu Miß— 
verfländnifen führender Kategorien Miftrauen gegen fich gefäet. Eine 
Mania sine delirio und eine Mania occulta aufftellen, heißt in ver 
That die Begriffe veriwirren und den Verdacht erweden, als ſei ed 
der Wiffenjhaft nur darum zu thun, für alle mögliche zweifelhafte 
Fälle Kategorien in petto zu haben, und die raffinirteften Verbre— 
her durch fie wie durch geheime Schlupfwinfel echappiren zu laſſen. 
— Eine Seelenftörung ſich ohne Delirien zu denken, ift im Grunde 
eine Unmöglichkeit, Wenn fich das Irreſein nicht durch Faſeln ause 
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fprechen foll, fo muß es fi, wenn ed überhaupt erfannt werben 
fol, durch ungereimte Handlungen fund thun. Wird aber dad In= 
dividuum zu folhen Handlungen fortgeriffen, fo müffen dieſen noth» 
wendig auch irre Borftellungen parallel gehen. Somit haben wir 
ed immer mit Delirien zu thun, wenn aud nicht mit foldhen, die 
dur dad Wort erplodiren. — Cine Mania occulta dagegen ift 
geradezu ein ens nonens, ein lucus a non lucendo. Eine Ra- 
ferei, Die nicht raft, wie foll fi der Richter eine ſolche denken? 
Allerdings gibt es Leidende, welche ihre firen Vorftellungen mit 
Erfolg zu unterdrüden wiflen und wiederum andere, welche mit ge= 
waltfamen Trieben heimgefuht find, fie aber Tange Zeit oder gar 
Zeitlebens glücklich niederfämpfen. Im erften Kalle verräth fich aber 
das wirkliche Seelenleiven dem fachnerftändigen Beobachter durch 
anderwärtige Zeichen. Im zweiten Falle ift wohl gleichfalld ein 
krankes Element vorhanden, eine plößlihe und heftige Anwandlung 
zum Zerftören, zum Morden, zum Diebftahl, anderfeits ift aber auch 
ein Bernunftwille da, der dem blinden Triebe wehrt, ihn flegreih 
bewältigt. Im viefem Falle haben wir ed wohl mit einer Anoma- 
lie, aber weder mit einem verborgenen noch mit einem offenen Wahns 
finn zu thun, Meiden wir alfo folche verfängliche Pegriffsaufftel« 
lungen, einmal weil fe die Sache nicht eract bezeichnen, noch mehr 
aber weil fie und dem Verdachte der @Aoyıa preiögeben. Dager 
gen laſſen flch folgende Formen unvollftändigen Irrefeind erfahrungs- 
mäßig unterfcheiven und feftftellen: 

1) der fire affectlofe zu einem Syſteme verarbei— 
tete Wahn bei fonft tüchtiger Intelligenz und äußerlich gemeffe- 
nem, verfländigem Benehmen; 

2) die partielle Verrüdtheit, deren weſentlicher Cha— 
racter darin befteht, daß bei offenbarer pſhchiſcher Schwäche gewiſſe 
fire, jedoch nie zu einem Shftem verarbeitete Wahnvorftellungen das 
Bewußtſein beherrfchen, falfche Urtheile und darum auch ungereim⸗ 
te8 Handeln veranlaffen und indbefondere dem Kranken vie Fähig- 
keit rauben, feine Aufmerkfamfeit anhaltend auf irgend ein Object 
zu firiren. 

3) Die Monomanie oder die krankhaften Triebe bei ſchein⸗ 
barer Affectlofigkeit und äußerlich ruhiger Haltung. Hier Handelt 
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es fi nicht mehr von bloßen Anwandlungen, ſondern von über» 
mädhtigen Trieben, die das flttliche Bewußtfein bis zur Vollendung 
der verbrecherifchen That unterbrüden. 


Mit diefen Monomanien darf 

4) vie Mania transitoria nicht verwechjelt werden, wel⸗ 
he den geiftig gefunden Menfchen plößlich, fei es im Schlafe oder 
im Wachen, befällt und alles Bewußtſein der Handlung aufhebt. 
Diefe Form ift im Grunde eine vollendete Manie, aber eine flücdhs 
tige Erſcheinung, welche plöglich erfcheint und oft ſchnell wieder 
verſchwindet, ebendeßhalb aber dem Nichtarzte vielfaches Bedenken 
verurſacht. 


So leicht es nun iſt, einzelne einſichtsvolle Männer außer⸗ 
halb des ärztlichen Standes, insbeſondere ältere erfahrene Inquis 
renten auf dem Wege ruhiger Erörterung von der Mealität der hier 
aufgezählten Irreſeinsformen ald Erfcheinungen krankhafter Affection 
ded GSeelenorgand und als Zurechnung aufhebende Zuflände des 
Seelenlebend zu überzeugen, eine fo ſchwierige Sache wird dieß in 
einem gegebenen Falle, wo ver Außenfchein, das Verftändige in Rede 
und Haltung, zu täufchen fähig if. Hier will es dem Nichtarzte 
nicht gelingen, die von dem Gerichtdarzte gemachten Erhebungen 
mit dem Ergebniß der eigenen Beobahtung in Einflang zu brin= 
gen. Die grünplichfte piychiatrifche Motivirung wird mit ungläus 
bigem Kopfſchütteln (freilih nie mit ftichhaltigen Gegengründen) 
beantwortet, dad, was an dem Benehmen des Inculpaten etwa Bes 
denken erregt, wird auf Simulation zurüdgeführt und — eine dem 
technifchen Gutachten entgegengefete rechtsverletzende Entſcheidung 
gefällt. 


Ungleih ſchwieriger aber noch als in dieſe unvollenveten Irre⸗ 
feinsformen denft fich felbft der gebilvetfte Nichtarzi in den partiele 
len Blöpftnn hinein, fofern viefer ald ein die Zurechnung aufheben 
der Zuftand anerfannt werden fol. Hier hält fih der Laie an die 
äußere Ericheinung und Hält, wenn fle ihm die Sinnlofigfeit nicht 
deutlich genug vor die Augen flellt, Jtarrfinnig feine entgegengefeßte 
Anfiht fe. Die Trage, ob die Intelligenz des Inculpaten bis zur 
Bernunftftufe entwidelt fei, kommt jenem nicht in den Sinn und 
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wollte er auch einmal tiefer einbringen, fo wüßte er nicht, wie er 
die Sache anzugreifen hätte. 

Daß die pſychiatriſche Unterfuhung eine pofltive Grundlage 
habe, aus welcher dad Vorhandenſein einer Seelenftörung oder 
eined Blödſinns mit Evidenz bewieſen werden fann, das läßt fi 
der Nichtarzt nicht träumen oder es wird ihm die Sache, wenn fle 
ihm auch noch fo fonnenklar auseinandergejegt wird, gar nicht eins 
Teuchten, weil er ven Zufammenhang zwiſchen den gerjchiedenen Er⸗ 
ſcheinungen nicht zu faffen vermag. Diefe pofltive Grundlage bes 
ruht auf dem rein phnflologifchen Princip, daß die Erankhafte Afe 
fection des Seelenorgand nicht ohne entſprechende Meflere oder In—⸗ 
nervationen auf die verfchiedenen Provinzen des Nervenſyſtems bes 
fiehen könne. Die frankhaften Reflexe aber find: 1) anomale Empfin= 
dungen in den peripherifchen Theilen des Organismus; 2) unwill 
fürliche ſ. g. veflermotorifche Bewegungen in den mit Musfelfafern 
verfehenen Theilen, fowie in dem erectilen Gewebe; 3) abnorme 
Erſcheinungen in ver vegetativen Sphäre ded Organismus. — In 
demſelben Grave nun, als dieſe cerebralen Reflexe poſitive Unterſchei⸗ 
dungsmerkmale für ächtes, ſcheinbares und ſimulirtes Irreſein abge⸗ 
ben, erfordern ſie auch genaue Studien, vielfältige Erfahrung und 
geſchaͤrfte Beobachtung. Aber eben hieraus ergiebt ſich andererſeits 
mit Evidenz, wie wenig ſich der pſychiattiſche Beruf als Frucht des 
allgemeinen Studiums der Arzneiwiſſenſchaft oder gar allgemeiner 
wiſſenſchaftlicher und philoſophiſcher Bildung ergibt. Derſelbe erfordert 
nicht allein ein vielſeitiges enchclopädiſches Wiſſen, ſondern ein tiefe 
Eingehen in alle Falten des menſchlichen Seelenlebens, ein völliges 
Aufgehen in der Hauptaufgabe, in der gefhärften ununterbrocdenen 
Beobachtung des Irrefeind nach allen feinen Bormen. Die Wahrs 
heit dieſes Satzes ift denn auch wirklich in unfern Tagen innerhalb 
ver Sphäre der höheren Intelligenz zum Durchbruch gekommen. 
Die Klagen der Gerichte über die im Allgemeinen jo mangelhaften 
Beantmortungen der Zurechnungdfrage von Geite der Gerichtäärzte 
haben im Vereine mit dem, was in pſychiatriſchen Kreifen hierüber 
erörtert und angeregt worden «ift, dahin gewirkt, daß verſchiedene 
deutfche Negierungen bereits tüchtige Anftalten zu pſychiatriſcher 
Ausbildung der Aerzte getroffen, Andere wenigſtens einen Anlauf 
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dazu genommen haben. Aber in demfelben Zeitmomente, wo biefe 
Bildungeinftitute als wirkliches Zeitbevürfniß in daB Leben getreten 
find oder ſich vorbereiten, ift wie ein Blitz aus heiterer Luft mit ber 
Einführung der Schwurgerichte eine Geſetzesbeſtimmung in dad Les 
ben eingedrungen, vollfommen geeignet, alle Beftrebungen der Piys 
chiatrie zu paralyſiren. Dieß ift die Befugniß der Geſchwornen, 
über die Zurehnungsfrage endgültig zu entfcheiden. 

„Während franzöftfche Rechtögelehrte ſowohl ald ypractifche 
Juriften,* fo drüdte fih unlängft Degg in feiner Abhandlung über 
die Stellung und Aufgabe der Gericdhtäärzte dem öffentlichen Ders 
fahren gegenüber *) treffend aus, „die Aufnahme des Thatbeflanves 
nad dem Berfahren in Frankreich in formeller ſowohl ald materiel« 
Ier Hinficht offen tadelten und die deutſche Einrichtung, namentlich 
in Betreff der Aufftelung eigener Gerichtöärzte zur Erhebung des 
objectinen Thatbeſtandes ald einen Vorzug bezeichnen, welcher im 
Frankreich Nahahmung verbiene, wurde — — — in dem neuein⸗ 
gerichteten deutſchen Schwurgerichtöinftituten — — „die ganze Ihat« 
frage, felbft diejenigen Bälle nicht ausgenommen, wo rein techniiche 
Momente zu entfcheiven find, den Volksrichtern zur Entſcheidung 
anheimgeftellt und fo ein Verfommen aller und jeder Leiftung der 
Wiſſenſchaft an den Tag gelegt." Im keinem Gebiete dieſes Kunft« 
fach8 tritt aber der Widerſpruch der gefeglihen Beflimmung mit 
den Forderungen des gefunden Menfchenverftandes fo grell und fchroff 
bervor als in ver Zurechnungdfrage. In demfelben Beitpuncte, wo 
fib die Regierungen der einzelnen Staaten Deutfchlands die Vers 
solftändigung der pſychiatriſchen Ausbildung ber Aerzte ernſtlich 
angelegen fein lafjen, wird viele Brage, bie fchwierigfte von allen, 
den Gefchwornen, diefen Männern aus der Mitte ded Volks, deren 
große Mehrzahl die Bedeutung der Brage gar nicht einmal verficht, 
zur Enticheivung überlaffen. Welche fchneidende Ironie liegt in dies 
fen modernften Gefepgebungdacten! Daß, wozu der Gebildete Jahr, 
verwendet, Jahre angefirengter Studien und ununterbrocener Beobe 
achtung, das foll num der fchlichte Bauer und ländliche Gewerbs⸗ 
mann (denn aud diefen Elementen if jede Geſchwornenbank zufams 


*) Friedseich, Blätter für gerichtl. Anthrop. IV, 2. pag. 3, 
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mengefegt) in dem kurzen Beitabfehnitt einiger Stunden erſchließen 
und erfaffen. @in tiefe Geheimniß, zu deſſen annähernder Ergrüns 
dung die vereinten Bemühungen erleuchteter Männer aus dem 
Schooße ver civilifirteften Nationen ein halbes Jahrhundert erforberten, 
das foll der Inftinft de8 Adermannd und Handarbeiterd mit ber 
Sicherheit der Somnambüle auf einen Coup erratben! etwa nad 
dem bekannten Worte des Dichters: 

Was fein Verſtand der Verftändigen ſieht, 

Das über in Einfalt ein kindlich Gemüth? 

Nun, wird man mir einwenvden, fo ift ja die Sache doch 
eigentlich nicht gemeint. Der Bolfsrichter mit feinem (unvermeid⸗ 
lich) gefunden Menfchenverftand befindet fich in der glücklichen Lage, 
da8 Ganze eined Proceffed in nuce vor dad prüfende, Elare, offene, 
durch Feine Einfeitigkeit der Theorie verblendete und voreingenom⸗ 
mene Auge geftellt zu befommen und ſich dann dem Totaleindrud 
überlaffen zu dürfen. Er wägt die einzelnen Beurtbeilungdmomente 
nicht auf der Tarirmage des: Phyſikers, wohl aber auf ver Tarir 
wage des umverfäljchten Urgefühls, welches jo felten trügt. So 
kann e8 wohl kaum jemals fehlen, daß er das Nichtige trifft und 
einen ächten Wahrſpruch thut. — In allen Dingen, ſoviel wollen 
wir bier einräumen, vie ihre Intelligenzfphäre nicht abfolut über« 
fleigen, wird e8 der Geſchwornenbank möglich fein, dad Wahre her« 
außzufinten. Da aber, wo ed fih um Unterſcheidung ideeller Ver- 
bältniffe handelt, welche der Baflungäfraft des im Concreten aufge- 
gangenen gemeinen Mannes völlig fremb und durchaus nur das 
Sublimat ver Wiſſenſchaft find, wie der Begriff „formelle Zurech⸗ 
nung,“ läßt fih von dem Volksinſtincte fo wenig ein Verſtändniß 
erwarten ald von der Seherin von MPrevorft die Löfung irgend 
eines philofophifchen Problemd, Würde e8 au in Fällen, mo es 
die Nechtöpflege mit irgend einem Brutum, mit dem Mollcretin 
oder dem Tobfüchtigen, zu thun hat, gelingen, dem Geſchwornen 
jenen abftracten Begriff anfchaulich zu machen, fo ift in Fällen von 
partiellem Wahnftnn oder Blöpftnn, wo ſchon ver wiffenfchaftliche 
Richter Feine Belehrung annimmt, von jenem deſto weniger zu er 
warten, 

Dad Geſetz richtet an die Gefchwornen nur die einzige Frage, 


Bon Kraus, 233 


weldye den ganzen Umfang ihrer Pflichten in ſich fchließt, die Frage: 
„Seid Ihr innigft überzeugt?" — Wir aber richten im Hinblid auf 
das hier Dargelegte an jeden Unbefangenen die Brage: Kann fid 
ber Gefchworene, dem das Princip irgend einer Rechtsfrage unvers 
ftändlih ift, überhaupt eine vernunftgemäße Ueberzeugung bilden? 
Diefe Brage muß nothwendig verneint werben. Je weniger ſich aber 
bei ihm eine ſolche principielle Weberzeugung bilden kann, deſto 
empfänglicher wird er für falfche Beurtheilungsmomente fein. Da 
wird in dem einen Balle ver günftige oder ungünflige Eindrud ver 
verbrecherifchen Perfönlichkeit fein Urtheil blenven, dort werben Einflüs 
flerungen der öffentlichen Stimme, hier wird vie blendende aber ine 
haltsleere Rhetorif irgend eines Plaidanten ihn irre führen, bort wird 
das Thatmoment wegen feiner überwiegenden Größe oder Kleinheit 
das Schuldmoment abiorbiren. Kurz der fogenannte Wahrfprud 
wird nicht der unmittelbare Niederfchlag der aus That- und Schuld» 
momenten ſich von felbft ergebenden moralifchen Ueberzeugung, fons 
dern ein von faljchen Einflüffen unterſchobenes Kukuksei fein. 

Der intelleftuellen Unfähigkeit, die Principienfrage zu durch⸗ 
dringen, gefellen fi überdieß noch poſitive Hemmniſſe gegen die 
wiftenfchaftlihe Belehrung bei. ined der gewichtigſten berfelben 
ift, daß die Geſchwornenbank das verjährte Vorurtheil, vie Aerzte 
feien von dem @eifte eined zu weit getriebenen Humanismus bes 
berrfcht und gehen immer nur darauf aus, der Vertheidigung in vie 
Hände zu arbeiten, mit dem Mechtögelehrten theilt. Es ift ein 
wahrer Sammer mit dieiem Humanidmud, Wie ein centnerfchwerer 
Alp Tiegt er auf der Rechtspflege und paralyfirt fie in ihrem beften 
Thun und Wirken. 

Es war einmal eine Zeit, wo der Berfaffer felbft an diefes 
böfe Geipenft glaubte. Er befam es ja aus jedem Munde zu hö— 
ren und in manchem Buche zu leſen. Der Rechtöfchriftfteller, felbft 
ver erleuchtetfte fäumt nie, dad alte Klagliev zu fingen, und felbft 
von den Ärztlich= forenfifhen Autoren flimmt mehr ald Einer gut« 
müthig in ven allgemeinen Chorus ein. Was Wunder, wenn man 
am Ende an dad Dafein des unfeligen Kobold8 fo feft glaubt, wie 
an dad Evangelium. Aber die Erfahrung im eigenen Lebenskreis 
belehrte den Verfafler bald eined andern. Ganz abgefehen von den 
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die eigene Perfon betreffenden Erlebniffen machte er die Wahrneh⸗ 
mung, daß die Aerzte, wenn auch für menfchliche Gefühle im All- 
gemeinen vielleicht etwad empfänglicher ald vie, deren geiftiged Ele- 
ment weniger der lebende Menſch ald ver gefchriebene Paragraph 
ift, doch nichts mehr fcheuen ald den Vorwurf des Humanidmus 
und in ihren Urtheilen. mehr zur Strenge als zur Nachſicht Hin« 
neigen. Sehr auffallend trat aber dieſes Streben für meine Beob« 
achtung hervor, ſeit dad öffentliche Bertahren eingeführt if. — Wer 
in Beurtheilung des Schulomomentd mehr die ſtrenge Anſicht vers 
trete, ver Arzt oder die Gefhwornenbanf, davon geben indbeſondere 
zwei der von und hier mitgetheilten Fälle den Ausweis, 

In Tödtungsfällen, da ift kein Zweifel, wird der Gefchworene 
auf die ftrengere Anfiht verfallen. Die Größe der That beſtimmt 
bier die Größe der Schuld. Hiegegen reicht Feine partielle Seelen» 
flörung aus, heiße fie DVerrüdiheit oder Monomanie.. Blut will 
wieder Blut. 

IR in der Gefchwornenbanf das plebeifche Element zu fehr 
vorherrfchend, fo möchte noch ein weitered Beſtimmungsmoment für 
das Urtheil in Betracht fommen: dad überwältigende Anſehen des 
Staatdanwaltd und ded Präfidenten. Sind viefe von einem s. v. v. 
antipfychiatrifchen Fanatiſsmus befeelt, wie fol va die Wahrheit ver 
Wiſſenſchaft zur Heberzeugung des Gefchwornen durchdringen? 

Wenn wir nach allen diefen Erörterungen bie mit dem neue—⸗ 
fien peinlichen Berfahren gegebene Beflimmung, wornad die Ent« 
fheidung über eine zweifelhafte Zurechnungdfrage ohne alle Nüd- 
fihtönahme auf den Ausfprud der Sachverſtändigen, einem Dugend 
Gefhworner anheimgegeben wird, für einen förmlichen Rüdfall der 
Strafrechtöpflege auf den inftinctiven Standpunct primitiver Gefell« 
fhaftäzuftände, für einen entfchiedenen Krebögang der Geſetzgebung 
erklären, fo wird hierin wohl Fein Unbefangener ein Unrecht erfen- 
nen. Gollte aber der Eine oder ver Andere in einer dem rohen 
Verftande des Naturmenfchen unzugänglicden Rechtöfrage dem Ins 
ſtincte defielben mehr Diftinction zutrauen ald dem wiflenfchaftlich 
audgebilveten Verſtande, fo wollen wir nicht mit ihm biöputiren, 
fondern ſtatt aller weiteren Erörterungen die Ihatfachen für fich 
ſelbſt ſprechen Lafien. Der Berfaffer erlaubt fih nur no die Bitte 
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an den Refer, er möchte, wenn auch diefe einleitenden Worte nichts 
Ueberzeugendes für ihn hätten, wenigſtens doch die bier mitgetheil- 
ten Fälle mit einiger Aufmerkfamkeit durchleſen und prüfen, 


J. 
Ludwig Engel von Stuttgart. 


(Mord- Attentat auf einen jungen Mann. Eiferſucht und Rachgier 
oder Manie bedingt durch franfhafte Zornmüthigfeit?) 


1 


Der in Stuttgart anfäßige 44 jährige Schreiner Ludwig Engel 
war mit dem Gefellen eines benachbarten Glockengießers, dem 24 
jährigen Julius Zehrer aus Leipzig in ein näheres Verhältniß ger 
treten. Die häufigen Bejuche des Tegteren gaben bald zu dem Ge- 
rüchte Anlaß, e8 fei demfelben nicht fomohl um ven Freund ald um 
die Frau des Freundes zu thun. Niemand zeigte ſich in Unter- 
haltung und Verbreitung jolcher Nachreden gefchäftiger ald die Tedige 
Caroline Baiſch, eine Perfon, die bei einem auch fonft Feineswegs 
guten Rufe den Argwohn fich zugezogen hatte, daß fe fich felbft 
um die Gunft des Zehrer aufs eifrigfte beworben habe. Bon En— 
gel, der die Sache anfangs gleichgültig aufgenommen hatte, zuleßt 
doch gerichtlich belangt, nahm die Baifh am 13. Aug. 1851 vor 
dem Griminalamte ihre Angabe als verläumderifch zurüd, feßte aber 
demungeachtet noch an demfelben Tage ihre Hebereien fort, fo daß 
der jetzt argwöhniſch gewordene Engel feine Frau mit dem Tode 
beorohte und ihr den Kopf fo lange an die Wand ftieß, bi8 fie 
endlich gezwungener Weije eingeftand, mad er wollte. Um fich zu 
vergewißern, ob fie ihn noch Tiebe, ftellte er fih an, als ob er 
Rattengift zu fih genommen habe und war durch ihre Thränen für 
den Augenblid zufrieden geſtellt. Nichtödeftoweniger fing er aufs 
neue Streit mit ihr an, zwang fle, ein von Zehrer erhaltenes Bü- 
geleifen in den Abtritt zu werfen, bearbeitete fie darauf mit einem 
Strid folange, bis er feldft nicht mehr fonnte und warf fie dann 
zur Thüre hinaus und die Treppe hinunter. Später traf man bie 
Frau ohnmächtig in der Kammer und den Mann im Bette, Drobuns 
gen gegen Zehrer audftoßend, tobend und unarticulirte Laute heraus— 
brüllend. In Gegenwart des Wundarztes fchlug er fi mit ven 
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Fäuften auf die Bruft und ftieß den Kopf gegen die Wand, als 
wollte er fi die Hirnfchale einrennen. Die Frau hatte fih nad 
ber in das Hauß ihres Schwager, des Schuhmachers Kippe, ges 
flüchtet, wo fi Engel Nachts 12 Uhr ebenfalld einfand und einige 
Stunden lang durch Schelten und Droben gegen fie wüthete, zuleßt 


fie aber vo mit nach Haufe nahm, worauf Kippe andern Morgend | 


eine Verföhnung beider Gatten zu Stande brachte. Als inzwifchen 
Hippe nah Haufe gerufen worden war und in Engel die Vermu— 
thung, Zehrer werde in Hippe's Wohnung fein, aufftieg und hie 
mit die Eiferfucht wieder heftig erwachte, eilte er mit einem langen, 
zweifchneidigen Jagdmeſſer bewaffnet, in Hippe's Haus, trat, nach⸗ 
dem er ſchon in der. Stube vom Leber gezogen hatte, in die Kam⸗ 
mer, wo fi Zehrer wirklich befand und drang unter dem Rufe: 
„Wo ift ver Hund? Hin muß er fein,“ den Arm zum Stoße er- 
hoben auf Zehrer ein. Hippe warf fih ibm entgegen und deckte 
Zehrer mit dem eigenen Leibe, Engel aber drängte beide zurüd und 
führte, nach) der linken Bruft des Zehrer zielend, welcher fich Hinter 
Hippe auf den Sopha nieberbrüdte, mit dem Meſſer einen gewal« 
tigen Stoß gegen ihn. Im demjelben Augenblid aber hatte Hippe 
eine Bewegung gemacht, um dem Wüthenden in den Arm zu fallen 
und erhielt in Folge defien einen Stih in ven Iinfen Arm, wäh. 
rend Zehrer nur einen unbebeutenden Schnitt über die Hand be— 
fam. AS Hippe aufihrie, er fei geftochen, rief Engel: „Lieber 
Schwager, dich habe ich nicht treffen wollen, dem Hund fein Blut 
muß fließen, ver muß hin fein.“ Über einer von den Schufterge- 
fellen hielt ihn von Hinten zurüf, Brau Kippe entwand ihm dad 
Meffer und Zehrer entfloh. Beim Eintritt eined Polzeidienerd 
wurde Engel fogleih ruhig, legte fih aufs Läugnen und winkte 
feinem Schwager zu, ihm beim Lügen bebülflich zu fein. Als aber 
nach dem Eintritt des Polizei-Commiffärd das noch blutige Meſſer 
bervorgeholt worden war, verfiel der Thäter in Krämpfe, wobei er 
anfcheinend bewußtlos vie Glieder verbrehte und brüllte. — Er 
wurde am 15. Auguft in das Gatharinen=Hofpital gebradht, wo er 
aber andern Tags, weil fih die Krämpfe verloren hatten und fein 
übriged Befinden „feine Störung erlitten hatte, * dem Griminal- 
amte wieder zurüdgegeben wurde. Im Derlaufe des Unterfuchungds 
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arrefts gaben fih nun dennoch Erſcheinungen von Geelenftörung 
fund, insbeſondere behauptete er bald von Geſpenſtern, bald von 
Ratten heimgefucht zu werben und höhere Offenbarungen zu empfans 
gen. Er ſprach denn auch im Tone eined Kanzelrednerd mit erho⸗ 
bener Stimme. Nachdem ſich fofort der Stadtdirectiondarzt Dr. Du- 
vernoh in einer gutachtlichen Aeußerung vom 10, Sept. dahin aus- 
geſprochen Hatte, daß Engel in eine ausgebildete Geiftedfranfheit 
verfallen fei, wurde feine Ablieferung nah Winnenthal am 27. Okt. 
bewerfftelligt. 
2. 

Am 16. Februar 1852 Fam der Fall zur Aburtheilung vor 
die Afftfen in Eflingen. Nach der Beendigung ded Zeugenverhörs 
legten unter den vorgeladenen Sachverſtändigen zuerft Stabtpirectiong- 
wundarzt Dr. Hoͤlder und nad ihm der Stadtvirectiondarzt Dr. Du—⸗ 
vernoy ihre Gutachten über die Zurechnungsfähigkeit des Angeflag- 
ten ab, Beide gelangten, von verfchiedenen Geſichtspunkten aud« 
gehend, zu dem übereinftimmenden Refultate, es fei bei Engel ein 
verminderter Grad von Zurechnungsfähigfeit anzunehmen. Ihnen 
folgte Hofrath v. Zeller, welcher auf den Grund einer längeren, tief 
eindringenden Beobachtung red Angeklagten und nad) einer ſachver⸗ 
fländigen Analyfe der Gewaltthat ein von dem vorigen abweichenves 
Gutachten abgab. Der weientliche Inhalt feines freien Vortrags 
war einer dem Ref. gütigft überreichten fchriftlichen Ausführung 
nad folgender: 

Der Angeklagte ift ein Mann von Fräftigem Wuchfe und regels 
mäßiger Kopfbildung. Auf feinem mehr gewinnenden und Pers 
trauen einflößenden, als zurüdftoßenden Gefichte macht fich ein jehr 
bemwegliched und ausdrucksvolles Mienenfpiel bemerklih, welches er 
überdieß in ſolchem Grave zu beherrfchen verfieht, daß ed ihm ein 
Keichtes iſt, ſelbſt die heftigften Bewegungen feines Innern dur 
den gerabezu entgegengefehten Ausbrud des Geſichts zu maskiren. 
Der breiten gewölbten Bruft entfpricht ein vollfommen normaler 
Zuftand ver Athmungsorgane und des Herzens. Gleihwohl litt E. 
au in Winnenthal einige Mal vorübergehend an ftarfem Kerze 
Hopfen mit Angftempfindung und Bangigfeit. Gr bezeichnete dieſe 
Anfälle als daffelbe Leiden, das ihn feit Jahren von Zeit zu Zeit, 
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nur mit viel größerer Heftigfeit befallen habe, welches jedeösmal mit 
Empfindung von Stößen vom Unterleib herauf beginne und ihn in 
ſolche Beklemmung verfege, als müfle er fih mit Händen und 
Füßen tagegen wehren, ohne ihm jedoch dad Bewußtfein zu rauben. 

Andrerſeits war es in der Anftalt von der erften Stunde feie 
ned Gintrittd an bid auf ven heutigen Tag nicht möglich, eine noch 
wirtlih vorhandene Geelenftörung bei ihm wahrzunehmen, fo daß 
die Beobachtung länger ausgedehnt werden mußte, um fi darüber 
Gewißheit zu verfchaffen, ob nicht die pſychiſche Geſundheit durch 
Zurükdrängung ded Irrwahns nur erheuchelt fei. 

Es offenbarte fi) in der ganzen perfönlichen Erfcheinung des 
Engel neben den unzweiveutigen Proben nicht gewöhnlicher Bega- 
bung und technifcher Gewandtheit eine feltene Miſchung von Dünfel, 
Prahlerei, Leichtfinn und Tüchtigkeit, Leivenfchaftlichkeit, Sinnlichkeit 
und fheinbarer Selbſtbeherrſchung, Ehrlichfeit und Schlauheit, 
Zornmüthigkeit, Gutmüthigfeit und unterwürfiger Höflichkeit, weldhe 
ihn mitten im Aufbraufen einer gebietenden und übermächtigen Noth- 
wendigfeit gegenüber alfobald wieder zum Verſtummen und zur Ans 
nahme der Miene eined Reumüthigen bringen Fann, Seine Stim- 
mung ift jo wandelbar, daß ſich die Gegenfäge der Betrübniß, des 
tiefen Schmerzend und der ausgelaſſenſten Luſtigkeit je nach ver 
Natur feiner Umgebungen binnen weniger Minuten auf einander 
folgen, ohne daß doch dieſelben zu dem Exceſſe, d. 5. zu dem krank— 
haften Ertreme der melandholifchen Depreifton oder der wahnftnni« 
gen Eraltation jemals ſich gefteigert hätten. Dies Alles fällt, ab» 
geſehen von dem Schein und Trug in feinem Benehmen, doch ber 
Hauptſache nah auf Rechnung feines fanguinifchen Temperament, 
Engel ift ein Kind des Augenblid3 und wenn auch fehr ftarfer 
und nachhaltiger gemüthlicher Erregung für Gutes und Böfed fähig, 
doch zu wenig fähig und gewohnt, fein Leben nad) feften vernünfs 
tigen Grundfägen einzurichten, was der Hauptfache nah in der man⸗ 
gelhaften Erziehung begründet fein mag. Daher fommt es, daß er, 
fo leicht er auch mande fittlihen Verirrungen feiner Vergangenheit 
zugibt, eben fo Leicht fich auch wieder felbft von ihnen abfolsirt und 
andere eben fo notorifche Gebrechen geradezu läugnet und beichönigt. 
Sein Selöfigefühl ift zu ſehr in ſich abgefchlofien, er ift zu ſehr 
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gewöhnt, ſich für einen rechtſchaffenen, in feiner Art außgezeichneten 
Mann zu halten, als daß er nicht mit allen feinen Selbftanflagen 
oder fremden Vorwürfen Teicht fertig zu werden vermöchte. Dieß 
ftellt fi am Elarften heraus, wenn man mit: ihm auf feine verbre= 
cheriſche That zu reden fommt. Als Motiv verfelben gibt er die 
Eiferfuht an. Im Betreff des Vorgebens, es fei ihm nur um eine 
gefabrlofe Demonftration zu thun gewefen, leicht in die Enge getrie- 
ben, machte ef geltend, daß wenn er auch fehon das Schlimmfte ger 
wollt habe, doch Jedem fein Loos beftimmt fei, dem er nit ent: 
geben fönne. Somit fei er jevenfalld mehr zu beklagen, als zu 
verdammen und dieß um fo mehr, ald nur feine allgugroße Her» 
zendgüte gegen den Friedensſtörer feines Hauſes ihn zum Opfer des 
Berhängnifjed gemacht habe, — Er enthielt ſich denn auch während 
der ganzen Beobachtung jedes mißliebigen Urtheild über irgend eine 
bei dem ganzen Greigniffe beiheiligte Perſon. „Er wolle ſchweigen 
und dulden.“ Beigte fich bier fein ganzes Benehmen vollflommen 
folgerichtig od er berechnet, fo fiel e& ihm andererſeits doch nicht ein, 
fih als geifteöfrank in jenem unglüdlichen Augenblicke auszugeben 
und wollte jelbft in Stunden und Tagen entſchiedenſter Seelenftö- 
rung während der gerichtlichen Haft Feine Minute feinen Berftand 
verloren Haben; ja er betrachtet ald Höhepunct feined Leidens feine 
Unterbringung in bie Srrenanftalt, wogegen ibm das Zuchthaus 
noch eine Wohlthat gefchienen hätte. 

Während nun Engel nad allen Richtungen ald pſychiſch ge— 
funder Mann erfcheint, währenn er feine Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft richtig beurtheilt und alle Dinge um fich her richtig 
auffaßt, fo ift fein Urtheil in Abſicht auf feine Franken Erlebniffe fo 
befangen ald vor dem Eintritt in die Anſtalt. Alle Geſichts⸗, Ge⸗ 
bör= und Getafterfcheinungen, alle inneren Geſichte und DOffenbarun- 
gen waren ihm die vollſte, zuverläßigfte Wahrheit. Alles Hat er 
wirflich Außerlich erlebt und empfunden. Wenn man auh im All» 
gemeinen mit Recht behaupten kann, daß zu einer vollfländigen Ge— 
nefung von dem Irreſein die volle Einfiht in dad Wahnſinnige ver 
gehabten BVorftellungen, Empfindungen und Begehrungen gehöre, fo 
gilt diefe Regel doch nicht ala ein abfoluted Geſetz, fofern Indivi— 
duen von einer ſolchen Bilvungsftufe wie die des E. ift, oft rein außer 
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Stand find, in der Art Eritifch abftrahirend ihren eigenen Sinnen 
zu mißtrauen, daß fie auch nur im Allgemeinen die Möglichkeit folr 
her Sinnedtäufhungen begreifen können. Gin längeres Zurüdhals 
ten ded E. in der Anftalt wäre deßhalb zwecklos gemwefen, ebenio- 
wenig flellt jener Irrthum der gerichtlichen Bernehmung ein Hinder« 
niß entgegen. Er weiß dad, was er gethan bat und alle daraus 
entfpringenden rechtlichen Folgen vollfommen zu beurtheilen, foweit 
er fle nur bedenken will und ver Glaube an die Objectivität jeis 
ner Sinneödelirien fpielt eine fo untergeordnete Rolle in dem Zu⸗ 
fammenhang feiner Vorftellungen und Strebungen, daß daraus ent» 
fernt feine Motive für fein übriged Denken, Wollen und Thun hers 
vorgeben. 

Wären niht wenige Tage nach der That die augenfälligften 
vielfeitig conftatirten Zeichen geiftiger Erfranfung wahrgenommen 
worden, fo wäre wohl auch die Brage über feine Zurechnung bei 
dem verbrecherifhen Attentat Faum in Anregung gefommen, da auch 
nicht Ein Symptom von Irrefein ihm voraudging oder daflelbe be⸗ 
gleitete und die That in Motiven gegründet war, die nichtd weniger 
ald einen pathologifhen Charakter an ſich tragen. Seine Eiferfucht 
war feinedöwegd eine kranke Wahnivee, fie war ein Affect, dem er 
fogar längere Zeit auf eine bei feiner übrigen Leidenſchaftlichkeit 
wirklih auffallende Weiſe widerſtanden Hatte und dem er fidh erft 
dann Hingab, ald er durch die flärfften Antriebe von außen gleich— 
fam Hingedrängt worden war. Er handelte, als er zur That fchritt, 
allerdings im hoͤchſten Affect, aber mit all’ der äußerlich verftändigen 
Berechnung der Mittel zum Zwecke und der Umftänve, fo wie er 
denn auch die ihm eigenthümliche Schlauheit unmittelbar nach ver 
That keineswegs verläugnete, 

(Bortfegung folgt.) 


XX. 


Merkwürdige Rechtsſprüche dentſcher und auslän- 
diſcher Gerichtshöfe: 


zur Erläuterung wichtiger Fragen der Geſetzgebung und An— 
wendung der Geſetze wiſſenſchaftlich und practiſch geprüft. 


Bon Geh. Rath Dr. Mittermaier. 


(Fortfegung). 
IV. 


Rechtsſpruch des belgifhen Eaffationshofs vom 3. 

April 1854 über die Trage: ob an die Gefhwornen 

auch eine eine rehtlihe Beurtbeilung enthaltende 

Frage geftellt werden fann; über die Befugnifje des 

Präfivdenten und über Anwendung der Strafgefebe 

über Fälſchung, insbeſondere über die Art der Trage 
ftellung bei Urkundenfälſchung. 


Johann Libbrecht wurde von dem Gefchwornengerichte ſchuldig 
erfannt, einen falfchen Wechiel, ferner falfche Inpoffamente auf einen 
Wechſel und auf ein Billet A Ordre verfertigt und mit dem Be— 
wußtfein der Balfchheit von den drei falſchen Urkunden Gebraud 
gemacht zu haben. Der Bertheidiger behauptete, daß nad) dieſem 
Wahrſpruch nur die Strafe ver Fälſchung von Privaturfunden ans 
gewendet werden Eönne. Der Aſſiſenhof nahm dieſe Anficht ald ge— 
gründet in Bezug auf das Billet A ordre an, nicht aber in An- 
fehung der Fälſchung ver Wechfel und verurtheilte den Angeklagten 
zu 7 Jahren Zwangsarbeit. 

Der Verurtheilte ergriff dagegen Gafjation und führte vier 


Nichtigkeitögründe an. 
Der Gerichtoſaal. Heft X, 1854, 16 
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I. Als erfter Nichtigfeitsgrund wurde geltend gemacht: Die 
Verlegung de Art. 338 des Code d’instr. und des Belgifchen 
Geſetzes Art. 20 vom 15, Mai 1858, fowie die falfihe Anwen» 
dung der Art. 147, 148, 150 des Code penal, indem der Ans 
geflagte ſchuldig einer Fälſchung eined Handeldpapierd auf ben 
Grund einer compleren, zugleih eine That» und eine Rechtöfrage 
in fich fchließenden Brage erfannt worden fei. Die erfte an vie Ge- 
fhwornen geftellte Frage lautete nämlich: Iſt ver Angeflagte ſchul—⸗ 
dig der Fälſchung einer Urfunde dadurch, daß er in feinem Namen 
als Ausfteller einen falſchen Wechſel im Betrage von ſoviel — mit 
der beigefügten Bormel: „Werth in mir ſelbſt“ verfertigt und auf 
diefem Wechſel als Acceptanten (Necepteur) den Franz Wiſſels, eine 
imaginäre und ihm unbefannte Perfon beifügte. 

Die neunte Brage enthielt den Ausdruck: auf dem Nüden des 
Wechſels. Der Gaffationdkläger führte aus, daß viefe Fragen com— 
plere ragen find, indem fie zuerft die Hauptthatfache, in welcher 
ein Verbrechen oder Vergeben liegt, enthalten, nämlich die Thatſache, 
ein falfches Billet à Ordre verfertigt zu haben, während die zweite 
Thatfahe, welche vie Frage enthält, einen erſchwerenden Umftand 
bildet, welcher, vom Verbrechen oder Vergehen getrennt, daſſelbe be— 
ftehen Täßt, aber auf die Schwere der Strafe Einfluß hat; nämlich 
ob die Urkunde, in welcher die Fälſchung Tiegen foll, ein Wechſel 
ift, wodurch offenbar eine complere Frage vorgelegt wurde. 

Der Art. 337 de8 Code und Art. 20 des belgiichen Gejeßes 
von 1838 find aber durch die Stellung ver Frage verlegt, weil die 
Brage: ob ein Billet ein Wechſel ift, eine Rechtsfrage enthält, wor- 
über die Jury micht befragt werden foll, indem angenommen wurde, 
daß in den Kreid ihrer Wirkjamfeit die Beurtheilung gehöre, die 
verfchiedenen rechtlichen Merkmale eines Wechſels zu zerglievern und 
zu prüfen, ob alle dieſe Merkmale in ver vorliegenden Urkunde ents 
halten feien. 

I. Ein zweiter Nichtigfeitsgrund wurde in der Verlegung 
der Art. 231, 241, 271, 337 des Code d’instr. und des Art. 18, 
20 des belgifhen Geſetzes von 1838 gefunden, indem ver Ange— 
klagte wegen Fälfhung einer Handeldurfunde fchuldig erflärt wurde 
auf Grund der, einen offenbaren Irrthum enthaltenden Brage Die 
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erfte Frage enthielt nämlich vie Worte: fchuldig, auf dem Wechſel 
als Aecceptanten ven Franz Wifjeld angegeben zu haben. Dad Der» 
weifungderfenntniß aber. enthielt die Worte: als Bezogenen (tiré) 
den Wiſſels angegeben zu haben. Die einfache Anficht des Billet. 
zeigt blos, daß. der Name von Wifleld nur ald Name des ein- 
fachen Bezogenen auf: dem Billet bezeichnet: wurde, was jehr ver⸗ 
ſchieden von dem: ded Aecceptanten ift, indem ver Außfteller Dedwegen, 
weil er auf dem Wechſel als folcher bezeichnet ift, nicht ſchuldig 
it, den Wechſel zu zahlen, während der Ucceptant verpflichtet iſt. 
Der Punct ift wichtig, weil im erften Falle das Billet feine Eigen« 
ſchaft ala MWechfel verliert. 

II. Der dritte Nichtigfeitögrund bezog fih auf die Berle- 
$ung ber Art. 268, 269 und 322 des Code d’instr., indem: den 
Präftdent die Gränzen feiner Befugniffe dadurch überfchritt, daß, er 
allein erklärte, daß die Tochter des Angeklagten als Zeugin nach 
Art. 322 nicht vernommen werben follte, während nur ber Gerichtö- 
hof dies Hätte ausſprechen können. 

Dad Protocol enthält die Worte: Die auf Antrag des An— 
geflagten vorgeladenen Zeugen fagen in folgender Ordnung auß: 1.. 
2... 3. Charlotte Libbrecht. Diefe Zeugin erklärte auf Befragung: 
des Präjiventen, daß fie die eheliche Tochter ded Angeklagten ſei. 
Die Staatöbehörde widerfete ih der Vernehmung. Der Präſident 
erflärte hierauf, daß in Gemäßheit ded Art. 322 vie Zeugin nicht 
vernommen werden foll. — Der Gaffationdkläger behauptet nun, 
daß der Präfivent, indem er für fi allein die Zeugin ald unzus 
läflig erklärte, feine Befugniſſe überfchritt, da nur der Gerichtähof 
entjheiden Tonnte, ob die Oppoſition zugelaffen werben fonnte, und 
erfi nachdem der Gerichtöhof geſprochen hätte, ed dem Präftdenten 
zuftand, Eraft feiner discretionären Gewalt zu entfcheiden, ob die 
Zeugin nur unter dem Titel, Aufflärungen zu geben, vernommen 
werben follte. Es wurde behauptet, daß die discretionäre Gewalt 
fih nur auf die reine Verwaltung der Juftiz bezieht, und fich nicht 
auf dad, was ſtreitig ift, erftredt. 

IV. Der vierte Nichtigfeitägrund bezog ſich auf die Straf⸗ 
anwendung, indem bad Gericht wegen Fälſchung eines Handels⸗ 
papiers verurtheilte, ungeachtet der geſtellten Concluſionen, die dahin 

16 * 
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gingen, zu zeigen, daß die fragliche Urkunde Fein Handelspapier 
war, Das Gericht entſchied, daß in Beziehung auf das erfte Billet 
ed alle äußere Merkmale eined Wechſels darbiete, Died genügt aber 
nicht; denn damit ein Billet als wahrer Wechfel ericheinen könne, 
muß das Billet nicht blos die äußeren Merkmale des Wechſels auf 
zeigen, fonbern bie inneren weſentlichen Merkmale veffelben ent« 
halten, was bei dem in Frage ftehenven Billet nicht der Fall war. 
Das Billet, fo wie es abgefaßt ift, enthält ein Vorgeben eines 
falfchen Namens, da es anerkannt ift, daß der darauf vorkommende 
Wiſſels nur eine imaginäre Perfon ift, fo daß das Billet im Sinne 
des Art. 12 de Code de Com. nur ein einfaches Verſprechen 
ohne handelsrechtlichen Charakter iſt; das Billet Hat aber nicht eins 
mal die äußeren Merkmale eined Wechſels; es enthält als cause die 
Angabe: Valeur en moi möme; nad ver richtigen jurisprudence 
aber ift ein folches Billet nur eim einfaches Mandat ohne die Merks 
male des Wechſels. In Bezug auf das vierte Billet, unterzeichnet 
mit de Bast, welches der Gerichtöhof als Wechſel erklärte, wurde 
der Angeflagte wegen BVerfertigung eines falſchen Invofjamente auf 
dem Billet verurtheilt; allein es ergiebt fih, wie der Gaffationd- 
fläger anführt, aus den Verhandlungen, daß der Angeflagte nicht 
das Indoffament gemacht, fondern nur die faljche Unterjchrift der 
Charlotte Libbrecht machte, daß er en blanc dieſe Unterfchrift beis 
fügte, was aber nach dem Art. 138 des Code de Com. fein regel» 
mäßiged Indoffament, vielmehr nur einen civilrechtlichen Auftrag 
begründet. Der Gerichtähof habe daher irrig das Geſetz ange 
wendet, 

Hierauf erließ der Gaflationshof, nachdem ver Generalprocus 
rator auf Verwerfung des Caſſationsgeſuchs angetragen hatte, fol— 
gendes Urtheil (am 3. April 1854): In Bezug auf den erſten 
Nichtigkeitsgrund, in Erwägung, daß die handelsrechtliche Eigen« 
ſchaft einer falichen Urkunde nicht ein erſchwerender Umſtand, jondern 
ein weientliches, dad Verbrechen der Fälfhung eined Handelspapiers 
ausmachenves Merkmal (dlöment constitutif) ift; in Erwägung, daß 
die Annahme, daß die an die Geſchwornen geftellte Thatfrage eine 
Rechtsfrage enthielt, Feine Nichtigkeit begründen kann, wenn, wie 
im vorliegenden Falle, der Gerichtöhof, indem er über die geftellten 
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Coneluſionen urtheilte, jelbft den Rechtspunct entſchied; in Erwä⸗ 
gung, daß die Frage, ob die Wechfel, die in der erften und achten 
Frage erwähnt wurden, Handelöpapiere find, ausdrücklich von dem 
Gerichtshofe entfchieven wurden, fo daß die Gaffation feine Grund 
lage bat; 

In Bezug auf den zweiten Nichtigkeitögrund, wegen angeb- 
licher Verlegung der Art. 231. 241. 271. 337. Code d’instr. und 
Art. 18. 20 des Geſetzes vom 13. Mai 1838, daß ver Angefchul« 
digte verurteilt wurde ala ſchuldig der Fälſchung eined Handels— 
papierd, auf eine Frage, welche durch einen materiellen Irrthum 
den Namen Wiſſels ald ven des accepteur des MWechfeld bezeichnet, 
während dieſer Name nur der des Bezogenen (tirC) war; in Er» 
wägung, daß Art. 110 des Code de Com, unter den zum Weſen 
des Wechſels gehörigen Merkmalen den Namen dedjenigen, welcher 
bezahlen ſoll, aufführt, jedod ohne zur Vollendung des Wechfeld 
zu verlangen, daß der Wechſel durch jene Perfon angenommen 
worden; daß im Gegentheile nad) Art. 178 des Code der Wechſel 
feinen Charakter beibehält, auch wenn die Weigerung der Annahme 
conftatirt wurde, daß daher ver Gebrauch ded Worts: accepteur 
an der Stelle des Ausdrucks: tire ohne Einfluß auf vie Sache tft; 

In Bezug auf den dritten Nichtigfeitögrund, der darauf ger 
baut ift, daß Art. 268. 269 in Verbindung mit 322 des Code 
d’instr, verlegt fei, indem der Präſident feine Befugniffe überjchritt, 
da er erklärte, daß die Tochter des Angeklagten, welche dieſer ald 
Zeugin vorfhlug, nicht gehört werden foll, während ver Affifenhof 
über die der Abhör der Zeugin entgegengeftellte Oppofition ber 
Staatöbehörde entſcheiden jollte; in Erwägung, daß der Angeklagte 
der Oppofition der Staatöbehörde feinen Widerfpruch entgegenfehte, 
daher der Aſſiſenhof über keinen Streit zu entſcheiden und fich ein- 
zumifchen hatte, und der Präfivent wohl befugt war, um den or— 
dentlichen durch den Incidenzſtreit unterbrochenen Lauf ver Verhand⸗ 
lung wieder einzuleiten, auszuſprechen, daß die Zeugin nicht vers 
nommen werben joll; 

In Bezug auf den vierten Nichtigfeitdgrund, der auf die Vers 
legung der Art. 110. 112. 138 des Code de Com. und falfche 
Anwendung det Art. 147. 148. 150 des Code penal deswegen 
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gebaut iſt, weil der Angefchuldigte ver Fälſchung eines Handels- 
papierd ſchuldig erflärt wurde, währenn doch das Papier, ron wel» 
chem in ber erften Frage die Rede war, nur auf ein imaginäres 
Weſen gezogen war, daher vie Unterſchiebung eines Namens ents 
bielt und fo nur als einfached Verſprechen betrachtet werben durfte, 
dies Papier auch wegen der Angabe ded Valeur en moi mäme als 
cause nur ein Mandat enthielt und auf feine Weile in den Kreis 
der Wechjel gehörte, und der Angeklagte, indem er auf ven Nüden 
des Papiers die Unterfchrift en blanc ſetzte, wie das in der Bten 
und ten Frage erwähnt ift, Fein regelmäßiges Indoffament ala 
eine handelsrechtliche Derbinvlichfeit begründen, fonvern nur ein 
einfaches bürgerliche Mandat ſchaffen Fonnte; in Erwägung, daß 
in Bezug auf den erften Theil dieſes Nichtigkeitägrundes das Papier, 
das in der erften Brage angeführt ift, nach der Entſcheidung des 
Gerichtöhofes alle äußeren Merkmale eines Wechfelbrief® an ſich 
trug, daß, wenn auch diefe Merkmale nur jcheinbar find, darin 
eben die Wirkung ver Fälſchung ihrem Inhalte und der Abſicht 
nach liegt; in Erwägung in Anfehung des zweiten Theils des 
Nichtigkeitögrunded, daß, wenn auch die auf feine Ordre vom Ans 
geflagten gezogene Tratte mit der Formel: valeur en moi möme 
in ihrem urfprünglichen Zuftande nicht den Charakter eines wahren 
Wechſels Hatte, der Angeklagte ihr doch durch dad Mittel des In— 
doſſaments, welches er zum Mortheile eined Dritten mit dem Aus» 
prude: valeur regue comptant beifügte, viefen Charakter gegeben 
hat, wie Died durch die Antwort der Geſchwornen hergeſtellt ift; 
in Erwägung, daß der Nichtigkeitdgrund im feinem erften Theile 
auf einer durch den Wahrfpruch der Geſchwornen zur Yten Frage 
förmlich ald unrichtig erklärten VBoraudfegung beruht, und daß aus 
diefem Wahrfpruce ſich ergiebt, daß der Angeklagte fchuldig ift, 
betrüglih auf dem Rücken des in der ten Frage angeführten Wedh- 
feld ein faljches Indoffament, datirt von Zelzaete 7. Mai 1851 
mit valeur en compte an bie Ordre von Berlemort Rey und nad) 
Beifügung der Unterſchrift von Charlotte Libbrecht unter dem In⸗ 
doſſament verfertigt zu haben, daß, nachdem Fein Gafjationägrund 
zufäflig if, das Gericht das Nichtigkeitögefuch veriwirft. 

Dad bisher mitgetheilte Urteil mit feinen Gründen tft ges 
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eignet, auf eine Reihe der wichtigften Fragen aufmerkfam zu machen 
und zwar 1) in wie ferne in die an die Gefchwornen geftellten 
Fragen fogenannte Rechtsfragen aufgenommen werden durften, und 
wie überhaupt bei Anklagen wegen Urkundenfälfhung die Fragen 
an die Gejchwornen geftellt werben jollen; 2) in wie ferne es ſich 
rechtfertigt, daß eine Brage in der jogenannten compleren Urt ges 
ftellt wurde, nach welcher in ber Frage aud) eine fogenannte cir- 
constance aggravante aufgenommen wurbe; 3) in wie ferne bie 
Abmweihung von dem Berweifungderfenntniffe zu rechtfertigen ift, 
indem ftatt des Ausdrucks: tire das Wort: accepteur gefegt wurde. 


Der Ball überhaupt mit den darin ergangenen Urtheilen ift 
vorzüglich paflend, um ven Character der franzöftfchen Anficht über 
Frageftellung Elar zu maden, und indbefondere die Schwierigkeiten 
der Frageftellung bei dem Verbrechen der Urfundenfälfchung zu zeigen. 
In Bezug auf diefe Schwierigfeiten fühlt man freilih bald, daß 
fle eigentlich nur durch ven Gejeßgeber und vie Richter hervorgerufen 
find, und man überzeugt ſich leicht won dem Vorzuge ded englifchen 
Syftemd vor dem franzöftichen in Bezug auf die Brageftellung. 
Während nah dem Erften vie Anflage wegen Fälſchung einfach 
darauf geht, daß der Angeklagte eine beftimmte, in der Anklageacte 
mit dem technifchen Namen bezeichnete Urkunde, 3. B. Banknote, 
Wechſel, mit böſem BVorfage gefälicht habe, und die Geſchwornen, 
ohne daß eine bejondere Brage an fie gejtellt wird, ihren Wahr— 
ſpruch darüber geben, ob ver Angeklagte der in der Anklage bezeich- 
neten Fälſchung ſchuldig if, werden in Frankreich nad der noch in 
neuefter Zeit von geadhteten Schriftjtellern *) wertheidigten Anficht, 
daß die Gefhwornen nur thatfählihe und nie Rechtsfragen ent« 
jcheiden dürfen, viele Bragen über die einzelnen Buncte der Anklage 
an die Gefchwornen geftellt und der Präftdent bemüht fich in feinen 
Sragen, jede fogenannte Nechtöfrage zu vermeiden und Alles nur in 
fogenannte thatſächliche Merkmale aufzulöfen. In der deutſchen Ge— 
jeggebung und Rechtſprechung folgt man der frangöfifchen Anficht; 
man überzeugt fi aber bald, daß in der Rechtſprechung ver ver⸗ 





— — 


*) Auch Trebutien, Cours élémeutaire de droit eriminel. Vol. II. p. 426. 
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ſchiedenen deutſchen Staaten eben in Bezug auf die Brageftellung 
bei Urkundenfälfhung eine große Verſchiedenheit herrſcht. In einie 
gen Staaten, 3. B. in Bayern, in Braunſchweig wird die Frage 
darauf geftellt, ob ver Angeklagte dadurch, daß er die Urkunde 
(welche nun näher bezeichnet wird) auf die (in der Anklageacte be— 
zeichnete) Art gefälfcht hat, einer Urkundenfälſchung ſchuldig fei. 
Iſt die Anklage auf Wechſelfälſchung gerichtet, jo wird in die Frage 
der Ausdruck: Wechfel aufgenommen und regelmäßig, wenn die Anklage 
auf Fälfchung von Urkunden geht, dad Wort: Urkunde gebraudit. 
In Braunfchweig wird nach und vorliegenden Aufzeihnungen in ver 
Frageftellung von Fälfhung, von gewinnſüchtiger Abſicht gefprochen 5 
zuweilen werden die Geſchwornen gefragt: iſt die in ber vorigen 
Frage angeführte Schrift ald eine Privaturfunde anzufehen G. B. 
in der Unterfuhung gegen Maurergefellen Damais), oder ift bie 
Schrift für eine falfche Privaturfunde zu halten? Wegen ver An— 
wendung des Begrifjd der Fortſetzung wird felbft die Frage an 
Geſchworne geftellt: find die in Srage 1 und 4 erwähnten Verbre— 
hen des Angeklagten gleichartige Verbrechen? In einer in Braun 
ſchweig verhandelten Sache *) wurde felbft die Trage geitellt: ift 
die erwähnte Urkunde eine falſche öffentliche Urkunde? Diefe Art 
der Frageſtelluug ift die Folge der in der bayerifchen und braun- 
jehweigifchen Gefeggebung aufgeftellten Anſicht, daß die Hauptfrage 
dahin gehen müfje, ob der Angeklagte ſchuldig fei, und dabei das 
Verbrechen nach feinen gejeglihen Merkmalen anzugeben ift **), 
daß (nach bayeriſchem Geſetze) ***) die Hauptfrage dahin gerichtet 
werben foll, ob ſich der Angeklagte des Verbrechens, weldes den 
Gegenftand der Anklage bildet, ſchuldig gemacht habe, wobei das 
Gefeg (Art. 171) dem Präfldenten vorfchreibt, daß er ven Ge- 
ſchwornen die Merkmale, welche das Gefeh zum Thatbejtande der 
ven Gegenftand der Anklage bildenden Uebertretung fordert, ausein⸗ 
anderſetzen joll. 

In einer anderen Richtung dagegen werden die Bragen in den 


*) Mitgetheilt im Gerichtäjaale 1853. I. S. 93. 
*) Braunſchweigiſche Strafproreforon. $. 740. 
**t) Baner. Geſetz v. 1848. $. 173. 
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deutſchen Staaten geftellt, in welchen die Gejeggebung firenge an 
der frangöftichen Anficht feſthält, daß die Gefchwornen nur reine 
thatjächliche Merkmale zu enticheiden Hätten, Vorzüglich ift Dies 
in Preußen der Fall. Nah $. 101 der Verordnung vom 3. Ja— 
nuar 1849 foll vie den Gefchwornen zu ftellende Brage alle that- 
fählihen Merkmale des zur Anklage geitellten Verbrechens ent- 
halten, die rechtlichen Momente veffelben jollen daher aus der Brage 
audgeichloffen bleiben. Merfwürbig wurde bier ein 1852 verhan- 
delter Fall, wo in einer die Urfundenfälfhung betreffenden Anklage die 
Frage an die Gejhwornen geitellt war: „I der Angeflagte ſchul—⸗ 
dig, im Laufe ded Jahres 1850 eine falſche Urkunde zum Zwecke 
ded Betrugs bis zur Höhe von 300 Thaler angefertigt zu haben.” 
Der von den Gejchiwornen als ſchuldig erklärte Angeklagte ergriff 
die Nichtigkeitöbefhwerde, und das Obertribunal vernichtete dad 
Urtheil, weil nah dem Geſetze die an die Gefchwornen zu ftellende 
Brage alle thatfächlichen Merkmale des Verbrechens enthalten müffe, 
und rechtliche Momente ausgeſchloſſen jein follten, in der in dem 
Balle geftellten Trage aber nicht gefragt worden, ob der Angeklagte 
eine beftimmte näher zu bezeichnende Schrift, jondern nur über: 
haupt, ob er eine falfche Urkunde fälfchlich angefertigt habe, ob—⸗ 
gleih der Begriff einer Urkunde ein Nechtöbegriff fei, über deſſen 
Dafein nur der Richter zu entjcheiven hat. Es wird in einem 
Auffage über ven Ball bemerkt *), daß ed am zweckmäßigſten jei, 
den Ausdrud „Urkunde“ ganz zu vermeiden. Der Juftizminijter 
hatte in einem ähnlichen Falle gleichfalld feine Anftcht dahin aus« 
gefprochen, daß der Ausdruck Urkunde zu vermeiden iſt, aber 
au der Ausdrud: Gewinn, als ein Rechtöbegriff nicht gebraucht, 
fondern in einer den thatfächlihen Momenten des einzelnen Falles 
entſprechenden Form aufgelöst werden follte; es wird darnach vor— 
geſchlagen, die Frage fo zu faſſen: iſt A. ſchuldig, in der Procef- 
ſache wider ihn eine Schrift vom 29. Juli 1851, welche eine Ein- 
willigung der Klägerin in die Ausfegung der gegen ihn verhängten 
Erecution enthielt, in der Abficht, dadurch die Siftirung ber Exe⸗ 
eution zu erlangen, fäljchlich angefertigt zu haben. — Die Recht- 


*) In dem preuß. ZJuftigminifterialblatt 1852. ©. 187. 
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fprehung in Preußen richtet fich vielfach nach diefen Anftchten. Da 
das preußiſche Geſetzbuch $. 247 das Verbrechen der Urkundenfäl« 
jhung nur bei Urkunden annimmt, welde in dem Geſetze fo be— 
zeichnet find, daß bie Urkunde zum Beweiſe von Verträgen, Ber- 
fügungen ꝛc. ron Erheblichfeit fein muß, fo kam das Ober» 
tribunal noch mehr dazu, audzufprechen, daß der Begriff von Ur- 
funde ein Rechtäbegriff fei und noch mehr bei der Entſcheidung ver 
Brage: ob fie von Erheblichkeit fei, juriftifche Bildung nothwendig 
werde und daher nur der richterlichen Beurtheilung zuftehe *). 
Sammelt man die Zeugniffe ver Practiker derjenigen Länder, 
in welchen bei der Frageftellung in Anklagen über Urfunbenfäl- 
hung unbedenklich der Ausdruck: Urfunde, öffentliche Urkunde u. A. 
gebraucht wird, 3. B. in Bayern, in Braunfchweig, fo erfährt man 
nichts über Nachtheile dieſer Brageftellung. In dem oben mitges 
theilten belgiſchen Rechteipruche wurde in ver Frage an die Ges 
fhwornen von faux en ecriture, von lettre de change, von ac- 
cepteur gefprochen, alſo Ausdrücke gebraucht, vie fogenannte Rechts— 
begriffe enthalten; ver Caſſationshof hat dad wegen der Aufnahme 
von Nechtöbegriffen in die Frage erhobene Nichtigkeitsgeſuch ver= 
worfen und anerkannt, daß die Aufnahme eined Rechtspuncts in bie 
Brage feine Nichtigkeit begründe, und der Affifenhof berechtigt ei, 
nad dem ergangenen Wahrfprud über den Rechtspunet zu enticheis 
den. Dieſer Ausipruch ift um jo wichtiger, da er von dem oberſten 
Gerichtähofe eined Landes ausgeht, in welchem Die franzöſiſche Ans 
ficht, nach welcher die Gefchwornen nur über Thatfragen entjcheiden 
follen, firenge befolgt wird. Es verdient darnach eine genaue Er- 
mwägung, ob nicht die in Bayern, Braunfchweig u. A. übliche Art 
der Frageftellung bei Anklagen über Urkfunvenfälihung ven Vorzug 
verbient. Daß die jenfeitige z. B. in Preußen aufgeftellte Anficht 
nur die Bolge der franzöfifchen Auffaffung des Geſchwornengerichts 
iſt, Teuchtet ein. Wir Haben in diefer Zeitfchrift**) an vielen 
Stellen nachzuweiſen geſucht, daß die franzöftiche Anfiht nur die 


) Goltdamer Archiv für preuf. Strafrecht I. ©. 209 ır. 
**) Gerichtäjaal 1852. I. S. 36. 322. 402. 1842. Il. ©. 217. 1853. 
S. 12. 1854. ©. 3, 
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Folge des Miffennend ver wahren Bedeutung ded Geſchwornenge— 
richts und einer bei vielen franzöſiſchen Yuriften oft unbewußt wir 
fenden Abneigung gegen die Jury und ver Eiferfucht der Richter 
gegen die Gejchwornen ift, daß fle aber auch auf einer Selbſttäu— 

ſchung der franzöftfchen Juriften beruht, welche ſich einbilden, einen 
| fcharfen Gegenfat von That» und Rechtöfragen machen zu fönnen, 
und dabei unbeachtet laſſen, daß oft ungertrennlich der jogenannte 
NRechtöbegriff und die Thatfrage ift, daß die Ausprüde: Verſuch, 
Theilnahme, auch Rechtsbegriffe find, in fo ferne dad Geſetz bezeich- 
net, was es Darunter verfteht, richtiger aber Begriffe des Lebens 
find, zu deren richtiger Auffaffung in ihrer Anwendung auf einen 
einzelnen Fall die Geſchwornen in der Duelle, aus welcher ein 
vernünftiger Gefeßgeber feine Beftimmungen fchöpft, hinreichende 
Materialien finden, um richtig die Schuldfrage zu entfcheiden. Wir 
bitten, ven Gang der franzöſiſchen Nechtepflege in Bezug auf Frage⸗ 
ftellung zu beachten, wie am Ende z. B. bei der Brage über Ber: 
fuh die Präſidenten doc immer fogenannte Mechtöbegriffe berein« 
ziehen müffen, und bitten, bei verftändigen franzöftfchen Geſchwornen 
fih zu erkundigen, wie einfah und ficher fie Fragen beantworten, 
in welchen die fogenannten rechtlichen Ausdrücke gebraucht werben, 
während in den Fällen, im welchen vie Präfldenten fi ängſtlich 
bemühen, die technifchen Ausdrüde in fogenannte thatfächlihe Merk: 
male aufzulöfen, ihre Lage bei der Entſcheidung meit ſchwieriger 
iſt. Wenn bei Anklagen über Urfunvenfälfhung der Präſident den 
Gebrauch ded Mortd: Urkunde vermeiden will, fo mird er genö- 
thigt, den Austrud: Schrift zu brauchen; allein ver Angeklagte 
ift nicht der Fälſchung irgend einer Schrift, jondern einer bedeu— 
tungdvollen,, einflußreihen Schrift, welche dad Geſetz Urkunde nennt, 
angeklagt; die fehmeren von dem Geſetze der Urfunvenfälfhung ge= 
drohten Strafen rechtfertigen fich eben durch die ſchweren Nachtbeile, 
welche durch die Fälfchung einer von dem Gefege ald Urkunde 
bezeichneten Schrift entftehen fönnen. Wenn nun die Geſchwornen 
über vie Schuldfrage urtheilen follen, fo müffen fie auch genau um 
dad Dafein der Merkmale gefragt werden, weldye die Elemente des 
Berbrechens bilden, auf welches vie Anklage ſich bezieht. Iſt dies 
nicht der Ball, und werben vie Gefchwornen nur über Thatjachen 
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gefragt, fo wird fehr häufig der Haupttheil der Anklage nicht durch 
die Gefchmwornen, fondern durch dad Gericht entſchieden. Es ift 
zwar richtig, daß über die rechtliche Bedeutung einer Urkunde viel» 
fach Streit ift, 3. B. ob Derjenige, welcher einen faljchen Em» 
pfehlungsbrief macht, oder in einer Handſchrift über ein Darlehen 
Unterpfänder auf Güter beftellt, die er nicht beftgt, eine Urkunden» 
fälfhung verübt, und noch mehr wird darüber Streit entftchen, 
welche Urkunde von Erheblichkeit ift, ob daher im Sinne des Ge— 
jeßed nur diejenige Urkunde als erheblich zu betrachten ift, welche 
für fih allein felbftftändig und unmittelbar Beweismittel eined Ver— 
trags ober einer Verfügung ift *), oder ob auch vie Erheblichkeit 
bei derjenigen Urkunde anzunehmen ift, welche zwar nicht unmittele 
bar, aber doch unterftügend, indem fie Vermuthungen liefert oder 
den Anfang eines fchriftlichen Beweijed enthält, ein Beweidmittel 
fein kann **); allein dieſe Streitigkeiten fommen eben unter den 
Juriften vor, und ed ift nicht ohne Werth, zu fragen, ob, wenn 
man den Gefhwornen die Entfcheidung überläßt, fie über dad Da— 
fein der Urfundenfälihung und die Merkmale, welche fie begründen, 
in der Anwendung auf den einzelnen Fall, den fie in feiner Ges 
fammtheit und nach ver Individualität des Angeklagten auffaflen, 
ebenfo richtig entſcheiden, und die zweite oben angeführte, freilich 
firengere Meinung zum Grunde legen werden. Wenn die Gejeß- 
geber jo ängftlih verlangen, daß in die Frage an die Geſchwornen 
nit dad Wort: Urkunde aufgenommen werbe, jo müfjen ſie folge 
weije noch firenger die Aufnahme des Worts: Wechſel in die 
Trage unterfagen, weil Wechſel ein Rechtsbegriff ift; allein wenn 
dann flatt ded einfachen technifchen Ausoruds eine Umfchreibung 
oder eine fogenannte thatfähliche Faſſung, welche ven ganzen Inhalt 
ver Schrift aufnimmt, in die Frage gebracht wird, fo ift dadurch 
theils häufig eine ſehr verwidelte weitläufige Frage ftatt der einfa- 


*) Died ift die Anficht, welche Die franzöfifche Praxis und das preufiiche 
Dbertribunal annimmt,  Golttamer Archiv für preuf. Straf— 
recht II. ©. 260. 

**) Dies ift angenommen in ber legten Zeit in Bayern. Gikungsbe- 
richte der bayer. Schwurgerichte. V. S. 321. 
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hen geftellt, theils iſt dur den Wahrſpruch wegen der Thatſachen 
nit die Schuldfrage megen der Anklage auf Wechfelfälfhung er: 
ſchöpft. Wir fragen aber, ob ver Ausdruck: Urkunde nicht ein 
alter, feit Jahrhunderten üblicher Volksbegriff ift; ob dad Wort: 
Wechſel nicht Tange zuvor, che eine Wechfelgefebgebung entftand, 
unter den Gewerbetreibenden befannt war, und der Gefeßgeber ſich 
nur an den allgemein befannten Sprachgebrauch ſich anſchließt? 
Wenn der Gejeßgeber eine firenge Strafe Demjenigen droht, weldher 
eine Urkunde fäljcht, fo muß er Doch vorausſetzen, daß das Mol, 
welches von der Begehung dieſes Verbrechens durch das Geſetz ab» 
gehalten werben foll, auch weiß, was es zu vermeiden hat, was 
eine Urkunde if, Wenn Wechlelfälfhung mit firengerer Strafe 
bedroht ift, fo darf doch der Gefebgeber annehmen, vaf jene Tau— 
fende, welche ald Gewerbetreibende mehr als die Juriſten Wed 
jelgefchäfte treiben, Wechfel außftellen, indoffiren, acceptiren, auch 
wifien, was ein Wechfel iſt. Warum follten die Geſchwornen nit 
den Ausdruck verftehen ? 

Wenn die Geſchwornen nicht tauglich fein follen, über Fäl— 
ſchung einer Urkunde, eines Wechſels, über die Bedeutung des 
Worts: gewinnfüchtig zu entſcheiden, jo Tiegt die Schuld nur an 
dem Geſetzgeber, welcher oft die Ausdrücke im Geſetze in einem 
anderen Sinne braucht, ald der gemeine Sprachgebrauch dies thut, 
oder in der mangelhaften Verhandlung. In England begreift Fein 
Bürger und fein Yurift, daß ein Gejchworner nicht fähig fein fol, 
über Fälfhung einer bill of exchange, {oder ob feloniourly 
du forgery gefchehen ift, zu entfcheiden; will man den franzöftfchen 
und deutſchen Geſchwornen weniger zutrauen? — Die Gefahr, daß 
die Gefhwornen durch einen dem Willen des Geſetzgebers nicht ent- 
fprechenden unrichtigen Wahrfpruh einen nachtheiligen Einfluß auf 
die Straffuftiz ausüben, wird befeitigt, wenn während der Verbands 
lungen die Fragen, ob alle Merkmale des Verbrechens, worauf bie 
Anklage geht, in dem Falle vorhanden find, ob daher eine wahre 
Urkunde, ob ein Wechfel gefälfcht ift, Gegenftand der Erörterung 
zwifchen dem Staatdanwalte und dem Bertheidiger werben; jeber 
wird von feinem Standpuncte aus die feiner” Stellung gemäfe 
Theorie feiner Weberzeugung entiprechend, durchführen und vie Ges 
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ſchwornen von der Richtigkeit feiner Anftcht zu überzeugen fuchen; 
vorzüglich wird ed der Präſident jein, der in feinem Schlußuortrage, 
iwie in England, den Geſchwornen die rechtlichen Merkmale aus— 
einander jeßt, und fo gut er ihnen bei Anklagen wegen Töbtung 
den Unterfchied von Mord und Todtſchlag zerglievert, wird er ihnen 
bei Unterfuchungen über Urfundenfälfhung entwickeln, was im Sinne 
des Geſetzes eine Urkunde ift, was der Ausdruck: gewinnſüchtig be- 
deutet. Hier wird ſich dann die Nichtigkeit, ver engliſchen Anſicht 
bewähren, daß der Wahrfpruch das Ergebnif ded Zufammenmirkens 
der Geſchwornen und des Richter ift, weil die Entwidelung eined 
unparteiifchen, durch feine Teidenfchaftlofe Haltung, durch die allge 
mein begründete Heberzeugung von feiner Intelligenz und feiner 
Gewiffenhaftigfeit Vertrauen einflögenden Präſidenten nie verfehlen 
wird, einen mächtigen Eindruf auf dad Gemüth ver Geſchwornen 
hernorzubringen und fie bei der Entjcheidung von Sragen, die mit 
fogenannten Rechtsfragen zulammenhängen, richtig zu leiten. Wenn 
aber auch in einem einzelnen Balle der Wahrfpruch anders ausfällt, 
als das Gericht erwartet, jo finden wir doch Feine Gefahr ald Folge 
der Trageftellung begründet; ſprechen die Geſchwornen das Nicht» 
ſchuldig auß, fo kann es Fein Gegenftand einer Prüfung: fein, 
welchen Einfluß darauf die Srageftellung Hatte, in welche jogenannte 
Nechtöbegriffe aufgenommen waren, weil vie Gefchwornen Feine 
Gründe angeben und dad Gericht nie wiffen kann, aus welchem 
Grunde ver Wahrſpruch ver Nichtſchuld erfolgte. War aber ver 
Ausſpruch der Jury eine Schuldigerffärung, fo ift ver Aflifenhof 
nicht gehindert, den Angeklagten von Strafe freizufprechen, wenn 
das Gericht überzeugt it, daß die Anklage rechtlich nicht fo herge— 
ftelft ift, wie nach der Anſicht des Gerichts dies fein foll, wenn es 
daher die gefälfchte Schrift nicht für eine Urkunde im gefeglichen 
Sinne erkennt, oder die gewinnfüchtige Abſicht nicht vorhanden fin= 
vet. — Daß ein foldes Recht ver Treifprehung des bon der Jury 
ſchuldig befundenen Angeklagten (absolution) dem franzöſiſchen Aſ— 
ſiſenhofe zufteht, ift bekannt. 

In Bezug auf den zweiten oben bemerkten Punct, indem 
Nichtigkeit behauptet wurde, weil ein verfchärfender Umſtand in vie 
Hauptfrage aufgenommen und mit den éléments constitutifs 
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zufammengemorfen wurde, jo zeigt fich wieder die Schwierigkeit der 
Trennung der elömens constitutifs et aggravants in der Rechts— 
anwendung ”). Das Merkmal der gewinnfüchtigen Aneignung 
fremder Sache ift constitutif des Diebſtahls; die Hauptfrage muß 
auf alle ſolche weſentlichen Merkmale gerichtet fein; dad Einfteigen, 
Einbrechen ift eine eirconstance aggravante und muß Gegenftand 
einer getrennt geitellten Brage fein; bei Anklagen wegen Nothzucht 
ift die Anwendung der Gewalt ein Cl&ment constitutif; das zarte 
Alter der genothzüchtigten Perfon ift eine circonstance aggravante. 
Der treffliche Affiienpräftdent Maſſe in Genf in feiner Anleitung **) 
erklärt als constitutif dad Merkmal, ohne deſſen Gemißheit die 
Handlung, worauf die Anklage geht, Feine firafbare That ift; als 
aggravante den Umſtand, veffen Dafein ven Angeklagten einer aus 
der Hauptthatfache nicht folgenden Strafe audfeßen würde. Diefe 
Unterfheidung wird in Branfreih und Deutſchland eine fehr ein⸗ 
flußreiche. Wird nämlih ein. erſchwerender Umftand ſchon in die 
SHauptfrage aufgenommen, fo werben die Gefchwornen bei ihrem 
Wahrſpruche Teicht irregeführt, und es erfolgt ein Wahrfpruch, vefs 
fen Tragweite fe nicht einfeben oder fie befinden fich in einer ber 
denflichen Zwangslage. in neuerlih in einem bdeutfchen Staate 
vorgefommener Ball mag dies zeigen. Die Anklage gieng auf 
Brandftiftung zur Nachtzeit. In den Verhandlungen war beftritten, 
ob der Brand zur Nachtzeit verübt fein Fonnte (man weiß, wie 
ſchwankend diefer Ausdruck: Nacht ift). — Der Präſident ftellte 
die Brage: Iſt der Angeklagte jhuldig in dem Wohnhaufe des H. 
am 24. Juni zur Nachtzeit Feuer gelegt zu haben? Der Präfivent 
bemerkte ven Gejchwornen, daß fie nur die geftellte Frage zu be= 
antworten hätten, ohne die Befugniß die Worte: zur Machtzeit weg« 
zulafien. In ver Zwangslage, da fie nit Täugnen konnten, daß 
der Angeklagte Branpftiftung verübt Gabe, und daher dad Nicht» 
ſchuldig nicht audfprechen wollten, entſchloſſen ſie fi, die Frage 
zu bejahen, obwohl die Mehrheit fühlte, daß das Merkmal: zur 
Nachtzeit, nicht bergeftellt fei; mehrere Geſchworne wußten aber nicht, 


*) Darüber Trebutien, Cours II. p. 429—33. 
**%) Guide annote pour les debats criminels p. 72. 
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welche furchtbare Wirfung an dad Merkmal: zur Nachtzeit ſich 
fnüpfe, indem nad dem Gefehe dann Todesſtrafe eintreten mußte, 
und eingedenk der Worte des Präflventen fam ein materiell unge- 
rechter Wahrfpruh zu Stande, welder vermieden worden märe, 
wenn der Präftvent die Frage: „ob zur Nachtzeit“ abgejondert ge= 
ſtellt Hätte *). 

In dem Falle, welder und hier befchäftigt, war in die 
Hauptfrage dad Merkmal, daß ein Wechſel gefälfht worden, auf- 
genommen worden. Der Gaflation&hof verwarf die Nichtigkeitöbes 
ſchwerde durch die Erklärung, daß die handelsrechtliche Eigenfchaft 
einer falichen Urkunde nicht ein erfchwerenver Umfland, fondern ein 
weſentliches Merkmal der Fälſchung eines Handelöpapierd fei; dies 
ift richtig; allein man kann ebenfo gut (wie dies der franzöftfche 
Gaffationshof gethan hat) jagen, daß zur Fälfhung überhaupt nicht 
die Qualität des Wechjeld gehöre, jondern das Geſetz eine höhere 
Strafe für ſolche Bälfhungen droht, — Hier zeigt fich wieder ver 
Vorzug ded englijhen Syſtems, nah welchem feine eventuelle 
Frage geftellt wird, die Aufmerkjamfeit der Gejchwornen nur auf 
einen Punct, auf den, ob die Anklage gegründet ıfl, gerichtet 
ift und die Gefchiwornen, wenn fie einen Theil der Anklage, 3. 2. 
Einfteigen nicht nachgewieſen finden, oder nur eine geringere An- 
Elage, die in ver Hauptanflage liegt, begründet erfennen, 3. B. 
ftatt ded Mordes Todfchlag, oder flatt Kindesmord Verheimlichung 
der Niederfunft, das außfprechen Fönnen, ohne daß befonvere even» 
tuelle Sragen wegen folcher geringeren Anklagen geftellt werben. 

Der mitgetheilte Ball ift noch geeignet, auf einen in Frank 
reich häufig verhandelten Punct aufmerkſam zu machen, nämlich auf 
die Abänderungen, welche in der Stellung der Brage nicht felten 
der Präftdent abweichend von den in dem Verweiſungserkenntniß 
gebrauchten Ausdrücden vornimmt. Unſere Leſer erinnern fih, daß 
im. Verweifungderfenntniß vorfam, daß der Angeklagte auf dem 


*) Unglücklicherweiſe konnte auch durch Caſſation nicht geholfen werben, 
weil ber Bertheidiger unterlaffen hatte, gegen jene fchlimme Erklä— 
tung des Präfidenten Proteſt einzulegen, und zu verlangen, baf die 
Worte ded Präfidenten im Protocolle conjtatirt würden. 
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Wechſel fälfhlih den Namen Wiſſels als den Namen des Bezo- 
genen. beifügte; in ver Brage an die Gefchwornen wurde ftatt 
Bezogener der Ausdruck: Acceptant gebraucht. Die deswegen erho- 
bene Nichtigkeitsb. wurde aus Gründen, welche mehr ſpitzfindig ge— 
nannt werden können, verworfen. Uns ſcheint, daß die Abänderung 
eine Rüge verdient hätte; es iſt zwar richtig, daß der Bezogene 
auch häufig der Aeceptant des Wechſels fein wird und die Ge— 
ſchwornen nicht irregeleitet werden konnten, indem fie wußten, daß 
von der Bälfchung durch Beifügung eines faljchen Namens die Rede 
fei, und das Verbrechen der Fälſchung das Nämliche bleibt, ob 
fälfhlih ein Bezogener oder ein Acceptant beigefügt war; allein vie 
Sache Hat auch eine andere Seite; denn offenbar waren die Ge— 
ſchwornen verleitet, über eine Ihatfache ſich auszufprechen, auf welche 
die Anklage nicht ging und wo ihr Wahrfpruch den Angeklagten 
eined fchwereren Bergehend ald worauf Die Anklage gerichtet war, 
ſchuldig erklärte; unfehlbar ift die WVerfchuldung bei ver Bäl- 
hung ſchwerer, wenn der Fälſcher fälfchlich angibt, dab der Wech— 
jel ſchon acreptirt fei, ald wenn er nur einen Bezogenen angibt; 
denn im erften Balle werven leichter Andere verleitet, dem Wechfel 
zu trauen, und werden daher getäufcht, ald wenn fie nur einen 
Wechſel vor fih ſehen, ver noch nicht acceptirt ift; der Umſtand 
hat daher auf die Sttafausmeffung einen großen Einfluß und eine 
Abänderung des Verweiſungserkenntniſſes war daher unzuläflig. 
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XXI, 
Die Burechnungsfrage vor dem Schwurgerichte. 


Ein Wort der Warnung an denfende Gefchmworene. 
Dom Oberamts- Gerihttarzt Dr. Kraus in Tübingen. 


(Schluß.) 


Aus allem dieſem geht klar hervor, daß ſich E. zur Zeit der 
Gewaltthat in einem Zuſtande befand, in welchem ſein freier Ver⸗ 
nunftgebrauch nicht aufgehoben war, wenn er gleich in einem Ans 
fall des höchſtene Zornd handelte, zu welchem, mie ed ſcheint, nur 
zu gegründete Veranlaffung von außen gegeben war, und daß die 
Seelenftörung, an welcher er während ver gerichtlichen Haft Titt, Tes 
viglich eine rafch eintretende Wirkung aller der erfehütternden Ein- 
drüde war, welche die verbrecherifche Handlung felbft, ſowie ihre 
Solgen mit fih führten. Es kann deßhalb vom Arztlichen Stand» 
puncte aus auch nicht einmal eine verminverte Zurechnungsfähigfeit 
angenommen werben, da er felbft in den Heftigften früheren Unfällen 
feines Krampfleidend, welches, wie es fcheint, vorzüglich Magen, 
Zwerchfell und Herz zu ergreifen pflegte und durch feine Ausſchwei⸗ 
fungen in Baccho et Venere unterhalten wurbe, nie eine Stö- 
rung des Bewußtſeins erlitten hatte. 

3. 

Die Geſchwornen bejahten die erſte auf den Vorfall über» 
haupt und fpeciell auf die Tödtungsabſicht gerichtete Brage; 
eine zweite Frage fiel hiedurch weg; auf die hritte aber: „befand 
fich der Angeklagte zur Zeit der That in einem Zuftande, in wel 
chem der freie Gebrauch der Vernunft gänzlich aufgehoben wurde?“ 
lautete die Antwort: „Nein, nicht gänzlich, aber theilweiſe,“ womit 
fie wahrfheinlich eine befchränkte Zurehnungsfähigkeit ausdrücken 
und eine mildere Strafe veranlaffen wollten. Der Staatdanwalt er« 
Flärte die Antwort für zweifelhaft und beantragte die Einholung 
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einer beflimmteren, worauf der Gerichtöhof die Geſchwornen zu einem 
NRüdzuge in ihr Berathungdzimmer unter dem Auftrage veranlafte, 
einfah Ja oder Nein zu fagen. Die Geſchwornen kehrten mit der 
Erklärung zurück: „Da wir die Verantwortung eined unbedingten 
Mein mit unferem Gewiffen nicht bereinigen Fönnen,, jo antworten 
wir auf die Brage mit Ja.” Darauf ver Staatsanwalt: Es Herrfcht 
immer noch ein Dunkel, ein Unzurechnungsfähiger kann feinen Ents 
ſchluß (2?!) faffen, confequenter Weife wäre nun die erfte Trage 
(die Tödtungsabſicht betreffend) zu verneinen. Als nun der Gerichtö« 
bof die Gefhwornen nochmals in ihre Berathungszimmer verwies, 
fprachen Diefelben fih dahin aus, daß le auf ihrem Ja zur erften 
Brage beharrten. Der Bertheidiger proteftirte gegen weitere vom 
Staatsanwalt angefonnene Brageftellungen und der Gerichtshof be— 
ſchloß, Keine fernere Erläuterung von den Gefhwornen einzuholen. 
Sofort Sprach der Präfident ven Beſchuldigten ald nicht zurech— 
nungsdfähig von ver Anklage frei und verfügte deſſen Entlaffung 
aus der Haft. 


II, 
Augufte Schäfer in Berlin. 


(Sechs Brandſtiftungsverſuche. Krankhafter Brandftiftungstrieb oder 
Bodsheit und verbrecheriſche Abſicht). 

Dieſer Fall iſt im Auszuge der Casper'ſchen Vierteljahrsſchrift 
für gerichtliche und öffentliche Medicin ILL, 1. entnommen, wo er 
unter dem Titel: „Das Gefpenft (ded fogenannten) Brandftiftungs- 
triebs“ p. 34 ff. mitgetheilt ift: 

l, 

Auguſte Schäfer, ein Mädchen von 17'/, Jahren von mittlerer, 
etwas unterjeßter Statur, wohl beleibt, brünett, von freiem, offenem 
Blicke und nicht unangenehmen Audorude, feit dem 16. Jahr men- 
firuirt, vollftändig entwidelt, geſund, legte in ven wenigen Wochen 
vom 13. Juli bis 28. Auguft 1850 im Haufe des Kaufmanns’ 
Schulz, bei welchem fie diente, 6 mal Beuer ein, dad jedoch jedes— 
mal bald wieder gelöfcht wurde. Das erftemal, wo ed geſchah, fah 
fe im Waſchkeller Wäfche ihrer Mitmagd M. Daum liegen. Plöß- 
lich durchlief fie der Gedanke, die Wäſche anzuzünden, was fie auch 

17 * 
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fofort mittelft Schwefelhölger, die fle auß der Küche holte, ausführte, 
Sie wurde hierauf von der fürchterlichſten Angft befallen. — Das 
zweitemal zündete fie dad Heu im Hinterhauſe an, war aber bie 
erfte, die „Feuer“ rief und half aud) bier, wie das erftemal Tdfchen. 
Bei diefem Brande waren ihrer Angabe nah ihr felbft 1Y,, und ver 
Daum 6 Thlr. geftohlen worben, welche ihnen jedoch ver Dienftberr 
erſetzte. — Das drittemal zündete fie in ihrem eigenen Zimmer, 
worin fi viel Stroh befand, Feuer an, wobei fie zu Protocol gibt: 
„bei den erften Bränden fei die Luft zum Feuer erwacht, wenn fie 
die Gelegenheit gefehen habe; jett aber habe ihr die innere Stimme 
niemald Ruhe gelaffen und eben dadurch fei fie veranlaßt worden, 
die Gelegenheit zur Brandftiftung aufzuſuchen.“ Ihrem Dienft- 
herrn wußte fie viefen 3. Brand ald Werk der Rache eined beim 
borigen Brande befchädigten Mannes, dem Feine Entihädigung zu 
Theil geworden, Darzuftellen. — Beim viertenmale Tegte fie im 
Stalle ver Ziege, dad Stemal auf dem Waſchboden, dad Gtemal in 
einem Zimmer, two viele brennbare Sachen waren, Veuer ein. Je— 
dedmal gefchah ed, weil fie eine Wuth auf Feuer, die fie nicht bes 
zähmen konnte, angewandelt hatte. Jedesmal befiel fie aber auch 
unmittelbar nach der That eine ſchreckliche Angft; fie machte An—⸗ 
zeige und half Töfchen, nur pad letztemal nicht. 

Sie legte im erften gerichtlichen Verhör ein umfafjendes Ge— 
ſtändniß ab, deſſen Wefentliches im Borliegenden enthalten ift und 
reeognodeirte zugleich 2 von ihr gefchriebene Briefe, den einen an 
den W, eine Liebedgefchichte enthaltend und unter dem Namen ihrer 
Eoufine gejchrieben, welche den W. auffordert, von feiner Kiebelei 
mit der Schäfer abzulafjen over fie zu heurathen; den andern gleich- 
fall8 von ihr im Namen des MW. an fie felbft gefchrieben, ald Ants 
wort auf jenen Brief. 

Berner befennt fie, mehrere Diebftähle verübt zu haben, welche 
in Geld und Chocolavde beftanden. Es wurde dadurch wahrſchein— 
lich, daß fie jelbft bei dem Brande am 13. Auguft ihre Mitmagd 
beftohlen hatte, um fo mehr, als fie felbft die Finderin der Ieeren 
Börfe war. In Betreff eines Diebftahld von 25 Thlr. ruht wenig- 
ſtens der Verdacht auf ihr, daß Niemand als fie, die Urheberin ger 
weſen ſei. 
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Die Zeugniffe geben ein fehr günftige® Bild von ihr. Ihre 
Mutter, die fe fireng erzogen, nennt fie „ein gutes und ftilles Mäp- 
hen ‚" ihre Dienftirau „ſehr gefällig und dienſtwillig,“ ver Kauf: 
mann Golberg , „freundlich, gefällig und im ganzen Haufe belieht,* 
und ihre Mitmagd rühmt fie als „ſtets ordentlich und freundlich ges 
gen Jedermann und nie gehäflig gegen ihre Herrſchaft.“ Bon gei« 
fliger Störung fandz fi Feine Spur. Erft feit dem Brande bes 
merkte ihre Dienflfrau eine Veränderung an ihr, ein hoͤchſt unrus 
higes aufgeregtes Weſen. 

2. 

Bei dieſem Mädchen nun brach in der Haft wirklicher Wahn— 
finn aus. Schon beim Antritt derfelben am 3. Det. bezeichnete fie 
der Gefängnifwundarzt ald nervenſchwach, hyſteriſch und zur Mes 
lancholie geneigt und am 25. fpricht er im Atteſte aus, daß fie feit 
mehreren Zagen an einer „fieberbaften Gemüthöfranfheit“ Teive. Sie 
wurde hierauf der Irrenanftalt überwiejen; nad Verfluß eines Jahrs 
und etwas darüber war ſie jedoch vollftändig wiederhergeftellt,, jo 
daß fie vom Ref. in feinem Gutachten vom 25. Dec. 1851 für dis— 
pofitiondfähig erflärt wurde. 

3. 

In dieſem Falle find ed hauptſächlich folgende Momente, welche 
geeignet find, für das Urtheil den Ausichlag zu geben, 

Das erfle ift dad von der Schäfer angegebene Motiv der ver 
brecheriſchen Handlungen: „Wenn mid die Wuth ergriff, Feuer 
einzulegen, Tonnte ich nicht miderftehen, und wie son unſichtbarer 
Gewalt getrieben, mußte ich die That vollenden.” Es ift dieß, wie 
ef. fehr treffend bemerkt, ganz die Sprache aller jugendlichen Ber- 
brecher, zumal ver weiblichen. Alle renucirten den Beweggrund ih— 
ver That auf jenes myſtiſche, gleichſam dämoniſche Etwas, welches 
gleihjam ein deux ex machina aus organifchen, indbefondere feruele 
len Entwidlungdverbhältniffen emporfteigt und den jungen Menfchen 
wie einen Automaten zur Gewaltthat hindrängt und dieſes myſtiſche 
Ding wurde dann ald ein Specifium mit dem wifjenjchaftlichen 
Namen „Pyromanie“ oder krankhafter Brandftiftungstrieb“ belegt. 
Abgefehen nun davon, daß das Verbrechen der Branpftiftung ein 
dem jugenblichen Alter fo naheliegendes, ich möchte fagen, eine ge= 
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fahrlofe Waffe ift, womit fih alles Mögliche erreichen läßt: Eclat, 
Befriedigung der Rache, eined augenblicklichen Gelüſtes, momentane 
Pefeitigung der Arbeittaufgaben,, Ableitung des Diebſtahlsverdach⸗ 
te8 u, f. w.; abgefeben ferner von dem Umftande, daß der Mangel 
an Ueberlegung die möglihen Folgen eined Brandes, die mögliche 
Größe des Unglücks nicht berechnen läßt; abgefehen endlich davon, 
daß ſich bei jungen Leuten recht wohl eine Feuerluſt vorausfegen 
läßt, fo gut ald eine Luft am Waffer, eine Sammelluft u. ſ. w., 
ohne daß darum gleich eine Unterbrüdung der moralifchen Freiheit, 
ein Alles übermwältigender franfhafter Trieb angenommen werden 
müßte, jo fehlen im vorliegenden Falle alle jene Momente, welche 
die Annahme eined folchen Trieb unter gewiffen Umftänven redht- 
fertigen möchten: die Zeichen gehemmter ferueller Entwicklung, denn 
die Verbrecherin war feit dem 16. Jahre regelmäßig menftruirt und 
vollentwickelt. Es ift alfo bier von Seite ver Wiffenfchaft nirgends 
ein Grund vorhanden, die That auf einen Franfhaften Gemüthszu— 
zuftand,, auf unnatürliche Gelüfte und blinde übermächtige Triebe 
zurüdzuführen, 

Dad zweite Beurtheilungämoment ift ein fehr herworftechen- 
der Ränkegeiſt, ein entſchiedenes Talent der Intrife und raffinir- 
ten Berechnung, welches ſich in&befondere aus den beiden Liebesbrie— 
fen, ſowie aus den rafjinirten Diebftählen zur Genüge ergibt. Wenn 
wir das erfte Experiment des Feuereinlegend als die Frucht eines 
momentanen Gelüftend, das die Gelegenheit bot, gelten Taffen wollen, 
jo ſcheint ſchon beim zweiten Verſuche eigennügige Berechnung mit- 
gewirkt zu haben. Dad verliebte, nad Geld und ſchönen Kleidern 
trachtende Mädchen jcheint das Feuer bier als Mittel benüßt zu ha— 
ben, um Diebftähle dadurch zu verlarven. Im 3. Fall wälzt fie 
den Verdacht auf einen früher befchädigten Mann, ber fi durch 
Beuereinlegen gleihfam dafür rächen wollte, daß er Feine Entſchädi— 
gung erhalten hatte. Alles dieß deutet auf einen erfinderifchen Lü— 
gengeift, auf wolle Ueberlegung, auf eigennüßige Abſicht und fchließt 
jomit den blinden Trieb von dem verbrecherifchen Handeln des Mäd— 
hend aus. 

Daß dritte Beurtheilungdmoment ift die Angft, die „fchredliche, 
entſetzliche Angft,“ die dad Maͤdchen jedesmal unmittelbar nad 
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eollbrachter Mebelthat befie. Hätte fie unter dem Einfluſſe eines 
frankhaften Triebs gehandelt, jo wäre ver Eintritt der Angfl nach 
vollbrachter That die geradezu umgefehrte Drdnung der Dinge. Die 
gerichtliche Piychiatrie kennt im ſolchen Fällen eine Angſt, Die ver 
Gewaltthat vorangeht, Feine, die ihr folgt; ftatt dieſer vielmehr 
ein Gefühl von Erleichterung, von Heiterkeit, ald hätte es ſich von 
Abwälzung einer drückenden Laft gehandelt. Fürwahr, die Angft 
nad einer Uebelthat läßt fich bei einem zwar intrifanten, heim⸗ 
tüdifchen, aber noch keineswegs ganz verdorbenen jungen Mäbchen 
pfychologiſch allzuleicht erklären, ald dag man zu Frankhaften Pro: 
ducten jeine Huflucht nehmen müßte. Gerade aljo dieſe Angft fpricht für 
einen Zuftand Elaren Bewußtſeins und unverlebter pſychiſcher Geſundheit. 

Das bedenklichſte Moment endlich wäre der Ausbruch bes 
Wahnfinns nah der That. War diefer nicht ſchon im Ia= 
tenten Zuftande vorhanden und ſchwächte die Wirkfamfeit des Ber: 
nunftwillens? War ver Branpfliftungstrieb nicht der Vorläufer der 
allgemeinen maniakaliichen Graltation? Diefe Bragen dürften ſich 
dem Laien umd vielleicht dem unerfahrnen Sachverſtändigen aufwer- 
fen. Es gebt aber aus einer reihen Erfahrungdmafle zur Genüge 
hervor, daß der Ausbruch von Seelenftörung als Folge heftiger, 
erfhütternder Eindrüde bei Verbrechern aller Art, zumal aber bei 
jugendlichen, in der Unterfuchungäbaft keineßswegs jelten ift. Gerade 
aber beider Schäfer treffen fchlagend die Momente zufammen, um jene 
Wirkung zu erklären. Sie hatte in angenehmen Verhältniſſen gelebt, fie 
war geliebt und geſchätzt. Ihre lebhafte Phantafle, die fie felbft 
einmal als die Urquelle ihrer Verirrungen bezeichnete, hatte ihr 
wohl noch ein glängendered 2008 für eine nicht allzuferne Zukunft 
gorgegaufelt. Nun jtand fie plöglid ald Doppelverbrecherin, als 
heimtückiſche Brandftifterin und ald abgefeimte Diebin vor Gerichte. 
Ihr Inneres war entlarot , ihre Freunde enttäufcht, ihre Zukunft 
vernichtet, Kommt Hiezu noch Hafteinſamkeit, Furcht, Neue und 
Spannung auf den Ausgang, jo haben wir die wirfjamften Bedin- 
gungen zur Entwicklung des Srrefeind beifammen, und ed fällt ſo— 
mit die Nothivendigkeit, zwifchen dem Werbredhen und dem Wahn 
finn nad der That für den vorliegenden Fall eine innigere Bes 
ziehung anzunehmen , von felbft weg. 
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4. 

Am 11. September 1852 vor dad Stadtfchiwurgericht geladen, 
benahm fie fih ruhig, gefaßt, fill, reuig, brach oft in Thränen aus, 
räumte alle Brandftiftungen ein, war aber in Betreff ver Diebftähle 
ſehr zurüdhaltenn. 

Dem mündlich abgelegten Gutachten des Meferenten, deffen we⸗ 
jentlihe Momente in Obigem enthalten find, ſchloß ſich Brofeffor 
Ideler, welcher ald 2. Sachverſtändiger vorgeladen war, vollflän- 
dig an. 

„Deutlih war der gute Eindrud, ven die ganze Perfönlichfeit 
„der Angeklagten und noch viel mehr vie übereinftimmenden günfti» 
„gen Zeugenaußfagen bezüglih des Charakters verfelben auf die 
„Geſchwornen machte, zu entnehmen und dad Ergebniß ihrer Be— 
„rathungen war, daß fie die Schäfer der Branditiftung für fchuldig, 
„aber zugleich mit 7 gegen 5 Stimmen für unzurehnungsfähig er: 
„Lärten, in Bolge welches Wahrfpruchs fie freigefprochen und fo- 
„fort auch in Freiheit geſetzt wurde." 

Das Urtheil von 7 Laien, das aus bloßen unflaren Empfin- 
dungen und augenblidlihen Eindrücken hervorgegangen, wog fonad) 
auf die auf wiffenichaftlihem Grunde baflrten und ausführlich moti— 
virten Urtheile zweier Sachverſtändigen, die durch Tangjähriges Stu— 
dium und Verkehr mit Geifteöfranfen und Verbrechern doch wohl 
befähigt waren zu einem Urtheil über den geiftigen Zuſtand diefer 
jungen Uebelthäterin. 


III, 
Ludwig Kober von Tübingen. 

(Tödtung Zer Blutöverwandten und Verwundung von 4 weiteren 
Perfonen. Wffeet des Geiftiggefunden oder Tollwuth des cretinifch 
Stumpffinnigen ?) 

Da diefer Ball Gegenjtand einer befondern, im März 1. 9. 
erfchienenen Schrift des Verf. *) geworden ift, fo glaubt derſelbe 
bier beſonders hervorheben zu müffen, daß die Bearbeitung deffelben 
für diefe Zeitfhrift nur auf den ausdrücklichen Wunſch des frühe 


*) Der Eretin vor Gericht. Tüb. 1853, 
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ren Medacteurd, Herrn "von Sagemann, unternommen wor— 
den ift. 
5. 

Am 5. Januar 1850 waren zwiſchen 4 und 5 Uhr Abends 
fämmtliche. ortsanweſende Bamilienglieder des Spitalvaterd Kober in 
dem Wohnzimmer verfammelt : er felbft, vie Frau, der Sohn Lud⸗ 
wig (24 3. alt), die Töchter Friderike (17 3. alt) und Mine (14 
J. alt). Ludwig wird von feinem Water aufgefordert, die Stiefel 
auf den Sonntag zu pußen, macht aber feine Anftalt dazu und gibt 
auf die wiederholte Mahnung noch eine fchnippifche Antwort. Der 
erzürnte Bater eilt in die Schlaffammer, um jeinen Stock zu ho— 
Ien, der Sohn zieht dad Mefjer und verfeßt dem Mater zuerft zwei 
Stihe in den Bauch, ob vor oder nach der Grecution, ift ungewiß. 
Nur foriel ift erhoben, daß der Schauplat der Gräuelfcenen vie 
Schlafkammer war. Die Mutter eilt zu Hülfe, der Kampf wird ein 
verwidelter. Die auf dad Gefchrei fogleich herbeieilende Kranfenwär- 
terin findet beide Eltern bereitd widerſtandsunfähig in der Kammer, 
der Vater ift noch in den Händen des Wüthenden, die beiden Töch— 
ter find noch nicht in den Kampf verwidelt. Sie felbft, die Fraft- 
‚198 abwebhrende, erhält einige Mefferwunden und entflieht hülferu— 
fend. Aber der in der Nähe weilende Kranfenwärter , entfchloffen 
berbeifpringend, trifft ſchon vie ältere Tochter regungslos auf dem 
Boden. ded Wohnzimmerd audgeftredt und vie jüngere Tochter Mine 
in der Schlaffammer unter dem Meſſer des Bruders, Water und 
Mutter: aber Ieblo8 in der Kammer zu Boden geftredt. Er entreißt 
das wehrloje Kind dem Mordmeſſer, erhält aber jelbft einige Stich— 
wunden, ein paar weitere bei einem erneuerten Angriff und entflieht. 
Don zwei Nahbarn, die mit Dfengabeln bereinpringen, wird einer 
an der Hand gerigt, worauf auch ſie ſich zurüdziehen. Durch einen 
dritten verftärft und mit flarfen Stangen bewaffnet, drangen ſie 
wieber vor. Kober will die Stangen unterlaufen, erhält aber in 
diefem Augenblid ein paar Fräftige Schläge auf den Kopf, flürzt 
befinnungslos zu Boden und wird an Händen und Füßen gefne- 
belt, — Während dieſes ganzen Actes, welcher fich allen Umftän- 
den. nach in den Zeitraum von einigen Minuten bineindrängte, hatte 
Kober den Schilverungen ver Zeugen zufolge, dad Ausſehen eines 
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im müthendfien Zorn befindlihen Menſchen und fein Wort ges 
ſprochen. 

Bei dem bald darauf angeſtellten gerichtlichen Verhöre ergab 
ſich, daß ihm die Erinnerung der ganzen Scene in ihren Hauptum— 
riſſen nicht mangelte. Dad Verhoͤr führte einen Zug um den ans 
dern ind Gedächtniß zurük, nur die Verwundung beider Schwe— 
fern und der übrigen Perſonen jtellte er beharrlich in Abrede und 
bei beiden Eltern wollte er nur von 2—3 Mefferftihen etwas wiſ⸗ 
fen. Er antwortete im Ganzen ſehr Tangfam und furz , jedoch ohne 
alles Streben, irgend einen wichtigen Umſtand zu verſchweigen und 
fih durch Läugnen zu helfen. Ueber dad Motiv war er offenbar 
ganz im Unklaren, Jedenfalls waren die Antworten auf die ihm 
deßhalb vorgelegten Inſtanzen durchaus von der Art, daß fie ihm 
eher zum Nachtheil als zum Vortheil gereihen Eonnten. 

Die Obduction und Wundbefichtigung ergab, daß der Water 
19, die Mutter 11, Friederike 2 Meflerwunden , von welden allen 
4 dad Herz oder die größern Gefäpflämme getroffen hatten, Mine 
3, ver Kranfenwärter 5, die Kranfenwärterin 4 Meflerwunden, da= 
runter 3 Schnittmunden erhalten hatten, während einer ver zu Hülfe 
eilenden Nachbarn mit einem leichten Hautritz davon gefommen war. 

Ueber die Lebendumftände enthalten die Vorunterſuchungsacten 
folgende charakteriftiiche Momente. 

2. Kober ift den 11. Dec. 1825 geboren. In jeinem Bami- 
lienfreife ift der Cretinismus, obwohl nur in feinen leichteren Aus— 
bildungäftufen einheimifch; die von ihm verwundete Mine ift bei 
äußerlih regelmäßiger Bildung ſchwachſinniger ald er ſelbſt. Im 
demfelben Grade ungefähr zeigt fih der Schwachſinn hei einem 
Brudersjohne des Vaters. — Kober jelbft war von feiner frühe» 
ften Kindheit an ein ganz befonderd verſchloßener, in ſich bineinbrüs 
tender, ungefelliger und unverträglicher Menſch. Gr litt häufig an 
ferophulöfen Uebeln, war immer ausnehmend träge, eigenfinnig, 
boshaft, heimtückiſch, ftreitfüchtig, jähzornig und machte in ver Schule 
„keine erheblichen Fortſchritte“ — Nach der Gonfirmation blieb er 
ein Jahrlang zu Haufe und Ternte dann dad von ihm ermählte 
Baͤckerhandwerk bei einem Verwandten, der von ibm jagt, er jei 
immer ein fauler dummer Kerl geweſen und babe nur mit vieler 
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Mühe gelernt, zumal da ihm der Bater auch noch den Kopf gehor 
ben habe. Im 3. 1845 ging er von verehrzeit aus auf die Wan» 
derfchaft und fchrieb unterm 10. Auguft einen ziemlich großen, or— 
thographiich richtig geichriebenen und ziemlich gut ſtyliſirten Brief 
nah Haufe, worin er feinen Eltern die Reiſeroute aufs trockenſte 
erzählt, auch zu verftehen gibt, daß es ihm ums Arbeiterhalten nicht 
zu thun geweſen fei und nun plößlich in der Mitte abbrechend, ih- 
nen bie Eröffnung macht, daß er fchon feit 3 Jahren oder eigent- 
ih von jeher „melangfohlitifch“ ſei und jetzt im Sinne habe, ſich 
das Reben freiwillig zu nehmen. Gr nimmt dann einen ziemlich 
wehmüthigen Abſchied von feinem älteren Bruder Friz (einem ta— 
Ientvollen jungen Manne), und wurde hernach wirklich auf dem 
Berfuche, fih in einem Eleinen Fluße zu ertränfen, ertappt und def» 
halb auf Beranftaltung des Gr.-Heſſ. Bez. Amted Ebersbach in die 
Heimath geliefert. 

Nach feiner Zurückkunft beftimmte man ihn, ftatt des Die Nachts 
ruhe ftörenden Bäckergewerbes das Steinhauerhandwerk zu erlernen. 
Sein andrer Lehrmeiſter, gleichfalld ein Anverwandter, ſchildert ihn 
wie der frühere, ald faul, Tangfam im Baflen, ungejellig und vers 
fhloffen. Gr war in Ddiefer Lehre bis 1847 und fehrte dann ind 
älterliche Hauß zurück, wo er bis zur Kataftrophe blieb und zu 
mechaniſchen Gefchäften verwendet, im Ganzen aber verwahrlost und 
mehr nachfichtig, als zu ftreng behandelt wurde, weil den Eltern 
„immer die Bejorgniß obſchwebte, er möchte fich felbft etwad am 
Leben thun.“ Im dieſem jährigen Zeitraum wurde er immer trä— 
ger, eigenfinniger, ftiller, theilnahmlofer, fo daß fich die Sorgen ver 
Eltern um ihn immer mehr fteigerten und etwa 14. Tage vor der 
Gewaltthat die Brage, ob man den Sohn nicht in die Irrenanftalt 
thun folle, im Bamilienfreife ernſtlich befprochen wurde. 

Die über ihn vernommenen Zeugen heben mehrere Züge hers 
vor, die auf einen entfchieden geiftig abnormen Zuftand Schließen 
ließen, Insbeſondere fiel ihnen das häufige Grimafliren, das unmo— 
tivirte Lächeln, der böle, fcheue giftige Blick, die öftere Starrjucht 
und dad Hinbrüten des Inglüdlichen auf. Den Berftand fprachen 
fie ihm nicht ganz ab, aber darin waren fie alle einig, daß er nicht 
fei, wie andere gefunde und vernünftige Menſchen. 
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Dad wefentliche Ergebniß der fachverftändigen Beobachtung war 
folgendes : 

Seine äußere Haltung ift eine annähernd cretinifche, und der 
Schädel läßt auf einen gewiffen Grad von Hirnarmuth jchliefjen. 
Ebenſo ftellte fih ver Bruftbau unentwidelt dar und die phyſikaliſche 
Unterfuhung ließ eine Hemmung ded Blutfreidlaufe® im Herzen 
vernehmen, Es fielen an ihm außer häufigen Seufzen, welche eben 
in dieſen Verhältniſſen des Blutfreislaufes ihren Grund Hatten, 
auch noch ein beſtändiges Zuden der Lippen und Daumen auf, In 
den erften 4 Wochen der Haft entbehrte er des Schlafed, während 
Appetit und Deffnung regelmäßig waren. Er brachte die ganze Hafte 
zeit in Tautlofer Stille und in völliger Unthätigfeit meift halbentElei« 
det im Bette zu. Gegen alle phyſiſchen Reize, die auf ven gefuns 
den Menſchen fo belebend wirken und daher von Allen geliebt und 
gefucht werben , frifche Luft, Sonnenjchein, Bewegung im Freien, 
geiftige Getränfe offenbarte ſich während der ganzen Haft eine aufr 
jerordentlihe Stumpfheit und Unempfänglichkeit, in vemfelben Grade 
aber au eine Apathie gegen piychifche Eindrüde. Wie er vor ven 
Leichen der 3 Ermorbeten regungdlos ftehen blieb, ohne eine Spur 
von Rührung, Wehmuth, Erweihung, Neue, ohne eine einzige 
Thräne blicken zu laſſen, wie der Beſuch des lange nicht mehr ges 
jehenen, früher von ihm bevorzugten Bruders nicht den geringflen 
Eindrud auf ihn machte, wie er für diefen Fein Wort ded Bedauern, 
feine Miene des Schmerzend und des Mitleivd hatte, jo war aud) 
feine Richtung des Geſprächs im Stande, ihn jemald zu überra« 
jhen, ihn zu erweichen oder zu erfchüttern. So wied er auch jeve 
ihm angebotene Befhäftigung unter nichtigen Vorwänden zurüd, 
j0 legte er weder für irgend eine Perfon, für irgend ein Object 
eine Sympathie, eine Vorliebe, noch gegen irgend eine Perfon, ges 
gen irgend einen Gegenftand einen Wiverwillen an den Tag. Der 
einzige Gegenftand des Behagene und Berlangend war die Speife, 
jedoch abermald ohne alles Wähleriſche, ohne alle Vorliebe und Ab- 
neigung gegen @inzelned, Sein ganzes Leben im Gefängniffe war 
ein reined Vegetiren, getheilt zwijchem behaglich gebehntem Eſſen, 
dumpfem Hinbrüten und Schlafen. — Don ven geiftigen Kräften 
zeigte fih nur dad Gedächtniß kräftig, dem er e& auch zu banken 
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Hatte, daß ihm aus Schul= und Religiondunterriht manche Nefte 
geblieben waren. Es offenbarte fich aber bei jeder Unterredung, 
gleichviel, ob fle einen gemeinen Gegenftand betraf oder fih auf dem 
Gebiete der Sitten und Religionslehre bewegte, eine große Lang⸗ 
fambeit und Trägheit des Vorftellend und hiemit zufanmenhängend 
eine mangelhafte Affociation ver Borftellungen und Begriffe. — 
Berftändig zeigte er fih in ſoweit, ald es fih um Beurtheilung ge= 
meiner Dinge und alltäglicher Lebensverhältniffe handelte. Bon höhe— 
ren Dingen dagegen, von fittlichen und religiöfen Prineipien zeigte 
er ganz und gar Fein Verſtändniß. Man überzeugte ſich bei tiefes 
ferem Eingehen in viefe höhere Ideenwelt jedesmal, daß fein Wife 
fen durchaus ein fragmentarifches und mehr durch die Formentreue 
des Gedähtniffed getragen ald organifches Eigenthum ded Begriffs— 
vermögend war. Es ſtellte fich deutlich heraus, daß feine Intellis 
genz nicht bis zur DVernunftftufe ausgebildet war over dag, maß 
daffelbe fagen will, in dem trägen engen Kreife feiner Vorftelluns 
gen die ſittlichen Ideen, dad Subftrat der Vernunft durchaus fehl- 
ten, wenn es ſich auch annehmen ließ, daß mittelft der Gatechefe 
eine dunkle Ahndung der höhern Begriffe und Ideen in feinem Bes 
wußtfein auf Augenblide aufftieg. 
2. 

Dad Gutachten, welches zu dem Mefultate gelangt war, daß 
in Betreff der von ihm verübten Gewaltthat eine völlige Unzurech— 
nungsfähigkeit des 8.8 anzunehmen fei, gründete ſich auf folgende 
Schlußfolge: 

1) Es beſtehen in dem geiſtigen Innern des Angeklagten zwei 
große Defecte: a) eine ſowohl in der ganzen Anlage gegründete ald 
durch Verwahrloſung gefteigerte Stumpfheit des Gemüths, welche 
fih als complete Apathie ausſpricht. b) Die ungemein träge, dumpfe 
Vorftellungskraft ſchließt das Verſtändniß aller Höheren Begriffe und 
Ideen aus und geht völlig in den finnlichften, concreteften Vorftel- 
lungsobjecten auf. Es fehlt ſonach in ihm die Kraft, dem finnlichen 
und unftttlichen Triebe, wenn er plöglich fich erhebt, das einzige hie» 
gegen wirkfame, die Vernunftivee entgegenzuftellen, Bolgli darf ans 
genommen werden, daß, wenn auch außerhalb des Affects ver f. g. 
Vernunftinftinet, diefer felbft dem niederften Eretin nicht völlig fehe 
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Iende göttliche Bunfe, den Angeklagten von dem Schlimmſten zurüd- 
hielt, jeder Affert hinreichend geweſen ſei, diefen leichten Funken uns 
wirkſam zu machen, und zerflörenden Irieben den Zügel ſchießen zu 
lafjen, oder mit andern Worten: daß jeder ftarfer Affeet bei K. ſo— 
gleich; Tollwuth geworden fei, 

2) Die That K.'s hatte vollfommen dad Gepräge der Tollwuth. 
Dafür zeugt nicht allein die Intenſität des hiebei an den Tag geleg- 
ten Grimms, fondern auch die Exrtenfiität over Audbehnung der Ges 
walthandlung auf 6 Schuldlofe. Sodann ift ed das große Miß— 
verhältniß der Gewaltthat zur nächſten Beranlaffung, was jenes als 
Ausflug eines blinden Trieb, als krankhaften impetus (harafteri= 
firt. Zieht man hiebei noch in Betracht, daß die äußere Erfcheinung 
des K. während des Gewaltarted auf die Außerfte Zornwuth ſchlieſ— 
fen läßt und die Grinnerung an das Geſchehene eine unvollftändige 
war und blieb, jo läßt ſich mit Beftimmmtheit außfprechen, daß der 
Zuſtand des Tobenden die Gränze des Affectes eines geiftig gefune 
den Menſchen weit überjchritten habe. Beftätigend hiefür ift der 
Umftand, daß der Angeklagte nicht nur alle Thatjachen, die in feine 
Erinnerung zurüdgefehrt waren, befannte, fondern auch in Beziehung 
auf die Beweggründe ver That die gravirendften Angaben machte. 

3) Erfahrungsmäßig find Wuthausbrüche, wie ver vorliegende, 
jenen abnormen pſychiſchen Zuftänden, die der Idiotismus und Cre— 
tinismus in allen feinen Abjtufungen repräfentirt, eigenthümlich, d. h. 
die Wuthausbrüche verhalten fih zu jenen Zuſtänden wie Wirkung 
und Urfache. Imsbefondere ift ed eine befannte Thatjache, daß vie 
erfteren oft durch die unbedeutenditen Anläſſe hervorgerufen werden 
und daß noch weit minder audgefprochene Abnormitäten des Seelen- 
lebens als die des Angeklagten, oftmald die Quelle zerftörender Wuth⸗ 
anfälle geworden find, 

Als ganz befondere individuell prädisponirende Momente find im 
vorliegenden Falle noch folgende anzufehen, 

a) Wenn wir das ganze Leben 8.8 überbliden, fo offenbart 
ih und eine allmählihe Verſchlimmerung feines Seelenzuftandes, 
die ſich theild in einer zunehmenden Apathie, theild in einer fteigen- 
den Sornmüthigkeit zu erfennen gab. 

b) mit dem Selbftmordtrieb, wie er gleichfalls bei K. hervor⸗ 
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trat, iſt erfahrungsgemäß eine Eranfhafte Anlage zu zerflörenden 
Wuthanfällen nicht felten verbunden. | 

c) Die organiſche Anomalie des Kreislaufscentrumd begründet 
mittelft periodifcher Blutüberfüllung des Hirns eine ganz entfchiedene 
Anlage zu blinden Zornausbrüchen. 

d) Daß in dem Seelenorgan K's. ein abnormer Meizzuftand, 
eine Eranfhafte Irritation ftattfand, beweifen direet jene unwillkür— 
lihen Bewegungderfcheinungen in den Muskeln des Geſichts und 
der Daumen, das Grimaffiren und periodiſche Starren, dad ihn 
oft inmitten feiner Fleinen Arbeiten beftel. 

Die pſychiſche Abnormität K's. gehörte dem Cretinismus an, 
und ftellte zwar äußerlich eine nur geringe Reife des letzteren dar, 
war aber demungeadhtet zu einem ſolchen Grad gediehen, daß bie 
Entwicklung zum Bernunftgefchöpf gehemmt und fein individuelles 
Leben auf ein bloßed Begetiren reducirt war. 

3. 

Das hier in feinen wefentlichen Momenten mitgetheilte ſchrift- 
liche Gutachten ver Vorunterfuhung konnte nicht verhindern, daß 
K. von der Anklagefammer an das Schwurgericht verwiefen wurde, 
In dem langen Zeitraume aber, weldyer von der Gewaltthat bis 
zur Gerichtöverhandlung verfloß, Hatte der Derfafler Gelegenheit, 
die öffentliche Stimme über die That und den Verbrecher kennen zu 
lernen. Hatte ih Anfangs alle Welt über die Unzurehnungsfähig« 
feit des Lnglüdlichen übereinftimmend ausgeſprochen, io erfolgte 
doch rafch genug ein totaler Meinungsumſchlag. „Wird K. nicht 
verwiefen, fondern ver SIrrenanftalt überwiefen, jo muß ihn ja die 
Stadt erhalten.” Dieß gab den Ausschlag und jede entgegenfegte 
Anfiht mußte verftummen. Die Berurtheilung K’8. war eine Art 
Lebensfrage für die Stadtgemeinde geworben und ven Geſchwornen 
mochten am Tage des Gerichtd von vem, was fie hatten hören müf- 
fen, die Ohren fummen. 

4. 

Am 21. December endlich ftand K. vor den Schranken bes 
Gerichts. Das völlig Abnorme, dad fpecififch Kranke der ganzen 
Invivivualität ftellte fih den Nichtern auf das unverfennbarfte var; 
vor Allem mußten die geduldermüdende Langfamkeit und Kargheit 
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der Antworten, die plumpe Naivität vieler feiner Yeußerungen, vie 
unnatürlich fteife Haltung des Körpers mit zurüdgebogenem Naden, 
in weldier der Angeklagte an den beiden Tagen der Verhandlung 
verharrte, endlich die harakteriftiihen Beugenausfagen jedem Urs 
theilsfähigen die Augen über den tiefen Abgrund im. Innern des 
Angeklagten eröffnen. Aber ver contrebalancivenden Gewichte waren 
e8 nicht viel weniger: in erfter Linie die abweichenden Anfichten der 
fuperarbitrirenvden „Profeſſoren,“ jo ſchwach fie auch motivirt wa— 
ren, dad Nichtsfagende der Wertheivigung, in zweiter Linie der an— 
tipſychiatriſche Weuereifer ded jugenvlihen Staatsanwalt, welder 
alle rhetoriſche Kunft aufbietend, den Geſchwornen das „blutraus 
chende! Mefler vor die Augen hielt, fie vor den gelehrten Theorien 
der Wiffenfchaft warnte und von dieſen an ihren gefunden Menfchens 
verftand appellirte, endlich ver Nachdrud, mit welchem ſich der Präs 
fident von Teuffel zu Gunften der Staatsanklage an den Verhand⸗ 
lungen betheiligte, in dritter und letter Linie endlich die intellecs 
tuelle Reife der durchaus aus Landleuten zufammengefegten Ge— 
Shwornenbanf, welche ein Wort aus eigener Mitte gefprochen wohl 
am beiten harafterifiren dürfte: „Wir Haben während der ganzen 
„Verhandlung eigentlich gar nicht gewußt, was man kon und wollte, 
„bis es und der Obmann erklärt bat." Was wird unter folchen 
Umftänden dad Urtheil ver Geſchwornenbank beftimmen? Die „ges 
lehrte Theorie” des Sachverſtändigen, der gefunde Menfchenverftand 
oder dad Ohrengeſumme der öffentlihen Stimme ? 

Dad Ergebniß diefed innern Wiverftreitd war, daß die Ge— 
ſchwornenbank die dritte an fle gerichtete Srage: ob der Angeklagte 
im Zuftande völlig aufgehobenen oder noch eines im hoben Grade 
befchränkten Bernunfigebrauchd die Seinigen getödtet habe? verneinte 
und der Angeklagte zu einer 18jährigen Freiheitsſtrafe verurtheilt 
wurde, 





Hatte den Verfaffer an jenem Gerichtötage alle Welt im Stiche 
gelafien, fo war es hinwiederum bie Gejchichte des Verbrechers in 
feiner Tegten Lebensphafe bid zum frühen Tode, welche auf vie Seite 
des Alleinftehenden trat und das Gutachten der Vorunterſuchung 
aufs vollkommenſte bekräftigte. Zuerſt der Vorſatz, fich auszuhuns 
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gern, dann aber, ald dieſer überwunden war, gieriger Appetit, un« 
überwindliche Trägbeit, Apathie, langes Hinftarren, einzelne biffige 
Reden, Goßhaftes Lächeln, häufiges Bettliegen, Scorbut, verwirrte 
Reden, tägliches Onaniren — dieß waren die Erſcheinungen, bis 
endlih nah Ztägigem Durchlauf ein früher Tod dem Eläglichen 
Leben (am 20. December 1852) ein Ende machte. 

Die Section aber erwies, daß außer Leber, Mil; und Magen 
alle Gentralorgane Frank und indbefondere innerhalb der Schädel: 
Höhle eine reichliche Waffermaffe angefammelt war. — Der am 
24. December 1850 verurtheilte Mörder war ſonach ein cretinifcher 
Waflerfopf. 


Rückblick. 


Wir haben hier 3 Bälle ſchwurgerichtlicher Verhandlungen, in 
welchen die Zurechnungdfrage den Knotenpunct bilpete und bie fich 
innerhalb der 2 Teßten Jahre ereigneten, Tennen gelernt, In zwei 
Fällen Hatte ver Ausſpruch der Sachverſtändigen die ftrengere An- 
ſicht repräfentirt: die Zurehnungsfähigfeit wurde als unvermindert 
dargeftellt, die Geſchwornenbank aber ftellte die entgegengefegte An— 
ficht auf und die Verbrecher wurden freigefprodhen. Diefen beiden 
Fällen fteht nur Einer, wo dad umgekehrte Verhältniß zwifchen 
dem Ausſpruch des Sachverſtändigen und dem Urtheile der Ges 
ſchwornen eintrat, gegenüber. Der Vorwurf des Humanismus, 
diefed ſchlimmſten Auswuchſes unferer Zeit, wäre ſonach für dieß— 
mal nicht anwendbar und die Beurtheiler der 3 Bälle haben fi 
lediglich an die Sache ſelbſt zu halten; d. h. fie haben es mit ven 
Principien der Wiffenfchaft zu thun. Wir wollen daher bier das 
punctum saliens alfer 3 Proceffe noch einmal in gebrängter Skizze 
hervorheben. 

In beiden erften Fällen haben wir geiftig gefunde Individuen 
vor und; bier fällt alfo das Hauptgewicht auf die Analyfe der 
That jelbft. 

L. Engel Hatte entichieven im Affect gehandelt. Der Affeet 
war aber die naturgemäße Wirkung eined äußern durchaus entſpre— 
chenden Anlaffes, alfo nicht das Product des Wahnfinnd. Bei 
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der fo ausnehmend beweglichen (werfatilen) geiftigen Natur, bei dem 
fo fehr zu Ertremen Hinneigenden Temperamente des Mannes, ſowie 
in Betracht der eigenthümlichen Herzzufälle und Gonnulftonen, die 
ihn von Zeit zu Zeit Gefielen, ift jedoch die Frage gerechtfertigt, 
ob nicht der Affect bei ihm jenen höchſten Punct erreicht habe, mit 
welchem Verſtandesverwirrung, Trübung des Selbſtbewußtſeins und 
Entbindung zügellofer Triebe gegeben ift, das will fagen, ob nicht 
der Affeet in Mania transitoria umgelprungen ſei? Vergegenwär— 
tigen wir und daher ven Verbrecher im Momente der That. Er 
bezeichnet beim Sereintreten in Hippe's Wohnung venjenigen, auf 
welchen es abgeſehen war, auf eine weniger fchmeichelhafte als kenn— 
bare Weile; die gebrauchten Worte find durchaus nur die gemöhn- 
lichfte Redeweiſe des ergrimmten Plebejers, — „Wo ift der Hund?" 
Hin muß er fein!! — Engel drängt ven fih ihm entgegenwer— 
fenden Schwager hinweg und führt feinen Stoß gegen die linfe 
Bruft des Gegnere. Wie er ftatt deſſen feinen Schwager getroffen 
fieht, bricht er im die emtfchuldigenden Worte aus: Lieber Schwa- 
ger, Dich Habe ich nicht treffen wollen, dem Hund fein Vlut muf 
fließen — —. Bei der Ankunft des Polizeivienerd wird E. ſo— 
gleih ruhig und winkt dem Schwager, ihm beim Läugnen be— 
Hülfich zu fein. — In all’ viefem erfennen wir feine Spur von 
Berftandedverivirrung oder von blinder Wuth; wir treffen überall 
auf Selbftbcherrihung, jedem Andern als dem fpeciellen Gegenfland 
des Zornd — volle Befonnenheit und rafche Geifteögegenwart der 
gefeglihen Vollmacht gegenüber. Wir haben fonach nicht vie auf al— 
led Lebende einflürmende Tobfucht des Stiers, des Berſerkers, des 
MWahnftnnigen, ded Cretins vor und, jondern durchaus nur den auf 
den fperiellen Anlaß beichränften Zorn, für defien Ausbruch ver 
vernünftige Menich verantwortlich bleibt. 

Der zweite Ball (A. Schäfer) bietet und ein prämeditirted 
Verbrechen dar, wo es fih nur darum handeln kann, ob ein dem 
bewußtlofen thieriihen Leben entkeimender blinder Trieb, ein krank— 
hafter auf Zeritörung gerichteter impetus, oder aber ein bodhaftes 
Gelüfte des Teichtfertigen Mädchens und im Hintergrunde vielleicht 
gar noch ein combinirter Plan, um das eine Verbrechen durch das 
andere zu madfiren, thätig gemeien fei. Das ift nicht die Art des 
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bewußtlofen, immer nur blind auf Ein Biel gerichteten Treibens im 
Schooße der Franken Natur; aus diefem Quell fprudeln nie 3 Ver- 
brechen auf einmal hervor: Berftörung, Diebftahl, Berläumbung. 
Sp Handelt nur das ſelbſtbewußt gewordene, überlegenve, beredj- 
nende, alle Seiten einer Sache erwägende Ich. — Aber wir wol— 
len die Verbrecherin felbft reden Taflen. Beim erften Brandftife 
tungdacte, fo Tauten ihre Worte, habe fie die Gelegenheit, 
d. h. ein Vorrath von Brennmaterial verleitet, nachher aber habe 
ihr Die innere Stimme Feine Ruhe mehr gelaffen, va habe fie denn 
die Gelegenheit zum Beuereinlegen ſelbſt aufgefuht — If 
ed etwa anderd bei dem lüfternen Menfchenfinde, bei dem Leiden— 
ſchaftlichen, bei dem Lafterhaften, bei dem Berbrecher jeder Art? 
Zuerſt ein Genuß, zu dem die Gelegenheit verleitet, dann die Vor— 
ſtellung des gehabten, durch die Nebenumftänve pikant gewordenen 
Genufjed und gleichen Schritts damit dad Verlangen nach Wieder- 
bolung des Genuſſes. Sp beim Nafchhaften, fo beim Spieler, fo 
bei Ehren Don Juan und Caſanova. So und nicht anderd war 
ed auch bei der fanften, frommen Gottfried, der weltberühmten 
Biftmifherin von Bremen. Zuerſt die Gelegenheit zu morben bei 
dem ſtets kraͤnkelnden, Täftigen erften Gatten, dann der Gebanfe 
an die hieburch errungenen Vortheile und an ven elegifchen Genuf, 
den dad Schmerzendlager des Sterbenden bietet, das Verlangen nad 
Wiederholung diefer Vortheile und Genüffe, zuleßt aber die Luſt 
am Giftreichen bis zur Umerfättlichkeit. Gehört dieß etwa in das 
pathologiihe Gebiet? Hätte unfre Margarethe Gefche nicht gerichtet 
werben follen? Bürwahr, wir haben an ihr Feinen Juſtizmord zu 
beklagen. Wenn aber fie eine Verbrecherin war, fo war es auch 
A. Schäfer. — Sollte jedoh auf ven Wahnſinn nah der That 
irgend ein Gewicht gelegt werben wollen, fo ſei hier gefagt, daß 
auch die geiftefräftige Gefche im ver Unterfuchungshaft von Hallu— 
eingtionen heimgefucht wurde. 

Im sten Valle dagegen begegnen wir ganz neuen Verhält— 
niffen. Hier war der Verbrecher nach aller Zeugen einhelliger Aus» 
fage „Fein Menſch wie andere gefunde und vernünftige Menfchen.“ 
Der Hauptaccent fällt Hier fonach nicht auf das Thatmoment, fon- 
dern auf die vita ante acta. Der Knotenpunct der Brage if: 
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War die Intelligenzftufe des Verbrechers bis zur Vernunftſtufe ente 
widelt over nicht? — Wenn viefe Frage verneint wurde, fo war 
er ald Blödfinniger und fomit als nicht zurechenbar anzujeben, 
Konnte fie bejaht werden, dann erft burfte an ihr der Anſpruch 
der Affeetbeherrfchung vernünftiger Weife gemacht werden. Diefe 
Brage bier erörtern zu wollen, hieße dad Gutachten und die Schrift 
recapituliren. Wir begnügen und daher, auf letztere zu verweiſen 
und berühren fchließlich noch einen weiteren Streitpunct. 

Es fonnte von mancher Seite ber der Einwurf gemacht wer- 
den, die Geſchwornen feien ſchon durch die abweichenden Anflchten 
der Sachverſtändigen zu jelbftftändiger Beurtheilung des Angeflag- 
ten in Betreff feiner Imputabilität berechtigt. Diefer Einwurf hat 
den Schein für fih. Allein er trifft fürs erfte den zweiten unfrer 
Fälle gar nicht, da Hier dem einhelligen Gutachten zweier hochge⸗ 
ftellter und in ihren Specialfähern höchſt angefehener Sadhverftäns 
diger entgegen vom Schwurgerichte entſchieden wurde; fürd zweite 
follte man doch wohl in einem Differenzfalle, wie I. und III. ers 
warten dürfen, daß der Aueſpruch der Geſchwornen entweder das 
eine oder dad andere Gutachten aboptiren oder aber die Mitte zwi⸗ 
fhen beiden halten würde: aber es geichah in beiden Fällen von 
al’ dem nichts, fondern ihr Wahrſpruch gieng weit über alle Vota 
hinaus und nahm die Spite des Gegenfates ein. 

Dad Schwurgericht ſteht fomit in diefen 3 Fällen ver Wiſ— 
jenfhaft und dem PVernunftprineip gegenüber nicht als gerechtfer- 
tigt dar, 


Der Berfaffer hat in der fo chen erwähnten Schrift den 
Vorſchlag begründet: „ed folle die Entfcheivung der Zurechnungs« 
frage dem Schwurgerichte ein für allemal entzogen oder doch nur 
„erft dann, wenn pinchiatrifche Unterfuhung erfhöpft 
nlei, überlaffen werden.” Der mit diefer Schrift befannte Lefer 
wird nun wohl fchon bei der Ueberſchrift ver norliegenden Abhand⸗ 
lung bedenklich geworden fein und gejagt haben, wie man nach 
einem foldyen Vorſchlag noch ein Wort der Mahnung an Geſchwo— 
rene richten fann? Die Antwort bierauf ift aber Teichter als fie 
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fhheint. Der Berfaffer gieng hier von ver Vorausſetzung aus, daß, 
wenn aud) fein Antrag in ven gejeßgebenden Kreifen Anflang finden 
follte, doch jedenfalld noch eine geraume Zeit vwerfließen werde, bis 
derſelbe etwa ind Leben träte. Bis dahin wollte er aber nicht 
müßig fein, fondern noch ferner auf jenes Ziel Hinarbeiten, und 
zwar in ber Richtung, um denkende, wiſſenſchaftlich gebildete Ges 
ſchworene auf die Schwierigkeiten der Zurechnungdfrage hinzuweiſen 
und ihnen zu bedeuten, daß in ſolcher Aufgabe ver gefunde Mens 
fohenverftand, wenn er fih der Stimme ver Wiffenfchaft ganz ent« 
fhlagen wolle, in Gefahr fei, große Mißgriffe zu thun und zulegt 
gar den Gredit der öffentlichen Rechtspflege zu un— 
tergraben. Der Berfaffer glaubt hienadh, den Vorwurf der Uns» 
befcheidenheit nicht zu werdienen, wenn er ſich an denkende Männer, 
welchen ihre bürgerliche Stellung und das Loos vie fo einflußreiche 
Aufgabe des Rechtſprechens auf öffentlicher Stätte zuweidt, mit ber 
dringenden Bitte wendet, fie möchten, ever in feinem Wirkungs⸗ 
freife, auf ihre Genoſſen fo einzumirfen ſuchen, daB Wahrfprüche, 
wie vie der drei bier mitgetheilten Bälle, in Zukunft nicht mehr 
vorkommen. 


XXI. 


Ürber die Ausbildung der Richter und Advoraten. 
Bon Canzlei-Rath Jäger in Tübingen, 


(Schluß). 


Die Schattenſeite bei der Prüfung der Candidaten durch ihre 
bisſherigen Lehrer beſteht in einer aus dem Lehrer⸗- und Zuhörer⸗Ver⸗ 
hältniſſe herrührenden Befangenheit der Lehrer. Dieſe haben Jahre— 
lang den jetzigen Candidaten die Schätze ver Wiſſenſchaft vorgetra= 
gen, haben Jahrelang von venfelben die Honorare für die Vorle— 
jungen eingenommen, find je nach der Invividualität der Lehrer und 
Zuhörer in ein näheres, oft freundfchaftliches Verhältniß zu ihnen 
getreten, vielleicht haben einzelne ber letzteren durch beſonderes Ein— 
geben in die Richtung von einzelnen Lehrern fich die ganz befondere 
Zuneigung ver letztern erworben. Auch ganz abgefehen von eigentlis 
cher pflichtwidriger Begünftigung aus Parteilichkeit ift e8 dann für 
die Lehrer, welche fich vielleicht über vie Leiftungen und Bähigfeiten 
ihrer Zuhörer getäufcht Haben, eine offenbare Verlegenheit, denjels 
ben ein weit minder günftiged Zeugniß über ihre Gefammt-Befähi« 
gung zu ertheilen, als beide Iheile geglaubt hatten; biefe Verlegen» 
heit muß ſich feigern, wenn der einzelne Lehrer einen ihm befreun: 
deten jungen Mann nur nad) denjenigen Kenntniffen beurtheilt Hatte, 
welche der Zubörer gerade in den Lehr- Kächern des einzelnen Lehe 
rerd zeigte, wenn er ihn vielleicht auf diefe einfeitigen Kenntniffe zur 
Grftehung der Prüfung auf Befragen ermuntert hatte und es fi 
zeigt, daß der Candidat in andern Fächern ungenügend beiwandert 
ift, und Daher ein weit nicht fo günftiged Gefammt-Zeugnig erhält, 
ald man gehofft hatte. Man mag mohl auch die unartigen Vor— 
würfe einzelner ungebilveter Candidaten fürchten, welche die Vers 
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bindlichkeit der Lehrer zu Zeugniß » Ertheilung nach ver Zahl der 
Louisdor’d bemeſſen, die fle den einzelnen Lehrern für ihre Vorlefuns 
gen bezahlt haben, und welche Daher meinen, fie können den Au— 
ſpruch auf günflige Begutachtung in dem Berbältniffe fteigern, als 
fie den einzelnen Profeſſor bereichert haben. Herrſcht ja doch auf 
vielen Hochſchulen die Ueberzeugung unter den jungen Leuten, daß 
die Profefforen ihre Bragen an die Candidaten und die Beurteilung 
derfelben ganz nach dem Umſtande einrichten, ob die Kandidaten bei 
den Profefjoren auch Gollegien gehört haben; daß diejenigen Candi— 
daten firenger beuriheilt werden, welche längere Zeit auf fremden 
Univerfitäten verweilt haben; ja jogar, daß man bei jedem Mitgliebe 
ver Facultät wenigſtens eine Vorlefung gehört haben müffe, um das 
durch dafjelbe für ji zu gewinnen, ja daß ſogar einzelne Brofeffor 
ven fich vorgenommen hätten, vie Zahl ihrer Zuhörer dadurch zu 
fteigern,, daß fie bei den Brüfungen alle diejenigen Ganpivaten aufs 
fallend begünftigen, welche ihre Zuhörer geweien jeien, diejenigen 
aber unbarmberzig „reiten,“ welche ihre Vorlefungen nicht bejucht 
haben. 

Wenn und joweit viefed Verfahren wirklich wahr wäre, könnte 
man natürlih ein unbedingtes Verdammungs-Urtheil Darüber aus— 
ſprechen. Selbft wenn ed auch nur ein Vorurtheil wäre, Fönnte 
ed wenigftend zur Beftätigung der bißherigen Bedenken gegen die 
Beftellung ver Profeſſoren zu Examinatoren vienen, 

Nach allen dieſen Seiten bieten ſich aljo Bedenklichfeiten dar, 
wenn man die acabemifchen Lehrer zugleich zu den Prüfungd-Beam- 
ten macht. 

Allein der Berenklichkeiten find ebenfalls mande vorhanden, 
wenn practiiche Beamte zugleih Eraminatoren jein jollen, und biefe 
find in wiſſenſchaftlicher Beziehung dahin zufammenzufaflen,, dab ſie 
in der Megel nicht wohl Gelegenheit Haben, neben ihrem practifchen 
Berufe die Wiſſenſchaft als ſolche jo fortzucultiviren, wie ed von eis 
nem Graminator gefordert wird, welcher den von den Borlefungen 
her auf einen hohen Grad von Wiffenfchaftlichkeit gefteigerten Gans 
didaten gegenüber immer genügend erfiheinen möchte. Sodann find 
natürlich folche Beamte nicht auf der Stufe ded neuften, ſondern faft 
immer auf einer Altern Stufe des Willens, fie können nicht beurs 
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tbeilen, ob die Lehre, welche die Ganbivaten in ihren Antiworten 
preiögeben , falſch, oder ob fie nicht eine neue ſei; und fie müffen 
fih natürlich unbedingt vor der Einjeitigfeit Küten, irgend cine Bes 
hauptung eines Gandivaten deßwegen für materiell unrichtig zu er- 
flären, weil dieſelbe nicht mit ihren eigenen Anſichten übereinftimmt, 
fie fönnen nur unterfuchen, ob die Gandivaten gelernt haben, was 
ihnen vorgetragen wurde: Für die Richtigkeit des Vorgetragenen 
find aber offenbar die Lehrer verantwortlich, und e8 wäre die größte 
Ungerechtigkeit, wenn fie denjenigen Gandidaten, die andere Anfichten 
von der Univerfität bringen würven, als die den Beamten geläu- 
figen, eben darum wegen angeblicher fchlechter Studien nachtheilige 
Zeugniffe geben wollten. 

Sodann find fie allerdings den jungen Leuten gegenüber nicht 
alle durch diejenigen Umftände befangen, deren vorhin gedacht wurde, 
nemlich durch die pecuniäre und freundfchaftliche Stellung zwiſchen 
Lehrer und Studenten. Indeſſen können doch natürlich zwifchen ein- 
zelnen folder Beamten und einzelnen Candidaten auch Gonnerionen 
und Belanntfchaften beſtehen, befonderd wenn Söhne von Borges 
feßten, over von Gollegen, von Berwandten und Freunden unter 
diefen Gandidaten find. Wenn ihnen aber die Gandidaten wirklich 
ganz ferne flanden, vermögen fie auch die Individualitäten nicht jo 
zu beurtheilen, als bei einer auf vorgängigen Umgang geflügten Be: 
kanntfchaft mit dem Verhalten und der Subjectivität ded Einzelnen, 
e8 ift daher zu bejorgen, daß mander fehüchterner junge Menſch 
durch fremde Eraminatoren nicht die ganz gerechte Würdigung finde. 
Am Ende möchte e8 daher angemeflen fein, eine gemifchte Commiſſion 
niederzufeßen,, und den Beamten hiebei hauptſächlich die practiichen 
Fächer, namentlich die Proceffe, die freiwillige Gerichtöbarkeit und 
die KanzleisPrarid zu übertragen. Die Wahl jolcher Beamten wird 
namentlih dann nicht ſchwer fallen, wenn man fie aus der Zahl 
derjenigen höhern Beamten wählt, welche in den einzelnen Miniſte— 
rien theild als ordentlichen Beruf, theils ald vorübergehenden Aufs 
trag, die Vorbereitung von Geſetzen, die Ausarbeitung von Geſetzes⸗ 
Entwürfen u, f. w. betreiben. Bei der Nothwendigkeit, in allen 
heilen des öffentlichen Lebend mit der Zeit fortzufchreiten, um nicht 
alte Geſetze von unbrauchbarem Inhalte in ungenießbarer Form ber 
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lebenden Generation wie ein Zwangshemd aufzuberten (fiehe hierüber 
des DVerfaffers Abhandlung „die Ausbildung der Nechtäpflege durch 
bie Rechtswiſſenſchaft“ in Weil's conftitutionellen Jahrbüchern 1846, 
Bd. II), ift es Blicht jeder Regierung, in jedem Minifterium einen 
oder mehrere Minifterial» Näthe mit Arbeiten für die Gefekgebung 
zu befchäftigen, und namentlich im Juftiz» Minifterium eined jeven 
Staated follte ſtets eine Geſetzgebungs⸗ (Vorbereitungs⸗) Gommij- 
fion beftehen. Durch ihren fpeciellen Beruf würden dann natürlich 
die Mitglieder diefer Commiſſion ftets die Veranlaffung haben, mit 
der Wiffenfchaft fortzufchreiten, und fomit fich zu Graminatoren zu 
qualifieiren. 

Noch eine weitere Anficht bat fich dem Verfaſſer aufgebrungen, 
die er im Mandhen Beziehungen für vortheilhaft anſieht, die Anſicht 
nemlich, daß die mündlichen Prüfungen öffentlich gehalten werden 
follten. Natürlih könnte dieje Einrichtung erft eintreten, wenn die 
vorgefchlagenen vielfachen practifchen und theoretifchen, mündlichen 
und fohriftlichen Uebungen in der Rechtswiſſenſchaft mehrere Jahre 
hindurch flattgefunden hätten: jet würben die meiften jungen Reute 
bei ihrem völligen Mangel an aller Rede-Uebung, die ihnen ſchon 
vor den wenigen Profefforen große Befangenheit einflößt, vollends 
aus aller Baflung fommen, wenn fie öffentlich befragt würden. So— 
bald aber einmal diefelben an die mündliche Entwidlung ihrer Ge— 
danken und ihres Willens, fowie an die freie öffentliche Beſpre⸗ 
hung gewöhnt wären , follte biefc® Hinderniß wegfallen. 

Die Vorzüge diefed Verfahrens beftänden in venjelben Vortheis 
len, welche die Deffentlichfeit überall gewährt — in der offenen und 
unbefangenen Rechenſchaft von ber Mechtlichkeit des Verfahrens. 
Wirklihen PBarteilichfeiten und Begünftigungen würde wirkſam bes 
gegnet, jeder Gedanfe an gewiffenlofes Verfahren müßte bei dem 
firengen Urtheile, dad die verfammelten Zuhörer über dad Benehmen 
jeved einzelnen Graminators fällen würde, wegfallen. Die Zuhörer 
wären natürlich immer bauptfächlich die Studiofen, und ed möchte 
wohl fein Graminator ſich unterfangen, dem unbarmberzigen Gerichte 
einer Anzahl von Studirenden zu verfallen, welche eine Parteilich— 
keit bemerfen würden. Dann würden die Ausreden der nicht nad 
Wunſch gder gar nicht beftandenen Gandidaten wegfallen, fie feien 
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gerrittien worden, das öffentliche Gericht würde dieſe Ausflüchte 
völlig befeitigen und die Zuhörer Eönnten die Bertheidigung der 
GEraminatoren unaufgefordert übernehmen. Endlich aber würde jeber 
Zubörer durch mehrmaliges Anhören folder Prüfungen ſich jo ganz 
in Die Lage des Eraminirtwerdens verſetzen lernen, daß auch hie 
durch die ſonſtige Befangenheit ſich weiter verlieren müßte. 

Die Dauer der Prüfung dürfte man für den einzelnen Gandi- 
daten auf 6 Tage beftimmen, Bier Tage, an welchen je Ein Auf— 
ſatz fchriftlich oder mündlich bearbeitet würde, und zwei Tage, an 
welden die Ganvidaten in Abtheilungen zu 3— 4 Leuten mündlich 
über das pofitive Wilfen befragt würden, jollten wohl eine hinrei- 
chende Kenntnig vom Wiffen ded Einzelnen verfchaffen. Doch wäre 
darauf Nüdficht zu nehmen, daß die mündliche Prüfung nit un— 
ausgelegt fortdauerte, jondern jede Abtheilung je nur einen halben 
Tag lang mündlich geprüft, und dann durch eine andere Abtheilung 
abgelödt würde, da das entgegengefeßte Verfahren offenbar zu ans 
firengend wäre, 

Die weitere Trage, 0b firenge Prüfungen worzunehmen feien, 
oder ein gelinder Manfftab ven Vorzug verdiene, wird unbedenklich 
dahin zu beantworten fein, daß man firenge Anforderungen machen 
jollte. Man bat zwar fchon oft die Anſicht ausgeſprochen, daß man 
gelinde verfahren follte, indem ſich jehr häufig im practifhen Le— 
ben ein Mann noch fehr tüchtig bewähre, der in der Prüfung feis 
neömwegd genügend oder gar glänzend beftanden jei. Allein dieſe 
Anficht, für welche man oft ganz erlatante Beifpiele anführt, möchte 
keineswegs vollkommen richtig fein. Es Täßt ſich zwar venfen, daß 
ein ganz talentvoller Jüngling, nach Teichtjinnig verlebten Studien⸗ 
jahren oft erft nach einer nur mittelmäßig erftandenen Prüfung durd) 
Ernft und Beharrlichkeit fih im Eurzer Zeit auf eine Höhere Stufe 
von pofitivem Wiffen und zeitweifer Auffaſſung des Tegteren zu ver 
jeßen weiß; allein folche Bälle find venn doch eine gar zu große 
Ausnahme, ald daß man auf diefelben einen Grundfa bauen fönnte, 
vielmehr haben Alle, welche entiweder aus dem obenbemerkten Grunde 
oder wegen bed erſt im practifchen Leben ihnen aufgehenden wahren 
Verſtändniſſes des Erlernen ſich im Leben tüchtiger ald bei ber 
Prüfung zeigen, zu gewarten, daß fie tio& der Mittelmäßigfeit ihrer 
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Prüfungs » Zeugniffe dennoch im Berhältniffe ihrer Dienfttüchtigfeit 
berüdfichtigt werden, wenn überhaupt ſolche Momente und nicht 
Willkür bei der Aemter-Bejeßung entfcheiven. Im Gegentbeile ift 
die gemeine Wahrnehmung, daß die jungen Leute, die ungenügend 
oder nothdürftig beftehen, an Kopf und Kenntniffen gleich ſchlecht 
begabt find, und wenn man wahrhaft von wiffenfchaftlicher Bildung 
ausgeht, follte in der Regel höchſtens die Hälfte der Candidaten für 
genügend beftanven erflärt werden, welche gegenwärtig „durch das 
Eramen kommen.“ Man kann nad) ver Erfahrung nicht fagen, daß ſich 
die jungen Leute, bei denen ſich ein wirklich großer Mangel an wiffen» 
ſchaftlicher Durbildung in der Rechtswiſſenſchaft zeigt, noch im Le— 
ben fih als gute Practifer bewährten, im Gegentheile find ſie nur 
zu den minder fehwierigen Gefchäften tüchtig, und menn man weiß, 
was ein an Verſtand und Kenntniß untergeordnneter Beamter und 
Ndoocat Alled an Unheil anftiften fann, wird man nur wünſchen 
müfſen, ganz ausgezeichnet gebildete Beamte und Advocaten zu ber 
ſitzen. Breilih würde man es nie dahin bringen, lauter Genies 
verwenden zu Fönnen, und es möchte nicht einmal angemeffen fein, 
Tauter fo eminente Köpfe zu beſitzen, denn für gewöhnlich würden 
fie die oft fehr mechaniſchen Geſchäfte, melden fih auch die höhern 
Beamten zu unterziehen haben, jehr nachläſſig beſorgen und große 
Verwirrung in den Gefchäftsgang bringen. 

Allein man bedarf auch nicht Iauter Genie’d, um den Richter: 
und Advocatenftand tüchtig zu beſetzen: felbft mittlere Köpfe, wenn 
ihnen die gehörige wiſſenſchaftliche Bildung eigen ift, Können mit 
telft eined tüchtigen practifchen Judieium für dieſen Beruf fich aus— 
nehmend gut qualificiren. Auch die Norftellung ift falfh, ala 'ob 
man nicht eine an ſich nicht beſonders hervorragende Urtheilskraft 
durch anhaltende Hebung fo weit fhärfen Eönne, daß fle wenigſtens 
mehr zu Teiften vermag, als eigentlich) von Natur in ihr gelegen 
war, eine Schärfung, die man namentlich durd alle die im Voran— 
ftehenden empfohlenen practifchen Uebungen zuverläffig in hohem 
Grade erreichen kann, fo daß mancher jünge Mann, der fonft mit 
jehr unficherem und befangenem Urtheile in vie practifhe Laufbahn 
eintritt, mittelft der vorgefchlagenen, anhaltenden, practifchen Uebun⸗ 
gen eine gewiffe Erfahrung und Sicherheit in der Beurtbeilung 
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der Xebendverhältniffe erlangt haben müßte, die er fonft nur mit 
großer Mühe im practifchen Reben erringen könnte, wo er weit we— 
niger Gelegenheit zu einer ſyſtematiſchen Ausbildung feiner Urtheild« 
kraft findet, und meit mehr fich felbit überlaffen vafteht. 

Noch kann die Frage entftehen, wie e8 mit ven fogenannten 
Autodidacten zu halten fei, mämlich mit ſolchen jungen Xeuten, 
welche die erforberliche Vorbildung zur practifchen Laufbahn nicht — 
oder wenigftend nicht ganz auf ver Hochſchule, fondern durch Pri- 
vatftudium und durch Unterricht bei Advocaten u. ſ. w., vielleicht 
etwa neben einer Schule im Fache der freiwilligen Gerichtöbarkeit 
erworben haben, und die Zulaffung zu ven Prüfungen nachjuchen, 
ohne eine Hochſchule regelmäßig bejucht zu haben. 

Wenn man ven Grundfäten unbeſchränkter Lernfreiheit hul— 
digt, die im DBoranftehenden entwidelt find, wird die Antwort auf 
diefe Frage Teicht fein. 

Weil und folange ver Staat nicht unbedingt eine Dreffiranftalt 
it, worein alle feine Angehörigen gepreßt und zu Staatszwecken 
nad der Methode zugeritten werden, welche man gerade für bie 
tauglichfte Halt, folange man vielmehr die im Eingange dieſes Auf 
ſatzes entwidelten Grundjäge von ver Breiheit des Menſchen, ſich 
felbft Zweck zu fein, und für vie frei gewählten Zwecke felbit vie 
Mittel zu wählen, anerkennt — folange muß man auch anerkennen, 
daß der Staat offenbar und vernünftigermeife feinen Angehörigen 
die Wege und Mittel zu Erwerbung der erforderlichen Kenntniſſe 
für Die verfchiedenen ſelbſtgewählten Lebenslaufbahnen nur anbieten 
— daß er aber fie nicht zwingen foll, diefe Wege und Mittel zu 
benügen, daß er vielmehr es dem Ginzelnen überlafien müfle, ob 
er ſich die erforderlichen Kenntniffe für feine ſelbſtgewählte Fünftige 
Zaufbahn auf andere Weife erwerben wolle oder nicht. 

In befonderer Anwendung diefer Grundfäge auf die academi— 
ſchen Studien, und inöbefonvere auf das Nechtöftudium ift ed uns 
verfennbar, daß die zu einer wiffenichaftlichen Ausbildung behufs 
einer gelehrten, oder einer practifchen Laufbahn erforderlichen Kennte 
niffe ohne Zweifel am beften und zunerläffigften auf gut eingerich> 
teten Hochſchulen werden erworben werben. Allein ebenfo unver⸗ 
fennbar ift es, daß dieſe Megel auch Ausnahmen zulaffen werde, 
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Somie mit öffentlichen Xehranftalten überhaupt ſtets auch Privat: 
anftalten concurriren, jo ließe es ſich 3. B. denken, daß einige 
Nechtögelehrte ſich vereinigten, um privatim jungen Leuten einen 
geordneten Unterricht in den für die practifche Laufbahn als Jurift 
erforderlihen Bädern in einer Art von Privatacademie zu ertheilen. 
Nicht minder ift e8 denkbar, daß ein junger Mann rein durch fein 
Privatftudium, höchſtens etwa unter Anleitung durch einen wifjene 
ſchaftlich gebildeten Nechtögelehrten zur Wahl feiner Lectüre, ſich 
die gedachten Kenntniffe bei befonderem Eifer und guten Anlagen 
zu erwerben vermöchte. 

Dem Staate muß ed nun gewiß fehr gleichgültig fein, wie 
der einzelne Candidat ſich die Kenntniffe erworben, welche man von 
ihm bei der Prüfung verlangt. Es müßte einerfeitd fehr traurig 
um eine Landeduniverfität ausſehen, wenn man fie durd das Verbot 
des Privatftudiums heben müßte; ed wäre auch ein ſehr ſchlimmes 
Eompliment für fie, wenn viele junge Leute ihren Befuch ganz uns 
terlaffen und dem Privatftudium ausſchließlich widmen würden. Auch 
die academifchen Lehrer werden anbdererfeitd es wohl für ehrenhafter 
und räthlicher halten, ftatt durch das Faulbett eined Zunftzwangs, 
durch die innere Güte ihrer Vorträge den Beſuch der Univerfttät 
zu heben. 

Wenn aber in einem Staate — wie dieß wohl meiftens der 
Ball fein wird — die betreffende Prüfungsbehörde den Prüfungen 
eine vorläufige Cognition über die Zulaffung der angemeldeten Gans 
didaten zu der Prüfung vorausgehen Täpt — und dieſe Gognition 
ift in der That feine Befchränfung ver bürgerlichen Breiheit, indem 
ohne eine ſolche doch gar zu viele unreife junge Leute ſich melden, 
und fo auf eine unangemeffene Weife die Gefchäfte der Prüfungs— 
commiffion vermehren würden — fo kann der geforderte Nachweis 
über die erlangten Kenntniffe eben fo leicht dur die Angabe der 
Zeit und ded Materinld an genoffenem Privatunterrichte, mie an 
Privatlecture geliefert werden, ald durch ein von der Liniverfltätts 
fanzlei gelieferted Verzeichnig der Vorlefungen, die man befucht oder 
— nicht befucht hat. Sowie die Prüfungsbehörbe diejenigen 
Prüfungsanmeldungen zurückweiſen kann, in welchen nicht Die 
Hauptvorlefungen genügend aufgeführt find, fo kann fie auch 
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eine foldhe Anmeldung zurüdweifen, in welcher die Hauptfächer ver 
Wiffenichaft weder durch ‘Privatunterricht, noch durch Lectüre ges 
hörig documentirt find. Und fo gut man die Gandidaten nad) un— 
genügend betriebenen Univerſitätsſtudien durchfallen laffen kann, und 
der Erfahrung nad) durchfallen Täßt, ſowenig fteht Etwas im Wege, 
das Gleiche den Autodidacten widerfahren zu Iaffen. 

Gegen ven Zwang und die Nothwendigkeit, irgend eine, na— 
mentlich die Randeduniverfität zu befuchen, fpricht überhaupt, daß 
man häufig theils für die Univerfitäten, theild für Staatödienfte, 
Ausländer beruft und anftellt, die wenigftend auf der einheimifchen 
Univerfität nicht jtudirt haben, fo daß die Landedeingebornen, bie 
man im diefer Beziehung beichränft, ſchlimmer daran find, als Die 
Ausländer. 

In Gejonderer Veziehung auf dad Studium der Nechtäwiffen- 
haft, und zwar insbeſondere in Württemberg, ſpricht gegen ven 
Univerfitätözwang der Umſtand, daß man ja in Württemberg von 
den Beamten für die freimwilige Gerichtöbarkeit Feinedwegs den Be— 
fud einer Univerfität fordert. Zwar find diefen Beamten viele 
Kenntnifje nothwendig, Die ſich nicht auf ver Hochſchule, fondern 
einzig durch die Prarid fennen lernen laſſen. Allein bei der geringften 
Einfiht in den Beruf und Wirfungöfreid diefer Beamten weiß man 
auch, daß fie ohne theoretiiche Rechtskenntniſſe ihren Beruf nicht 
erfüllen können, und daß fie ihre Aemter nur dann genügend zu 
verfehen vermögen, wenn fle richtige theoretifche Kenntniſſe, na— 
mentlih des Privat» und inöbefondere des Erbrechts befiken. 
Nimmt man nun unbedenklich ein in der Prüfung als tüchtig be— 
fundened theoretifched Wiffen viefer Beamten als tauglih für bie 
Dienſtbefähigungen an, obſchon e8 durch Prisatftudiun erworben ift — 
warum follte man nicht auch für die eigentlichen Juriſten dad Pri— 
vatftudium zulaffen und ihnen die Goncurrenz mit den Univerfitätd- 
ftudien geftatten? 

Möchten endlich die Kandidaten fich die Kenntniffe und die 
Hebung ihrer Urtheildfraft privatim oder auf einer Univerfität er— 
worben haben — jo viel ift gewiß unbeftreitbar, daß ſie durch die 
Einrihtung ihrer Studien in ver vorbezeichneten Weife ihre Probe- 
und Lernzeit im ‘Dienfte und ver Advocatur bedeutend abkürzen 
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und fi weit früher und tüchtiger zur felbftftändigen Dienftthätig« 
keit eignen werden, — 

In dem Borftehenden ift Eine Frage implicite beantwortet, 
die fonft verfchieden und nach manchfachen Geſichtspuncten beurtheilt 
wird, die Frage nämlich von der Wahl zwiſchen Concurd » und 
Einzelprüfungen. 

Für Concurdprüfungen wird man fich aber wohl aus mehres 
ren Gründen entfcheiden fönnen und müſſen. 

Wären es jährlich vielleicht 4—6 Gandivaten, welche fid 
zur Prüfung meldeten, fo ließe fich bei der durch die geringe An— 
zahl gegebenen größern Leichtigkeit der vergleichenden Beurtheilung 
über die Befähigung der Einzelnen das Syſtem ver Einzelprüfungen 
um fo eher rechtfertigen, weil man alsdann auch feiner fo umfaffen- 
den Prüfungen bedürfte, und daher die Graminatoren auch nicht 
ſo fehr durch Einzelprüfungen in Anfpruch genommen wären, 

Allein fobald alliährlih im Durchfchnitte 12—16, ja 30—40 
und noch mehrere Candidaten die juriftifche Laufbahn betreten wol« 
len, bedarf es zur Beurtheilung ihrer gegenfeitigen Befähigungen 
offenbar einer umfaffendern Prüfung, und einer genauern Unterſu— 
hung ded Gelernten. Hieraus folgt nicht nur Die Unmöglichkeit, 
die Einzelprüfungen zu Gewerfftelligen, wenn man nicht mehrere 
Beamte ganz ausſchließlich für dieſes Geſchäft aufftellt, ſondern 
auch die Notwendigkeit, die Kandidaten in Abtheilungen zufammens 
zuftellen, um durd den Inhalt ihrer Arbeiten über eins und Dies 
felben Prüfungsgegenftände einen genügenden Bergleihungsmaaßftab 
zu erhalten, Es ift eine bekannte Ihatfache, daß bei einem Gegen- 
ftande, der nicht mit geometrifchem Maapftabe erfennbar ift, fondern 
auf intelfeetueller Erforfchung und Schätung beruht, eine abfolute, 
mathematifche Gleichförmigfeit nicht zu bewirken ift, ſondern ſelbſt 
mit dem beften Willen und dem redlichften Streben nad) Gleichheit 
und Unparteilichfeit fih doch Lingleichheiten Herausftellen, wenn 
man die verfchiedenen intellectuellen Größen bemift. Dffenbar wer: 
den aber dieſe Ungleichheiten um fo mehr Hervortreten, wenn biefe 
intellectuellen Größen nicht wenigftend in Abtheilungen, fondern je 
nur einzeln oder zu zweien oder dreien fich zur Beurtbeilung vor⸗ 
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ftellen. Wenn z. 8. 12—16 Gandidaten fich theild einzeln, theils 
zu 2—3 Verfonen vom Januar bis zum December eined jeden 
Jahrs zur Prüfung melden würden, wie follten die geübteften, 
rechtlichften Eraminatoren mit der erforderlichen Sicherheit alle Gan- 
didaten aus den erften Monaten ded Jahrs auch noch in den letzten 
Wochen deffelben nach veren ganzer intellectueller Perfönlichkeit fo 
vor ihrem geiftigen Auge haben, daß fie für einen ſtets gleihartigen 
Maapftab des Urtheils garantiren Fünnten! Die Erfahrung lehrt, 
daß der Maaßſtab von Einer Concursprüfung zur andern, den Exa— 
minatoren felbft ganz unbewußt, ungleich ift: wie verfchieden Fönnte 
er nicht bei folden Abftänven bei Einzelprüfungen werden? Im 
letzterem Balle könnte faum Ein Candidat auf richtige Vergleihung 
mit einem andern rechnen, während bei Concuräprüfungen doch ge— 
rade menigftend je die Goncurrenten Einer Prüfung auf den rich- 
tigen BVergleihungsmaapftab unter einander zählen dürfen. 


XXIII. 
Üeberfihten aus dem franzöſiſchen Rechtsleben. 


Bon Dr. Julius Levita in Paris. 


Im Monate Auguft trägt ver palais de justice von Paris 
dad Gepräge der herannahenden Serien. Ich finde diefed Symptom 
grade nicht in der Ermübung und Erfchlaffung, welche fih noth— 
wendig in dem Angefichte der während zehn langer Monate durch 
ben reifenden Strom des parifer Mechts- und Verkehrslebens ger 
triebenen Magiftrate und Anwälte varftellt; ich finde daffelbe im 
Gegentheil in ver überaus großen Bewegung und, man darf fagen, 
fieberhaften Ihätigfeit, welche fih von dem salle des parties durch 
die große Reihe der civilen Tribunale erftredt. Es gilt, noch fo 
viele Proceffe als möglich zu erledigen, ehe die enge Pforte der 
Ferienkammer ſich öffnet, wozu der Zutritt fo ſchwierig iſt. Die An- 
wälte finden nicht Hände genug, welche ihre zahlreichen Doſſiers tragen ; 
und, um alle Proceffe durch Advocaten plädiren zu laffen, müſſen 
fie jogar zur Notharmee ver ſ. g. „avocats sans cause‘ greifen, 
welche mit frifchen Kräften die ihnen ausnahmsweiſe anvertrauten 
Intereffen vertreten. Die Kammer, in welcher diefer Sturm und 
Zubrang nothwendig am heftigften ift, iſt die Ste des Civiltribu— 
nald, welcher alle fummarifche und durch den Werth des Streitob- 
jectd minder bedeutende Proceduren zugewiefen find. In dieſer 
Kammer hört man zwifchen 100 und 200 Affären in einer Sitzung 
aufrufen; der Präfldent, welcher in feiner Sphäre ein zweiter Ro— 
bert Houdin ift, leitet die Debatten mit einer einzigen Rafchheit, 
und die Anwälte, welchen daß Terrain dieſer Kammer befonderd 
“vertraut ift, unterftüßen die erpeditine Leitung des Präfiventen. 
Für einen Dritten, felbft für einen guten Juriften, foferne er fein 
interne diefer Kammer ift, ift e8 nicht möglich, die bei der Erle- 
digung angewandten aphoriftifchen Ausdrücke zu verftehen. Ich bee 
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ihen Staates in diefer Kammer; und ald derfelbe auch feine Sylbe 
von der zwifchen Präfiventen und. Anwälten gemwechfelten Sprache 
auffaffen konnte, Tief er erbittert von dannen und verzweifelte den 
„argot“ ver Sten Kammer zu verftehen. — 

Von den genannten 100 bis 200 Procevduren, welche fih 
auf ver Rolle einer Sigung der einquitme chamıbre befinden, wird 
natürlich nur die geringfte Anzahl durch eigentliche contradictorijche 
Plaidoirie erledigt. Die meiſten Affären werden durch Contuma— 
eialurtheil, durch Vergleich (welcher außerhalb des Gerichted abge: 
ſchloſſen wurde) beendigt oder auf Antrag einer ver Partien auf eis 
nen weiteren Termin vertagt. Indeflen ift die Zahl der, während 
einer Sitzung plädirten und hierauf entfchievenen Proceduren vers 
hältnißmäßig noch ſehr beveutend. Der Präſident läßt felten eine 
größere juriftifche Deduction in dem Bortrage der Advocaten zu; 
er betrachtet den Proceß vom mehr factiſchen Geſichtspunct; und 
wenn in Betreff des letzteren der Advocat secundum naturam 
sui generis und, man fann Hinzufügen, sui originis, zu 
ausführlich zu werden droht, fo unterbricht ihn der Nichter mit 
einem unerbittlichen „affaire oder ce point est entendu.“ Was 
die große Zahl der während einer Sitzung gefällten Urtheile betrifft, 
jo erklärt ſich ver beträchtliche Chiffre dadurch, daß das Gericht 
nicht in die Discuffion eigentlicher Nechtöfragen eingeht, und bie 
Procedur von dem rein factifchen Standpuncte betrachtet. Sp wer 
nig intereffant deßhalb dieſe Kammer ift für den eigentlichen Juri— 
fien, fo intereffant iſt viejelbe für venjenigen, welcher in einer ges 
richtlichen Verhandlung mehr pikante Bacta, als ſchwierige juriftifche 
Eontroverfen fucht. So wurde noch geftern eine überaus eigenthüm⸗ 
liche und neue Streitfache auf dieſem Felde der Thatſachen debattirt. 
Dad Gericht Hatte zu entjcheiden, ob die Selbftentleibung, vollzogen 
von einem Fieberfranfen, ein Selbfimord (suieide) im gefeglichen 
Sinne iſt. Die Entſcheidung diefer Brage hatte dadurch ein juri- 
ftifches Interefje, daß eine Perfon, welche im bezeichneten Zuftande 
ih ums Leben brachte, in einer Xebensaffecuranzgefellihaft verſichert 
war, nah deren Statuten die für das Ableben zu zahlende Rente 
im Valle eines Selbſtmordes verwirkt wird. Das Gericht Hat in 
feinem Urtheile den Begriff von „suicide“ genau befinirt und auf 
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Grund ver Definition in dem bezeichneten Acte einen eigentlichen 
Selbftmord erfannt. Die Conftderation des Berichtes Tautete wört— 
ih aljo: „attendu que pour qu'il y ait suieide, il faut qu'il y 
„ait de la part de celui qui y a recours, conscience de l’acte 
„auquel il se livre et volonté de se donner la mort.“ Da nad 
der Theorie vieler Aerzte und Pſychologen jede Selbftentleibung ein 
Act ift, welcher nur im Zuftande einer Geifteäftörung verübt werben 
fann, jo wäre nach dem Principe des Eiviltribunald ein eigentlicher 
suicide nicht möglih; Der Adoocat der Affecuranzgefellichaft bat 
nicht verfehlt, in dieſem letzteren Sinne zu räffonniren. — 


Eine Berfönlichkeit, welche feit einiger Zeit häufig auf ver 
Einilrolle ver 5ten Kammer figurirt, ift der befannte Herzog von 
Braunſchweig. Wir hatten vor einiger Zeit Gelegenheit von einem 
Procefie zu reden, der, troß der Unbedeutenvheit feined Gegenftan« 
des, bis in die Appelinftanz durchgeführt wurde. Der Herzog, 
welcher ein bekannter Liebhaber von Diamanten und foftbaren Ge⸗ 
ſchmeide ift, kommt täglich in Conflict mit ven Juwelieren und ven 
Uhrmachern, denen er die Zufammenfegung und Arrangirung feiner 
Pretiofen anvertraut, Der Proceß, um den ed fih in ven legten 
Tagen handelte, war nur eine Fortſetzung des jüngft entichledenen, 
zufolge deſſen die nach der Behauptung ded Herzogs um einige 
Hundert Franken zu hoch angefeßte Rechnung eines Uhrmachers als 
rihtig und billig erfannt wurde. Der Herzog hielt mit diefem Ur— 
theil- feine Angelegenheit nicht für erledigt; da er feinen großen 
Punct mehr zur Sprache bringen konnte, fo hielt er fih an einen 
kleinen. Gr behauptete, vie Deffnung ver Uhr fei nicht befonders 
geeignet für einen bequemen Gebrauch des Schlüffeld und nicht ven 
Negeln der modernen Uhrtechnik conform. Dad Gericht Hat zur 
Entſcheidung dieſes Puncted einen Experten beftellt, und auf deſſen 
Gutachten hin die Behauptung des Herzogs für unbegründet erklärt. 
Der Herzog hat den Appel gegen viefed Urtheil eingelegt, welches 
vieleicht in feinem Inhalte ihn perfönlich kränkte. Sonſt fönnte 
man nicht die Appellation über einen fo unbedeutenden Gegenftand 
begreifen. Daß der Proceh um die Deffnung eines Uhrſchlüſſels 
und um bie Reduction einer Uhrmacherrechnung, in welchem ein 
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duc ald Kläger figurirte, ver Gegenftand manden Wied und 
Spotted war, läßt ſich Teicht denken. — 

Die lebten Tage waren befonders reih an merfwürdigen Eris 
minalfällen, und wenn es in Branfreih einen Pitaval gäbe, fo 
würbe der Sammler in der legten Woche allein Stoff zu einem ans 
jehnlihen Bande gefunden haben. Der Leſer der Gazette des 
tribunaux wird ſeit den lebten Wochen beinahe in jeder Nummer 
eine oder fogar mehrere Berurtheilungen zum Tode gefunden haben, 
welche in einem der Departemente ausgeſprochen wurde. Es kann 
nicht in meinem Plane liegen, diefe Fälle im Ginzelnen aufzuzählen, 
da meine Ueberſichten beinahe ausſchließlich die Parifer Gerichtözu- 
fände im Auge Haben. Ueberdied hätte eine ſolche nähere Darftel- 
lung fein beſonderes Intereffe; zuweilen find die Bacta mehr oder 
minder unmenſchlich, zumeilen ift ein aggravirender ober ein mil⸗ 
dernder Umftand vorhanden, ver Gegenfland und die Form der 
Procevur bleiben ſtets diefelben. » Freilich find in viejen zahlreichen 
Bällen einzelne begriffen, welche glücklicherweiſe, felbft auf der Lifte 
der ſchwerſten Verbrecher, nur felten figuriren, Sp wurde im Der 
partemente des Niederrheind eine gewiſſe Veronica Frantz zum Tode 
verurtheilt, weil diefelbe eine ganze Bamilie, beftehend aus fieben 
Perfonen, vergiftete, um den Ehemann, der als ihr letztes Opfer 
fiel, als er ihre Pläne nicht verwirklichen wollte, zu ehelichen. 
Diefer Fall, in feinen Schauder erregenden Details, ift ähnlich 
einem beinahe zu derfelben Zeit verhanvelten Procefle in England, 
worin eine Mutter, welche ihre 6 Kinder ermordete, Die Ange— 
Elagte war. Die engliiche Jury verwies die unnatürlihe Mutter in 
die Irrenanftalt; die Jury des Niederrheind verurtheilte die Gifts 
mifcherin zum Tode. — Ein anderer Fall, weldher in ven Depar- 
tementen dad öffentliche Interefie beſonders herauöforderte, wurde 
in dem Departemente du Gand verhandelt. Es ftanden 18 PBerfonen 
vor Gericht, welche feit Jahren eine verbrecherifche Aſſociation uns 
terhalten Hatten. Die Gravität der von Ddiefer Bande begangenen 
Verbrechen gebt daraus hervor, daß die meiften Glieber verfelben 
zu lebendlänglicher Zuchthaußftrafe verurtheilt wurden. — 

Bor dem Aflifenhofe ver Seine wurde geftern ein höchft wich- 
tiger Fall verhandelt, welcher wegen feines Gegenftandes und feines 
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Ausganged das Publicum bejonders lebhaft intereffirte. Im Monate 
April wurde des Morgend in der Frühe, auf einem öffentlichen 
Plage, ein Eatholifcher Priefter, ein wegen feiner Stellung in ber 
Abtei von St. Denis befannter Abbe ermordet. Der Thäter wurde 
in flagranti delicto verhaftet und der Proceß gegen ihn eingeleitet, 
bei welchem die materielle Frage der Tödtung keineswegs in Zweifel 
gezogen wurde. In der Audienz des Aſſiſenhofes ergab es ſich, 
daß der Angeklagte fein Bertheidigungdfyftem darauf baflrte, daß 
fein Opfer ſeit Jahren ein des priefterlichen Standes befonderd un« 
würbiged Verhältniß unterhalten und dadurch jein häusliches Glück 
zerftört babe. Der Angeklagte Eonnte in der Sigung feine Behaup⸗ 
tung durch zahlreiche Zeugen beftätigen laſſen. Die Geſchworenen 
nahmen das Rechtfertigungsfyften an und fprachen den Angeklagten 
gänzlich frei. Wir wollen nicht weiter in Einzelnheiten biejes 
Procefled eingeben, weldyer in feinem Urfprunge, wie in feinem 
Audgange für ven Moraliften befonvers traurig ifl, und der mandhe 
wunde Stelle ver franzöfiſchen Gefellihaft öffnete. — 

Einige Tage vorher wurden vor dem nämlichen Affifenhofe 
zwei Bigamiefälle verhandelt; in dem einen waren fogar befannte 
Perfönlichkeiten verwidelt. — 

Mährend auf diefe Weife beinahe an jedem Tage ein andrer 
proces celebre vor dem Affifenhofe verhandelt wurde, erregten auch 
einzelne Bälle des einfachen Correctionellgerichtes ein befonbered In⸗ 
terefie. So jtand jüngft eine bejahrte Frau von 66 Jahren vor den 
Schranfen des tribunal correctionel,, die beſchuldigt war, feit über 
40 Jahren durch Diebftahl und Betrug fich bereichert zu haben 
(die meiften, Delicte waren natürlich verjährt), Aus der gegen bie 
Beſchuldigte geführten Unterjuhung gieng hervor, daß viefelbe feit 
dem Beginne ihrer Garriere für mehr ald zwei Millionen Werth- 
ihaften durch Verbrechen ſich zugeeignet habe. Das Glück, welches 
dieſe routinirte Gaunerin bei ihren zahlreichen und anjehnlichen 
Operationen hatte, veranlaßte ihre Kollegen, viefelbe in ihrem Ar- 
got „die goldene Hand“ (Main d’or) zu nennen. Das Gericht, 
welchem nur einzelne Thatjachen zur Beurtheilung vorlagen, war 
in der Lage, nur eine Gefängnifftrafe von 5 Jahren gegen Die 
Beſchuldigte auszufprechen, — Einzelne größere Procefle werben 
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in der Eürzeften Zeit verhandelt werben; fo eine gegen eine wohl- 
habende Frau verübte Ermordung, ein gegen einen Beamten bes 
Parquetd verübter Morbverfuh, mehrere Fälle von Erpreffung, 
Kindedmord und Brandftiftung. 

Sie jehen, das Repertoire der Griminaljuftiz ift bejonders 
reih, wie ich oben bemerkte, und Diejenigen, welde ſich an ver 
Darftellung fchauerliher Verbrechen weinen, haben nur bie letzten 
Nummern der Gazette des tribunaux zu durdblättern, wo fie eine 
gräßliche Wirklichkeit in der Form eines anziehenden Romans dar⸗ 
geftellt finden werben. — 

Die Trage, weldhe in ven letzten Wochen befonderd die Avo- 
cats à la cour imperiale befchäftigte, war vie der Wahl des Bä- 
tonnier und der Mitgliever des Conseil de l’ordre. Gewöhnlich 
wechieln die Bätonniers alle zwei Jahre, wenn auch jeded Jahr eine 
neue Wahl ftattfindet. Der Batönnier wird für das zweite Jahr 
ftetö wieder erwählt, Das Biennium, während veflen Berrser an 
der Spite des Barreaud von Paris fand, ift nunmehr beendigt, 
und tritt der berühmte politifche Redner, welcher vie letzten Jahre 
beinahe ausſchließlich fi den ſchweren und zahlreichen Pflid- 
ten, die ihm dad Präftvium der ordre auferlegte, hingab, nunmehr 
wieder in die Reihe feiner Gollegen oder vielmehr in diejenige bed 
conseil de l’ordre zurück. — Die Wahl fiel auf Bethmont, wel 
cher fowohl ald homme politique, fo wie ald Aonocat feit langen 
Jahren bekannt ift, obgleich derfelbe erft im feinem mittleren Rebend- 
alter fteht. Die neue Würde wird dem berühmten Apvoraten, wel: 
her in ven letzten Jahren nur felten in dem palais de justice er— 
ſchien und viel mehr mit feinen eigenen ſehr glänzenden materiellen 
Intereſſen, ald mit denen der Anderen ſich beichäftigte, wieder mehr 
in die Mitte feiner confreres und auf dad Terrain feined Ruhmes 
zurüdführen. — 

Ein alter Advocat des Gafjationdhofes, deffen Werke in Franf- 
reih wie in Deutfchland namentlih von venjenigen gefannt find, 
welche fih dem erſten Studium des franzoͤſiſchen Civilrechts hinge— 
ben, iſt in den letzten Tagen verſtorben. Marcadé ſtarb, nachdem 
er den größten Theil feines Werkes „elements du dröit civil fran- 
gais‘“ beendigt und veröffentlicht hatte. Der letzte Band, welcher 
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erſchienen, erftrecdt fich bis zur Theorie des Miethvertragd; und bie 
einzige zur Behandlung nad der Legalfolge des franzöſiſchen Textes 
noch übrig bleibende größere Materie ift die der Hypotheken und 
Privilegien, da ver Autor in einem ganz befonderen Bande die jo 
ichwierige Lehre der Verjährung behandelte. Wir waren nie ein 
Anhänger der Art und Weife, wie Marcadé polemifirte; in ver Pos 
lemik iſt Kühnheit nur die äußere Korm, im welder ſich eine 
andre Eigenfchaft, ein gründliches und logifches Discutiren, darftellt. 
Marcadd hatte gar oft nur die Kühnheit, und verlegte dadurch öfter, 
als er widerlegte. So gefährlich eine folche Richtung des Polemiſtrens 
auf denjenigen einwirken kann, welcher bejonderd entzündbar und 
ein wenig leicht ift (vie meiften Lejer find vie Studenten des dritten 
Jahres!), jo find wir weit davon entfernt, die Verdienſte des Ci— 
viliften zu verfennen, welcher durch Die gefällige, entiprechenve Form, 
durch feine Klarheit und Präcifion die Luft an dem Studium der 
Rechtöwiffenfchaft vermehrt hat. Ein weitered Verdienſt von Mar- 
ade befteht in feiner Gründung eines juriſtiſchen Organes. Im 
Jahre 1851 verband er fi mit dem befannten Theoretifer Demo- 
lombe und dem befannten Kritiker Pont zur Herausgabe ver „Re- 
vue critiquc“. Daß diefed Organ fi nicht als felbfiftännige revae 


behaupten Eonnte, hat in Verhältniffen feinen Grund, welche unabs» 
hängig von den Perfonen der Herausgeber find. Das Civilrecht 
von Marcade wird son den Pariſer Gerichten Faum citirt; fol ins 
defien in den Departementen mehr Autorität haben. In dem Gas 
binete non Marcade findet fi eine jehr reiche Sammlung von Eon» 
fultationen, die der Verftorbene ald Advocat revigirte. Dieſe Con» 
jultationen — von denen ich mehrere zu leſen Gelegenheit hatte — 
werden jicher die Practifer und Theoretifer in hohem Grabe inter- 
efliren, da auf dieſem Felde alle die Eigenichaften, welche Marcadé 
ald Theoretifer des Civilrechts entgegenftehen, befonderd erfolgreich 
find. — Da ver Name von Marcade in Frankreich fowie in Deutfch- 
land jehr bekannt ift, fo habe ich an deſſen Tod einige kurze Tites 
rarifche Notizen geknüpft. — 


Berihtigungen. 


Oben Br. 1 S. 245. 3.8 p. u. ift ftatt „rainement“ zu lefen: „vainement.* 
Br. II. S. 64. 3.10 v. v. ftatt „Billard“ 1. „Paillard.“ 
S. 69. 3.13 — o. ſtatt „härtere“ l. „heitere. “ 
S. 70. letzte 3. ftatt „Lühe“ 1. „Lühe.” 


XXIV. 
Fiterariſche Anzeigen. 
Bon Arnolp. 


Beiträge zur Begutachtung des Entwurfs des Geſetzbuches 
über Verbrechen und Vergehen für das Königreich Bayern 
vom Jahre 1854. Bon %. Fr. H. Abegg. rlangen. 
1854. 8, 


So ehr es Anerkennung verdient, wenn eine Staatdregierung 
die Entwürfe ihrer Geſetzbücher öffentlich bekannt macht und da- 
durch den entfchiedenen Willen beurfundet, nur wohl Geprüftes 
ald Gefeb zu verkünden und zu dieſem Zwed dad Gutachten Sad- 
fundiger zu vernehmen, eben fo verdient es Anerfennung, wenn 
Männer, welche dur anerkannte Kenntniffe hiezu legitimirt find, 
zein aus Eifer für Wiſſenſchaft und Gefeggebungdfunde ver Prüfung 
folder Entwürfe fih widmen und das Refultat ihrer Prüfung be 
fannt machen. Ein folche® Refultat liegt hier vor und der Herr 
Berfaffer verdient nicht blos allgemeine Anerkennung, er verdient 
inöbefondere den Dank der bayerifchen Staatöregierung und jedes 
bayerifchen Staatsbürgers; er verdient namentlich den Danf derer, 
welche in den Kammern zum Aufbau bed neuen Strafgeſetzbuchs für 
Bayern mitzuwirken haben. Mit tiefer Sachkenntniß, mit firengfter 
Gewiſſenhaftigkeit und Grünblichfeit prüft der Herr Verfaſſer ven 
Entwurf in feinen Prineipien und in feinen einzelnen Beftimmungen, 
fpendet den vielen Vorzügen dad verbiente Lob und beipricht Die 
Mängel in überzeugender,, jedoch fihonender Weile. Es kann nicht 
verlangt werden, den Inhalt dieſes für die Legißlation aller Länder, 
namentlich ver deutfchen, intereffanten Werks hier darzulegen. Es 
mag genügen, nur über einige Materien folgendes zu äußern. 

Mit Recht lobt der Herr Berf. ©. 23 die Einfachheit des 
Strafiyftems und die Vereinfahung der Vollſtreckungsweiſe ver To 
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deöftrafe, obgleich er die Bedenken gegen die Intramural⸗Hinrichtung 
nicht ganz befeitigt. Wir geben zu, daß die Todesſtrafe, deren 
gänzlihe Abfhaffung gewiß nicht mehr lange auf fi) warten läßt, 
in Bayern zur Zeit nicht gänzlich abgeſchafft werben Tann, und 
halten die Intramural» Hinrihtung um dedwillen für eine zwed- 
mäßige Uebergangdmaaßregel, weil dadurch dad Volk des unmenfdh- 
lihen Gedankens entwöhnt wird, daß ed Menfchenblut fließen fehen 
müfle, wenn etwas begangen wurde, das fein Gefühl empört: 
allein wir glauben, daß ſelbſt in jenen Fällen, wo der Entwurf 
die Todesftrafe beibehalten will, noch eine zweifache Beichränfung 
nothwendig jei. Einmal indem die Todesſtrafe bei jenen Verbrechen, 
wobei ein Menſch nur gelegenheitlich das Leben verlor (Brandſtif⸗ 
tung, Art. 327; Ueberfchwemmung, Art. 333; Störung ded Ges 
brauchs von Eifenbahnen, Art. 337), nicht ſchon dann einzutreten 
bat, wenn der Thäter den Tod eined Menſchenlebens vorausſehen 
Eonnte, ihm alfo infoweit nur culpa zur Laſt fällt (Art. 337 ent« 
hält nicht einmal viefe Bedingung), fonvdern nur dann, wenn aud 
den Umjtänden erhellet, daß des Thäters Abſicht zugleich eine mörs 
derifche war, aljo die That zugleich ein Mord ift. Die zweite Bes 
fohränfung wäre die Geftattung, bei bejonverd mildernden Umftänden 
(wedhalb vielleicht Principien aufzuftellen wären) auf eine geringere 
als die Toneöftrafe zu erkennen. Abfolute Strafandrohungen (Hier 
her gehört auch Art. 230 vie unbedingte Androhung des lebens— 
länglihen Zuchthauſes) würden fi nur rechtfertigen laſſen, wenn 
die einzelnen Bälle des Verbrechens ftetö von jo gleicher Art wären, 
daß nur ganz außerordentliche, beinahe gar nicht vorfommende Um: 
fände dad Geſetz in einzelnen, höchſt felten vorfommenden Fällen 
ald zu firenge erjcheinen laſſen können und in folchen einzelnen 
Fällen der Begnadiger angerufen werden muß. Nun lehrt aber die 
Erfahrung, daß bei jenen Verbrechen, für welche der Entwurf To— 
deöftrafe oder Iebenslängliches Zuchthaus androht, gar nicht jelten 
diefe Strafe zu firenge ift und wenn dann öfters die Gnade anges 
rufen werden muß, fo entfteht ein mißliches Dilemma. Wird die 
Begnadigung öfterd ertheilt, jo liegt darin die Anerkennung des 
Regenten, daß fein Geſetz zu firenge jei: will man diefem durch 
BVerfagung der Begnadigung ausweichen, fo bleibt auf dem Gefek 
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der Vorwurf der übermäßigen Strenge und es käme hiezu ver Ge⸗ 
danfe, daß die wohlbegründete Gnade ohne hinreichenden Grund 
verweigert wurde. 

Wenn ver Entwurf Art. 39 und 43 zum franzöſiſchen Ge- 
fee hinneigend ven Verſuch wie die Bollendung, den Theilnehmer 
wie den Urheber behandeln und den Gerichten nur die Befug- 
niß geben will, eine geringere Strafe ald vie auf die Vollendung 
und gegen den Urheber geſetzte zuzuerfennen; jo bemerkt der Herr 
Verf. ©. 36 gewiß ganz richtig, daß hier nicht von Befugniß, fon- 
dern von Nothwendigfeit die Rede fein mug. Wir aber gehen noch 
weiter, indem wir jenem ganzen Vorſchlag unfern Beifall verfagen. 
Denn fo ſehr au diejenigen, welche an ven Code penal gewöhnt 
find, jenem Borfchlage beiftimmen werden, jo wenig wird ber 
Deutſche den Gedanken natürlich finden können, daß derjenige, wels 
her ein geladened Gewehr in mörderiſcher Abficht losdrückt, trotz⸗ 
dem, dab der Schuß fich nicht entlavete, „nach den nämlichen Be: 
fimmungen zu beftrafen“ fei und aljo, wenn die Gerichte nicht von 
der „Befugniß“ eine gelinvere Strafe zuzuerfennen, Gebrauch machen 
wollen, eben jo zum Tode verurtheilt werben fünne, wie verjenige, 
defien Schuß ſich entladete und das auserfehene Opfer töbtete. Eben 
fo wenig wird ver Deutjche es gerecht finden, daß verjenige, welcher 
dem Diebe die Leiter hält, ohne an den geftohlenen Gegenftänden 
Theil zu nehmen, eben fo jtrenge beftraft werden fann, als ver 
Dieb jelbft, welcher den Diebftahl verübt und die geftohlenen Ge— 
genftände allein behalten hat. Der veutiche Jurift wird den Grund» 
ſatz fefthalten, daß die Vollendung frafbarer wie der Verſuch, dic 
Urheberſchaft ftrafbarer wie die Hülfeleiftung fei. 

Anknüpfend an diefe Bemerkungen müffen wir auch noch da- 
gegen Bedenken äußern, daß ber Entwurf in den erwähnten Arti- 
£eln 39 und 43 ein Minimum der Strafe des Verſuchs und ber 
Theilnahme, noch mehr aber dagegen, daß Art. 83 fogar ein Mis 
nimum der Strafe bei geminverier Zurechnungsfähigfeit feſtſetzen 
will, Der Gejehgeber kann — auch bei feftgefeßter Gränze bed 
Begriffd von Verſuch und Theilnahme doch nicht im Voraus gewiß 
jein, daß eine Handlung joldher Art entweder in ber im Entwurf 
vorgeichlagenen Höhe oder gar nicht ftrafbar fei und noch weniger 
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läßt fi) behaupten, daß bei geminverter Zurechnungsfähigfeit dann 
alle Zurechnungsfähigkeit und alle Strafbarkeit aufgehört habe, wenn 
die Zurechnungsfähigkeit joweit gemindert ift, daß dad im Entivurf 
vorgeichlagene Minimum als zu hoch erſcheint. Der Rechtszuſtand 
iſt durch folche Geſetze gefährvet, Richter und Gefchworene find in eine 
eigenthümliche Lage gefeßt. Angenommen, es hätte Jemand ein mit 
Todesſtrafe verpöntes Verbrechen begangen, jedoch bei fo geminder- 
ter Zurehnungsfähigkeit, daß zwar 5 over Sjähriged Zuchthaus 
wohl vervient, 10 jährige Zuchthaus aber offenbar eine zu flrenge 
Strafe wäre. Hier würden die Gefhwornen, auch wenn man ihnen 
nicht geftatten wollte, die Strafe zu berüdfichtigen, und eben fo, 
wo feine Gefhworne, die Richter, wenn ſie eine unverhältnigmäßig 
ftrenge Strafe nicht herbeiführen wollten, ein „Nichtſchuldig“ ausſpre⸗ 
hen oder fie müßten, wenn fie folche Rückſicht außer Augen laſſen wolle 
ten, dur den Schuldausſpruch eine ungerechte Strafe herbeiführen. 
Doc diefe Frage ift in neuerer Zeit bereitö fo genügend beſprochen 
und die Unzwerfmäßigkeit der Beftfegung eined Minimumd für ven 
Fall geminderter Zurechnungsfähigfeit jo Elar dargethan worden, 
dag gewiß bei Berathung des Entwurfs hierauf beſonders Rückſicht 
genommen wird, 

Sehr begründet ift ed, wenn ©. 59 dem Entwurf darin bei 
geftimmt wird, daß auch der Ausländer, wegen bedjenigen Vers 
brechend, welches vom Unterthan begangen, Hochverrath ift, mit 
ftrengften Strafen belegt werden darf und muß. Aber eben fo wohl 
dürfte ver Wunſch S. 60 begründet fein, daß bie Heiligkeit der Un» 
tertbanenpflicht und vie höhere Strafbarfeit der Verlegung dieſer 
Pfliht doch wenigſtens in der Faſſung des Geſetzes ausgedrückt wer— 
den möge. Vergl. oben Band J. S. 83. 

Wenn S. 73 die Feſtſetzung der Zahl 10 zum Begriff einer 
Menge angegriffen wird, fo läßt ſich theoretiſch gegen dieſe Bemer⸗ 
kung nichts erinnern: allein in der Legislation und in der Praxis 
findet man die Nothwendigkeit ſolcher Feſtſetzungen, um den Unter— 
ſchied zwiſchen Mehrheit und Menge nicht ver Willkür zu überlaſſen: 
ed wird daher in diefem Puncte dem Entwurf beizuftimmen ſein. 

Es ift wohl der Kreiß der Vergehen zu weit audgedehnt, 
wenn Art, 150 ded Entw. [die Selbfibefreiung eined Gefangenen 
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bierunter rechnen will und die dagegen ©. 74 gemachte Bemerkung 
verdient volle Berüdfichtigung. 


Der höchften Beachtung werth ift, mad der Herr Derfafler 
©. 95 fg. über den Meineid fagt. Insbeſondere ift der Meineid 
beim afjertorifchen Eive vollenvet, fobalo die wiſſentlich falfche 
Ausfage unter Beziehung auf den geleifteten Eid geſchehen ober 
mit dem Eide bekräftigt ift: Die Vollendung hängt nicht erft vom 
Unterfchreiben oder vom Abſchluß des Protocolld ab. Im jenen 
Fällen aber, wo dem Audfagenvden dad Protocoll über feine Auss 
fage vorgelefen und er gefragt werben muß, ob er ven Inhalt des 
Protocolld genehmige, darf man eine Berichtigung, jelbft wenn fie 
die Erflärung einer Unrichtigfeit ver Ausſage ift, noch nicht 
für ein Geftändniß einer wiſſentlich falſchen Ausſage betrachten 
und die Gefehgebungspplitif muß jede Berichtigung begünftigen, um 
nicht von nachträglicher Berichtigung abzufchreden. Aber auch beim 
mündlichen Berfahren ift die Berichtigung um fo mehr zu begün— 
fligen, als gerade bei der Mündlichkeit die Ausfage des einen dem 
Gedächtniffe des ſchon vernommenen aufhelfen und diefen zur Berich« 
tigung , vielleicht auch zur Zurücknahme feiner falfchen Ausſage vers 
anlaffen kann. — Die Brage, wie lange der Widerruf einer wiſ— 
fentlich falſchen eidlichen Ausſage Straflofigfeit oder Milderung bes 
wirfe, Hat der Entwurf Art. 197 im Princip ſehr richtig dahin 
beantwortet, daß vie Wirkung fo lange eintreten könne, ald noch 
nicht ein Wahrfpruch oder ein Urtheil darauf erfolgt oder ein Nach— 
theil für einen Andern daraus entftanden fei. Aber mit Recht be= 
merkt der Herr Verf. daß wenn der Entwurf zur Strafloſigkeit be» 
dingt, daß der Wiverruf in den nächſten drei Tagen nach began— 
gener That gefchehen, die Sträflofigkeit in allen jenen Fällen nicht 
erworben werben kann, wo die Geſchwornen (oder die Richter inner- 
halb drei Tagen) dad Urtheil fällen; es läge fonad Hier eine un— 
gleiche Behandlung der Zeugen im Gefebe. Eben fo flimmen wir 
dem Herrn Berf. bei, daß es zu firenge wäre, wenn nach gefäll- 
tem Wahrſpruch oder entftandenem Nachtheil immer die volle Strafe 
eintreten follte: der Gejebgeber muß ftetd die Ermittlung der Wahr- 
heit begünftigen und den Widerruf einer faljchen Ausfage auch dann, 
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wenn er nur noch zur Wiederaufnahme der Unterfuchung (Revifton) 
dienen kann, mit Strafmilverung belohnen. 

Darin find wir mit dem Herrn Verf. (S. 132, 135) nit 
einverfianden, daß Die abgefonderie Behandlung geringerer Grabe 
von Nechtöverlegungen (wohin wir befonderd Injurien, Diebftahl, 
Unterfhlagung, Betrug reinen) doch auch im Polizeiſtrafgeſetzbuch 
gefhehen Fönne Entweder muß dann dad Polizeiftrafgefegbuch 
Wiederholungen aus dem Strafgeſetzbuch enthalten und hiebei Eönnen 
leicht für die Anwendung nachtheilige Verfchiedenheiten des Aus» 
drucks vorkommen, oder ed muß auf dad Strafgeſetzbuch hingewieſen 
und der erfennende Richter in die Lage verfeht werden, ein und 
diefelbe Uebertretung aud zwei verſchiedenen Gefeßbüchern zu beur⸗ 
theilen. 

Die Tragen, ob der Diebftahl unter Ehegatten u, ſ. w. auch 
gegen den allenfall® coneurrirenden Fremden nicht unterfucht werden 
foll und ob, wenn mehrere Verwandte die Ihat begingen, der Bes 
fiohlne die Unterfuhung nur gegen einen oder einige verjelben be— 
antragen kann, hat Art. 283 nicht entichievden, und wenn bie Fälle 
der Art. 289. 293 gleich dem Diebftahl die Folgen des Art. 26 
nach ſich ziehen können (Art. 287. 294), fo fcheint dies doch eine 
Ermächtigung der Gerichte zu fein, welche zu bedeutenden Härten 
führen Tann. 

Die vielen wohl zu beachtenden Bemerkungen ded Herrn Verf. in 
Beziehung auf Medaction und Sprache des Entw. können wir nur 
im Allgemeinen bier erwähnen, müffen uns aber erlauben, nod 
die hinzuzufügen, daß die Unzucht mit einem Thiere immer etwas 
„Widernatürliches“ ift, aljo dieſes Merkmal nicht, wie die Fafjung 
ded Art. 217 andeutet, zum Begriffe viefed Bergehend beſonders erfordert 
werden kann. Wenn ferner Art. 296. Ziff. 1 denjenigen, welcher 
Jemand in anderer Abficht vergewaltigt hat und dieſen Zuſtand, 
aljo ven Zuftand der Vergewaltigung zur Verübung eines 
Diebſtahls benützt, als Räuber beftrafen will, fo liegt hierin 
ein Widerfpruch mit Art. 272, denn dort wird zum Begriff des 
Diebſtahls erfordert, daß die Zueignung ohne Gewalt ge 
ſchehen. Der Ausdruck „rechtöwidrige Zueignung” im Art. 295 
fheint auch Hier paffender. Uebrigend können wir und nicht übers 
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zeugen, daß der Borfchlag ded Art. 296. Ziff. 1 gerecht fei, ſchließen 
und dem an, was Mittermaier ſchon deshalb gefagt hat und 
bemerken, daß und bereitd zwei Bälle diefer Art befannt geworden, 
wo die Gefchwornen dad „Niht-Schuldig" ausſprachen, woraus 
deutlich erhellen mag, daß der natürliche Sinn des Volks in folder 
Handlung einen Raub zu erfennen nicht vermag. — 

Wenn diefe Anzeige etwas umftändlich geworden ift, fo möge 
man erwägen, daß der Entwurf eben jo wie die Kritif, welche in 
den angezeigten Beiträgen enthalten ift, Jedem, welcher legislativen 
Arbeiten fein Augenmerk zuwendet, befondered Interefje gewähren. 
Wird ver Entwurf eben fo wie jene Kritik, gebührend gewürdigt — 
vielleicht bei einer Reviſion vor der Uebergabe an die Kammern, 
um in einem engeren Kreife von Sachkundigen grünblicher zu 
Merke gehen zu fünnen, ald in den Kammern, wo aus verſchie— 
denen Rüdfichten oft mehr Kürze und Eile gefordert wird, als der 
Sache dienlih ift und mo genaue juriftifche Discuffionen nicht Je— 
dem erquidlich jcheinen — jo kann ein Geſetzbuch zu Stande kom— 
men, weldes in ber Anwendung fih bewährt und für dab ganze 
wiſſenſchaftliche Deutichland von hohem Werthe ift. 


— — —e — 


Zur Textkritik der Carolina. Zugleich vorläufiger Bericht 
über einige in dem k. ſ. Hauptſtaats-Archiv zu Dresden 
neuerlich aufgefundene Handfchriften. Von Prof. Dr. 
Hermann Schletter. Leipzig 1854. 8. 


Der Herr Derfaffer gibt in dieſem Schriften Nachricht von 
der Auffindung einiger, dad Project und vie Berathung der C.C.C, 
betreffenden Handſchriften und theilt einige zur Kritik des Textes 
und zum beſſern Verftändniffe jenes Gelee dienende Auszüge mit, 
läßt auch) die Herausgabe jener Urkunden hoffen. Jedem, welder 
fih für die deutſche Strafrechtswiſſenſchaft und für vie Carolina 
und deren Entftehungdgefchichte intereffirt, muß dieſes Schriften 
willfommen fein. 
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Lehrbuch des Römifhen Rechts. Bon Dr. Albrecht 
Errleben, ordentlichen Profeſſor der Rechte in Zürich, 
Erfter Band. (Diefer Band auch unter dem Titel: 
Einleitung in das Römifhe Privatrecht). 
Göttingen, 1854. 8. 


Der Herr Verfaſſer will dad Roömiſche Privatrecht varftellen, 
wie ſolches aus dem eigenthümlichen Leben und Geiſte des Römi— 
fchen Volkes hervorgewachſen ift, fich entwickelt Hat, durch Juſtinians 
Gejehgebung zum Abflug gebracht wurde, fodann in das heutige 
Rechtsleben übergegangen ift und er will dabei den heutigen Stand 
des Römifchen Rechts unverwandt im Auge behalten, Diefem Plane 
gemäß, der nur Billigung erhalten kann, ift ein Werk zu erwarten, 
welches die anfängliche einfeitige Auffaffung ver Hiftorifchen Schule 
eben fo wie die Oberflächlichkeit eines blofen Ufus modernuß ver— 
meidend jener wie biefem gebührende Rechnung trägt und eine hie 
ftorifch und wiſſenſchaftlich begründete Darftellung des heutigen rü- 
miſchen Rechts liefert, Damit aber den Theorerifer eben fo wie dem 
wiſſenſchaftlichen Practiker vorzügliche Dienfte leiſtet. 

Der vorliegende erſte Band bewährt, daß der Herr Verfaſſer 
feinem Plane getreu mit tiefer Kenntniß und größter Gründlichfeit 
eben fo wie mit lobenswerther Zweckmäßigkeit zu Werke geht, indem 
er zwifchen zu großer Kürze und zu großer Ausführlichkeit die 
rechte Mitte hält. Natur und Wefen des Rechts und äußere Ge— 
ſchichte des römischen Rechts find in dieſem Bande behandelt und 
der ſyſtematiſche Theil, welcher vie einzelnen Rechtsinſtitute und 
deren geſchichtliche Entwidlung darſtellen wird, foll in zwei Baͤnden 
nachfolgen. 

Wir können nur wünſchen, daß dad Werk bald vollenvet fein 
möge und wir glauben, daß Jeder, welcher ed in die Hände bes 
fommt, unjerem Beifall und unjerer Vorausſagung beiftimmen 
werde. 


XXV. 


Bemerkungen 


zu der Abhandlung des Herrn Geheimrathd Generalauditorg 
Brauer: „dad Gefchwornengericht in feiner Anwendbarkeit 
auf Militärgerichte *).“ 


Dom Auditeur Sahau in Ratzeburg. 


Es ift ziemlich ſchwer, bei Beurtheilung der Vorzüge ober 
Nachtheile des Inftitutd der Schwurgerichte und bei Erörterungen 
über die Anwendbarkeit desſelben auf einzelne beſtimmte Zweige der 
Rechtspflege, ſich von allgemeinen Sägen und Wieverholungen des 
ſchon früher für und wider die Sache oft Angeführten fern zu 
halten, — 

Dennoch find eben folche allgemeine Säte und Wiederholuns 
gen in der eben angeführten Brage vor allen Dingen zu vermeiden, 
weil dad Thema nad) feiner allgemeinen Seite Hin fo gründlich und 
erjhöpfend behandelt und erledigt ift, daß bier Faum irgend ein 
neuer Geſichtspunct angedeutet werden kann, und weil die Erzielung 
eines beftimmten Reſultats über die fpecielleren Buncte, nur durd 
ganz ſpecielles Eingehen auf die Eigenthümlichkeit des beſondern 
Nechtöfreifed und durch genaue, auf Kenntniß des letzteren gegrün— 
dete, Prüfung feines practiihen Weſens bewerkſtelligt werben kann, 
dahingegen durch allgemeine Redensarten mehr gehemmt ald gefür= 
dert wird. — 

In unverkennbar richtiger Würdigung dieſes Grundfahes, hat 
der Herr Geheimrath Generalauditor Brauer, in feinem im Ges 
richtsſaal Jahrg. 1853. II. Band. ©. 279 mitgetheilten Aufſatz: 
„dad Geſchworengericht in feiner Anwendbarkeit auf Militärgerichte,* 
einen wiſſenſchaftlichen Beitrag für die juriftiiche Behandlung ber 
in Betradht kommenden Trage geliefert, der auf dad Weſen der 


*) Gerichtsſ. Jahrg. 1853. U. S. 279 ff. 
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Sache eingeht, ohne große Weitichweifigkeit in 10 Paragraphen die 
Hauptpuncte hervorhebt, und eben fo kurz als beftimmt an vem 
Näfonnement feine fchließlihe Entſcheidung für oder wider bie 
bervorgehobenen Fragen anreiht. 

In meinem zum Gerichtsjaal Jahrg. 1852. Bo. I. ©. 335 ff. 
gelieferten Beitrag Sprach ich den Wunfh aus, die Aufmerffamfeit 
auf die Brage über die Anwendbarkeit des Schwurgerichts beim mis 
litäriſchen Gerichtöverfahren hinzulenken; durch die erwähnte Ab— 
handlung des Herrn Geheimrath Brauer, ſo wie durch die etwas 
früher veröffentlichte Abhandlung des Herrn Staatsanwalts Dubs*) 
ift diefer Wunſch erfüllt worden, — 

Wenn ih nun in Veranlaffung des vom Herrn Geheimrath 
Brauer Gefagten nochmals das Wort nehme, jo geſchieht dies 
nicht um zu polemiftren; ich bin von ver großen Fruchtloſigkeit der 
Polemik völlig überzeugt, und würde es für einen großen Behler 
halten, wenn der Gerichjdfaal verfelben in feinen Spalten ein grö— 
Bered Gebiet einräumen wollte ald einer wiffenfchaftlichen Kritik mit 
Nothwendigkeit gebührt. 

Es ift vielmehr einzig und allein das lebhafte Interefje für 
die Sache ſelbſt, wodurch ich zu nachfolgender Beleuchtung bed 
mehrfach beregten Artikels bewogen werde. 

Auch ich will mi bemühen, ſchon Gefagted möglihft wenig 
zu wieverholen, und bei nachſtehenden kurzen Bemerkungen mich 
borzugäweife an den Gedanfengang des Herrn Generalaubitord 
Brauer anfchließen. 

$. 1. Nachdem ver ebengenannte Herr Einfender zunächft in 
den erften Paragraphen eine kurze Skizze des franzöflichen und 
ſchweizeriſchen Militärverfahrens mitgetheilt, und diefelbe dem Strafe 
verfahren im ver öfterreichifchen und preußiſchen Armee gegenüber« 
geftellt hat, bezeichnet er die franzöflfche und ſchweizeriſche Prozedur 
als „Militärfchwurgeriht." Er Gemerkt dabei: daß einerfeitd in 
demfelben manche Abweihungen von der conjequenten Anwendung 
der Civiljury auf die Militärftraffälle enthalten feien, und daß ans» 
dererfeitö das von ihm als „veutfches Kriegägericht" bezeichnete Ver⸗ 


*) Bol, Gerichtsſaal Jahrgang 1852. IL. ©, 162 fi. 
Der Gerichtoſaal. heft X. 1864. 20 
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fahren, ohne ald Schwurgericht bezeichnet werben zu Finnen, dens 
noch mit dem oben erwähnten Militärſchwurgericht manche Analogie 
habe. 

Wenn fovann die öffentlih mündliche Verhandlung, das Net 
der peremtorifchen Recufation und der Umftand, daß die Militär- 
gefhwornen Tediglih Richter der That find, fowie endlich der Ums 
ſtand, daß fie gemeinfchaftlih (nicht klaſſenweis) berathen, ald 
Hauptunterfchiede des Militärfchiwurgerichtd, und als Diejenigen Mo— 
mente aufgeftellt werden, die dasſelbe nom deutjchen Berfahren un— 
terfcheiven, fo dürfte diefen Puncten doch auch noch der wejentliche 
Unterfhied anzureihen fein, daß die Militärgefhwornen die That— 
frage nach ihrer gewifjenhaften Ueberzeugung entfcheiden, die Mili— 
tärrichter de8 in Deutfchland üblichen Verfahrens dagegen — fo viel 
ih weiß überall — noch an gewiffe Beweisregeln gebunden find 
($. 1-5). 

$. 2. Was dad öffentlich mündliche Verfahren anbetrifft, fo 
erklärt der Herr Einfender ($. 6) fih dahin, daß die Deffentlichkeit 
jevenfalld nur ausnahmsweiſe, nämlih nur da zuzulaffen fei, wo 
militärifche ARückfichten nicht da8 Gegentheil gebieten. Diefe militä- 
rifchen Rückſichten aber follen vorzugsweiſe bei der Verhandlung 
über f. g. militärifche Verbrechen vorhanden fein. 

Die nach meiner Meinung mit der Deffentlichkeit verbundenen 
Vorzüge habe ich in meinem citirten Aufſatz (a a. O. ©.466 u. 467) 
angebeutet, vie Gefahren, vie nach Anſicht des Herrn Einfenderd 
zu befürchten find, halte ich micht für fo fehr erheblih. In den 
Augen feiner Untergebenen wird ein Offizier immer compromitirt, 
wenn er in Unterfuchung geräth; dad Zutrauen und die unbedingte 
Achtung vor dem Vorgefebten wird durch jede Strafe geſchwächt; 
ih glaube aber, es wird dieſe fchlimme Folge bei einem öffentlichen 
Verfahren vurdjaus nicht mehr hervortreten, als beim heimlichen. — 
Uebertreibungen und falfche Gerüchte über die wahre Sachlage wer— 
den durch die Heimlichfeit des Verfahrens gefördert, ohne daß es ein 
geeigneted Mittel giebt, diefen Uebelftänven zu begegnen, 

It der angeklagte Vorgeſetzte ein Liebling feiner Untergebenen, 
jo werden Leßtere beim heimlichen Verfahren im Ball feiner Verur- 
theilung; ift er verhaßt, im Ball feiner Freiſprechung, die Schuld 
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des ihren Wünfchen nicht entiprechenven Urtheils fehr Teicht dem 
Gericht beimefjen ; das öffentliche Verfahren iſt gegen ſolche Miß— 
deutungen das befte Bollwerk, — 

Schwere Infubordinationövergehen, Meuterei ꝛc. werden nie 
unbefannt bleiben, wenn fle vorgefallen find, und ich halte es für 
vortheilhafter, wenn fie alddann durch eine öffentliche gerichtliche 
Verhandlung den Einzelnen in ihrer wahren Geftalt vorgeführt wer— 
den, ala wenn die eigne Phantafte, Gerüchte oder Zeitungsnach— 
richten die Thatſachen verdrehen oder übertreiben. Allerdings fteckt, 
wie der Herr Einfender bemerkt, das Beiſpiel des Böfen an; allein 
es laͤßt fich nicht vermeiden, daß der Soldat wie jeder Menſch täg- 
lih dad Unrecht in feiner Begehung vor Augen hat; vie ift das 
Böſe, dad vorzugsweiſe anſteckt, mehr als das Böſe, das ihm zwar 
in öffentlicher Verhandlung als verübt vorgeführt wird, bei welchem 
er aber auch die lebendige Reaction des Geſetzes gegen das Unrecht 
vor ſich ſieht. 

Freiſprechungen in Fällen, wo Strafe verdient fein mochte, 
find niemal® ganz zu vermeiden, namentlich werden fle beim jebigen 
Derfahren, bei dem noch eine beftimmte Beweistheorie gilt, eben 
dur die Regeln der letzteren wohl noch zahlreicher herbeigeführt 
werben, als beim Schwurgericht durch den Einfluß der Vertheivigung. 

Dem gefährlihen moralifchen Eindruck einer ertremen Ver— 
theidigung ftelle man eine tüchtige Anklage und einen tüchtigen, 
indbefondere ruhigen und befonnenen Anfläger entgegen. — 

Berüdfichtigt man endlih die in den Strafgefegbücern ges 
wöhnlih aufgeführten Kategorien der f. g. Militärverbrechen, fo ift 
der größere Theil verfelben in der That der Art, daß die Gründe, 
aus denen man bei allen Militärvergehen die Deffentlichkeit unbe 
dingt ausichließen will, kon norne herein und nach der Natur der 
Vergehen bei Weitem nicht zutreffen. 

Die militärischen Straffälle, bei denen die eigentlichen Ge— 
borfamd= und Mefpectpflichten des Soldaten gar nicht verlegt find, 
dürften in der Praxis leicht die Mehrzahl bilden, die öffentliche 
Behandlung diejer Bälle wird regelmäßig ohne Gefahr fein, und 
deshalb glaube ich, daß wenn die Deffentlichkeit regelmäßig bei eis 
gentlichen Infubordinationdvergehen und etwa beim Vergehen des 
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Mißbrauchs ver Dienftgewalt ausgefhlofien, und ſodann dem Gericht 
felbft Die Befugniß ertheilt wird, die Situng für geheim zu erflä- 
ren, wo zufällige Umſtände folches erheifchen, einerſeits die aner- 
kannten Vorzüge der Deffentlichkeit gewahrt und etwaigen Gefahren 
fo ziemlih vollftändig vorgebeugt fein wird. — 

Die Mündlichkeit ded Verfahrens würde der Herr Verfaſſer 
für unbedingt anwendbar halten, wenn biefelbe nicht in Kriegszeiten, 
wo dad Heer in Bewegung ift, deshalb mit bedeutenden Schwierige 
feiten verbunden wäre, weil den Zeugen nicht immer zugemutbet 
werden koͤnne, perfönlich in der Schlußfigung zu erfcheinen, Es ift 
fiher, daß es eine verkehrte und jedenfalls Halbe Maafregel wäre, 
dem Heer ein Strafverfahren zu ertheilen, das in Kriegszeiten uns 
paflend ift, — allein dennoch, glaube ih, würde man die Münd⸗ 
Tickeit fehr wohl einführen können, Sehr häufig wird die Siftirung 
der Zeugen auch im Kriege ohne große Schwierigkeiten fein, bie 
militärifchen Zeugen wird man faft immer zur Stelle ſchaffen können, 
und geht e8 ein Mal nicht, nun wohl! auch beim Civilſchwurgericht 
muß man fi zu Zeiten mit der Berlefung einer beeivigten Zeugen» 
außfage begnügen. 

Eine große Hauptſache ift, daß das Gericht den Angefchul- 
digten felbft, und nicht blos die über ihn erwachſenen Acten reden 
höre, diefer Hauptvorzug der Mündlichkeit überwiegt viele Schwies 
rigkeiten und ift auch im Belde zu bewerkftelligen. Wenn aber ver 
Herr Verfaſſer die Deffentlichkeit ausfchließt, vahingegen die Münd- 
lichkeit zuzugeben geneigt ift, ſo iſt Schon oft und mit Recht bes 
merkt, wie fehr bedenklich eine folche heimliche Mündlichkeit fein 
fann. Beim Verfahren vor gefchlofienen Thüren müffen die Aeten 
und Protocolle, muß die Schriftlichkeit herrichen, um einen genauen 
Nachweis über dad Gejchehene zu liefern, beim mündlichen Ver— 
fahren kann allein das Recht des freien Zutritt8 — die Deffentlich- 
keit — die Legalität der concreten Procedur controlliren. — 

$. 3. Img. 7 wendet ſich fodann der Herr Berfaffer zum 
Recht der peremtorifchen Recuſation. Er weift nah, daß die mili- 
täriſchen BVerhältniffe das Recht einer durchaus freien, unbebingten 
Ablehnung des Nichters nicht zulaffen, bemerkt indeſſen ſchließlich, 
dad Necufationsrecht ſei keineswegs fo wefentlicher Beſtandtheil des 
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Inftituts der Jury, daß letztere ohne dasſelbe gar nicht gedacht 
werden könne. Wenn man in biefer Beziehung dem Kern Ver: 
faffer einerſeits Recht geben muß, fo folgt aber andererſeits daraus, 
daß die Recufationdfrage nur ein geringes Hinderniß für die An—⸗ 
wendbarfeit des Militärfchwurgerichts fein wird. Man wird hier 
fogar völlig nah Zwermäßigkfeitsrüdfichten handeln und, wie man 
will, die Necufation überhaupt nur unter Angabe ganz beftimmter 
Gründe zulaffen, over etwa die Richterclaffen niederer Grabe und 
vom Grade des Angeklagten ohne Angabe der Motive, vie vorge 
feßten Claſſen nur mit Gründen recuftren Taffen können, ohne dem 
Weſen der Schwurgerichte bedeutenden Abbruch zu thun. 

Was die Frage felbft anbetrifit, jo möchte ich mich, eben aus 
Zweckmaͤßigkeitsrückſichten Tieber für die peremtorifche Recuſation aud« 
iprechen, und zwar weil meines Erachtens e3 für einen Richter we— 
niger perfönlich Verletzendes hat, einfach abgelehnt zu werden, als 
wenn der Recuſtrende feine Motive weitläufrig auseinanderſetzen 
muß. Mag im erften Fall mancher Richter durch die Recufation 
fich vielleicht unangenehm berührt fühlen, fo wird der Eindruck, wie 
ich glaube, doch nie ein jo peinlicher fein, ald wenn zur Motivis 
rung der Ablehnung zunächſt dem Rerufationsgrunde eiw beftimmter 
Name gegeben und ſodann wiederum alle die Thatfachen fpeciftcirt, 
aufgeführt und erwiefen werben müflen, auf welche der Ablehnungs- 
grund zurüdgeführt werden foll. 

Allerdings Fümmert das Recht ſich nicht viel um Angenehm 
und Unangenehm, aber wenn son dem Herrn DBerfaffer die Trage 
einmal angeregt ift: in welcher Form die, an ſich abfolut noth» 
wendige, Necujationdbefugnig die militärifche Achtungspflicht ver 
Untergebenen gegenüber dem Vorgeſetzten, das kameradſchaftliche 
Berhältnig unter Gleichgeftellten, am meiften gefchont bleibt, fo 
glaube ich, iſt die einfache unbedingte Ablehnung eines Richters im- 
mer dad weniger Verletzende. — 

Wenn endlih der Herr Berfaffer die bei Schwurgerichten fta- 
tuirte peremtorifche Necufation daraus motivirt, daß der Zufall bei 
Zufammenfegung des Spruchgerichtd oft eine eigenthümliche Zufams 
menftellung des Gerichts fchaffen Fönne, fo trifft eben dieſer ms 
fand bei den militärifchen Gerichten in ihrer jebigen Geftalt im 
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vollem Maaße zu. Will man nämlich nicht dem Jurisdietionschef 
die Befugniß ertheilen, für jeden einzelnen Ball die Richter nad 
eignem Yutdünfen zu commandiren, fondern beſtimmt fich die Beru- 
fung der Richter — wie died wohl überall der Ball iſt — viel— 
mehr nach einer gewiffen, im Voraus für alle außerorbentlichen 
Dienftvorfommnifje beftimmten Reihenfolge, fo kann die Perfonal- 
combination ded Gerichts wenigſtens in den Richterelaffen ver Un— 
teroffictere und Gemeinen, für dad Intereſſe der Anklage fowohl, 
als für ven Angeklagten gewiß ebenſo Eritiih werden, wie bei ben 
eisilen Schwurgerichten, felbft wenn ver befte Wille ver einzelnen 
Perfönlichfeit auf feinen Augenblick bezweifelt werden Fann. 

6. 4. Die $$. 8 und 9 behandeln die Trennung ver That» 
frage und der Rechtsfrage, fowie die bei den Kriegögerichten durdh> 
gängig üblihe Abftimmung nach Elaffen. 

Die Ihatfrage von der Frage nah Schuld und Strafe zu 
trennen, hält der Herr Berfaffer im $. 8 auch bei ven Militärge- 
richten für zwedmäßig; wohingegen er im $. 9 die bei letteren 
meiftene übliche Abftimmung nach Glaffen, gegenüber einer allge- 
meinen Berathung und Ginzelabflimmung der Richter nicht aufgeben 
will. | 

Er fürdtet, es werde bei einer allgemeinen Berathung ent« 
weder die Freiheit und Unbefangenheit des Uriheild leiden, wenn 
der Untergebene feinen mitrichtenden Vorgeſetzten gegenüber nicht 
wage, feine wahre Anficht auszuſprechen; over aber, es werde fehr 
leicht die Subordination verlegt werden, wenn der Untergebene all» 
zubeharrlich feine abweichende Meinung fefthalte, 

Schon der Umftand, daf die Militärgerichte des württember« 
giſchen und großherzoglih Heffiichen Heeres allgemein berathen und 
viritim abftimmen, läßt annehmen, daß man jene Furcht nicht all 
gemein theilt, und indbefondere fo jchlimme Folgen jener Einrich- 
tung noch nicht erfahren bat; ich aber glaube: eben die klaſſenweiſe 
Berathung und Abftimmung dürfte nicht den mindeften Vorzug vers 
dienen. — Mas ich am verfelben beſonders auszuſetzen habe, ift, 
daß fobald der Fall nur ein wenig complicirt wird, namentlich bei 
den f. g. Unterclaffen des Gericht (ven Unteroffizieren und Solda— 
ten) ein verwirrender Mangel des Verſtändniſſes befürchtet werben muß. 
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Man vergegenwärtige fi die Sache nur ein Mal practifch: 

Der Auditeur Hat die Acten verlefen, in feinem Referat die 
Anklage und Vertheidigungsmomente hervorgehoben, gegen einander 
gewürdigt, und endlich feinen Antrag geftellt. — 

Jetzt werden die einzelnen Richterflaffen ftreng von einander 
feparirt; dürfen nicht mit einander conferiren; fondern Tediglich mit 
feinem Collegen aus der gleichen Claſſe bat ver Feldwebel, der Un- 
teroffigier und der gemeine Soldat fih Klarheit zu verſchaffen, und 
fich zu einigen. — Ich glaube behaupten zu können, daß fle in 
einigermaffen verwidelten Fällen den Gedanfengang ver Relation, 
die Puncte, auf die ed ankommt, meiftend verfchrt, ganz ohne Lü— 
den aber niemald verftanden haben werben ; fie tappen im Dunfeln; 
ziehen Gefihtöpuncte in ihre Berathung, die vollftändig frembartig 
find; oder fie urtheilen — zur eignen Beruhigung — fo wie ver 
Auditeur vorgefchlagen hat. — Sie meinen, Alles fei in befter 
Ordnung, wenn ber Angeklagte nach ihrem inneren Gefühl nur nicht 
zu hart oder nicht zu milde geftraft werde, auf die Subfumtion des‘ 
Thatbeftanded aber unter einen beftimmten Verbrechenäbegriff kommt 
es ihnen weniger an, es ift ihnen aber auch meiftend unmöglich, 
über biefelbe zu urtheilen. 

Bei einer allgemeinen Berathung dahingegen kann folchen 
Lücken ded Verſtändniſſes durch das beſſere Verftändniß ver intelli« 
genteren Michter abgeholfen, die Hauptfrage feitgehalten werden, 
und eine Abfchweifung auf fremvartige Rückſichten wird weniger zu 
fürdten fein. Eine gewiffenhafte und gründliche Erwägung der 
Sache fann mithin durch eine allgemeine Berathung nur gefördert 
werben. — 

$.5. Im $. 10 refümirt der Kerr Einfender denn dahin, 
daß der zu bejahende Theil der Brage über die Anwendbarkeit des 
Geſchwornen-Inſtituts fich darauf befchränfe, daß man zugeben müffe: 
auch bei Militärgerichten fei ed zwedmäßig, die Ihatfrage getrennt 
von der Nechtäfrage, und jede für fi durch Gefondere Richter ver- 
handeln zu laſſen. 

Wenn der Herr Berfaffer zu dieſem Refultat gelangt, weil 
er alle übrigen Eigenthümlichkeiten des fchwurgerichtlichen Verfah— 
rend ald unangemefjen für die militärifchen Verhältniffe zurüdweift, 
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jo hat er ficher volles Recht, die ſe Brage als eine „nichtbrennenve“ 
zu bezeichnen, — 

Hält man dahingegen ein öffentliched und münbliches Verfah— 
ren für nicht gefährlid; vielmehr für anwendbar, und wie dies 
meine fefte Ueberzeugung ift, fogar für nüglih, fo muß die Frage 
über die practifche Durchführung des Princips der Deffentlichkeit 
und Mündlichfeit gewiß eine größere Bedeutſamkeit erhalten. — 

Ich will die allgemeinen und oft wiederholten Vorzüge eines 
folchen Verfahrens nicht wieder aufzählen, und den doctrinären Sat 
hier nicht weiter ausführen: daß es eine Inconfequenz fit, wenn 
man dad Verfahren ald vie ficherfte Garantie für eine gerechte Hand» 
habung des Rechts einmal anerkannt Hat, daſſelbe alddann nicht 
überall wenigftend als Megel feftzubalten. — Uber auf folgenden, 
meiner Meinung nach dem practifchen Leben entnommenen Umftand 
will ich noch hinweiſen. 

In Deutſchland ift ein öffentlich mündliches Anklageverfahren 
erft feit dem Jahre 1848 überall ald Negel anerkannt, und mithin 
noch ziemlich neu. Es iſt das Inſtitut bis jetzt noch nicht fo ein- 
gebürgert, daß es ſchon jet Das Nechtöbemußtfein der Nation völlig 
durhdrungen hat, und eben deßhalb, glaube ich, wird ver Umftand, 
daß in einzelnen Kreifen der Rechtspfiege — wie 3. B. grade beim 
Militär, — jenes Verfahren nicht ftatt findet, auch noch nicht ges 
radezu ald ein Mangel gefühlt. 

Es wird aber nicht lange dauern, und ver Character ber 
Neuheit hat ſich verloren; das allgemeine NRechtöbewußtfein wird ſich 
bald des Geſchwornen-Inſtituts fo jehr bemächtigen, und fi fo 
vollſtändig auf dasſelbe flügen und gründen, daß es fih eine 
wirflihe Strafrechtöpflege ohne ein folches Verfahren gar nicht ven- 
fen kann. Iſt diefer Zeitpunet aber einmal gefommen, dann wird 
e8 unfehlbar ald ein Mangel aufgefaßt werben, wenn eine ganze 
Claſſe der Staatdangehörigen nach einem veralteten Syſtem gerichtet 
wird; nad einem Syſtem, deffen gute Seiten in Vergeſſenheit ge= 
ratben jind, deffen Fehler und Unzulänglichfeiten aber in der Tra— 
dition fortleben. — 

Was das Schlimmite ift: der Stand felbft, ver dieſem excep⸗ 
tionellen Berfahren unterworfen ift, wird dieſen Mangel — wenig» 
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ftend vermeintlihd — am meiften fühlen. Unbehaglichkeit, Mißtrauen 
zur Nechtöpflege wird vie unausbleibliche Bolge fein: und im Zeiten 
politifcher Wirren, gerade da, wo die Regierung der unbedingten 
Hingebung der bewaffneten Macht am meiften bedarf, werben die 
Leute nicht fehlen, die dieſe Unbehaglichkeit audbeuten und bis zur 
Unzufriedenheit fteigern. 

In meinem eigenen Vaterlande, in meiner Stellung ald Mi— 
litär-Juriſt habe ich felbft ſolche Zeiten erlebt, und Hinfichtlich der 
Verdächtigung der Militärgerichte gerade diefe Erfahrung gemacht. 

Das Puslicum, die Preffe bemächtigt ſich der Sache; dem 
Soldaten wird vorgehalten, wie febiglich er noch allein von allen 
übrigen „Staatöbürgern” ver „heimlichen Inquifttion” unterworfen 
ſei, deren „fchreiende Ungerechtigkeiten“ man endlih doch erkannt 
babe. Der Soldat ſelbſt, in feinen früheren civilen Lebensverhält⸗ 
niffen nur mit dem öffentlihen und mündlichen Verfahren bekannt, 
jetzt als Soldat yplöglich einem fremdartigen Proceß unterworfen, 
wird ein unbehagliched Gefühl nicht zurückweiſen können; ed wird, 
zum Nachtheil ver Regierung, fehr fchwer halten, einem verberbs 
lihen Einfluß ſolcher Einflüfterungen vorzubeugen, und man muß 
fürchten, daß alddann die Abhülfe Häufig zu fpät komme. — 

Man öffne deßhalb einem Verfahren, dad das Princip der 
Deffentlichkeit, der Münvlichkeit und einer nothwendigen Vertheidi— 
gung anerfennt, auch den Eingang in die Militärgerichte; man ftelle 
daffelbe wenigſtens als die Regel auf, von welcher man immer noch 
ans ſpeciell militärifchen Gefichtöpuncten einzelne Ausnahmen fefts 
ftellen fann; man führe dies Verfahren in ruhigen Zeiten ein, in 
welchen etwaige Mißverſtändniſſe Tiberaler Einrichtungen am wenigſten 
gefährlih, weil am Teichteften zu befeitigen find; und man wird 
nicht zu befürdhten haben, daß in unruhiger Zeit ordnungsfeindliche 
Madinationen ein unläugbar mangelhaftes Strafverfahren zu ihrer 
Operationdbafl® machen, um mit Erfolg Miftrauen, Unzufriedenheit 
und Auflehnung zu ſäen. — 


XXVI. 


Ueber Centraliſation der Gefängnißverwaltung auf 
Grundlage des jetzigen Standes des Strafrechts. 


Bon Dr. Friedrich Nöllner, großh. hefſ. Hofgerichtörath. 


Deutihland, dad Land der philofophifhen Sperulas 
tion, erzeugte feit dem Ende des vorigen Jahrhunderts eine Reihe 
von Strafrechtötheorien, — aber in feinem civiliftrten Staate ift die 
Geſetzgebung über Strafenſyſtem und die grundfäßliche Vollzie— 
hung der Breiheitöftrafe weiter zurücgeblieben,;, — Nordamerica, 
befannt als dad Land der practifhen Sperulation, hielt ſich 
frei von abftracten Theorien und jener Ideologie, welche fo gerne 
ald Univerfalismus fih fund gibt, und ed erlangte bald nicht blos 
ein gebiegened Strafrecht, fondern die Gefebgebung legte auch den 
ganzen Schwerpunet ihrer Wirkfamfeit in die confequente und 
energifche Vollziehung der Breiheitsftrafen und es ſchuf fih das 
durch ein Fräftiged Mittel gegen das Verbrechen und für Erhal— 
tung der rechtlichen Ordnung. 

Es Tieße fich Teicht Geweifen, daß es gerade die Strenge 
ded nordamericanifhen Gefängnißweſens ift, welde 
der Demoralifation und der Neigung zum Verbrechen und zu beffen 
Recidiven entgegenwirkt, daß umgekehrt die Shwäde, die Hu— 
manität und Philantropie in der Verwaltung ber deuts 
ſchen Strafanftalten, als Wurzel für die Erzeugung bed Ver— 
brechens und der Vermehrung des gefährlichften Theiled des Proles 
tariated erfcheint; vorerft foll jedoch in den folgenden Zeilen die 
Aufmerkfamkeit auf einen Punct gerichtet werden, an welchem der 
Hebel angefegt werden muß, wenn ed im deutfchen Gefängnißwejen 
beffer, wenn der Zweck alled Strafrechts erreicht und nicht fort 
dauernd jene enorme Summe vergeubet fein foll, welche jährlich 
für die eriminalgerichtliche Ihätigkeit aufgewendet wird. 
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Die Jahrbücher für Gefängnißfunde hatten den Begründer 
diefer Zeitfchrift, v. Sagemann, zunähft veranlaßt, dem Ges 
fängnifwefen feine Studien zu widmen; feine Thätigfeit wurde bald 
eine amtliche, die Großh. Badiſche Staatdregierung ließ ihn im 
Intereſſe jenes Gegenftanded die beften europäifchen Strafanftalten 
prüfen und fo wurde er im Minifterium der eifrige Vertreter für 
die wenigſtens theilweiſe mufterhafte Gefängnißreform in Baden. 
Der warme Nachruf ded audgezeichneten Vorſtehers ver Strafanftalt 
zu Bruchjal*) zeigt, wie er wirkte, Ich glaube in feinem Sinne 
zu handeln, wenn ich ein von den Juriften ganz vernachläſſigtes 
Gapitel des Strafrechts, weldes v. Sagemann mehrfach in 
diefer Zeitfchrift begonnen, aber nicht ausgeführt hatte, aufnehme, 

Im Gefängnißwefen war vor 1848 die Prognofe in 
Deutfchland für die Neform günftig geworben, Ueberallhin wurbe 
durch eifrige Gefängnißfundige gewirkt; fie bemühten fich redlich, vie 
mangelhafte Kenntniß der meiften deutfchen Regierungen und Bes 
‚amten durch gründliche Erörterungen darüber, worin die entjcheis 
denden Geſichtspunete zu fuchen feien, aufzuklären. Es Fam Alles 
darauf an, dad Gefängnißweſen mit feiner Quelle, dem Strafrechte, 
von welchem es nur durch die franzöſiſche Nachahmung der 
Theilung der richterlichen und vollziehenden Gewalt getrennt worden 
war, wieder zu vereinen und aus Ddiefem Gebiete vie zahlreichen 
Anhänger einer weichlichen Philanthropie bis zu der rechten Grenze 
zurüdzudrängen. Die öffentlihe Meinung wurde allmälig in den 
Kreid der Erörterungen, welche zugleich eine der wichtigften ſo— 
cialen Bragen betreffen, hereingezogen, die Verſammlungen ver 
Gefängniffundigen in Frankfurt und Brüffel gaben dazu weiteren 
Anſtoß. Breilich herrſchten noch viele verkehrte und durch Mißver⸗ 
ftändniß der nordamericaniichen Gefängnifeinrichtungen erzeugte irs 
rige Anftchten, allein jedem ſachkundigen Beobachter Fonnte der ſte— 
tige Bortfchritt in der Hauptſache nicht entgehen. Die k. preußiiche 
und großh. badiſche Staatöregierung betraten durch Neubauten nad 
den bewährteſten Muftern die reformatorifche Bahn und wenn auch 


°) 3. Füeßlin: Die Beziehungen des neuen babifchen Strafgefeßed 
zum Pönitentiarfyften ꝛc. Karlsruhe 1853. ©. I—X. 
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dabei einzelne Mißgriffe nur erkennbar waren und nachtheilig wirfen 
mußten *), fo war diefer Vorgang für die in Deutſchland herr- 
ſchende nachahmen de Gejekesluft von hoher Bedeutung. 

Das Jahr 1848 ſetzte die Revolution an die Stelle der Re— 
form und vernichtete auch jenes Streben zur Verbeſſerung der 
Strafanſtalten, theils weil die allgemeine Bewegung nur auf eitlen 
politiſchen Bahnen ihre Kräfte zerſplitterte, theils weil die Thor— 
heiten des gefteigerten Liberalismus die einzelnen deutichen Staaten 
der finanziellen Mittel für Eröffnung von Neubauten beraubten, 
während ſchon früher die Neigung zu monumentaler Architectur, 
für Theater u. f. w. die Verwirklihung wichtigerer Bauten für bie 
Öffentliche Sittlichkeit und Ordnung gehindert hatte. 

Wendet man auf unfere Frage das Gefeg ver großen Zahlen 
an, fo ergiebt eine forgfältige Benutzung der deutſchen, allerdings 
bis jetzt noch vielfach mangelhaften Griminalftatiftif, daß min de— 
ſtens zweimalhunderttaufend Perfonen die veutfchen Ge— 
fängniffe jährlih anfüllen und durchwandern, und daß die Hande 
habung der Gefängnißverwaltung, jelbft nah Abzug des Arbeitd- 
ertragd der Anftalten, Millionen abforbirt. Mitten im Frieden 
ernährt aljo Deutfchland eine große Armee von Delinquenten, deren 
Zahl, wenn man die polizeilich BVerbafteten, z. B. die Schüb: 
linge und Borfifträflinge, fowie die Unterfuchungdgefangenen der 
geringften Kategorie hinzufügt, über eine halbe Million er 
reiht. 

Erwägt man ſodann, daß mindeftend zwei Drittheile 
diefer Anftalten **) ihren Zweck nicht nur nicht erfüllen, fondern 
dad directe Gegentheil davon, daß ſie der fittlihen Entartung 


*) 3. B. dab das Eingelhaftgefängniß für Baden in Bruchſal, einer 
feinen Stadt, erbaut wurde, während ſolche Anftalten zur fteten 
Erhaltung des Intereſſes ber Arbeit (Bezug bed Arbeitsmaterials 
und Abjag) und der Theilnahme thätiger Humanität zahlreicher 
Dienfchenfreunde bedürfen, nur in größeren Städten errichtet 
werben dürfen. 

» Ich habe im Jahre 1847 die wichtigjten derſelben in allen deut— 
ihen Staaten befucht und geprüft. 
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den größten Borfchub Teiften und darum die Rüdfälle zu Ver— 
brechen erzeugen, fo wird dad Schreden erregende Reſultat auch 
dem oberflächlichen Beobachter Kar fein. Wenn die Strafe nur 
Dazu dient, die Verbrecher während der Strafzeit von weiteren Des 
lieten zurüdzubalten, jo wirkt dagegen viefe Zeit parum wieder dop⸗ 
pelt ververblih, weil durch die Gemeinfchaftlichkeit ver Lebensweiſe 
des Auswurfes der bürgerlichen Gefellichaft die Intenfität der 
verbrecheriſchen Triebfever zu neuen und ſchwereren Delicten anregt. 

Bereitd hat die überall erfirebte „Humanität" ven Strafe 
anftalten nah der alten, nur auf Abſchreckung und auf die 
firengfte Disciplin beruhenden Methode, faft ihren ganzen re= 
preſſiven Character entzogen und diefelben mehr in Wohlthätigfeits- 
orte umgewandelt, jo daß allmälig Verbrechen entftehen, nur zu 
dem Zwede verübt, um dem Urheber ein ficheres Aſyl zu bereis 
ten *). Man vergegenwärtige fih doch nur einmal, von welcher 
Beichaffenheit die Lebensweiſe derjenigen Claſſe von Individuen ift, 
welche die Strafanftalten bevölkern, mit welchen Entbehrungen dieſe 
Menſchen in der Breiheit in Bezug auf Nahrung, Kleidung u. f. w. 
zu Fämpfen haben und wie annehmlih auf der andern Geite ber 
Aufenthalt in einer größeren Strafanftalt ift, in welcher für alle 
Lebensbedürfniſſe, ſowie für unausgeſetzte gefellige Unterhaltung von 
Staatswegen geforgt iſt. Die wichtige Erfahrung drängt fich aber 
dem aufmerffamen Beobachter auf, daß fih die Verbrechen, welche 
die Meception in einem Strafort bezweden, vermehren, Der 


*) Bor den Afjifen der Provinz Oberheifen vum Januar 1854, kam 
ein Fall vor, in weldyem ein Burfche von 20 Jahren einer Brands 
ftiftung geftändig war, welche er nur deshalb verübt hatte, um 
einige Zeit eine Anftellung im Zuchthauſe zu erlangen. Er hatte 
nur darum bei dem Geftindniffe variirt, weil er glaubte, ſich über 
die Dauer des ſonderbaren Einjigrechts verrechnet zu Haben. — 
Bei einer voraudgegangenen Affife ergab ſich, daß eine leichtfertige 
Dirne nur darum zwei Brandftiftungen verübt hatte, weil 
fie ihr Tafterhaftes Leben nicht mehr fortjetzen Fonnte, Sie hatte 
fich alfo durch zwei Schwere Verbrechen gleihjfam die Berfegung in 
Ruheſtand erwirkt. Fälle folcher Art könnten in Menge gefam- 
melt werben, 
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Grund liegt offenbar in dem angegebenen Mißverhältniß, denn der 
Griminalpraris der früheren Zeit, zu welder noh Strenge in 
der Gefängnißdisciplin herrfchte, waren folche Erfcheinungen faft un» 
bekannt und die wenigen Ausnahmsfälle fanden in Lebensüber—⸗ 
druß, nicht aber, wie jeßt, in der Sicherheit des Lebens genuffes 
ihre Quelle. 

Aus diefen wenigen Zügen wird man ein Bild über deut- 
ſche Strafrehtözuftände erhalten, welches zugleich zeigt, in 
welcher Ausdehnung unfere fittlihen und forialen Zuftände 
immer mehr untergraben iverben, 

Was nüben bei einer folchen Perfpective die in jedem 
beutfchen Staate betriebenen Godificationen? Man freut fih ver 
Erfolge des öffentlih-mündlichen Verfahrens, — die Strafanftalten 
find dadurch bis zum Erprüden von Verbrechern erfüllt und dieſer 
ſcheinbar glüdliche Erfolg ift fo groß, daß die Strafe an vielen 
Taufenden von Berbrechern entweder gar nicht oder doch erjt nach 
langer Zeit, nach welcher die Strafe mehr ald Rache erfcheint, voll— 
zogen werden kann, fo daß aud von dieſer Seite dad Geſetz in 
feinem Anfehen finkt. Ginige veutfche Regierungen Haben ſich daher 
in diefem Nothzuftande einer Art von Urlaubsfyftem hingege— 
ben, bei welchem zumeilen eine Anzahl von Sträflingen wegen Ue— 
berfüllung der Anftalten vorläufig entlaffen wird, um fpäter wieder 
einen neuen Ruf zu erhalten. Ja felbft dad Begnadigungb- 
recht wird dazu mißbraucht, die Strafzeiten zu kürzen ober Die 
Strafarten zu verwandeln, um den ordentlichen Gang der Strafe 
bußen einigermaffen zu erhalten und nah den Etrafanftalten 
die Strafe zu bemeſſen. Es ift begreiflih, vap auch dadurch die 
Strafe in ihrer Bedeutung geſchwächt wird, 

Am meiften ift zu beflagen, wenn gerade in Staaten, in 
welchen nor 1848 die Reform der Strafanftalten bereits eingeleitet 
war, ſolche Zuftände zum Vorfchein fommen und den Rückſchritt 
begünftigen. Die Ueberfüllung diefer Anftalten iſt z. B. in Preu— 
Ben fo groß, daß der Strafvollzug oft Tange gehemmt ift, aber 
man wird zu dem verfehlteſten Mittel greifen, wenn man dem 
in der Kammer von Wenzel geftellten Antrag, die Gefangenen 
im Freien zu befhäftigen, Folge giebt; denn es ift klar, daß 
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dadurch ein Nothbehelf gegen die erwähnte Meberfüllung der Gefäng- 
niffe geichaffen, aber damit auch ver Zwed und die Intenfltät der 
Breibeitöftrafe in dem Maaße verwifcht wird, daß gerade purd 
diefen Ausweg das: incidit in Scyllam, qui vult vitare Charyb- 
dim herbeigeführt, ja fogar das urfprüngliche Uebel noch ver- 
mehrt werden wird. 

Sieht man auf die Verhandlungen, welche fih in einzelnen 
deutfchen Staaten in den ftändifchen Kammern über dad Gefängniß- 
wefen entfponnen haben, fo findet man auch hier große Ignoranz, 
man begnügt fih mit einigen allgemeinen Bhrafen und bewilligt 
ohne Anftand die von den Wegierungen für mancherlei Flickwerk 
geforderten Summen. Nirgends erblidt man hier eine burchgreis 
fende Anfiht und höchſtens läßt man fich auf kleinliche Zänfereien 
über vermeintliche Principienfragen ein, 3. B. ob die Regierung auf 
dem Verordnungdwege die Disciplinarftrafregeln für die Gefangenen 
erlaffen vürfe, ober ob Hierzu ein förmliches Geſetz nothwendig fei. 

Der Grundfehler Tiegt darin, daß fih in der Mitte der 
deutfchen Minifterien felten ein Mann findet, welcher die erfor— 
derlihen Kenntniffe und Erfahrungen mit Energie und Thatkraft 
verbindet, welche erforberlih find, um etivad Gedeihliches auf jenem 
Gebiete zu leiſten. Wir kennen Staaten, in weldyen forgfältige 
Unterfuchungen angeftellt, gründliche Gutachten im Sinne ver Re— 
form erftattet und dadurch die Materialien ganz nahe gelegt wur» 
den, in welchen man aber bei den höchſten Behörden vor der Laſt 
der Arbeit zurüdbebt. Man befaßt fich lieber damit, die ſchreienden 
Mängel mit außerorventlihen Koftenaufwand zu verdeden und 
mit allerlei oberflächlichen Maafregeln die verhaßten Acten von 
dem Arbeitötifche wieder in die Regiftratur zu bringen. Wird eine 
gediegene Arbeit eined Gefängnißkundigen eingereiht, fo entlevigt 
man fich derfelben 3. B. dadurch, daß man irgend einer Behörde 
das Gutachten zum weiteren Berichte vorfchreibt, welche weit weniger 
inftruirt ift, und wenn nun gar darin andere Anſichten auftauchen, 
fo bleibt Alles beim Alten. 

Sp gewiß es ift, daß von einer rapicalen Reform ber 
deutſchen Gefängniffe fo lange nicht die Rede fein kann, als vie 
dermalige Finanznoth Herrfcht, fo Tange ferner nicht wenigſtens ein 
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größerer Staat mit gutem Beifpiel vorangebt, ebenfo gewiß iſt «8 
auch, dag man wenigftend alle Palliative aufgeben und Maafregeln 
einleiten follte, welche allmälig darauf hinwirken, daß nicht die 
ganze Strafgefeßgebung und die unausgeſetzte Thätigfeit der Gerichte 
großentheila zu einer IIIuſion herabſinke. 

An die Spige der ganzen Aufgabe ift aber vor Allem eine 
durchgreifende, einheitlihe Drganifation zu ftellen, 

Ueberficht man die Verwaltungen der deutſchen Strafanftalten, 
fo findet man überall Zerjplitterung, Willkür und Unflarheit in 
der oberften Leitung. In der einen Anftalt befteht dieſes, in 
der anderen jened Regime und meift ift es nur der jeweilige Di- 
rector einer folden Anftalt, welcher durch feine Einfiht und 
feinen Tact fi einen Namen erwirbt und für Andere ald Mufter 
gilt. — 

Aber auch die Zahl folder Directoren in Deutfchland ift 
Hein, der Grund liegt darin, daß man mit foldhen Stellen in ber 
Regel geringe Befoldungen verbindet und es ohmedieß als eine große 
Seltenheit erfcheint, wenn fih alle Eigenfchaften, welche ver 
Director einer größeren Strafanftalt befigen muß, in einer Perſon 
vereint finden. — Man eriwäge nur, daß der getreue Vollzug des 
Strafurtheild nicht blos die Kenntniß des Geiſtes des Strafgeſetzes, 
fondern auch ſcharfe pſychologiſche Auffaffung jedes einzelnen Sträfe 
lingd erfordert, indem ver Strafvollzug nur durch jorgfältige Be— 
rükfihtigung der Individualität zum materiellen Nechte führt; 
man berüdfichtige ferner, welch’ Hoher Grad induftrieller Kenntniffe 
nothwendig if, um die Arbeit, diefen wichtigen Anhaltspunct 
für Umgeftaltung des Menſchen, richtig zu leiten, welche That— 
fraft und Energie fih mit wahrer SHumanität verbinden muß, 
um den haldftarrigen, boshaften Verbrecher zur Einficht zu bringen 
und den reumüthigen, durch Leichtfinn Gefallenen aufzurichten und 
in guten Borfäßen zu flärfen, man bevenfe endlich, weld’ großer 
Entfchluß für den jo gebildeten Mann dazu gehört, fein ganzes 
Leben unter Verbrechern zuzubringen, — fo wird man leicht 
ermeilen, welcher Werth einem ſolchen Vorſtand beizumefjen ift, 
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Merkwürdige Rechtsſprüche deutſcher und auslän- 
diſcher Gerichtshöfe: *) 


zur Erläuterung wichtiger Fragen der Geſetzgebung und An— 
wendung der Geſetze wiſſenſchaftlich und practiſch geprüft. 


Don Geh. Rath Dr. Mittermaier, 


V. 


Rechtsſpruch des Caſſationshofs des Herzogthums 
Braunfhmweig » Wolfenbüttel vom 4. October 1853 
über die Frage: ob wenn der Bater des Angeklagten 
der durch das verübte Verbrechen Beſchädigte ift, er 
in der gegen den Sohn wegen Körperbefhävdigung 
eingeleiteten Unterfuhbung ald Zeuge zugelafien 
werden Fann, wenn der Angeflagte gegen die Ver— 
nebmung proteftirt hat. 


Im Monat September gerietben der Altvater Johann Grupe 
und deſſen Sohn, ver Korhiaffe Heinrih Grupe zu Golenbah, welche 
ein und dad nämliche Haus bewohnen, in Streit, wobei Heinrich 
Grupe feinen Bater durch einen Stih mit einer Miftgabel am 
Körper beiihädigte. Der Vorſteher ließ die Anzeige von dem Vor— 
falle bei Gericht machen; die Unterfuhung begann; die Anflages 
fammer ſprach die Verſetzung in den Unflageitand aus. In der 
mündlihen Verhandlung vor dem Schwurgeridte in Holzminden 
(am 18. Juni 1853) war von Seite der Staatdanwaltichaft ver 
Beihädigte ald Zeuge in Vorfchlag gebracht; ver DVertheidiger des 
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Angeflagten aber proteflirte wider die Vernehmung des Beſchädigten 
als Zeugen wegen des nahen verwandtſchaftlichen Verhältniſſes; vie 
Staatöbehörde erklärte zwar, daß dadurch die Vernehmung bed 
Zeugen nicht gehindert werden Fünne, allein der Schwurgerichtähof 
verfündete den Beicheid, daß der Altvater Grupe nah 1. 9 D. de 
test. I, 6 Cod. de test. und Cap. 3 X qui matrimon. accus. poss, 
als Ausfunftäperfon in der Unterfuhung wider feinen Sohn nicht 
zugelafien werden könne. Gegen dieſen Bejcheid wurde ſogleich 
Einſpruch eingelegt und gegen dad Enderkenntniß die Nichtigfeit- 
beſchwerde erhoben (nach den Braunfchweigichen Gefegen im Intereffe 
des Geſetzes). Der Oberftaatdanwalt gründete feine Beſchwerde 
darauf, daß der beſchädigte Vater des Angeflagten ver Teßtgenannten 
Eigenfchaft wegen in der wider feinen Sohn eingeleiteten Unter« 
fuhung ald Ausfunftöperfon nicht zugelaffen worden ift. Der Bes 
ſcheid des Schwurgerichtshofs und die nachherigen Verhandlungen 
find — nad der Entwidelung des Oberſtaatsanwalts — nichtig, 
weil durch verweigerte Vernehmung des Befhädigten wefentliche 
Vorſchriften über das BDerfahren verlegt find, Die Gründe find: 
1) die Beſtimmungen des Civilprozeſſes über Unfähigkeit zum Zeug 
niffe in eigner Sache paffen nicht auf den Strafprogeß und ver durch 
dad Verbrechen Beſchädigte — einerlei, in welchem Berhältniffe er 
zu dem Angeſchuldigten ſteht — ift von dem Beugnifle nicht aus— 
gefhloffen, weder was die That und deren Befchaffenheit, noch 
was den Thäter und deſſen Perſon anlangt (darüber ift reiche Li— 
teratur angeführt). Durch die Ausſchließung des Beichädigten von 
der Zeugenfchaft würde in vielen Fällen Straflofigfeit des Thäters 
fanctionirt werden. 2) Jeder Stantöbürger hat gerechten Anſpruch 
auf Schuß, der ihm auf Feine Weife verfümmert oder entzogen 
werben kann; bie verwandſchaftlichen Verhältniſſe find geeignet, den 
verheißenen Rechtsöſchutz zu fteigern, nicht aber denfelben zu unter» 
drüden. Sollte der Beichädigte, in fo fern er zum Berlegenden im 
Berhältniffe eines Aſcendenten oder Defcenventen ſich befindet, nicht 
zum Zeugniß zugelaffen werden dürfen, fo würde er folgeweife auch 
nicht vom Unterfuchungsrichter wegen ver erlittenen Verletzung ver» 
nommen werden dürfen und ed wäre ihm in vielen Fällen (Erim. 
Gſtzb. $. 244) immer aber in Fällen ver Privatanflage ver 
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NRechtsſchutz gänzlich genommen. 3) Die von dem Schwurgerichts⸗ 
hof angezogenen Geſetze Fönnen nicht angeführt werben, um ben 
befhäpigten Vater von dem Leugniffe gegen den Sohn audzus 
fchließen, weil die Gefege nur den Ball vor Augen haben, daß 
Afcendenten oder Defcendenten mit dritten Verſonen, nicht aber den 
Fall, daß ſie mit einander in Conflict geratben find. Im letzten 
Ball muß das höhere Princip zur Anwendung fommen, daß bie 
Vernehmung nicht zurüdgewiefen werden darf. 4) In Unter—⸗ 
ſuchungsſachen find auch ſolche Zeugen behufs der Information zu 
vernehmen, welche fonft ald untücdhtige Zeugen erfcheinen. 

Auf den Grund der Verhandlung ver Nichtigfeitöbefchmerde 
erging am 4. October 1853 von dem Caſſationshofe nachftehendes 
Urtheil: „In Erwägung, daß 1) nach den $. 58 der Strafproceß- 
Ordnung e8 bei den either beſtehenden gefeglichen Beftimmungen 
über die Zuläfftgfeit der Beweismittel in Straffachen im Allges 
meinen geblieben, daß 2) die in der angefochtnen Entfcheidung alles 
girten Geſetze allerdingd da8 Zeugniß der Eltern in Angelegenheiten 
der Kinder und umgekehrt verbieten und aud dem Cap. 3 X qui 
matrim accus. poss. unzweifelhaft herworgeht, daß das Verbot fi 
nit auf Eivilrechtöftreitigfeiten befchränft, fonvern aud auf Cri— 
minalfahen Anwendung findet; 3) übrigens aus jenen Geſetzen zu 
entnehmen ift, daß das Verbot nicht auf Angelegenheiten fich bezieht, 
in welchen zwifchen Eltern und Kindern ſelbſt eine Parteiſtellung 
Statt findet, und daß in ſolchen Fällen die Bernehmung nicht aud« 
geſchloſſen ift, fi daraus ergicht, daß im gemeinen Rechte (4. ©. 
Art,165 CCC ſowie nach Art.244 des Criminalgeſetzbuchs) die Uns 
terfuhung erft von der Anzeige des Betheiligten abhängt und folche 
Anzeige in ven meiſten Zällen eine Vernehmung erforverlih machen 
wird, fo wie daß nach $. 2 der Straf-Prozef-Ordnung und dem 
$. 1 de8 Geſetzes vom 30. Dctober 1851 in den dort bezeichneten 
Fällen ver Gekränkte felbft ald Ankläger auftreten muß, wenn 
überhaupt eine Unterfuhbung Statt finden ſoll, diefes Auftreten aber 
gleichfalls ohne Audlaffung über die Sache nicht wohl möglich fein 
wird, außerdem 4) aus $. 10 und $. 159 des Strafprozeßordn. 
folgt, daß der Beſchädigte an dem Unterfuhungsverfahren ſich bes 
theiligen und daher in demfelben über die Sache fich außlaffen darf; 
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5) in dem vorliegenden Ball jeboch einer ver unter 3 und 4 bes 
zeichneten Ausnamdfälle nicht vorliegt, indem die Vernehmung des 
Anton Grupe Iediglih ald Zeuge von Seite der Staatdanwaltjchaft 
in Antrag gebracht ift, und darin, daß die gegen ſolchen Antrag 
gerichtete Proteftation für gegründet erfannt worden, nad den an« 
geführten Vorfchriften ded gemeinen Nechtd eine Nichtigkeit nicht 
gefunden werben kann, für Recht erfannt, daß die Nichtigkeitähes 
ſchwerde ald ungegrünvet zu verwerfen fei. 

Nicht unintereffant mag ed unfern Lefern fein, zu erfahren, 
daß die Oberftaatdanwaltichaft in Wolfenbüttel unter Mittheilung 
ded angeführten Erfenntniffes fämmtlihe Staatsanwälte angemwiefen 
bat, in vorfommenvden Bällen jenes Erfenntniffes ungeachtet die Abs 
börung de& beſchädigten Theils zu beantragen, und wenn Diefe ab» 
gelehnt werden follte, nach Beichaffenheit ver Sache vie Nichtigkeit» 
beſchwerde zu verfolgen oder Behufs der Verfolgung im öffentlichen 
Intereffe dem Oberftaatsanwalte die Arten einzufenden. — 

Der mitgetheilte Fall und die Entfcheidungen ver Gerichte 
find der höchſten Aufmerkſamkeit der Geſetzgeber würdig, weil es 
darauf anfömımt, ob es von dem Angeklagten abhängen foll, bei 
einer Strafverfolgung die öffentlichen Intereſſen ebenfo wie das In« 
tereſſe des durch ein Verbrechen Beſchädigten zu gefährden. Die 
Wirkfamkeit der Strafgefeßgebung, um zur Erreihung des Staatd- 
zweckes beizutragen und die bürgerliche Ordnung aufrecht zu halten 
und den Geſetzen Nachdruck zu geben, ift bedingt durch ihre fichere 
Anwendung gegen vie Uebertreter ver Geſetze, und durch eine Strafe 
juftiz, durch welche ficher jedes verühte Verbrechen verfolgt und der 
Schuldige zur gerechten Strafe verurteilt wird. Auch der durch 
dad Verbrechen Beſchädigte hat ein Intereffe, daß nicht blos vie 
durh dad Verbrechen begründeten privatrechtlichen Anſprüche ver» 
wirklidt werden, fondern auch das Verbrechen bergeftellt und der 
Schuldige zur Strafe gezogen wird. Durch die in den oben er- 
wähnten Entjcheivungen aufgeftellten Grundſätze wird die Energie 
der Strafjuftig vereitelt und in fehr vielen Fällen, in welchen öffent— 
liches Interefje und Intereffe des Beſchädigten die Strafverfolgung 
und Beftrafung des Schuldigen fordern, nach der Conſequenz der 
Anficht ded Caſſationshofes unmöglich gemacht, Verübt der Sohn 
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einen Mordverfuh an den Water, nothzüchtigt der entartete Water 
die eigene Tochter, verivundet er den Sohn, fo hat in allen dieſen 
Fällen ver Angeklagte ein einfaches Mittel, den Arm ver Straf 
gerechtigkeit zu lähmen ; er Hat nur ver Vernehmung des Beichä- 
digten ald Zeugen die Oppofltion entgegenzufegen und den Zeugen 
ald unfähig zu erklären, und nah der Anficht des Braunfchweigis 
fchen Gerichtd wird er in ven meiften Fällen ficher fein, der Strafe 
zu entgehen, weil eben bei Verbrechen, welche in dem engern Bas 
milienfreife von Verwandten an Verwandten verübt werden, ed an 
andern Perfonen als Zeugen fehlen wird, ver fchlaue Verbrecher 
bie gegen ihn zeugenden Indicien befeitigen und ihre Entdefung 
hindern Fann, weil der Hauptzeuge, nämlich der Beſchädigte, nicht 
ald Zeuge vernommen werden darf. 

Wir achten die Intelligenz und die Geivifienhaftigfeit ber 
Mitglieder des oberften Gerichtähofs in Wolfenbüttel; aber wir 
halten es für Pliht, im Intereffe der Wahrheit die Gründe zu 
prüfen, auf welchen der Ausfpruch des oberften Gerichts berußt. 

1. Ein Hauptgrund ift, daß nach den in Gemäßheit bes 
$. 58 der Strafprocefordnung in Braunſchweig beibehaltenen Ber 
flimmungen ded gemeinen Rechts über vie Zuläffigfeit ver Beweid- 
mittel in Strafſachen dad Zeugniß der Eltern und Kinder verboten 
ift und nad Cap. 3 X qui matrimon, accusare possunt das Vers 
bot ſich auch auf Strafjachen beziehe; allein vie Richtigkeit diefer 
Vorausſetzung kann nicht zugegeben werden ; denn es ift befunnt, Daß 
nach den Beugniffen ver gefchichtlichen Entwidelung der Beweislehre 
die Unterfcheidung von untüchtigen und verbächtigen Zeugen nur ein 
Product der Anfichten der Juriften des Mittelaltert war, daß 
inöbefondere ſchon im 16ten Jahrhundert nach den Anſichten ber 
damaligen Juriften die Berpflichtung zum Zeugnis allgemein aner- 
fannt war, jedoch mit der Ausnahme, daß Eltern und Kinder, 
Gefhwifter und Ehegatten gegen einander zum Zeugniß nicht ges 
zwungen werden follten, e8 daher von den ald Zeugen norgelabenen 
Berwandten abbing, ob fie von dem Vorrechte der Befreiung com 
Zeugniſſe Gebrauch machen wollten. Bei ver Berufung aufCap.3 X 
qui matrim. accus. darf nicht unbeachtet bleiben, daß jene Stelle 
zunächſt nur die Richtung bat, zu enticheiden, ob nahe Verwandte 
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in Eheſachen Zeugen fein fönnten, weil über dieſe Brage unter ven 
damaligen Juriften Streit war. Nur nebenher (nicht in der eigent« 
lichen Verfügung) ift bemerkt, dag Eltern und Kinder nicht in 
eriminalibus Zeugen gegen einander fein follten; allein abgeſehen 
davon, daß felbft vie Lesart: criminalibus beftritten ift, darf nicht 
verfannt werden, daß die Stelle fih nur auf die geiftlicdhen Gerichte 
bezieht, und nach bekannten Beugniffen der Gerichtögebraudh ver 
weltlichen Strafgerichte zwar manches von den geiftlichen Gerichten 
entlehnte, aber nicht unbedingt die Beftimmungen der letzten befolgte. 
Wollte man auch nad der Anfiht des oberften Gerichts in Wol- 
fenbüttel anerkennen, daß ein Verbot des Zeugniffes der Eltern 
gegen die Kinder beftehe, fo würde der Wille des Angeklagten und 
ob er eine Einwendung erhebt, nicht in Betrachtung kommen bürfen, 
fonvdern der Bater würde dann gar nicht — wenn auch der ange» 
Hagte Sohn in die Vernehmung willigte — vernommen werden 
tönnen, was aber häufig jehr nachtheilig für das Intereffe der Ver⸗ 
theidigung werden koͤnnte, weil oft ver Angeklagte auf feinen andern 
Zeugen zum Beweife eined wichtigen Bertheivigungsumftandes ſich 
berufen fann, ald auf feine Eltern. Wir bitten aber auch zu ers 
wägen, daß ſelbſt im frangöftfchen Verfahren, wo dad Geſetz (Cod. 
Art. 322) ausſpricht, daß Eltern, Kinder ic. nicht ald Zeugen ver⸗ 
nommen werben können, der Gerichtögebraud dad Bedürfniß aner⸗ 
fannt und die Rechtsübung gebeiligt hat, nach welcher ver Präfl- 
dent vermöge feined pouvoir diseretionaire ſolche Perſonen als 
Zeugen vorrufen und (zwar nicht eidlich) vernehmen kann. Ueber 
die Anwendung dieſes Sabed find freilih in Branfreih in der 
Prarid vielfache Streitigkeiten — Trebutien Cours p. 403 — be- 
merkbar ; allein der Grundfag ift überall anerkannt, daß auch 
Eltern mwenigftend als Informationdzeugen in Unterfuhungen gegen 
ihre Kinder norgerufen werben können, ohne daß dabei auf die Eins 
wendung des Angeklagten eine Rüdficht genommen wird, 

2. Bergleiht man ven Gang der Gefehgebung in Bezug auf 
die Gründe der Unfähigkeit gewiſſer Perfonen zum Zeugniſſe und 
in Anfehung ber Befreiung der Verwandten von dem Zeugniffe, fo 
bemerft man 1) in allen Gefeßgebungen ven immer entfchiedener 
beroortretenden Sieg der Einfiht, daß die ehemaligen aus Miß—⸗ 
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verftändniffen römifher Stellen und aus generalifirenden Ver— 
muthungen entftandenen Beichränfungen des Beugenbeweifed und 
Ausſchließung gewiffer Perfonen von dem Zeugniffe immer mehr 
wegfallen, und daher die wegen Verbrechens Verurtheilten, over 
Perfonen, die ein Intereffe am Ausgang ded Gtreitd haben, eben 
fo wie Verwandte nicht mehr zu den unfähigen Zeugen gezählt 
werben, fondern es ven Nichtern (oder Gefchwornen) überlaflen wird, 
nah den Umſtaͤnden des Falles die Glaubwürdigkeit ſolcher Per- 
fonen zu beurtheilen und immer mehr fprechen ſich ſelbſt in Deutſch⸗ 
Iand Stimmen dafür aus (3. B. die Stimme des erfahrnen Prä- 
fiventen Buſch in dem Archiv für Givil-Prari® XXXVII. ©. 63) 
daß die Gefeßgebung dem Vorbilde ver englijchen durch Erfahrung 
ale höchſt wohlthätig bewährten Geſetzgebung folgen möge, nad 
welcher Niemand mehr von dem Zeugniffe ausgeſchloſſen ift. 2) Eben 
fo ift es anerkannt, daß die zweckmäßigſte Art der Gefeßgebung in 
Bezug auf die Befreiung des Verwandten von dem Beugniffe Die 
jenige ift, nah welcher die al@ Zeugen vorgerufenen Berwandten 
als Zeugen abgehört werden können, wenn fie e8 wollen, aber 
die Befugniß erhalten, fich des Zeugniffes zu entfchlagen, jo daß ed 
nur von ihrem Willen abhängt, ob fie ald Zeugen vernommen 
werden, daß aber dem Angeklagten fein Recht zufteht, gegen bie 
Dernehmung ded Verwandten zu proteftiren. 

Wir können nicht glauben, daß ed im Geifte der weijen 
Braunfchweigfchen Straiprozeforpnung liegt, ein von der Geſetz- 
gebung aller anderen Staaten abweichended Privilegium dem Ans 
geflagten geben zu wollen; in der Art, daß wenn er die Vers 
uehmung eines nahen Verwandten, ver gegen ihn audfagen Fönnte, 
ablehnen will, er nur eine Oppoſition gegen Die Vernehmung auds 
zufprechen nöthig hat. 

3. Es fcheint, daß den Entjcheidungdgründen des von und 
angeführten Braunſchweigſchen Gaffationsurtheild über den Grund 
aus welchem nahe Verwandte von der Zeugenpflicht befreit werden 
follen, eine Anfiht zum Grunde liegt, welche nicht ald richtig an« 
erfannt werben kann. Unfehlbar liegt der wahre Grund diefer Ber 
freiung in der Nüdficht, von welcher jede weiſe Geſetzgebung gelei« 
tet werden muß, daß da, mo ein Widerſtreit der Pflichten, welche 
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die Natur auflegt, mit den Pflichten des Staats vorhanden ift, das 
Staatsgeſetz ohnmächtig ift und der Gefeßgeber die Bürger nicht in 
die Zwangslage feten joll. Wenn aber der Water ald Zeuge gegen 
den Sohn ausſagen foll, fo befindet er fi in einer Zwangslage, 
indem die Natur ven Vater abbält, gegen den Sohn zu zeugen und 
dann der Vater Teicht fich beftimmen läßt, gegen feinen Eid fo aus— 
zufagen, wie ed dem Sohne am günftigften iſt. Daraus aber folgt 
nur, daß ed dem ald Zeugen vorgerufenen Verwandten überlaffen 
werden muß, ob er Zeugniß ablegen will, weil ver Verwandte ver 
befte Richter über die Zwangslage ift, mancher haracterfefte, firenge 
Mann lieber die dem Sohne nachtheilige Wahrheit audfagen wird, 
während ver Mann von zarterem Gemüthe dadurch der furdhtbaren 
Lage, beizutragen daß vielleicht die fchiwerfte Strafe gegen den Sohn 
erfannt wird, entgehen wird, daß er dad Zeugniß ablehnt. Auf 
diefe Art ift das Recht eined Verwandten, das Zeugniß zu verweigern, 
ein Vorrecht, deſſen fih der Zeuge bevienen kann. Nie aber 
kann e8 von dem Willen des Angeklagten abhängen, ob der Ver— 
wandte gegen ihn vernommen werben fol; denn dies würbe Die 
Bolge haben, daß in vielen Fällen der Angeklagte, in dem Bewußt⸗ 
fein, daß die Ausfage ded Zeugen ihm ungünftig ausfallen würde, 
von feinem Rechte des Widerſpruchs gegen die Vernehmung Ges 
brauh machte und dadurch Die oben bemerkten Nachtheile her» 
beiführte. 

Meder da8 gemeine Met, noch eine neue Gefehgebung 
bat dem Angeklagten ein ſolches gefährliches Recht eingeräumt. 

4. Die Entfheidurgdgründe erfennen an, daß dad angeblich 
in Cap.3 X qui matrin. accus. gelegene Berbot der Bernehmung 
der Eltern ald Zeugen fid nicht auf Angelegenheiten bezicht, in 
welchen zwiichen Eltern und Kindern eine Parteienitellung Statt 
findet, daher in Fällen, wie im Art. 165 CCC (Bamilienviebftahl) 
wo die Unterfuhung von Anzeige der Betheiligten abhängt, bie 
Bernehmung ded Berheiligten nicht ausgefchloffen ift, ebenfo foll 
der Berheiligte von der Vernehmung nicht auögefchloffen fein, wenn 
der Beſchädigte an dem Unterfuhungdverfahren ſich betheiligt. 
Wenn aber die Entjcheivungdgründe fortfahren, daß in dem vor— 
liegenden Balle keine ver gefeglihen Ausnahmen eintrete, und bie 
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Dernehmung des Befchädigten nur als Zeugen, von dem Staats— 
anwalt in Antrag gebracht worden jei, hier alfo das gemeinredht- 
liche Verbot zur Anwendung fommen müffe, fo fpricht gegen biefe 
Anfiht, daß dadurch das Weſen der Staatdanwaltfchaft verkannt 
wird, und in der Gonfequenz der dur ein Verbrechen feines Ver— 
wandten, 3. B. des Sohnes, befchädigte Vater in den fihmeren 
Fällen in einer fchlimmeren Lage fein würde, ald da, wo ein Fa—⸗ 
miliendiebftahl verübt if. Der Grund, aus welchem das Gefeß 
in manchen Bällen Fein Ginfchreiten von Amtöwegen oder Feine 
Öffentliche Anklage zuläßt, Tiegt darin, daß bei manchen Verbrechen, 
3. B. Familiendiebſtahl, Injurien, das Gefek erwägt, daß das Vers 
geben häufig mit fo vielen zarten Bamilienverhältniffen oder mit 
eigenthümlichen perfönlicden Stellungen zufammenhängt, daß durd 
ein Einfchreiten von Amtswegen manche Nachtheile entftehen Tönnten, 
fo daß das Geſetz es dem Bethelligten überläßt, ob er Anklage oder 
Anzeige erheben will; allein auch im dieſem Kalle verfolgt der Bes 
ſchädigte nicht fein Privatintereffe, fondern die Strafverfolgung ges 
ſchieht im Öffentlichen Intereſſe. Der Vertreter der öffentlichen 
Intereffen ift aber der Staatanwalt. Der Staat fichert dem durch 
da8 Verbrechen Beichäpigten den Rechtsſchutz zu; beraubt aber das 
Geſetz den Staatdanwalt des Mitteld, durch die Kauptperfon, welche 
als Beichädigter die befte Auskunft geben fann, ven Beweis ber 
Anklage zu führen, fo vereitelt er den Erfolg der Anflage, entzieht 
dem befchädigten Sohne, dem durch Mordverfuch bedrohten Vater 
den Rechtsſchutz, würdigt leicht dadurch die Staatsanwaltſchaft herab 
und verlegt die Sffentliche Moral. — 

Nachdem bereit die oben abgedrudte Zerglienerung des Nechtd« 
ipruch® des Braunfchweigfchen Gaffationshofs an die Redaction des 
Gerichtefaald abgefenvet war, erhielt der Derfafler einen erft 
am 5. September 1854 ergangenen Rechtsſpruch über die Frage: 
ob der Sohn des Angeklagten, gegen melchen die Körperbefchädigung 
verfucht wurde, feiner verwandtſchaftlichen Verhältniſſe wegen einer 
wider feinen Vater eingeleiteten ftrafgerichtlichen Unterfuchung als 
Zeuge zugelaffen werben könne. 

Da der Gaffationdhof feine früher aufgeftellte Anficht in dem 
neuen Rechtsſpruche geänvert hat, fo wird die Mittheilung deſſelben 
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von Werth fein. Das Gaffationdurtheil erging in ver Anklageſache 
wider den Fleiſcher Auguft Sievers wegen Verſuchs feinen Sohn 
förperlih zu beſchädigen. Der Staatsanwalt Hatte ven Sohn ala 
Zeugen vorgeladen ; diefer Antrag wurde von dem Kreidgerichte ver⸗ 
worfen, worauf der Oberftaatdanwalt im öffentlichen Intereffe 
Gaffation ergriff. Dad Urtheil des Caſſationshofes Tautet: 

In der Anklagefahe wider den Bleifher Auguſt Sienerd zu 
Holzminden, wegen verfuchten Todtfchlagd, wird auf die von dem 
Oberſtaatsanwalte gegen das Erkenntniß des Herzogl. Kreidgerichts 
Holzminden vom 26. Mai 1854 im Intereffe der Nechtöpflege ver 
folgte Nichtigfeitöbefchwerde vom Herzogl. Caffationshofe, 

nachdem in der Öffentlichen Situng vom 12. Juli 1854 aus 

der Sache Vortrag gemaht und der Oberftaatöanwalt mit 

feinem Bor» und Antrage gehört worden, 

auf angeftellte geheime Berathung und in Erwägung, daß 

1) nad dem $. 58 der Strafprogeßoronung ed hei den früher 
beſtehenden gejeglichen Beftimmungen über die Zuläffigfeit ver 
Beweismittel in Straffahen im Allgemeinen geblieben ift; 
die in der angefochtenen Entfcheidung allegirten Geſetze allere 
dings dad Zeugniß der Eltern in Angelegenheiten der Kinder 
und umgefehrt, verbieten und aus dem cap. 3 X qui matrim, 
accusare poss. 4, 18 unzweifelhaft hervorgeht, daß das Ver» 
bot ſich nicht auf Eivilrchtöftreitigkeiten befchränft, fondern 
auch auf Criminalſachen Anwendung findet; 
übrigens aus jenen Geſetzen gleichfalld zu entnehmen ift, daß 
dad Verbot nicht auf Angelegenheiten fich bezieht, in welchen 
zwifchen Eltern und Kindern jelbft eine Parteiftellung Statt 
findet, und daß in ſolchen Fällen die Vernehmung nicht auss 
gefhloffen it, fih daraus ergiebt, daß jowohl nach Bor- 
fohriften ded gemeinen Rechts (z. B. Art. 165 der C.C.C,) 
ald nad dem $.244 des Criminalgeſetzbuchs die Unterſuchung 
mitunter erſt von der Anzeige des Betheiligten abhängt und 
ſolche Anzeige in den meiften Bällen eine Vernehmung er⸗ 
forderlih machen wird, fowie daß nah dem $. 2 der Strafs 
progeforbnung und dem $. 1 des Gefehes vom 30. Dctbr, 1851 
(Nr. 45) in den dort bezeichneten Fällen ver Gekränkte felbft 
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als Ankläger auftreten muß, wenn überhaupt eine Unter 
ſuchung Statt finden fol, diefed Auftreten aber gleichfalls 
ohne Auslaffung über die Sache nicht wohl möglich fein 
würde; 

4) außerdem aus den $. 10 und 159 der Strafprozeßordnung 
folgt, daß der Beſchädigte an dem Unterfuchungdwerfahren ſich 
betheiligen und daher in vemfelben über vie Sache fih auds 
laffen darf; 

5) hiernach in dem vorliegenden Falle der Sohn des Angefchul« 
digten geſetzlich nicht verhindert war, Auskunft über die Sache 
zu ertbeilen, und die fofortige Zurücweifung des von dem 
Staatdanwalte geftellten Antrages, venjelben über ven frag« 
lihen Borfall zu vernehmen, obſchon eine Erklärung bes 
Sohnes des Angefchuldigten, daß er die Auskunftsertheilung 
verweigere, nicht vorlag, den angeführten gefeglichen Bes 
flimmungen nicht entfpricht, dieferhalb nah $. 158 Nr, 2 
und $. 170 vie verfolgte Nichtigfeitöpefchwerde für begründet 
zu halten ift; 

für Recht erkannt: 
daß die bezeichnete zurückweiſende Entfcheidung und folgemeife 
das angefochtene Erfenntniß für nichtig zu erklären fei, Diele 
Entjheivung jedoch ohne Einfluß auf die abgeurtheilte Sache 
bleibe. 


XXVIII. 


Ueber Centraliſation der Gefängnißverwaltung auf 
Grundlage des jehigen Standes des Strafredts. 


Bon Dr. Friedrich Nöllner, großh. heſſ. Hofgerichtsrath. 


ESchluß). 


In Deutſchland findet man ſolche Stellen als Ruhepoſten 
für ausgediente Officiere beſtimmt, daher tritt dem erfahrenen Be— 
obachter faft überall die militärische Dieciplin, der Formalismus und 
das Feinliche Raͤderwerk der Verwaltung entgegen, während der Uns 
erfahrene dadurch überrafcht und Teiht zu der Annahme verleitet 
wird, die Anftalt fei eine mufterhafte. Prüft man die wefentli- 
hen Grundlagen genauer, fo findet fich faft überall gerade dad 
Gegentbeil. 

Diefer Sab gilt nicht blos für die meiften Strafanftalten der 
Heinen deutfchen Staaten, fondern auch für diejenigen in Defter- 
reich und Preußen. Dort Tiegt faft das ganze Gefängnißweſen 
noch im Argen und wenn auch einzelne gute Grundſätze ald Norm 
für die Fünftige Verwaltung veröffentlicht wurden, fo ift doch eine 
entjchiedene Maafregel noch nicht durchgeführt worden. 

In Preußen gab ed vor einigen Jahren eine Periode, in 
welcher die Freunde ded Rechts und der Humanität einen Träftigen 
Auffhwung erwarteten, ed war dieß die Zeit, in welcher der eins 
fichtövolle, auf eigene Prüfung geftügte Wille des Königs die 
Herftellung von Neubauten in verſchiedenen Städten ded Königreichs 
nad dem Zellenſyſtem anoronete. Nachdem indeſſen eine gewiſſe 
bureaufratifche Befliffenheit gegen jenes f. g. Syftem glüdlihe Op⸗ 
pofltion gemacht hatte und es jogar einzelnen fremden Abentheurern 
3. B. dem Monfteur Appert gelungen war, ihren Einfluß gegen 
jene Richtung geltend zu machen, mußten die aufrichtigen Freunde 
ded Fortſchritts, im ſoweit fie zugleich beftimmte Gegner des Pie- 
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tismus in Gefängniffen waren, an weiteren Erfolgen vorerſt vers 
zweifeln. 

Wenn überhaupt in der neueften Zeit die Copification in 
Deutſchland die Blüthe des Partifularismus und der Berwirrung er» 
reicht bat, fo zeigt fich die ſe am deutlichften im Strafenfpiteme, 
Die deutihen Strafgeſetzbücher ftellten die Strafarten nicht nad 
höheren Principien, fondern nad den in jedem Lande zufällig 
vorhandenen Strafanftalten auf. In dem einem Staate fannte 
man Zuchthaus, Correctiondhaus, Gefängniß, in dem andern Ket⸗ 
tenftrafe, Arbeitöhaus erften und zweiten. Grades u. f. w. — All 
diefe Strafarten eines und deffelben Landes unterfchieden ſich aber 
nicht in wefentlihen, fondern nur in unwefentliden Merfmalen. 
Mas aber die Verkehrtheit auf die Spite treibt, ift die Wahrneh- 
mung, daß in der einen Strafanftalt dieſes, in der andern jenes 
Regime gilt und daß die gefeplidhe Straffcala in ver An 
wendung geradezu umgefehrt wird; die Sträflinge in den 
Gefängniffen Cunterfter Grad) fehnen fih nah dem Cor—⸗ 
rectionshaus (zweiter Grad) und die Correctionaird nach dem 
Zuchthauſe (höchſter Gra)*, Warum? weil die Fleinften 
Gefängniffe, in Eleinen Orten gelegen, am ſchlechteſten verwal— 
tet, die Berhafteten darum am mangelhafteften verpflegt find, bie 
großen Strafanftalten dagegen die forgfältigfte Abminiftration 
genießen, fo daß die Gefangenen in dieſen an Kleidung, Speife 
Lagerung, Beichäftigung, Unterricht, Bewegung, Ärztlicher Pflege u. 
ſ. w. am beften aufgehoben find. 





Als ich vor einigen Jahren ein Corrrectionshaus unterfuchte, mel« 
beten fi) alle diejenigen der Sträflinge, welche bereit3 in dem 
ſchwerſten Strafgrad, dem Zuchthauſe, zugebracht hatten und baten 
inftändig, man möge bei dem Minifterium ihren bringenben 
Wunſch, ind Zuchthaus verfegt zu werben, erhören! Eine 
fichere Lehre, welche Nichtigkeit die zahlreichen Unterfcheidungen von 
Freiheitsſtrafen für Die große Maſſe der Sträflinge enthält. Mehrere 
jener Eorreftionärd machten fich dabei anheiſchig, lieber noch ein« 
mal fo lange im Zuchthaus zu figen, ald im Correetionshaus. 
Aber diefed Eompelle hatte feinen Erfolg. Es blieb eben — beim 
Alten! 
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Die Rechtsgleichheit ift alfo hei dieſer ganz nerwerflichen 
Strafvollziehung in Deutichland geradezu zerftört, der Zweck ber 
Thätigkeit der Strafgerichte und der aufßerorventliche Aufwand an 
Koften für diefelben vereitelt. 

Vergeblih wird man einmenden, die Barben feien bei dieſer 
Schilderung zu ſtark aufgetragen. Diefer Einwand beruht nur auf 
Unfenntniß des inneren werderblichen Betriebes jener Anftalten. 
Der Verfaſſer Fennt aus eigener Anfchauung die wichtigften Strafs 
anftalten aller deutfchen Staaten, er hat damit audländifche z. B. 
in Branfreih, Belgien, Holland, in ver Schweiz u. f. w. verglis 
hen, er war lange Jahre Griminalrichter und bat umfaßende Gut- 
achten über die Neform des Gefängnifwefens amtlich erftattet, ed 
wird ihm alfo nicht Teicht der Verdacht der Boreingenommenheit 
treffen Fönnen, zumal er zugleih die Stimmen der tüchtigſten Ge— 
fängnißs Direktoren während jener Reifen gefammelt hat. 

Iſt aber der Schaden an Moral und Recht fo groß, wird 
die öffentliche Ordnung durd die Strafentlaffenen ftetig gefteigert, 
meil fie e8 find, welche der Democratie zu jeder Stunde die» 
nen*) und zu dem gefährlichiten BProletariate zählen, dann 
follten finanzielle Bedenken verftummen. Mit moralifchen und 
finanziellen Nachtheilen Täßt fich nicht compenfiren. 

Man bat feit 1848 in weiteren Kreifen erfahren, was es 
für eine Bewandtniß mit den franzöfifhen communiftifhen 
und focialen Theorieen habe — und dennod nimmt man fid 
daran Feine Lehre, vielmehr tragen die deutfchen Staatöregie- 
rungen zur Vermehrung des Pauperiſsmus und Proletaris 
atd und der praftifchen Verbreitung ver Kehren eined Proud- 
hon, Blane ect. mehr bei, als «8 die eifrigften Wühler zu ah— 
nen vermögen, indem in den Strafanftalten vie fiherfte und blei— 
bendfte Grundlage für jene ver öffentlichen Ordnung bedrohli« 
hen Prineipien gebildet wird. 


*) Es iſt officiell feftgeftellt, daß bei dem Barrifatenfampfe in Paris 
nicht weniger als 24,000 entlaſſene Sträflinge betheiligt 
waren! ! 
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Allerdings Fällt der furchtbare Schaden nicht ſcharf in Die 
Augen, weil er ſich mit jedem entlaffenen Sträfling nach allen Rich- 
tungen ftrahlenförmig verbreitet, aber damit ift er nicht weniger ins 
tenfio und fortwährend dad Böſe erzeugend. 

Der Mangel eined einheitlien Brennpunftes für die Ge— 
fängnifverwaltung, zeigt fi in Deutichland auch darin, daß man 
fi) den Werth der Griminalftatiftit noch nicht gehörig zu Nuß 
genracht hat. Während in England, Belgien, Frankreich und ei- 
nigen deutfchen Staaten die Suftizminifter Nechenfchaftsberichte 
über dad Ergebniß der Wirkfamfeit der Strafen jährlich veröffent« 
lihen, während man dort durch die mit Sachfunde geführten 
Tabelle befähigt ift, für dad näch ſte Jahr dad Budget ver Ver⸗ 
bredher aufzuftellen, indem man die Art der in verfchiedenen Mes 
gionen herrſchenden Delikte, ihre Urfachen, das Verhältniß der Ger 
fhlechter, das Alter ver Verbrecher im Mergleich zu der Natur ver 
Vergeben, die Jahreszeit ihrer Verübung u. f. w. erfährt und da— 
durch der Geſetzgebung und höheren Präventivpolizei ſchätzbare Mas 
terialien liefert, erfahren in andern veutfchen Staaten die Strafges 
richte nur durch die zahllofe Menge der Rückfälligen, welche eins 
mal in die Strafanftalt gelangt, ihren verbrecherifihen Kreislauf 
unaufhaltfam befchreiben, wo der Sit de8 Uebels ift und wie tief 
er gewurzelt Hat. 

An die Koften, welde vadurd ven Eriminalfaffen ent 
ftehen, und melche fortwährend fteigen, venft man dabei nicht, weil 
dieſer Ausfall nach den finanziellen Regeln der conftitutionellen Bub, 
getwirthichaft in einer andern Partie der Staatsrechnung nor 
fommt. 

Man blicke einmal in jene Rechnungen, welche die Ausgaben 
für die Gefängniffe ver einzelnen deutfchen Lande enthalten, welde 
Koiten fie dem Staate auflegen und man wird erflaunt geflehen 
müffen, daß diefe Summen doch zu groß fein, um fich bei dem 
ftetd neuen Samen für die Sünde, welchen die Gefängniffe erzeus 
gen, bei einer foldhen enormen Fuſion beruhigen zu Eönnen. 

Welch' auferordentlicher Betrag könnte durch eine intelli« 
gente Centralbehörde nur durh Verminderung ber genau 
eontrglirten Ausgaben und gleihmäßige Bermehrung ber Ein 
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nahmen durch zweckmäßige Einrichtung der Arbeit in den deut⸗ 
ſchen Strafanſtalten bewirkt werden. Wer, wie der Verfaſſer, die 
Materialien zu vergleichenden Parallelen in dieſer Hinſicht beſitzt, 
wird ermeßen konnen, was ed heißt, wenn in dem einen Lande 
eine Strafanſtalt von gleicher Bevölkerung oft das Doppelte und 
Dreifache in einem andern deutſchen Staate koſtet! 

Es ergiebt ſich aus dem Allem mit Sicherheit, daß die 
Grundanſicht der überwiegenden Mehrzahl der deutſchen Ge— 
fängnifabminiftrationen auf unrichtigen Dorausfegungen beruhen 
müße, daß dagegen das Gefängnigwefen auf eine feinem Zwecke ent- 
fprechende, die höchſte Energie, Regiamfeit und Controle aller eins 
zelnen Beftandtheile im Geifte des Strafgeſetzes und ber Moral zus 
läffige Weile, ſelbſt ohne Koftenvermehrung, zu wirklichen 
Verbeſſerungen Hingeleitet werden Eönne. 

Der Kardinalpunft wird nun darin beftehen, die Frage zu 
löfen: auf welder Bafis und mit welchen Mitteln, jene Rich— 
tung der Neform durchgeführt werden Fönne? 

Es wird nicht ſchwer fallen, die Antwort in überzeugender, 
durch die gemwichtigften Erfahrungen unterflüßter Weile zu ers 
tbeilen. Je größere Hinderniffe ſich erheben, deſto größerer Auf— 
wand an Kraft und Ausdauer muß zu ihrer Leberwindung anges 
wendet werben. | 

„Es ift — fo prüft fih ſchon vor längerer Zeit ein ſach— 
fundiger Schriftfteller *) au, mit weit mehr Schwierigkeiten ver« 
fnüpft, die fchon vorhandenen, mit Berbrechern aller Art, ohne Aus- 
wahl und Klaffification überladenen und beinahe in jeder Rückſicht 
bis zum Höchften Grade der Verderbniß gefunfenen Gefangenenans 
ftalten anders einzurichten und fie zweckmäßig zu organifiren, als 
ganz neue anzulegen sc.“ 

Iſt dieß aber unzweifelhaft wahr, fo muß ein Punkt gefuns 
den werden, von welchem die geiftige Hebelfraft zur Neform in 
solle Wirkfamfeit gejegt werben kann, jo daß fie unaudgefegt und 


2) (vo. Arnim) Bruchjtüde über Verbrechen nnd Strafen Theil I 
©, 127. 
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Fräftig wirft, in welcher Richtung auch Die Neform durchge— 
führt werben foll. 

Die Nothwendigkeit eined ſachverſtändigen und 
fräftigen Gentralpunftes für daß Gefängnißweien 
eines Staates fpringt dadurch in die Augen. 

Ueberall erblift man in Deutichland gerade dad Gegentheil 
hiervon, — Zerfplitterung, Lahmheit und Mangel an einheitlicher, 
einfichtönoller Leitung des Gefängnifmeiend auf Seite der ven ein- 
zelnen Strafanftalten vorgefegten Behörden. 

Betrachten wir zunächſt Die beftehenden Zuftände und dann, 
wie fle fein follten, fo wird der Contraſt einleuchtend genug 
werden, 

Die vollziehende Gewalt befindet fih zum großen Theile 
und die Leitung des Gefängnißweſens faft überall in den Hän— 
den der Apminiftration. Es beruht dieß auf der franzöſiſchen 
Nahahmung der Trennung des pouvoir legislatif, judicaire und 
executif, Man bat inveffen in neurer Zeit, um den Zwed der Ju— 
fliz und die auf Erreichung deijelben aus dem Gebiet der Juſtiz 
bervorgegangenen Verordnungen confequent durchzuführen, aud in 
folden Ländern die Oberauffiht über die Gefängnifle auf die Ju— 
ftizminifterien übertragen, in welden durchweg franzöftfches Recht 
gilt, dieß in ver Weife, daß fih ein Mitglied jener Minifterien 
ohne Zwiſchenbehörden dem Studium und der auf Erfahruns 
gen gegründeten Ausbildung des Gefängnißweſens widmet. 

Nach forgfältigen Erwägungen im Staatdrarh erſchien z. B. 
in Belgien, einem Staate, in welchem man die Bebeutung des 
Gefängnißweſens ſchon lange erfannt hat, eine Verordnung nom 17, 
Januar 1832, welche im Artikel 2 beftimmt: 

„L’ administratiou des prisons sera annexé a date du 
„li. fevrier 1832, au ministtre de la justice *)“ 
und fih bisher als fehr wirkſam gezeigt hat. 





) Recueil des arröt6s, r&glements et instructions, concernant les 
prisons de Belgique, publié sous les auspices de Mrs le Mini- 
stre de la justice; Bruxelles 1840, p. 2. — 

Der Gerichtöfaal, Heft XI, 1854. 22 
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In ven Niederlanden fand eine gleiche Uebertragung auf 
dad Juftizminifterium durch koͤniglichen Beſchluß vom 25. Mai 1842 
ftatt *). 

In Württemberg überwacht ver Chef des Juftigdeparte- 
ments dieſen Geſchäftszweig. 

In Baden haben, ſeildem eine gleiche Maaßregel ſtattfand, 
die Gefängniffe eine neue, ſehr verbeſſerte Geftalt und Einrichtung 
gewonnen. 

Schon im Jahre 1803 ftellte v. Arnim an vie Spike feis 
ner gründlich motivirten Verbefferungdvorfchläge ven Satz: dem Cri— 
minaljuftigdepartement die Oberaufficht über ſämmtliche Gefangen- 
anftalten zu übertragen, eine Sauptdirection aller dieſer Anftals 
ten anzuordnen und berfelben nicht nur die vorläufigen Arranges 
mentd zur zweckmäßigen Organifation und Einrichtung berfelben, 
fondern auch die beftändige Direetion und Aufſicht darüber zu über: 
tragen **)," 

Diefe Anficht fteht in ver Gefängnißkunde ald ein unbeftrittes 
ner Sab da und dennoch gelingt ed nicht, ihm in Deutfchland prafs 
tifche Geltung zu nerichaffen, weil cd das Land der ewigen Beden- 
fen ift und man vor Tauter Zmeifeln nicht zur heilſamen Entſchei— 
dung gelangt. 

ATS im Jahr 1848 der revolutionäre Geift Extreme fchuf, 
wandten ſich dieſe nicht einmal dem Gefängnißweſen zu und fo viele 
zungenfertige Bolfövertreter in der Nationalverfammlung auch von 
Verbeſſerung unferer fittlichen und forialen Zuftände redeten — «8 
wurde Nichts über jene wichtige Frage des Rechts und der bür- 
gerlihen Geſellſchaft decretirt. Dagegen glaubte man den Triumph 
der Humanität und der Menſchenwürde zu feiern, als man 3. B. 
die Todesſtrafe mit einem Beberftrihe tilgte, während in den 
Zuchthäuſern Alles geihah, um die Verbrecher zu todeswür— 
digen Verbrechen zu befühigen. 

Die Grundfäße der „Breiheit und Gleichheit“ bemächtigten 


— nn mn — — 


*) Neederland Staatscour: 1842. Nr. 130, 
+) Bruchſtück e x. a. a. O. TUN ©. 17. 26. 277. — 
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ſich auch der Züchtlinge und es tar intereffant wahrzunehmen, wie 
die Tiberalen Minifterien von 1848—49 durch manderlei Ans 
ſprachen fih bemühten, dieſen Theil der nad) Freiheit Strebenven 
zu beſchwichtigen. Man ernannte Commiffarien zur Erforfchung 
der, Natur” der Beſchwerden der Sträflinge und man mußte ſich ge— 
ftehen‘, daß nicht durch die Oberauffihtsbehörde, fondern 
durch Züchtlinge eine Menge grober Mipftände und Ungerechtig— 
feiten zu Tag gefördert worben waren *). Aber was war dad Re— 
ſultat? Inzwiſchen hatten ſich die „Zeiten“ wieder geändert, man 
wechſelte hie und da die Directoren der Strafanftalten,, aber da8 
alte verderblidhe Syſtem blieb und die oberfte Ver— 
waltung verfiel wieder in jene große Zerfplitterung, 
welche ſich möglichft von der Idee der Eentralifation entfernte. 

Wenn man doh einmal Branfreid in ver Necolution, in 
geſellſchaftlichen Zuſtänden, in Gefegen u. j. w. nachahmen wollte, 
fo mußte man gerade jened Princip der „idees Napoldoniennes“ 
zum Mufter nehmen, nach welchem die Verwaltung eine gouvernes 
mentale Pyramide mit breiter Baſis und einem intelligenten 
Einheitöpuncte an ver Spite derſelben fein follte, 

Wir erblicden in Deutfchland faft überall gerade dad Gegen 
theil hiervon. Man befaßt fih bei ver oberften Verwaltungs— 
behörde der Gefängniffe nicht mit Studien und Beobachtungen des 
ausländifchen Gefängnißweſens, die Referenten in den Minifterien 
haben mit anderen, anjcheinend wichtigeren Dienftangelegenheiten zu 


*) In einem Zuchthaufe wurde duch eine gerichtlihe Unterſu— 
hung bewiefen, daß die minnlichen und weiblichen Sträflinge viele 
Monate lang, ohne daß die Direction Etwas davon ahnte, nächte 
liche Orgien feierten und ſich dabei aus den AnftaltSporräthen für 
Patienten (Wein u. ſ. w.) ftärkten. Die Beweife waren evibent, 
als fich zeigte, daß verſchiedene weibliche Züchtlinge — darunter 
Kindesmörderinnen — bon Sträflingen geſchwängert wor— 
ben waren, beren Sprößlinge auf Staatsfoften erzogen werden muß— 
ten. — Wir fragen: weſſen fittlihes Gefühl empört fi 
nicht bei foldhen Wahrnehmungen? Und dennoch wird das 
durch für die Reform — Nichts erzielt! 

22°” 
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thun und gerade darum und wegen der Mangelhaftigkeit ihrer 
Kenntniß der beftehenden Zuftände, ift jener Gefchäftdzweig für fle 
die partie honteuse. Sie machen daher gleichſam von dem bene- 
ficium abstinendi Gebraud und wenn ed je einmal einem dient 
eifrigen Director einfällt, ein umfafjendes Gutachten in Bezug auf 
Reform einzureichen, fo kann man ſich darauf verlaffen, daß er viel- 
Veit wegen feiner Leiftung gelobt, aber die Arbeit indgeheim, ſei es 
direet oder indirect durch Tangweilige Zwiſchenverfügungen, ver 
Berjährung überliefert wird, Sp bleibt denn der jämmerliche 
status quo, der Dienfteifer erfaltet und der für das Gute enthu— 
fiadmirte Beamte reiht ſich entrüftet ver großen Claſſe von öffent- 
lihen Individuen ein, welche man die büreaufratifhe Ma- 
ſchine nennt. 

Eine Menge von Zwiſchenbehörden, melde ebenfalls 
mangelhaft inftruirt find, trennt die oberfte Behörde von ven An— 
ftalten und wenn Daher irgend ein Schritt gefchehen fol, verſchreibt 
der Neferent im Minifterium die Eingabe der nächftfolgenden Ver— 
waltungsftelle zum Bericht, Diefe giebt den Gegenftand in gleicher 
Weiſe an den Gefängnißpirector und wenn dieſer, welcher die Sache 
in der Hand bat, weil er allein genau inftruirt ift, berichtet hat, 
fo fügt wieder die Zwifchenbehörde ihre oft ganz unrichtigen 
Bemerkungen Hinzu, damit der Schein der höheren Weisheit ges 
wahrt bleibe und wenn fih in dem Bericht an dad Minijterium 
eine Meinungdverfähiedenheit ergiebt, fo weiß man dort feinen 
ſelbſtſtändigen Rath und die Erfahrung zeigt alsdann biefelbe 
fonderbare Verlegenheit, in welcher fich jenes bedenkliche Thier zwi— 
ſchen zweien Heubündeln befand. 

Ich beklage aufrichtig alle tüchtigen deutſchen Gefängniß— 
Directoren, welche unter dieſem herrſchenden Syſteme ihr ſchweres 
Amt verwalten, aber fie werden mir bezeugen, daß ich die Ver— 
hältniffe genau erforfchte und zu würdigen vermag. Sie werben 
leicht ermeffen, wie fi ihre Stellung zum Vortheil ihres Dienftes 
und des Gegenftandes ganz verändern würde, wenn fie in unmit— 
telbare DVerbindung mit einer einfihtönollen Centralbehörde 
für dad Gefängnißweſen gebracht würden, 

Es verſteht fich von ſelbſt, daß fich dieſe unmittelbare Com⸗ 
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munication nur auf die Directoren der größeren Anftalten be— 
ziehen kann und nicht auf die in kleinen Orten zerftreuten Ver— 
walter non Kleinen Gefängniffen, deren ftete Beauffichtigung durch 
die Localbehörde und zeitweife Viſttation durch ein Mitglied ver 
Gentralbehörde oder einen Gefängnifdirector flattfinden müßte, 

Aus einer Gejhäftsführung, wie fie in Deutfchland durch 
verfhiedene Behörden beiteht, von welchen Feine die rechte Energie 
und Einficht beftgt, weil jeder nur ein Bruchtheil ver Verantwort⸗ 
fichfeit obliegt, ergeben ſich zugleich die Foftfpieligften Ausgaben. 
Bald find für dieſe, bald für jene Anftalt, wegen der Ueberfüllung 
Neubauten nothwendig, welche natürlich im alten Style aus- 
geführt werden und, wenn man verfchiedene Finanzperioden zufam« 
menftellt, eine Summe ergeben, für welche man eine audgezeichnete 
Anftalt nach den neueften, erprobten Erfahrungen ver Gefängniß— 
baufunde errichten konnte. 

Sp lange man das Gefängnigweien ald Nebenſache ans 
ſieht, follte man die Staaten zugleich mit neuen Strafproceßord⸗ 
nungen und Strafgerihtäorganifationen verjchonen, denn fie follen 
doch nur dazu dienen, dem Schuldigen die gerechte Strafe rafıh 
zuzumenben, allein es wird, wie wir ſehen, nicht dieß, fondern nur 
dad Gegentheil möglich. 

Die deutſchen Gefebgeber, ohnedieß von jeher und jetzt ganz 
befonderd son einer unfeligen Nachahmungsſucht fremdländi- 
cher Gefehe befallen, kennen nicht einmal die Art, wie die 
Strafe wirft und der Beſuch eined Mitglieds der Geſetzcom— 
miffton oder des Minifteriumd in einer Strafanftalt, um ihre Wirf- 
jamfeit gründlich zu flubiren, ift faft überall eine uner hörte Er- 
fheinung; diefe Herren fühlen, daß fie wegen ungenügender 
Kenntniß der Anftalten, ihren Subordinirten gegenüber in 
große BVerlegenheit gejeßt werden Fönnten. Und ganz dasfelbe ift 
auch bei den deutfhen Richtern der Ball, fie verordnen eine 
Strafe, weldhe einen Menfchen auf eine terra incognita verbannt, 
ihre Urtheile gleichen den Mecepten eines Arztes, welcher heilen 
fol, aber eine Medicin dietirt, welche er niemals fah und ald Gift 
wirft. Dies find diefelben Juriften, welde in Pandecten-Brag» 
menten zu Haufe find und vie Eregefe einer zweifelhaften Stelle 
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de8 Cover mit Luft verfolgen, obgleich fie nicht einmal die wich— 
tigften Inftitute ihred eigenen Landes kennen und beftände dasſelbe 
auch nur aus 600,000 Seelen! Sie halten es theilweife unter 
ihrer Würde, mit dem Auswurfe der Menfchheit, welche fie durch 
ein mit Entſcheidungsgründen verjehenes Papier-Urtheil genannt, in 
die Strafanftalt gefenvet haben, in nähere Berührung zu kommen, 
wiffen dagegen in abstracto Manched über Zweck und Grund ver 
Strafe, nah mandherlei ſ. g. Strafrehtötheorien zu fagen ! 

Wir Haben nun noch durch wenige Andeutungen zu zeigen, 
daß man auch in der Gefängnißfunde, ſie gehe von biefem over 
jenem Syſtem aus, über die Nothwendigfeit einer Gentralbes 
hörde einverftanden ift. 

„Einheit — fo bemerfte jhon von Arnim — *) iſt bei 
jedem Inftitute, welches feinen Zwed erreichen foll, das erfte und 
wefentlichfte Erforderniß, vor Allem aber bei Oefangenenanftalten. 
Eine zweckmäßige Aominiftration derfelben ift nur dann möglich, 
wenn Einer Behörde die Oberaufficht, Einrichtung, Negie aller 
Gefängniffe und ihrer Fonds annertraur if. Die Ueberficht des 
Ganzen und die durchaus nothwendige Controle des Staats ift fonft 
unmöglich, ebenfo wenig eine Gleichheit der Strafe, weldye blos dem 
Namen, aber nicht der Sache nad) vorhanden if. Der Aufenthalt 
in einer zwedwidrig gelinde und in einer allzu hart abminiftrirten 
Strafanftalt kann das aus der bloßen Zeitbeftimmung hergenommene 
Maaß und Verhältniß der Strafe oft fo fehr umkehren, daß eine 
und diefelbe Strafe doppelt und dreifach härter over gelinder wird, 
je nachdem fie im diefer ober jener Anftalt vollftredtt wird.“ 

Der jebige König von Schweden, welcher ald Kronprinz 
dem Gefängniäweien beſonderes Studium widmete, fagt in feinem 
trefflihen Werfe über Strafen und Strafanftalten **): 

„Die Verwaltung von Strafe und Befferungsanftalten erfor: 
dert eine wahre und aufgeflärte Menfchenliebe, einen edlen und 
kraftvollen Willen, einen feltenen Ordnungdftnn und ein ausdau- 





) a. a. O. Theil IS. 53. 55. 120. 150 ff. 
*) Die trichs Ueberfetzung aus dem Schwediſchen S. 114. 
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ernded Bemühen. Die höhere Leitung, vie Controle und endlich 
die Beibehaltung ded Vereinigungsbandes, welches nie zwifchen den 
Strafanftalten und ver bürgerliden Gefellichaft aufhören darf, muß 
einer befonderen Behörde anvertraut werben," 

Mittermaier kommt nad einer Tängeren Betrachtung *) zu 
dem Refultate: | 

„Mag der Gefehgeber fih zur Einführung ded einen ober 
anderen Gefängnißſyſtems entfchließen, jo bedarf es in jedem Falle 
gewiffer Einrichtungen, die ald Bedingungen ver Wirkjamfeit 
jedes Syſtems betrachtet werden müffen. Wir rechnen dahin vor 
Allem: die Einrichtung einer Gentralbehörde, melde 
dad Gefängnißweſen anordnet und beauffichtigt." 

Ebenfo v. Jagemann **), mit dem Zufaße : 

„In der That muß man ed den großen Näthfeln ver Guls 
turgeichichte beizählen, daß es Jahrhunderte lang brauchte, um dieſe 
Erfenntniß herbeizuführen, ja, man darf geradezu behaupten, daß 
Tauſende von Verbrechen nicht begangen und Taufende von vers 
irrten Menfchen gebeffert und ihren Mitbrüdern ald nüßliche Ge— 
noffen zurücgegeben worden wären, wenn die Lenker des Juſtiz— 
weſens früher hierauf Bedacht genommen hätten, 

v. Würth, welder die beften Strafanftalten Europas durch 
eigenen Augenſchein kennen lernte, nennt **8) — als eriten Vor— 
Ichlag für die Meform der deutfchen Gefängniffe: 

„In Beziehung auf Leitung und Ueberwachung der Gefäng- 
niffe — die Anftellung eigener Gefängnißinfpectoren, 
welhe unmittelbar unter vom Minifterium ſtehen und in allen 
Fragen über Gefängnißreform ald oberfte Behörde zu Rath gezogen 
werden T). | 

Aber dieſe wiſſenſchaftlichen Zeugniffe, welche durch viele 
andere vermehrt werden Fönnten und in der VBerfammlung für Ger 


) Im Archiv des Criminalrechts, N. 5. 1841. ©. 464. 
*) Jahrbücher für Gefängnißfunde Br. II ©. 258 ff. 
») In feiner Schrift; bie neueften Fortſchritte des Gefängnißweſens in 
Frankreich, England, Schottland, Belgien und ber Schweiz ı. 
7) Jahrbücher ber Gefängniffunde Br. VI S. 19. — 
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fängnißreform in Frankfurt a. M. dur die einftimmig gefaßte 
Anſicht: 

„bie Einführung einer Centralinfpertion und von Aufs 

ſichtscommiſſionen fei nothwendig“ 
ihren allgemeinen Ausdruck erhalten haben *), find nicht Producte 
der Speculation, fondern zugleih auch der Empirie und einer 
reihen Erfahrung in andern Staaten. 

Der erfte Impuls zu einer großartigen Entwidelung des Ge— 
fängnifwefens ging befanntlich in Folge der durch Howards denk» 
würdiged Werk veröffentlichten beklagenswerthen Zuflände von 
Philadelphia aus. Die gefeßgebende Verfammlung dieſes Staats ers 
ließ am 5. April 1790 ein ausführlihes Statut, in welchem Ge— 
fängnifinfpectoren eingeführt wurden und biefe Einrichtung 
bewährte fih in kurzer Zeit fo wohlthätig, daß fie auf alle nord« 
amerifanifhen Strafanftalten ausgedehnt wurde, ed wurde 
dadurch, um die Worte eines gründlichen Sachfennerd zu benugen**) 
ein ficherndes und dauernde Gegengewicht gegen den Schlendrian 
und die Abftumpfung gewonnen, welche durch die angreifenvden 
und verantwortlihen Pflichten in Gefängniffen ergrauender Beamten 
ihnen unbewußt allmählig herbeigeführt worden. 

Dik Beftellung einer Gentralbehörve erfheint in allen Staas 
ten als die erfte Periode der Gefängnißreform, In dem intereflan- 
ten, im Jahr 1834 von dem eveln William Crawford erftatteten, 
auf Befehl ded Parlaments gedrudten Berichte wird dieſe Erfahrung 
hervorgehoben und auch Englands Beifpiel belegt fie bejtimmt. 

In Irland wurde zuerft 1810 ein jährlich umreifender, con— 
irolirender Generalinfpector ver Gefängniffe ernannt ***), 
feine Wirkfamfeit war nur dadurch gelähmt, daß der Staat weni» 
ger Einfluß auf die Reform Hatte als die Grafſchaſt; 1822 trat 
ein zweiter Hinzu. 

„Seit 1825 wurden Generalinfpectoren für England und 
und Schottland ernannt 7). Crawford und Ruſſel erlangten 


) Jahrbücher für Gefängnißfunde Bd IX ©. 210. 

*) Julius Nordamerikas fittlihe Zuftände Bd II ©. 123. 
”") 50 Geo. c. 103. 

7) 5 und 6 Will. IV. c. 38, 
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ihre Wirffamfeit und Die weit verbreiteten reports of the inspec- 
tors ete., wie fle aub in Nordamerika jährlih an Senat und 
Repräfentantenhaus erftattet werden, europätfchen Ruf, 

Seit der Ernennung von ſechs Generalinfpertoren mit ſechs 
Adjunften in Frankreich, worunter Männer wie Lucad, Moreaus 
Chriftophe, welche jährlich ihre Berichte an dad Minifterium erftate 
teten, hatte dort die Reform begonnen und es war bort dad Ge: 
fängnißwefen der Oegenftand ausführliher und gründlicher legislati— 
ver Berathungen geworden. Schon der Gefeßentwurf von 1843 
enthielt im erfien Titel die Beftellung eines Generalrathes ver 
Gefängniſſe. 

Dieſelbe Wahrnehmung bot ſich in Schweden dar, woſelbſt 
ein Generaldirector (Liviin) beſtellt wurde; ebenſo in Nor we— 
gen. Man ernannte dort ſchon im Jahre 1837 eine Commiſſion 
zur Gefängnißreform, deren Wirkſamkeit in ver Schrift des Pro- 
feßor Holft „Betragtninge” dargelegt wurde. 

In Belgien wurbe in Gemäßheit einer Orbonnanz vom 2. 
November 1830 ein inspecteur general des prisons civiles 
et militaires ernannt und ihm zur Pflicht gemacht, à visi- 
ter trois fois par an toutes les maisons de detention, de surete 
et d’arret etc. 

Selbſt im 14. Capitel des Strafgefeßentwurfs für Ungarn 
wurde die Ueberwachung fämmtlicher Gefängniffe einer Central 
commiffion überwiefen und neuerdingd wurde auch ein General: 
infpector in Wien beftellt, obwohl die reformatorifhe Ankündigung 
eined neuen Gefängnißſyſtems, welche die Breunde der Neform mit 
Freude erfüllte, worerft nicht zu irgend einer erheblihen Maaß— 
regel geführt zu haben fcheint. 

Solche Gentralbehörven wären mit der öffentlihen Mei— 
nung durch Gefängnifräthe, welde nah dem Vorgange in 
Nordamerika) fih in ver Nähe jeder größeren Anftalt befinden 


*) Sie werben alle vier Jahre erneuert (Julius a. a. O. Thl IL. ©. 
184. ff.) und beffeiven ihre Stelle als Ehrenamt. — Belanntlid) 
wirkten in Norbamerifa für bie Gefängnißreform vor allem die feit 
1825 regelmäßig erfcheinenden Jahresberichte der nach ihren Vor— 
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müßten, zu unterftügen. Durch Verorbnung vom 5. November 1847 
wurden in Sranfreich die commissions de surveillance, welche 
feit 1819 in den Departementgefängnifjen beftanden, auch für bie 
großen Strafanftalten eingeführt*) und mit der Eentralbehörbe in 
Verbindung gebradht. 

Im Jahr 1847 befanden fich felbft in Rußland nad dem 
amtlichen Berichte des Ju ftizminifterd an den Kaifer 376 Gefäng- 
nißräthe. 

Die gleiche Einrichtung beſtand in Norwegen durch Ber 
orbnung vom 10, Scptember 1837 und durd ein im GStorthing bes 
ſchloſſenes und am 12. Juli 1848 vollzogenes Gefeg wurde der 
Aufſichtsausſchuß genau geregelt. 

Dad Belgifche Geſetz vom 14. December 1848 brachte da— 
mit die Gantonalfchußvereine in zweckmäßige Verbindung. 

Seit der Zeit der Gründung ſolcher Gentralbehörden hat denn 
auch die Griminalftatiftif, durch Quetelet, Guerry, Aronveau 
Villermd u. A. auf einen hohen Stanppunft gebracht, in jenen Staa— 
ten ihren praftifhen Werth entfaltet und bie „eriminal offenders‘ 
in England, der compte general de l’administration de la justice 
eriminelle in Sranfreich (feit 1825), in Belgien u. ſ. w. bis zu 
den comptes rendus de l’administration du conseil d’etat de 
Gendve geben dafür beredtes Zeugniß. Aus ihnen entnimmt man 
wie Berenger ald Berichterftatter des Ausſchußes der Parisfammer über 
den Gefängnißreformentwurf von 1847 fagte: „Die Tiefe des ſitt⸗ 
lichen Uebels, deſſen anſteckendes Gift, indem es ſich der geſunden 
Bevölkerung mittheilt, aus der Verderbniß eine allgemeine Gefahr 
macht; ſolche Früchte trägt ein Syſtem, welches aus ber beabſich⸗ 
tigten Sühne des Boͤſen, eine Quelle zu neuem Böſen mad“ 

Es giebt einen Zoll — fo bemerkt treffend Quetelet*) — 
den der Staat mit ſchreckenerregender Regelmäßigkeit zahlt, nämlich 


gängern in Philabelpbia geftifteten Boftoner Gef ängniß ge— 
ſellſchaft. 
*) Jahrbücher ver Gef.kunde Bd. XI. 188. 191 
**) In feinen letire sur la theorie des probabilites, applique aux sci=- 
ences morales et politiques. 
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den der Gefüngniffe und dieſer ift ed, auf deffen Herabfegung eine 
weife Regierung vorzugsweiſe hinarbeiten follte. 

Faſſen wir dad Ergebniß diefer Betrachtung zufammen, fo 
befteht es darin: 

Sind die deutſchen Staatöregierungen überhaupt entfchlofien, 
dem für Recht, Sitte und Menfcbenwohl höchſt bedeutungsvollen 
Begenftande der Gefängnifreform ihre Aufmerkjamfeit zuzumenden, 
dann ift die er ſte Manfregel in Herftellung eines Gentralpunfs 
te8 zu fuchen, repräfentirt durch einen Beamten, welder die Ma— 
terialien für die Reform unmittelbar unter vem Juftizmini- 
fterium, auf der Baſis des Erreichbaren fammelt und verarbeitet, 
eine fortwährende Auffiht und Gontrole führt, deren Ergebniße ver 
oberften Staatöbehörve vorlegt, zugleich die Criminalſtatiſtik bear— 
beitet, in fteter Wechjelwirfung mit den Strafgerichten, Staatsans 
wälten und Auffichtcommiffionen fteht, die Erfahrung aller Länder 
in jenem Gebiete in ſich vereinigt und von dieſem Mittelpuncte übers 
allhin, gleihfam jtrahlenförmig, mit Nubanwendung weiter verbreis 
tet, endlih für ein gleihmäßiged Begnadigungsverfah— 
ren, geftügt auf eine forgfältige Erwägung der Individualitäten *), 
wirkſam ift, 

Die Prognofe ift leicht. Verſchiedene deutſche Kammern, alle 
Gerichte, die intelligente öffentliche Meinung haben fchon Tängft und 
dringend die Hilfe verlangt, vor Allen aber jene Sträflinge, welche 
noch Ehrgefühl genug befaßen, um die Infamie zu begreifen, 
welche weniger in Bolge der ungeſetzlichen That, als vielmehr durch 
die Art der Strafvollitrefung, indbefondere durch die Gemeinfant« 
feit des Lebens Gereitd gejunfener und noch zu rettender Menjchen, 
audgebreitet wird. 

Die bisherigen zahlreichen Zmifchenbehörben jollen von einer 
Laſt befreit werden, welcher fie ſich nicht mit Freudigkeit unterzies 
ben fonnten, während eine mit ibren Befugniffen audgerüftete Gens 
tralbehörve mit Liebe, Intereife und erfolgreicher Wirkfamfeit han— 
deln und alle tühtige Gefängnifßbeamten in derſelben 
Richtung mit fich fortführen wird. 

Es ift die Aufgabe, endlich mit einer Abjchlagszahlung für 
eine große moralifhe Schuld zu beginnen, mit welcher ſich 
die meiften Staatöregierungen Deutfchlands feit Fahren belaftet Haben! 


*) Die Mitalieder ber Auftigminifterien würden fich erftaunen, wenn 
fie wüßten, von welcher Bedeutung biefer Gegenftand für bie 
Mirkfamfeit einer Strafanftalt if. Die Strafgefangenen, melde 
ihre Berhältniffe bald mechjelfeitig fennen lernen, befinden ſich in 
fteter Aufregung und Entrüftung, wenn fie erfahren, daß biejer 
Sträfling ohne Grund entlaffen wird, während ein Anderer, wel» 
her Gnade verdiente, zurückgehalten wird. 





XXIX, 
Kecht und Gefebgebung in England *). 


Bon Dr. H. B. Oppenheim in Paris. 


Kap. VI Die höhften Organe der ausübenden 
Gewalt, 


Nah engliſchen Nechtöbegriffen ift ver König ein Glied des 
Parlamentes, gleichſam ein dritted „Haus“, deſſen Mitwirfung 
eben fo unentbehrlih ift, wie die der anderen beiden. Aber er 
allein ift immer gegenwärtig, und er allein fann die beiden Häufer 
ded Parlaments berufen. Er vertritt in dieſer Weife die Eontinuität 
de8 Staated: dad Parlament kann nicht ohne ihn zufammenfommen, 
und er Fann nicht ohne Parlament regieren. Nur in dem einzigen 
Falle, daß der König flirbt, tritt — nad einigen neueren, unter 
Wilhelm III., Anna und Georg III. gegebenen Statuten, — das 
legte Parlament von felbft wieder zufammen und bleibt 6 Mo— 
nate lang, wenn es nicht vorher von dem neuen Könige ausdrüdlich 
aufgelöft wird. — Eine hbiftorifche Ausnahme bilden die ſoge— 
nannten Gonvent- Parlamente („convention-parliaments“), welche 
im 17. Jahrhundert die Neftauration und Die zweite Mevolution 
beflätigten, zu deren nachträglicher Sanction „heilende 
Arte” gegeben wurden. Hierbei, wie für die Eönigliche Succef- 
fiond-Ordnung, mußte eine fünftliche Interpretation die Fiction ber 
ununterbrochenen Kegalität herſtellen. — Ueber ven Zeitraum, inners 
halb welchem der König dad Parlament einberufen muß, varlirten 
die Statuten verfloffener Jahrhunderte bis St. 6 Will und 
Mary c. 2 einen 3jährigen und die Praxis einen alljährlichen 
Termin feftfeßte, — für die Sigungsperioden nämlich; die 
MWahlperioven find hiervon verſchieden. — (Vergl. unten.) 


*) Bergl, oben ©. 81. 
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Das Herricheramt und Regierungsrecht des Königd bon Eng⸗ 
land berubt auf dem Geſetz, d. h. auf der Gegenfeitigfeit von 
Rechten und Pflihten, oder auf einem Urs Vertrag zwifchen König 
und Volk („Original-Contract“, Contrat social), wie das Parlament 
von 1688 in der gegen K. Jakob II. gerichteten Abfegungs-Urfunde 
fh ausdrückt. Die älteften Juriften, wie Bracton, Bortefoue und 
A. m. (ſ. oben Kap. IV), fagen, dad Geſetz made den Ki» 
nig, und debueiren daraus den Krönungs-Eid, der noch Heute 
faft wörtlich fo Tautet, wie er von Richard II. abgelegt worden und 
in dem Rechtsſpiegel („mirror of justice*) jener Zeit eitirt 
wird. Dagegen beruhen die im Parlamente und von den Beamten 
dem König geleifteten Schwüre zum Theil auf den veralteten Vor⸗ 
ftellungen feubaler Treupfliht, zum Theil auf Reminiscenzen aus 
den Firchlicden Kämpfen des 16. und 17, Jahrhunderts, und haben, 
ihrem Wortlaute nah, Heutzutage nur noch eine ſymboliſche 
Bedeutung. 

Die Erblichkeit der Krone ift „gemeined Recht“; die 
Thronfolge» Ordnung flimmt mit dem gemeinen Erbrecht überein. 
Das falifhe Gefeb galt niemald in England; „neque enim sexum 
in imperiis discernunt* (fiehe Tacitus in Vita Agricolae); nur 
wird der jüngere Bruber der älteren Schweiter vorgezogen, während 
im englifhen Brivatreht überhaupt Feine Primogenitur 
zwifhen Schweitern ftattfindet. Abgefehen von den durch die 
Untheilbarfeit der Krone bedingten Forderungen ver Primogenitur 
herrſcht für die Föniglihe Succeffions- Ordnung bie lehn— 
rechtliche Doctrin, weldhe die an Grund und Boden ftattfindende 
Erbfolge ded gemeinen Rechtes beftimmt; — dazu treten aber auch 
eonftitutionelle Beſchränkungen ein. Die Statuten fprechen 
von ded Könige „Erben und Nahfolgern*. Damit der „natür« 
liche Erbe" auch der Nachfolger fei, muß er von Körper und 
Geift regierungdfähig fein, der Staatdreligion angehören und den 
Krönungd-Eid Teiften. — Bergl. 12 u, 13 Will, III ec, 2 (den 
„Act of Settlement*), Stephen's Commentar 1848, T. II, ©. 
409 u. ff., und Oppenheim, über Negierungd- Fähigkeit und Regent— 
haft 207 ꝛc., Stuttgart 1844. 

Wird die natürlihe Suecefflon unterbrochen, fo heißt der 
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dafür eintretende Nachfolger ein haeres factus, im Gegenfab zum 
haeres natus, Jedenfalls aber wird angenommen, daß Feine Paufe, 
fein Interregnum flattgefunden habe; die Perfonen wechfeln, vas 
Königthum, d. 5. dieſelbe und eine Fönigliche Gewalt und Wuͤrde, 
bleibt. (Der Engländer bezeichnet in ver offictellen Sprache ven 
Tod feined® Souveraind ald „Demise*, demissio), Aus dieſer 
Theorie von der Unfterblichfeit des Königstkums, ald nothwenvdigfter 
Bedingung für den Staatd-Organidmus, folgt nicht nur die Strafe 
Infigfeit des Königs („ver König kann fein Unrecht thun“), — 
fondern auch die gefehliche Annahme, daß e8 feinen minder- 
jährigen König und feinen gejeßlichen Vormund für denſelben 
gebe. („In the king is no minority*) — Die gemeinrechtlichen 
Beftimmungen über VBormundichaft gelten nicht für den Thron— 
Erben. In jedem einzelnen Falle, der eine Negentichaft erbeifchte, 
bat dad Parlament durch ein befonderes Geſetz dem Bedürfniß ab— 
geholfen und gewöhnlich dem fpeciell ernannten Negenten gewiſſe 
Beſchränkungen auferlegt. Selbft das Alter der Volljährigkeit variirt 
in den Älteren Statuten, Die neueften Acte find 7. WIN. IV u. J. 
Viet., e. 72, — und °/, Viet. 52 (Diefer Iehtere auf Prinz Albert, 
ald eventuellen Regenten, bezüglih). Am grünplichften wurde die 
Srage der Negentichaft im Parlament dißcutirt, ehe der Prinz von 
Wales, nachmaliger K. Georg IV., für feinen geiftesfranfen Vater 
die Regierung übernahm. 

Im Allgemeinen Gerußt die Unfehlbarkeit des Königs 
auf der Unmöglichkeit Unrecht zu thun: eine ungeſetzliche 
Handlung iſt eine nichtige. Dennoch enthält die brittifche Ver— 
faſſung nit grundgeſetzlich die Beltimmungen über Minifter- 
Berantwortlichfeit und Gontrafignatur, welche auf dem Gontinente 
für Bollwerke der conftitutionellen Freiheit gelten. Der König ift 
oberfter Beamter, ja, eigentlich — nah einem alten Dietum — 
einziger Beamter”, denn alle Beamten-Functionen find nur 
auf fpeciellen Mandaten berußende Ausflüffe der Füniglichen Macht, 
der fogenannten Staatshoheits-Rechte „Regalia majora*. 

Der König ift die „Quelle der Gerechtigkeit, der Ehren und 
Gnaden”, Da er aber nit mehr Macht verleihen kann, ald er 
felber befigt, jo kann er nichts Ungeſetzliches befehlen, und jeber 
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Beamter ift nur zum Gehorfam innerhalb der gefeßlichen Schranfen 
verbunden, ja für jede Uebertretung dieſer Schranken perfönlid 
haftbar. Statt der Minifter-Berantwortlichfeit Hat England die 
vollſtaͤndige DVerantwortlichfeit aller Beamten, bid zum Gefängnißs 
Wächter herab. Die unteren Beamten halten fih darum zu ihrer 
perfönlichen Sicherheit ftetS an die Infiructionen der vom Parlamente 
controlirten, mit der Majorität gehenden und von biefer geſchützten 
Minifter; und auf diefe Weife ift das Syſtem ver minifteriellen 
Gontrafignatur — abgefehen davon, daß die Bewahrer des 
großen Staatd- und des Füniglichen Siegels, der Kanzler und der 
Lord privy seal, auch Mitgliever des Kabinett find, — auf 
einem Umwege zur unverbrirchlichen Praxis geworben. 

Somit beftätigt fi wieder Macaulay's ſchöner Vergleih, daß 
die Grittifche Berfaffung entftanden fei wie die Sprache. Naturnölfer, 
fagt er, haben glänzende Beredjamleit, herrliche Verſe und vollendete 
Gedichte, Tange beror Syntax, Rythmik und Profodie zu den Wif- 
fenfchaften gehören, und das englifche Volk hatte eine nerfaffungs- 
mäßige Freiheit, Tange ehe die Theoretifer das Weſen ver conftitus 
tionellen Garantieen definirten. 

Der König von England fleht an ver Spige der Verwaltung, 
er ift Oberfeloherr, er kann Krieg führen und Frieden ſchließen, aber 
er kann nicht einen einzigen Solvaten über vie vom Parlamente 
bewilligte Zahl anwerben laſſen. Die Gerechtigkeit wird in feinem 
Namen geübt, aber er kann feine Verhaftung felbft anordnen, 
Auch die öffentlihe Anklage *) gefchieht in feinem Namen, 
und die älteften Juriften demonftrirten fchon, weil Niemand Kläger 
und Richter in einer Perfon fein könne, daß der König fich jeder 
Einwirkung auf das Rechtſprechen, jever Kabinetd-Juftiz enthalten 
müffe. Eine Juſtiz ohne Trennung der Aemter und Perfonen wäre 
feine, 


*) King oder „Queen versus N. N.“, fo lieft man täglich in ben 
Berichten ber Straf-Juſtiz. Jedes Verbrechen it nach altsgermas 
nifher Anfihauungdweife ein Friedensbruch, Treubruch oder gar 
Hochverrath, felony ober high-treason, und bamit zugleich ein 
Angriff auf die vom Königthum repräfentirte Staatägewalt. 
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In alten Zeiten ftand der König nicht bloß zum Schein an 
der Spike der Adminiftration; er war oft felbft die eigentliche 
Erecutiv-Behörde, die Anderen waren feine Helfer und Rathgeber. 
Davon ift der Name übrig geblieben. Das Parlament gehört zu 
den Räthen des König, Die Paird (Peers) find geborene und 
erblidhe Mäthe, der dritte Mathgeber des Königs ift ver Geheime 
Nath des Königs, 

Diefe Behörde müffen wir, ihrer eigenthümlichen Beſchaffenheit 
halber, näher in’8 Auge faſſen. Sie hat umfaffendere Functionen 
ala der Staatdrath; anderer Länder, und doch' haben ihre ein— 
zelnen Mitgliever, ald folde, wenig und oft feine amtlichen Privi— 
legien; fie hat eine conftitutionell anerfannte Bedeutung, aus welcher 
die Stellung des Minifteriumd erft derieirt, und ift doch in den 
wichtigften Beziehungen zur bloßen Borm herabgefunfen. Der Ges 
heime Rath enthält die hervorragenden Mitglieder aller Parteien, 
und gerade darum fteht er nicht mehr activ an der Spite der Ge— 
ſchäfte und ift, ver herrfchenvden Partei gegenüber, machtlos. 

Ehedem, d. h. vor den Stuartdö, waren die Sigungen des 
„Geheim-Raths“ wirklih geheim; er zählte nur wenig Mit- 
glieder, in der Regel nur 12, und dieſe waren die eigentlih han— 
delnden Nähe der Krone, Allmählig aber nahm die Zahl der 
Mitglieder dermaaßen zu, daß die Wichtigfeit ver Berathungen in 
demfelden Verhältniffe abnehmen mußte, zumal auf ein Geheimhalten 
dabei nicht mehr zu rechnen war. K. Karl IL. beftimmte im Jahre 
1679, um den Geheim-Nath auf feinen alten Stand zurüdzubrine 
gen, daß die Mitgliederzahl nicht über 30 betragen follte; aber 
unter den folgenden Dynaftieen gerieth dieſes Statut wieder in 
Vergeſſenheit. 

Die Geheimen Räthe werden vom Könige ganz nach Belieben 
ernannt und ſind eben ſo abſetzbar. Ihre Beſtallung gilt, vorbe— 
haltlich der Abſetzung, fuͤr die ganze Lebenszeit des ernennenden 
Monarchen, und nach der Regel, welche für alle Beamten, wie für 
das Parlament gilt, ſtillſchweigend noch 6 Monate länger. Wird 
ihre Beſtallung dann erneuert, ſo haben ſie dafür keine beſonderen 
Stempelgebühren zu bezahlen. Die Geheimen Räthe müſſen gebo— 
rene Engländer fein, d. h. non engliſchen Eltern oder in England 
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geboren; naturalifirte Engländer können weder Geheime Näthe, noch 
Parlamentöglieder werden. Nah Karl’ II. Statut follten, außer 
den oberften Staat8beamten, 15 an der Zahl, welde „virtute officii* 
zum Geheimen Rath gehörten, noch 10 Lords und 5 Gemeine 
(„Commoners*) darin fiten. Solche numerifche Beſchränkungen 
fonnten fih aber nie Tange Halten, und heutzutage werden bie 
Sigungen meiftend nur von den eigentlihen Staatöfecretären (Mi⸗ 
niftern) und den anderen Mitgliedern des „Kabinets“ gebildet, die 
übrigen Geheimen Räthe werden nur in feltenen Fällen einberufen, 
und dann vorzugsweiſe diejenigen, welche ſich bei der gerade norlie= 
genden Brage durch ihre Sachkenntniß oder Erfahrung fpeciell bes 
thätigen können. Seit 8. Johann flieht, mit Ausnahme ver Re— 
gierungdzeit der Königin Eliſabeth, welche jelbft präftdirte, ver 
Geheime Rath unter einem befonderen Präſidenten. Diefes Amt, 
dad mehr Würde ald Einfluß verleiht und mehr ehrt als beſchäf— 
tigt, werhfelt die Perſon mit jedem Miniftermechfel; ver jebige 
Präfident, Lord John Auffell, ift der erfte, der nicht dem Ober- 
hauſe angehört. In England, wo man fo viel auf hergebrachte 
Formen hält, ift diefe Neuerung nicht ganz unwichtig, — Außer 
dem Geheimen Rathd= Präftdenten gehören noch folgende Würden» 
träger zum Kabinet im engeren Sinne: 

Der „erſte Lord *) des Schatzes“. Dies tft der eigente 
lie Präfivent ded Minifteriumd oder „Premier-ministre*; er ift 
ed gewöhnlich, der dad Kabinet bildet, ihm feinen Namen gibt und 
die Gefammt-Bolitif veffelben vertritt. Sein Titel ift charafteriftifch 
für die ganze Entwidelung des conftitutionellen Lebens in England, 
welches nur an die Steuerbewilligung gefnüpft iſt; aber fein Titel 
bedeutet nicht, daß er auch Finanzminiſter jet, 

Der erfte Lord der Admiralität (Marine Minifter). 

Ferner die 3 Staatd-Serretäre für die auswärtigen Ans 
gelegenheiten, für die Colonieen und dad Innere, 

Die Finanzen verwaltet der „Kanzler“ (oder Controleur) 
der Schagfammer. Diefer, der „Chancellor of the Exchequer“, 


*) Der Titel Lord bei Beamtungen bebeutet niemald an ſich ein 
Mitglied des Dberhaufes. 
Der Gerichtsſaal. Heft XI, 1854. 23 
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ift nicht mit Senem, dem „First Lord of the Treasury,* zu vers 
wechſeln. 

Zu den erſten Würden des Kabinetd gehört vor allen anderen 
natürlich der Lord» Kanzler, ald Präfident des Oberhauſes und 
hoͤchſter Richter de8 Meiches, der dad große Staatöflegel bewahrt 
und bei feierlichen Aufzügen von den impofanteften Infignien ums 
geben ift; dann der GSiegelbemahrer des Königd (Lord privy seal), 
der auch gemöhnlih auß dem Hohen Abel ausgefucht wird. Geit 
einigen Monaten jteht auch der Kriegdminijter in ver Reihe 
der Staatöfeeretäre, während bisher die verſchiedenen Fächer ber 
Kriege Verwaltung, von einander getrennt, theild unter dem Mini- 
fterium de8 Innern, größtentheils aber unter dem Colonial— 
Departement geftanden hatten. (Bekanntlich fteht der geringfte Theil 
der englifchen Armee in England oder Schottland; ihre Haupt-Ber- 
wendung ift, den Ball eined europäifchen Krieges ausgenommen, in 
den Eolonieen, DOft-Indien und etwa noch in Irland. Der Generas 
liſſimus oder Chefs Commandant, ver Krieg» Serretär, der Kriegd- 
Zahlmeifter, der Präfident des Artillerie- Amtes theilten fich bisher 
in die eigentlich techniſche Verwaltung; dazu kommt noch ein Vor— 
fteher der militärischen Zuftiz, der gleichfalld mit jedem Minifter- 
wechſel abtritt.) 

Außer den bisher genannten Staat? » Seeretären gehören noch 
zur Aominiftration im weiteren Sinne: 

Der Bräflvent des Control-Amte8 über Oft-Indien; 

der Ehef der Domainen= Verwaltung („Woods und Fo- 
rests“) ; 

der Müngzmeifter; 

die Vorſteher vieler Regierungs-Büreaux und einzelner fisca— 
licher Verwaltungdzweige, die den reipectiven Staatd=- Serre- 
tären untergeorbneten Lords oder Commiffionäre des Schabed 
und der Marine; — die Bice-Sanzler von England und Die 

Generals Xouscaten von England und Schottland, der Vice— 

König und die Höchften richterlichen Beamten von Irland, ver 

Kanzler des Herzogthums Lancafter u. f. w., u. ſ. w. 

Ale diefe Perjonen müſſen, einer unverbrüchlichen Praxis 
gemäß, dem Ober= oder Untershaufe angehören und mit dem She 
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fteme wechſeln. Einer von den angefehenften Mitgliedern des Kabinets 
erhält gemöhnlich die befonvere Miſſion, daſſelbe dem Unter-Hauſe 
gegenüber zu ‚vertreten, wenn nämlich der „erite Lord des Schatzes“ 
im ObersHaufe fibt, oder umgekehrt, wenn Diefer im UntersHaufe 
figt, Hat dad Minifterium feinen befonderen Stimmführer im Obers 
Haufe. Kürzlich ift e8 zum erften Male vorgefommen, daß der 
„Leiter ded (Unter) Haufe" Mitglied des Kabinetd war, ohne ein 
eigened Portefeuille zu verwalten. 

Kehren wir, nach diefer nothiwendigen Ausführung, nom Kas 
binet zum Geheimen Rath zurüd, fo haben wir diefen in feiner 
eigenthümlich-juriſtiſchen Ihätigfeit zu betrachten. 

Dad „gerichtliche Comité des Geheimen Rathes“ ift noch 
heute in den meiſten Gebieten der Adminiſtrativ-Juſtiz die 
höchſte Landesbehörde, wie der Staatörathb in anderen Ländern. 
Diefed Comité wird vom Lordefanzler, dem Geheimen Raths-Präſi— 
denten, allen Denjenigen, die dad eine oder andere diefer Aemter je 
befleivet haben, und noch einigen anderen juriftifchen Würdenträgern 
im Geheimen Rathe gebildet und muß, um zu entjcheiven, von we— 
nigftend 4 Mitgliedern bejegt fein, Died nennt man ein „Quorum 
von den“, (Vergl. dazu Stat. 6 u. 7. Victoria 38, c. 1.) 

Außer den gewöhnlichen Adminiftratin-Sachen bilden Colo— 
nial= Berhältniffe und feit K. Heinrich VIII. auch Kirchen-Sachen 
die Haupt⸗Objecte feiner Thätigfeit; in letzteren erſetzt dieſes Comité 
ſeit der engliſchen Reformation den Gerichtshof des Lord— 
Kanzlers für Appell-Sachen von den geiſtlichen Gerichten; 
in erſteren repräfentirt es die höch ſte Inſtanz der Eolonial- 
Gerichte. In der Bevormundung der Geiſteskranken kann vom 
Kanzlerds Hof an das Comité des Geheimen Rathes appellirt wer« 
den. Seit der Aufhebung der Stern» und Requeft- Kammer 
ift ihm auch die Vorbereitung gewiffer (politifcher) Staatd-Prozeffe 
übertragen, und fann ed auch, unter den regelmäßigen Garantien, 
Verhaftungen anoronen. (Bergl. 16 Carol. I, c. 10: die habeas- 
corpus-Afte.) 

Die neuere Gefehgebung ertheilt ihm ferner die Gontrole der 
Patent» Gefege und der viefen verwandten Nach drucks⸗-Geſetze, 


womit die Befugniß der Verlängerung oder Verkürzung gewifler 
23 * 
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Privilegien» Termine verfnüpft if. — In einem ganz befonderen 
Valle bildet dieſes Comite die erfte und einzige Inftanz, wenn 
naͤmlich ein TerritorialsStreit zwiſchen 2 Colonieen oder Provinzen 
entfieht. — In folden Fällen ift eine andere Rechtsbehörde nicht 
wohl zuläffig. 

Die Formel, mit welcher diefed, den ganzen Geheimen Rath 
vertretende Gomit& feine Urtheile verfündigt, heißt: „der König in 
feinem Rathe“ u. ſ. m. — Zwar bedeutet diefe Formel Fein pofl- 
tives Verhältnig mehr, aber in der That ſteht der Geheime Rath 
den anderen Geriöhten niht an Unabhängigkeit gleih. Die nor« 
malen Richter ded Königreih8 (wozu Kanzler und Dice» Kanzler 
nicht gehören), Fönnen nicht nach Belieben entfernt werden, noch 
treten fle mit des Königs Tode ab; die Anftellungd-Urfunde ernennt 
fie feit 1688 „quamdiu se bene gesserint“; — und durch Stat.1. 
Geo. II, c. 23, können fie nur mit Zuſtimmung beider Häufer 
entlaffen werden. — Diefe fundamentalen Befchränfungen ver Eres 
eutine, jo wie jene anderen, welche ſich ald Bedingung eines freien 
Staated von felbft verftchen, wurden faft alle unter 8. Wilhelm IIL 
in den Jahren 1688 und 1700 (j. oben in Kap. III) feftgeftellt. 
Manche Beftimmung ver „Bill of rights“ oder des „Act of Settle- 
ment“. wurde unter den fpäter veränderten Umſtänden als überflüffig 
wieder abgeſchafft, 3. B. die, daß der König nicht ohne Erlaubniß 
des Parlamented das Land verlaffen dürfe. Für die Verantworte 
lichkeit der höchſten Beamten wegen Verfaſſungs-Verletzungen gibt 
es weniger ein eigenes Strafrecht, als eine befondere Prozedur 
(„impeachment“), in welcher das Unter- Haus ald Kläger aufs 
tritt, dad Ober⸗Haus zu Gerichte figt und der König nicht be— 
gnadigen fann. Unter der unbedingten Herrſchaft parlamentarifcher 
Majoritäten wird dieſes Verfahren freilich ftetd feltener, weil unnds 
thiger, doch bat es gegen Ende des vorigen Jahrhunderts noch an 
Warren Hastings , dem berühmten General-Gouverneur von Oſt⸗ 
Indien, eine Anwendung gefunden, die ganz Europa in Spannung 
hielt. (Bergl. die nächften beiden Kapitel.) 

Eine andere, alte Borm gegen ungerechtfertigte Handlungen 
der Krone befteht in einer „Petition”" an den KanzleisHof, auf 
die Annahme bin, daß der König getäufcht fei, fich im Irrthum 
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befinde. Der König ale Solcher ift niemald Beklagter, wohl 
aber Kläger. Seine Allgegenwärtigfeit bei ſaͤmmtlichen Gerichten 
des Reiches Ci. e. feine „Ubiquity*, „ubiquitas“) ift eine 
eonftitutionelle Fiction, aus der ſich manche Prärogative ergibt. 
Zum Betjpiel: „Nullum tempus currit regi“, ift ein 
Princip des Öffentlichen Rechtes und beſagt, daß Feine Verjaͤhrungs⸗ 
friſt gegen die Rechte der Krone laufe; aus demſelben Grunde iſt 
die Krone nie contumax („non suited“), fie wird nie wegen 
Nicht⸗-Erſcheinens abgewiefen, niemald in die Koften verurteilt; 
fie ift privilegirter Gläubiger bei Eoncurfen, kann aber nicht 
„joint tenant“ fein*), u. f. w. 

Der gemeinrechtliche Sap, daß dem Könige Feine Verjährung 
laufe, wurde früher fo confequent durchgeführt, daß felbft die Ders 
folgung von Verbrechen oder Bergehungen, welche ja im Namen 
der Krone gefchieht, zu jeder Zeit angeftellt werden Eonnte, doch hat 
dad ftatutarifche Recht fehon feit 7. Will. III, c, 3, davon abe 
gefehen, und felbft gegen bie eivilrechtlihen Territorial- Ansprüche 
der Krone läuft feit 9. Geo. IL, c. 16, eine Verjährungs⸗, resp. 
Erfigungdfrift von 60 Jahren. 

Im Allgemeinen gilt der Sat, daß ein Parlaments» Statut 
fih nur dann auf den König beziehe, wenn e8 ihn ausdrücklich 
nennt, es fei denn zu feinem Vortheile abgefaßt **) ; — doch bezieht 
fih das natürlih nur auf die eigentlichen Kronrechte, denn von den 
allgemeinen Landesgeſetzen ift er nicht entbunden. (efr. oben.) 

Breilich derogirt dad königliche Familien-Recht dem 
gemeinen Recht in mancher Hinfiht. Die patria potestas ift 


*) Die Joint-tenaney ift der ungetheilte Beſitz mehrerer Perſonen 
an bemfelben Gegenjtande und aus einem und demfelben Rechts— 
Titel. 

**) Bekanntlich darf der König nicht eimmal im Parlamente kritiſirt 
werben, bie Kritif feiner Worte und Handlungen wird immer nur 
gegen jeine Nathgeber gerichtet.” Bor und nad) ber zweiten Nevo« 
Iution (in den Jahren 1685 und 1717) wurden Mitglieder bes 
Unter» Haufe3 wegen leichter Webertretungen biefer Regel in ben 
Zower gefpertt. 
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darin mehr ausgedehnt und die Stellung ber Frau juriſtiſch freier, 
gleihfam die einer emancipata, 

Wie weit dad Föniglihe Geblüt gerechnet wird, hat alfo 
in dieſer Beziehung fowohl, als auch für die Rangverhältniſſe mit 
den oberften Paird und Neihöwürdenträgern, eine ganz pofltive 
Bereutung. Die Praecedenz-NTafel aus dem 31. Regierungs— 
Jahre König Heinrich’ VII. zählt ſämmtliche Defcenventen, Ges 
fehwifterfinver und die Geihwifter des regierenden Afcendenten dazıf. 
Die Erziehung und Berormundung aller Dejrendenten, auch zum 
Beispiel der Eöniglichen Enkel, deren Eltern noch leben, wird vom 
Könige felbft geleitet. Sp entſchieden noch im Jahre 1718, 10 
unter den 12 Oberrihtern von England. Kein Mitglied der könig— 
fihen Familie, aud die Königin-Wittwe einbegriffen*), Tann fi 
ohne des Königs, unter dem großen Siegel gegebenen, Conſens 
verbeirathen ; widrigenfalls ift die Ehe nichtig, der andere Ehegatte 
des Hochverrathes ſchuldig, alle bei der Ehevollziehung Mitwirkende 
oder auch nur Anmefende find ftraffällig. (Bergl. 12. Georg. II, 
c. 11, und ven bekannten Nechtöfall ded Herzogs von Suffer, über 
den C. ©. Zachariae und andere deutfhe Juriften gefchrieben.) 

Die königlihe Gemahlin („Queen consort*, im Gegenfate zur 
„Queen regnant‘) fteht nicht, wie die anderen Eheweiber Englands, 
fo unter der Tutel des Königs, daß fie nicht ſelbſtſtändig Rechts— 
gefchäfte vollziehen, 3. B. Land erwerben oder veräußern könnte. 
Gleich der Augusta des Juftianeifhen Rechtes ift fie über Die ge= 
wöhnlichen Beichränfungen erhaben. Das englifche Recht vergleicht 
fie einer „feme sole‘ (altenormannijch für „femina sola“, im Ge- 
genjag zu „‚feme covert“, „femme couverte‘ verheirathete Brau). 
Die Königin hat privilegirte Gerichtöbarkeit, ihren eigenen Attorney 
und Solieitor, fie kann fih ohne Autorifation ihre® Mannes bei 
Prozeſſen betheiligen, von ihm ſelbſt Geffionen empfangen u. f. w. 
— Außer der Zollfreiheit Famen dazu früher noch eine Menge ans 
derer Privilegien, die den regalia minora des Königs an die Seite 


*) Selbftredend find die Kinder ber in die Fremde verheiratheten Prin» 
zeflinnen hiervon ausgenommen. 
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zu flelfen waren und fihon im Domesday - book und ber fpäteren 
Pipe-roll (unter 8. Heinrich 1.), neben des Königs Lehnrechten, 
aufgezählt waren. Bis zu K. Heinrich VIIL empfing die Königin 
dad aurum reginae, d, 5. den 10. Theil gewiffer Feudal-Ab- 
gaben, 3. B. die beim Uebergang liegender Güter in todte Hand 
geleiftet wurden. Unter Jakob I. wurde dieſes Recht noch in An— 
ſpruch genommen, aber von den Kron-Juriften nicht befürwortet und 
feitdem fallen gelafjen. — Die Königin, der Thronerbe (Prinz von 
Wales und Herzog con Cornwalliß*), veffen Gemahlin und die kö— 
niglihe Prinzeffin (d. h. die muthmaßliche Ihronerbin), genießen 
für ihr Xeben, ihre Ehre und Sicherheit veffelben aufßerorventlichen 
Rechtsſchutzes, welchen die Strafgefege dem Könige jelbft verleihen; 
die übrigen Glieder der Eöniglichen Familie aber nicht. — Für den 
KöniginsGemahl beſteht feit %, Viet. 32 auch eine detaillirtere 
Geſetzgebung; er foll bis zum 18. Jahre des Thronfolgers defien 
Vormund und Regent fein können, unter der Bedingung, daß er 
während diefer Zeit weder dad Land verlaffe, noch die Religion än—⸗ 
dere, noch eine Katholifin Heirathe; auch darf während der Regent- 
ſchaft Nichts an ven Grundgefegen ver Kirche, noch an der Tönige 
lihen Succeſſions-Ordnung verändert werben, 


*) An biefe erblichen Titel find gewiffe Einkünfte aus den betreffenden 
Provinzen gefnüpft. 
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Ueberfihten aus dem franzöfiihen Rechtsleben. 
Bon Dr. Julius Lenita in Paris. 


Das Intereffe der gerichtlichen Verhandlungen concentrirt ſich 
während der beiden Monate der Gerichtöferien in den Straffigungen. 
„Le juge criminel n’a pas de vacances“, jo heißt e8 im Geſetze⸗ 
und fo muß ed heißen, fo lange Diejenigen, welche durch die Straf: 
beflimmungen getroffen werden follen, ohne Raft und Ruhe ihre ver⸗ 
brecherifchen Pläne fchmieden und ausführen. Dad goldene Zeitalter, 
wovon die alten Dichter ſchwärmen, wäre angebroden, fo fagt ein 
berühmter franzöſiſcher Griminalift, wenn der juge d’instruction 
und der Staatdanwalt während einiger Monate des Jahres ihr Ka— 
binet fchließen und fi dem „dolce far niente“ hingeben könnten. — 
In Frankreich ſcheint man von diefem goldenen Zeitalter noch ein 
wenig entfernt, denn die Gerichtöchronif der letzten Wochen zeigt 
eine fehr merklihe Vermehrung der Verbrechen, nicht nur quans 
titatin, fondern ganz befonderd qualitativ. In unferer legten 
„Ueberſicht“ Haben wir an eine ſehr fummarifche und gebrängte 
Darftellung der während des vorlegten Monated zur Verhandlung 
gekommenen Strafproceduren die Bemerkung angelnüpft, daß in 
einem fehr furzen Zeitraume zahlreihe, durd alle Umftände befon- 
derd grave Bälle gerichtet wurden. Für den verfloffenen Monat 
können wir, und vielleicht noch mit ftärferem Rechte, ein Gleiches 
behaupten. Vor dem Fleinen Affifenhofe ded Departements ver Haute- 
Vienne wurden in derfelben Seffton zwei Gapitalanklagen verhans 
delt. Ein Individuum war angeklagt, zur Befrievigung feiner Geld» 
gier feinen Bater ermordet zu haben; ein anderes ftand unter der 
Anklage eined Mordes, welcher dadurch harakterifirt war, daß das 
unglüdlihe Opfer die Spuren von zwei und fünfzig verſchiedenen 


Don Levita. 361 


Dolchſtichen an feiner Leiche trug. Die beiden Angeklagten wurben 
von den Gefchworenen für fehuldig befunden und demzufolge von 
dem Alftienhofe zum Tode verurtheilt. 

Bor dem Afftfenhofe der Stadt Blois wurde ein Prozeß ver⸗ 
handelt, welcher nicht nur, durch die Gravität feined Gegenftanbes, 
fondern ganz befonderd durch die Umftände, unter welchen die An« 
geflagten ver Juftiz überliefert wurden, ein großes Intereffe erregte. 
Der Gegenftand der Anklage war die Ermordung von bier verfähie 
denen Perfonen, d. 5. von fämmtlihen Gliedern einer wohlhabenden 
Bamilie des Departements. Die That wurde bereitd vor Tänger 
ald zehn Jahren volführt, und durch einen wunderbaren Zufall 
wurden die Schuldigen den Armen der Strafjuftiz überliefert. Ein 
unter den beiden Goncubinen ver Thäter entftandener Hader ließ 
einige Andeutungen bervortreten, welche die Behörden raſch auf eine 
fihere Spur geleiteten. Trotz des langen Zeitraumes, welcher feit 
der That vergangen, war ed möglich, alle Einzelheiten aufzuflären ; 
und da einzelne Facta nah Jahren dem Gevädhtniffe ded Einzelnen 
entfallen fonnten, fo griff die unterfuchende Behörde zu der Mafle, 
damit in der Bereinigung der von Einzelnen beiwahrten Elemente 
eine fefte Baſis für die Procedur gewonnen würde. Die Verband 
lungen dauerten während mehrerer Tage; im Ganzen wurden 100 
Zeugen abgehört und obgleich die beiden Angeklagten bis zum letzten 
Augenblick hartnäckig ihre Betheiligung an der That in Abrebe 
ftellten, fo fanden die Gefchworenen dennoch in dem Ergebniffe der 
Debatten hinreichende Gründe für eine Verbammung. Diefe Procedur 
ift eine von denen, in welchen fi vie Macht der Vorſehung be= 
währte, eine Macht, gegen welche die verfchmißteften Verbrecher 
vergebens ihre Pläne ſchmieden. 

In einem anderen Departement, in dem der Cöte d’or, wurde 
ein Vergiftungsprozeß verhandelt, in welchem fünf unglüdliche Opfer 
figuriren. Die Angeklagte bat fänmtliche Glieder ihrer Familie 
durch Gift getödtet, um einen von ihr verfolgten Plan durchzuſetzen. 
Die fhauderhaften Einzelnheiten viefed Falles erinnern an eine jüngft 
in Straßburg gepflogene Aftfenprocedur, wovon wir in unferem 
legten Briefe berichteten. An dem Tage, an welchem die Geſchwo— 
renen der Cöte d’or die Siftmifcherin für ſchuldig erFlärten, fiel das 
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Haupt der Veronika Frantz, der Heldin des ſchauerlichen Drama's 
von Straßburg. 

Der Fall des parricide, wovon wir am Eingange dieſer 
„Ueberſicht“ redeten, iſt nicht iſolirt. Vor einigen Tagen hat der 
Aſſiſenhof des Departements der Loire inférieure ein Todesurtheil 
gegen einen Muttermörder verhängt. 

Während auf dieſe Weiſe die gravſten Fülle in den Departe— 
mentd verhandelt werden, bleibt die Gapitale an Schreckensſcenen 
nicht zurück. Im den nächften Tagen wird vor dem Aſſiſenhofe der 
Seine eine Procedur verkandelt werden, deren Gegenftand bereits 
durch die zur Deffentlichfeit gelangten fehauderhaften Detaild im 
Allgemeinen befannt ift. Gin reicher fchweizer Fabrifant war das 
Dpfer eined unter den brutalften Umftänden verübten Morded. Die 
Thäter haben ihr Opfer. auf die fürchterlihfte Weife verftünmelt, 
um den Körper in eine zur Verſendung beſtimmte Kifte zu prefien. 
Die Kifte wurde einer Adminiftration der Eifenbahn übergeben, wo— 
jelbft ver von der Leiche verbreitete Geruch bald den Verdacht eined 
ſchauderhaften Verbrechens erregte. Die Polizei fand rafch die Spuren 
der Ihat, und haben bereit die von derfelben in Verhaft genom— 
menen Individuen umftändliche Geftändniffe des von ihnen begangenen 
unmenſchlichen Actes abgelegt. 

Ein in den letzten Tagen vor dem Aſſiſenhofe von Paris vers 
handelter Bigamieprogeß erregie namentlich wegen der Perfönlichkeit, 
gegen welche die Anklage gerichtet war, Interefje. Die ver Bigamie 
Angeklagte war bereitd mit einem angefchenen Engländer verheirathet, 
ale fie ihre Hand dem Eigenthümer eined großen Pariſer Hotels 
reihte. Der Name ded Fürften Ghifa, welcher ver Schwager der 
Angeklagten ift, wurde wiederholt im Laufe der Debatten erwähnt. 
Der Prozeß endigte mit einer Preifprechung. 

In der Mitte diefer zahlreihen und wirflih Schreden erre— 
genden Strafprozeffe begreift man, daß die Regierung ftrengere 
Maafregeln in Betreff ver Handhabung der Polizei erläßt. Soeben 
erſchien ein böchft wichtiges Decret, wodurch die ganze PolizeirBers 
waltung der Gapitale reorganifirt wurde. Zufolge des neuen Des 
eretes foll eine große Anzahl von Beamten, namentlich niederen, zu 
einer wirffameren Handhabung und Aominiftration der Polizei eins 
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gefegt werden. In Gemäßheit des in Rede ftehenden Decretes mers 
den zwei Kategorien von Polizeibeamten unterfhieden; die erfte 
befteht auß den mit dem allgemeinen Dienfte (services generaux) 
betrauten Agenten; bie zweite aus den mit einer flänbigen Beaufs 
fihtigung ver 12 Arrondissements der Stadt Paris dhargirten 
Beamten. Zur erften Kategorie gehört ein commissaire de police 
en chef, welcher von einem sous-chef, 12 commis, 12 offieiers 
de paix, 12 inspecteurs prineipaux, 18 brigadiers, 31 sous- 
brigadiers und 461 sergents de ville affiftirt ift. Die zur zweiten 
Kategorie gehörigen Agenten find 12 officiers de paix, 36 briga- 
diers, 288 sous-brigadiers, 2415 sergents de ville und 241 Hülfs— 
beamten. Die zu diefer Ießteren Klaffe gehörigen Offiziere find jeder 
in dem ihm angemwiefenen Biertel, welches in dem Decrete mit dem 
Ausdrucke „ilöt‘ bezeichnet iſt, thätig. — Wie beträchtlich die in 
diefem Deerete enthaltenen Aenderungen find, geht daraus hervor, 
dag nach der früheren; Organifation, in welcher die neue Diftinction 
nicht beftanden hat, nur 700 niedere Agenten fungirten. Dieſe letz— 
tere Zahl fand bedeutend Hinter derjenigen zurüd, welche in ver 
engliihen Gapitale befteht. In London find 4764 Conftabler in 
permanentem Dienfte. Für die Departements follen ähnliche Maaß— 
regeln in Betreff der Vermehrung des Polizeiperfonald bevorſtehen. 

Menden wir nun unferen Blid ab von ven traurigen Scenen, 
welche wir darftellen mußten, um in großen Zügen bie wichtigften 
Greigniffe des franzöftfchen Gerichtölebend barzuftellen, und treten 
wir ein in die Ferienfammer des Parifer palais de justice, worin 
die non dem Präfidenten für befonders dringlich erklärten Civilpro— 
zeffe verhandelt werden. Als wir in dem verfloffenen Jahre, in 
derfelben Epoche, über vie Ferienfammer referirten, machten wir, im 
Hinblide auf die zur Verhandlung gekommenen Proceduren, die 
Bemerkung, daß es bei einzelnen ven Anſchein Habe, ald ob der 
Michter, welchem es nicht vergönnt ift, die Ruhe mit feinen Gollegen 
zu theilen, fich durch einzelne, ihrem Gegenftande zufolge befonderd 
unterhaltende und eigenthümliche Bälle zu entſchaͤdigen ſuche. Wir 
wiederholen diefe Bemerkung in Beziehung auf einzelne in den letz— 
ten Tagen gepflogene Debatten, bei welchen es nicht möglich ift, das 
Motiv der Dringlichkeit, welches nach den gefehlichen Beflimmungen 
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allein maaßgebend ift, zu erkennen. Greifen wir aus den lebten 
Sigungen einige Bälle heraus, um unfere Behauptung zu beweiſen! 

Der Eigenthümer eined nach der Beſchreibung des Klaglibells 
reizenden englifchen Hündleins verpfändete Lehteres, um bie Summe 
von 150 Francs zu erhalten. Der Inhaber der durch eine eigen- 
thümliche hypothekariſche Sicherheit garantirten Forderung gewann 
allmahlih den Gegenftand feines Unterpfanves lieb, und als ber 
Schuldner zur Zurüdziehung feined Hundes die Zahlung von 150 
Francs anbot, fo wurde von dem Gläubiger der Empfang viefes 
Betraged verweigert. Der Schuloner fürcdhtete nicht einen Prozeß 
auf Bindication jeined Hunded und ftellte eine Klage beim Civil- 
Tribunal an, worin er eine Entſchädigungsſumme von 1000 Brancd 
verlangte. Dad Gericht Hatte in dieſem eigenthümlichen Prozeſſe 
einmal zu entfcheiden, ob ein Hund ein Gegenſtand eineß Linters 
pfandes und einer Windicationdklage fein könne, und, im Falle dieſe 
Frage bejaht würde, war die factifche Unterfuchung des Werthes des 
Pfandes anzuftellen. Nachdem von beiden Seiten mit Wärme plä« 
birt worden war, entfchied das Gericht, daß ein Hund Gegenitand 
einer gültigen Hypothek jein Eönne, und in Betreff der Klage auf 
Schadenserſatz wurde der Beklagte zur Zahlung der Summe von 
5 Brancd für jeden Tag der Verweigerung der Reftitution während 
eined Monats verurtheilt, worauf dann weiter erfannt werben folle, 
was Rechtens. Alfo fteht noch die definitive Schäßung des Helden 
des Prozeſſes bevor, für deffen Entbehrung proviſoriſch das Gericht 
eine Entfhädigungsfumme von 5 Srancd per Tag angenommen bat! 
Wenn man nicht ven Hund für eine einem rajchen DVerberben auds 
gejegte Sache betrachtet, jo findet man nicht Leicht einen Grund der 
pringlich erklärten Verhandlung eines Prozeſſes, deſſen ſich ficher 
ſchon in ver nächften Zeit ein gewandter Vaudeville-Dichter zu einem 
launigen Poffenfpiele bedienen wird. 

In einer anderen Sigung der Ferienkammer hatte das Gericht 
über eine andere, nicht minder eigenthümliche Frage zu enticheiven. 
Eine von einem Unternehmer öffentlicher Spiele engagirte Luftfchif- 
ferin unterbreitete dem Civil» Tribunal die Frage, ob der Director, 
welcher fie ald aöronaute engagirt habe, verpflichtet fei, einen Ballon 
zu ihren Wolken - Exrcurftonen ihr zur Verfügung zu flellen. Das 


Bon Levita. 365 


Gericht entfchied, daß, wenn auch unter Umſtänden ein Schaufpieler 
zur Anfhaffung der für fein Auftreten erforderlichen Objecte vers 
pflichtet fei, jo Eönne man doch eine foldhe Anforberung nicht an den 
Heronauten ftellen. Dad Geriht hat durch mehrere Gonfiverationen 
feine Anſicht über die velicate Brage des Prozeſſes zu motiviren ges 
ſucht. Auch in diefem Falle war es nicht möglich, die Elemente der 
Dringlichkeit, welche zum Behufe einer Ferienverhandlung erforberlich 
find, vorzufinden. — Wir würden aus der Liſte der Ferienproce⸗ 
duren noch einen oder den anderen Fomifchen Ball anführen, wenn 
nit die dargeftellten beiden Fälle zur Begründung unferer Behaups 
tung genügten. 

Durd einige neue Deerete wurde Die Organifation mehrerer 
Golonialgerichte reformirt. Das Decret vom 16. Auguſt betrifft vie 
Gerichtöorganifation von Guyana, welche biöher nad) den Beſtim— 
mungen des Decreted vom Jahre 1828 geregelt war. Einzelne 
Stimmen erhoben ſich feit längerer Zeit für Einführung ver Grund« 
Prineipien der allgemeinen franzöſiſchen Gerichtsorganifation in ven 
Golonieen; namentlich verlangte man Einführung des Inſtituts der 
Jury und Anerfennung des Prineips der Inamonibilität der Nichter, 
In dem neuen Deerete wurden folde wichtige Aenderungen nicht 
eingeführt und im Allgemeinen die Grundlage des früheren Zuſtan— 
des beibehalten. Die Friedensrichter erkennen in erfter und letzter 
Inſtanz bis zum Betrage von 250 Francs und in erfter Inftanz 
bis zur Summe von 500 Francs. Die Gerichte der erften Inftanz, 
welche aus einem juge impérial, einem lieutenant de juge und 
einem juge auditeur zufammengefegt find, entfcheiden im Appel 
über die friedensgerichtlichen Urtheile und in erfter Inſtanz bi8 zum 
Betrage von 1000 Francs. Als Strafgericht entjcheidet dieſes Iris 
bunal bloß über ZolleDefraudationen. — Die fogen. cour impe- 
riale, beftehend aus einem Präfidenten, zwei Räthen und einem 
conseiller auditeur, ift in Beziehung auf Strafprozeffe ein wirk— 
liches Eorrestionellgeriht im Sinne des franzöftfchen Code d’instruc- 
tion ceriminelle, und in Betreff von Givilfachen entjcheidet dieſelbe 
in appellatorio über die Urtheile der Tribunale der erften Inftanz 
und ſodann ſelbſtſtändig über alle Die Gompetenz ver Letzteren übers 
ſchreitenden Proceduren. Aehnlich der englifchen Einrichtung, zufolge 
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deren die Richter nur zu gemwiflen Epochen tagen und alddann die 
in der Zwifchenzeit eingelaufenen Angelegenheiten erledigen, verſam⸗ 
melt fi die cour imperiale bloß einmal jeden Monat, um während 
der von der Zahl der Gefchäfte bedingten Frift vereinigt zu bleiben. 
— Die Affifenböfe, in welchen jtatt der Geſchworenen einige Affef- 
foren zu Gericht fißen, entſcheiden, wie die franzöſiſchen cour d’as- 
sises, über Verbrechen. — Daß neue Decret in Betreff ver Eolonie von 
Senegal unterfcheivet fih von dem legteren darin, daß in einzelnen 
Punkten mehr an den Grundfäßen der allgemeinen franzöftfchen Ge— 
feßgebung feitgehalten wurde. Die Gerichte ver erften Inftanz find 
in Straffachen die eigentlichen Gorrectionellgerichte und die Appel— 
höfe find die chambres ‚des appels correctionels, Im Uebrigen 
ift die Organifation beinahe viefelbe, wie foldhe von und in großen 
Zügen in Betreff der Colonie Guyana dargeftellt wurde, — Bir 
geben nicht näher auf diefe Decrete ein, welche einen nur fehr klei— 
nen Fortſchritt zur Löſung der fo jchwierigen Frage der Stellung 
der Golonieen zum Mutterlande machten. 


Berichtigung. 
Oben ©. 297, 3.1 u. 5, ſtatt Intramural l. Intramuran. 


XXX.I 
Meber juriſtiſche Zeitſchriften. 
Von Arnold. 


In früheren Zeiten wurden einzelne rechtswiſſenſchaftliche Fra— 
gen gewöhnlich in Diſſertationen erörtert, welche nicht von Jedem 
geſammelt wurden, und ſelbſt dann, wenn eine Sammlung in Pri— 
vathänden ſich befand, oft nad dem Tode des Beſitzers der Zer— 
fireuung, ja gar der Vernichtung Preis gegeben waren, 

Weit zwedmäßiger ift das Verfahren ver fpäteren Zeit, die 
juriſtiſchen Abhandlungen über einzelne Fragen, foferne folche nicht 
von größerem Umfange find *), gefammelt herauszugeben, und dieſes 
geſchieht beſonders durch juriſtiſche Zeitſchriften, ſo daß der Leſer 
ſolche periodiſch erhält und das Leſen, die Aufbewahrung und das 
Auffinden erleichtert wird. Während nun bisher ſchon dergleichen 
Zeitſchriften, von welchen wir als Beiſpiele das Ardiv für civili— 
ſtiſche Praxis, die Gießener Zeitſchrift, das Archiv für Criminalrecht, 
die Zeitſchrift für deutſches Recht, Hitzig's Annalen, ſehr vortheil⸗ 
haft jetzt fortgeſetzt von Schletter, dann die kritiſche Zeitſchrift 
für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung des Auslandes nennen, 
ſehr erſprießlich gewirkt haben und auch bisher ſchon in einzelnen 
Staaten beſondere auf die Territorialrechte ſich beziehende Zeitfchrife 
ten erſchienen ſind, mehren ſich dieſe Zeitſchriften immer mehr und 
man hört hie und da theils die Meinung, daß die Zahl der Zeit— 
ſchriften zu groß werde, theils die Anficht, daß die vorzüglich für 
einzelne deutſche Länder berechnenden Zeitfchriften in anderen beute 
ſchen Ländern von wenig Intereffe wären, 

Diefe Anſichten dürften indeß die richtigen nicht fein. Der 
Wunſch nad Berbeiferung der Civil- und Criminal-Gefeggebung ift 
beinahe in allen deutſchen Ländern Tängft rege geworben und die in 


*) Boluminöfe Abhandlungen eignen fich nicht leicht für Zeitſchriften. 
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den jüngſten Jahren in den meiſten Ländern geſchehene Einführung 
des mündlich » öffentlichen Strafverfahrend mit Anklageprincip und 
größtentheild mit Gefchworenengerichten, von Vielen gewünfcht und 
mit Freuden begrüßt, von Wenigen getabelt und gefürchtet, von 
Einigen noch jetzt verfegert und verdammt, hat in der juriftifchen 
Welt ein fo reged Leben, eine fo große Theilnahme an Tegislatinem 
Fortſchritt und an wifjenfchaftlicher Praris erzeugt, daß nicht nur 
der Drang, intereffante Rechtöfragen gründlich zu bearbeiten und vie 
Reſultate mitzutbeilen, fondern auch der Wunſch, vergleichen Aus—⸗ 
führungen zu fennen, ganz in der Natur der Sache liegt und Jeden, 
welcher wiffenichaftlicher und geiftiger Gefeganwendung fich beftrebt, 
ſolche Kenntniß notbwendig ift. Es ift dem viel befchäftigten Prac— 
tifer nicht zuzumuthen, Alles zu Iefen, was in der juriftifchen Lite⸗ 
rarur erfcheint; es würde ihm die Zeit hiezu fehlen: Aber das ift 
Bedürfniß für Jeden, welcher die Geſetze geiftig auffaffen und geiftig 
anwenden will, daß er Dad, was in dem Bereiche feines Wirken 
von Anderen und auch in anderen Xändern gedacht, erfahren und 
veröffentlicht ift, Tennen lerne, um vor infeitigfeit und falicher 
Auffaffung der Geſetze feines Landes fih zu bewahren. Es gibt in 
den einzelnen Ländern viele Bragen des Territorialrechtö, welche in 
anderen Ländern in derſelben Art vorkommen, und fo wie es Dem 
welcher bei ver Behandlung eines einzelnen Rechtsfalles nur das 
Specielle dieſes Falles im Auge bat, Teicht mwiderfährt, daß er das 
Geſetz einfeitig auffaßt und anwendet, bei dem nächſten Falle aber 
bemerkt, daß er durch fein Abweichen vom rechten Wege fich in bie 
Lage gefeßt hat, nun im Widerſpruch mit feiner früheren Entſcheidung 
den rechten Weg einzufchlagen oder abermald und nun wiſſentlich 
dem Geifte des Geſetzes entgegen zu handeln, fo ift auch Derjenige, 
welcher ſich darauf bejchränft, nur die Gefege und die Erfahrungen 
feine Landes zu Fennen, der Gefahr nicht enthoben, durch dieſe Be— 
fhränfung feiner Kenntniffe beſchränkte Anftchten, felbft bei der An— 
wendung der Geſetze feines Landes, an ven Tag zu legen. Es ift 
daher jedem Juriften, melcher fich über dad Gemöhnliche erheben 
will, jehr zu rathen, die periodische Literatur auch anderer Länder 
kennen zu lernen und daraus wenigftend Das zu berücfichtigen, was 
ihm in feinem Wirkungsfreife nüßt, 
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Es ſoll Hier nicht ein Verzeichniß aller jebt erfcheinenden 
juriftifchen Zeitfhriften oder auch nur der vorzüglicheren bverfelben 
gegeben werben: wir wollen nur zum Beweiſe des oben Gefagten 
aufmerfjam machen, wie außer den vorhin genannten geitfchriften 
die öfterreihifhe Gerichtszeitung durch höchſt gebiegene 
Abhandlungen über rechtswiffenfchaftliche Gegenftände im Allgemeis 
nen und ohne Beichränfung auf öfterreichiihe Werhältniffe, durch 
Abhandlungen und Präjudizien aus der deutfchen Wechfelordnung *), 
durh Abhandlungen und Präjudizien aus söfterreihifchem Civilrecht 
und Civilprozeß, dann aus Strafreht und Strafgefeßgebung, ind- 
befondere in Beziehung auf das öffentlih-münnliche Strafverfahren **) 
für ganz Deutfchland won hohem Werth ift und namentlih au 
durch Mittheilung von Rechisfällen die wohlthätigen Wirkungen des 
Geſetzes zeigt, daß die Richter — die Todeöftrafe ausgenommen — 
bei Zumeffung der Strafe unter das gefeglihe Minimum berab« 
gehen können, indem man mit wahrer Befriedigung fieht, daß die 
Richter die Strafe von der unverhältnifmäßigen Strenge des Geſetzes 
auf dad im treffenden Balle verwirfte Maaß herabjegen ***), Wir 
nennen ferner dad Archiv für preußifches Strafredt, 
berauögegeben von dem Fön, preuß. Obertribunalrati Goltdam— 
mer, welches, ſoweit es preußiiche® Strafrecht und preußifchen 
Strafprozeß betrifft, aus denfelben Gründen, welche vorhin bei ver 
öfterreichifchen Gerichtözeitung dargelegt wurden, für jeden deutfchen 
Zuriften Werth und Nutzen hat, außerdem aber auch fehr intereffante 
allgemeine Abhandlungen enthält, z. B. von Mittermaier über 
Stellung und Wirkjamfeit der Sachverſtaändigen im Strafverfahren 





*) Die beutfche Wechfelorbnung ift in Oeſterreich nur mit fehr wenigen 
Abänderungen als öfterreichifche Wechfelordnung promulgirt. 

+) Nachdem die im Jahre 1850 eingeführten Schwurgerichte abgefchafft 
waren, ift nun eine neue Strafprozeßordnung erfchienen, wovon in 
diefen Blättern bereitd gehandelt ift. 

**) Eine ſolche Ermächtigung für die Richter läßt fich freilich nur recht— 
fertigen, wo, wie in Defterreich, bie Strafgefeße zu ftrenge find, aber 
augenblicklich nicht abgeändert werben fünnen: unter*folcher Voraus— 
feßung aber ift ſie nothwendig. Vergl. oben Band I, ©. 227. 

Der Gerichtsſaal. Heft XI. 1854. 24 
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und über das Verhältniß von Mord und Todſchlag; ferner von 
Goltdammer über die Stellung des vorſitzenden Richters zu den 
Geſchworenen. Eben ſo wichtig für jeden deutſchen Juriſten und 
namentlich auch für die Practiker ſind die neuen Jahrbücher 
für ſächſiſches Strafrecht, indem ſie viele Fragen des ſäch— 
fifchen Strafrecht? behandeln, welche in gleicher Art in anderen 
Ländern vorfommen, fo daß die Erörterungen diefer Fragen von 
allgemeinem Intereffe find, außerdem aber auch Abhandlungen liefern, 
welche allgemeine ftrafrechtömifienfchaftlide Bragen zum Gegenftande 
haben. Um bier nicht zu umftändlich zu werden und unter dem 
Borbehalt Fünftiger Beſprechung anderer juriftifcher Zeitfchriften 
erwähnen wir nur noch die Zeitfchrift für ſchweizeriſches 
Recht, heraudgegeben von Ott, Schnell und von Wyß. Das 
ſchweizeriſche Recht ift Jedem, welcher der Wiffenfchaft des Rechts 
fih geweiht Hat, von hohem Intereffe ; die ehelichen Güterrechte und 
die Rechte, welche dad Grund-Eigentbum, deſſen Berhältniffe und 
dingliche Laſten betreffen, find dem deutſchen Juriften zur Vergleichung 
mit dem deutfchen Nechte von hohem Werth und die Art der Be— 
Handlung der Gegenftände in jener Zeitfchrift zeigt von dem gedie— 
genen Streben, der Wiſſenſchaft nüplich zu fein. 

Es ſei erlaubt, hier noch einige Bemerkungen über den Ge» 
richtsſaal beizufügen. Bon einzelnen Stimmen wurbe der Wunſch 
geäußert, es möge der Gerichtöfaal ſich noch mehr als bisher der 
Rechtdanwendung widmen. Allein theil® würde dadurch der Plan 
dieſer Zeitfchrift überschritten, theils würde mehr Raum erfordert 
ald gewährt ift, theils ift eine ſolche Ausdehnung Fein Bedürfniß. 
Der Gerichtsſaal hat den Zweck, für volfsthümliches Recht und 
deſſen wiffenfchaftlihe Anwendung in ganz Deutjchland zu wirken: 
er widmet fich keinem einzelnen deutfchen Lande, wohl aber allen 
einzelnen deutfchen Ländern. Sein Wirfen ift auf die Theorie, auf 
die Legislation und auf die Praris gerichtet. In der Theorie ift 
ohneried von einzelnen Ländern nicht die Rede: die Willenfchaft des 
Rechts ift Gemeingut aller Juriften. In der Legiölation kommt ed 
darauf an, legislative ragen zu erörtern, Geſetzentwürfe und neue 
Geſetze zu befprechen und auch außerdeutſche Gefege zu kennen, weil 
die Kenntniß und Vergleihung fremder Gefeße oft zur Belehrung 
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und dadurch zur Verbefferung des Ginheimifchen wirft. Hinfichtlich 
der Legislation bat daher der Gerichtsſaal ſich auch mit ven Geſetz⸗ 
gebungen einzelner Länder zu beichäftigen. 

. Was nun aber die Praris betrifft, fo ift e8 zwar allerdings 
Aufgabe diefer Zeitfhrift, auch für eine wifjenfchaftliche Geſetzanwen— 
dung in den einzelnen Ländern zu wirken. Man muß aber bier jene 
Fragen, welche nur die Anwendung von Gefegen betreffen, die einem 
einzelnen Staate eigenthümlih find, von denen unterfcheiden, welche 
für mehrere Länder von ziemlich gleichen Interefie find, Mit den 
erfteren kann fich der Gerichtöfaal fehr wenig und dann gar nicht 
befallen, wenn fie eine umfangreiche Erörterung erfordern. Nicht nur 
geftattet ver Raum der Beitfchrift nicht, vergleichen Grörterungen, 
weldhe nur für die Praktiker eines einzelnen Landes Werth haben, 
aufzunehmen, fondern ed würde dann auch verlangt werden Fünnen, 
daß vergleichen Specialfragen anderer einzelnen Länder ebenfalls auf- 
genommen würden und dann könnte ed feicht geichehen, daß ver 
größere Theil eines ganzen Jahrgangs der Zeitfchrift nur für wenige 
einzelne Zänder Intereffe hätte, für die übrigen deutfchen Länder 
aber von untergeordnetem Werth wäre *). Was dagegen diejenigen 
Tragen der Rechtsanwendung betrifft, welche nicht bloß dieſes ober 
jened Landesgeſetz, fontern allgemeinere, obgleich nur in einzelnen 
Ländern veranlaßte Fragen betreffen, jo hat der Gerichtöfaal bisher 
bewiefen, daß er auch der Praxis gewidmet ift, und er wird noch 
ferner ſich beftreben, auch in dieſer Richtung auf wiſſenſchaftliche 
Prarid Hinzumirken und den Praftifern möglichite Dienfte zu leiſten. 

In ähnlicher Art verhält e8 ſich mit den Rechiöfällen. Schon 
das Programm des Stifterd dieſer Zeitichriit (Jahrgang 1849, 
Bd. I, ©, 15) kündigt an, daß Rechtsfälle nur beichränft auf die 
weſentlichſten Thatſachen und mit Kritik des Verfahrens und ber 


*) Eine andere Frage ift, ob dergleichen fpecielle Fragen, vom legisla— 
tiven Standpunfte aus bearbeitet, für ben Gerichtsſaal angemeffen 
wären. Dieje Frage kann — Bearbeitung in compendiöfer Form 
vorausgeſetzt — bejaht werben, weil das Nefultat gewöhnlich ent» 
weber dor dem Fehlgriff der einzelnen legislativen Beftimmung ware 
nen ober bie Vorzüge berfelben zur Nachahmung empfehlen wir. 

24 * 
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Entfcheivung Platz finden können. Es ift auch fehr Gegreiflich, daß, 
wenn aus jedem einzelnen deutſchen Staate aud nur ein einziger 
Bogen Nechtöfälle jährlich aufgenommen würde, ſchon damit allein 
mehr als die Hälfte eined Jahrgangs aufgefüllt und die Zeitfchrift 
in dem wefentlichen Theile ihres Wirkens beeinträchtigt würde, In 
der Art aber, wie nah dem Programm Nechtsfälle aufgenommen, 
beurtheilt und zu legislativen Fragen benüßt werden, entipredhen 
fie der Tendenz des Gerichtöfaald , beſonders wenn Nechtsfälle aus 
mehreren und auch von auferdeutfchen Ländern hierzu benüßt wer— 
den, und wir glauben ald mufterhafte Beifpiele diejenigen nennen zu 
dürfen, welche der beurige Sahrgang dieſer Zeitichrift geliefert Hat. 

Uebrigens ift e8 auch fein Bedürfniß, gerade den Gerichtsſaal 
ald Organ der Bekanntmachung bloßer Rechtsfälle oder auch rein 
particularrechtliher Bragen zu denken. Denn fo jhägenswerth und 
nothwendig es ift, vergleichen Specialitäten öffentlich zu befprechen, fo 
beftehen doch hierfür bereitd fehr geachtete Organe, wie 3.8. Hitzig's 
Annalen, Temme's Archiv und die Zeitfchriften einzelner Länder, von 
denen wir fpäter noch Erwähnung thun werden: aus jenen Organen 
kann daher in obigen Beziehungen gefchöpft werden, was der Gerichtö- 
faal zu geben nicht im Stande ift, 

Sp wie zu hoffen ift, daß die Leſer des Gerichtsſaals dieſe 
Aufklärung würdigen werden, fo ift auch zu hoffen, daß bie nerehre 
lihen Herren Mitarbeiter auch ferner noch die Tendenz und die 
Gränzen diefer Zeitfchrift im Auge haben und noch ferner zur Er— 
reichung des Zieled, dad wir und gefebt, Fräftigft mitwirken werden. 

Erfreulich wird es fein, wenn auch dem materiellen Strafreähte, 
dem Civilrechte und dem Civilprozeß beſonderes Augenmerk zuge 
wendet wird, 


XXXII. 
Fiterariſche Anzeigen. 


Von Arnold. 


A. Lebret, die Strafrechtspflege der Gerichte des König— 
reichs Württemberg, bearbeitet auf die Grundlage der 
neueſten Strafgeſetzgebung und der Normalien und Prä— 
judicien der höheren Gerichte, nebſt den auf die gerichtliche 
Strafrechtspflege bezüglichen Beilagen. Zweiter Band. 
Stuttgart, 1834. 8. 


Das Werk des Herrn Lebret ſoll eine Sammlung aller, die 
Strafrechtspflege im Königreiche Württemberg betreffenden Geſetze 
und Verordnungen, unter Beigebung der einſchlägigen Präjudicien 
der höheren Gerichte, werden. Es iſt mit dem zweiten Bande be— 
gonnen, welcher den Strafprozeß enthält. In der erſten Abtheilung 
(S. 1 bis 278) find die Strafprozeßordnung vom 22. Juni 1843, 
dad Geſetz vom 14. Auguft 1849 über das Berfahren in Straf— 
ſachen, welche vor die Schwurgerichte gehören und ald Beilagen 
mehrere Vollzugsvorſchriften, endlich auch eine königl. Verordnung 
vom 25. Juli 1848 gegeben und in den Anmerkungen theild erläus 
ternde Hinweifungen, theild Präjudicien des Criminalfenatd des Fön, 
Obertribunal& beigefügt. Die zweite Abtheilung (S. 1 bi 589) 
enthält verſchiedene Verordnungen, Minifterialreferipte und Formu— 
lare, dann Nachträge zur erften Abtheilung. Ein fehr zwedmäßig 
verabfaßtes Sachregiſter (S. 606 bis 640) erleichtert dad Nach— 
ſchlagen. Die Vorrede bemerkt, daß Herr Obertribunal » Director 
Staatörath von Ste, ein mit ver württembergifchen Strafgefeßge- 
bung und ihrer Anwendung in den Spruchgerichten vertrauter 
Mann, dad Werk Durchgefehen hat, um ſich von ver Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit des Tertes und der Anmerkungen zu überzeugen. 

Der fpäter zu erwartende erfte Band wird dem materiellen 
Strafrecht gewidmet fein. 
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Jede Sammlung folder Art, wenn fie vollftändig und richtig, 
ift ein hoͤchſt erwünſchtes Hülfsmittel für ven Practifer, und auch 
Denjenigen, welche ver Theorie und der Legislation ſich widmen, 
verschafft fie viele Erleichterung, indem daraus nicht nur bie Geſetze 
und Verordnungen, fondern auch die dadurch veranlaßten Zweifel 
und Streitfragen leicht überblictt werden können. 


Carl Hahn, Gerichtsaffeffor bei der kön. Staatsanwalt: 
fhaft zu Breslau, Erläuterungen und Novellen zum 
Strafgefebbuche für die Preußifhen Staaten und zum 
Gefeße über die Preſſe. Breslau, 1854. 12, 


Eine nad der Artifelfolge des Strafgeſetzbuches und des Ges 
fees über die Prefle georpnete Sammlung von Auszügen von Ges 
fegen, Berordnungen, Juftizminifterialreferipten, Entfcheidungen des 
kön. Obertribunald und anderen Erläuterungen. 

Dergleichen Sammlungen find dem Practifer ein höchſt wüns 
ſchenswerthes Erleichterungdmittel und Jedem, welcher für die Strafs 
gefeßgebung im Allgemeinen, deren Fortſchritt und Anwendung fi 
intereffirt, gewähren fte fihnellen Ueberblick deſſen, was am Geſetze 
ſelbſt zu verpollftändigen, zu erläutern und zu verbeſſern if. 

Die Sammlung ded Herrn Hahn wird daher mit Beifall aufs 
genommen werden. 


Dr. Anton Ritter von Hye-Gluneck, die leitenden 
Grundfäße der üfterreichifchen Strafprozeßorduung vom 
29. Zuli 1853. Wien, 1854. 8. 


Der Herr Berfaffer, dem juriftifchen Publicum bereitd durch 
andere Schriften vortheilhaft bekannt, liefert Hier die Motive zu dem 
oben genannten Gefege, deſſen Redaction wenigftend größtentheils 
fein Werk ift; er liefert fie, wie er in der Vorrede bemerkt, nur 
als Privatarbeit und, wenn gleich zur Erläuterung bed Geſetzes, 
doch nicht als eigentlichen Commentar, welcher erſt nad — 
Erfahrungen folgen wird. 
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Eben daher, daß das Werk nur die Teitenden Grundſätze des 
Gejeged geben foll, mag e8 fommen, daß der Herr Verfafler — 
außer einer Polemif gegen die Grundfäge des Strafprozeß-Geſetzes 
vom Jahre 1850 und einer Begegnung gegen ven allerdings unges 
gründeten und wohl nur durch die Vorliebe für dad, gemohnte Alte 
bervorgerufenen Vorwurf, daß das neue Gefeh die Verbrecher bes 
günftige — auf Die gegen mehrere Beftimmungen ver neuen Strafe 
prozeßordnung geäußerten Bedenken fehr wenig eingeht, fondern im 
Weſentlichen nur die Gründe liefert, auf welchen das Geſetz beruft. 
Die Brage, ob jene Bedenken gegründet feien, wird alfo vorerft durch 
die Erfahrung zu beantworten fein, 

Mas nun den Inhalt des vorliegenden Werkes betrifft, fo hat 
der Nerfaffer diefer Anzeige feine Anſicht über das Geſetz ſelbſt be» 
reit8 in dem erften Bunde des heurigen Jahrgangs diefer Zeitfchrift 
niedergelegt und er Hat bis jeht noch feinen Grund gefunden von 
dem dort geäufßerten Lob oder von den dort niedergelegten Bedenfen 
abzugeben: er martet in beiden Beziehungen die Mefultate der Er— 
-fahrung in ben einzelnen Kronlänvern ab, wenn einmal dad Geſetz 
in Wirkſamkeit getreten ifl. Die num gegebenen Motive aber find 
für die Legiölation, mie für die Praris, von hohem Werth und 
werten fehr dazu beitragen, daß das Geſetz in dem Geifte, in wel 
chem es gegeben, auch angewendet werde. Die eingelegten rechts— 
hiftoriihen Notizen, die Bergleihungen mit den Gefegen von den 
Jahren 1803 und 1850 und die Hinweiſungen auf Directiven, 
weldhe zu befolgen waren, find höchſt intereffant und werben eben fo 
wie Die gegebenen Erläuterungen ihre Einwirkung auf das Verfländniß 
nicht verfagen. 

Es iſt zu Hoffen, daß viefem ſchätzbaren Werke jeiner Zeit ein 
auf die Erfahrung gebauter und vie Fragen über die Zweckmäßigkeit 
der einzelnen Beftimmungen des Geſetzes noch mehr erörternder 
Eommentar folgen werde. 


— — — 


Eduard Ofenbrüggen, Prof. der Rechte an der Univerſität 
Zürich, Eafuiftit des Criminalrechts. Schaffhaufen, 1854. 8. 


Eine wiffenfchaftlich geordnete Sammlung von 200 Gtrafs 
techtöfällen,, größtentheild anderen Sammlungen entnommen. Den— 
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noch halten wir das Werk dem Zwecke entſprechend, für welchen 
der Herr Heraußgeber es beftimmt hat. Es fol nämlih in ben 
Vorlefungen über das materielle Strafrecht Beifpiele liefern und im 
Griminalpractifum Aufgaben und Uebungsftüde liefern. Der Herr 
Heraußgeber hat ganz Recht, daß zu diefen Zweden fingirte Beifpiele 
wenig nüßen, und da es fehr begreiflich ift, vaß den jungen Leuten 
nicht zugemuthet werden kann, alle Sammlungen zu beflgen oder 
gar zu Faufen, in welchen die ald Beifpiele wirklich tauglichen 
Nechtöfälle enthalten find, da aber doch es darauf anfommt, überall 
die geeigneten Rechtsfälle zu wählen, fo ift e8 wohl das Zwedmäßigfte 
gemwefen, eine Auswahl zu treffen und in einem Werfe zu vereinigen. 
Entſcheidungen dieſer Nechtefälle find menige beigefügt und dieſe 
bauptfählih nur, wie die Vorrede jagt, weil der Herr Herausgeber 
ſolche für offenbar unrichtig hält: es ift dieſes ganz folgerecht mit 
dem Princip, daß das Werk im Griminalpractifum gebraucht werben 
fol, wo der Zuhörer fih zu üben hat, unter dad Geſetz zu ſubſu— 
miren und deshalb den Fall richtig aufzufaffen. Bei vielen Bällen 
ift eine reichliche Literatur beigefebt, was ben jungen Leuten eine 
bedeutende Erleichterung gewährt, 


Repertorium über die fünf erften Jahrgänge (1849 big 
1853) der Zeitfchrift: Gerichtsfaal. Herausgegeben 
von Dr. Ludwig v. JSagemann. Erlangen, 1854. 8. 


Wir erachten und um fo mehr verpflichtet, vie Kefer ded Ge— 
richtsſaals auf dieſes Aepertorium aufmerffam zu machen, ald das— 
felbe nicht von der Redaction audgefloffen, fondern von einem fehr 
fbägbaren Mitarbeiter und Leſer dieſer Zeitfchrift aus eigenem 
Antriebe gefertigt ift und durch feine Vollſtändigkeit und gediegene 
Bearbeitung nicht nur die ſachkundige Feder verräth, aus der es 
gefloſſen, jondern auch den erfreulichen Beweis Jiefert, mit welchem 
Intereffe die Zeitfchrift gelefen wurde. 

Nicht nur find alle in den fünf erften Jahrgängen behandelten 
Materien getreu angegeben, fondern auch jene Materien ver Geſetze 
von Defterreich, Preußen und den deutfchen Bundeäftaaten, dann 
England, Frankreich *) und der Schweiz, über welde fih im Ge— 
richtsſaal geäußert ift, beſonders hervorgehoben, und überdies find 
bei dem Namen eined jeven Mitarbeiter die von demfelben gelieferten 
Auffäße verzeichnet, In jeder Beziehung wird alfo ver Leſer bei 
der eingehaltenen alphabetifhen Ordnung eine willfommene Erleich- 
terung des Nachfchlagens finden. 


*) Hinfichtlich der fünf franzöfifchen Gefepbücher nad; der Artifelfolge. 
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Vergleichende Darſtellung des Verfahrens in erſter 

und zweiter Inſtanz bei Beurtheilung von Polizei- 

Üebertretungen und Vergehen, in Wergleichung mit 

den bezüglihen Befimmungen der öſterreichiſchen 

Strafprozeßordnung und des Entwurfs einer fol- 
shen für das Königreich Sachſen. 


Vom Appellationdgerichteratö Merkel in Zweibrücken. 


Die Meberfchrift dieſes Auffabes Fündigt zwar nur die Datz 
ftellung eined befonderen AbfchnittE des durch den code d’instr, 
erim. vorgefchriebenen Verfahrens in Straffachen an, wobei haupt 
fählih hervorgehoben werden fol, daß das Verfahren in der Be— 
rufungsinftang, bei Aburtheilung von PolizeisUebertretungen und Ber= 
gehen von jenem in erfter Inftanz zum Theil wefentlich abweicht, 
Zur beiferen Würdigung diefed Verfahrens ift e8 aber nothwendig, 
über jene Grenze etwas hinauszugehen, um fih auch dad zu ver— 
gegenwärtigen, was damit in Verbindung und im inneren Zufam« 
menhange fteht, insbeſondere, infoweit es hierher gehört, die Gerichts— 
verfaflung, die Gompetenzverhältniffe, den Inftanzenzug, in welchem 
Zuftande der vorläufigen Inflruction die Sachen zur Aburtheilung 
gebracht werden, die Befugniß, Zeugen beizubringen, oder deren Vor⸗ 
ladung zu verordnen. Auf diefe Weile wird man defto befier im 
Stande fein, zu beurtheilen, ob alle Bedingungen vorhanden find, 
um nicht allein eine möglichft rafche, fondern zugleich auch eine uns 
parteiifche, fahgemäße und gerechte Aburtheilung zu fichern, wiewohl 
eigene Wahrnehmung und Beobachtung, wie überall, fo auch hier, 
den beiten Maaßſtab zur Beurtheilung gibt. — 


- 
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Im Strafverfahren, indbefondere wenn die Schlußverhandlun—⸗ 
gen mündlich geführt werden, ift es vor Allem eine wichtige Brage, 
über welche ausgezeichnete deutfche Zuriften verfchiedener Anſicht find, 
nemlih: ob und welche Rechtemittel, namentlich ob jened der Be— 
rufung, mit der Mündlichfeit des Verfahrens vereinbar fey? 

Der Entwurf einer Strafprogeforbnung für dad Königreich 
Sachen vom Jahre 1853, welcher vie Mündlichfeit des Schlufvers 
fahrens anorbnet, verneint jene Frage, indem er dad Mechtömittel 
der Berufung gegen die Urtheile der Bezirfögerichte nicht geftattet, 
fondern nur gegen jene der einzelnen Richter, obgleich auch vor bie- 
fen die Schlußverhanplungen mündlich fein follen. Gegen die Urs 
theile der Bezirkögerichte Täßt diefer Entwurfnur die Nichtigkeits— 
beſchwerde zu, und geftattet das nemliche Nechtömittel, außer 
jenem der Berufung, auch gegen die Urtbeile ver Cinzelnrichter 
($. 323 u. ff, $. 356). 

Die öfterreihifche Strafprogeforpnung von 29. Juli 1853, 
welche gleichfalld die Münplichkeit ver Schlufverhandlungen vor= 
ſchreibt, geftattet hingegen durch $. 295 die Berufung gegen jeded 
von dem Gerichtshofe 1. Injtanz über die Schlußverhandlung ge: 
Ihöpfte Erfenntniß an das Oberlande-Gericht, und von deſſen Ent« 
fcheidungen, unter den in $. 301 enthaltenen Beichränfungen, an 
den oberften Gerichtöhof, fo daß hiernach drei Inftangen in Strafe 
fachen beftehen. 

Das Rechtsmittel der Oppoſition (Einſpruch) gegen Urtheile, 
welche im Nichterfcheinungsfalle des Beschuldigten ergehen (Contu- 
macial- over Difaut-Urtheile), ift fowohl der öſterreichiſchen 
Strafprozeforduung, als auch dem füchjtfchen Entwurfe einer fols 
chen fremd. Die Erftere hat in ihrem 18. Hauptftüd $. 377 — 
395 wider Abweſende und Slüchtige, welche eined Verbrechens, oder 
Vergehens bejchuldigt find, ein befonderes Verfahren angeordnet. 
Iſt hiernach der Angeklagte innerhalb ver Evictalfrift nicht erſchie— 
nen, fo wird nad Ablauf verjelben, und zwar längſtens binnen eis 
nem Monat, zur Schlufverhandlung gefchritten. Dem Angeflagten 
ift, falls nicht er felbft, oder Die Im $. 387 erwähnten Perſonen 
für ihn einen Bertheidiger aufgeftellt haben, ein foldher von Amtd- 
wegen zu beftellen, 

In Beziehung auf diefe Schlußverhandlung, auf dad Erfennt- 
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niß darüber, und die Berufung gegen daß Lebtere find vie allge 
meinen Borfchriften zu beobachten. Geräth der Flüchtige nad) ver 
Hand in Verbaft, fo ift ihm der Anklagebefhlug zu eröffnen ($. 
201). und das Verfahren, ohne Nüdfiht auf das in feiner Abwe— 
fenheit gefchöpfte Erfenntnig, nad der allgemeinen Vorſchrift fortzu— 
fegen. Nah Beendigung deflelben ift ein neued Erfenntniß zu 
ſchöpfen. Sobald dieſes in Nechtöfraft erwachfen ift, find bie mit 
dem früheren Erfenntniffe verbundenen Rechtsfolgen, vom Zeitpunfte 
der Schöpfung beffelben angefangen, nur in foweit ald aufgehoben 
anzufehen, als fie nach dem Geſetze nicht auch mit dem neuen Er- 
fenntniße verbunden find. ($. 391. 394.) 

Der fühl. Entwurf enthält unter Anderen in ven $$. 303 
und ff. bezüglich des Verfahrens beim Ausbleiben de8 Angeklagten 
befondere Vorſchriften. Iſt der Angeklagte unentfchuldigt, over ohne 
genügende Entfehuldigung außen geblieben, und fann er auch nicht 
durch einen Borführungdbefehl fofort erlangt werben, fo iſt bie 
anberaumte Situng aufzuheben, und von dem Gerichte felbit, oder 
auf deifen Anordnung von dem Unterfuchungsrichter dad Nöthige 
wegen der Geftellung und, nad) Befinden, wegen einftweiliger Auf- 
bewahrung des Angeklagten zu verfügen. Iſt zu beforgen, daß die 
längere Ausfegung der Deweisaufnahme für vie Ermittlung der 
Wahrheit nachtheilig fein würde, und gleichwohl vie baldige Geftel- 
lung des Angeklagten nicht zu erwarten, fo hat dad Gericht durch 
einen von ihm zu beauftragenden Nichter die Zeugen und Sacdner- 
fländigen ausführlid und eidlih nah Maaßgabe der Artikel 272 
fg. abzubören, fowie fonft für die Aufnahme des Beweiſes zu for 
gen, worüber ein ausführliches Protofoll aufzunehmen ift. Die 
Beweisaufnahme jelbft erfolgt in Gegenwart ded Staatsanwalts und 
des Vertheidigers, jedoch nicht in Öffentlicher Sitzung. Kat ver An- 
geflagte feinen Vertheidiger gewählt, fo ift, und zwar ohne Unter» 
ſchied des Verbrechens, von Gerichtöwegen ein jolcher zu beftellen. Wird 
der ohne Entjchulvigung, oder ohne genügende Entſchuldigung aus 
Ben gebliebene Angeklagte fpäterhin geftellt oder ftellt derfelbe ſich 
freiwillig, fo kann das Gericht nad) feinem Ermeflen und mit Zu- 
flimmung des Staatdanwaltd von einer nochmaligen unmittelbaren 
Beweisaufnahme abfehen und ftatt derfelben mit Vorlefung der aufs 
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genommenen Protokolle verfahren. Wird pad Enderfenntniß in Ab» 
wefenheit des Angeflagten verkündet; fo ift ihm daſſelbe nachträglid 
an Gerichtöftelle, oder durch abichriftliche Zufertigung bekannt zu 
machen. Die Brift zur Einwendung der zuläßigen Rechtsmittel Täuft 
folchenfalld für den Angeklagten von diefer Bekanntmachung an. 
Nah dem Code d’ instr, erim, ift dad Contumacialverfahren 
berfchiedenartig, je nachdem es fid) von Verbrechen, over von Polis 
zeieebertretungen und Vergehen handelt. Im erfteren Balle ift 
dad Verfahren, die Art und Weife ver Aburtheilung, und die Wir« 
tungen der Contumacialurtheile durch vie art. 465 — 478 regulirt. 
Diefed Verfahren, deſſen Erörterung nicht hierher gehört, wird von 
allen Sachkundigen als die Nechte des Abweſenden zu wenig beach» 
tend mit Recht getabelt. Handelt es ſich von einer Polizeiübertres 
tung, ober von einem Vergeben, fo wird gegen den abwejenden 
oder flüchtigen Beſchuldigten gerade fo verfahren, als wenn er ge= 
genwärtig wäre. Iſt die vemfelben zur Laft gelegte Handlung durch 
amtlihe Protofolfe, durch eine fürmliche over blos fumarifche Vor⸗ 
unterfuchung hinreichend conftatirt, fo wird derſelbe zur Aburthei— 
lung in die öffentlihe Sitzung vorgeladen. Erfcheint er alsdann 
nicht, — und auch der Nichtabwefende kann auf die an ihm er- 
gangene Ladung nicht erfcheinen, — fo ergeht ein Contumacial - 
oder Defaut= Urtheil, nachdem die Zeugen in der öffentlichen Si— 
gung nur in Gegenwart fämmtlicher Mitglieder des Gerichtes ver- 
nommen worden find. Dem nicht erfchienenen Befchuldigten wird 
jedoch nicht von Amtswegen ein Vertheidiger geftellt, wie dieß $. 
303 Abf. 2. des fähl. Entwurfs zum Zwecke der Beweidaufnahme, 
und die öftreih. Strafprogefordnung 8.391 vorfchreibt, ja nicht einmal 
ein foldyer, oder ein Besollmächtigter zur Vertretung desſelben zuge— 
laffen, fle mögen von dem Befchuldigten felbft, oder son deſſen näch— 
fien Verwandten aufgeftellt worden fein over nicht, während es nad 
$. 387 der öſtreich. Strafprozeforbnung dem Vormunde, dem Che: 
gatten, den Angehörigen und nahen Verwandten des Angeklagten 
geftattet ift, einen Verteidiger für denfelben aufzuftellen. Nur wenn 
ed fih von einer Polizeiübertretung, oder von einem Vergeben hans 
delt, welches Feine Gefängnißftrafe, fondern nur eine Gelobuße nad 
fich zieht, ift es nicht erforberlich, daß ver Befchuldigte perfönlich vor 
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Gericht erfheine fondern in diefen Fällen kann er fich durch einen 
Specialbenollmächtigten vertreten Taffen, wobei e8 jedoch dem Ermefe 
fen des Gerichts überlaffen bleibt, das perfönlidhe Erfcheinen des 
Beſchuldigten in eine zu beftimmende Situng zu verordnien. (art. 
152 u. 185 ibid.) Im diefen Fällen, wo aljo der Beſchuldigte 
dur einen Benollmächtigten vertreten ift, ergeht natürlich fein DE- 
faut » Ürtheil, fondern ein contradictorifches. 

Iſt nun ein Defaut= Urtbeil ergangen, fo wird ed dem Bes 
fhuldigten durch einen Gerichtöboten förmlich zugeftellt, und es fteht 
demfelben innerhalb der nom Gefege beftimmten Friſt das Nechtt- 
mittel der Oppofition zu. Läßt er dieſe Srift, ſowie auch jene ver 
Berufung verftreihen, fo ift da8 Defaut-Urtheil vollkommen rechts⸗ 
kräftig, außgenommen, daß daſſelbe noch innerhalb der gefeglichen 
Brift wegen Gefegeßverlegung durch dad Rechtsmittel der Caſſation 
angefochten werden kann. (art. 150. 151. 187. 188. 208. ibid.) 

Der Beichuldigte, welcher gegen das Defautslirtheil Oppofi« 
tion einlegt, muf hierauf innerhalb einer kurzen, vom Geſetz beftimms 
ten Brift vor Gericht erfcheinen, um dieſelbe zu rechtfertigen, und 
dad Defautsirtheil wird alsdann von Rechtöwegen als nichterlaffen be— 
trachtet. Erſcheint er aber nicht, fo Fanın der Befchuldigte gegen dad Ur— 
theil, welche® nunmehr abermals wegen feines Nichterfcheinens ergeht, 
feine Oppofition mehr, fondern nur noch Berufung einlegen. Erfcheint 
er aber, fo werben die früher bereit vernommenen Zeugen abermals in 
der öffentlichen Sitzung durch das Gericht vernommen, und e8 kön— 
nen auch noch weitere Zeugen und Beweiſe beigebradht werben. 
(art. 187 u. ff.) — 

Das Geſetz geftattet gegen die Defautslirtheile nicht blos das 
Rechtsmittel der Oppofttion, fondern auch jened der Berufung. Es 
entfteht aber hier die Trage, ob der Beſchuldigte zuläßig ſey, Be— 
rufung einzulegen, wenn die Friſt zur Oppofltion noch nicht abge= 
laufen if, oder wenn er diefelbe verftreichen ließ. Man kann hiers 
auf erwiedern: Sp lang der Weg der Oppofition offen fteht, Hat 
der erfte Nichter feine Jurißdietion noch nicht erfchöpft, e8 hat noch 
feine contradictorifche Verhandlung vor ihm flattgefunden, und 
wenn dieſe auf den Grund ber Oppofltion flatt gefunden hat, jo 
kann er, je nach dem Ergebniß diefer Verhandlung, in einem ganz 
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anderen Sinne erkennen, als er par defaut erkannt Hat, fo daß dem 
Beſchuldigten vielleicht gar Fein Grund übrig bleibt, um ſich über 
das Urtheil zu befchweren. Hat er e8 aber verfäumt oder verfchmäht, 
den einfachen und natürlichen Weg der Oppofition einzufchlagen, To 
ift e8 feine Schuld und wegen diefer Unterlaſſung kann er nicht 
mehr zuläffig fein, das Déſaut-Urtheil durch Berufung anzugreifen. 
Diefe Anficht wäre jedoch unrichtig. Denn dad Gefeb ertheilt dem 
Beichuldigten im Allgemeinen jene beiden Rechtsmittel und überläßt 
ed ihm, das eine oder dad andere zu wählen. Läßt er die Oppo— 
fitiondfrift verftreichen, fo fann er noch Berufung einlegen, voraus— 
gelebt, daß die gefeßliche Friſt hierzu noch nicht abgelaufen ift. Das 
Geſetz enthält nicht einmal eine Beftimmung darüber, ob die Beru- 
fung innerhalb der Oppofltiongfrift zuläßig ſey oder nicht. Die 
Anftcht, daß troß diefem Schweigen des Geſetzes die Berufung nicht 
zuläflig fel, fo Tange jene Friſt noch Läuft, hat viel für ſich, indem 
e8 in der Natur der Sache liegt, daß man norerft dad Rechtsmit— 
tel der Oppoſition ergreifen müfje, um dadurch) den Richter, welcher 
da8 De£fautslirtheil erlaffen bat, in den Stand zu feßen, contradice 
torifch mit dem Befchuldigten die Sache auf's Neue zu verhandeln 
und darüber zu erkennen. Auch fügt der art. 455 unfered Civil. 
Proz. Geſetzb. außprüdklich, daß die Berufung gegen Urtheile, wel— 
be mit Oppofition angefochten werden Fünnen, innerhalb der Oppo— 
fitiongfrift nicht zuläflig fei. Allein gerade weil das Strafprozefges 
fe hierüber fchweigt, und weil die Vorfchriften des Civil, Pr. Geſb. 
im Strafverfahren nicht maaßgebend find, ift man in praxi der ent- 
gegengefeßten Anftht, und läßt daber die Berufung zu, felbft wenn 
fie auch) noch innerhalb der Oppofitionsfrift eingelegt wurde. Man 
fliegt nemlich daraus, der Befchuldigte habe durch Einlegung der 
Berufung innerhalb der Oppofttiondfrift auf das Nechtömittel ver 
Oppofition verzichtet und es feinem Intereffe für angemeffener erach— 
tet, geradezu den Weg der Berufung an den höheren Richter zu bes 
treten, befürchtend, ver Richter, welcher das Defaut-Urtheil gefällt, 
möchte dadurch Gefangen fei, und auf die eingelegte Oppofition hin 
doch nicht anderd erkennen, als er bereits erfannt Dat, wodurch ihm 
außerdem nur unnöthige Koften entfliehen würden, 

Daß nun die öftreih. Strafpror, Ord. und auch der ſaͤchſ. 
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Entwurf dad Intereffe ver Abweſenden oder nichterfchienenen Anges 
fhuldigten weit beſſer, ald ver Code d’ instr. erim. in einzels 
nen Beziehungen gewahrt hat, ift nicht zu verkennen, nament- 
li in Beziehung auf die Art und Weife der Beweidaufnahme und 
der Vertheidigung des Befchuldigeen. Im Uebrigen bat fid} jedoch 
das durch den Code d’instr, erim. angeordnete Verfahren im All: 
gemeinen durch die Erfahrung ald gut und zweckmäßig bewährt, 

Auf die oben aufgeworfene Brage, ob nemlih das Mechtamits 
tel der Berufung mit der Mündlichfeit des Verfahrens vereinbar 
fei, nunmehr näher eingehend, muß vor Allem anerkannt werben, 
daß der ſächs. Entwurf, welcher diefe Trage verneint, Diefelbe auf 
eine ebenfo gründliche, fachkundige und anfprechende, als auch ver 
hohen Wichtigkeit des Gegenjtandes vollfommen entſprechende Weife 
zu Iöfen verfucht hat. Für die nachfolgenden Betrachtungen und 
Zufammenftellungen ift es nothwendig, das Wefentliche davon hier 
hervorzuheben. Es heißt nemlich darin: 

„Der Einrichtung einer zweiten Inftanz in Diefem neuen 
„Geſetz, wenn es ind Leben tritt, ſtehen noch erhebliche practifche 
„Bedenken entgegen, welche aus der Natur und dem Charafter des 
„mündlichen Verfahrens unabweisbar entipringen." 

„Die Unterlage für das Erfenntnig wird durch die mündliche 
„Verhandlung vor dem erfennenden Gerichte gefchaffen. In derfels 
„ben und durch dieſelbe Hilden fh die Nichter ihre Meberzeugung 
„son der Schuld oder Nichtſchuld des Angeklagten, Vor den Rich» 
„tern ſelbſt erftatten die Zeugen ihre Ausfagen und gibt der Anges 
„Elagte feine Erflärungen ab. Die Verhandlung, welde ein uns 
„theilbares Ganzes bilden foll, wird unmittelbar vorgenommen, und 
„in biefer Unmittelbarkeit Tiegt dad Weſen des mündlichen Verfah— 
„rend. Gin Protokoll über die Verhandlung wird zwar aufgenoms 
„men; allein es dient im Hauptwerke nur zur Beurfundung der 
„Börmlichkeiten, um bei der Einwendung von Nichtigfeitöbefchwer- 
„den darüber, ob das Verfahren an einer Nichtigkeit leide, Gewiß— 
„beit zu verfchaffen.. Iſt nun von dem Gerichte auf den Grund der 
„mündlichen Verhandlungen ein Urtheil gefprocdhen worden, fo würde 
„für die Zuverläffigkeit eines Nechtömitteld gegen das Urtheil ein 
„unbedingtes Erforderniß fein, daß ven in zweiter Inſtanz erkennen⸗ 
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„den Richtern alle zum Beweiſe ded von ihnen zu beurtheilenden 
„Nechtsfalled vorhandenen Mittel mit derfelben Vollftändigfeit vor— 
nliegen müſſen, mie fle dem Richter erfter Inſtanz vorgeführt 
„worden, * 

„Dieß zu ermöglichen, Tiegt jedoch außer dem Bereiche menſch— 
„licher Kräfte. Die Zeugenausfagen würden den Richtern zweiter 
„Inſtanz feinen Balld in demfelben Maafe wieder vorgeführt, tie 
„ſolches z. B. bei der Vorlefung von Protofollen gefchehen Tann. 
„Die Audfage der Zeugen, des Angeklagten ⁊c. betrifft zwar denſel⸗ 
„ben Gegenftand: allein es ift doch immer nicht gerade die Ausſage 
„welche vor den Nichtern erfter Inftanz erftattet wurde und auf 
„deren Grund dieſe Richter das erfte Erfenntniß fällten. 68 ift 
„eine neue Ausſage, es ift eine neue Verhandlung. Die Richter 
„der zweiten Inſtanz prüfen nicht, ob durch das den Richtern erfter 
„Inftanz vorgelegene Material die Entfcheidung verjelben gerechtfer— 
„tigt ſey, fondern fie erklären, daß fie auf Grund der vor ihnen 
ftatt gefundenen Berhandlung dem Ausfpruche des früheren Rich— 
„rers beitreten, oder nicht. Dieſes Verfahren würde man allen- 
„falls als eine Reviſion, in feinem Balle aber als eine Berufungds 
„inſtanz bezeichnen können." 

wDiefe Bedenken werden dadurch erböhet, daß unfere Richter 
„an eine gefeßliche Beweidtbeorie nicht gebunden jind und daher ges 
„rade dad Moment, auf welchem der richterliche Ausſpruch berubet 
„etwas rein Subjectined ift. Die Nichter zweiter Inſtanz können 
„eine andere Ueberzeugung geirinnen, aber die Richter erfter Inftanz 
„die Richtigkeit ihrer Ueberzeugung nicht auf beftimmte und allge= 
„mein anerfannte Veweißregeln ftügen.* 

Die Motive des Entwurfs führen noch eine Reihe weiterer 
Bedenken bezüglich der Einführung einer zweiten Inftanz an, wel 
he aus der Natur und dem Charakter ded mündlichen Verfahrens 
bergeleitet werden. So unter andern: es Tiege in der Natur der 
Sache und die Erfahrung in andern Ländern habe es beftätigt, daß 
bie Zeugen, welche zum zweitenmale vor Gericht erfcheinen, nun— 
mehr, nachdem fle den ganzen Sachverhalt, insbeſondere die Aus- 
fagen der übrigen Zeugen, kennen gelernt haben, leicht inducirt 
mürden, von ihren früheren Ausfagen im einzelnen Punkten abzu— 
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weihen und, — obne bößlihe Abſicht, unmwillfürlih — ihre neue 
Audfage nad) der Ausfage der anderen Zeugen und den übrigen 
Ergebniffen ded Beweiſes einzurichten. Die Berufung würde 
bei ſolchen Mängeln von einem gut inftruirten Richter an einen 
weniger gut inftrwirten Michter gehen, fomit gegen den unumftöß- 
lihen Grundfaß der Appellation, wonach fie von dem judex bene 
instructus an den judex melius instructus geben foll, verftoßen. 
In Verbindung damit wird ſich gleich im Eingange zu den Motiven 
noch darauf berufen, daß in den meiften Geſetzgebungen, nach dem 
Dorgange ded frangöfifchen Rechts, gegen die auf den Grund des 
Ausſpruchs einer Jury gefällten Erfenntniffe ein bezügliches Rechts— 
mittel hinſichtlich der Schuldfrage oder der Beftimmung ver Strafs 
höhe nicht nachgelaffen fei, weil man daifelbe mit dem Weſen ver 
Jury unvereinbar finde, obihon wenigftend die Strafe von ven 
techtögelehrten Richtern, ohne jede Mitwirfung der Jury, innerhalb 
bed gejeglichen Strafmaaßes beftinnmt merde. 

Sp gewichtig die angeführten Gründe und Bedenken bezüglich 
de8 Nechtömitteld der Berufung bei der Mündlichkeit des Verfahrens 
find, jo kann der Verfaſſer diefelbe dennoch nicht theilen. Die 
Gründe feiner entgegengefegten Anſicht find im Allgemeinen fol 
gende: 

Was zuvörderſt die Mündlichkeit des PVerfahrens bei ven 

Schwurgerichten betrifft, jo ift diefelbe ohne allen Einfluß auf obige 
Brage; denn der Hauptgrund der Unzuläßigfeit des Mechtömittel® 
der Berufung gegen die Urtheile der Schwurgerichte liegt nicht in 
der Mündlichkeit ded Verfahren, fondern lediglich darin, daß 
die Schwurgerichte, wie auch die Epercial= Gerichte, in den Fällen, 
in welchen Leßtere nach Art. 553 u, 554 ibid. ausnabmsweiſe an 
die Stelle der Schwurgerichte treten, ihrem Weſen und Zwecke nad 
und vermöge ihrer ganzen Einrichtung, die feierlidfte und. 
böchfte Inftanz in den ibrer Aburtheilung zugemiefenen Etraffachen 
bilden, und daß das Geſetz alle Vorforge getroffen hat, damit bie 
Wahrheit entdedt und dem Irrthume möglichft vorgebeugt werde, 
Alle Anoronungen ded Gefeged find darauf berechnet, daß hier in 
legter Inſtanz entichieven werde. Statt einer Edhilderung des 


ganzen Verfahrens ift hier nur daran zu erinnern, daß eine unpar« 
Der Gerichtsſaal. Heft XL. 1854. 25 
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telifche , ausführliche und erfchöpfende ſchriftliche Vorunterſuchung 
vorausgehen muß, auf deren Grund bei uns vorerſt in zwei In— 
ftanzen, durch dad Bezirfögericht und durch die Anflagefammer des 
Appellationdgerichtd, entichieden wird, ob hinreichende Beweidgründe 
zur Anklage und zur DVerweifung vor das Aſſiſen- oder Special- 
Gericht vorhanden ſeien. Diefe Worunterfuhung gibt alddann dem 
Gerichtepräfidenten, dem öffentlichen Minifterium und ver Verthei— 
digung alle Anhaltspunkte zur Hand, fowohl an die Zeugen ald an 
die Angeklagten Fragen zu ftellen, Zmeifel zu befeitigen und Dun— 
felheiten aufzubellen. Das Geſetz ertheilt überdie dem Gerichtäpräs 
fiventen die diseretionäre Gewalt, Alles anzuwenden, was nad feiner 
Anfiht zur Entvefung der Wahrheit führen kann. ine Anzahl 
son zwölf Geſchworenen entjcheidet endlich über die Schuldfrage. 
Wo wäre denn das höhere Gericht over in welcher Weile würde 
ed zu bilden fein, um als Appellationdinftanz über die Erfenntniffe 
der Schwur- und Speeial- Gerichte Gezüglih der Schulofrage zu 
erkennen? *) 

Kein Unbefangener wird zwar behaupten, daß die Gefchworenen 
fih niemald irren; aber eben fo wenig wird er beftreiten, daß auch 
die rechtsgelehrten Richter aller Inftanzen, und felbft ver höchſten 
und letzten Inftanz, in Beurtheilung fowohl ver Schuld, ald auch 
der eigentlichen Rechtöfrage, dem Irrthume unterworfen feien. Eben 
darum haben die meiften Gejeggebungen das Nechtömittel der Bes 
rufung zugelaffen. Vor der Nevolution von 1789 waren in ein« 
zelnen Provinzen Frankreichs fogar ſechs Inftanzen, an welche nad) 
und nah Berufung eingelegt werden fonnte, freilih nicht ſowohl 
im Interejje des Nechts und der Gerechtigkeit, als vielmehr theils 
aus finanziellen Gründen zum Vortheil der Gerichtsinhaber, theils 
aus privilegirten Begünftigungen verſchiedener Klaffen der Einwoh- 
ner. Wenn aber die höchfte Inftanz oder diejenige, welche, wie das 


*) Eben weil das Aſſiſengericht die höch ſte Inſtanz in Strafjfachen 
bildet, beſtimmt der Art. 365, Abſ. 1 ibid., daß das Aflitengericht 
die durch das Geſetz verhängte Strafe audfprechen foll, ſelbſt wenn 
au, nad dem Ergebniß der Verhandlung, die Sache nicht mehr 
zu jeiner Competenz gehören würde. 
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Inftitut der Schwurgerichte, vermöge ihrer ganzen Einrichtung bie 
erfte und zugleich die höchſte ift, entichieven hat, fo kann eine Be— 
rufung dagegen nicht mehr geftattet werden, fondern nur noch Re— 
viſion oder Nichtigkeitöffage. Zu bemerken ift übrigens, daß der 
Code d’instruction eriminelle durch Art. 352 für den Ball, in 
welhem ein Irrthum der Gefhworenen zum Nachtheil des Ange— 
Elagten unterlaufen follte, in der Art Vorſorge getroffen hat, daß 
pie Richter des Afftfengerichtd, wenn ſie einftimmig der Ueberzeugung 
find, daß die Gefchworenen bei der Bejahung der Schulvfrage 
ſich geirrt haben, ihren Urtheilöfpruch: bezüglich der zu verhängenden 
Strafe vertagen und die Sache vor die nächſt kommende Aſſiſen— 
Seffton verweilen folfen, damit diefelbe vor neuen Geſchworenen 
aufs Neue verhandelt und darüber nochmal, jedoh zum legten 
Male, entfchieden werde *) Das Nechtömittel der Berufung be— 
züglih der Schuldfrage ift endlich auch noch aus dem Grunde mit 
der Jury unvereinbar, weil das Gefeg nicht verlangt und nicht ver« 
langen kann, daß die Geſchworenen ihren Erflärungen die Gründe 
ihrer Ueberzeugung beifügen follen, das Appellationsgericht daher 
nicht, mie in gemöhnlichen Berufungsinftanzgen,, in der Lage wäre 
die Gründe der Entfcheidung des erſten Richters prüfen zu können. 
Bis Hierher wenigſtens ift wohl noch nicht zu erfennen, daß es vie 
Mündlichfeit des Verfahrens wäre, welche dem Rechtsmittel der 
Derufung gegen die Urtheile der Schwurgerichte entgegenitche, 
Sollte aber diefed Rechtsmittel nicht wenigftend bezüglich der 
durch die Nichter des Aijifengerichts erkannten Strafart und Strafe 


*) Gegen eine irtige Berneinung ber Schulpfrage geftattet das Geſetz 
obige Maafregel nicht. Haben die Gefchworenen dad Nichtſchul— 
big erklärt, fo muß ed dabei bleiben, felbft wenn auch die Richter 
des Affifengericht3 einftinnmig überzeugt wären, daß die Geſchworenen 
fi geirtt haben. Der Geſetzgeber jegte voraus, daß irrige Frei— 
ſprechungen von Seiten der Gefchworenen doch nur felten vorkom— 
men und daß fie eben wegen ihrer Seltenheit im Allgemeinen ohne 
nachtheilige Folgen jein würden, fohin auch zu einer nochmaligen 
Berhandlung vor neuen Gefhmorenen fein hinreichender Grund vor— 


handen märe. 
25 * 
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höhe, troß der Münplichkeit ded Verfahrens, als wohl vereinbar 
betrachtet werden müfjen? Diefe Brage muß unbedenklich verneint 
werben. Denn fo wie die Gefchworenen und die Nichter zufammen 
das Afjifengericht bilden und von einander ungertrennlich find, eben 
fo bilden auch die Erklärungen der Gefchworenen und das darauf 
gebaute Straferfenntnig der Nichter ein unzertrennliches Ganze. Es 
ift doch immer verfelbe höchſte Gerichtähof in Strafiahen, welder 
ſowohl über die Schuldfrage, ald auch über vie Strafart und Straf— 
höhe erfennt, obgleich über die Erftere nur die Gefchworenen und 
über Letztere nur die Richter des Affifengerichts erfennen. Gerabe 
bier zeigt fi eben recht deutlich die Untheilbarkeit ded ganzen Ers 
gebniffes der fchmurgerichtlichen Verhandlungen. Denn um die ent« 
ſprechende Strafe auöfprechen zu können, muß nothwendig vorerſt 
feftgeftellt fein, daß der Angeklagte ſich des ihm zur Laſt gelegten 
Verbrechens fhuldig gemacht habe, und der Ausſpruch hierüber fteht 
lediglich den Geſchworenen zu. Iſt die Schulofrage durch die Ge— 
Ihmorenen bejaht, jo Tann zwar bezüglich ver Strafart nicht leicht 
ein Irrthum vorfallen, und ein etwaiger Irrthum in diefer Beziehung 
kann, wenn der Gaffationdhof das Strafurtheil deshalb vernichtet 
bat, auf den Grund der bejahten Schulofrage, welche aufrecht erhal- 
ten bleibt, dem Geſetze entfprechend verbeffert werden, ohne daß 
die ganze frühere Verhandlung wiederholt werden muß. Handelt es 
fih aber bloß von dem Strafmaaf, weldes vie Michter des Aſ— 
fifengerichtö innerhalb des Minimums und Marimumd zu verhängen 
haben, fo kann Died nicht einzig und allein auf den Grund der bes 
jahten Schuldfrage geſchehen, jondern die Nichter müſſen aud) der 
ganzen fchwurgerichtlichen Verhandlung beigemohnt haben, um zu 
erfennen ob fih daraus mildernde oder erſchwerende Umftände erga- 
fen, welche auf das geringere oder höhere Strafmaaß innerhalb jener 
Gränzen von Einfluß fein müſſen. Eine Wiederholung der ganzen 
früheren Berbandlung kann aber nah Obigem unmöglich mehr 
fattfinden, um jo weniger, als fich hierbei fogar ein ganz anderes 
Ergebniß bezüglih der Schuld des Angeklagten überhaupt heraus: 
ftellen fönnte. Der Gaffationshof zu München hat zwar durd ein 
Urtheil som 23. September v. I. ein Urtheil des hieſigen Afftfen- 
gerihtd vom dritten Quartal v. I. caffirt und die Beſchuldigte zur 
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nochmaligen Aburtheilung auf den Grund des ergangenen 
Wahrſpruchs der Geſchworenen vor die Aſſiſen des vierten Quar- 
tals v. 3. vermiefen, weil dad Aiflfengericht dad Strafmaaß mit 
Rüdfiht auf den von den Gefchmworenen angenommenen Entfchuls 
digungägrund der Anreizung, bei Annahme noch anderweitiger mil« 
dernder Umflände zwar mit Recht in Anwendung ded Art. 326 und 
463 c. p. beſtimmt, jedoch dabei unterlaffen habe, das durch den 
erwähnten Art. 463 verlangte Requiſit in feinem Urtheile zu cons 
flatiren, ob nämlich der durch die That der Angeklagten verurfachte 
Schaden den Betrag von 25 Franken überfteige oder nicht. Allein 
in diefem Balle war eine Wiederholung der ganzen früheren Ver— 
handlung nit nothwendig, weil der Betrag ded Schadens au 
ohne diefelbe Leicht ermittelt und feftgefeßt werben konnte. 

Wenn daher die meiſten Gefebgebungen das Rechtsmittel der 
Berufung gegen die Erklärungen der Jury hinſichtlich der Schuld» 
frage, und gegen die Straf-Erfenntniffe ver Richter bei dieſem Ge- 
richte bezüglich der Strafart und des Strafmaafed auf den Grund 
des Wahrſpruchs der Gejchworenen nicht geftatten, fo kann dies 
wohl nit ald ein Argument dafür angeführt werben, daß jenes 
Mechtömittel im Allgemeinen mit ver Mündlichkeit des Verfah- 
rend unvereinbar fei. Es bleibt mithin die Frage zu unterfuchen 
übrig, 06 die übrigen in den Motiven ded erwähnten Entwurfs 
angeführten Gründe überwiegend für Die DBerneinung der Frage 
fprechen ? 

Dad Weſentliche jener Grünve- läßt fih auf den Sat zurüd- 
bringen: es fei unbeftrittener Grundſatz der Appellation, daß man 
von dem judex bene instructus an den judex melius instructus 
appelliren müffe, und nad dieſem Grundſatz fei ed ein unbedingtes 
Grforderniß für die Zuläfftgkeit des fraglichen Rechtömitteld, daß ven 
Richtern zweiter Inftanz alle Beweife ded von ihnen zu beurs 
theilenden Rechtöfalled mit derfelben Vollftändigkeit vorliegen müßten, 
wie fie dem Richter erfter Inſtanz vorgeführt worden, was jedoch bei 
dem mündlichen Verfahren außer dem Bereiche menſchlicher Kräfte 
liege. Dieſe Gründe ſind aber doch nicht ſtichhaltig. Denn: 

1) was man als unumſtößlichen Grundſatz der Appellation 
anführt, iſt kein eigentliche Rechtsgrundſatz, vielmehr, gleich 
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iwie jener, daß man „a judice male instructo ad judicem melius 
instruendum“* appellire, nur eine in praxi übliche Ausdrucksweiſe, 
um dadurch anzudeuten, die Richter zweiter Inftang würden über die 
thatfächlihen und rechtlichen Verhältniffe befler aufgeklärt werden, 
als e8 der Richter erjter Inftanz mar, um fie dadurch in Stand zu 
feßen, über Die Frage zu erfennen, „an bene, an male judicatum 
sit“, ob der erfte Richter wohl oder übel geſprochen Hat, zu welchem 
Zweck denn aud noch neue Thatſachen geltend gemacht, neue Beweife 
geführt und neue Nechtögründe entwicelt werden fönnen ; 

2) im Eivil:Prozeffe, in welchem ſchon bie formelle Wahrheit 
entjcheidend ift, können die Parteien durch mancherlei Verluftiguns 
gen von Rechtömitteln getroffen werben, und was in Diefer Beziehung 
formell thatfächlich oder rechtlich feftfteht, Fann allerdings in zweiter 
Inſtanz nicht mehr abgeändert werden, wiewohl im Allgemeinen 
auch hier, infofern Feine DVerluftigung 20. entgegenfteht, noch neue 
Beweiſe und die Geltendmahung neuer Thatſachen und Rechtsmittel, 
wodurch der Standpunkt des Mechtöftreited, wie er in erfter Inſtanz 
vorlag, wefentlid geändert werden fann und eine andere Entfcheis 
dung, als jene des erften Richters bedingt, zuläffig find. Allein im 
Strafprozefle können ſolche DVerluftigungen nicht vorkommen, weil 
bier, wo Alles die öffentliche Ordnung angeht, die formelle Wahr: 
beit nicht genügt, fondern abfolute oder materielle Wahrheit erfirebt 
werden fol, Der höhere Richter Fönnte aber feine Pflicht, dieſe 
Wahrheit möglihft zu erforfchen,, unmöglich erfüllen, wenn er an 
den Ihatbeftand unabänderlich gebunden wäre, wie ihn der erfte 
Nichter feftgejegt hat. Er muß daher eben fo frei und ungehindert 
nach jenem Ziele ftreben können, als wie der erfte Richter, mithin, 
fei es ex officio, ſei es auf den Antrag des Beichuldigten oder 
des oͤffentlichen Minifteriums, Diejenigen Beweisführungen anorpnen 
können, welche geeignet find, die erhobenen Zweifel zu Löfen und 
die Erforſchung der Wahrheit zu ermöglichen. Auf diefe Weile 
wird daher fowohl obigem Grundſatze der Appellation, ſelbſt 
wenn er auch in dem angegebenen, jedoch irrigen Sinne verftanden 
werden müßte, ald auch jener Pflicht des Richters vollfommen 
entiprochen, indem dad Ergebniß der mündlichen Verhandlung, 
wenn es in zweiter Inftanz nicht mit Vollſtändigkeit vorliegen 
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jollte, ſehr Teicht vervollftändigt oder nach Maafgabe ver neueren 
Verhandlung auf eine der Wahrheit entfprechendere Weiſe abgeän— 
dert werben Tann. 

Der Einprud, welchen die ganze mündliche Verhandlung, ind« 
befondere dad Benehmen ver Zeugen, der Beichuldigten, bei ihren 
Audfagen und Erflärungen, die Art und Weife, in welcher diefelben 
abgegeben wurden ⁊c., auf den Nichter erfter Injtanz gemacht haben, 
Eönnen zwar durch feine Bejchreibung oder Protocollirung fo wieder— 
bergeftellt werden, daß fie dem eigenen Wahrnehmen und Anhören 
gleihfämen. Das ift aber auch nicht immer abfolut nothwendig. In 
den meiften Fällen reicht ed hin, wenn dad Ergebnif der Verhand— 
fung erfter Inſtanz dem höheren Nichter in der Art unzweifelhaft 
und umbeftritten vorliegt, daß derfelbe in der Rage ift, mit vollfoms 
mener Sachkenntniß zu entfcheiven, ob der erfte Nichter richtig ger 
urtheilt hat oder nicht. Iſt died aber nicht ver Fall und ift es 
zwedmäßig oder nothwendig, fich hierüber Gewißheit zu verfchaffen, 
fo fteht ja dem Michter zweiter Inftanz die Befugniß zu, ſowohl die 
früher vernommenen,, ald auch neue Zeugen vorladen zu laſſen. 
Man befürchtet zwar, die ſchon früher vernommenen Zeugen würden 
jegt anders ausſagen, ald fie in erfter Inftanz auögefagt haben, 
weil fie durch dad ergangene Urtheil darüber belehrt worden feien, 
von welchem Einfluffe dieje over jene Ausſage auf die Ueberzeugung 
des Nichters fei. Diefe Befürchtung ift jevoh unbegründet. Es 
fommt ja Alles einzig und allein darauf an, ob ver Zeuge vollkom— 
men glaubwürbig und ob er der Wahrheit treu geblieben ift. Iſt 
er in erfter Inftanz der Wahrheit untreu geworden und hat er in 
zweiter Inftanz die Wahrheit gejagt, fo ift Died ein erfreulicher 
Gewinn für die gerechte Sache. Weicht er aber von der Wahrheit 
feiner Ausfage in erfter Inftang ab, fo ift e& nicht leicht, den Richter 
zweiter Inftanz darüber zu täufchen. Denn feine frühere Ausjage, 
fowohl in der Borunterfuhung, ald auch in ver öffentlihen Sigung 
des erften Nichterd, ift amtlich protocollirt, Weicht er davon ab, fo 
muß er die Urſache diefer Abweihung durd Angabe von Gründen 
glaubhaft machen, wodurch dad Geriht in Stand gefeßt wird, zu 
beurtheilen, ob und inwieferne der Zeuge der Wahrheit treu geblies 
ben ift oder nicht, Das Gericht kann jogar nöthigenfalld noch weis 
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tere Erhebungen veranlafien, um zu einer vollftändigen Ueberzeugung 
zu gelangen. 

Aus vorftehenden Bemerfungen dürfte fih zur Genüge ergeben, 
daß die Münplichkeit des Verfahrens mit dem Nechtömittel der Ber 
rufung nicht unvereinbar fei und daß, wenn es auch ein unbebingted 
Grforverniß der Zuläfftgfeit dieſes Nechtömitteld fein follte, vaß dem 
Nichter zweiter Inftanz alle zum Beweiſe ded von ihm zu beurtheis 
Ienden Rechtsfalles mit derſelben Vollftändigfeit vorliegen müfjen, 
wie fe dem erften Richter vorgeführt worden, dieſes Erforderniß, troß 
der Mündlichfeit, in zweiter Inftanz erlangt werden fann. 

Der Code d’instruction eriminelle hat nun, troß der Münd⸗ 
Iichkeit ded Schlufverfahrend, jenes Rechtsmittel fowohl in einfachen 
Polizeio, als auch in Zuchtpolizei-Sachen zugelaffen und zu dieſem 
Zwede in der einen, wie in der anderen Beziehung zwei Inftanzen 
eingeführt. Kein Tadel, Feine Klage ift bisher darüber Taut gewor- 
den. Berufene Stimmen haben nur Einzelnes in dem Verfahren 
bei der Appellationdinftang getadelt und den Wunfch nad) entipre= 
chender Verbeflerung ausgeſprochen. Nah dem Ausbruche ver es 
bruarrevolution hatten zwar durch dieſes Weltereigniß begünftigte 
Neuerungdfüchtige zu wagen verfuht, nebſt anderen Ummälzungen, 
auch die ganze in Frankreich beſtehende Gerichtönerfaflung faft gänz« 
lid) umzuſtürzen und nad) ihren Anſichten umzubilden, Schon war 
ein Geiepedentwurf in diefem Sinne audgearbeitet, wornadh unter 
Anderem an die Stelle ver Zuchtpolizeigerichte zur Aburtheilung ver 
Vergehen Schwurgerichte treten und die Gefehworenen allein nicht 
bloß die Schuldfrage enıfcheiden, fondern aud die Strafart und 
dad Strafmaaß beftimmen follten, demnach mit Ausjchluß jeder 
Theilnahme ver Richter daran. Diefer Entwurf, welcher, wie vie 
gazette des tribunaux ſich ausbrüdt, die während des Kaiferreichd 
aufreht erhaltene Gerichtöverfaffung des Conſulats, welche feither 
feinerlei Angriffen unterworfen war, von Grund aus abzuändern 
beabfihtigte, war in Frankreich der Gegenftand allgemeiner Mißbil— 
ligung, fo fehr, daß ihm nicht einmal vie Ehre zu Theil wurde, ver 
Nationalverfammlung zur Einfiht und Prüfung vorgelegt zu wer- 
den. Diefelbe Zeitfchrift fügt die Bemerkung Hinzu, daß man zu 
träumen glaube, wenn man ven Art, 66 des Entwurfes leſe, wel- 
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her die Aburtheilung ver Zuchtpolizeifachen betrifft. Man muß auch 
in der That von den Schwierigkeiten und Bedenken aller Art feinen 
Begriff haben, welche einer ſolchen Neuerung entgegenftehen, wenn 
man ed wagen kann, eine folche in Vorfchlag zu bringen. Insbe— 
fondere aber den Gefchworenen überlaffen zu wollen, in einem jeden 
einzelnen Falle ſowohl die Strafart, ald auch das Strafmaaf zu 
beftimmen, ift, gelinve gefagt, eine leere Träumerei. (Art. 8, 21, 
137, $3, 66 des fraglichen Gefegentwurfd ; gazette des tribunaux 
‚vom 9. u. 23. Juli 1848, 9. u. 12. Octbr. 1853.) 

Hiernach dürfte feſtſtehen, daß wenigftend in Branfreich eine 
lange Erfahrung nicht dafür ſpricht, daß das Rechtsmittel der Bes 
rufung mit der Mündlichfeit des Schlufperfahrend unvereinbar 
fei oder nachtheilige Bolgen hervorgebracht habe. Die Erfahrung 
aber ift der befte Prüfftein aller menfchlichen Einrichtungen. 

Betrachten wir nun, infoweit e8 hierher gehört, vie Einrich- 
tung der Strafgerichte nach dem Code d’instruction ceriminelle über 
Polizeiübertretungen und Vergehen erfter und zweiter Inftanz, ihre 
Competenz und dad Verfahren vor denſelben. 


I. Einfache Polizeigerichte *). 
A. 1. Inſtanz. 

Die Frievendrichter erkennen nicht bloß über die ihrer Com- 
petenz zugetheilten Givilfahen, fondern auch als Polizeirihter über 
alle Handlungen, welche nach den Geſetzen als einfache Polizeiüber- 
tretungen zu beftrafen find. (Art. 139 ibid. vergl. mit Art. 471 bie 
482 c. p.) Dazu kommt aber noch eine Menge in dieſen beiden 
Geſetzbüchern nicht vorgefehener, fondern in verſchiedenen Specials 
Geſetzen als polizeilih ftrafbar erflärter Uebertretungen. Die ge— 
wöhnlichen Polizeiftrafen beftehen in Gefängniß bis zu fünf Tagen, 
‚ in Geldfirafen bis zu fünfzehn Franken und in der Gonfiscation 
gewiffer Gegenftände. In den meiften Fällen verhängt dad Geſetz 
bloß eine Ggldftrafe, im Wieverholungdfalle aber mit derfelben auch 
noch eine Gefängnißftrafe. 


*) Bergl. Gerichtsſaal 5. Jahrgang, B. I, ©. 448 u. ff.: „Ueber das 
Recht der Berufung in Straffachen”. 
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Iſt ein Civilkläger auf Schabenderfab aufgetreten, jo fann 
der Sriedensrichter ald Polizeirichter über diefe Klage erkennen, wie 
hoch ſich au der Schaden belaufen möge, und die Verurtheilung 
zum Erſatz deffelben kann mittelft körperlicher Haft eingetrieben iver- 
den. (Art. 469 Code penale u. Art. 10 Lit. 3 des Geſetzes vom 
24. Auguft 1790.) 

Dad einfache Polizeigericht befteht, außer dem Briedendrichter, 
in dem Beamten des öffentlichen Minifteriumd und in einem Ge— 
richtichreiber. 

Borunterfuhungen finden über einfache Polizeiübertretungen 
nicht flatt, weil in der Megel vie amtlichen Protocolle den Thatbe— 
ftand hinreichend conftatiren, nöthigenfall® aber die Zeugen zur Ver— 
handlung in die öffentliche Sitzung vorgelaven werden Fönnen *). 
Dem Briedendrichter bleibt es jedoch unbenommen, ver öffentlichen 
Verhandlung vorgängig, alle erheblichen Thatſachen zu conftatiren 
oder conftatiren zu laſſen. (Art. 148 ibid.) 

Die Verhandlung einer jeven Sache muß, bei Strafe der 
Nichtigkeit (Art. 153 ibid.), in Sffentlicher Sitzung und, dem all- 
gemeinen Grundſatze gemäß, mündlich gejchehen, nachdem vie amt: 
lichen Protocolle, welche ven Ihatbeftand conftatiren, worgelefen wor= 
den find. Die Zeugen werden einzeln, außer ver Gegenwart ver 
noch nicht gehörten, vernommen, nachdem fie vorher, bei Strafe der 
Nichtigkeit, in der Öffentlichen Sigung ven Eid geleiftet, die ganze 
Mahrheit und nichts ald die Wahrheit zu fagen. Ihre Ausſagen 
dürfen fie nicht ableſen, jondern fie müfjen fie frei und mündlich 
machen. Der Beichuldigte, fein Vertheidiger oder Specialbevollmäd- 
tigter können durch dad Organ des Friedensrichters Fragen an die 
Zeugen ftellen, und der Beamte des öffentlichen Minifteriums ift, 
nach erhaltener Ermädtigung des Friedensrichters, gleichfalld befugt, 
fowohl von den Zeugen, ald aud von den Beihulvigten alle ihm 
erheblich fcheinenden Aufklärungen zu verlangen. Der Gerichtfchreiber 
muß die Namen, Bornamen, das Lebendalter, dad Gewerbe, den 


) Vergl. Gerichtsſaal 2. Jahrgang, Band II, S. 158 u. ff.: „Leber 
die Beweiskraft der amtlichen Protokolle in Strafſachen“. 


u 
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Mohnort der Zeugen und deren hauptfähliche Ausfagen, jo mie 
auch die weſentlichen Erklärungen des Befchuldigten niederfchreiben 
und aufbewahren. (Art. 155, 317, 318 u. 319 ibid.) * Diefen 
Aufzeihnungen ift zwar fo lange Glauben beizumefien, bis irgend 
eine Unrichtigkeit oder Mangelhaftigkeit darin nachgewieſen ift; allein 
jehr auffallend und bevenflid muß e8 erfcheinen, daß Feine gefeßliche 
Beftimmung befieht, welde dem Friedensrichter und dem Beamten 
des öffentlichen Minifteriums zur Pflicht macht, ein Protocol! darüber 
zu erriten und gemeinfhaftlich mit dem Gerichtfchreiber zu unters 
zeichnen, oder jene Aufzeichnungen, welche doch eine ver Haupts 
Grundlagen zur Beurtheilung in der Appellationdinftanz bilden, als 
wahrbeitögetreu zu beftätigen. Ebenſowenig befteht eine gefegliche 
Beitimmung, welche dem Beichuldigten, feinem Vertheidiger oder 
Bevollmächtigten geftattet, von jenen Aufzeichnungen Kenntniß zu 
nehmen und Abänderungen daran oder Zufäge zu verlangen. Bon 
der Geſchäftsgewandheit, Urtheildfraft und Gewilfenhaftigfeit des 
Berichtichreiber8 hängt e8 daher ab, ob dieſe Aufzeichnungen, der 
Vorſchrift des Geſetzes entiprechenn, dad Wefentlihe und Haupt— 
ſächliche von Dem enthalten, was die Zeugen und der Befchuldigte 
erklärt haben. 

Die Erfahrung hat ſchon längſt gezeigt, daß diefe Aufzeiche 
nungen zuweilen irrig, unvollftändig und mangelhaft find. Um 
dieſem Uebelftande von böchfter Wichtigkeit moͤglichſt abzuhelfen, 
find vie Gerihtövorftände in der Pfalz ſchon vor vielen Jahren 
durch ven General-Staatöprocurator erfucht worden, dieſe Aufzeich- 
nungen, jogenannte note sommaire, zu prüfen und zu vibimiren, 
wodurch jedoch der beabfichtigte Zwed nicht vollſtändig erreicht wird, 
indem dieſes Vidimiren bei dem großen Gefchäftäbrange meiſtens 
doh nur pro forma geſchieht. Nicht felten ift ed unverfennbar, 
daß diefe Aufzeichnungen nur Das enthalten, was die Zeugen in 
der Vorunterfuchung erklärt haben, während dem in der Appellas 
tiondinftanz behauptet wird, in ber öffentlichen Sitzung feien die 
Zeugen von ihren früheren Ausfagen abgewichen, oder fie hätten 
noch ein Mehreres audgefagt, Weit zweckmäßiger und anerkennungs— 
werth iftin dieſer Beziehung die Vorfchrift des art. 257 der öftreid, 
Strafprozefordnung, wornach über jede mündliche Schlußverhandlung 
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ein Protokoll aufzunehmen iſt, welches von dem Vorſitzenden und dem 
Schriftführer aufgezeichnet werden muß *). Im dieſem PVrotokolle 
müſſen unter Anderm alle bei ver Verhandlung vorgekommenen ers 
heblichen Vorfälle, insbefondere die Audfagen der Angeflagten unt 
der Zeugen unterzeichnet, infoweit fie von ven Angaben in der Vor⸗ 
unterfuhung abweichen oder Zufäge enthalten, beurfundet werben. 
Wenn es möglich ift, fol die erfte Aufzeichnung des Protokollfüh— 
rers ftenographifch geichehen. Auch die Schlufvorträge follen 
auszugsweiſe aufgenommen werden. Einer Borlefung und Geneh- 
migung des Protofoll8 nach der Verhandlung bedarf ed zwar nit: 
doch kann der Vorfigende, wo ed auf genaue Feftftellung ver mwört- 
lihen Faſſung anfommt, die Vorlefung einzelner Theile des Proto- 
kollentwurfs anorbnen, und, was fehr beachtenswerth ift, ven Par: 
theien ſteht e8 frei, zur Wahrnehmung ihrer Nechte die Weftftellung 
einzelner Ausſagen, geftellter Anträge, oder anderer befonderer VBor- 
Hänge durch dad Protofoll zu fordern. — Da indejfen auch dem 
Vorfigenden Manches entgehen kann, fo wäre ed noch beffer, wenn 
dad Geſetz vorgefchrieben hätte, daß jened Protokoll nicht allein un» 
er Mitwirkung des Vorſitzenden, fondern des ganzen Gerichted auf- 
genommen und unterzeichnet werden müße. 

Der art, 153 ibiv. gibt endlich dem Friedensrichter auf, das 
Urtheil gleich nah dem Schluße der Verhandlung in öffentlicher Si- 


*) Diefe protofollarifhen Aufnahmen der wefentlihen Ausſagen der 
Zeugen, und Erklärungen ber Bejchuldigten beim Schlufverfahren, 
ftatt der biöherigen fummarifchen Noten der Gerichtsfchreiber, wür— 
ben allerdings fehr zeitraubend für die Gerichte fein. Bei den Zucht» 
polizeigerichten der Pfalz fommen auf jeven Sitzungstag in der Re— 
gel 15 — 20, uud nicht felten noch mehr Sachen zur Aburtheilung. 
Menn dem Präfidenten und den Richter, außer der Urtheils-Redae— 
tion, auch noch die protofolfarifche Conſtatirung bed Hergangs in 
der Sitzung obläge, fo bliebe ihnen freilich wenig Zeit dazu übrig. 
Allein was bei andern Gerichten möglich, follte auch bier möglich 
fein, befonderd da ja nicht in allen Sachen Berufung eingelegt wird 
jene Protofollirung daher fich nur auf eine geringe Zahl von Sachen 
beſchränken würbe. 
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gung, oder längftend in der folgenden Sigung auszufprechen. Iſt 
die Sache noch nicht genugfam aufgeklärt, um ein Endurtheil erlaf» 
fen zu können, fo ift der Briedendrichter befugt, jowohl auf ven 
Antrag des Beichuldigten, des Civilklägers und des öffentlichen Mi- 
niſteriums, ald audh von Amtöwegen, zur näheren Aufklärung 
gorerft die Vorladung von Zeugen ꝛc. in eine zu beflimmenve Si— 
gung anzuordnen, wofelbft fie dann mündlich in obiger Weife ver« 
nommen werben, und dad Endurtheil nah Anhörung des Beſchul— 
digten, des Civilklägers und des öffentlichen Minifteriums erfolgt. 
Dieſes Urtheil muß, bei Strafe der Nichtigkeit, die Entſcheidungs— 
gründe des Richters und den zur Anwendung gebrachten Tert des 
Geſetzes enthalten. 


B) 2, Inſtanz. 


Ueber die Berufungen gegen Urtheile der einfachen Bolizei- 
gerichte erkennen die Civilgerichte erfter Inftanzg (— Bezirfögerichte 
—, in der Eigenichaft .ald Zuchtpolizeigerichte — tribunaux cor- 
rectionnels. — Gie beftehen mit Inbegriff ded Gerichtsvorſtandes 
aus drei Richtern (art. 174. 179 u. 180 ibiv.). 

Zu bemerken ift jedoh, daß dad Rechtsmittel der Berufung 
gegen die Urtheile ded einfachen Polizeigerichted nicht allgemein, 
fondern nur in fehr beichränftem Maaße zugelafien, indem weder 
dad öffentlihe Minifterium, noch auch der Givilfläger hiezu befugt 
ift, fondern nur der Beichuldigte und dieſer felbft nur unter dem 
im art, 172 ibid. enthaltenen Befchränfungen *). 

Nah art. 153 des Gejeßed vom 3 Brumaire IV (17. Okt. 
1795) „über Vergehen unb Strafen” war gegen die Urtheile der 
einfachen Bolizeigerichte gar Feine Berufung, fondern nur wegen 
Geſetzesverletzung der Gaffationdrecurd zuläfig. Den Brievendrich- 
tern waren aber abermald zwei Affefjoren als Richter beigegeben. 
(art. 150 Abſtz. 2 des angef. Brumair Gef.) 

Da nun die Stimmenmehrheit ſtets entjcheidend ift, die 


*) Bergl. auch art. 177 ibid. und Gerichtsſaal, Jahrg. 5. B. J. ©. 
449. ff. „Ueber dad Recht ber Berufung in Straffachen.” 
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Entſcheidung des Bezirksgerichts als Appellationsgericht, daher von 
der übereinſtimmenden Anſicht von zwei Richtern abhängt, ſo kann 
ſich, wenn man die abweichende Anſicht des dritten Richters hinzu— 
rechnen dürfte, allerdings ſehr oft eine Stimmengleichheit ergeben, 
was auf den erſten Blick um deßwillen auffallend erſcheint, weil 
das Geſetz als Regel aufſtellt, daß bei ſich ergebender Stimmen— 
gleichheit, die dem Beſchuldigten günſtige Anſicht den Vorzug haben 
ſoll. Allein das Auffallende dieſes zufälligen Ergebniſſes, abgeſehen 
davon, daß jene Regel nicht geftattet, die Stimmen der Richter bei— 
der Inftanzen zufammenzuzählen, indem eine jede Inftanz für ji 
beiteht und die Richter beider Inſtanzen nicht auf gleiche Linie ges 
ftellt werden können, wird ſchwinden, wenn man berüdfichtigt, daß 
das Gefeß, inden es die Berufung zuläßt, im Allgemeinen die Mög— 
lichkeit vorausfegt, die factifchen und rechtlichen Verhältniſſe der Sache 
fönnten in der Berufungsinftanz befler aufgeklärt werden, ald e8 in 
erfter Inſtanz geichehen, und Die dort geführten Beweife fünnten ent= 
weder verſtärkt, geihwächt oder widerlegt werden, Daraus ergibt 
fih, daß die Anfichten der Richter 2, Inftanz, felbft wenn ſie auch 
im Envrejultate mit jenen des Richters erfter Inſtanz übereinftimmen, 
dennoch in foferne von einander wefentlich verfchieden find, oder fein 
fönnen, als fie nicht aud dvenfelben Grundlagen hervorgehen, und 
daß man daher bei jeder Zufammenrechnung ganz ungleichartige Dinge 
miteinander zufammenmwerfen würde. Dad Verfahren in dieſer Ins 
ftanz, ift im Allgemeinen, wie jened in erfter Inftanz. Allein vie 
Orundlagen, welche dem Nichter dieſer Inftanz zur Entfheidung da— 
rüber vorliegen, ob der erjte Richter wohl over übel erfannt habe, 
find doch wefentlich verichieden. Als ſolche Grundlagen dienen nemlich: 

1) Die amtlihen Protokolle, welche ven Ihatbeitand ver Por 
Vizeiübertretungen conftatiren, und welche ſchon dem erften Richter 
zur Beurtbeilung norgelegen haben. 

2) Die ſummariſche Note des Gerichtöfchreibers erſter Inftanz, 
enthaltend bie hauptfächlichften Ausfagen ver dort nernommenen Zeus 
gen und die Erklärungen des Beſchuldigten. 

3) Das angefochtene Urtheil mit feinen Entfcheidungsgründen. 
Der Beſchuldigte, welcher Berufung eingelegt hat, wird nun in öfe 
fentliher Sitzung aufgefordert, feine eingelegte Berufung zu reits 
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fertigen, fich über dad, was gegen ihm vorliegt zu erklären, woge— 
gen dad öffentliche Minifterium feine Bemerkungen machen fann, 
Zum Schluße kann der Beſchuldigte feine Vertheivigung ausführlich 
vortragen, und das öffentliche Minifterium ihm gleichfalls in einem 
ausführlichen Vortrage erwiedern. Sind obige Grundlagen von als 
Ien Seiten als richtig zugegeben, ober find fie vollfommen erwiefen, 
jo ergeht ein Endurtheil. Sind fte aber beftritten, unflar und 
zweifelhaft, jo Fann dad Gericht, wenn ed dieß für zwedmäßig er- 
achtet, nach art. 175 ibid. auf den Antrag des öffentlichen Mini— 
ſteriums oder der einen der Parteien verordnen, daß die in ber 
erften Inftanz vernommenen Zeugen in einer zu beflimmenden Si— 
gung nochmald vernommen und felbft neue Zeugen zu dieſem Zwecke 
vorgeladen werden follen. 

Dalloz jurisprud. gen£rale, P. r. appel. en matiere crim. 

Sect 4. art. 6. Nr. 322. 

Morin. diet. du droit erim. r. temoins. pag. 746. 
tadeln es ſehr fcharf, daß dad Gefe dem Nichter 2. Inſtanz nicht 
zur Pflicht mache, in allen Sachen die Zeugen mündlich zu ver 
nehmen, und daß ed blos aus finanziellen Gründen ihm nur die 
Befugniß ertbeile, fie mündlich zu vernehmen, oder nicht, Denn 
nur die mündliche Ausfage der Zeugen, mie überhaupt nur die Münd— 
lichkeit der ganzen Berhandlung gewährten, ihrer Anſicht nad, 
Bürgichaft einer guten und forgfältigen Gerechtigfeitöpflege. Diefer 
Tadel beruht jedoch blos auf einer theoretifchen Anficht, und bewährt 
fih im Allgemeinen nicht im praftifchen Leben, infofern es ſich nem— 
lich von der Verhandlung in zweiter Inſtanz handelt. Denn der 
erjte Richter Hatte ja die Zeugen vor Augen, er hat fie mündlich 
in Gegenwart des öffentlichen Minifteriums und ver Parteien jowie 
deren Bemerkungen und Gegenbemerfungen über Die Audfagen der= 
felden vernommen. Wenn nun dad, was in erfter Inflanz in der 
fummarifhen Note darüber nievergefhrieben, und in den Entjcheis 
dungsgründen des angefochtenen Urtheild enthalten it, Feinem Wis 
derjpruch unterworfen und vollfommen Far und unzweifelhaft ift, 
warum follte der Richter zweiter Inflanz gezwungen fein, bie 
Zeugen nochmals zu vernehmen? Er fönnte ja dadurch nichts Neues 
erfahren, es würden dadurch nur unnötbige Koflen entjtehen und 
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dem Gerichte felbft unnöthiger Weife ein großer Zeitverluſt verur— 
ſacht werden, 

Biel wichtiger ift die Frage, ob der Richter zweiter Inftanz 
befugt fei, die Vorladung der Zeugen von Amtswegen zu ver 
ordnen, mithin ohne daß es das Hffentliche Minifterium noch auch 
eine der Parteien beantragen, 

Dieje Trage ift fehr beftritten, weil der angeführte art. 175 
nur jagt, daß die Zeugen auf den Antrag ded öffentlichen Minis 
fteriumd oder einer der Parteien vernommen werben fönnen, ohne 
dabei zu erwähnen, daß das Gericht won Amtöwegen hiezu ber 
fugt fei. 

Diejenigen, welche die Befugniß ded Gerichted in letzterer Be— 
ziehung beftreiten, halten fi jedoch allzuftrenge an den Buchflaben 
des Geſetzes. Ihrer Anfiche nach würde der Geſetzgeber wohl nicht 
unterlaffen haben, das Gericht ausdrücklich zu ermächtigen, die nochmalige 
mündliche Zeugenvernehmung aud von Amtswegen anzuoronen, wenn 
er dieß gewollt und für zwedmäßig erachtet hätte. Dad Schwei— 
gen des Geſetzes hierüber gebe daher zu erfennen, daß e8 nicht in 
der Abficht des Geſetzgebers gelegen, dem Gerichte dieſe Befugniß 
zu ertbeilen. 

Es handle ſich übrigens blos von Polizeiübertretung, mithin 
an fih von Handlungen und Strafen geringerer Bedeutung, fo daß 
ed auch leicht erklärlih fei, warum der Gefeßgeber dem Gerichte 
die Befugniß nicht ertheilt habe, nemlich aus dem Grunde, damit 
ohne das Verlangen des öffentlichen Minifteriumd oder ver Par« 
teien felbjt Feine unverhältnigmäßige Vermehrung der Koften ent- 
ftehen Tönne: Diefer Anſicht ift z. B. Carnot, cod, d’ instr. crim. 
ad art, 175, — 


(Schluß folgt). 
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Aachtrag 
zu dem oben Band J. S. 432 enthaltenen Aufſatze 


über die Beibehaltung oder Abſchaffung der Todesſtrafe, 

nun insbefondere über die Nachtheile der 

Beibehaltung der körperlichen Zühtigung 
im neueften Entwurfe des bayerifchen Strafgefegbuches, 


Vom Reichsrath und Staatdminifter Grafen von Reigersberg 
zu München. 


Daß die Wiedereinführung der Todesſtrafe in neuefter Zeit 
ſelbſt von ſolchen Staatsmännern und Rechtögelehrten gebilliget 
werde, welche ihre Abichaffung früher für ein Fortſchreiten in höhe- 
rer Bildung und im Rechtsgebiete anerkannten, dafür zeugen bie 
Entwürfe neu entworfener und ftändifcher Berathung unterliegender 
Strafgefegbüher. Mit Hinweifung auf jene Staaten und Zeiten, in 
welchen der helldenkende, alle Borurtheile mit rafchem Eifer befäm- 
pfende Sojeph der Zweite in Wien, Leopold der Menfchenfreund in 
Toskana thronten, will die Unhaltbarfeit der Theorie über Entfer— 
nung der Todeäftrafe aus dem Strafgeſetzbuch dargethan erden. 
Wer dagegen auftritt, wird im gelindeſten Balle Ideolog getaufet. 
Er mag fich zwar Teicht darüber tröften, weil Männer wie Beccatia, 
Filangieri, Sonnenfeld u. a. m. mit ihm dieſes Loos theilen. 

Es ift zwar nicht zu mißfennen, daß in viefen neu bearbeite- 
ten Strafgefegbüchern die Wiederkehr zu gefchärften, marternollen 
und graufenerregenden Todesſtrafarten forgfältig vermieden und viel⸗ 
mehr die wenigen noch hierüber bisher beſtehenden jogenannten 
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Eben fo wenig ift eine Vervielfältigung in Anwendung der 
Todedftrafe beantragt, ed wird vielmehr dieſe auf wenige der ſchwer⸗ 
fien Verbrechen befhränft, z. B. im Bayerifchen, der jtändifchen 
Berathung und Zuftimmung unterliegenden Strafgejeß- Entwurf nad 
Art 94 eingefchränkt durch Art. 95 und 98 auf die Anftijter und 
wirkliche phyſiſche Urheber bei Hochverrath, wenn in der Abſicht, 
den König zu tödten, zu verlegen, gefangen zu nehmen, in Feindes— 
gewalt zu bringen, von der Regierung zu entfernen oder an derſel⸗ 
ben zu Hindern, oder die regierende Yamilie zu verdrängen, oder bie 
Thronfolge oder Staatöverfaffung gewaltfam zu ändern, oder dad 
Königreih einem fremden Staate einzuverleiben oder zu unterwerfen, 
oder einen Theil des Staatögebieted vom Ganzen widerrechtlih zu 
trennen, eine Handlung vorgenommen wurde, weldhe einen Anfang 
der Ausführung ded Vorhabens enthält; bei Landesverrath höchiten 
Grade, wenn ein Krieg gegen Bayern veranlaßt wurde, wenn nad 
audgebrochenem Kriege jemand mit Berlegung beftehenver Unter 
thand= oder Dienfipflichten die Waffen gegen Bayern oder deffen 
Verbündete getragen, wenn Jemand Feſtungen, Städte, Bäffe, Caſ— 
fen, Beughäufer, Kriegövorräthe, Angehörige des Heered dem Feinde 
überliefert, demfelben Kunpfchaft geleiftet, ihm Waffen over Mann 
Ihaft zugeführt oder Soldaten zur Meuterei oder Fahnenflucht ver- 
führet hat; Art. 228 bei Mord; Art. 299 bei Raub, wenn eine 
Perfon lebensgefährlich mißhandelt oder gepeinigt wurde; Art. 301 
ebenjo bei Erpreffungen; Art. 327, Abfchnitt 2, bei Brandftiftung, 
wo ein Menſch dad Leben verloren und der Thäter dieſen Erfolg 
als wahrſcheinlich vorausſehen konnte; Art. 333, Abfchnitt 2, im 
gleichen Falle bei Verurſachen einer Ueberſchwemmung oder Art. 335 
einer Erplofion; Art. 337 bei Deranlaffung eined Unglücksfalles 
auf der Eifenbahn, wenn ein Menſch dabei dad Leben verloren; 
Art. 359 im Falle ein Richter eine nicht rechtöfräftige Todesſtrafe 
vollſtrecken ließ. Nicht zu verkennen ift, daß die Anwendung ver 
Todesftrafe gegen die frühere Legislation in engere Grenzen gewies 
fen wird. Ja es wird in den mit den Gefeß-Entwürfen übergebe- 
nen Motiven, fogar hie und da auch in anderen legiölativen Vor— 
lagen zu erkennen gegeben, daß bei ſich geftaltender höherer moralis 
ſcher und fittlicher Volksbildung der allmählige Uebergang zu gänz« 
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licher Abſchaffung der Todesftrafe wolle vorbereitet, erleichtert und 
zur Möglichkeit gemacht werden. Ein allerdings indirefted Bekennt⸗ 
niß, daß man die Beibehaltung der Todesſtrafe für ein nothwendi— 
ges Uebel erachte, um größerem Uebel entgegenzumirfen, was mir 
etwas parador zu Yauten fcheint. 

Auch verdient e8 volle Anerkennung, daß durch Entfernung 
aller, ven Hinrichtungsaft zum Volksſchauſpiel ſtempelnden Vollzugs— 
maßregeln, duch Bollziehung der Tödtung durch Dad Fallbeil dem 
menſchlichen Gefühle Rechenſchaft in ven neueren Strafgefeß-Ent- 
würfen getragen wurde, Allein dem venfenden, vom Rechtöfinn ge— 
leiteten Manne wird, ich kann es nicht bergen, doch doppelt heiß um 
da8 Herz, wenn er dad Leben des Menfchen von dem Ausſpruch 
Gefhworner, vom Schwurgerichte, abhängig weiß; wenn Ge— 
fhworene, nur ihrer moraliſchen Ueberzeugung verantwortliche Män— 
ner über dad Schulvig fpreihen und dem gefeßlundigen — vom Ges 
fee geleiteten Richter gleichlam den Ausſpruch der Todesftrafe, wenn 
ihm folhe auf die That audzufprechen gejeglich geboten iſt, zur 
Pflicht machen. 

Es kann ihn nicht beruhigen, daß insbeſondere im Könige 
reihe Bayern, wo Teider in neuerer Zeit Todesurtheile in der Zahl 
fortfchreitend, was wahrlich fein Zeichen der Wirkſamkeit der Toded- 
firafe ift, die gemäß Ausſpruch des Schwurgerichtd zum Tod Ver⸗ 
urtheilten, wenn fie auf dad Beharrlichfte in den öffentlichen Ders 
Handlungen Täugneten, nach) gegen fle ausgeſprochenem Todesurtheile 
reumüthiged Bekenntniß gegen ihren geiftlichen Beiftande ablegten. 
Es dürfte ver Gedanke, die Hoffnung, durch ein folched Bekenntniß 
Anſpruch auf Begnadigung zu bewirken, mächtig einwirken. Wer 
bürget wenigftend für das Gegentheil (Sapienti pauca). — Ich 
gebe gerne zu, daß wenn die Gefchwornen nur aus — mit dem 
Gefegbuche vertrauten Männern gewählt würden, weniger Gefahr 
gegen Mißgriffe zu beforgen wäre; ja ich vertraue auch den Ges 
ſchwornen — es find Männer von deutfchem Schrot und Korn, — 
daß fie Belehrung und Aufklärung von unter ihnen immer einzeln 
zu findenden Nechtöfundigen fuchen und in Erwägung ziehen wer 
den. Allein wer bürgt dafür? Auch ift nicht zu verfennen, daß 
mancher Schuß dem Angefchuldigten durch die Befugnifle der Straf: 
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geridte, den Ausſpruch der Geſchwornen bei grellen Midgriffen und 
Irrungen wenigftend weiterer Reviſion zu unterwerfen, gegeben fei; 
auch baue ich viel auf die Wirkſamkeit des gejchäftsleitenden Praͤſi— 
denten, des Vorſtandes. Eine Wirkfamfeit, welche ich — obgleich 
gegen die Meinung vieler achtungswerther Männer, weldye diefen 
Wirkungskreis eher beſchränkt ald erweitert wünfchen, — ganz Eng— 
lands Vorbilde gemäß, eher erhöht wünſchte. 

Der Präffdent des Schwurgerichtes foll durch fein Amt ver» 
pflichtet und aufgefordert fein, die Geſchwornen bei Forſchung der 
Wahrheit zu leiten, durch das ihm im franzöſiſchen Geſetzbuche 
zwar mit einer im praftifchen Leben kaum ausführbaren Beichränf- 
ung, nemlich feine Anſicht, feine Ueberzeugung nicht zu verrathen, 
gegebene Recht einer getreuen Darjtellung — Reaſſumtion — der 
Gründe, die fowohl für ald gegen ven Angeklagten fprechen, ihrem 
Gevächtniffe zu Hilfe zu fommen. Kurz, er foll mit Beiziehung ver 
richterlichen Beiftger nebft dem Staatdanwalt der Wächter für Hand» 
babung des Rechtes und der Wahrheit fein. 

Man beforge nit, daß er eine Plenipotenz über vie nicht 
rechtöfundigen Geſchwornen ausüben werde. 

Diefe jchlichten unbefangenen Männer werden einen den gera- 
den Weg verlafienden, Teivenfchaftlihe Stimmung für Schuld oder 
Unſchuld verrathenden Borftand Teicht entdecken und Beifall verſa— 
gen. Exempla docent. 

Um indeffen mid) von dem eigentlichen Zweck dieſes Aufſatzes 
nicht zu weit zu entfernen, bejchränfe ih mich nur auf Wiederho- 
lung des Wunſches, es möge die Beſtimmung des bayriſchen Straf- 
geſetzbuches vom Jahre 1813. Th. II. Art. 330 nicht abgeändert 
werden, welcher lautet: 

„Wenn der Angeſchuldete der That blos durch das Zuſammen⸗ 
treffen der Anzeigungen in Gemäßheit des Art. 328 überwie— 
ſen iſt, ſo kann derſelbe zu jeder peinlichen Strafe, ſelbſt zur 
Kettenſtrafe, die Todesſtrafe allein ausgenommen, 
verurtheilt werden.“ 

Dieſe die Verhängung der Todesſtrafe von dem Geſtändniſſe 
des Angeſchuldigten oder deſſen Ergreifen in der Verübung des Ver— 
brechens abhängig machende Beſtimmung möge, wenigſtens erſtere, 
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nicht umgeftoßen, letztere das Ergreifen auf frifcher That, als allge 
mein- geltend gemacht werden. — 

Die Wievereinführung der Strafe körperlicher Züchtigung er- 
hielt auch in unfern Tagen wieder mehr Verfechter. 

Diefe Strafgattung theilt in einiger Hinſicht das Geſchick der 
Todeäftrafe und infoferne einigermaßen mit Recht, da fie tödtende 
Wirkungen erzeuget, indem ver Gebrauch dieſer Strafgattung alles 
Ehr- und Schamgefühl, befonderd bei dem weiblichen Gefchlechte 
tötet, auch oft felbft ohne Mißbrauch, ohne Vernachläſſigung der 
gebotenen Vorſichtsmaßregeln den Tod des Gezüchtigtigten zur Folge 
bat. Ich gehörte, wie die im Jahre 1837 gepflogenen Berbandlun« 
gen in der Kammer der bayrifchen Neichsräthe, München, Verhand- 
lungen Bd. III. ©. 231 bezeugen, jederzeit und gehöre noch unter 
jene, welche auch dieje Strafgattung aus der Strafgefeßgebung gänz- 
lich verbannt wünſchen. 

Die harte Beſchuldigung, dieſer Wunfch gehe aus Hafchen 
nad einer, dem ruhigen Staatsbürger nachtheiligen Kiberalität hers 
vor, kann mich bei vem Bewußtſein gewiffenhaften, ruhigen und 
unbefangenen Denfend nicht in meinen pflichtgemäßen Abftimmungen 
irren und ſtören. 

Diefe Strafgattung bleibt, fo lange nicht eine Mafchine zur 
Austheilung der Schläge, wornach fich die Grade beftimmen laſſen, 
mit welcher Härte diefelbe auf den Körper fallen, erfunden, ſchon 

a) in ihrem Bollzuge unficher, 

b) in ihrer Wirkung unverläfflg, 

e) in ihren Folgen ſchädlich, 
ba ſie in ihren Folgen von der phnftichen Befchaffenheit de Ge— 
züchtigtwerbenden, welche die forgfältigfte ärztliche Forſchung nicht 
zu enthüllen vermag, abhängig; ja im Vollzuge jelbft a) un ſicher, 
da fie von dem Willen des Bollzieherd, von feiner phyſiſchen Kraft 
und Gewandtheit abhanget; abgejehen davon, daß ein Wink des 
Commandirenden, des die förperliche Züchtigung erfannt habenden 
Richters die Hand des Züchtigerd zu lähmen und zu ftärfen vermag, 
nicht erwähnend den Einfluß, welchen Beftehung und fonftige Pri« 
vatverhältniffe auf das die Züchtigung vollziehende Individuum ges 
winnen fann, b) In ihrer Wirkung unverläffig. Die 
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förperliche Züchtigung fol Schmerz erzeugen und bleibenden Ein- 
druck hinterlaffen; allein vieje Strafgattung trifft denn doch nur we⸗ 
nig gebildete und gefittete Individuen, denn daß fie bei allen Claſ— 
fen anwendbar, kann nur von einem tollfinnigen Freiheits- oder 
Terroriften- Upoftel geltend gemacht werden. Die Individuen daher, 
wo diefe Strafgattung Anwendung findet, find phyſiſch und mora- 
fh ungebilvete Menſchen, Vagabunden, verhärtete Müffiggänger, 
Trunfenbolde und Raufer. 

Diefer Gattung von Menfchen, gewohnt an hartes Leben, phy⸗ 
ſiſch und moralifch abgehärtet, erzeugen Schläge, Förperliche Züchti— 
gung, wenn fie nicht auf eine an Graufamfeit grenzende Weiſe voll 
zogen wird, gewöhnlich keinen ſehr jehmerzhaften, wenigftend feinen 
bleibenden Gindrud. Für Ehr- und Schamgefühl find diefe Indivi— 
duen ohnedies, vielleicht ven erſten Züchtigungdfall ausgenommen, 
in der Allgemeinheit nicht empfänglih, und wenn noch ein Funken 
davon ihnen geblieben, jo wird auch dieſer noch durch ven erbuldeten 
Akt der Züchtigung ausgelöſcht. So wie fi) der Bagant des ruhi— 
gen, ftillen und emfigen Lebens entwöhnt, fo wird der rohe Raufer 
und Trunfenbold an Stodprügel und Schläge, ich möchte fagen, ge= 
wöhnet; daher ift diefe Strafgattung auch c) in ihren Folgen 
ſchädlich. Die Eörperliche Züchtigung erhöhet noch vie Rohheit, 
ftatt folche zu befümpfen. Die Erfahrung lehrt, daß rohe Gewalt 
rohen Widerfland erzeuget, Feineöwegd aber ein Heilungsmittel gegen 
Rohheit fei. Die Fälle, wo ein mit diefer Strafgattung Vertrauter 
feine Natur in ver Art abzuhärten vermag, daß er um Geld muth— 
williger Weife feinen Rüden varbietet, gehört eben nicht unter die 
feltenen Erfcheinungen; ebenfo, daß er eine Tracht Schläge lieber 
erträgt, als fortgejeßte Zwangsarbeit und magere Koft, nicht achtend, 
daß er bei dadurch in der Folge unausbleiblich gefchwächt werdender 
Natur, im Alter ald arbeitöunfähiger Krüppel der Allgemeinheit 
der Staatöbürger zur Laſt fällt. 

Daß ſich die öffentlichen Stimmen felbft in ven Sälen ftändi- 
fcher Berfammlungen in unfern Tagen für Anwendung der £örper« 
lihen Züchtigung mehren, kann ich mir felbft aus unfern politifchen 
Berhältniffen erklären, wo man raſches, felbft barſches Verfahren 
dem wilden Anftrömen fogenannter Ultraiften aller Farben entgegen- 
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zufegen, für eine traurige Nothwendigkeit hält und als Energie be— 
zeichnet; wo Polizeis und Landbeamte ſtimmen, welche diefed prompte, 
feine Koften veranlaffende, von ihrem Machtfpruche größtentheild ab» 
hängende Strafmittel ungerne aus der Hand laffen; wo dad — 
wenn gleich erprobte bei Vaganten ſowohl ald gewohnten Raufern 
und Trunfenbolven einzig bemährte Heilmittel, nemlich Anhalten zur 
Arbeitfamkeit dur; Zwang, Abhalten von Raufhändeln durch Un— 
terfagung des Beſuchs von Wirthshäuſern und öffentlichen Luftbar- 
feiten, durch Einfperrung an Sonn⸗ und Feiertagen nad) abgehalte- 
nem Gotteßdienfte im Gefängniffe bei magerer Koft, für zu mühfam 
und foftfpielig angegeben wird. 

Ich fchließe viefe Bedenken mit ven Worten des alten und er— 
fahrenen Beamten, welchem ic als Reichsrath in der Plenarfigung 
der bayerifchen Ständeverfammlung im Jahre 1837 Gehör zu vers 
ſchaffen ſuchte. 

Die Formalien lauten: 

„ich habe die Erfahrung in den neueſten Zeiten gemacht, daß 

die Prügel gar nichts nützen, denn gerade die Geprügelten wer— 

den immer wieder aufgegriffen. Und wenn man fi dennoch 
gar fo viel auf Erfahrung berufen will, fo will ih mir aud 
erlauben, mich auf eine Erfahrung zu berufen! 

Wann wurden denn die meiften Verbrechen begangen, — zu 
der Zeit, in welcher das Prügeln abgefchafft war, oder zu ber 
Zeit, wo in jedem Amthaufe ver Stod vor dem Amtszimmer 
ftand? Ich glaube venn doc, daß feit der Abfchaffung der 
Schläge der Zuftand ver Givilifation im Wolfe zugenommen 
und der Verbrechen und Vergehen weniger geworben find. 
Wenn man endlich vollends behaupten will, der fittlihe Zur 
ftand des Volkes oder der Stand unferer Eivilifation und Geis 
fteöfultur fei noch nicht jo weit vorgerüdt, daß man Stod und 
Ruthe entbehren Fönne, jo glaube ich eben nicht, daß mit dies 
fen Argumente einer Regierung ein Gompliment gemacht 
werde, vielmehr würde diefed eine gerechte Aufforderung an die 
Staatöregierung fein, nah allen Kräften dahin zu arbeiten, 
daß der fittlihe Zuftand des Volkes fo gehoben werde, daß 
man der Stod- und MRuthenftreiche entbehren Fönne. 
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(Siehe Verhandlungen der Kammer der Neicheräthe des 
Königreich® Bayern vom Jahre 1837 amtlich bekannt ge= 
madt. II. Br. ©. 231 u. ff. Münden.) 

Auch in diefem, mein im Junihefte ded 6. Jahrganges des 
Gerichtöfaaled wohlwollend aufgenommened Votum über die Beibes 
haltung ‚oder Abſchaffung der Todeäftrafe, defien in ven Blätten für 
Nechtöpflege in Thüringen und Anhalt, Jena, Drud und Verlag 
von Fr. Brommann. 1854. Nr. 9. ©. 349 nachſichtige Erwähnung 
gefchah, ergänzenden Aufſatz, findet ſich nicht? Neues, vielmehr mans 
ches Wiederholtes. Allein was den vier und adhtzigjährigen Greis 
beftimmte, feine Meinung laut audzufprechen, beftimmt auch den in 
wenigen Monaten in fein ſechs und achtzigftes Lebendalter tretenden 
Greid, feine gewiffenhafte Ueberzeugung gegen Eörperlihe Züchtigung 
ale Strafgattung auszuſprechen. So ſehr er dem Fortſchritte in 
allen menſchlichen Dingen gerne huldiget und Gerechtigkeit wiverfah- 
ren läßt, fo jehr Huldigt er, was Schläge und Prügel betrifft, den 
alten Zeiten, wo der deutfhe Mann eine an dad Sklaventhum er» 
innernde körperliche Züchtigung vnerabfcheute, ja verfluchte. Doch 
Alles salvo meliori judicio. 

Eigendünfel war nie mein Fehler, aber eifriges Entgegen- 
wirken, wo ich dem allgemeinen Wohl und Beften Nachtheil Dros 
hendes keimen ſah, an Eigenfinn grenzende Beharrlichkeit in Geltend- 
machung diejed Entgegenwirfend mag mein Behler bleiben; doch 
Alles gewiß sine ira und befonderd in biefer Materie gewiß sine 
invidia. 


XXXV. 


Vergleichende Darftellung des Verfahrens in erfier 

und zweiter Infianz bei Beurtheilung von Polizei- 

ÜHebertretungen und Bergehen, in Vergleichung mit 

den bezüglichen Beſtimmungen der öſterreichiſchen 

Strafprozeßordnung und des Entwurfs einer fol- 
chen für das Königreich Sachfen. 


Vom Appellationdgerichtörath Merkel in Zweibrücken. 


(Schluß). 


In dieſem befchränften Sinne kann jedoch der fragliche Ge— 
feßartifel unmöglich verftanden werden. Handelt et ſich bier auch 
von ftrafbaren Handlungen geringerer Bedeutung fo ift ed doch ei- 
neötheild im Allgemeinen feinem Menfchen gleichgültig, verfelben 
für jhuldig erklärt und beftraft zu werden, woburd oft dem Cha- 
rafter deffelben zeitlebens eine Madel aufgebrüdt wird, anvderntheils 
würde ed in einem jeden Strafverfahren höchſt beklagenswerth und 
unbegreiflih fein, wenn bie Gerichte, welche doch verpflichtet find, 
die Wahrheit zu erforfhen, um ein gerechted Urtheil erlafien zu 
fönnen, nicht befugt wären, von Amtöwegen diejenigen Maaßre⸗ 
geln anzuordnen, welche zur Erreichung dieſes Zweckes führen koͤn⸗ 
nen oder nothwendig find. Schon nah allgemeinen ftrafrechtlichen 
Grundfägen find fie hierzu nicht allein befugt, fondern auch ver⸗ 
pflihtet. Es ift daher nicht nöthig, daß diefer allgemeine Grund« 
fag in einem jeden Abfchnitte des Gefebbuches wiederholt werden 
muß, feine Anwendung verfteht fich vielmehr überall von ſelbſt, wo 
dad Geſetz Feine ausprüdliche Ausnahme davon macht, was doch 
bier nicht gefchehen ift, und aus dem Schweigen des Geſetzes allein 
nicht gefolgert werden darf, Aus den Beflimmungen des art, 176 
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ibid. ift vielmehr geradezu das Gegentheil davon zu entnehmen, in» 
dem unter anderem darin gefagt ift, die Beſtimmungen der vorher⸗ 
gehenden Artikel bezüglich der Inftruftion und der Natur des Be— 
weifes feien auch in der Berufungsinftanzg anwendbar. Die vorher- 
gehenden Gefegartifel betreffen aber das Verfahren in erfter Inftanz, 
und in diefer Inſtanz ift der Nichter unftreitig befugt, die Vorla— 
dung der nöthigen Zeugen von Amtömegen zu verorbnen. Die in 
dem angeführten art. 175 [vermißte außdrüdliche Beſtimmung ift 
demnad) in art. 176 Elar und unzweideutig enthalten. 

Für dieſe letztere und richtigere Anficht haben ſich denn 
auch 

Morin l. c. vo. trib. d. police p. 772. 

Dalloz jurisprud. generale, P. 4. vo. appell en matiere 

erim: Sect. 4. art. 4. Nr. 119. pag. 265. 

und die von ihnen angeführten arrets des franzöftichen Kaffationd- 
hofes audgefprocden. 


U. Zudtpolizei-Geridte. 
A) 1. Inſtanz. 

Diejelben Gerichte — Givilgerichte, Bezirkögerichte — welche 
in ihrer Eigenjchaft ald Zuchtpolizeigerichte über die Berufungen in 
einfachen Polizeifachen erkennen, beitehend mit Inbegriff des Ge— 
richtsvorſtandes aus drei Richtern, erkennen in berfelben Eigenjchaft 
in erfter Inftanz in allen Zuchtpolizeifahen, d. h. über alle Hand» 
lungen, welche nah dem Geſetz ald Vergehen ftrafbar find. 

Die Strafen, welde dieſe Gerichte verhängen fönnen, find im 
Allgemeinen fehr ſtrenge. Das Strafgeſetzbuch beftimmt faft für 
eine jede Kathegorie von Vergehen ein verfchiedenartiged Minimum 
und Marimum der Gefängnig- nnd Geldftrafe. Beide Strafen find 
meiſtens gleichzeitig mit einander verbunden, und nur in wenigen 
Fällen befteht vie Strafe entweder blos in der einen oder in der 
andern. 

Dad geringfte Minimum der Gefängnifitrafe über Vergehen 
ift fünfzehn Tage, und das Marimum befteht je nach der Verſchie— 
denartigfeit und der Schwere der Vergehen, bald in fo und fo viel 
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Wochen, Monaten und Jahren. Das höchſte Marimum ift fünf 
Jahre; allein im Wiederholungsfall — (en cas de reeidive) kann 
daffelbe nach art. 57. 58. des Strafgejeßb. bis auf dad Doppelte 
erhöht werben, mithin bis auf zehn Jahre, wenn dad Marimum in 
fünf Jahren befteht. Das geringite Minimum der Geldftrafe 
ift ſechszehn Franken, und dad Marimum beläuft fich in verſchiede— 
nen Abftnfungen je nah dem Charakter der Vergehen bis auf 
20,000 Franken. Im MWivderholungsfalle find die angeführten Ber 
flimmungen ver aıt, 57 und 58 auch auf die Geldftrafen anwend—⸗ 
bar. Bei dem Vergeben ded Gewohnheitswuchers, in Beziehung 
auf welches die Geldftrafe nah art. 4 des Geſetzes vom 3. Sep- 
tember 1807 bis zum Betrage der Hälfte der auf Wucher auöge- 
geliebenen SKapitalien, (d. h. wenn die flipulirten ober erhobenen 
Zinfen ven geſetzlich feftgefehten Zinsfuß von 5%, in gewöhnlichen — 
von 6%, in Handeldfachen überfteigen) Fann dieſe Strafe natürlich 
noch weit bedeutender audfallen. In neuerer Zeit ift z. B. in 
einem folchen Falle eine Geldfirafe von 30,000 fl. ausgeſprochen 
worden. 

In ſehr vielen Fällen verhängt das Strafgeſetzb. bezüglich der 
Vergehen außer der Gefängniß- und Geldſtrafe auch noch ven Vers 
luft der flaatöbürgerlichen, bürgerlichen und Familienrechte auf vie 
Dauer von fünf bis zehn Jahren. 

Das Strafgejebb. ertheilt zwar den Gerichten durch art. 463 
die Befugniß, wenn der durch dad Vergehen verurfachte Schaden 
nicht 25 Franken überfteigt, und wenn außerdem noch mildernde 
Umftände vorliegen, unter dad gefegliche Minimum der Strafe her- 
abzugeben, und Die Strafe blos auf das gefeglihe Marimum ver 
einfachen Polizeiftrafe herabzufegen. Da jedoch inhaltlich des art. 463 
viefe Strafmilderung nur dann eintreten darf, wenn jene beiden Res 
quifite zugleich vorhanden find, fo ift leicht zu ermefjen, daß die 
Gerichte in fehr vielen Fällen außer Stande find, die Strafe auf 
ſolche Weife zu mildern. 

Was nun die Verhandlungen und dad Berfähren vor diefen 
Gerichten betrifft, jo ift daſſelbe demjenigen in einfachen Polizeifachen 
vollkommen gleih, in&befondere bezüglih der Deffentlichfeit und 
Münvdlihkeit, der Zeugenvernehmung und der Aufzeichnung der 
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bauptfählichften Ausfagen der Zeugen und der Erklärungen ded Bes 
ſchuldigten durch den Gerichtöfchreiber, der Befugniß der Gerichte, 
auf Antrag des öffentlihen Miniſteriums oder einer der Parteien, 
und felbft von Amtöwegen die Borladung von Zeugen zu verorbnen, 
und endlich auch in Betreff ver Motivirung der Urtheile. 

MWefentlih davon abweichend ift aber dad Verfahren varin, 
daß bei jedem Bezirks respect. Zuchtpolizeigerichte einer der Richter 
zum Unterſuchungsrichter ernannt wirt, damit durch denfelben auf 
Antrag des Staatöprocuratord nicht allein über die zur Anzeige 
gekommenen Verbrechen, ſondern auch, wo ed zweckmäßig erfcheint, 
über die Vergehen eine förmliche und fchriftliche Unterfuhung, f. g. 
Vorunterfuhung, gepflogen werde, Nah art. 182 ibid. ift es 
zwar dem Staatöprocurator und dem Civilkläger geftattet, ven Bes 
ſchuldigten mittelft virecter Ladung, mithin ohne alle Vorunterfus 
Hung und blos auf den Grund der erhaltenen Anzeige, vor dad 
Zuchtpolizeigericht zu flellen. Allein feit Jahren befteht in ver Pfalz 
der ſehr zweckmaͤßige Gebrauch, daß Feine Sache ohne vorherige 
f. g. fummarifche Unterfuchung, weldde aus Auftrag ver Staatspro⸗ 
curatoren durch die Friedendrihter, Bürgermeifter, oder fonftige 
Hilfspolizeibeamten Eoftenfrei gepflogen wiıd, und wobei die betrefs 
fenden Zeugen pro et contra jowie auch die. Beſchuldigten vernom⸗ 
men werben, zur Aburtheilung vor Gericht gebracht wird. 

Bei diefen Vorunterfuhungen werden alle, auch die von den 
Beſchuldigten zu ihrer Entlaftung angegebenen Zeugen vernommen, 
infoferne ihre Vernehmung von Erheblichfeit ift, und diefe Zeugen 
werden auch auf Betreiben ded Stantöprocuratord zur öffentlichen 
Sigung geladen. Der Beichuldigte Fann übrigens, auf feine Red» 
nung außerdem noch foldhe Zeugen vorlaven laffen, von welchen er 
glaubt, da fie etwas Erhebliches zu feinen Gunften ausſagen könn— 
ten. Weder der Stantöprorurator noch auch der Beſchuldigte bes 
darf einer vorherigen Ermächtigung des Gerichted oder des Gerichtö- 
vorftanded, um Zeugen in die Sigung vorladen zu laſſen. Tas 
Gericht hingegen ift nicht verpflichtet, fämmtlihe Zeugen zu verneh— 
men, ſobald die Sache durch die vernommenen Zeugen hinreichend 
ind Klare geftellt ift, was freilih auch zuweilen fehr nachtheilig 
fein Tönnte, indem man im Voraus nicht mit Zuverlaͤſſigkeit wiſſen 
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fann, welde Erklärungen vie nicht abgehörten Zeugen abgegeben 
haben würden. Demungeachtet dürfte dieſes Verfahren den Vorzug 
vor jenem nerfchiedener Gefeßgebungen neuefter Zeit verdienen, wors 
nad die zur Schlußverhandlung vorzuladenden Zeugen im Voraus 
durch dad Gericht oder durch den Gerichtönorftand bezeichnet werden 
müffen, und wornach ed weder dem Angefchuldigten, noch auch dem 
Staatdanwalt geftattet ift, von diefer Bezeichnung abzuweichen. 
Denn wenn auch diefe Bezeichnung auf erfolgten Einfpruch abgeän- 
dert werden kann, jo wird dieß doch hauptfächlich blos auf ven Grund 
der Borunterfuchung geichehen, und hiervon abzugeben wird in ber 
Regel wohl nicht Teicht zu erlangen fein. Wer vermöchte aber ſchon 
in diefem blos durdy die Vorunterfuhung gewonnenen Stadium 
der Sache mit gehöriger Sachkenntniß vorausſehen, ob diefe ober 
jene Zeugen bei der Schlußverhandlung nothwendig feien oder 
nit? Erft bei der Schlußverhandlung ift e8 möglich zu beurthei= 
Ien, ob die vernommenen Zeugen hinreichen, oder ob es zwerfmäßig 
ift, noch meitere Zeugen zu vernehmen oder vorladen zu laffen. 
Im Tegteren Falle kann dad Gericht die noch worzuladenden Zeugen 
nambaft machen. Allein wenn die Sache zum erften Male in vie 
Sigung fommt, iſt es lediglich Sache des Staatdprocuratord und 
der Parteien, diejenigen Zeugen laden zu laſſen, von deren Auds 
fagen fie einen erheblihen Einfluß erwarten zu fönnen glauben. 
Nah dem code d’instr.-crim. ift ein Jeder befugt, ald Gis 
vilfäger wegen Erfah ded durch ein Vergehen verübten Schavend 
den Beihuldigten ohne alle vorherige Genehmigung bed 
Gerichted vor dad Zuchtpoligeigericht, oder wenn es fich von einer 
Polizetübertretung handelt, vor das einfache Volizeigericht Taden zu 
lafien. Der Borgelavene muß dieſer Ladung Folge leiften, ohne 
daß ihm irgend ein Rechtsmittel dagegen zufteht, und wenn er nicht 
vor Gericht erfcheint, jo kann ein Defaut=Urtheil gegen ihn ergeben. 
Daß eine ſolche unbevingte Befugniß der direkten Vorladung aus 
Haß und Feindfckaft zc. ſehr mißbraucht, und ein ganz Unſchuldi— 
ger ohne allen gegründeten Verdacht vor dad Strafgericht geftellt 
werden fann, iſt allervings nicht zu beftreiten. Wohl aus dieſem 
Grunde macht der fähflfhe Entwurf im art. 243 die unmittelbare 
Borladung von der Billigung des Berichtes abhängig, und 
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ertheilt dem Gerichte die Befugniß, bevor ed hierüber entfcheivet, 
wennnötbig, eine VBervollftändigung ver Vorerörterungen durch eine® 
feiner Mitglieder zu verordnen. Allein ver Givilfläger läßt ſich 
auch bei und doch nicht fo leicht zu einer direrten Vorladung un⸗ 
bedachtſam Hinreißen, weiler im Balle des Unterliegend zu einer ans 
gemefjenen Entfhädigung zu Gunften des mit Unrecht Beſchuldig⸗ 
ten verurtheilt wird, und weil er auch nach art. 160 des Decrets 
v. 18. Juni 1811 — die Koften in Straffachen betreffend — an« 
gehalten werden kann, vor aller Verfolgung ven muthmaßlichen Be— 
trag der Prozeßkoſten baar zu hinterlegen. Was die direkten Bor- 
ladungen auf Anftehen der Staatöprocuratoren betrifft, fo ift ſchon, 
wie oben erwähnt, durch die ſumariſchen Borunterfuhungen Hin» 
reichend dafür geforgt, daß Niemand ohne erhebliche Verdachtsgründe 
vor Gericht geftellt wird, abgefehen davon, daß die Stellung und 
der Gharakter diefer Beamten in diefer Beziehung ſchon an fid 
genügende Gewähr leiften. 

Iſt der Befhuldigte durch Rathskammerbeſchluß auf den Grund 
der Vorunterfuhung vor das einfache Polizei» oder Zuchtpolizeiges 
richt nerwiefen worden, fo fteht vemfelben gegen dieſe Verweiſung 
fein Rechtömittel zu ; denn jener Beſchluß fpricht nur aus, daß aus 
der Vorunterſuchung hinreichende Indicien vorliegen, um ihn vor 
dad Strafgericht zu verweilen, wofelbft er fich vertheidigen, Die 
gegen ihn vorgebrachten Beweiſe widerlegen, und feine Unfchuld 
beweiſen kann. Die Rathskammer iſt nicht berufen, zu unterfuchen 
und zu erkennen, ob die vorliegenden Beweiſe auch hinreichen, den 
Beihuldigten für ſchuldig zu erklären und zur Strafe zu berurthei- 
Ien. Dieß kann nur auf den Grund der mündlichen Verhandlung 
in öffentlicher Situng gefchehen. Sehr unangenehm ift e8 aller 
dings, ald Beſchuldigter vor Gericht zu erfcheinen, und ſich verthei— 
digen zu müffen. Einer jeden Gefahr von Wilführ und Mißbrauch 
ift aber doch dadurch vom Geſetz hinreichend vorgebeugt, wenn ein 
Gericht auf den Grund der Vorunterfuhung erklärt, daß hinreis 
ende Beweismittel Hierzu vorliegen. Der kürzeſte und ficherfte 
Weg für den Beſchuldigten, fih von dem auf ihm haftenden Vers 
dacht zu reinigen, ift doch wohl die öffentliche Situng, in welcher 
er jogar, wenn ihm jeneß gelingt, fogleich ganz frei gefprochen wer⸗ 
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ven kann, Wird er aber verurtheilt, fo ſteht ihm noch das Rechts⸗ 
mittel der Berufung zu, fo daß daher diefed Rechtsmittel gegen 
jene Berwelfungsbefchlüffe der Rathskammer des Bezirksgerichts nur 
zu unnöthigen Weitwendigfeiten führen würde, 

Hat hingegen die Rathskammer erklärt, daß aus der Vorun⸗ 
terſuchung ſich feine hinreichenden Indicien gegen den Befchuldigten 
ergeben haben, oder daß die demielben zu Laft gelegte Handlung 
mit feiner Strafe belegt fei, und daher aus dem einen oder aus dem 
anderem Grunde das Verfahren eingeftellt, und vie Freilaſſung des 
etwa verhafteten Befchuldigten verordnet werde, fo fteht hiergegen ſo— 
wohl dem Staatöprocurator, ald auch dem Civilkläger dad Mecht der 
Oppoſition mir auffchiebenvder Wirfung zu, über welche Oppofition 
die Anklagefammer des Appellationsgerichts zu erkennen hat. Das— 
felbe Rechtömittel iſt dem Staatdprocurator geftattet, wenn die Raths— 
fammer die dem Befchuldigten zur Laſt gelegte Handlung unrichtig 
qualifieirt, oder venfelben vor ein incompetentes Gericht verwieſen 
bat. Denn in Diefen Beziehungen enthalten jene Beſchlüſſe ein 
wirkliches Präjudiz zum Nachtheil des Givilfläger und beziehungs— 
weife der öffentlichen Ordnung. Anders verhält es fich, wenn die 
Rathöfammer die dem Befchädigten zur Laſt gelegte Handlung mit 
Unrecht als ein Verbrechen qualifleirt und erklärt hat, daß ebenfalls 
hinreichende Indicien gegen ihn vorliegen. Im diefem Falle kommt 
die Sache von Rechtwegen in die Anklagefammer des Appel« 
lationsgerichts, welche ſonach in zweiter Inftanz erkennt, ohne daß 
hierzu daß Nechtömittel der Oppofltion oder Berufung von irgend 
einer Seite erforderlich wäre. 

Die öfterreih. Strafprogeß- Dron. läßt gegen die Befchlüffe 
über das abgejchloffene Unterfuchungdverfahren nach) $. 202 ff. vgl. 
mit $. 50. 196— 200, wenn durch jene Beſchlüſſe dad Berfahren 
eingeftellt, abgelaflen, oder die Anklage erfannt wurde, das Rechts— 
mittel der Berufung ganz im Allgemeinen zu, fowohl von Seiten 
ded Staatdanwalted und des Privatklägers als auch des Beſchul— 
digten. 

Der ſächſ. Entwurf, welcher wie oben erwähnt, dad Rechts— 
mittel der Berufung nur gegen Die Endurtheile der Einzelrichter, 
nit aber auch gegen jene der Bezirfägerichte zuläßt, beftimmt im 
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art. 233 gleihfall®, daß der Angefchuldigte, wenn das Bezirfäge- 
richt nach geſchloſſener Vorunterfuhung auf Bortftellung erkannt 
hat, gegen dieſes Erfenntniß Berufung einwenden könne, infoferne 
er zu behaupten vermag, daß nicht genugfamer Verdacht wider ihn 
vorliege, oder der Entlaftungdbeweid bereits ausreicheud geführt fei. 
Daſſelbe Rechtsmittel geftattet er auch dem Staatdanwalt, wenn 
durch dad Erfenntniß wegen Mangeld genugfamer Verdachtsgründe 
oder wegen genügenden Entlaftungdbeweifes die Einftellung des Uns 
terfuchungdverfahrend verorbnet worden iſt. Dem Privatfläger fteht 
daffelbe Rechtsmittel zu, indem er nach art. 24 Abſchn. 3 ſich der- 
felben Nechtömittel bedienen kann, wie der Staatsanwalt, jedoch 
natürlid nur in fo weit, als e8 fein Privatintereffe betrifft. (art. 
25 ibid.) 

Außer dem Rechtsmittel der Berufung gegen jene Erkennt: 
niffe läßt ver art. 237 des Sächs. Entwurfs auch die Nichtigkeits— 
befchwerde zu, und zwar von Geiten 

I. des Staatdanwaltes und ded Angejchuldigten 

1) wenn in der Vorunterſuchung, oder bei dem Anklageverfahren 
eine weſentliche Vorſchrift ded Verfahrens verlegt oder un« 
richtig angewendet worden ift. 

2) wenn die Sache an ein nicht zuftändige® Gericht zur DVer- 
handlung und Aburtheilung verwiefen worden ift (vergl. art. 

45. 115. und 116 ibid.). 

I. Des Angefchuldigten, wenn die Strafverfolgung durch 
falfhe Gefeganwendung für rechtlich zuläffig erklärt worden it. 
(art. 115. 1. c.) 

II. Des Staatsanwaltes, wenn die Strafverfolgung durch 
faliche Geſetzanwendung für rechtlich unzuläflig erklärt worden ift. 
(art. 115). . 

Diefer Gefegentwurf enthält außerdem noch verſchiedene an 
dere Beftimmungen, wornach die Vorunterfuhuug mährend ihres 
ganzen Berlaufes duch Berufung, Beſchwerden und Nichtigkeitöbes 
[werden angefodhten werden kann. Hat z. B. der Staardanwalt 
nad art. 106 an den Unterfuhungsrichter ven Antrag auf Einlei= 
tung einer Unterfuchung geftellt, fo darf verfelbe diefem Antrag doch 
nicht ohne Weiteres 'entfprechen, fjondern er kann die Unterfuhung 
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erft dann Keginnen, menn durch gerichtliche Entfehliefung jenem An« 
trage ftatt gegeben ift (art. 113), und nad art. 115 hat der Un 
terſuchungsrichter dieſe vrichterliche Entſchließung dem betreffenden 
Bezirfögerichte anzuzeigen, welches befugt ift, dieſelbe abzuändern. 
Er Hat fe fodann, wenn eine ſolche von dem Bezirkögerichte beftä- 
tigt oder abgeändert worden ift, dem Antragfteller zu eröffnen. Der 
Antragfteller Fann die abfällige Entjchliefung mit der Berufung, 
beziehungsweiſe mit der Nichtigkeitsbeſchwerde anfechten, und zwar 
mit der Erfteren, weil das Gericht erfannt bat, daß nicht genugfame 
Verdachtsgründe vorhanden feien, mit ver Xebteren aber, wenn die 
Ablehnung darauf gehüßt ift, daß das Gericht, bei welchem der An- 
trag angebracht worden, nicht zuftändig, ober daß ver GStrafantrag 
rechtlich unzuläffig (d. h. daß die angezeigte Handlung an fih nicht 
firafbar, ihre Strafbarfeit rechtlich ausgefchloffen, over bereits ge= 
tigt, oder der Antrag von einem hierzu nicht Berechtigten geftellt 
worden) fei. 

Gegen den Beihluß zur Einleitung der Unterfuhung fteht 
fodann nad) art. 116 auch dem Angefchuldigten aus ven in dieſem 
art. angeführten Gründen vie Nichtigkeitöbefchwerde zu, ohne daß 
hierdurch die Vornahme der Unterfuchung aufgehalten werden Tann, 
wenn Gefahr mit dem Verzuge verbunden ift. 

Nah dem Schluffe der Vorunterfuhung Hat daB Bezirksge— 
richt nach geftelltem Antrage ded Staatöprocuratord zu erkennen, 
ob die Unterfuchung einzuftellen,, oder mittelft Einleitung des An— 
klageverfahrens fortzuftellen fei, (art. 223). Gegen diefe Erfennt- 
niffe des Bezirfögerichts ift, wie oben erwähnt, nach art. 233 das 
Nechtömittel der Berufung und ver Nichtigkeitöbefchwerde ge 
ftattet. 

Vergleicht man nun die Beitimmungen der öftr, Strafpro- 
zeßordnung und des ſächs. Entwurfs bezüglich der Einleitung ber 
Borunterfuhung und dieſer felbft, fo wie des Erfenntniffes über 
Einftellung, Ablaffung, Sortftellung und Berweifung mit den bezüg- 
lichen Beftimmungen des code d’instr. crim., fo find die Ießteren 
viel einfacher ald jene. Höchſt anerfennendwerth ift zwar dad hohe 
Nechtögefühl, die Umſicht und Sorgfalt, womit die öftr. Strafpro- 
zeßordnung und der fächl. Entwurf dahin ftreben, grundlofe oder 
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geſetzwidrige Unterfuhungen im Voraus abzufchneiden, oder nicht 
zu Recht beftehende Erfenntniffe auf den Grund der Vorunterfuhuns 
gen wieder aufzuheben, oder abänvern zu laffen. Sollten aber jols 
he außerordentliche Vorſichtsmaaßregeln, wenn es fich bloß von 
Einleitung einer Unterfuchung, oder von dem Erfenntniß über den 
Erfolg verfelben Handelt, nothwendig geboten oder überhaupt nur 
zweckmäßig ſein? Dieß ift nicht wohl einzufehen. Die Erfahrung 
lehrt wenigftend, daß Die viel einfacheren Vorfchriften des code 
d’instr. crim. im Allgemeinen Feine nachtheiligen Bolgen gehabt, 
fih vielmehr als gut und zweckmäßig bewährt haben. Der code 
d’instr. erim. hat übrigens das ganze Unterfuchungsverfahren Fei- 
neöwegd der Willführ Preiß gegeben. Denn der Unterfuhungs- 
richter ift nicht unbedingt verpflichtet, dem Antrage des Staatspro— 
euratord auf Einleitung einer Unterfuchung zu willfahren. Iſt er 
mit dem Antrage nicht einverftanden, oder hegt er Zweifel darüber, 
ob die dem Beichuldigten zu Laſt gelegte Ihat durch das Geſetz 
verpönt fei, jo Tann er dem Bezirfägericht in der Rathökammer 
Bericht erftatten, damit daſſelbe durch einen Beſchluß erfenne, ob 
die Unterfuchung einzuleiten jei, oder nicht. Iſt aber der Unter: 
fuhungsrichter mit dem Antrage des Staatöprocuratord einverftan- 
den, jo muß er die Unterfuchung unverzüglich einleiten, ohne daß 
ed hierzu einer Genehmigung des Gerichtes bedarf, Man kann doch 
nicht wohl vorausſetzen, daß der Staatöprocurator eine Unterfuchung 
beantragen und der Unterjuchungsrichter viefem Antrage entfprechen 
werde, wenn feine hinreichenden Gründe dazu vorhanden wären, 
Das Geſetz hat übrigens aud noch in anderer Weife Sorge getra- 
gen, damit dad ganze Unterfuchungdverfahren nach Vorſchrift des 
Geſetzes geichehe, indem 

1) der Unterſuchungsrichter nach art. 127 ibid. verpflichtet 
iſt, wenigſtens einmal in jeder Woche dem Bezirksgerichte in ſeiner 
Rathskammer Bericht über den Stand der ihm übertragenen Un— 
terfuchungen zu erflatten. Dadurch wird das Gericht fortwährend 
in Stand gefeßt, die anhängigen Unterſuchungen zu überwachen, 
etwaige Willführ oder Geſetzwidrigkeiten, indbefondere auch unrich— 
tige Qualificationen der den Befchuldigten zu Laſt gelegten Hands 
lungen fofort abzuftellen oder zu verbeffern. Das Gericht ift we— 
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nigftend befugt, vom Unterſuchungsrichter jeden Augenbli zu ver 
langen, daß er ihm über den Stand dieſer oder jener noch nicht 
geichloffenen Unterfuhung berichte. Sedenfalld muß der Unterfu- 
bungdrichter die Akten der gefchloffenen Unterfuhung dem Staate- 
procurator zur Einficht und zur Stellung feines fchriftlihen Antra— 
ges mittheilen, und wenn derjelbe nicht die Ergänzung der Unter- 
juhung, fondern entweder die Einftellung des Verfahrens, oder bie 
Berweifung des Beichuldigten vor das betreffende Gericht beantragt, 
jo muß er dem Gerichte in der Rathskammer Bericht erjtatten, 
welches aldann nah Anhörung dieſes Berichtes und nach Einficht 
des fihriftlicen Antrags des Staatöprocuratord nad) Maaßgabe des 
Ergebniffed die Unterfuhung in der oben angegebenen Weife er- 
Eennt. Iſt der Beichuldigte nor ein incompetente® Gericht zur Ab- 
urtheilung verwiefen worden, fo Fann er die Competenz bed Gerich- 
tes in öffentlicher Sigung beftreiten, und das Gericht ift ſogar ver— 
pflichtet, wenn e8 ſich von feiner Incompetenz überzeugt hält, dieſe 
Incompetenz ex oflicio außzufprehen und den Befchulbigten nor 
dad competente Gericht zu verweilen, Ebenfo verhält ſich es in Bezie— 
dung auf die Qualification der dem Beichuldigten znr Laſt gelegten 
Handlung. Stellt ſich z. B. in der öffentlichen Sitzung heraus, 
daß dieſe Handlung Fein Vergehen ſondern blos eine Polizeiüher- 
tretung bildet, fo muß das Geriht den Beichuldigten auf den An— 
trag defjelben oder des öffentlichen Minifteriumd vor das betreffende 
einfache. Polizeigericht verweiſen. Stellen ſie aber viefen Antrag 
nicht, ſo ift das Zuchtpolizeigericht, wie auch das Appellationdge- 
richt nad art. 192 und 213 ibid. befugt, die entſprechende Poli— 
zeiftrafe auszusprechen, und zwar in leßter Inftanz, weil fie in die 
fer Beziehung jedenfall® die höchſte Inſtanz bilden 
2) Die ſämmtlichen Behörden und Beamten fowohl der Ver— 
waltung, als auch der Juſtiz find im Allgemeinen fo eingerichtet, 
daß fie fih in allen ihren WAmtshandlungen gegenfeitig überwachen 
und daß fie verpflichtet find, entdeckte Mißbräuche und Gefegiwiprig- 
feiten bei den competenten Behörden zur Anzeige zu bringen, unbes 
ſchadet des Rechtes ver Beſchwerde und des Klagerechts der einzel» 
nen Betheiligten. Außerdem ftehen 
a) die Staatöproeuratoren, die Unterfuhungsrichter und überhaupt 
27 * 
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die ſaͤmmtlichen Hilfspolizeibeamten unter der Aufſicht des 
Appellationdgerichtes, unter deffen Autorität fle ihre Bunction 
ausüben, art. 9, ibid. und art. 11 und 90 des Decrets v. 
20. April 1810, 

Diefelben Beamten ftehen unter der befonderen Aufficht des 
Juſtizminiſters und des Generalftaatsprocuratore. Die Staatd- 
procuratoren find nach art. 249 ibid, verpflichtet, dem Gene- 
ralftaatöprocurator von acht zu acht Tagen das Verzeichniß 
der zur Anzeige gekommenen Verbrechen, Vergeben und Po— 
Vizetübertretungen zu ſchicken, und nad) art, 250 ibid. ift der 
Lebtere befugt, wenn er irgend eine Anzeige für bedeutender 
hält, fi die Akten der Unterfuhung vortragen zu laffen, um 
darauf hin die geeigneten Anträge an dad Appellationdgericht 
zu ftellen, welches darüber zu erkennen hat. Außerdem find die 
Staatäproeuratoren verpflichtet, dem Generalftaatöprocurator 
alle drei Monate, und fo oft e8 verlangt wird, über den Zus 
fland der Strafrechtöpflege in ihren resp. Bezirken Bericht 
zu erftatten, um denfelben dadurch noch mehr in den Stand 
zu jeßen, die Fehler, Saumfeligfeiten und Geſetzwidrigkeiten, 
die etwa bei Unterfuchungen oder fonftigen Amtshandlungen 
vorkommen mögen, zu erfahren und deren fofortige Abhilfe 
auf gefeglihem Wege, geeigneten Bald auch dad Dißeiplinar« 
verfahren gegen den betreffenden Beamten zu veranlaffen- 
art. 274. 275. 276. 279 und 290 ibid. art. 103. 104 des 
Decrets vom 30, März 1808 art. 8. 9, 45. 56—59, des 
Decrets vom 20. April 1810, 

Wenn Einfachheit und Schnelligkeit ohne Benacdhtheiligung 


der Gründlichkeit und überhaupt einer guten Strafrechtöpflege die 
weientlichen Bedingungen des Strafverfahrens find, fo dürften da- 
ber die Vorſchriften des code d’instr. crim. dieſen Beringungen 
entiprechen und insbeſondere ausreichenden Schuß gegen etwaige 
Wilführ und Geſetzwidrigkeiten in der Vorunterfuhung gewähren. 


Die obigen Vorſchriften ver öſtreich. Strafprozeßordnung hine 


gegen, jo wohl gemeint fie auch find, entfprechen in den angegebe- 
nen Beziehungen jenen Bedingungen nicht, weil dadurch ſchon von 
vorn herein feine Unterſuchung begonnen werben darf, ohne Geneh⸗ 
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migung ded Gerichts, und weil gegen die gerichtlichen Erfenntniffe 
auf den Grund der Vorunterfuchung fo mancherlei Rechtömittel ges 
ftattet find, wodurch das ganze Unterfuchungsverfahren mehrfach ges 
hemmt und verzögert und auch ver Vollzug jener Erfenniniffe in 
die Länge gezogen werden kann, oßgleih in einzelnen Fällen bie 
Unterfugung nicht aufgehalten werben darf, wenn Gefahr mit dem 
Berzuge verbunden if. Da nah der öſtr. Strafprozeß- Orbnung 
ohnehin das Nechtömittel der Berufung gegen die Endurtheile 
geftattet ift, jo find die verfchiedenen Nechtsmittel fchon in der Vor⸗ 
unterfuhung und gegen Die darauf zu ergebenden Erfenntniffe im 
Allgemeinen überflüffig, und was den ſächſ. Entwurf betrifft, fo wäre 
es viel zweckmäßiger, dad Rechtsmittel ver Berufung auch gegen bie 
Endurtbeile der Bezirkögerichte, ftatt dasſelbe fo vielfachſchon 

im ganzen Unterfuhungsverfahren nebſt Nichtigkeitöbefchwerden 
zuzulaſſen. 


B. 2. Inſtanz. 


Ueber die Berufung gegen Endurtheile der Bezirksgerichte in 
ihrer Eigenſchaft als Zuchtpolizei-Gerichte erkennt die Zuchtpolizei— 
und Anklagekammer des Appellations-Gerichts, beſtehend aus vier 
Räthen und dem Präſtdenten oder Director des Appellations⸗Gerichts. 

Die Berufung iſt gegen alle Endurtheile der Zuchtpolizeigerichte 
zuläffig, ohne Rückſicht auf die durch den erſten Richter verhängte 
Strafe und in welchem Maaße diefelbe ausgefallen fein möge. 

Die Anzahl der Nichter ift fohin in der Appellationsinftanz 
nur um zwei ftärfer, als in erjter Inftanz, und es kann fid 
daher Hier bei Zufammenzählung ver abweichenden Anfichten erfter 
und zweiter Inftanz ebenfalld dad auffallende Reſultat ergeben, daß 
in manchen Fällen fih nicht nur eine Stimmengleichheit, fondern fo» 
gar, wenn die Richter erfter Inftang mit den Anftchten ver Minder- 
beit ver Richter zweiter Inſtanz übereinftimmen, und wenn man dieſe 
Stimmen zuſammenrechnen dürfte, ſogar eine Stimmenmehrheit für 
die Anſicht der Richter erfter Inftanz herauöftellen würde. Schon 
oben ift aber gezeigt worden, daß es in jeder Beziehung verfehlt 
inäre, wenn man bie Stimmen beider Inftanzen auf diefe Weife zu 
ſammenrechnen wollte, 
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Das Verfahren in diefer Inftanz it demjenigen der Berufungs— 
inftang in einfachen Polizeijachen ganz glei, ausgenommen daß 
dad Erkenntniß des Appellationdgerichtes auf den Grund des Be— 
richte®, welchen einer der vom Gerichtsvorſtand hierzu bezeichneten 
Appellationdräthe in öffentliher Sigung zu erflatten hat, erfolgen 
muß. Nach art. 199 des angef. Gej. vom 3. Brumaire IV war 
dieſe Berichterftattung ausdrücklich bei Strafe ver Nichtigktit vorge— 
fchrieben ; die Unterlafjung dieſes Berichtes würbe aber auch unter 
der jegigen Gefeßgebung die Nichtigkeit ded Verfahrens zur Bolge 
haben, obgleich dieſelbe nicht ausdrücklich angedroht ift, weil man 
diefen Bericht als einen weſentlichen Beſtandtheil des Berfahrend 
betrachten muß. 

Der Berichterftatter muß die Akten der Vorunterfuhung und 
die Verhandlungen in erfter Inflanz, in foweit fie beurfundet find, 
prüfen, den wefentlichen Inhalt davon dem Gerichte vortragen und 
die erheblichen Aktenſtücke vorlefen, ohne jedoch ſchon bei ver Bes 
richterftattung feine eigene Anſicht auszudrücken, was bis zur Bes 
rathung nach gefchloffener Verhandlung vorbehalten bleibt. 

Gegenftand jened Berichtes find folgende Aktenftüde, auf de— 
ren Grund dad Appellationdgericht fein Urtheil zu fällen bat, 

1) Die amtlichen Protofole und die Akten der fürmlichen oder 
fummarifhen Borunterfuhung, wie fte fchon dem Richter er= 
fter Inſtanz vorgelegen haben; 

2) Die fummarifchen Aufzeichnungen des Gerichtiägreibers erfter 
Inſtanz, enthaltend die hauptſächlichen Ausfagen und Erflä- 
rungen der Zeugen und Beſchuldigten in ver öffentlihen Si— 
gung erfter Inftanz. 

3) Das Urtheil des erften Michterd mit feinen Entfcheidungd- 
gründen. 

Nach erftattetem Berichte wird der Angefchuldigte durch den 
Gerichtsvorſtand aufgefordert, fich über alle gegen ihn vorliegenden 
Thatfahen und Beweife zu erklären und auf die an ihn geftellten 
Tragen zu antworten. Auch der Staatäprochrator und die beifiken- 
den Näthe können Bragen an venfelben ftellen. Nah dem Schluße 
diefer Verhandlung Fann der Beſchuldigte feine BVertheidigung 
entweder jelbft oder durch jeinen Vertheidiger ausführlich vortragen, 
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und der Staadprocurator die Gründe zur Unterftübung ver öffent— 
lihen Klage und zur Aufrechthaltung des angefochtenen Urtheila 
entwickeln. 

Stehen die faktifchen und rechtlichen DVerhältniffe der Sache, 
jowie fle durch die Vorunterfuhung, durch die Verhandlung in er- 
fter Inſtanz und durch das angefochtene Urtheil beur kundet find, uns 
zweifelhaft feſt, jo erfolgt auf teren Grund, jo wie auf jenen ver 
vor dem Uppellationdgerichte ftatt gefundenen Verhandlung das Ur- 
theil. Sind aber erhebliche Zweifel darüber erhoben worden, und 
ift zu erwarten, daß diefelben durch nochmaliges Vernehmen ver frü- 
ber vernommenen und felbit neuer Zeugen gelößt werben Fönnten, 
jo ift das Appellationdgericht nach art. 211 ibid. entweder auf den 
Antrag ded AUngefchuldigten, des Staatöprocuratord oder einer ber 
Parteien, und felbft von Amtswegen befugt, zu verordnen, daß dies 
jelben auf einen zu beftimmenven Sitzungstag vorgeladen wer— 
den follen. 

Daß dem Appellationsgericht jene Befugniß von Amtswegen 
zuftehe, erleidet feinen Zweifel, indem bier nicht der angeführte art. 
175 ibid., fondern der art, 211 maaßgebend ift, und leßterer ber 
ftimmt, daß die vorhergehenden Artikel bezüglich der Natur der Be— 
weife ıc. auch in der Appellationdinftanz anwendbar fein follen, bie 
vorhergehenden Artikel aber das Verfahren in erfter Inſtanz betref- 
fen, wornach jene Befugniß ded Gerichts daher feinem Zweifel uns 
terliegen kann. Dieß ergibt ſich überdieß auch aus den Motiven 
des Geſetzes, welche Staatsrath Treilhard in ver Sitzung bed 
geſetzgebenden Körpers vom 9. November 1808 vorgetragen hat. 

Locré la législ. civile tom, 25. pag. 354 Nr. 11. 

Le Graverend la legisl. crim. en france P. II, p. 356. 357 
Morin. Dict. du droit crim. vb. temoin p. 746. 

Dalloz. 1. c. Sect. 5. art 6. Nr. 318, u. f. p. 310 ff. 


XXXVI. 


Das Verbrechen des Aufruhrs nad) kurheſſiſchem 
Rechte. 


Von W. Kompe, Dr. jur. 


Während ver letzten fünf Jahre hat dad Verbrechen der Ge— 
waltthätigkeit in feinen verſchiedenen Formen, namentlich auch in ver 
des Aufruhrs die Strafjuftiz Kurheſſens häufig in Ihätigfeit gejegt. 
Die politifhen Greigniffe ded Jahres 1848 führten Handlungen mit 
fich, welche eine Verlegung der beftehenden Strafgefehe ohne Zweifel 
enthielten. Aber ed waren die Verhältniffe pabei jo beſonderer Art, 
daß es die Stantöweidheit ded Gejeßgeberd für angemeflen bielt, eine 
gewiffe Art viefer Verbrechen der Aburtheilung durch die Gerichte 
zu entziehen — dur die landesherrliche Berfündigung kom 
11. Merz 1848. Nr, 3 bzw. durch das Geſetz vom 10. April 1848 
wurden alle bis dahin begangenen politifchen Verbrechen vollſtändig 
amneftirt. Im ähnlicher Weife beftimmte ſchon früher die Verord— 
nung vom 22, Dftober 1830, daß die Unterfuhungen gegen Dieje- 
nigen, welche an einer Volksbewegung ober einem geringeren Mer: 
gehen gegen die öffentliche Ordnung bis dahin fich betheiligt hatten, 
niedergeſchlagen fein follten. 

Dagegen wurbe durch die September-Verorbnungen von 1850 
nicht nur der Begriff des Aufruhrs in erheblicher Weife außgedehnt 
(vgl. unten $. 8), fondern auch für ſolche Vergehen die kriegsge— 
richtliche Competenz eingeführt, während nah $. 54 Nr. 5 des Or- 
ganifationdsGefehed vom 31. Dftober 1848 über das Verbrechen des 
Aufruhrs Schwurgerichte zu erfennen hatten. Und auch deren Zu: 
ſtändigkeit ift Hinfichtlih der Anklagen wegen Aufruhrs befeitigt, in— 
dem ſolche dad proviforifche Gefe vom 22. Juli 1851, $. 5, den 
Griminalgerichten Cbeftehend aus einem Direetor und zwei Unterrich⸗ 
tern) überweift, 
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Wenn nun au für bad genannte Verbrechen beftimmte gefeß- 
liche Vorſchriften beftehen, jo find doch über deren Verftänpniß nicht 
jelten Zweifel aufgetaucht, welche zum Theil wenigftens durch den 
Gerichtögebrauch gelöft wurden. Wohl in der Negel gelangte eine 
jede Straffache wegen Aufruhrs zur Aburtheilung durch die höchfte 
Inftanz, dad Oberappellationdgeriht, und fo bilvete fih, da deſſen 
Ausfprüchen die Kraft bindender Präjudizgien beigelegt wird, mehr 
oder weniger eine gleichmäßige Praris. 

Nach vermaliger Einrichtung erfennen vie Obergerichte, deren 
zwei in Heſſen beftehen, in zweiter Inftanz und wenn auch gegen 
deren Erfenntniffe (falls fie auf Beſchwerden gegen criminalgericht- 
lihe Entfcheidungen erfolgten) nah $. 48 des eit. proviforifchen Ge— 
ſetzes Nichtigfeitsbejchwerde an dad Oberappellationdgericht ftattfin= 
det, jo ift dieſelbe doch auf die Fälle beſchränkt, mo ein Strafgefeg 
unrichtig oder nicht angewendet, oder wo wefentlihe Förmlichkeiten 
im Verfahren verlegt wurden. Da folchergeftalt der höchfte Gerichts— 
hof nur jelten in vie Lage fommen wird, über die Natur des Aufe 
ruhrs, über das Strafmaaß zu urtheilen, fo verfteht es ſich von 
jelbft, daß deſſen Einwirkung auf Serftellung einer gleichmäßigen 
Prarid nur gering fein Fann. | 

Schon früher, i. J. 1837, hat die Thatfache, daß die den Aufs 
ruhr betreffende kurheſſiſche Verordnung nicht gleichmäßig audgelegt 
worden ift, ven D.-U.:®.-Nath Müller IT. veranlaßt, diefen Gegen- 
ftand in der Zeitfchrift für Recht und Geſetzgebung in Kurheſſen, 
zweites Heft, ©. 67--114, zu behandeln. Dem Gange diefer Ab- 
handlung fchließt fich der nachſtehende Auffag an, defien Aufgabe es 
ift, theild das Ergebnif des Gerichtsgebrauchs in ven letzten Jahren 
mitzutheilen, theils die Auffaffung der Verordnung vom 22. Oftos 
ber 1830 zu widerlegen, welche abweichend vom Sinne der Verord— 
nung, in jener Abhandlung bzw. im Gerichtöbrauche geltend gemacht 
worden ift. Erſt nah Bollendung dieſes Auffages ift das 4. Heft 
des 6. Bandes der Heuſer'ſchen Sammlung erfchienen, worin eine 
Reihe von Erfenntniffen des Ober-Appellationsgerichtd wegen Auf 
ruhrs fich findet. Soweit ed noch gefchehen Fonnte, ift auch dieſe 

- Mittheilung bier berüdfichtigt worden. — 
Bis zum Erfcheinen der „zur Sicherſtellung der öffentlichen 
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Ruhe” vom 22. Oftober 1830 erlaffenen Verordnung galten in Kurs 
beffen bezüglich deB Verbrechens des Aufruhr die Grundſätze des 
gemeinen deutſchen Strafrechts. Insbeſondere enthält die ältere Lane 
deögefebgebung Feine particularrechtlihe Beftimmung über ven Auf— 
ruhr — in der peinlichen Gerichtsordnung Philippe des Großmü— 
thigen von 1535 findet fich darüber nichts und die Vorfchrift im 
$. 141 der Zunftorpnung vom 5. Merz 1816 bezieht fih, abgefehen 
davon, daß darin die Beftimmungen des Reichefchluffes som 4. Sep⸗ 
tember 1731 theilweife erneuert werden, nur auf die beſonderen Ver⸗ 
bhältniffe ver Geſellen. 


Als Duelle für die Beſtimmung ded Begriffs dieſes Verbre— 
chend, fowie für dad Strafmaaß im kurheſſiſchen Rechte ftellt fich mit: 
bin, abgefehen von der fpäter zu ermwähnenden Gefebgebung von 
1850 und 1851 die genannte Verordnung dar. Es fragt ſich, ob 
und weldhergeftalt durch die letztere das gemeine Recht verändert 
worden, ſowie, ob und in wie weit leßtered zur Erläuterung bzw. 
Ergänzung benüßt werben dürfe, infofern das einheimifche Recht un— 
zureichend erfcheint, Zunächft verbietet e8 die Verordnung nicht, die 
Grundſätze ded gemeinen Rechts in der angedeuteten Weife zu bes 
nügen; fodann verfteht es fih von felbft, daß das neuere Geſetz als 
organifche Fortbildung des älteren Rechts in dem lebteren bei zwei— 
felhaften Fällen feine Erklärung, bei Lücken feine Ergänzung finden 
muß. Infofern das ältere kurheſſiſche Necht auf das gemeine deut: 
ſche Mecht, überhaupt auf die Rechtswiſſenſchaft und den Gerichtsge— 
gebrauch ſich ſtützt, ift hierin das Hilfämittel bei der Interpretation 
unferer Verordnung zu fuchen; und infofern die inzwilchen in einzel: 
nen deutfchen Ländern erlaffenen, viefen Gegenftand betreffenden 
Geſetze im gemeinfamen Boden ded deutſchen Rechts wurzeln, dienen 
auch diefe ald Erfennungsquelle unferer Verordnung. Die bier ein» 
fhlagenden Beflimmungen verfelben lauten: 


8. 20. Hat ein Haufe von Unterthanen fih zwar ohne hochver— 
rätherifche Zwecke, jedoch in der Abficht zufammengerottet, um mit Geivalt 
die Obrigkeit zu einer Handlung oder Interlaffung zu nöthigen, oder ſich 
an berfelben wegen einer Amtshandlung zu rächen, und fein Vorhaben 
duch Lärmen, mündliche oder öffentlich angefchlagene Drohung oder andere 
unziveibeutige geſezwidrige Handlungen zu erkennen gezeden ; fo ift das 
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Verbrechen des Anfruhrd vorhanden, welches nach den in ben &. 8. 21, 22 
und 23. enthaltenen Abjtufungen beftraft wird. 

& 21. Haben die Zufammengerotteten noch feine Gewalt verübt, 
und fich auf Befehl ber erfcheinenden Obrigfeit, deren öffentlichen Diener 
oder des hinzufommenden Militaird ſogleich wieder auseinander begeben, 
fo findet Statt 

4) witer die Anftifter und Anführer dreimonatliche bis einjährige Ge— 
fängniß » Swangdarbeitd« oder Zuchthaus- Strafe und 

2) wider die übrigen Theilnehmer, nah ben Grabe ihrer Schuld eine 
Gefängniß » Strafe bid zu drei Monaten. 

.$. 22. Menn aber die Zufanmengerotteten dem Befehle der Obrig— 
feit nicht gehorchen, ſondern fich der Polizei- oder Militairwache zu wi— 
berfegen drohen, jo daß diefelben Gewalt gebrauchen müſſen, und die Ruhe 
folchergeftalt wieder hergeftellt worden ift, ohne daß noch verbregerifche Hand« 
lungen an Perfonen oder Sachen, wie fie imfolgenden $. 23. bezeichnet find 
verübt worden; fo jollen 

4) die Anftifter und Anführer mit zwei= bis fechsjähriger Eifenftrafe, 

2) die gemeinen Theilnehmer, welche unbefugterweife mit Waffen erſchie— 
nen find, oder damit gebrohet haben, mit einjähriger Zuchthaus- bis 
dreijähriger Eifenftrafe, 

3) von ben Webrigen diejenigen, welche durch Drohungen oder Schimpfen 
ſich ausgezeichnet haben, mit fechdmonatlicher bis zweijähriger Zucht» 
hausſtrafe, 

4) alle Anderen aber mit Gefängnißſtrafe dis zu drei Monaten, 

belegt werden. 

$. 23. Iſt hingegen die Ruhe erſt herzuſtellen geweſen, als durch 
die Anführer ſchon körperliche Verletzungen von Perſonen, oder nad) vor— 
gängigem.Einbruche in Gebäude oder nach noraudgegangenen bedeutenden 
Ausfchweifungen grobe Befhäbigungen des Eigenthumd verübt waren; fo 
follen folgende Strafen eintreten: 

1) für die Anftifter und Anführer, wenn Mord, Todtſchlag, Raub oder 
Brandftiftung vorgefallen ift, fie jedoch hieran feinen Theil haben 
und daher nicht bie Todesſtrafe erleiden, lebenslängliche Eifenftrafe, 
und wenn fein ſolches Verbrechen ftattgefunden hat, zehn bis zwan- 
zigjährige Eifenftrafe, 

2) für einen eben, welcher in dem Aufruhr ein peinliched Verbrechen 
begangen hat, die darauf geſetzte Strafe in geſchärftem Maaße, jes 
doch auf feinen Fall unter achtjähriger Eifenftrafe, und 

3) für diejenigen, welche fich in dem Aufruhr eined (nicht zu peinlicher 
Ahndung geeigneten) Vergehens fchuldig gemacht haben, bie hier= 
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durch verwirkte Strafe mit einem fchärfenden Zufaße, und der Regel 
nach nicht unter einjähriger Eifenftrafe, 
4) für diejenigen, welche ohne Verübung eines andern Verbrechens oder 
Vergehens bewaffnet am Aufruhr Theil genommen, oder in böfer 
Abſicht andere Theilnehmer mit Waffen verfehen haben, fowie für 
folche, weldye zwar unbewaffnet, jedoch durch Drohungen, Schinpf 
oder Anreigen Antheil genommen haben, einjährige Zuchthaus- bis 
dreijährige Eifenftrafe, und enblic) 
5) für alle übrigen vorfäglihen Theilnehmer des Aufruhrs dreimonat- 
liche bis einjährige Gefängniß- oder Zwangsarbeit» Strafe. 
$. 24. Mer durch feine Neußerungen bei einer verfammelten Volks— 
menge zur Störung ber öffentlichen Ruhe auffordert, foll eine Gefängniß— 
oder Zwangsarbeits-Strafe bid zu einjährtiger Dauer verbüßen. Wer au- 
ßerdem mündlich oder fchriftlich durch öffentliche, Unzufriedenheit erregenbe 
Reden oder Schriften, oder durch äffentliche Verbreitung falfcher Nachrich— 
ten von bevorftebenden Gefahren oder der Landedwohlfahrt nachtheiligen 
Unternehmungen nicht geradezu, fondern nur mittelbar, abfichtlich zum Auf- 
ruhr reizt, wird mit nachdrücklicher Gefängniß- oder Zwangsarbeits⸗Strafe 
bis zu fechömonatlicher Dauer belegt. 

Mürde der Aufruhr wirklich hierauf erfolgt fein, fo ift der Nuffor- 
berer nach den Grundſätzen, welche für den Urheber gelten, zu beftrafen. 

$. 25. Denjenigen, welche aufrührerifche Verbindungen, woran fie 
Theil genommen haben, zeitig anzeigen, bergeftalt, daß die verbrecherifche 
Unternehmung abgewendet werben kann, foll Verzeihung angebeihen, und 
auf deren Bitte die Geheimhaltung der gethanen Anzeige, foweit folche mit 
dem Zwecke vereinbar ift, zugelichert werben- 

$. 26. Haben Bedrückungen, verfaſſungswidrige Unternehmungen 
oder andere ungejegliche Handlungen von Staatädienern zum Aufftande An— 
lab gegeben, fo fol hierauf bei deſſen Beitrafung Rückfiht genommen 
werden, jedoch niemald zu Gunſten folcher, welche Perſonen körperlich ver: 
(egt oder an Sachen ſchwere Gewaltthaten ($. 23) ausgeübt haben. 

$. 27. Wer bei einem Aufruhr der Obrigkeit die Hülfe zu leiften 
vernachläffigt, wozu ihn fein Amt oder Stand auffordert, foll, infofern er 
hierdurch ſich feined ſchwereren Dienftvergehens ſchuldig macht, mit ein= bis 
dreimonatlichem Gefängniffe oder Arreft, oder nach den Umftänden mit eben 
jo langer Sudpenfion vom Dienfte und Gehalte, beftraft werben. 

$. 31. Hat aber ein Aufruhr eine folhe Wendung genommen, ober 
find die gegen Privatperfonen oder deren Eigenthum gerichteten Gewaltthä- 
tigfeiten eine8 zufammengerotteten Volkshaufens von folcher Art, daß bie 
Obrigkeit die Ruhe nicht alsbald bewirken Fann, und muß bie Sicherftels 
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fung der Ruhe dem Militaiv oder der fonft bewaffneten Macht mitteljt ber 
Waffen nad Kriegsgebrauch überlaffen werben; fo ift der Kriegszuftand 
für den im Aufruhr begriffenen Ort oder Stabttheil und für die Zeit der 
offenbaren MWiderfeglichfeit zu verfünbigen, indem von dem nächſten Civil— 
Beamten, oder bei ermangelnder Gegenwart irgend einer obrigkeitlichen Per— 
fon von dem betreffenden Militärbefehldhaber mit Tauter Stimme deutlich, 
und wo möglich drei Mal, Folgendes fund gemacht wird: 
„Im Namen des Kurfürften und des Gefebed foll ein Jeder 

„von bier in Ruhe und Frieden fofort noch Haus zurückkehren, und 

„bei fortbauernder Unfolgfamfeit, alsbald der Gebrauch der Waffen 

„Statt finden, auch fonft nad; Kriegsgebrauch verfahren werben.“ 

Nachdem nun ber Volkshaufe nicht binnen der zum Audeinanderges 
ben nöthigen Zeit ſich zerfireut haben wird, oder wenn ungeachtet bed 
Verbotes Berfammluugen oder Aufzüge von mehr als vier Perfonen fich 
zeigen; fo findet die Gewalt der Waffen auf deßhalb zeitig vorausgegebenes - 
militärifches Zeichen Statt. 

Ein Jeder, welcher fodann bewaffnet oder mit gefährlichen Werkzeu— 
gen verjehen, im Aufruhr ergriffen wird, foll nach den beftehenden Kriegd- 
gejegen abgeurtbeilt merben. 2 


$. 1. 


Der Begriff des Verbrechens des Aufruhrs wird im $. 20 
definirt, und nad der auöprüdlichen Schlußbemerfung dienen die 
$. 21 bis 23. nur dazu, um dad GStrafmaaß im einzelnen Falle 
zu beſtimmen. Es verlangt nun diefer Parapraph zum objeetiven 
Thatbeſtand zunächft einen Haufen von Unterthanen. Welche An— 
zahl von Menfchen unter einem Kaufen verftanden werde, ift bier 
nicht ausgedrüdt, vielmehr Tediglich in das richterliche Ermeſſen ge- 
ſtellt. Das Gericht wird alfo in jedem einzelnen alle zu entfchei« 
den haben, ob ein „Haufen“ vorhanden fe. Hierbei find vor allen 
Dingen die begleitenden Umftände von befonderer Erheblichkeit — 
ed kommt auf die am fraglichen Orte und in zutreffender Beit vors 
handenen gewöhnlichen Volziehungsmittel der Obrigfeit an, und 
hiernach laͤßt ſich die Größe der Verlegung der gefeßlichen Ordnung 
foiwie der daraus für den Staat erwachjenden Gefahr beurtheilen. 
Meichen die der Obrigkeit zu Gebote ſtehenden Mittel nicht aus, um 
gegen die Menfchen Menge die Ruhe und Ordnung wieder herzuftellen 
fo fällt letztere unter den Begriff eines Haufens. Dabei ift ſich 
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jedoch an den ſprachlichen Gebrauch, fo wie an den gefelichen Auss 
druck des Worts „Haufen“ zu halten, fo daß in dem Falle, wo 
die ordentlichen Zwang&mittel der Obrigkeit fo ſchwach find, daß 
dur fie die offene Gewalt der gegen fie vereinigten Menfchen, 
welche nad) dem Sprachgebrauch ald ein Haufen nicht betrachtet wer« 
den fönnen, nicht zu überwinden ftebt, vom Verbrechen des Auf— 
rubrs nicht die Mede if. Dagegen ift dieſes Berbrechen vorhanden 
wenn die Vollziehungsmittel der Obrigkeit auch fo beveutend und 
audreihenn find, um felbft eine größere Anzahl Widerfpenftiger zu 
überwinden, voraudgefegt nur, daß deren Zahl einen Haufen bil: 
det. Zu einem Haufen hält man in einzelnen Urtbeilen die Zahl 
von mindeftens zehn Perfonen nothwendig, und mag dabei die Ana— 
logie des fr, 4 $. 3. vi bonor. raptor. D. de turba (47, 8) im 
Auge haben. 

Hierbei werden ſolche Berfonen, welche feine Gewalt ausüben 
können 3. B. Kinder, over bloße Zufchauer, Neugierige, nicht mit- 
gezählt. 

Wenn aud einer verfammelten Menge Einzelne, ohne theilneh- 
mende Entfchließung der Uebrigen, Gewaltthätigkeiten gegen die Ob- 
rigfeit unternehmen, fo ift dieß Fein Aufruhr, weil die Gewalt nicht 
von der Menge als folcher ausgegangen ift. 


$. 2. 


Nur „Unterthanen” können Aufruhr begehen. Zu Diefen find 
aber alle die Perſonen zu rechnen, welche ald Untertbanen im weis 
teften Sinne gelten, alfo auch die, welche nur vorübergehend in Hefs 
fen fih aufhalten, 3. B. durchreiſen. Und es entipricht dieſe Ber 
fimmung dem gemeinen Rechte. Dagegen erfcheinen diejenigen Per— 
fonen ausgeſchloſſen, welche das Recht ver Erterritorialität in Bes 
ziebung auf Kurheſſen genießen. 


$. 3. 


Die äußerlih zu einem Haufen vereinigte Menge muß ſich 
zufammengerottet haben, um bie Obrigkeit zu vergemwaltigen. 
In dem Ausorude „Zufammenrottung“ Tiegt zugleich das Erfor- 
derniß der Arglift, das innere Moment, durch meldhes die Menge 


- 
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beftimmt if. Als ein nothwendiges Merkmal des Begriffs des Auf 
ruhrs wird aber nicht erfordert, daß der Zufammenrottung oder Ber- 
einigung eine Verabredung unter den Theilnehmern voraudging, 

In einem Urtheile des OAGerichts ift ein Haufen als ein 
zufammengerotteter betrachtet worden, da bei dem fo laut 
und allgemein audgefprochenen verbrecherifchen Zweck veffelben (Ber- 
nichtung der Gefchäftepapiere des Zoll» Amts) jeder, welcher ſich, 
dem jo unverfennbar gejegwidrig und im Ganzen fogar bewaffnet 
auftretenden Kaufen entweder unmittelbar anfchloß oder vemfelben 
in einer folden Nähe folgte, daß jener auf bereite Mithülfe des 
Folgenden zu zählen berechtigt war, als die Abſicht des Haufens 
theilend und unterſtützend anzuſehen iſt. 

Daß unſere Verordnung nur auf öffentliches Zuſammenrotten 
fich bezieht, ergiebt ſich aus der Ueberfchrift und den Eingangswor⸗ 
ten derſelben, ſowie aus der Beftimmung, daß zum objectiven That⸗ 
beftand des Aufruhrs Lärmen, Hffentliche Drohungen erfordert wer- 
den. Wefentlich ift Hierbei aber nicht, daß der Haufen auf offener 
Straße fih zufammengerottet habe. Wenn die Zufammenrottung 
in einem Haufe geihieht, zu deren Zerfireuung aber Mittel ange 
wendet werden müflen, durch welche pad Publikum Kunde von dem 
Verhalten des Haufend erlangt, fo ift da8 Merkmal der Oeffentlich⸗ 
keit vorhanden. Als z. B. eine Anzahl von mehr als 50 Eiſen⸗ 
fträflingen im Arbeitöfaale, welcher außerhalb der Stabt liegt, mit 
Gewalt der Anoronung der Auffichtöbehörde fich widerfegte, Thät— 
lichkeiten gegen die Auffeher werübte und der durch Allarm berbei- 
gezogenen Militairmanht im Arbeitsfaale thätlihen Wideeftand ent- 
gegenfeßte, wurde hierin dad Verbrechen des Aufruhrs gefunden. 

In einer Reihe von Urtbeilen ift ſodann entjchieden worden, 
daß bezüglich der Frage, ob die aufrührerifche Abficht der Bildung 
des Haufens voraudgegangen fein, ob letzterer fich gerade in ber 
Abficht vereinigt haben müffe, um Gewalt gegen die Obrigkeit, ans 
zuwenden, durch unfere Verordnung das gemeine Recht nicht geän- 
dert worden fei, fo daß alfo der Ihatbeftand des Aufruhrs vorliegt, 
wenn und fobald in einem zunächſt etiva zu andern Zweden vereis 
nigten Haufen ein gemeinfamer auf die Ausführung einer aufrüh— 
rerifchen Unternehmung gerichteter Wille in die äußere Erſcheinung 
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tritt; und es ift hierbei einerlei, ob etwa nur Einzelne vor ihrer 
Vereinigung die ftrafbare Abftcht Hatten und ſich deßhalb verfammel- 
ten, oder ob diefe Abftcht erft während ver Berfammlung entiprang. 

Es findet diefe Auslegung der Verordnung in deren Worten 
jelöft ihre Begründung, indem ver $. 24 beftimmt, daß derjenige 
al® Urheber des Aufruhrs gelten foll, welcher eine bereit verfam- 
melte Volksmenge zur Störung der öffentlichen Ruhe auffor- 
dert bzw. veranlaßt. Abgefehen davon kann weder an und für ſich, 
noch nach dem Zwecke und ver Entftehungsgeihichte des Geſetzes, 
noch aus defien Auffaffung angenommen werben, der Gefeßgeber 
habe in viefer Richtung das bis dahin beftandene Recht ändern, 
modificiren wollen. 

Nah gemeinem Recht ift eine Verabredung der Einzelnen nicht 
erforderlich, vielmehr kommt ed nur darauf an, daß diefelben ſich 
ihred gemeinfamen Zweds und ihrer drohenden Stellung, die fie 
als Menge haben, bewußt find. 


$. 4. 


Die Abfiht des aufrührerifchen Haufend muß ſich gegen bie 
Obrigkeit richten, und es fragt fi, wad die Verorbnung unter 
dieſem Ausdrude verſtehe. Der Kurfürft ift dad Oberhaupt des 
Staates, vereinigt in ſich alle Rechte der Staatögewalt, und übt fie 
auf verfaffungsmäßigem Wege aus ($. 10 der Verf. Urf, 5/, 1831). 
Unter Obrigfeit werden der Landesfürſt und bie von ihm auf ver: 
faffungämäßigem ‘Wege beftellten Behörden, die zur Ausübung des 
imperium angeordneten Organe verftanden. 

Nichtet fih die Abficht der Zufanmengerotteten auf Gewalt 
gegen den Kurfürften, um ihn zu einzelnen Regierungshandlungen 
zu nöthigen, fo Tiegt das Verbrechen des Aufruhrs vor; zugleich 
aber auch dad der Majeftätöbeleidigung. Es ift dies Hinfichtlich der 
zu erfennenden Strafe von Wichtigkeit, infofern vie des Aufruhrs 
- unter Unſtänden größer ift, ald die des Majeftätöverbrecheng, 

Dad Wort „Obrigkeit“ bezeichnet fodann nach allgemeinem 
Sprachgebrauch, insbeſondere auch nach unferer Verordnung, welche 
eben bezweckt, die bürgerliche Ordnung, alfo alle geſetzlich beftehen- 
den öffentlichen Anftalten und Staatdeinrichtungen gegen Störungen 
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fiher zu ftellen, allgemein alle Staatöbehörden und Beamten, injo« 
fern ihnen die Ausübung irgend eined Zweigd der öffentlichen, 
der Staatd= Gewalt übertragen ift, jo daß nur jene Beamten aud- 
geſchloſſen erfcheinen, die zur Verwaltung bloßer Privatrechte 
des Staats beftellt find, fowie die blos techniſchen Behörden. 
Gegen letztere kann nur dad crimen vis begangen werben. Dage- 
gen fallen die Gemeinde-Beamten unter den Begriff ver Obrigkeit, 
infofern fle Hilfsbeamte des Staats find, bzw. fo weit ihnen durch 
die Gemeinde= Drbnung vom 23. Oftbr. 1834 ein gewiſſes impe- 
rium beigelegt worden ift. 

Boraudgejegt wird, daß die Auflehnung gegen Regierungds 
handlungen gerichtet ift, während alle Amtshanplungen, die z. B . 
ein Ortsvorſtand lediglich in feiner Eigenſchaft ald Repräfentant ei— 
ner Gemeinde vornimmt, und wobei er nicht ald Organ der Re— 
gierung handelt, ohne Zweifel ausgenommen find. 

Da die Verordnung zwijhen ven verfchiedenen Gattungen 
ber Staatsbehörden, zwiichen richterlihen und vollziehenden nicht 
unterfcheibet, fo kann am einer jeden Aufruhr verübt werden, wenn 
fie fih nur als Obrigkeit darſtellt. Hierher gehören z. B. die Li- 
cent» Beamten, Zol-Dffizianten, 

Unter dem Begriff Obrigkeit werden auch deren Organe, 
Diener verftanden. Hierfür fpricht der Wortlaut der Verordnung 
felbft, indem Ießtere die Diener erwähnt 3. ®. im $. 21, und ber 
Gerichtsgebrauch bat fih dafür entſchieden, daß auch die Abgeorb- 
neten und Diener der Obrigkeit z. B. Forſtſchutzdiener, Gendarmen, 
Schildwachen, Patrouillen u. dgl., infofern fie ihre Thätigkeit nicht 
blos ald Werkzeuge für die Vollziehung höherer Anordnungen und 
Befehle, ſondern theilweiſe jelbfiftändig anorpnend und befehlenn 
äußern, Gegenftand ded Aufruhrs fein können. 

Diefe Auffaffung findet ihre Mechtfertigung in der Natur des 
Verbrechens jelbft, welches eben in einer qualificirten Wider- 
feglichkeit beſteht; letztere aber wird nach den Beſtimmungen der 
Verordnung auch gegen Diener ver Obrigkeit begangen. Endlich 
bat die MWiverfehlichfeit gegen die von der Obrigkeit angeordneten 
Diener ohne Zweifel den Zweck, vie Obrigkeit felbft vermittelft des 


Wiverflanded gegen deren Diener zu vergewaltigen. Jnſofern alle 
Der Gerichtöfanl. XI. Heft 1854. 28 
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obrigkeitlihen Behoͤrden ihre Gewalt durch das Gtaatdober- 
haupt erlangen, ericheinen auch bie Untertbanen ald Aufrührer, wel- 
he gegen irgend ein öffentliches Organ, aud wenn dasſelbe ihre 
Ohrigfeit nicht ift, Gewalt brauchen, 3. B. wenn die Mitglieder 
der einen Gemeinde die Obrigkeit der andern, wenn Givilperjonen 
die Militärbehörde vergemwaltigen. 

Darauf, ob die obrigkeitlihen Handlungen, gegen welche ſich 
ver Aufruhr richtet, formell oder materiell ungerechtfertigt find, Fommt 
bei Beftimmung ded Begriffs des Aufruhrs nichtd an. Beruft fi 
aber Jemand darauf, daß Bedrückungen, verfaffungswidrige Unter« 
nehmungen oder andere ungefeßliche Handlungen von Staatödienern 
den Aufruhr veranlaßt Haben , fo ſoll, vorausgefeht, daß dieſe Be— 
bauptung durch einzelne Ihatfachen belegt bzw. bewieſen wird, Die 
rin ein Strafmilderungsgrund gefunden werden, fofern von 
der betreffenden Perſon Gewalt an Perfonen oder Sachen nicht ners 
übt wurde. 


$. 5 


Es muß die Zufammenrotiung in ber Abſicht gefchehen fein, 
um bie Obrigkeit mit Gewalt zu einer Handlung oder 
Unterlaffung zu nöthigen, oder fi an derfelben we 
gen einer Amtshandlung zu räden. 

Der Aufruhr ftellt ih nach gemeinem Rechte ald eine befon- 
dere Form des crimen vis, ald ein beharrlicher Ungehorfam, 
ein Widerſtand Mehrerer gegen die Obrigkeit dar, 

Martin, Lehrbuh $. 240. 

Bauer, Lehrbuch $. 362. 
während umfere Verorbnung zum Thatbeftand des Aufruhrs aus 
drücklich die Abſicht erfordert, die Obrigkeit zu einer Handlung oder 
Unterlaffung gewaltfam zu nöthigen. Nöthigung feht ein poſitives 
Handeln, einen Angriff gegen die Obrigfeit voraus. 

Verhaͤlt fih die Menge gegen die Befehle ver Obrigkeit blos 
negativ, dann if fieungehorfam; wird fle poſitiv thätig, indem 
fle gegen eine Vollziehungsmaaßregel ſich blos vertheidigt, einen An⸗ 
griff der Obrigkeit, z. B. eine verfügte Pfänpnng abwehrt, um ſich 
im Beflge des zu pfändenden Gegenftands zu fchügen, dann begeht 
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! 
le eine Widerfegung. Aeußert fle aber die Abſicht, die, Obrig- 
keit mit Gewalt zum Thun oder Unterlaffen zu zwingen, etwas von 
ihr abzupreffen, Handelt fie angriffsweife, fo begeht fe Aufruhr. 

Hieraus folgt, daß ein jeded gewaltfames Auftreten des Hau— 
fens, beftehe es in einem Angriffe over in abwehrender Gegenges 
walt, in eigentlihen Gewaltthätigfeiten oder im pſychologiſcher Ge— 
malt, in ernftlicher Androhung alsbald zu realifirender Uebel, in 
einer mit dringender Gefahr verbundenen Bedrohung, unter den 
Begriff des Aufruhrs fällt. Immer aber ift erforberlih, daß die 
Zufammengerotteten Gewalt anwenden, und zwar in der Rich— 
tung gegen die Obrigkeit, um fie zu einer nicht gewollten Hand« 
lung oder Unterlaffung zu zwingen, infofern dadurd die öffentliche 
Ruhe und Sicherheit geftört wird, für deren Aufrechthaltung bie 
Obrigkeit hauptfählich Sorge zu tragen bat. Als ein Haufen bie 
Vernichtung der Gefchäftäpapiere des Zol- Amts in der Abſicht 
bezwedte, um dadurch die Zoll-Anftalt unwirkſam zu machen, wurbe 
darin eine Nöthiguug ver Obrigkeit durch Gewalt ge 
funden, da wenn aud der Kaufen zunächft nicht eine Gewaltthätige 
feit gegen die Perfon oder das Eigenthum der Obrigkeit beabflcdh- 
tigte, do dad gewählte Mittel zu jenem Zweck offenbar eine Nü« 
thigung ber betreffenden öffentlichen Beamten enthielt, 

Es begeht auch der Haufe Aufruhr, welcher in Abwefenheit 
der Obrigkeit z. B. an einem Orte, von welchem die Ießtere ſich 
entfernte, um ſich der ihr drohenden Gefahr zu entziehen, Drohun- 
gen gegen fle ausſtößt, mitteld deren er fle zu vergemwaltigen beab⸗ 
ſichtigt. 

Das Verbrechen des Aufruhrs wird ferner begangen, wenn 
ſich der Haufe an der Obrigkeit wegen einer von ihr vorgenommenen 
oder unterlaſſenen Amtshandlung rächt. Es fragt ſich nun, ob 
zum Begriff des Aufruhrs eine Rache an der Perſon der 
Obrigfeit als folder gefordert wird, oder ob der Aufruhr auch 
an der Privatperſon der Obrigkeit, an deren Eigenthum verübt 
werden könne. Und dieſe Frage führt auf die weitere zurück, ob 
durch unſere Verordnung das gemeine Recht habe geändert, aud« 
gedehnt werben follen. 

Nach gemeinem Nechte, nach der Anſicht der Nechtögelehrten 
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wird vorausgeſetzt, daß die Rache an der Obrigkeit ſelbſt, an der 
Per ſon des Dienerd der Obrigkeit ausgeführt werde. Der Staat 
hat nemlich ein weſentliches Intereſſe daran, daß ſeine das impe- 
rium ausübenden Beamten gegen Vergewaltigung geſichert ſeien 
und er nimmt fie deßhalb gegen Gewaltthätigkeiten, welche aus 
Mache wegen ihrer Amtöthätigfeit an ihnen geſchehen, in ganz bejon« 
derem Schuß, indem er härtere Strafen androht, als fonjt nach der 
Natur und dem Zweck ver Strafe an fich geboten erjcheinen. 
Richtet fie) dagegen die Gewalt der Aufrührer gegen das Privat- 
eigenthum der Obrigkeit, fo tritt jener Geftchtöpunft zurüd; denn 
ed wäre unnüß, ungerecht und graufam, wenn ber Gefeßgeber 
jolhe Gewalt gegen das auf anderem Wege wirkſam zu ſchützende 
Privateigenthum mit gleich hartem, nur durch außerordentliche Rück— 
fihten zu rechtfertigendem Strafübel belegen wollte. 

Es ruht alfo die Unterfcheivung ded gemeinen Rechts auf 
einer weifen Beurtheilung der einfchlagenden Verhältniffe, auf einer 
verftändigen Berüffichtigung der in Frage ftehenven Intereſſen, ſo— 
wie der durch deren Verlegung berbeigeführten Folgen. 

Hat unjere Verordnung dieſe Unterfcheivung aufgegeben, hatte 
der Gefeßgeber Grund und Veranlaffung, ven Begriff des Aufruhrs 
auch auf Gewalt gegen dad Privateigenthum der Obrigkeit auszu— 
dehnen? — Müller in der Zeitfchrift für Recht und Geſetzgebung 
in Kurbefien 2. ©. 108 bejaht viefe Brage, wenn er jagt: „Diefe 
Art der Rache ſteht ebenfowohl unter der vorliegenden Beſtimmung, 
wie fih nicht nur aus deren Worten, fondern aud) aud dem, dem 
$. 20 correfpondirenden $. 14 ergiebt, wo ed heißt: „oder eine amt— 
liche Verfügung an der Perſon (der Obrigkeit) gewaltfam rächt,“ 
indem dort der Ausdrud „Perſon“ offenbar ven Gegenſatz gegen 
dad Amt oder die amtliche Eigenjchaft bezeichnet. 

Was zunächft die „Worte der Beſtimmung“ anlangt, fo ift 
hervorzuheben, daß Iediglich der $. 20 ven Begriff des Aufruhrs 
feſiſtellt —, oder läßt ſich annehmen, daß dem Gefehgeber, nachdem 
er im $. 20 den Thatbeftand des Verbrechens definirt Hat, zwei 
Paragraphe jpäter noch eingefallen fei, auch andere, ald vie bereits 
angegebenen Momente in den Begriff des Aufruhrs aufzunehmen 
und letzteren auszudehnen? — Es weißt fodann der $ 20 auf die 
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$. 21, 22, 23 nur bin, infofern hierin dad Strafmaaß nad ver- 
ſchieden en Abftufungen feitgefeßt wird, je nachdem mehr oder weni— 
ger Straffhärfungdgründe vorliegen, Insbeſondere unterftellt 
ver $. 23 einen nad) Maafgabe des $. 20 bereitd vollendeten Aufs 
rubr, eine Vergewaltigung der eingefchrittenen Obrigkeit; der Tum— 
mult dauert noch fort und ed werden noch meitere Exceffe, aber 
nicht gerade an ver Obrigkeit, fondern an anderen Perfonen oder 
Sachen begangen. Hiefür fpricht auch der Umftand, daß die Rebe 
nur ift von körperlichen Verlegungen an Berfonen oder Eigen- 
thumsbeſchädigungen. Unter „ven Perſonen“ aber ift die Obrigkeit 
nicht werftanden. Denn letztere wird in der Verordnung überall befon- 
derd mit einem entſprechenden Veiworte bezeichnet, 3. B. $ 1 „ver 
geſetzlich beſte henden Obrigkeit," F. 4, „der Eivilbeamte hat — — 
— im Falle einer Ruheſtörung — — —.“ Diefe Eivilbeamten 
find im $. 5, 6 angegeben; $. 7, „die Polizei — oder fonftige 
Civil- oder DOrtds Behörde,‘ $. 10, „Wider den Störer der amt- 
lihen Berrihtungen der Obrigkeit,‘ $. 11, „Wer — — der Ob⸗ 
rigfeit ven fchuldigen Gehorſam verfagt,“ $. 12, „Derjenige, wel” 
cher fich der Obrigkeit oder deren Dienern —,“ $. 13, „Hat Yes 
mand fich einer MWiderfegung gegen vie Obrigkeit oder deren Ab—⸗ 
geordnete,“ $. 14, „Wer eine obrigfeitliche Perfon oder deren 
Diener in Verrichtung ihres Amtes gewaltfam ftört, oder fich ber 
Obrigkeit oder deren Abgeorpneten in Vollziehung ihrer Befehle 
thätlich widerfegt, oder eine amtlich e Verfügung an ver Perſon 
gewaltſam rächt.“ 

Wo der Obrigkeit Erwähnung geſchieht, wird fie als ſolche 
beſchrieben, warum follte nun der Geſetzgeber im F. 23 die von 
ihm bis dahin gebrauchte Ausdrudsmeife aufgegeben haben? — 

Aud der $. 22 Spricht von verbrecherifchen Handlungen an 
Perfonen. oder Sahen, ohne daß die Obrigkeit erwähnt wird. 
MWährend die Obrigfeit in unferen Berorbnungen nie allein mit 
„Perſon“ bezeichnet wird, vielmehr wenigſtens ver Zuſatz „obrige 
keitliche“ ſich findet, reden die $. 22, 23 fchlehthin von „Perfonen.‘ 
Auch, daß hier von Perfonen, alfo in der Mehrzahl und fonft, zum 
Beifpiel F. 14, im Singular geſprochen wird, rechtfertigt die An— 
nahme, daß ein Unterfchien hat ausgedrückt werden follen. 
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Märe ed Abficht des Geſetzgebers gewefen, das bis dahin be— 
ftandene Necht irgendwie zu ändern, fo würde er fich beftimmter 
als geichehen audgeprüdt Haben. Dieß muß um jo mehr behaup- 
tet werben, als fi nicht annehmen läßt, daß eine fo erorbitante 
und bedenkliche Ausdehnung des Aufruhrs nur nebenhei und in fo 
zweifelhafter Ausdrucksweiſe habe Statt finden follen. Werner deu— 
tet auch die Faſſung der Hier fraglichen Beftimmung im $. 20, „over 
fih an verfelben,” nemlih an ver Obrigkeit, d. h. an ihr ſelbſt 
ber deren Diener zu rächen, darauf hin, daß nur eine Rache an ver 
Obrigkeit als folder gemeint fei. Hätte auch die Nahe am Eis 
genthum bderjelben Hierhergezogen werden follen, fo würde der Ge— 
feßgeber dieß etwa fo ausgedrückt haben: „oder fih an derſelben 
bzw. an deren Sachen oder Eigenthum zu rächen.“ Oper ed wäre 
paſſend gewefen, die hierin liegende Erweiterung ded Verbrechens 
beftimmt, etwa fo auszufprechen: „Auch die Verlegung der Privats 
yerfon bzw. des Eigenthums der Obrigkeit, bzw. deren Diener, 
aus Mache wegen einer Amtshandlung fällt unter den Begriff des 
Aufruhrs.“ 

Aus den „Worten der Beſtimmung“ ergiebt ſich hiernach für 
jene Anſicht nicht nur fein Beleg, ſondern eine Reihe von Inters 
pretationdmitteln für bie Hier vertheidigte Auslegung. Auch der 
$. 14 unterftüßt jene Auffaſſung nicht. Zunächſt redet derſelbe gar 
nicht von Sachen, vom Eigenthum ver Obrigkeit, fondern nur von 
beren Perfon. Wollte man auch zugeben, daß der Auddrud ‚an 
ver Perſon rächt,“ auf die Eigenfchaft der Obrigkeit a Pri— 
vat perſon ſich beziehe, fo folgt daraus immer noch nicht, daß die 
Sachen der Obrigkeit der Brivatperfon in diefem Sinne gleidh- 
geftellt worven feien. Und wollte man dieß auch zugeben, fo wäre 
doch der weitere Schluß nicht gerechtfertigt, dab was vom Verbrechen 
der thätlichen Wivderfegung gilt, auch für dad befondere und ſchwere 
Verbrechen des Aufruhrs Nechtens fei. 

Indeffen läßt auch wohl der Zufammenhang, in welchem ber 
$. 14 den Ausdruck „Perſon“ gebraudt, feinen Zweifel, daß dar— 
unter die Obrigkeit als ſolche verftanden ſei — es bezieht ſich dar« 
auf der kurz vorherftehende Ausdruck „amtliche Verfügung.“ 

Die Verbals Interpretation rechtfertigt alfo nicht die Annahme, 
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daß gegen das bis dahin in Uebung geweſene Recht auch Rache— 
Ausübung am Eigenthum der Obrigkeit als Aufruhr beſtraft 
werden ſolle. Ebenſowenig liegen innere Gründe vor, welche eine 
dahin etwa zielende Abſicht der Geſetzgebung als gerechtfertigt und 
vorhanden erkennen ließen. Dazu kommt, daß jene Vorſchrift der 
Verordnung als correktoriſches Geſetz jedenfalls einſchränkend aus— 
gelegt werden müßte. 

Im Verlaufe der erwähnten Abhandlung gelangt Müller zu 
der Annahme, daß der $. 20 nur von der, an der Perfon des 
Beamten over obrigfeitlichen Dienerd ſelbſt auszuübenden Rache 
rede, und daß eine unmittelbare nur gegen die Bamilie oder das 
Eigenthum deffelben gerichtete Nache nicht Hierher gehöre, 

Als ein Haufen von Menfchen die Privatwohnung eines Förs 
fterd unter Lärmen durch Werfen mit Steinen befchäbigt Hatte, um 
fich wegen deſſen firenger Dienftführung zu rächen, erblidte hierin 
da8 Ober-Gericht zu Kaffel nach Urtheil vom 2%, 52 das DVer- 
brechen des Aufruhrs „da, wenn auch bier eine unmittelbar an ver 
Perion verübte Gewaltthätigkeit nicht vorliegt, vie boshafte Beichä- 
Digung des Eigenthums veffelben doch immer gegen feine Perfon 
wenigftend mittelbar gerichtet war, und ba aus der Beftimmung 
des $. 23 der Verordn. 224. 1830, welcher gleichwie die vorauss 
gebenven 86.21, 22 einzelne Bälle ded im $. 20 normirten Ihat- 
beſtands des Aufruhrs fpecialifirt, zu entnehmen ift, daß Beſchä— 
digungen des Eigenthumd, auch menn feine Eörperliche Verletzung 
von Perfonen vorgefommen, mit Strafe bedroht werben, dieſe alfo 
auch an und für fih in ven Begriff ded Aufruhrs aufgenommen 
find. * 

Es widerſtreitet diefe Auffaflung der eben vertheidigten An« 
fiht, fowie auch der von Müller, In der vom Angeklagten aus- 
geführten Appellation wurde hervorgehoben, daß, da das beſchädigte 
Haus Privat-Eigentbum jei, dadurch auch nur die Privatperfon 
mittelbar verlegt werben könne; nur verlange das Gefe zum That« 
beftand des Aufruhrs eine unmittelbare Gewalt gegen bie Ber- 
fon der Obrigkeit. Wolle man aber auch boshafte Beſchädigungen 
des Eigenthums der obrigfeitlichen Beamten als Aufruhr betrachten, 
fo müffe man fih doch firenge an die Worte des Geſetzes halten 
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und daffelbe ald Korreftorifchea reſtritiv interpretiren. Es rede 
dad Gele vom Einbruch in Gebäude oder von groben Eigen- 
thumöbefchädigungen nach voraudgegangenen bedeutenden Aus— 
fhweifungen. Unter diefen Gebäuden feien die Dienftwohnun- 
gen zu verfichen; folcdhe feien zur Zeit der Verordnung den Beam— 
ten vom Staate regelmäßig eingeräumt worden. Alle diefe Momente 
folder gemwaltfamen Uebergriffe in die perfönliche Sphäre ver Obrig- 
keit feien aber hier nicht vorhanden. 

Nah Maafgabe des Heftehenden Rechts (provifor, Gef. vom 
22, 1851 $. 48) hatte das Kfl. Ober-Appellationd- Gericht dieſe Be- 
ſchwerde nur vom Standpunfte der Nichtigkeits-Beſchwerde aud we— 
gen Verlegung eined Strafgefeßed zu beurtheilen und es erkannte 
daffelbe, daß der Ausſpruch der vorigen Inftang, es fei bie boshafte 
Eigenthumsbeſchädigung wenigftend mittelbar gegen die Perfon 
des Förfterd gerichtet gewefen, infofern darin eine weitere thatbeitand- 
liche Vorausfegung gefunden werde, die Verlegung einer ftrafrecht- 
lichen Norm nicht enthalte. 

Daß „die Rache mit Gewalt‘. Unwendung verbunden fein 
müffe, ergiebt fih aus der Natur des Aufruhrs, fowie aus den Wor- 
ten des $. 20 unserer Verordnung, inbefondere aus der Stellung 
des Ausdruds „mit Gewalt“. Der mit „nun“ eingeleitete bis „zu 
rächen” gehende Satz befchreibt die aufrührerifche Abflcht, die Rich— 
tung ded Haufend nach den beiden Seiten bin: Nöthigung der Obrig- 
feit zur Vornahme oder Unterlaffung einer vienftlichen Handlung oder 
Ausübung von Nahe an derfelben, und feßt an die Spike das 
Merkmal ver Vergewaltigung, fo daß fich daffelbe auch auf den mit 
„oder“ angehängten Sab bezieht. 

Außerdem ſprechen auch die folgenden $$. überall non Ge: 
walt » Anwendung. 

Die gegen die Obrigkeit gerichtete Gewalt kann nur eine phy— 
ſiſche und pſychologiſche fein; nur wird bei ver Ießteren vorausge⸗ 
feßt, daß vie Drohungen ernfte feien und die Abficht zur Anwen- 
dung wirklicher, phyſiſcher Gewalt erfennen laſſen. Rechtfertigen 
die begleitenden Umftände die Annahme nicht, daß der Haufen eine 
ſolche auf phyſiſche Gewalt-Anwendung gehende Abftcht Habe, fo fehlt 
ed am Thatbeftande des Aufruhrs, 
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8. 6. 

Als letztes Merkmal des Aufruhrs beftimmt unfere Verord— 
nung, daß der aufrübrerifhe Haufen fein Vorhaben durch Xärmen, 
mündliche oder Öffentlich angefchlagene Drohungen oder andere un 
zweideutige gefegwidrige Handlungen zu erfennen gegeben haben 
müffe. Das Verbrechen ift aljo vollendet, fobald die Aufrührer ihre 
Abſicht unzweideutig, 3. B. durch Gefchrei, durch Drohungen, 
geäußert haben, und es wird nicht gefordert, daß die aufrührers 
ifche Abfiht, die intendirte Vergewaltigung oder Mache bereit ver- 
übt fei, auch nicht, daß jeder Einzelne des zufammengerotteten Haufend 
die aufrührerifche Abſicht durch Gefchrei ac. zu erfennen gegeben habe. 

Menn rüdjichtlich des aufrührerifchen Zwecks auch nur ein 
Verſuch gemacht ift ($. 21 e8 ift noch feine Gewalt gegen die Ob 
rigfeit audgeführt und der aufrühreriiche Haufen zerftreut ſich fofort 
auf Befehl der Obrigkeit), fo liegt doch der Thatbeſtand des Aufs 
ruhs — im erften Grade — vor. Immer aber wird voraudgefegt, daß 
ein Haufen als folder gehandelt habe und vie begleitenden Um— 
ſtaͤnde den Schluß aufbeabfihtigte Gewalt „unzweideugtig“ zulaffen. 

Es enthält jene Beftimmung der Verordnung, daß ſchon durch 
Lärmen 10. Aufruhr begangen werde, eine Ausvehnung des gemeinen 
Rechts. Feuerbach Lehrbuch des peinl. Rechts $. 203: ift zwar an⸗ 
derer Anficht und bezieht fich dafür auf Stellen des Röm. Rechts; 
indeffen reden Tegtere, wie Mittermaier, a. a. O. in der Mote 
bemerkt, von einzelnen Arten des Aufruhr, wo im Zufammenhange 
mit anderen dazukommenden Umftänden das Gejchrei freilich den Cha— 
rafter offenbarer Empörung an fih trug. Der Art. 127 der Gas 
rolina, „Straff der jhenen, fo auffrur des Volks machen," fcheint 
aber dafür zu fprechen, daß zum Thatbeftand des Aufruhrs Ge— 
walt- Anwendung gegen die Obrigkeit gefordert worden ſei. Es 
beißt darin: „Item fo ehyner — auffruren des gemeynen Volks wis 
der Die Oberkeyt macht —, der foll nah groß und gelegen 
heyt feiner mißhandInug — geftrafft — werden —." 

Eben der Ausdruck „Mißhandlung” rechtfertigt Die Annahme, daß 
der Geſetzgeber unterftellt habe, ed fei eine wirkliche Gewalt gegen die 
Obrigkeit vollführt worden. Iſt dad richtig, fo würde im Lärmen ıc, 
ohne Anwendung von Gewalt nur ein Verſuch ded Aufruhrs liegen. 
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Durch die Entfchliefung der Menge zum gewaltfamen Wider: 
derftand bzw, ſobald die Menge diefen Entfchluß unzweidentig zu 
erfennen gegeben Hat, ift ver Aufruhr vollendet. Wird in einem fol« 
chen Falle der einfchreitennen Obrigkeit ein weiterer Widerftand nicht 
entgegengefeßt, fo liegt nur ein Berfuch des Aufruhrs vor, da ja, wie 
der Erfolg ausweißt, die Obrigfeit in der That nicht vergewaltigt ift. 

Vgl. Wächter im Archiv des Crim. Rechts 1835 ©, 48, 

$. 7. 

Als Straffhärfungsgründe find durch den Gerichtsgebrauch 

anerfannt worden. 

1) Die Ausführung des Aufruhrs zur Nachtzeit; 

2) die Erreichung des aufrührerifchen Zwecks; 

3) die beträchtliche Anzahl der Aufrührer; 

4) die Begehung des Aufruhrd an verfchiedenen Orten und gegen 
mehrere obrigfeitliche Diener; 

5) die Richtung des Aufruhrs auf einen Zweck, ver ſchon an und 
für fih ein Verbrechen enthält; 

6) die planmäßige Ausführung des Aufruhrs; 

7) die Beharrlichkeit des ftrafbaren Willens, die Dauer ded Aufrubrs; 

8) die Nichtung des Aufruhrs gegen die Einführung eined für 
die Zwecke des Staatd wichtigen Inftitutd; 

9) die vergeblich erfolgte Abmahnung, die erfolgte Verkündigung 
der Aufruhr Xcte; 

10) die Eigenſchaft des Aufrührerd als öffentlichen Dieners, 3. B. 
Bürgermeifter, Bürgergarde-Offizier ; 

11) ver Ort, wo und an dem die Verwaltigung gefchah, 3. 8. 
dad Wachlokal: 

12) die Schwere und Mannigfaltigkeit ver Mifhandlungen, 
Strafmildernd wird in Betracht gezogen: 

1) die allgemeine Aufregung, namentlich dad durch politifche- Er= 
eigniffe getrübte Rechtsbewußtſein; 

2) Herftellung der Ruhe, ohne daß die Obrigkeit einfchritt; mans 
gelnde Widerfeglichkeit gegen vie öffentliche Gewalt; 

3) Mangel der Richtung der Gewaltthätigkeiten gegen Perfonen, 

4) Unterlaffenes policeiliches Einfchreiten zur Verhinderung des 
Aufruhrs; 
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5) Unterlaffene Verfündigung des Aufruhrgefeges, 

6) DBeranlaffung des Aufruhrs durch Bedrückungen, verfaffungs- 
widrige Unternehmungen, oder andere ungefegliche Handlungen, falls 
weder Perfonen förperlih, noch Sachen ſchwer verlegt werben, 


8. 8. 

Die Verorbnung vom 28. Sept. 1850 $. 2 erweitert den Be- 
griff de8 Aufruhrs durch die Beſtimmung, daß folgende Vergehen, 
welche während ver Dauer des durch die Verordnung vom 7. Spt. 
1850 erklärten Kriegszuſtandes auch gegen nicht zum Militair gehö- 
rige Perfonen abzuurtbeilen find, an Bffentlichen Dienern 
wie Aufruhr beftraft werden follen: jeder Ungehorfam und jebe 
Widerfeglichkeit gegen die Verordnungen vom 4. und 7. Sept. 1850 
oder gegen die Gemäßheit verfelben getroffenen Anorbnungen und 
Berfügungen des Oberbefehlhaberd und deſſen Organe, fowie jedes 
gegen biefe Verordnungen und deren Bollziehung gerichtete Linter« 
nehmen, — ferner die unbefugte Abnahme oder Zerftörung obrig- 
feitliher Placate, die in den $. 19. 24. 25. 29. der Verorbnung 
vom 22. Dftbr. 1830 erwähnten Vergehen ver Störung der öffent« 
tihen Ruhe durch Zufammenlaufen und Lärm, vie Aufforderung 
zur Störung der öffentlichen Ruhe mittelft Aeußerungen bei einer 
verfammelten Volfsmenge, — fodann die mittelbare Anreizung zum 
Aufruhr durch öffentliche, Unzufriedenheit erregende Reden, oder durch 
Werbreiten falfcher Nachrichten von benorftehenden Gefahren oder 
der Landeswohlfahrt nachtheiligen Unternehmungen, — der Hauß » 
und Landesfriedensbruch. 

Sodann beftimmt eine, durch Ausfchreiben des Geſammt⸗ 
Staatd-Minifteriums vom 30. Juli 1851 befannt gemachte lan» 
deöherrliche Entſchließung, daß alle Kurfürftlicden Behörden und 
Beamten ohne Ausnahme jede amtliche Erörterung oder Berührung 
der Kompetenzfrage bezüglich der Bundesaction in Kurbeffen und 
der feit Beginn verfelben erfolgten Erlaffe und Anordnungen der 
Bundes =» Civil » Eonmmiffäre unterfagt ift, fowie ferner jede Cogni— 
tion über deren rechtliche Giltigfeit und Wirkſamkeit, fowie über 
die Giltigkeit der auf DVeranlaffung der Bundes» Commiffäre er— 
Iaffenen landesherrlichen Verordnungen und mit ihrer Zuftimmung 
ertheilten proviforifchen Geſetze ausgefchloffen bleibt, und daß da— 
ber jede Amtshandlung oder jeded Verfahren over jedes ſonſti— 
ge Unternehmen, welches ald eine mittelbare oder unmittelbare 
Zumiderhandlung gegen dieſe Beltimmungen ſich varftellt, an den 
Schuldigen ald Aufruhr Friegsrechtlich beftraft werden ſolle. — 
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Heberfichten aus dem franzöfiichen Rechtsleben. 


Bon Dr. juris Julius Levita in Paris. 


In den ftillen Räumen der Ferienfammer wurden in ven leb- 
ten Tagen häufig die Namen von zwei Coryphäen der Parifer 
Schaufcenen erwähnt. Die Prozeffe, welche Direktoren gegen con— 
tractbrühiche Glieder ihrer Gefellfchaft einleiten, find bier grade 
nicht felten; und bei der Tendenz des Gefebgeberd, den verantworts 
lichen Chef einer Bühnenanftalt ald den Vorfteher eined commerziel- 
Ien Etabliffementd zu betrachten und demjelben demnach die Wohl- 
that der rafıhen und einfachen Procedur vor den Handelsgerichten zu 
ertheilen, werben bie meiften Gonteftationen diefer Art ſummariſch 
entjchieden, und felbft nach Außen erfährt man Nichts von dieſen 
Händeln, joferne micht eine Coryphäe der Scene darin verwidelt 
if. Der Gegenftand dieſer Art von Proceduren ift grade nicht in 
der Regel ein Contractbruch, verübt durch eine mehr oder minder 
romantifch ausgeführte Flucht eined engagirten Mitgliedes; ſondern 
vielmehr weit häufiger kömmt es bei viefen Eonteftationen darauf an, 
zu unterfuchen, in wie weit ein Schaufpieler genöthigt werden kann, 
eine ihm übertragene Rolle anzunehmen und darzuftellen. Alsdann 
hat dad Gericht die delicate und feiner eigentlihen Sphäre fremde 
Miffion eined Dramaturgen; vadfelbe muß in das, hinter den Cou— 
liffen gewebte Netz von Intriguen einbliden, ven Knoten der Ränfe 
mit dem fcharfichneivigen Schwerte ver juriftiihen Prineipien theilen 
und die heiteren und ernten Theaterfernen in den Rahmen der gere 
gelten Givilprogedur bringen. Namentlid; letztere Operation fcheint 
auf den erften Augenblid ſchwierig und man follte glauben, daß der 
Eisilrichter, welcher üder vie servitus altius tollendi und die vreißige 
jährige Erfigung zu urtheilen hat, diefem Reiche völlig fremd fei. 
Dem ift nicht fo, wie wir fogleih an einem Falle zeigen werben, 
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der in den lebten Tagen entſchieden wurde und in welchem die be— 
rühmtefte Heldin der franzöftfchen Tragödie verwidelt war. Wir 
glauben, daß «8 intereffant if, an dieſer einen, durch die Berfönlich- 
feiten ganz befonderd merkwürdigen Prozedur ein Bild von diefer 
Art von Konteftationen, welche ein flehende® Nummer auf dem 
Mepertoire der Givilgerichte einnehmen, zu geben. Zu viefem Be— 
hufe geben wir eine wörtliche Ueberfegung der von der Ferienfams 
mer ded Giviltribunald der Seine erlaffenen Entfcheidung. 

Die species facti diefed Prozefjes ift in wenig Worten Folgen» 
de: Gin bekannter franzöfticher Schaufpieldichter, Legound, wurde 
von der berühmten Nadel veranlaßt, eine Tragödie zu verfaffen, 
worin für Ießtere eine, ihrem Fünftlerifchen Genius entſprechende 
Rolle beftimmt fei. Der Autor nahm den Vorſchlag an, und in 
der Hiftorie und in dem Mythos des Altertfumd fuchte er die 
[Hauerlihften Scenen zufammen, um der gefeierten Künftlerin, 
welche ihren großen Ruf zum größten Theil ihren . Sterbefcenen 
verbanft, ein ihrer Individualität angemeffened dramatiſches Ges 
bilde zu widmen. Dad von Legoune verfaßte Drama erhielt 
den Namen „Médée“, und nahdem der Autor ven Plan ſei— 
ned Stüdes in allen feinen Detaild der zufünftigen Heldin der 
Titelrolle unterbreitet und deren volle Billigung in diefer Beziehung 
erhalten hatte, fhritt er zur Ausführung felbft, die er raſch been— 
digte. Der Autor beeilte fih, fein Werk derjenigen zu enthülfen, 
für welche es beftimmt war, und er hatte die Genugthung, daß es 
mit dem größten Beifalle von dieſer Seite aufgenommen wurde, 
Eine ähnlihe Aufnahme fand die Tragödie im Schooße ver, im 
Theatre frangais niedergefegten Commiſſion, und bei diefen fo glüds 
lihen Erfolgen konnte der Autor feinen Zweifel hegen, daß die ge= 
feierte Künftlerin fofort die Darftellung dieſes Dramas vorbereiten 
würde. Dem war indeffen nicht fo; Nadel verfchob von Mo— 
nat zu Monat die Vorbereitung dieſes Dramas, machte Neifen big 
nad Rußland, ohne ihr gegebened Wort gelöft zu haben, und ala 
fie enblich nicht mehr durch ausmeichende Phrafen — fo verführes 
rifch diefelben auch in dem Munde oder in der Weber der gefeierten 
Künftlerin erfcheinen mögen — den in feinem Autorftolze und auch 
ein wenig in feinen materiellen Intereſſen verlegten Dichter beruhi— 
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gen konnte, nahm Legouvé feine Zuflucht zu den Gerichten und ver⸗ 
langte von letzteren den Schuß, welchen Die, einer ſolchen Schaufpies 
lerin gegenüber unfähige Theateradminiftration ihm nit gewähren 
fonnte. Legouvé trug darauf an, daß Rachel verurtheilt werde, das 
für fle verfaßte und bereit? wieberholt angenommene und gut ges 
heißene Stück „Médée“ darzuftellen. Da es indeffen feinen Zwang 
ad faciendum, und am wenigften auf dieſem Gebiete, geben kann, 
fo wurde eventuell auf Verurtheilung zu einer anſehnlichen Entſchä— 
digungdfumme angetragen. Nachdem Matthieu für den Kläger und 
Ehair-v’Est-Anges *) für die berühmte Künftlerin plädirt hatte, er 
ließ dad Tribunal wörtlih (nad einer treuen Ueberfegung) fol- 
gende Entſcheidung: 
„In Beziehung auf die von Nachel Felix in den, in ihrem 
„Namen mitgetheilten ſchriftlichen Gonclufionen erhobene Ins 
„eompetenz einrebe: 
„In Erwägung, daß dieſe Einrede nicht in der öffentlichen 
„Sigung geltend gemacht wurde, und daß überbieß die Ferien— 
„kammer durch den Gejeggeber mit dem Rechte auögeftattet 
„wurde, über alle Prozeduren zu enticheiden, welche eine rafche 
„Löfung erheiihen; und daß überdies die Klage von Legouvé 
„einen entſchieden dringlichen Charakter Hat, indem die Bes 
„agte beabjichtigt, in ganz Kurzem die Bühne des Theatre- 
„Frangais zu verlaffen ; 
„In Erwägung, daß ed im Laufe des Prozeſſes thatfäch- 
„lich Feftgeftellt wurde, daß Rachel, welche glänzende Erfolge 
„In den von Legouvé verfaßten Dramen gefeiert hat, letzteren 
„inftändig aufforderte, ein neued Stück, deſſen Hauptrolle für 
„fe beſtimmt würbe, zu bichten; 
„In Erwägung, daß Legouvé erfreut über ven von der 
„geſchickten Schaufpielerindl’habile trag@dienne) 
„ihm gewordenen Antrag, mit Eifer zu diefem Werke fchritt; 


) Unſere Lefer werben fich erinnern, daß wir Chair⸗d'Est-Anges in uns 
fern Feberzeichnungen ber hervorſtechendſten Charaktere bed palais de 
Justice die Rachel des palais nannten. Als wir diefes Urtheil fällten, 
hatte Rachel noch nicht das Unglück, in einen Civilprozeß verwidelt 
worden zu fein. 
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„daß derſelbe im Monate September ber Künftlerin feine 
„Schöpfung vorlegte und von Ießterer die größten Lobes bezei⸗ 
„gungen erhielt; daß von dieſem Augenblicke an Rachel die 
„Rolle angenommen und dieſelbe darzuſtellen verſprochen hat, 
„daß Legouvé, nachdem er in Folge der, von dem Theater⸗Co— 
„mitE ihm gemachten Bemerkungen fein Werk in mehreren 
„Stellen verändert Hattte, er Ießteres in feiner neuen Geſtalt 
„der Rachel, in Gegenwart mehrerer Literaten, vorlas und daß 
„bei diefer Gelegenheit wiederum die Beklagte vie Iebhafteften 
„Glückwünſche dem Autor audfprah und feinen Zweifel an 
„einer glücklichen Aufnahme des Dramas hegte; 


„sn Erwägung, daß kurze Zeit darauf und bei der Gele: 
„genheit, ald die Rollen unter den anderen Schaufpielern ver— 
„tbeilt wurden, Rachel ihre Schwefter Rebecca für die Rolle 
„der Greüfe vorfchlug ; 


„In Erwägung, daß Rachel an den Proben Theil nahm, 
„welde im Anfange des Monats September 1853 gehalten 
„wurden, Proben, die nur unterbrochen wurden in Folge ver 
„von Rachel gegebenen Erklärung, daß fie ſich entfchloffen Habe, 
„ven Winter in Nupland zuzubringen, und daß fie fogar vor 
„ihrer Abreife dem Autor förmlich verfprochen Hatte, nach ihrer 
„Rückkehr fofort die Proben des neuen Stüdes wieder aufzu- 
„nehmen; 


„In Erwägung endlich, daß die Beklagte noch im Monate 
„Aprit 1854 die förmliche Verbindlichkeit übernommen hatte, 
„Medce" zu fpielen; 

„In Erwägung, daß die bezeichneten Thatfachen durch ge— 
„wichtige und präcife Urkunden und ſelbſt durch verfchievene, 
„von der Beklagten felbit gejchriebene Briefe bewieſen find; 
„daß die Beklagte in einem Briefe vom 6. Januar 1852 ſich 
„alſo ausdrüdt: 

„Vous m’avez promis une piöce pour 1853; j’y compte, 
„savez VOUS; 

„in einem andren Briefe: 

„puisqu’ on nous presse déjà au theatre pour la di- 
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„stribution de Médée; je pense qu 'il n'y a que Rebecca 
„possible dans le röle de Creüse; 

„in einem Briefe vom Dftober 1853, worin fle die Gründe 
„ihrer Reife nah Rußland anführt : 

„Je garde Medee. Je voudrais fort la retrouver 
„vierge; mais quoi qu il arrive, je l’aime assez pour la 
„reprendre des bras oü elle sera allde s’ &garer; 

„in einem Briefe vom 9. April 1854, weldhen vie Be— 
„Elagte in Bolge der auf Anftehen von Legouvé an fie erlaffe- 
„nen gerichtlichen Vorladung ſchrieb: 

„vous voulez que je joue Médée, eh bien! je la joue- 
„rai. A l’ expiration de mon cong@, je m’ occuperai de 
„Medee‘ '); 

„In Erwägung, daß aus fämmtlichen obigen Thatſachen 
„und Briefen hervorgeht, daß Rachel fih die Rolle der „Médée“ 
„angeeignet (approprie) und ſich gegen ven Autor verpflichtet 
„bat, vdiefelbe auf der Bühne des Theatre Frangais darzu- 
„ſtellen; 

„In Erwägung, daß eine Verpflichtung dieſer Art gültig 
„und bindend iſt, denn die Verbindlichkeiten, denen ver Autor, 
„die Direktion ded Iheaterd und. vie Schaufpieler unterwors 
„fen find, jhliegen nicht fpezielle Verträge aus, wodurch ſich 
„die Schaufpieler den Autoren gegenüber verpflichten ; 

„sn Erwägung, daß Legound fein MDerfprechen erfüllt 
„hat, indem er eigens eine Tragödie dichtete, um dem Talente 
„der Rachel einen neuen Glanz zu verleihen ; 

„Sn Erwägung, daß Rachel ihrerfeits feinen ernften Grund 
„anführt, um ihren Entfchluß, die Rolle der Meoee nicht dat⸗ 
„zuftellen, zu rechtfertigen; daß fie in ihren Briefen nur mit 
„größten Lobederhebungen von dem Werke Legouvé's fpricht und 
„daß der einzige Vorwand, den fie vorjchiebt, die „chimärifche" 
„Furcht ift, an dem Vorabende ihres Scheidend von der Bühne 
„des Theatre-Frangais Fiaſco zu machen; 


*) Wir haben bie lebhafte franzofifche Form ber Handjchreiben beibe- 


halten. 
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„sn Erwägung, daß die Beklagte mit Unrecht behauptet, 
„daß dad Stück nicht von dem Comité des Theaterd angenom- 
„worden fei; daß zwar dad Drama im Anfange einer Verän— 
„nerung unterworfen werden mußte, daß vaßjelbeaber in feiner 
„neuen Geftalt ohne Vorbehalt und Beringung angenommen 
„wurde, wie ſolches aus einem von drei Mitgliedern des Ad» 
„miſſions⸗Comités außgeftellten Gertififate hervorgeht, daß über- 
„dies diejer letztere Punkt dermalen nicht mehr beftritten werden 
„Tann, da die Proben im Monate September 1853 begonnen 
„wurden und es unmöglih war, die Rollen unter ven Schau: 
„Ipielern zu vertheilen und das Stück in Scene zu fegen, wenn 
„leßtered nicht definitiv zugelaffen gewefen märe; 


„In Erwägung, daß einzig und allein durch die Schuld 
„der Rachel vie Proben unterbrochen worden find; 

„In Erwägung, daß ed für Legouvé von der höchften 
„Wichtigkeit ift, daß die Hauptrolle eined Stüdes, auf welches 
„er große Hoffnungen baut, und welches feinen bereitd erworbe⸗ 
„nen Ruhm zu vermehren beftimmt ift, von der Künftlerin dar 
„geitellt wird, welche, nach der Anficht des Autors, allein vef- 
„ſen Gedanken zu begreifen und audzubrüden vermag; 


„Aus diefen Gründen, 
„ohne fih an der Incompetenzeinrede aufzuhalten, welche als 
„unzuläffig erklärt wird, verorinet dad Geriht, daß an den 
„auf Verlangen von Legouvé von der Direktion des Theatre- 
„Frangais feftgefegten Tagen Rachel Felir verpflichtet wird, 
„die Proben der „Medce" wieder aufzunehmen und fortzujeßen 
„und die Molle, welche ihr der Autor beftimmt und die fie ans 
„genommen Hat, Darzuftellen ; | 

„In Ermanglung der Beklagten, an den Proben oder an 
„der Vorſtellung felbft Theil zu nehmen, verurtheilt das Ge— 
„richt diefelbe, vem Kläger während zweier Monate die Summe 
„von 200 Francd für jeden Tag Verzögerung ald Schadender, 
„laß zu zahlen; nach Ablauf diefer zwei Monate wird vefinitiv 
„über den Betrag der Entjhädigungsjumme erkannt werben ; 

„Was den Antrag von Legoune betrifft, auf Verurtheilung 

Der Gerichtsſaal XI, Heft, 1854. 29 


450 Meberfichten aus dem franzoͤſiſchen Rechtsleben. 


zur Zahlung einer Entfhädigungsfumme wegen bed angeblich 

„von ihm bereitd erlittenen Schadens; 

„In Erwägung daß LKegound in öffentlicher Sigung durch 

„das Organ feined Aooofaten erklärt hat, daß er die Entjchei- 

„bung biefed letzteren Punktes der Weisheit des Gerichtes über— 

„läßt; daß überdies er, zufolge feines eigenen Geftänpnifjes, 

„dem von der Beklagten geftellten Geſuche um Auffhub nach— 

„gegeben Hat, und daß ed demnach unter dieſen Umftänden nicht 

merfichtlich ift, daß Legoune einen Schaden erlitten habe, wofür 

„Rachel verantwortlich ift; 

„Aus diefen Gründen erklärt dad Gericht die Klage Le— 

„gouvé's in diefem letzteren Punfte für unbegründet; 

„Berurtheilt die Rachel zur Zahlung der Prozeßkoſten, ver- 
„orbnet, daß die Briefe ver Rachel Felir vom Januar 1852, vom 
„Dftober 1853 und vom April 1854, fowie das Gertififat der 
„Mitglieder des Admifjiond-Comitdd zu gleicher Zeit mit ge— 
„gegenwärtigem Uriheile einregiftrirt werben, und daß vie da— 

„raus erwachienden Auslagen auf vie Prozeßfoften gejchlagen 

„werden ‚" 

Dies ift wörtlich der Tert des Urtheild, worin vie ſiegesge— 
wohnte Künftlerin eine entſchiedene Niederlage erleiden mußte. Sm 
unferer wörtlichen Ueberſetzung konnten wir nicht die eigenthümli- 
hen Wendungen und Sabgebilde des Styls der franzöflichen Urtheife 
verändern, ohne flatt einer Reproduktion der Entfcheidung eine 
bloße Analyfe des Inhalles zu geben. Bei dieſem faktifch fo 
eigenthümlihen Balle, worin es auf Entſcheidung von Fra— 
gen ankam, die dem eigentlichen richterlihen Forum fremd find, 
und in welchem Gefannte Perfönlichkeiten verwidelt waren, haben wir 
ein vollftändiged Bild der äußeren Organifation und des inneren 
Gehaltes eines Urtheild ver Parifer Gerichte zu geben beabfichtigt 
und wird dieſer Geſichtspunkt vieleicht die Ausführlichkeit motiviren, 
mit welcher wir dieſen Civilprozeß behandelt haben. — Außerdem 
ift dad Mepertoire der Ferienrolle fo arm und leer, daß es den Re— 
ferenten der Parifer Gerichtözuftände erwünfcht fein muß, einer cause 
eelebre zu begegnen. — 

Beinahe gleichzeitig mit dem Rachel'ſchen Prozeß wurde vor 
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den Gerichten ein anderer Fall verhandelt worin eine nicht mine 
der berühmte Künftlerin ver Parijer Bühne vebutirie. Die gefeierte 
Sängerin Gruvelli verließ im Geheimen Paris und brach auf Diefe 
Weiſe ein mit der Direktion der Oper getroffened Engagement. Da 
in leßterem die Sängerin ſich zur Zahlung der nicht unberrächtlichen 
Summe von 200,000 Brancd für den Fall eined Kontraftbruches 
verpflichtete, fo füftrte die Direktion der Oper dad reihe Mobiliar 
der Künjtlerin. In diefer Prozedur erbob fi ein intereffanter In— 
eidentpunft, indem mehrere, bekannten SBerjönlichkeiten gehörige, in 
den Gemäcdern der Sängerin vorgefundene Gegenftände und Ki— 
fien von dem Huiſſier, welcher ver franzöftich rechtlihen Marime 
„en fait de meubles la possession vaut titre“ eingeben war, mit 
Beichlag belegt wurden. Die Folge davon waren mehrere Vindi—⸗ 
Fationdflagen, die indeffen durch außergerichtliche Verhandlungen er— 
ledigt wurden. — 

Um von diefen gerichtlichen Verhandlungen auf ein anderes 
Gebiet überzugehen, erwähnen wir eined jüngft erfchienenen Defres 
tes, wodurch die Organifation der Gerichte der Kolonie Algier wer 
fentlih reformirt wurde. Aehnliche Defrete wurben, wie wir in 
unfern beiden feßten Ueberfichten gezeigt haben, für pie anderen 
franzöfifchen Kolonien erlaffen. — Die Kolonie Algier befindet ſich 
in ihren Iofalen Berbältniffen und in der Individualität der die Ber 
völferung bildenden Gingeborenen in eigenthümlichen Bedingungen, 
und Hat die franzöfiiche Geſetzgebung ſolchen, feit ver Begründung ber 
Kolonie, Rechnung getragen, Der Koran ift traditionell, die Bibel 
wurde der allgemeine Codex für Civil- und Criminalrecht. Bor 
dem Defrete com 16. Auguft 1832 war die Herrſchaft des Korand 
abjolut und die mufelmännijche Jurisdiktion unbeichränft. Seit die— 
fen Ießtern Defrete wurden frangöftiche Gerichtshöfe eingefeßt, des 
nen dad Recht der Reviſion der von den Kadhis erlaffenen Strafe 
urtheile erteilt wurde. Erſt ſeit dem Geſetze vom 28. Februar 1841 
wurde die Aburtheilung der Verbrechen, Vergehen und Polizeiüber- 
tretungen ausſchließlich den franzöſiſchen Gerichten überlaflen 
und ebenſo letzteren die Entfcheivung über die gegen die Civilurtheile 
der Kadhis erhobenen Berufungen überwiefen. Nach dem neuen Des 
frete wird die Civiljuſtiz ausſchließlich ven franzöſiſchen Autoritäten 
übertragen und dem Kriegäminifter oder dem Generalgounerneur ber 
Kolonie dad Recht der Ernennung der an der Jurisdiktion theilneh— 
menden mufelmänifhen Richter (Muphtis, Kadhis und Ulemad) 
übertragen. Berner jeßt das Dekret einen eigenen Rath, conseil de 
jurisprudence muselmane, zur Beurtheilung der juriftifchen Fragen 
vom theoretifchen uud praftifchen Geftchtäpunfte ein. — Wir wer: 
den im einer fpäteren Ueberſicht auf dieſes in feinen Einzelnheiten 
intereffante Defret zurüdzufommen Gelegenheit Haben. - 
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XXXVIII. 
Fiterariſche Anzeigen. 


Lehrbuch des gemeinen deutſchen Strafrechtes, mit Rückſicht auf 
ältere und neuere Landesrechte. Von Dr. Aug. Wilh. 
Hefter, Geh. O. Trib. Rath ꝛc. Fünfte Auflage. Braun— 

ſchweig, € A. Schwetſchke und Sohn. (M. Bruhn.) 
1854. 


Der ehrenvolle Platz, den ſeit langerer Zeit dad Heffteriſche 
Lehrbuch unter den Lehrbüchern des gemeinen deutſchen Strafrechts 
einnimmt, überhebt den Unterzeichneten der Pflicht eines ſpecielleren 
Eingehens auf das vorliegende Werk. Die immer weiter vorſchrei⸗ 
tende Codification des Strafrechts in den einzelnen Ländern hat zwar 
die Vereinigung der deutjchen Staaten zu einem gemeinfamen Straf- 
gefegbudhe in immer weitere Gerne gedrängt, andrerſeits aber bie 
mebrfah von den Freunden eines gründlichen Studiums der Strafe 
rechtswiſſenſchaft geäufferte Befürchtung, als ob das letztere völlig 
beſeitigt werden und an deſſen Stelle eine gewiſſe practiſche Routine 
treten würde, nicht zur Wahrheit werden laſſen. Mag auch hin 
und wieder die Erfahrung gemacht worden fein, daß man in gewiſ— 
fer Bequemlichkeit und wohl ſelbſt Ueberihägung des Werths des 
vaterländifchen Strafgeſetzbuchs ſich, ohne Berückſichtigung der orga= 
niihen Entwidelung des Teßtern aud dem gemeinen Strafrechte und 
der hierdurch gebotenen Interpretationsauelle, eine wiffenfchaftliche 
Auffaffung Hinter die Buchftaben» Anwendung des Gefeßed auf den 
gerade vorliegenden Fall zurüdtreten ließ, jo läßt fich doch auch ande- 
rerjeitd nicht verfennen, daß im Allgemeinen der wiflenfchaftliche 
Einn in der Praris gerade durch die Erlaffung eines Strafcoder ges 
wet und belebt worden iſt. Will man gerecht fein, fo hat die äl— 
tere Spruchprariß des jeßigen Jahrhunderis fih e8 in der Megel 
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ſehr bequem gemacht und in ber communis opinio doctorum einen 
untrüglichen Leitfaden in dem Labyrinthe des gemeinen Rechts ges 
funden. Jetzt ift ein geichloffened Geſetzbuch vorhanden, bei deſſen 
Anwendung oft von Grund aus wieder manche Lehre zu erörtern 
und zu prüfen war. Ihre Geltung bei der Anwendung des Ge— 
ſetzbuchs wurde, bei dem Mangel einer fie audfchlieffenvden oder ihr 
doch entgegenftehenden Vorſchrift des letztern, behauptet, andrerſeits 
wohl auch wegen ihrer eignen inneren Haltloſigkeit beſtritten. Je— 
denfalls erhielten die wiſſenſchaftlichen Eroͤrterungen des Geſetzes 
durch ihre Beziehung auf die Praxis eine beſtimmtere und ſichere 
Baſis, ſo wie gleichzeitig durch die Anpaſſung des gefundenen Er— 
gebniſſes auf die letztere einen Prüfſtein ihrer Richtigkeit und Güte. 
Wir finden in ven Zeitſchriften, insbeſondre denen, welche ſich die 
Entwidelung des particularen Rechts zur Aufgabe geſetzt haben, 
die Practifer thätig, um an der Hand des gemeinen Rechts und auf 
wiffenfchaftlidem Wege daB neue Recht fortzubilden und mit den 
Anforberungen der Wiflfenfchaft ſowohl ald denen der Prarid in Ue- 
bereinftimmung zu bringen. Wir haben fchon früher in ven n. 
Jahrbüchern f. Sächs. Strafreht Bd. III. ©. 197 fag („dad gem. 
teutfche Strafreht in j. Verh. zu ven neuen Strafgejeßbüchern") 
und dafür ausgeſprochen, wie ed und ald ein unnatürliches Gebah— 
ren erfcheinen würde, wenn man die neuen Geſetzbücher ald eine 
loßgeriffene, für ſich fertige Erfcheinung betrachten und nicht ald das 
nothwendige Product einer organifchen Fortentwicklung des vorzugd- 
weife durch die Praxis felbft gebildeten gemeinen Rechts betrachten 
wollte, und wir waren hierin noch weiter gegangen, ald ed Wäd- 
ter in ſ. vortrefflihen Buche: „Gemeines Recht Deutfchlands, ind- 
bef. gemeines deutfched Strafreht” ©. 232 ff. gethan hat, welcher 
die legte Bildungsjtufe ded gem. Rechts wenigſtens ald nothwendige 
Einleitung in dad Studium der Partieularrehte und in Bielem als 
wichtiged Hilfßmittel zur Erklärung und Auslegung derjelben bes 
trachtet. 

Auch Heffter iſt, wie man überall in ſ. Lehrbuche bemerkt, von 
dem Bewußtſein erfüllt, daß das gemeine teutſche Strafrecht immer 
noch die Baſis unſers jetzigen Rechts bilde und dieſes in jenem eine 
ſeiner wichtigſten Interpretationsquellen finde. Die vorliegende fünfte 
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Auflage giebt hiervon ein neued Zeugniß, indem man allenthalben 
eine forgfältige Benützung der Borfhungen und Erörterungen in der 
Neuzeit, zum Theil ſelbſt der in ven Particularrechtlichen Zeitſchrif— 
ten befindlichen, wahrnimmt. Auch glauben wir, daß die Berüd- 
ſichtigung dieſer letztgedachten Zeitfchriften und ver in ihnen nieder 
gelegten Excurſe vorzüglich nöthig if, um ein klares Bild über die 
Entwidelung unſres Strafrechts zu erhalten und doch, foweit nur 
möglich, eine gewiſſe Gemeinfchaftlichkeit der wifenfchaftlichen Be: 
ftrebungen zu vermitteln. Gerade bei Lehrbüchern, wie dem Heffter- 
ichen, und dem Anſehen, welches daſſelbe auch in den Gerichtähöfen 
genießt, wird eine Ueberwachung biefer Beftrebungen nötbig. Es 
fann hier oft mit Erfolg gewiſſen Theorien, die ſich aus einer fal- 
ſchen Auffaffung einfchlagender allgemeiner Grundfäße oder aus 
dem Irrthume eines practifchen Bedürfniffes entwidelt haben, entges 
gengewirkt uud ein richtigered Verſtändniß herbeigeführt werden. 
Wir wollen hier nur beifpieldweife die heillofe Verwirrung in Bes 
zug auf die Annahme eines Verſuchs hei einem dolus indirectus 
nennen. Ebenſo bieten die Präjudizien der oberften Gerichtöhöfe 
der einzelnen Länder auch für die Entwidelung des gemeinen Straf: 
rechts pafjende Vergleichspunkte und für die Darftellung des lets 
tern wichtige Anhaltspunkte. Wir geben dem geehrten Verf. an- 
heim, ob nicht bei fpäteren Auflagen feines Lebrbuch® eine noch um— 
faffendere Berüdfihtigung ver Praris in den einzelnen Ländern 
wünſchenswerth fei, wobei wir weit davon entfernt find, eine, bie 
Entwidelung des Strafrechtd im einzelnen Lande verfolgende Beo— 
bachtung über die angedeuteten Grenzen des allgemeinen Intereſſes 
hinaus zu empfehlen. 

Die vorliegende Auflage verdient die Bezeichnung einer vermehr⸗ 
ten. Ueberall findet man die fleifige Hand des aufmerffamen Vor: 
ſchers und gründlichen Gelehrten. Namentlih enthalten auch die 
Anmerkungen allentbalben reihe Zugaben intereffanter Andeutungen 
und Bezugnahmen. Die in den früheren Ausgaben ftiefmütterlich be: 
handelte Lehre vom Strafprozeße hat gleihfalld mehrfache Verbeſ— 
ferungen erhalten, wenn gleich diejer Theil des Lehrbuchs offenbar 
mehr wie Anhang, ald wie ein Kaupttheil immer noch erjcheint 
und wohl auch nur als folder aufgefaßt werben konnte. Jedenfalls 
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bietet er jedoch eine ſehr gute Zufammenftellung der allgemeinen lei— 
tenden Grundfäge. — Der Herr Verf. bemerkt in der Vorrede, 
daß er inäbefondere die Lehre von der Genoffenfchaft einer Neviflon 
unterworfen babe. Wir bedauern, daß bei viefer Reviſion noch 
nicht die Abhandlung unferd fehr geehrten Freundes, des ‚Herrn 
Geh. Juſtiz-Raths Dr. Krug zu Dresden: über die Anftiftung (in 
Schletters Annalen Jahrg. 1854. Monat Juni. ©. 201 ff.) vor⸗ 
gelegen hat. Wir nehmen hier Bezug auf diefelbe, indem wir glaus 
ben, daß in ihr der Begriff und bie rechtliche Natur der Anftiftung 
ebenfo treffend ald praftifch richtig auögeführt worden ift. Ebendeß— 
halb möchten wir auch nicht alle vie Sätze anerkennen, weldhe Heffe 
ter für die Fälle aufgeftellt Hat, wo bei dem „Urfacher" und „Ihä- 
ter”, fowie bei mehreren Genoffen derfelben That verfchiedne ftrafs 
rechtliche Beziehungen maaßgebend werden, inöbefondere nach den 
perjönlichen Verhaͤltniſſen verfelben bei einigen, an fih, Straflojigs 
feit eintreten würde oder verfchiedne Richtungen des ftrafbaren Wil: 
lens, wenngleih bei verfelben (äußeren) That hervortreten. Wir 
wollen bier von Fällen abiehen, wo Mutter und Großmutter das 
unebeliche Kind tödten oder die eine oder die andere bei ver Töntung 
nur ald Gehülfin betheiligt ift, fo wie, wo ver Sohn und der Freund 
den Bater beftehlen, fondern auf Bälle verweifen, mo die Hand— 
lung des Thäterd in Bolge eined Irrthums über das Thatfächliche 
dem Unftifter aber bekannte Verhältniß für den Ihäter ftrafloe ift 
(3. B, Berleitung zum stuprum mit der A, der Schwefter des Ver: 
leiteten, der fie für eine Fremde hält, während ver Verleiter das 
Berhältnig kennt), au die Fälle der Anftiftung zu Militärverbre- 
hen oder zu Beamtenverbrechen. Die Praxis möchte doch kaum 
bier ein durchgängig befriedigendes Refultat bei conjequenter Durdh« 
führung obiger Sätze erhalten. Wir behalten und die weitere Auds 
führung für einen pajjenderen Ort vor. 

Jevenfalld gereicht ed und zur Breude, das juriftiiche Publi- 
fum auf die neue Auflage des Heffterfchen Werks aufmerkfam zu 
machen. Dad große Berdienft, welches fich der Verf. durch daffelbe 
um die Erhaltung und Kräftigung des Studiums des gemeinen 
Rechts auch nah dem Erfcheinen der neuen Gefegbücher erworben 
hat, hat er von Neuem erhöht. Es wird das Werk gewiß vorzüge 
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lich auch in den Studirenden den wiſſenſchaftlichen Sinn, ver glüd- 
licherweife noch immer im der deutſchen Jurisprudenz und indbefons 
dere auch in den Gerihtähöfen heimisch ift, befeftigen und dadurch 
zur gedeihlichen Gntwidelung einer gefunden, ter Gerechtigkeit ent— 
fprechenven Praxis das Seinige beitragen. 


O. Schwarze. 


W. Schall und E. Boger, Vorſchule der gerichtlichen Bered- 
famfeit für Rechtsanwälte. Erfte Abtheilung. Theorie, 
Schwäb. Hall und Leipzig 1855. 8. 


Wir glauben, demjenigen Theil unferer Leſer, welcher in die 
Lage gejebt ift ober kommen kann, als Rebner vor Gericht aufzus 
treten, aljo nicht nur den Rechtsanwälten und damit den Staats— 
anmwälten, fondern auch namentlich andern Zuriften, welche ald Ver— 
theidiger vor Gericht auftreten wollen, einen Dienft zu erzeigen, 
wenn wir fie auf das obengenannte Werk aufmerkfam machen. 

Die gerichtliche Beredſamkeit war bis auf die neuefte Zeit in 
Deutſchland fo viel wie überflüffig und wurde eben deshalb weder 
gelehrt noch geübt. Mit Eintritt des mündlichen Strafverfahrene 
ward ſie Bedürfniß und wenn gleich troß des Mangeld an Unter: 
riht und Uebung fo viele gute Reden der Staatdanwälte und fo 
viele gute Vertheidigungen vorfommen, fo fann man doch auch oft 
wahrnehmen, wie nothwendig es fei, auch dieſen Zweig der jurifti= 
ſchen Praris auf wiffenfchaftlihe Regeln zu gründen. Aber eben 
wegen des Mangeld am Bedürfniß mangelte ed bisher auch an Lehr: 
büchern der gerichtlihen Beredſamkeit und erft in neuerer Zeit fängt 
man an, diefem Bedürfniſſe zu entiprechen. 

Ein ſehr gediegenes Werf dieſer Art ift dad vorliegende, wel- 
ches namentlich auf eine Benügung ver Schriften Eicero’3 und Quine— 
tiliand und franzöftfher Werke und Beifpiele fih gründet, höchſt 
durchdacht ift, praftifchen Takt an ven Tag legt und darauf zu 
wirfen fucht, daß die Redner vor Gericht zweckmäßig, aber auch in 
den Gränzen ver Nechtlichkeit und Redlichkeit auftreten. 

Mit Recht fagen die Herrn Berfaffer, daß zum guten Redner 
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Anlage biezu ſowohl in phnfifcher als intellectueller Hinficht erfor- 
derlich fei, daß aber auch geringere Mängel durch Fleiß und Ue— 
kung befeitigt werden können. Mit Net verlangen fle gebiegenes 
Studium, fowohl der allgemeinen nothwendigen Wifjenichaften ala 
inöbefondere ver Rechtswiſſenſchaft, der Moralphilofophie und der 
Medekunft, denn fo wie die geläufigite und anſcheinend glänzendfte 
Mede eined Anflägerd oder Vertheidigers wirkungslos ift, wenn ber 
Inhalt Mangel an juriftifcher Kenntniß zeigt*), jo kann der Eennt- 
nißreichſte Jurift (befonderd vor Geſchwornen) fcheitern, wenn es ihm 
an der Gabe fehlt, die Nichtigkeit feiner Behauptungen einleuchtend 
und eindringlich vorzutragen. 

Die Regeln und Lehren, melde die Herren Verfaſſer aufftel: 
Ien, find ganz aud der Natur der Sache genommen, in logifcher 
Ordnung vorgetragen, größtentheild mit Beijpielen belegt und ganz 
geeignet, dem, der ſich dem Studium dieſes Werks widmet, die Mög- 
lichkeit zu verfchaflen, fich zum gerichtlichen Redner auszubilven. 

Der zweite Theil wird eine Sammlung gerichtlicher Reden 
nachbringen. 

So wie wir und verpflichtet fühlen, obige Schrift zu empfeh— 
len, fo fühlen wir und auch verpflichtet, den Wunſch auszubrüden 
daß die gerichtliche Beredfamfett immer mehr Gegenftand des Un— 
terrichtö und der Uebung auf den veutfchen Univerfitäten werde. 


Arnold. 


*) Die glänzendfte Rebe fcheitert, wenn jie Mangel an Kenntnig vers 
räth, eben jo wie bie ſchönſte Dietion einer Schrift, welcher ſolcher 
Mangel inne wohnt, diefe nicht retten fan. Wer beweijen wollte, 
daß Jemand eine fahrläjlige Injurie oder fahrläflige Verläumdung 
begangen habe, den würde felbft die elegantefte Darftellungsweife 
por einen mitleidigen Lächeln nicht ſchützen. 
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Ayrer, ©. H-, das Rechtsmittel der Berufung auf Grund der 
Beftimmungen der Hannoverfchen allgemeinen bürgerlichen 
Prozefordnung vom 8. November 1850 dargeftellt, Har— 
burg, 1854. 8. 


Nachdem unterm 4. Dezember 1847 eine „Allgemeine bürs 
gerlihe Procefordnung für das Königreih Hannover” verkündet 
war, welche den gemeinen beutfchen Civilprozeß zu Grunde gelegt 
hatte, ward unterm 8. Nov, 1850 für jenes Königreich eine neue 
allgemeine bürgerliche Proceforbnung verkündet, welche theilweife 
on jener erſten bedeutend abweicht. 

Wenn überhaupt jede neue Gefed in der Anwendung Zwei— 
fel erregt, fo ift dieß um fo mehr ver Fall, wenn dad neue Geſetz 
neue Principien zur Geltung bringt, Kann nun gleih erft eine 
mehrjährige Erfahrung mit den Zweifeln befannt machen und die 
Miverfprühe in den Entſcheidungen der Gerichte aufdecken, welche 
bald dad Geſetz bald unrichtige Auffaffung vefielben veranlaffen, fo 
ift es doch ein höchſtverdienſtliches Unternehmen, wenn eine ſach— 
fundige Beder ed unternimmt, dad Geſetz zu erläutern, die ſchon vor« 
audzufehenden Zweifel varzuftellen und möglichft zu befeitigen, und 
für eine richtige Gefehanwendung nad Kräften zu wirken, fo daß 
fhon im Voraus Mifftände verhütet werden, welche größtentheild 
die Prozepführenden zu büßen hätten. 

Bon Ddiefer Art ift die vorliegende Schrift. Der Herr Vers 
faffer Hat an der Hand ded Geſetzes und der Wiſſenſchaft ſich be— 
firebt, die wichtige Lehre von ver Berufung nad neuejtem hannöveri— 
fhen Rechte fo zu erläutern, daß er nicht nur den Praftifern in 
Hannover jebr erfprießlihen Dienft leiften wird, fondern auch Allen, 
denen die Wiffenfchaft und die Legidlation am Herzen liegt, erfreu- 
liche Beiträge zu der im jeder Gejeßgebung fhwierigen Lehre von 
der Berufung liefert. 


Arnold. 


XXIX, 


Weber die Folgen der Verſäumniſſe an Wothfriften in ihrer 
Beziehung zur moralifhen Stellung des Sacwalters und 
Dorfchläge zu deren Abwendung im Wege der Gefeh- 
gebung. 


Vom FinanzsProcurator Dr. Schmidt in Dresden. 


In neuerer Zeit hat man erfannt, wie unabweisbar noths 
wendig durchgreifende Mafregeln zur fittlichen Hebung des Sach— 
walterftandes ſeien. Dankbarft find die Bemühungen einzelner Staa» 
ten darum anzuerfennen. In diefem Falle muß man aber auch aud 
der Gefehgebung Alles entfernen, was bad, auf dem vollften Ders 
trauen zum Sachwalter beruhende Verhältniß deſſelben zu feinen 
Glienten zu verrüden,, ja fogar umzudrehen und ihn zum Gegner 
deffen zu machen geeignet ift, dem er Beſchützer und Vertheidiger 
feiner verlegten over gefränften Rechte fein fol. Solches iſt bei 
den Beftimmungen einzelner Gejeggebungen über die Regreß— 
pfliht des Sachmalterd wegen Berfäumnifjed an Nothfriften ver 
Ball. | 

Notbfriften Haben ihren Namen davon, daß fle denjenigen, 
dem fie geftellt find und laufen, nöthigen, vor Ihrem Ablauf 
Etwas, zu Vermeidung eines Rechtsnachtheiles, zu thun. Diefes 
Etwa ift entweder: eine abzugebende Erklärung, z. 2. 
Einlaffung auf die Klage oder auf Bemeißs Artikel, die Einwen- 
dungen gegen die Gxrecutiond-Auflagen, Erklärung über die Recog— 
nition oder Diffeffion einer Urkunde, o der eine vorzunehmende 
Handlung, 3. B. die Einreichung einer Klage, eined Beweiſes, 
Gegenbeweifes, der Bragftüde, der Säbe im Hauptverfahren, einer 
Appellation, die Leiftung eined Eides. Und ver Rechtsnach— 
theil, welcher im Unterlaffnngöfalle eintritt, ift bei Erklärungen: 
daß bie, dem Gegner günftige\ ald abgegeben angefehen wird; bei 
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Handlungen: daß die Partei, welcher fie oblag, das Recht, ſie 
vorzunehmen, verliert. 

Der Sachwalter fteht zur Partei, weldhe ihm mit der Ver— 
tretung ihrer Rechte im Prozeſſe beauftragt hat, in dem Manpatd- 
verhäftniffe und ift daher verbunden, die höchfte diligentia zu leis 
ften, alfo auch) omnis oder levissima culpa zu vertreten, nur nicht 
improvisum casum, tie die Kaijer Diocletian und Marimian in 
const. 13. Cod. mandat, vel contra 4, 35. ſich ausdrüden, zu 
präftiren. Daß nun dad Verſäumniß einer Notbirift eine culpa 
fei, in fo fern nicht, um mich der eben angeführten Geſetzesworte 
zu bedienen, ein improvisus casus die Innehaltung der Brit 
verhindert hat, unterliegt feinem Zweifel, und ebenfo zweifellos ift 
ed daher auch, daß der Sachwalter ven Schaden zu erjegen habe, 
der durch ein ſolches Verſäumniß feinem Auftragsgeber entftanden 
ift, fobald nur verfelbe dem allgemeinen Erforverniffe der Schäden— 
lagen genügen, nämlih anführen und beweifen kann, daß eben 
durch jenes Verſäumniß ver betreffende Nachiheil entftanden, ein 
wirklich exiſtirendes Recht ihm verloren gegangen fei, welches außer- 
dem zur Anerkennung und Geltung gefommen wäre. 

Gegen ein ſolches Verſäumniß ihres Sachwalterd wird die 
verleßte Partei nur dann reflitwirt, wenn fie die Rechswohlthat 
der Wievereinfegung in den vorigen Stand überhaupt hat, oder 
auch in deren Ermangelung dann, wenn der Gegenftand des Pros 
zeffeß feine fichere Schägung zuläßt, d. h. nicht nach einer beſtim— 
ten Summe Geldes berechnet werden kann, außerdem aber nur 
dann, — wenn fie ihren Sachwalter audgeflagt uud ihre Befrie— 
digung von ihm nicht erlangt hat, oder derſelbe notoriſch arm ift. 

Sehen wir ab von den Rechtsſachen folcher Perſonen, denen 
das beneficium restitutionis in integrum zufteht, jo ift die größere 
Anzahl der Brozeffe, in welden ein Verſäumniß des Sachwalters 
an einer Notbfrift vorgefommen ift und noch vorkommt, die Ans 
zahl ſolcher Prozeſſe, deren Gegenftand eine bejtimmte Schäßung 
zuläßt, bei denen alfo eine Wiedereinfegung gegen dad BVerfäumnif 
nur unter der Boraußfegung und erjt dann ftattfindet, daß und 
wenn der Sachwalter erfolglos ausgeklagt worben ift. 

Man wird fagen: diefe Mafregel ift ganz billig und gerecht; 
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denn wer Jemandem einen Schaden zufügt, muß ihm den Schaben 
auch erfegen, und der Sachwalter bat fih die Bolgen feiner Nadh- 
läfſigkeit ſelbſt zuzuſchreiben. Mit dieſem Raifonnement weift man 
gewöhnlich alle Klagen der Sachmalter über die Folgen ver Ver— 
fäumnifle zurüd. 

Allein nicht in jedem Gontumazfalle ift, auch von dem ca- 
sus improvisus abgefehen, Nadläfftgkeit oder Saumfeligkeit des 
Sachwalters die Urfache der Verſäumniß. Ich erinnere an den, 
im 3, Jahrgang des Wochenblatts für merkwürdige Rechtsfälle im 
Königreih Sachen aufgenommenen, Ball, welcher einen ſchlagenden 
Beweis für das eben Gefagte enthält. Es mar nämlich dort auf 
vorgängige provocatio ex lege diffamari vie Hauptklage in foro 
des Provocationsprozeſſes angeitellt, aber angebracdhter Maßen ab 
geiwiefen worden. Der Bevollmächtigte des Klägers reicht bei dem— 
felben Gericht eine verbeſſerte Klage innerhalb ver ihm dazu verftat- 
teten Friſt, alio rechtzeitig, ein. Als jedoch dem Beklagten und 
Provocanten die Ladung darauf infinuirt werden follte, ergab es fich, 
daß er inzwifchen in einen andern Gerichtäbezirk gezogen war. Ehe 
nun die Klage an diefed andere Gericht abgegeben wurde, war die 
Brift abgelaufen. In allen Inftanzgen ward auf des Letztern An— 
trag der Provocat der Hauptklage für verluftig angefehen und ihm 
ewiged Stillſchweigen, unter Berurtheilung in die Koften, auferlegt. 

Wer wird bier wohl dem Sachwalter einen Borwurf ver 
Nachläffigkeit und Saumfeligkeit machen Fönnen ? 

Kann man die Anfiht, daß die Provorationdflage Feine 
Litiöpendenz für die Hauptllage begründe, jo ganz zweifellos nennen 
und läuft ed nicht dicht an ver äußerſten Gränze der diligentia 
diligentissimi patris familias hin, daß der Sachwalter unausgeſetzt 
während der ganzen Brit fich erfundige, ob Beflagter noch unter 
demfelben Gericht wohnt, vor welchem vie Klage verhandelt worden 
war? Oder ift e8 etwa eine Nachläffigkeit, eine Saumfeligfeit des 
Sachwalters zu nennen, wenn der Bote die Schrift, die ihm noch 
zeitig genug vor Ablauf der Brift zur Bejorgung in dad Gericht 
übergeben worden ift, abzugeben vergißt, oder in einem andern Ges 
richt, aud Verſehen abgiebt? Kann man etwa dem Sachwalter zu= 
mutben, jedem Schreiben nadhzulaufen und im Gericht nachzu— 
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fragen, ob es der Bote richtig abgegeben Hat? Dazu kommt, daß, 
nach der Erfahrung dad Recht einer verlegten Partei, ihren zeit 
berigen Bevollmaͤchtigten auszuflagen und von ihm wegen bed 
Schadens aus feiner Contumaz ſich zu erholen, bei Weitem mehr 
Nachtheile, als Vortheile ihr bringt, und am Allerwenigiten ihr 
Das verſchafft, was es ihr verfchaffen ſoll; — nämlich die Er— 
haltung ihres Rechts. 

Zunächſt ift dieß die Siftirung des Hauptprogefjed gegen den 
urfprünglichen Gegner. Schon dadurd allein Fann Die, zur Schä— 
denflage gegen ihren Bevollmächtigten verwiefene Partei, wenn aud 
nit um ihr Recht, doch um den Gegenftand dieſes Rechtes oder 
um ihre Befriedigung gebracht werden, weil während des Schäben- 
prozefied der Gegner im Hauptprozeſſe im Beſitze der ftreitigen 
Sache bleibt und die unbefchränfte Dispofition über fie Hat, fie 
veterioriren und vernichten kann, oder weil inzwiſchen feine Vermö— 
gensverhältniffe ſich fo verfchlechtern, daß von ihm, wenn endlich 
nad vergebliher Ausklagung des Sachwalterd die Partei gegen 
deſſen Berfäumniß doch noch reftituirt wird, Nichts mehr zu er- 
langen ift. Ich brauche nicht erſt auf die Schwierigkeiten ver 
Schävenprozefie überhaupt aufmerffam zu machen. Jedem Sach— 
walter und Michter find fie gewiß hinlänglich bekannt, und mit 
Recht nennt man fie Die processus diabolici. Diefe Schwierig- 
feiten werben für den Regreßprozeß gegen den eigenen Sachwalter 
noch vermehrt, weil ihm die DVertheivigungdmittel vom Kläger felbft 
bei der Inftruction im fiftirten Hauptprogeffe in die Hand gegeben 
und deffen Blößen und Schwächen befannt worden find, Auch 
darf dabei nicht außer Acht gelaffen werben, daß der Sachwalter, 
als eine dritte Perfon, über die facta der Hauptperfon nur de cre- 
dulitate, nicht de veritate zu fhmören haben wird. 

Daraus erklärt es ſich, daß das Gewinnen eines ſolchen Pro- 
zeſſes von allen practifchen Juriften zu den größten Seltenbeiten 
gerechnet wird. Und mit vollem Recht fagt Juſt. Henning Böh— 
mer an einer Stelle feined Werkes über das proteftantifche Kir- 
chenrecht: 

(lib. 1. tit. 38. $. 48.) „plerumque tamen regressus hie 
frustraneus est, cum moraliter impossibile sit, interesse suum 
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contra procuratorem docere, ob dubium et incertum litis even- 
tum, ex quo semper parata est procuratori exceptio, scilicet 
incertum fuisse, utrum mandans vietoriam reportare potuisset, 
si vel maxime procurator fatalia haud neglexisset.‘“ 

Ih will hiebei den außerordentlihen Koften- und Zeitaufwand, 
den Kummer und die Sorgen einer foldyen, im Prozeſſe mit ihrem 
Sachwalter befindlichen Partei um deffen Ausgang, gar nicht wei- 
ter erwähnen. 

Aber in welcher Lage befindet ſich bei einem ſolchen Prozeſſe 
der Sachwalter felbft. Der nämlihen Partei, welche ihm offen und 
vertrauendroll dad ganze Sachverhältniß mittheilte, deren Rechte er 
ſelbſt erft, in der ſubjectiven Ueberzeugung von ihrer Begründung, 
geltend zu machen oder zu jchügen bemüht geweſen ift, der näme- 
lihen Partei fteht er ald Gegner bier gegenüber! Er muß jekt 
feine Meberzeugung von der Rechtmäßigkeit der Sache feines GElien- 
ten ablegen; er, der geſetzlich zur Verfchwiegenheit verpflichtet iſt 
und deßhalb zum Zeugniß gegen feinen Glienten nicht gezwungen 
werden kann, darf jetzt jene Pflicht der Verſchwiegenheit verlegen, 
teitt jeßt felbft ald Zeuge gegen feinen Clienten auf; er felbjt zeigt 
jegt dem Gegner ſeines Glienten im Hauptprozeffe den Weg, auf 
dem derfelbe bei der Fortftellung des Hauptprozeſſes am Sicherſten 
deſſen Berluft vermeiden oder den Sieg danontragen Zönne, und 
macht fih fo, in ganz legaler Weife, des ſonſt infamirenden Vers 
brechens der Prävarication ſchuldig. 

Kann man fih wohl etwas Widernatürlicheres, etwas dad 
Rechtögefühl Empörenderes denken? Iſt ein ſolches Verhältnig wohl 
vereinbar mit der Ehre des Sachwalterſtandes; kann e8 wohl dazu 
beitragen, das Vertrauen zu biefem Stande zu erhößen, wenn er 
gefeglich berechtigt iſt, diefed Vertrauen zum eigenen Bortheile zu 
mißbrauchen? 

Mancher wird zwar ſagen, ein rechtlich denkender Sachwalter 
wird es zu einem ſolchen Regreßprozeſſe gegen ſich gar nicht kommen 
laſſen, ſondern feinen Clienten ohne Weiteres dad Verlorene bezah— 
len. Dieß geſchieht zwar in manchen Fällen, wenn der Gegen⸗ 
ſtand ein zu geringfügiger iſt; ob es aber in allen geſchehen werde, 
auch wenn dad Object den größten Theil des Vermoͤgens des Sach⸗ 
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walter8 oder gar dad ganze aufzehren und ihn, vielleicht auch feine 
ganze zahlreiche Familie, unglüdlih machen und an den Bettelftab 
bringen würde, das Täft fih mit Grund wohl bezweifeln, wenn 
man erwägt, daß er ein geſetzliches Recht zu diefer Verthei— 
digung hat. 

Wie fehr übrigens dieſe Angelegenheit ſchon in früherer 
Zeit die Gefebgebung und die höchſten Gerichtöhöfe befchäftigt hat, 
davon überzeugt unter anderem ein hurfürftl. ſächſ. Reſe. vom 27. 
März 1732, worin ed heißt: „Da auch hiernächſt in vielen Rechts— 
ſachen bishero wahrzunehmen geweien, daß denen Parteien durch 
ihrer Advocaten Nachläfftgkeit und Verſehen großer Schaden zuges 
wachen und diefem Uebel durd die zwar nachgelaffene, jedoch mit 
ftarfem Zeitverluft und vielen Schwierigkeiten verfnüpfte Excuſſion 
derer Advocaten nicht hinlänglich abgeholfen werden fünne — fo haben 
wir — daß diefe unfere Entfchliefung zu Jedermanns Wiflenfchaft 
fommen könne, ein Mandat zu entwerfen und ſolches zur Appro- 
bation in unfern Geheimen Rath einzureichen, auch anbefohlen;* — 

ferner ein fehr intereffanter, aber wenig befannter Reichs— 
Kammergerihtö-Beihluß vom 19. Mai 1786. 

Darin wird nah Erwähnung ver Gründe für die Verneinung 
der Brage: „ob die Partei wegen einer culpa oder negligentia 
des Advocaten, ohne deffen vorherige Ausklagung, zu reftituiren 
ſei,“ Bolgendes bemerkt: „Die meiften Stimmen hingegen äußerten 
fih dahin: durdy den Regreßweg werde den, ohne ihr Verſchulden 
um bad rechtliche Gehör gebrachten, Parteyen nicht hinreichend ge- 
holfen.“ 

Der Grund, daß ſie ſich einem Nachläfſigen anvertraut, falle 
bei den öffentlichen Anwälten, auf welche ihre Wahl eingeſchränkt 
feie, und für deren Fleiß und Fähigkeit alle rechtliche Vermuthung 
ftreite, weg. 
| Die deswegen durch den Gerichtögebraudh eingeführte Reſtitu— 

tion müffe ihr ohne Umfchweife, damit fie nicht nnter dem Verſehen 
eined Dritten leide, angeveihen, Diefe dürfe durch die Unterſuchung 
ded Bermögendzuftandes des fäumigen Anwalts um fo weniger er— 
ſchweret werden, da die Rüdjicht auf dad Vermögen mehr in ver 
Meinung ver Nechtögelehrten, ald in den Gefegen liege. In foro 
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communi felbft werde darüber diffentirt. Diele und vielleicht vie 
meiften, erforderten eine vorgängige Discuffion des ſäumigen An— 
waltd oder Adnocaten. Andere verlangten fie nur bei den Anwäl— 
ten, nicht aber bei den fäumigen WAdoocaten, fondern reftituirten 
gegen dieſe (welche doch mehrentheils Urſache an dem Verzuge wa— 
ren), alſogleich. Verſchiedene hingegen, deren Meinung in einigen 
reichsſtaͤndiſchen Gerichtgordnungen angenommen, reſtituirten die Par⸗ 
theyen, ſowohl gegen Anwälte, als Advocaten. Selbſt die hier— 
von Diſſentirenden nehmen die Sachen der Unmündigen und de— 
rer, die ihnen gleich geachtet werden, hievon aus, und erklärten 
ſich nicht, ob die von ihnen angegebene Regel auch auf präcluſoria, 
die in der Hauptfache nichts feftfegen, gehe, fondern ſehen nur auf 
den Ball, wo die Hauptſache durch die Nachläffigkeit de8 Anwalts 
verloren gegangen. Auch bei den reichsſtändiſchen Gerichtshöfen wäre 
man mit Ertheilung der Reftitution gegen verfäumte Termine will 
fährig, ohme die Parteyen am die actionem mandati zu verweiſen. 

Die Reichsgeſetze verorbneien ſolche nirgends ; Geloftrafen, 
zeitliche und gänzliche Abſetzung und Vergütung derer Gerichtd- 
und Verzugsfoften, wurden darin gegen die in termino fäumigen 
Anwälte verhängt (E. ©. O. Ih. 3. tit. 37. 39. 41. $. 2. tit. 
50. $. 7. ER N $ 85. 3. 2. u. $. 51. 52. 53. Mem. 
Proc. 1713. $. 6. et 9), ohne fie zur weiteren Schadenderfeßung 
oder ihre Principalen zu deren Nachjuhung anzumweifen. Selbſt 
die, P. 3. tit. 12, und 62. Goncept. Ord. cam. wegen bed Un— 
gehorfams und Meftitution gegen den Ablauf ded Termins geſam⸗ 
melten Gefeße hatten bei dieſer nahen Gelegenheit vie Regreßklage 
zu übergeben für gut befunden. 

Bei dem Reichskammergericht felbft Habe wan (im G. B. 
vom 1657 $. 7.) die mildere Meinung angenommen und dad Ver— 
ſchulden des Advocaten der Partei nicht entgelten Taffen, auch kom— 
men bei den Urtelsjammlern mehrere Beifpiele, namentlih von 
1497, 1498, 1528, 1555, 1565, 1567, 1576, 1587 vor, worin 
die Anwälte wegen verfäumter Termine in die Gerichtäfoften und 
ſchwere Geldftrafen von 7—10 Mark Silber in den Armenfädel 
verurtbeilt, und darauf zur Nahholung der Termine, theild ohne, 


theils mittelft der Neftitution gelaffen worden. Gleiche Grunpfäge 
Der Gerichtsſaal. Heft XI, 1854, 30 
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habe dad Meichöfammergeriht, nah den Leiten des Süngften 
Reichs-Abſchieds in den Urtheilen und Befcheiden von 1677, 
1680 und 1683 befolgt, worin es den Anwalt beftrafet, die Partei 
aber gegen den vernadjläfftgten Termin reftituirt habe; und wenn 
gleih die älteren Cameralſchriftſteller ver Discufflons-Lehre zuge⸗ 
than gewefen, fo äußerten fie doch nicht beſtimmt, ob folche auch 
bei Präcluforiis dergeſtalt Statt habe, daß, ohne vorgängige Discuf- 
ſion, oder angezeigte Armuth des Anwalts, Feine Meftitution zu 
verwilligen fei. Die neueren wären aber bald durchgehends, unter 
Beiftimmung de? feit dem Süngften Reichs⸗Abſchied gefolgten Ge— 
richtögebrauchs, der entgegengefegten Meinung. 

Bon den Anwälten wären wenige zur Schadens-Erſetzung 
in beträchtlihen Sachen im Stande, und die ed gegenwärtig wä— 
ren, würden nach einigen Niederlagen ven übrigen glei werben. 
Einem Mann von Geichäften könne ed Teicht begegnen, in Formali— 
bu8 etwas zu überfehen; dieſen WVergefienheitsfehler aber mit dem 
Verluſt feines ganzen Vermögens zu büßen, würde fein richtiges 
Derhältniß unter dem Verſehen und deffen Beftrafung enthalten. 

Dad jus adversae parti ex lapsu termini quaesitum fei 
etwas Ungewiſſes, deſſen Wirkung erft von der Fünftigen Haupt« 
entfcheidung, und von den wandelbaren Glücdumftänden der gegens 
feitigen Sadführer abhange, und verloren gehe, wenn ver Geg- 
ner einem nicht reichen Anwalt in vie Hände falle. 

Dann aber, wo der Eine auf ein bloße lucrum in spe 
audgehe, der andere aber de damno vitando ftreite, feyen die 
Rechte mehr diefem, als jenem günftig, Den Fleiß ver Anwälte 
und Advocaten würde ver, mit der nachzuſuchenden Reftitution ver- 
fnüpfte Koften-Aufwand, und die nicht Teicht zu umgebenden ſchweren 
Geldbußen genug beleben, welche fie aus eignen Mitteln zu erlegen 
hätten, von ihren Prinzipalen aber, ohne Verlegung ihrer Pflichten 
und zu befürchten habender Sudpenflon und Abfegung, auch im alle 
einer freiwilligen Anerbietung, nicht wieder annehmen dürfen. €. 
G. O.Th. 1. Tit. 52. $. 2. D. U. 1600, $. 75. IM. A. $. 92. 
Mit der Regreßklage felbft fehe ed, wenn folde Statt haben follte, 
mißlich aus, da deren Anftellung jo lange, bis zur Entſcheidung 
der Hauptfache, weil nicht eher de laesione conftire, ruhen müßte. 
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Inzwifchen könne der fäumige Advocat oder Anwalt mit Tode ab⸗ 
gegangen, fein Vermögen zerftreuet und in fremde Hände gekommen 
ſeyn. Nur allein die Frage: Ob er solvendo ſey? würde bei aub— 
wöärtigen Sachwaltern eine verwicelte Unterfuhung veranlaflen, zu= 
mal wenn, wie zu Zeiten gefchehe, die Bejorgung einer Mechtöfache 
einem ganzen Gollegio anvertrauet worden und dieſes ſich eine Ber 
fäumnig zu Schulden fommen Taffen; die Partey jeldft hätte mit 
unüberwindlichen Schwierigkeiten zu Fämpfen, und es mit einem 
Manne aufzunehmen, dem fie alle ihre Waffen und Geheimniffe an— 
vertrauet, und der es vielleicht in feiner Gewalt habe, ſie zu 
Grunde zu richten. 

Ueber das futurum contingens, welches Urtheil auf die prä- 
cludirte Handlung erfolgt fein dürfte, laſſe fich nicht mit Gewißheit 
urtheilen, da man nicht wiſſe, ob nicht die präcludirte, noch fo ſchein— 
bare exceptiones durch eine noch treffendere Replick von dem num» 
mebhro post condemnatoriam secutam aus dem Spiel gefchiedenen 
Gegner hätte entkräftet werden können. 

Ohnedem made e8 einen ftarfen Mipftand, wie ver Advocat 
oder Anwalt in der nemlichen Sache wider feinen vorigen 
Elienten nunmehro ald Gegner auftreten und zeigen follte, 
daß feine Partei, auch bei aller von ihm angewendeten Mühe, ven- 
noch würde fachfällig geworden fein. Auch vie eifrigften Verthei⸗ 
diger der Regreß-Lehre verficherten, daß fie von wirklich angeftellten 
und entſchiedenen Regrehklagen faft gar Feine Grempel wüßten. 
Zur Beendigung und nicht zur Verdoppelung ver Prozeſſe feien 
die Gerichte angeordnet und der Fürzefte Weg, die Juftiz zu admi— 
niftriren, komme ihrem Endzwed am nächften, welcher quoad prae- 
elusorias dadurch erzielet werde, wenn die ſchuldloſe Partei gegen 
die Nadläfjigkeit ihrer Sachwalter reftituirt, diefe aber mit den 
Koften und ſchweren Geldftrafen angejehen würden, falld nicht ganz 
augenfällige Umftände ihre WVerurtheilung zur Cpictiongleiftung 
nothmendig machten.” — 

Ih komme nun zu der Frage: wie jenem Mebelftande abzu— 
belfen fei. Das ſchnellſte und allergründlichite Mittel wäre freilich 
das gänzlihe Abſchaffen ver Nothfriften,, weil dann ein Verſäum— 
niß von einer Nothfriſt allerdings gar nicht vorkommen könnte. 

30 * 
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Allein auf eine ſolche Kurmethode kann und darf unfere Abſicht 
nicht gerichtet fein. Denn die Nothfriften find die unentbehrliden 
Negulatoren des Prozefganged und die Gefebgebung könnte ſich 
nie dazu verftehen, der Abhülfe eined Mißverhältniſſes fie zu opfern. 
Ueberhaupt darf die vorzufchlagende Maafregel Feine folde fein, 
welche Abänderung, fondern nur eine Abwendung ver Bolgen 
der Contumaz bezwedt, weil eine Abänderung dieſer Folgen 
mit allgemeinen rechtlichen Grundfägen über die Berbindlichfeiten 
des Mandatard, indbefondere über die Grenzen feiner Vertretungs— 
gerbindlichkeit, im unvereinbaren Widerfpruch treten und zu befien 
Befeitigung eine nicht zu erwartende Abrogation civilrechtlicher Be— 
flimmungen nöthig fein würde. 

Innerhalb der foeben gezogenen Grenze hat man hohe Geld— 
ftrafen für ven Sachwalter, auch wohl die ipso jure, ohne vor— 
gängigen Antrag, eintretende Dilation, jowie endlih den Ausweg 
vorgefhlagen, die Contumaz durh Nachholung des DVerfäumten in= 
nerhalb einer gewiſſen Brift heilen zu laffen. Allein mit feiner viefer 
Maaßregeln kann ich mich durchweg einverjtanden erklären, weil 
man damit nicht weiter kommt, und beim Bortbeftehben ver Noth- 
friften weder die ſchwere Laſt, welche durch fie auf vie Schultern 
des Sachwalters gebürdet ift, erleichtert, noch auch die Partei von 
der Nothwendigkeit des Negrefprozeffed gegen ihren Sachwalter be: 
freit wird, alfo das oben betrachtete Mißverhältniß, wenn auch et- 
was fpäter, doch immer noch eintritt. Nach meiner Anficht muß 
man einen andern Weg einfchlagen. Wie ich ſchon oben bemerkte, 
find die Nothriften theils foldhe, innerhalb welcher eine Erfläs- 
rung abzugeben, theild ſolche, innerhalb deren eine Handlung 
vorzunehmen if. Wegen diefer Verfchiedenheit beider Klafien 
der Nothfriften ift eine gemeinfchaftliche Manfregel innerhalb ver 
bezeichneten Grenzen nicht möglich. 

Bei Nothriften der erften Art, welche zur Abgabe von 
Erklärungen beilimmt find, würden, nach meinem Dafürbalten, 
die angebeuteten Uebelftände dadurch volljtändig bejeitigt werden, daß 
nit eine zugeftehende, fondern eine ablehnende Erklärung 
der Partei, weldhe zu deren Angabe verbunden war, angenommen 
würde, Denn, fohald das, auf Grund der Contumaz fingirte, Zur 
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geſtändniß oder Anerfenntniß wegfällt und daher die Gontumaz des 
Sach walters nicht mehr den Verluſt des Prozeffes für den Glienten 
herbeiführen kann, fo erledigt fih auch der Grund des Negrefans 
ſpruchs an den Sachwalter. Dielmehr wird dann auf den Eid 
über die geleugneten Thatſachen oder über die Aechtheit der Urkunde 
oder auf den Beweis der erftern zu erfennen jein und der Partei, 
wenn fie den Eid nicht leiſten will, das nachträgliche Zugeftändnig 
oder die Eidedrelation noch freifteben. 

Zwar haben ſich angejehene Rechtslehrer und Praftifer, wie 
Puchta, Stürzer u A. m., für die Einführung des fingirten 
Zugeſtändniſſes auf den Contumazfall erklärt und es ift diefe Folge 
der Contumaz, außer von der ſächſiſchen Gefehgebung auch von der 
preußiichen, öfterreichifchen, würtembergifchen,, badenſchen (1804), 
franffurtifchen (1812) und balerifchen (1825) dem gemeinrehtlichen 
Gontumacialjyfteme vorgezogen worden. 

Allein betrachtet man die Gründe für dieſe Maafregel, fo 
überzeugen fie durchaus nicht von deren Nothwendigkeit und Unent« 
behrlichkeit für eine rafche, fördernde Juftigpflege. Diefe Gründe 
reduciren fih darauf, daß Nichts natürlicher fei, ald daß derjenige, 
welcher ihm auf die, ihm vom Richter mitgetheilte, Eingabe des 
Gegners binnen der anberaumten Frift nicht antworte, demjenigen 
gleichgeachtet werde, welcher Nicht zu antworten habe, — und dap 
außerdem die Prozeſſe verzögert würden. 

Gerade aber nah der natürlichen Auslegung wird man 
aud dem Schweigen Jemandes überhaupt gar Nichts folgern 
fönnen, weder ein Zugeftändniß, noch ein Verneinen. Dieß ber 
flätigt die Nechtöregel: Is, qui tacet, non fatetur, sed nec utique 
negasse videtur.“ cap. 44 de reg. jur. in VI. to, Auch erfennt 
ſelbſt ver als Prozefinalift rühmlichft bekannte Hofrath und Prof. 
Bayer, Mitglied der bayeriſchen Gefeßgebungscommilfton, in ber 
neueften Ausgabe feiner Vorträge über ven gemeinen Civilprozeß 
diefen Grund ald richtig und berüdfichtigungswert an. Und 
eine Prozefverzögerung ift daraus, daß flatt einer zugeflehenven, 
eine ablehnende Erklärung im Balle unterbliebener Antwort anges 
nommen wird, auch nicht zu befürchten, weil ed für den Bortgang 
{hon genügt, daß überhaupt eine Erklärung ald erfolgt angenom⸗ 
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men wird, und weil eine ftillfhweigende Verneinung ven Prozeß 
ohne Zweifel nicht mehr verzögert, aldeine aus drück liche Vernei- 
nung, welche doch dem Antwortpflichtigen nicht vermehrt werden Kann. 

Man gebt unleugbar über den Zweck ver Notbfriften hin— 
aus, wenn man ald Folge ihrer Verſäumniß ein Zugeftänpniß 
annimmt. Denn, wie fhon oben bemerkt wurde, find Nothfriften 
ſolche Sriften, innerhalb deren Jemand zu Abgabe einer Erflärung 
genöthigt iſt, damit der Prozeß feinen Bortgang haben könne. Ihr 
Zweck ift alfo lediglich der, eine Erklärung von Jemandem zu er 
langen. Darauf aber kann Nichts ankommen, ob diefe Erklärung 
eine bejabende, oder aber eine verneinende it, weil auch bei einer 
serneinenden Erklärung der Prozeß fo gut, wie hei einer bejahen- 
den, feinen Bortgang hat. Es kann aljo für die Annahme eines 
Zugeftändniffes, als Bolge ver Friftenverfäumniß, auch nicht 
der Grund geltend gemacht werden, daß die Nothfrift ſelbſt dieß 
fordere und mit fich bringe. 

Wäre übrigens diefe Gontumazfolge wirflih fo nothwendig 
und unentbehrli für den Vortgang des Vrozeßes, wie könnte da 
ihr Gintritt überhaupt etwad rein Zufällige für die Gegenpartei 
fein. Und doch ift ed etwas rein Zufälliged, daß z. B. ver Eins 
Toffungsjag eine Minute nach dem Ablauf der Zeit im Gericht ein= 
trifft, alfo nicht mehr rechtzeitig kommt. Iſt ed denn für den 
Gegner nicht ganz gleichgültig, ob die Klage ausdrücklich geleug- 
net, oder ob dieſes Leugnen aus dem Gtillfehweigen des Beklagten 
gefolgert wird? Hat denn der Kläger an und für fich ein Recht 
darauf, daß, beim Stillſchweigen des Beklagten auf die Klage, dieſe 
für zugeftanden angejeben werde? Nah der Natur der Sache und 
nad der natürlichen Audlegung des Stillſchweigens hat er es nicht. 
Welchen Grund kann aljo die Gefeggebung Haben, etwas jo Un— 
natürliche und für den einen Theil fo Unglücks- und Unheilvolles, 
wie die Fiction des Zugeftänpniffes ift, der Contumaz ald Folge 
zu geben, wenn, wie wir bereitd oben fahen, dieß gar micht im 
Zwede der Notbfrift Liegt, zumal fie, wie z. B. in Sachſen ber 
Ball iſt, die nämliche Folge auf Seiten Klägerd nicht gelten läßt, 
jelbft wenn er nach der Regel „reus excipiendo fit actor“ in 
die Rolle des Beklagten eintritt? Wird nicht dadurch die Rechts— 
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gleichbeit der Parteien geftört nnd die fonft fo confequent durchge— 
führte Negel, daß man fihin dubio pro reo zu enticheiden habe ge» 
rade zu über den Haufen geworfen? Und fteht nicht endlich jene Maaß— 
regel mit der in den meiften Ländern geltenden und nirgends ganz 
verlaffenen, Berhandlungsmarime und eben fo mit der unbes 
ftreitbarften Verbindlichkeit jeved Klägers (dieſes Wort im weiteren 
Sinne genommen), fein Vorbringen zu beweijen, in dem auffallend» 
ſten Widerfprucde? denn im Falle jener Maafregel wird, ohne 
alle Ihätigkeit der Partei, und ohne daß irgend Etwas bewiefen 
worden ift, hier der Bemweid, dort der Gegenbeweis ald geführt ans 
gejehen und darnach der Prozeß entfchieven ! 

Berückſichtigt man auferdem noch, was Mittermaier*) 
einer der größten Gefepolitifer unferer Zeit, gegen jene Maafiregel 
des Gontumacialfyftemd, ſehr richtig und treffend bemerkt; daß die 
Legidlation zu verhüten fuchen müffe, daß materielled Unrecht in 
formelled Recht übergehe, daß eine fo firenge Strafe, wie fle in 
der Fiction des Zugeitändniffes liegt, den erſten Grundſatz aller Stra- 
fen: daß fie nämlich im Berhältniffe zur Uebertretung ftehen müffen, 
verlege und daß legislative Klugheit um fo weniger zu firengen Stra= 
fen rathe, ald dad Verſäumniß in der Negel nicht ven Parteien, ſondern 
den som Staate beftellten Advocaten zur Laft falle; berüdfichtigt man 
ferner defielben Mittermaierd vollgültiges Zeugniß”): „daß felbft 
Diejenigen, melde in Gegenden leben, in denen diefe Gontumacialftrafe 
feit Jahrzehnten gefeglich befteht, fowie diejenigen, welche früher 
felbft diefe Strafe empfohlen haben, nunmehr zur Ueberzeugung ges 
fommen jeien, daß die Strafe zu nachtheilig fei, ald daß ſie zur 
Einführung empfohlen zu werden verdiene," und berüdfichtigt man 
endlich die, bereit8 oben von mir gefchilderten, Folgen jener Contu— 
macialftrafen für den Glienten und für die moralifhe Stellung des 
Sachverwalters überhaupt, jo muß jeder Praftifer es aufrichtig 
wünfchen, daß die Gefehgebung jene Gontumacialftrafen fallen Täßt. 

Es find nun noch diejenigen Nothfriften übrig, innerhalb des 
ren eine Handlung vorgenommen werben, z. B. die Einreihung 
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eined Beweifed, einer Appellation, einer Hauptklage aufvorgängige Pro- 
vocation, der Bragftüde, der Sätze für dad Hauptverfahren erfolgen muß. 
Für ſolche Nothriften war, mie ich gleich Anfangs bemerfte, mein Bor: 
ſchlag nicht berechnet. Denn, während bei den Nothfriſten der biäher 
betrachteten Art, die erforberliche Erflärung ale erfolgt angefehen werden 
fonnte, ift dieß bei Nothfriften für Vornahme von Handlungen na— 
türlich nicht möglich. Man muß daher einen andern Weg einfchla= 
gen, um einen geeigneten Vorſchlag für folche Notbfriften zu finden. 

Die größte Härte der Contumacialftrafen liegt augenscheinlich 
darin, daß die Partei in ver Regel gar Nichts davon weiß, daß ihr 
eine Nothfrift Täuft und daß ihr für den Fall ver Verſäumniß ih- 
red Sachwalters an viefer Nothfrift eine Strafe bevorfteht, veren 
Folge der Verluſt des Prozefjed und des Rechts fein fann. Denn 
die Vorladungen, in welchen die Nothfriſten angefegt find, oder we⸗ 
nigſtens der terminus a quo ihres Laufe beftimmt ift, werden ges 
wöhnlih, ja man kann wohl fagen ftet8, dem Tegitimirten Sad: 
walter der betreffenden Partei infinuirt. Sie ſelbſt erhält davon 
feine Nachricht, Kenntniß, wenn nicht ver Sachwalter ed für gut 
befindet, fie davon zu benachrichtigen. Sind nun einmal, wie ich 
bereitd oben bemerkt babe, die Nothfriften für einen geregelten und 
fohnellen Prozeßgang unentbehrlich, jo ift ed doch auch eine ganz 
begründete Anforderung der Gerechtigfeit an die Prozeß = Gefehge- 
bung, jene Härte zu befeitigen und die unberechenbaren Verluſte, 
welche wenigftens zunächft die flreitenden Parteien durch eine Friſt— 
verfäumniß ihre Sachwalters ohne ihre Schuld treffen, von 
ihnen abzumwenden. 

Daher find felbft die Vertheidiger des ftrengen Contumacial« 
ſyſtems, wie 3. B. Stürzer nicht dagegen, daß in dem alle, 
wenn son einem öffentlihen Nechtdanwalte ohne alle Schuld des 
Gewaltgeberd, eine Friſt verfäumt worden, die Partei, ohne daß 
eine Ausflagung des Anwaltes erforverlih ift, auf ihr Verlangen 
in den vorigen Stand eingejeßt werde. Allein diefe Maaßregel ift 
durchaus zu verwerfen; denn ſie hebt den Werth und ven Nuten 
der Nothfriſten ganz und gar auf, weil, wenn bie Neftitution jedesmal 
erfolgt, dann der Rechtsnachtheil, der auf die Briftverfäumniß folgt, 
niemals eintreten kann. Der einfachfte und natürlichfte Weg, jene 
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Härte zu bejeitigen, welche in ver Unbefanntjchaft der Partei mit 
dem Briftenlaufe ihren Grund bat, ift nach meiner Anſicht ver, daß 

1) bei ſolchen Handlungen, welche eine Partei unmittel: 
bar vorzunehmen hat, wie z. B. die Leiftung eined Eides, die La— 
dung zu deren Vornahme der betreffenden Partei unmittelbar, 
nicht ihrem Sachwalter, behändigt wird und 

2) bei andern Handlungen, welche ver Sachwalter für vie 
Partei vornehmen kann, daß dann, wenn ſich der Sachwalter ver 
betreffenden Partei an deren Vornahme verfäumt hat, die Partei 
ſelbſt durch das Prozeßgericht von dieſer Verſäumniß ihres Sach— 
walters in Kenntniß geſetzt und ihr dabei die Nachholung der un— 
terbliebenen Handlung binnen ebenmäßiger Friſt, unter Hinweiſung 
auf die Folgen einer Berfäumniß daran, aufgegeben und resp. nach— 
gelaffen wird. 

Denn ſolchen Falls kennt nun die Partei jelbit ihre Obliegen- 
heit und den Verluft, welchen ſie von deren Nichterfüllung zu er— 
warten bat, Sie wird daher, mag fle die Vornahme einer ſolchen 
Handlung ihrem bisherigen oder einem andern Sahmalter übertra= 
gen, nunmehr felbft jich fümmern, daß das Erforderliche gefchehe, 
und wird ed an Mahnungen und Erinnerungen des Sachwalters, 
befonderd gegen Ende der Frift, gewiß nicht fehlen laſſen, vamit ja 
nicht diefe Zrift verfäumt werde. Und gefchähe es doch: jo würde 
fie dann feinen Regreß deshalb an den Sachmalter nehmen können 
und wollen, weil fle, in Folge jener, vom Geriht unmittelbar 
erhaltenen Aufforderung zur Vornahme dazu, felbft mit Schulo 
hätte an der abermaligen Verſäumniß, nun aber nad den Gefegen 
und der Prarid jede, auch die geringfte eigne Schuld des Verlegten 
an der Verlegung, den Anſpruch auf Entfhädigung an den Mit- 
ſchuldigen ausſchließt, — „quod quis ex sua culpa damnum sen- 
tit, non intelligitur damnum sentire, 1. 203. Dig. de reg. jur. 
50. 17, 

Sonah würden dur jene Maafregeln unter 1 und 2 zus 
gleich auch die oben gefchilderten, nach allen Seiten hin Unbeil 
bringenven Regreßprozeße der Clienten gegen ihre Sachwalter gänzs 
lich ausgeſchloſſen. 

Ich fürchte für ſie nicht den Einwurf, daß durch ſie die Fri— 
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flen vermehrt und der Prozeßgang verzögert werde. Es iſt zwar 
wahr, daß eine neue Frift eingeführt wird; aber wird nicht durch 
rechtzeitige Dilationdgefuche da, wo ſie ftatthaft find, die nämliche, 
und durch den Streit über den Eintritt der Contumaz noch eine meit 
größere Verlängerung des Prozefied herbeigeführt? Und fteht wohl 
diefe unbedeutende Verlängerung in einem Verhältniffe zudem Zeitraum 
des gänzlichen GStillftanded des Hauptprozeſſes während des Megreß- 
prozeſſes gegen den Sachwalter und zu den unendlichen materiellen 
Nachtheilen eines ſolchen? Auch kann man ja die erſte Friſt für 
Vornahme der betreffenden Handlung Etwas verkürzen oder auch 
nur die Nachfriſt beſchränken oder beim Beweiſe eine Dilation 
wegnehmen. 

Ich fürchte eben ſo wenig den Einwand, daß durch jene Maaß— 
regeln nur die Nachläſſigkeit unterſtützt werden würde. Denn, ab— 
geſehen davon, daß diefe Folge gegen die Nachtheile der oben ver— 
worfenen Gontumazial-Theorie über die Erfaßpflichtigfeit der Sach— 
walter gar nicht in Betracht fommen Tann; fo ift ja, wie wir be— 
reits oben geſehen haben, nicht allemal die Nachläfligkeit der Grund 
der Verſäumniß. Auch läßt ſich ja durch Androhungen von Geld- 
firafen, Suspenſion des Sachwalters und vergl. dafür forgen, daß 
ihn dad Gefühl ver Sicherheit vor Schädenanfprücden nicht erfülle 
und feine etwa vorhandene befondere Vorliebe für die Nachläßigkeit 
nicht überhand nehnte. 

Jene Vorfchläge werden aud noch dadurch empfohlen, daß fie 
mit der bierund va beftehenven, abweichenden Geſetzgebung fehr Teicht 
vereinbar find und eine Grundreform verfelben in Feiner Beziehung 
erfordern, alfo, auch unerwartet einer neuen Prozefordnung, auge, 
führt werden können. Möchten fie doch überall Berüdfichtigung 
finden. 


XXXX. 


Ein Grund zur Ausſchließung von der Defenfion 
eines Angeklagten. 


Don Julius Lammfromm, Rechtsanwalt in Horb. 


Eingang. 


Muß derjenige Nechtöfundige, welcher die Vorunterfuhung 
eines fhwurgerichtlichen Straffalls inftruirt bat, zur Vertheidigung 
des Angeklagten in der Hauptverhandlung zugelaflen, beziehungsweife 
fann er zu folcher angehalten werben? 

Zur Erörterung dieſer Frage ift der Berfaffer durch einen vors 
gekommenen Ball veranlaßt worden. in angehender Juftizbeamter, 
welcher bei einem Bezirfägerichte die Vorunterfuhung gegen eine 
Genoffenfchaft gewerbömäßiger Diebe geführt hatte, vertaufchte gerade 
zu der Zeit, ald cr die Inftruftion geichloffen erachtete, feinen bis— 
herigen Beruf mit dem eined Anwalt und wurde kurz nach feiner 
Aufnahme in die Zahl der öffentlichen Rechtsanwälte von dem 
Haupt» Gomplicen jener Genoffenfhaft zu feinem Bertheidiger für 
die, vor den Gefchworenen abzuhaltende, Hauptverhandlung erwählt. 

Es verfteht ſich wohl von jelbft, daß politifche Gründe ſo— 
- wohl den vormaligen Unterjuchungsbeamten von Uebernahme diefer 
Defenfion abhalten müffen, ald auch dad Gericht für Zurückweiſung 
eines folchen Defenford beftimmen werden. Sobald aber die aufs 
geworfene Frage dadurch praftifche Bedeutung gewinnt, daß der 
Angeklagte gerade auf der Wahl dieſes Defenfors befteht, während 
entweder der fonft zur Annahme gefeglih verbundene Anwalt fich 
weigert, oder dad Gericht ihm verbietet, die Vertheidigung zu 
übernehmen, muß eine rechtliche Norm für die Entſcheidung aufs 
gefucht werven. 

Das königl. württembergifche Gefeß vom 14. Auguft 1849 
über dad Verfahren in Straffachen, welche vor die Schwurgerich te 


476 Ein Grund zur Ausſchließung ıc. 


gehören, erklärt in Art. 25. ausdrücklich, daß der Angeffagte in der 
Mahl der Perfon des Vertheidigers aus der Zahl der öffentlichen 
NRehtö- Anwälte nicht beſchränkt fei, mährend es zugleich be= 
flimmt, daß zur Uebernahme einer nothwendigen Vertheidigung (bei 
fehweren Straffällen) die Anwälte des SKreifes, in welchem die Uns 
terfuchung geführt wird, verbunden feien, Ueber bie vorliegende 
Frage ſchweigt aber dad Geſetz, fie muß demnach nah allgemeinen 
Grundfägen gelöst werden, Ein anderes deutſches Gefeh, welches 
diesfall3 eine poſitive Beflimmung enthielte, ift dem Verfaſſer nicht 
befannt, er hegt daher die Hoffnung, daß der gegenwärtige Auffat 
nicht gerade nur partifuläres Intereffe bieten dürfte. 

Nach allgemeinen Grundfägen wird man die Anficht aufftellen 
müffen, daß derjenige, welcher die Vorunterfuchung gegen einen Ans 
geflagten geführt hat, zu defien Vertheivigung in der Hauptverband 
lung nicht zugelaffen werden könne, folgemeife alſo auch nicht 
dazu angehalten werden dürfe. 


1. 


Selbft in denjenigen Staaten, nah deren Procedurgeſetzen 
die Eröffnung und der Gang der Vorunterfuchung durch die Ans 
träge der Staatsanwaltſchaft bedingt, beziehungsweije geleitet wird, 
noch mehr aber dort, wo wie 3. B. in Württemberg, die Borunter- 
ſuchung in ver Regel bis zum Schluße dem ſelbſtſtändig handelnden 
Unterfuhungsbeamten audfchließend überlaffen ift, erfcheint dieſer 
al8 Organ ver verfolgenden Eriminalgewalt, nimmt mits 
Hin felbftverftändlich eine den Intereffen des Angeklagten entge- 
gengefegte Stellung ein. Er fteht vem Angeklagten nicht im eis 
genen Intereſſe als Partei gegenüber, fonft dürfte er auch nicht 
Zeuge in verjelben Sache fein; aber er fchreitet im Interefie des 
Staated und des verlegten Gefeged gegen ihm vor und feine Thä— 
tigkeit ift nur durch die Forderung der Gerechtigkeit und die Geſetze 
beftimmt nnd begränzt. Wenn nun auf der andern Seite der An— 
geflagte fih an dieſes Intereffe nicht Eehrt, fondern im Widerſpruch 
mit demfelben nur feine perfönlihen Intereſſen ſchützt, fo 
würde der vormalige Unterfuchungsrichter ald Defenfor feiner frü- 
beren Thätigfeit geradezu gegenübertreten müffen, denn als Berthei« 
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diger des Angeklagten bat er deſſen Intereffe zu vertreten. Es 
ließe fi denken, daß died in einem einzelnen alle für ven Erfolg 
gleihgültig wäre; denn dad Organ des Gefehed ift in der Haupt» 
verhandlung die Staatdanwaltichaft. Allein eine ſolche Doppelrolle 
einer und dverfelben Perſon muß unzuläflig fein, weil fie dem ethi- 
hen Prinzipe der reinen unbefangenen Wahrheit 
widerfpricht, von welchem die Strafrechtöpflege und ihre Einriche 
tungen mehr als jeder andere Zweig der Staatögewalt getragen fein 
follen und welches eben im Anklageprozeß durch vie contradiftorifche 
Form, durch getrennte Nepräfentation der Anklage und Defenfion 
fpezififch ausgeprägt ift. Cine folche innerlich widerfpreddende Dop- 
pelrolle mit all ihren denkbaren Golliffionsfällen ſchwächt die Ach— 
tung vor dem Gejeße und Berichte bei den Staatöbürgern im Allges 
gemeinen und wirkt auf ven Angeklagten felbit in ſchädlicher Weife 
ein. Oper fieht e8 etwa nicht wie eine vorſätzliche Verhöhnung 
des Gerichts und des Geſetzes aus, wenn ein Angeflagter, — wie 
ed in dem Eingangs berührten Balle wirklich geſchah, — gerade 
denjenigen Anwalt zu feinem Defenfor ernennt, gegen welchen in 
feiner .Gigenfchaft ald Unterfuhungsbeamten er fich fortgefeßte grobe 
Ungebührlichfeiten erlaubt hat, die auf disciplinärem Wege mit 
Stodftreichen gerügt werden mußten? 

Die Einwenvung gegen diefe Argumentation, daß ver Unter— 
fuhungsbeamte von Amtswegen auch zur Beachtung ded Unjchulds- 
beweifed verpflichtet fei, folglich ein innerer Widerſpruch der Funk— 
tionen bed Inftruenten und Defenford nicht obwalte, kann ernſtliche 
Beachtung nicht anfprechen. Denn wenn dem Unterfuchungsrichter 
im Inquifltionsprozefje die Pflicht der fogenannten materiellen Ver— 
theidigung auferlegt war, fo lag der Grund diefer faft unnatürlis 
hen Aufgabe eben im Wefen des Inquifitionsprinzipes, deſſen Uns 
haltbarkeit die allgemeine Einführung des Anflageverfahrend in den 
legten Jahren zur Genüge nachgewieſen hat. Gleichwie aber felbft 
im Inquiſitionsprozeſſe diefe Pflicht der fogenannten materiellen Bers 
theidigung erft für die Haupt= oder Spezialunterfuhung vorgeſchrie— 
ben war, fo befteht namentli ver Zwed der Borunterfuhung 
in den vor die Shwurgerichte reffortirenden Prozeſſen lediglich 
in der Auffindung von Beweidmitteln für dad Dafein 
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des Verbrechens und von Verdachtsgründen gegen ven Thä— 
ter, und diefer Zweck bringt es mit fih, daß die Bertheidigung 
gar nicht oder doch nur im negativer Weife berückſichtigt werden 
kann. 

U. 

Neben dem fo eben erörterten allgemeinen inneren Momente 
bietet die Sache aber auch) eine ganz fpeziell praftifche Beziehung. 
Der Zweit des Strafverfahrens ift die Erhebung ver materiellen 
Wahrheit. Diefed Ziel fordertdie ungehbemmte Benügung 
aller vorhandenen Beweidmittel. Nun kommt ed befant« 
lich nicht felten vor, daß der Inftruent der Vorunterſuchnng als 
Zeuge abgehört werden muß, oft ermweift fich deſſen Vernehmung 
erft während der Hauptnerhandlung als nothivendig oder fachvienlic. 
Wie Fönnte aber die Standanwaltichaft im vorfommenden und 
wie erwähnt nicht immer voraudzufehenden Falle fih auf das 
Zeugniß des Unterfuhungsbeamten berufen, wenn er ihr ala 
Defenfor des Angeklagten gegenüber ftcht? Wie Eönnte er in Folge 
defien oder aus freiem Antriebe vom Gerichtövorfigenden abgehört 
werden? Wie endlich kann der Angeklagte felbft fih auf ihn beru⸗ 
fen, wenn es ſich darum Handelt, ob feine ober die Angaben eines 
Zeugen ze. ze. in der Vorunterſuchung richtig und vollftändig zu 
Protokoll gebracht feien? oder wenn — was immerhin denfbar — 
Thatfachen zur Sprache kommen, welche fich vor dem Unterfuchungs- 
beamten zugetragen haben, ohne regiftrirt worden zu fein ? 

Man wird vielleicht dagegen vorbringen, das Weſen des Ge— 
ſchwornengerichts ftelle die Forderung, daß ſich der Wahrfpruch Te 
diglich auf das flüße, wa3 vor den Augen und Ohren der Ge— 
fhworenen vorgebe, die Borunterfuhung habe deßhalb für die 
Gefhworenen Feine Bedeutung, mithin treffe der aus der Noth- 
wendigkeit freier Benützung aller vorhandenen Beweißmittel hergelei= 
tete Grund gegen die Zulaffung des Inftruenten zur Defenfion gar 
nicht zu. — Man muß, um gegen diefe Einwendung zu antworten, 
allerdings gelten Taffen, daß vie Geſchworenen ihre Meberzeugung 
aus den Ergebniffen der Hauptverhandlung zu ſchöpfen haben und 
daß ed nicht mit Unrecht getadelt wird, wenn die mündliche Unter- 
fuhung in der Hauptverbandlung fich allzu ſehr an die Vorunter- 
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fuhung bindet. — Mlein e8 ift wohl zu erwägen, daß vie Vor⸗ 
unterfubung den ausſchließenden Anhaltspunkt für den Aflifenprä- 
fiventen ausmacht, ohne deffen Zugrundlegung er die mündliche Un» 
terfuhung nur mit der größten Schwierigkeit zu leiten vermöchte. 
Sodann ift bekannt, daß dad Benehmen des Angeflagten in der 
Vorunterfuhung und die Art, wie er fih dort verantwortet, oft 
mals ein ſehr gehaltreiched Stüd feined Wefend und Gharafterd zu 
Tage fördert, welches er den Gefchworenen vorenthält. Soll in 
dergleichen Fällen vem Gerichte nicht die Befugniß zugeftanden wer- 
den, auf die Vorunterfuchung zurüdzugreifen? Ohne Zweifel darf 
und fol fih das Gericht bemühen, nicht nur dur Vorführung des 
Angeklagten in feinem feitherigen Verhalten im Ganzen, wie zu 
dem fpeziellen Inhalt ded Verfahrens, und durch Vergleichung defr 
felben mit demjenigen vor den Augen und Ohren der Gefchworenen 
— diefen ein mögliäft genaues Bild zu verichaffen, aus weldem 
fie den Angeklagten nach allen feinen Beziehungen zu erforfchen im 
Stande find, fondern auch dur Zufammenhalt ver Zeugenaudfagen 
in der Vorunterfuhung und in der Hauptverhandlung deren Glaub⸗ 
würbigfeit zu prüfen. Bon biefem Rechte machen die Gerichte auch 
alfenthalben Gebrauh, ja ſie dehnen e8 fogar dahin aus, daß 
fie die Angabe eined Zeugen, welcher inzwifchen verftorben ift oder 
wegen naher Verwandtfchaft mit vem Angeklagten in der Hauptvers 
handlung ſich ver Ablegung ded Zeugniffes entſchlägt, aus den Afs 
ten der Vorunterſuchung zur Vorleſung bringen Taffen. 

Kann nun aber auch nicht beftritten werben, daß eine derar⸗ 
tige Verwendung der Vorunterſuchung mittelbaren Einfluß auf Ue— 
berzeugung der Gefchwornen üben wird, fo braucht doch nicht eine 
geräumt zu werden, daß fie dem Geilte der Jury zumiderlaufe. 
Vielmehr Liegt e8 in der Natur der Sade, daß die Vorunter- 
fuhung — als eine Summe erheblicher Thatſachen — wie jeder 
andere mit der verbrecherifchen Thätigkeit und der Perfönlichkeit des 
Angeklagten im Zuſammenhang flehende Umſtand von dem Gerichte 
zum Vorwurfder Hauptverhandlung gemacht und als 
folder von den Gefchworenen zur Bildung ihrer Ueberzeugung 
benügt werden kann und fol. 

Für die vorliegende Erörterung folgt daraus, daß der Uns 
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terfuchungdbeamte, von welchem man nicht voraus wiffen kann, ob er 
ald Zeuge wird berufen werden oder nicht, deſſen Zeugenqualität 
aber dem Gerichte jedenfalld von vornherein fehon befannt ift, der 
Zeugenpflit nit entzogen werden darf, daß ihm fo- 
mit in foldem Balle die Uebernahme ver Defenfion unter- 
fagt, deren Ablehnung erlaubt fein müffe, 


Schluß. 


Die hier vorgebrachten Gründe find aus dem Weſen des Straf— 
prozeſſes, aus dem Intereſſe des Staats an der Verwirklichung des 
Rechts, aus dem Vertheidigungsrechte des Angeklagten ſelbſt und 
aus der Natur des Anklageverfahrens hergeleitet; ſie beſchränken ſich 
daher nicht auf das Verfahren vor den Schwurgerichten, ſondern 
können bei jeder auf das Anklageprinzip gebauten Prozedur auf Gel⸗ 
tung Anfpruch machen, So felten übrigens im Leben die Entſchei— 
dung der bier erörterten Srage auch vorkommen möchte, immerhin 
wäre es wünſchenswerth, wenn die Geſetze fih ausdrücklich darüber 
äußern würden. Der Berfaffer bat wenigftend die Erfahrung ge 
macht, daß fie nicht von allen Rechtskundigen in gleicher Weife be— 
antwortet wird. — 
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Anftellung im Richterſtand vorangehe? Bon Dr. Ed. Levita in Mainz. 
IV. 410—431. | 
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Advokatur. Ueber deren Befchränfung. VII. 517525. 
Aldberg, Obergerichtsanwalt in Caſſel: 
Anmaltfammern oder Nbvofatencollegien ald Disciplinarbehörden ber 
Anwälte. II. 514—538. 
Ammann, Hofgerichtäratb und Staatsanwalt in Mannheim: 
Mittheilungen über ben Prozeß gegen Buftan v. Struve und Carl 
Blind aus Mannheim wegen Hochverrathd. II. 201—213. 

Amnejtie f. Begnabigung und Amneftie. Vom Herausgeber. V. 70-82. 

Amt» und Dienftehre Deren Verletzung. Rechtsfälle. IV. 357. 358. 

Angeflagte Zahl, Geflecht, Alter, Bildungsftufe und Stand berfel«- 
ben in Frankreich im Jahre 1846. I. 228 -232. 

Angeklagte, ungehorfame. Deren Zahl in Franfreid im 3. 1846. I. 234. 
V. 124—160. Beilageheft zum VI. Bb. ©. 107-111. 

Angeflagter. Deflen Bernehmung ron Seiten bed NAffifenpräfibenten 
nad; Erkennung der Verfeßung in den Anflageftand. II. 394—403. 

Angellagter. Deſſen Bernehnung durch den Affifenpräfibenten. I. 20—25. 
II. 31. 36. 38. 39. IV. 473—475. IX. 387—390. 395. 396. 

Angeflagter. Berhältniß des Unterfuchungsrichters zu bemjelben im 
Anklageprozefe. Bom Heraudgeber. I. 122—135. 

Angeflagter, gejtänbiger. Geſetzesvorſchlag, gegen denſelben Fein ſchwur⸗ 
gerichtliched Verfahren eintreten zu laffen. I. 431—342. 

Angellagter. Defien Stellung und Befugniffe während der Borunters 
ſuchung des Anflageprozefies. II. 351—361. 

Angeflagter, verhafteter. Deſſen Stellung und Befugniffe während der 
Borunterfuchung des Anklageprozefjed. II. 354—361. 

Angeflagter. Verhör eines Zeugen durch einen ſolchen. Franzöſiſcher 
Rechtsfall. IV. 366—368. 

Angellagter. Verfahren gegen benfelben bei unziemlihem Verhalten. 
IV. 439, 440. 

Anklage. Hiftorifcher Beitrag zur Beantwortung ber Frage, in weſſen 
Namen fie erhoben wird? Bon Appellationsgerichtsrath Leue in Köln. 
vI. 183—19. 

Ankläger (Staatsanwalt), der, in der Borunterfuhung ſ. Borunter- 
fuhung, bie, auf der Grundlage des Ankllageprincipd. 

Ankläger f. Gerichtäorganifation. 

Ankläger, öffentliher. Sechs Gebote für benfelben. Bom Heraud« 
geber. II. 214—243. 

Anklage, zweifelhaft ftehende. Ob uud mann eine ſolche vom Staatd- 
anwalte weiter zu verfolgen? Vom Staatsprocurator Bombarb in 
in Landau. I. 136—140. 
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Anflageact., Defien Veröffentlihung vor ber Berlefung. V. 168—172. 

Anllageact. Folge ber Unterlafjung der Berlefung deffelben in Fran» 
reich. IV. 469, 470. 

Anktlageact. Aufführung ber wörtlihen Audfagen der Zeugen in ber 
Borunterfuhung in dem Anflageact. IV. 470, 471. 

Ankllageart. Deſſen Rahmen ald Rahmen der Stellung ber Fragen an 
die Geſchwornen. Ein Rechtsfall. Bon Advokat Bopp in Darmftadt. 
II. 537—543. 

Anklageact. Ueber die Nothmwenbigfeit der Gegenwart der Zeugen hei 
beffen Berlefung in Frankreich. IV. 471, 472. 

Anktlagen. Deren Ergebniß in Frankreich im Jahr 1846. I. 232, 233. 

Anflagegefhwornen in England. I. 89, 90, 154. III. 210. 

Anktlagejury. Gutachten bed franzöfifchen Caſſationshofes über deren 
@intichtung. I. 153, 154. 

Anklagejury in Franfreih. Zu deren Geſchichte. Bon Appellationd» 
gerichtsrath Merckel in Zmeibrüden. IV. 369—410. 

Anllagefammer in frankreich, doppelte. I. 90, 91. II. 364. III. 211. 

Antlagefammer, doppelte, als legislativ empfehlensmwerth. III. 212—222. 

Anllagefammer, einfache, in Deutfchland. I. 91—103, III. 211. 

Anllagelammer, einfache, nad; ber Defterreichifchen Strafprozeßord⸗ 
nung vom 7. Januar 1850. IV. 234—236. 

Antlageprineip. Die Borunterfuhung auf deſſen Grundlage Bon 
Juſtizminiſterialrath Brauer in Carlsruhe IT. 321—366. 

Anklageprozes. Verhältnis des Interfuchungsrichterd zum Angefchuls 
digten in demfelben. Bom Heraudgeber. I. 122—135. 

Anklageſtand. Berfegung in denſelben. Bon Auftizminifterialvath 
Brauer in Carlörube. I. 87—103. II. 361—366. 

Anktlageverfahbren. Ueber baffelbe.e Bon Appellationdgerichtsrath 
Dr. Schwarze in Dresden. II. 208—225. 

Anthropologie, gerichtliche f. Friebreih, 3. B. Anzeige ber von 
demfelben herausgegeb. Schrift: Blätter für gerichtl. Anthropologie ıc. 

Anwalt in Frankreih. Deſſen Rechte und Pflichten. Bon Dr. Julius 
Levita in Mainz. II. 127158. 

Anwälte; gegenfeitige Stellung berfelben und ber Richter im öffentlich— 
mündlichen Verfahren. Vom Oberappellationdgerichtäratb Pixis in 
München. VIII. 357—385. 

Anwälte Deren Ritzulaffung in geringfügigen und einfachen Sachen. 
VII 525—532. 

Anmälte, öffentliche, eines Obergerichtsſprengels; follen fie Corporationd« 
rechte erhalten? Don Abvofat Purgold in Darmftadt. J. 245—259. 
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Anmwaltlammern oder Abvofatencollegien, als Disciplinarbehörben ber 
Anwälte. Bon Dbergerichtdanwalt Aldberg zu Gaffel. II. 515—538,. 

Anwaltſchaft im franzöfifchen Eivilprozef. Deren Wefen. Bon Advo— 
fat-Anwalt Dr. Julius Levita in Mainz. I. 207—225. ſ. auch II. 
©. 523-530. 

Anwaltſchaft. Ueber Entziehung des Recht? berfelben. Bon Nbpofat 
Bopp in Darmftabt. X. 150-156. 

Anwalt3gebühren. Bemerkungen über viefelben. Bom Geheimenrath 
Brauer in Karlsruhe. V. 319—332. 

Anmwaltögebühren; deren Regulitung. VII. 552—537. 

Anwefender. Gontumacialurtheil gegen einen ſolchen. Franzöſiſcher Rechts« 
fall. II. 465—467. 

Appellation f. Berufung. 

Appellationdgericht in Köln. Entfcheibung beffelben, Nichtverhaftung 
gegen Gaution betr. I. 159—161. 

Appellbof in Paris. Beſuch von Sikungen deffelben. V. 415—418. 


Appert, Ritter, und die beutfchen Gefängniffe. Vom Herausgeb er. 
x. 70-88. 


Arnold, DOberceonfiftorialpräfident, dann Staatsrath in Münden: 

I. Wiederaufnahme des Strafverfahrend. V. 46—70. 

I. Zur Lehre vom Beweife in Straffadhen. VIII. 277—291. 

II. Der Gerichtsſaal. Vorwort zur Fortfegung bdiefer Zeitfchrift. X. 
249, 250. 

IV. Verſuch eined Beitrages zur Berbefferung des Gantverfahrens. X. 
261 —278. 359—377. 

V. Anzeige der Schrift ded Profefford Dr. Warnkönig in Tübingen: 
Juriſtiſche Encyflopädie, oder organifche Darftellung der Rechtö- 
wiffenfchaft, mit verherrfchender Rückſicht auf Deutichland. Erlan- 
gen 1853. X. 511, 512. 

Arzneikunde, gerichtliche ſ. Mediein, gerichtliche. 

Arzt. Ueber deſſen Stellung, den Geſchwornen gegenüber. Vom Mebi- 
einaltatö Dr. Schwarz in Fulda. VI. 447—452. 

Arzt. Ueber deffen Stellung vor den Geſchwornen. Vom Mebirinalrath 
Dr. Hohnbaum in Hildburghaufen. IX. 248—262. 

Arzt f. Gerihtsärzte, bie, im öffentlih-mündlihen Verfahren. Vom 
Appellationsgerichtsrath v. Krämel in Naumburg, und: Mebicin, 
gerichtliche, die, und bad neue Strafverfahren. Bom Geh. Juſtizrath 
Profeffor Dr. Abegg in Breslau. 

Aſſiſenhof. Urtheil defelben in Bayern. II. 33, 34. 


Regifter. 5 


Affifenhof. Leber das Berhältniß bes Affifenpräfidenten zu bemfelben, 
Vom Obergerichtöreferendar Grimm in Hanau. IV. 257268. 

Affifenböfe in Frankreich. Thätigkeit berjelben im Jahre 1846. I. 
228— 233. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtöpräfident). Weber veifen Stellung. 
Bom Geheimenrath und PBrofeffor Dr. Mittermaier in Heibelberg. I. 
17—40. (Schlink: Kritifche Bemerkungen zu biefem Beitrage -I. 
351-368). 

Affifenpräfident (Strafgerichtöpräfident). Deſſen diseretionäre Gewalt. 
Bon einem rheinpreußifchen Quriften (Ruppenthal). VII. 538—559. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtöpräfident). Ueber deſſen biäcretio» 
näre Gewalt, indbefondere deſſen Befugnif, Ausfunftöperfonen unbeei- 
bigt zu vernehmen. Vom Staatdrath und zweiten Dberappellatlonäge- 
tihtöpräfidenten Dr. Heing in Münden. V. 333—342. 377386. 
506-- 518. VI. 103—113. 

Affifenpräfident; beffen discretionäre Gewalt in Frankreich. I. 22, 
361, 362. II. 9. III. 79, 184, 443—446. IV. 116—125, 263, 264. 
V. 343—336. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtspräſident). Deſſen biöeretionäre 
®ewalt in Bayern. II. 36, 40. IV. 125—134. V. 338-341. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtäpräfident). Deffen discretionäre Ge— 
malt, nicht auf der Zeugenlifte ftehende Zeugen vorzurufen. I 25—30. 
362, 363. IV. 290, 488-491. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtäpräfident)' Deſſen biscretionäre Ge— 
walt, in ber Borunterfuhung aufgenonmene Zeugenaudjagen verlefen - 
zu laffen, f. Zeugenaudfageinn, in ber Borunterfuhung aufgenom«- 
mene; beren Benußung. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtspräfident). Vernehmung bed Ange» 
Hagten und Zeugen buch ihn. I. 20—25, 198, 356. II. 29, 30. IV. 
473—475. V. 259-2363. IX. 387—396. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtäpräfident). Deſſen Zutritt zu bem 
Berathungdzimmer der Gejchmwornen. I. 84. 

Affifenpräfident (Schwurgerichtöpräfident). Defien Refume ſ. Re— 
jume des Affifenpräfidenten. 

Affifenpräfident. Deſſen Aufgabe (aus Berenger: Ueber bie Cri— 
minaljuftiz in Frankreichj. IV. 363—366. 

Affifenpräfident. Ueber deſſen Verhältniß zum Gerichtshofe. Vom 
Obergerichtsreferendar Grimm in Hanau. IV. 257—268. 

Affifenpräfident. Erfahrungen eines folhen. Bon Appellationdge 
richtsrath Schlinf in Köln. V. 28—45. 
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Affifenpräfident. Ueber bie Begrenzung ber Befugniffe beffelben buch 
ben Inhalt des Verweiſungstheils. Durch einen Rechtsfall erläutert 
vom Dberappellationdgerichts-Seftetär Dr. Kirchner in Gelle Bei» 
Tageheft zum VI. Bd. S. 89-106. 

Affifenpräfident. Deſſen Yunctionen im ſchwurgerichtlichen Berfah- 
ven in ber bayerifchen Pfalz. I. 196-206. 

Ajfifenpräfident. Defien Thätigfeit nad; Erkennung ber Verſetzung 
in ben Anklageftand in Bezug auf die Dernehmung bed Angeklagten und 

. die Vornahme von Unterfuhungdhandlungen zur Ergänzung der Vorun—⸗ 
terfuchung. II. 393 —415. 

Affifenpräfident. Beifpiel ver unerhörtejten Suggeftivfragen eines 
folhen in Franfreih. I. 242, 443. 

Affifenpräfident. Welche Mittel vemfelben zur Vermeidung unnöthi- 
ger MWeitläufigfeiten und Zurüdführung allzu langer oder abfchweifen- 
ber Reben auf dad rechte Maaß zu Gebote ftehen? Bon Appellationd- 
gerichtäratö Merckel in Zweibrücken. II. 244—260. 

Affifenfahen. Leumundserforfchungen in folhen. Bon Adolph 
Buchner in Darmftadt. VI. 392—417. 

Affifenverfahren. Geifteöftanfe in folhem. Bon Adolph Bud» 
ner in Darmftabt. VI. 131—139. 

Auctorität, die breifadhe, im Rechtsbewußtſein. Bon Oberappellationd« 
gerichtärath Pirid in Münden. IV. I—U, 

Auerömwald, General v., f. Reichſtagsabgeordnete General v. Auerd- 
wald und Fürft v. Lichnowsky. Hauptitücde aus dem Prozeffe we— 
gen beren Ermorbung. 

Aufruhr Rheinpreußifcher Rechtsfall. III. 363. Rheinbayeriſch. Rechts— 
fall. Iv. 269-285. V. 519—549. V. 168—177. 

Augenſchein in der Vorunterfuchung bed Anklageprozeffed. II. 334—338. 

Auskunftsperſonen; beren unbeeidigte Bernehmung, IV. 487—459. 
V. 333—342, 377—386, 506—518. VI. 103—113. 

Auslieferung von Verbrechern. Staatövertrag zwiſchen Frankreich unb 
Mürttemberg wegen berfelben. IX. 437. 

Außerordentliche Strafen. IV. 527—533. 

Avocat, franzöfifcher. I. 44—55. 

Avoue, ftanzölifcher. I. 441—44, 50-55. 


B ac, Theodor, franzöfifcher Aovofat. VI. 66. 

Baben, Großherzogthum. 
L Stellung bed Affifenpräfidenten. I. 23. 24. 32—34. 38—10. 
I. Anklagelammer. I. 92. 94. 99. 
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III. Staatsanwaltjchaft. 102. 278. 285. 288.- 
IV. Benugung der in ber Borunterfuchung aufgenommenen Zeugen- 
ausjagen beim Hauptverfahren. IT. 12. 14. 15., 
V. Mittheilungen über den Proceß gegen Guſtav v. Struve und 
Karl Blind aus Mannheim wegen Hochverratbd. Die erfte 
Verhandlung vor einem badifchen Schmwurgerichte von dem Hofge— 
rihterath und Staatdanwalt Ammann in Mannheim. II. 201— 
213. 
Thätigkeit de3 Affifenpräfidenten nach Erfennung der Berfeßung in 
den Anflageitand in Bezug auf Vernehmung bed Angellagten und 
Bernollftändigung der Vorunterfuchung. II. 414. 415. 
VI. Betrachtungen eines ifolitten Gefangenen (eined Sträflingd in dem 
Zudthaufe zu Bruchſal). III 181—183. 
VIL Gejeggebung in Beziehung auf Nichtigleiten wegen Verlegung von 
Formvorſchriften im Strafproceffe. III. 311. 312. 
VIII. Proben von politifchen Proceffen unter der aufftändifchen Regie- 
rung in Baden, mitgetheilt vom Hofgerichtäratd Eduard Brauer 
in Mannheim. IV. 563—571. 
IX. Reform im Strafverfahren in ben legten Jahren vor 1848. IV. 
282—285. 
X. GStrafprocehordnung vom 17. Februar 1849. I. 278. 285. 286.297. 
U. 211. 212. 414. 415. III. 311. 312, 
XI. Geſetz vom 5. Februar 1851 wegen Wiebereinführung der Todes— 
jtrafe. X. 299, 
Bagatellprocef, ber preußiſche. Don Appellationdgerichtärath v. Krä— 
wel in Naumburg. IV. 200—212. 
Bagatellfahen, fogenannte. Das preußifche Berfahren in folchen- 
Bon Kreisrihter Delbrücd in Stralfund. IX. 2233—247. 
Bankerott, beirügerifcher, rheinpreußiſcher Rechtäfall. III. 183—187. 
Barbes. Bemerkenswerthes aus dem Procefje gegen diefen und Genoffen. 
II. 90 - 2. 
Bayern, Königreich. 
I. Stellung ber Affifenpräfidenten. I. 29. 30. 37. II. 411. 412. V. 
338—341. 
IL Berfchmelzung des Avoue mit bem avocast in ber Pfalz. I. 54. 
Note. 
III. Gerichtöpollzieher in der Pfalz, ſ. Gerichtönollzieher (huissier), 
franzöfifcher und rheinifcher. 
IV. Das Schwurgerichtöverfahren in der bayerifchen Pfalz. Bon Ap« 
pellationsgerichtsrath Merck el in Zweibrücken. I. 182—206. 
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V. Staatdanmwaltfchaft. I. 278. 279. 291. 292. 293. 464—467. 


VI. Grundzüge der neuen bayerifchen Strafgefeßgebung in Vergleichung 
mit den franzöfifchen Einrichtungen. Bon Oberappellationdgerichtd- 
rath Peterfen in München. I. 443—174. II. 19—59. 97—115. 

VI. Auszüge aus den Verhandlungen des Geſetzgebungsausſchuſſes der 
bayerifchen Kammer der Reichdräthe über den Geſetzesentwurf, bie 


Einführung der Schwurgerichte betr. Bom Herauögeber. I. 505 
— 508. 


VII. Benugung der im Borverfahren vernonmenen Zeugen beim 
Hauptverfahren. II. 12. 13. 


IX. Rotariat in ber böyerifchen Pfalz. III. 64—67. 

X. Die Ehefcheidung nach rheinifchefranzöfifchem Recht. Bon Oberges 
richtsrath Glaubred in Mainz. II. 471—504. III. 26—4. 
XI. Die franzöfifchen und rheinifchen Handelsgerichte. Bon Appella— 

tiondgerichtörath Schlink in Köln. III 129—147. 

XII. Religiondebict. III. 231—233. 

XII. Beurfundung des Civilftanded in der bayerifchen ‘Pfalz. IL, 257. 

XIV. Geſetzgebung in Bezug auf Nichtigfeiten wegen Berlegungen von 
Formvorfchriften im Strafproceffe. III. 301-305. 490. 492. 494. 
497. 500. 501. 502. IV. 478. 487. 489—491. 494. 495. 498 — 
—500. V. 182. 183. 189. 192. 194. 196—199. 203. 213. 218. 

XV. Mittheilungen aus ben Berhandlungen der bayerifchen Kammer 
ber Reichöräthe. Bom Heraudgeber. III. 466—469. 

1) Ueber die Frageftellung an die Geſchwornen. III. 466. 467. 
2) Ueber milbernde Umftände in Proceßfachen. III. 468. 469, 

XVI. Preßgefeb vom 17. März 1850. II. 544—557. V. 125—137. 
146. 147. 153, 155. 156. 158. 159. 

XVII. Das frangöfifcherheinifche Notariat. Bon Appellationsgerichts- 
rat) Schlink in Köln. IV, 46—60. 

XVII. Ueber die Abweichungen von dem Prineipe der Mündlichkeit und 
bie bidcretionäre Gewalt des Schwurgerichtäpräfidenten nach ben 
Vorſchriften bes bayerifchen Strafproreffed. Bon Oberappellationd- 
gerichtärath Peterjen in München. IV. 113—135. 

XIX. Ueber die Beweiskraft der amtlichen Protokolle in Straffachen 
nach franzöfifch rheinifhen Recht. Bon Appellationdgerichtärath 
Merckel in Zmeibrüden. IV. 158—196. 

XX. Der Pfälzifche Monfter-Procef im Stadium ber Competenzfrage. 
IV. 269—285. V. 519—549. 

XXI. Bemerkungen zur Strafproreßgefetzgebung. 1) Beſchränkung ber 
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Geſetze auf Hauptbeftimmungen; 2) Vorfchriften für den Fall der 
Meinungdverfchiedenheit über die Eompetenz zwijchen niederen und 
höheren Gerichten. 3) Berfahren gegen den NAngeffagten bei un 
ziemlichen Berhalten. 4) Nichtigfeit wegen Theilnahme unfähiger 
Geſchworenen. (Auszüge aus dem von dem Reichs- und Staatsrath 
v, Maurer in München erftatteten Bortrag über den Entwurf zur 
Rentfion des Strafproceßgeſetzes vom 10. November 1848). IV. 
432—446, 

XXI. Die erfte Schwurgerihtäfigung über Prefivergehen in ber baye— 
tifhen Pfalz. Bon NAppellationdgerihtäratd Merkel in Zwei— 
brüceen. V. 124—160. 

XXIIL Gegenſtimme über die Auffaffung des pfälziichen Monftrepro- 
ceffed. Bon dem Staatdanmwaltfubftituten a. D. Paraquin in 
Landau. V. 168—177. 

XXIV. Das Verhältniß der Staatöbehörde zur Civiltechtspflege. Bon 
einem rheinpreußifchen Quriften. I. 167-181. 

XXV. Beabfichtige Neformen im Strafverfahren vor 1848. VI. 294. 295. 

XXVI. Die einſache Polizeigerichtöbarfeit der Bürgermeifter in Frank— 
reich, zunächſt in ber bayeriſchen Pfalz. Bon Appellationsgerichtd- 
rath Merdel in Zweibrücken. VI. 480-505. 

XXVI. Aus ben Schmwurgerichtöverhandlungen über einen boppelten 
Meuhelmord. Bon Appellationsgerichtsrath Merckel in Zwei- 
brücden. Beilageheft zum VE. Bant. S. 51-88. 

XXVII. Kurze Betrachtungen über die neuen bayerifchen Strafgefeß- 
entwürfe. Bon € Rottmann in Bayreuth. VII. 108 — 112. 
291 — 296. 560-564. IX. 263— 269. 

XXIX. Erfahrungen über die Wirffamfeit der Schwurgerichte. Bon 
Geh. Rath Profefior Dr. Mittermaier in Heidelberg. VIII. 
1-38. 215— 2351. 


XXX. Schmwurgerichtöverhandlung wegen Vergiftung. Rechtsfall. Von 
Staatöprocurator Schmitt in Zweibrüden. II. 261—285. 


XXXI. Strafprocefordnung von 1848, ſ. Geſetz, bayerifches, 
vom 10, November 1848 über dad jihmwurgerichtlihe Strafper- 
fahren. 

XXXI. Anzeige von: Sitzungsberichte der bayerifchen Strafgerichte, 
heraudögegeben von Prof. Dr. Dollmann, Erl. 1849, vom Her» 
außdgeber. 111. 566. 

Deeidigung ber Gefchwornen. Die Berhandlung der preußifchen erfien 

Kanımer über dieſelbe. Bon Auditor Sahau. X. 433—446. 
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Beeidigung ber Zeugen in Frankreich; Art derſelben. IV. 475—479. 
| Beeidigung folcher, die feinen Zeugeneid ablegen dürfen, in Frankreich. 

IV. 479. 480. 

Begnadigung und Amneſtie. Vom Herausgeber. V. 71—82. 

Begnadigung bed Berurtheilten, wenn beim Schulbig ber Geſchwornen 
die Mehrheit der Richter zu deſſen Gunften entjcheibet, in England. I. 
143. 144. 

Behörden, gerichtliche. Ueber deren Drganifation und Zuftändigkeit. 
Bon Dberappellationdgerichtdrath v. Bape in Eöln. V. 1—12. 

Belagerungszuſtand f. Kriegäzuftand. 

Beleidigung von Zeugen, f. Zeugen; deren Beleidigung (franzöfifche 

Gerichtäfcene). 

Beleidigung vor Gericht, ſ. Ehrenkränkung vor Gericht. Deren Be- 
handlung. Ein franzöfifcher Rechtäfall. 
Belgien, Königreich). 
I. Abjchaffung des Reſumé's der Nffifenpräfidenten. I. 31. 
Il. Unbefugte Zumuthung eined Bertheidigerd an einen Zeugen vor 
den Affifen zu Antwerpen. I. 158. 159. 

III. Praxis in Bezug auf die Frage, ob bie Eintragung in die Ge— 
ſchwornenliſte die Vermuthung der legalen QYualification bed Ge— 
ſchwornen enthalte? III. 499. 500. 

IV. Mitwirkung bed Bertheibigerd beim Zeugenverhör ded Präſidenten. 
Rechtsfall. V. 259—263. 

V. Staatöverfafjung vom 25. Februar 1831. Art. 7. II. 430. 
Belleyme, Präfident des Tribunals erjter Inftanz in Paris. V. 421. 
Belloe, franzöfifcher Advokat. III. 84. 

Berghaud. Aus deffen Schrift: Grundlinien der Geographie. V. 356. 

Berryer, franzöftfcher Advofat. VI. 64. 65. VIIL 328. 531. IX. 344. 
428—430. X. 161. 

Bertrab, v., Geheimerath und Minifter in Ruboljtabt. 

I. Die Staatdanwaltichaft nad der thüringifchen Strafproceforbnung. 
VII. 152—177. 

II. Das Borverfahren nad) der thüringifchen Strafproceforbnung. IX, 
99—134. 

Berufung ald einzige Rechtömittel gegen die Urtheile der Kreid » und 
Stadtgerichte in Straffachen in Bayern. II. 106109, 

Berufung, bie, in Straffahen nad) preußifcher Gefeggebung. Bon €. 
v. Stemann. X. 224—238. 

Berufung, Inſtanz ber, in Cipilſachen in Franfreih. Bon Appellationd- 
gerihtärath Schlink in Köln. IX, 33—60. 
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Berufung in Straffahen; das Recht zu derjelben und ihr Einfluß und 
Wirkung auf das erftrichterliche Urtheil.. Vom Appellationsgerichtärath 
Mercdel in Zweibrüden. IX. 449—499. 

Beſchlagnahme von Papieren f. Papiere; deren Befchlagnahme 

Beſchwerde, Rechtsmittel der, in der Borunterfuhung. Bon Appellas 
tiondgerichtäratb Dr. Schwarze in Dreöben. VI. 453—469. 

Befeler, Georg, Dr. und Profeffor ded Rechts in Greifswalde. Anzeige 
der Schriften beffelben: 

a) Volksrecht und Quriftenrecht. Leipz. 1843. I. 235—237. 
b) Eommentar über das Strafgefegbudy für die Preußifchen Staaten ı. 
Leipz. 1851 VII. 387. 390. 

Befisftörungen. Defterreichifche provijorijche Verordnung vom 27. 
Detober 1849 über bad Verfahren bei folhen. Bom Herausgeber. 
IV. 454—1461. ' 

Betrug. Franzöſiſcher Rechtöfall. IX. 520. 521. 

Beurkundung des Civilſtandes. Bon Appellationdgerichtäraty Mer del 
in Zweibrüden. III 226-257. 

Beweid burd Zeugen ſ. Zeugenbeweis. 

Beweis in Straffahen. Zur Lehre von bemfelben. Vom Obereonfifto- 
tialpräfidenten Arnold in Münden. VIII. 277-291. 

Bemweid. Zur Lehre von demfelben und dem Schmwurgericht. Bom Ges 
heimen Juftizrath und Profeffor Dr. Abegg in Breslau. IV. 61-94. 

Bemweisdinterlocute, j. Civilproeeß. Zur Reform beffelben, zunächft 
über Beweidinterlocute und Nechtömitte. Bon Obergerichtsaſſefſor 
F. Delbrücd in Stralfund. 

Beweiskraft der amtlihen Protokolle in Strafſachen nad franzöfifche 
theinifhem Recht. Bon Appellationsgerichtsrath Merckel in Zweibrü- 
den. IV, 158—196. 

Bemweislaft; beren Theorie ald Berfucd einer neuen Begründung und 
Begrenzung berjelben. Bon Advokat Kraus in Darmftadt. VI. 296 
— 325. 

Bemweidregeln, pofitive Sollen diefe in Hanbeldfachen gelten? Bon 
Adbocat Brumbard zn Rhoden im Fürſtenthum Walde. III. 258 
— 266. 

Beweidtheorie, die gejegliche, im Strafverfahren. VL 519—527. 

Blanqui. Bemerfendwerthed aus dem Proceſſe gegen dieſen und Ge— 
noffien. III. 90-92. 

Blind, Karl, aus Mannheim, ſ. Strune v. Guftan und Karl Blind aus 
Mannheim. Mittheilungen über den Proceß gegen biefe wegen Hoch— 
verraths ır. 
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Blutfhande Schottifcher Rechtsfall. VI. 17. 
Blutfhande mit Nothzucht. Englifher Strafrechtäfall. III. 277282. 
Böcker, W. Kreisphyſicus und Privatdocent in Bonn. Anzeige ber 
Schrift deffelben: Memoranda ber gerichtlihen Mebicin, mit befon« 
derer Berücklichtigung ber neuen beutjchen, preußifchen und rheinifchen 
Gefetzgebung ald Leitfaden zu feinen Borlefungen zum Gebrauche für 
Nerzte und Juriften bearbeitet. Iſerlohn und Efberfeld 1853, angezeigt 
von Geh. Rath und Generalauditor Brauer in Karlsruhe. X. 294 
— 297. 
Boinpilliers, franzöfifcher Advofat. VI. 66. 
Bomhard, Staatöprocurator in Landau. 
Ueber die Frage, ob und wann eine zweifelhaft ftehende Anklage vom 
Staatdanwalte weiter zu verfolgen ift? I. 136—140. 
Bopp, Novolat in Darmftabt. 
I. Stand der Bertheidigung während ber Borunterfuchung. III. 454 
— 458. 
II. Der Rahmen bed Berweifungsurtheild und bed Anklageaets als 
Rahmen der Stellung der Fragen an die Gefchwornen. Ein Rechtd- 
fall. III. 537—543. 
II. Meine Anfänge in ber öffentlichen Vertheidigung. IV. 331348, 
IV. Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung bei dem ftrafgerichtlichen 
Verfahren. IV. 357360. 
V. Legitimation des MBertheidigerd zur Einlegung von Rechtsmitteln ge» 
gen das wiber feinen Clienten erlaffene Strafurtheil. V. 178, 179. 
VI. Gerichtliche Denktwürbigfeiten. V. 256— 263. 
1) Der Elient in Oppofition mit feinem Bertheidiger. V. 256. 
2) Zur Gafuiftif des Begriff: Diebftahl. V. 257—259. 
3) Mitwirkung ded Bertheidigerd beim Zeugenverhör bed Vor— 
figenden. V. 259—263. 
VII. Ein Geſchworner über dad Schwurgericht. VI. 176182, 
VIII. Nichtigkeitsbeſchwerde im Antereffe bed Geſebes. Rechtsfall. Bei⸗ 
lageheft zum VI. Band. 107—111. 
IX. Aufforderung zum Meuchelmord durch die Preſſe. Ein Rechtsfall. 
IX. 173—176. 
X. Ueber Entziehung der Rechte ver Anwaltſchaft. X. 150-156. 
Bomwftreet. Das dortige Polizeigeriht. Bon Dr. Marquardfen in 
Heidelberg. IV. 529—549, 
Brandftiftung. Rechtsfall. (England). II. 388390. 
Brandftiftung. Rechtsfall, ſ. Vermweifungdurtheil. Ueber die Begren- 
zung ber Befugnifje des Affifenpräfidenten durch deſſen Inhalt ic. 
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Brandftiftung. Rechtsfall, f. Complott. Zur Lehre von bemfelben, 
Rechtsfall von Dr. Kompe in Marburg. 

Brauer, Yuftizminifterialratö, dann @eheimerath und Generalaubitor in 
Karlsruhe. 

I. Die Verſetzung in den Anklageſtand. I. 87—103. 

II. Die gerichtliche Polizei (police judieiaire). II. 159-174. 

111. Die Borunterfuhung auf der Grundlage bed Anklage-Prineips. 1. 

. 3211 —366. 

IV. Ueber Gerichtöorganifation. TIL. 507—524. 

IV. lieber die Bildung der Gefchwornenliften. IV. 136—145. 

V. Bemerkungen über die Anmwaltögebühren. V. 319—332. 

VIII. Das Militärverbrechen der Meuterei. VIII. 81-91. 

IX. Dad Gefchmwornengericht in feiner Anmenbbarfeit auf Militärge- 
richte. X. 279— 294. 

X. Anzeige der Schrift: Memoranda ber gerichtlichen Medicin, mit bes 
fonderer Berüdfichtigung der neuen beutfchen, preußifchen und rhei— 
nifchen Gefeßgebung, ald Leitfaden zu feinen Borlefungen und zum 
Gebrauche für Aerzte und Juriften, bearbeitet von bem Kreisphyſi-— 
kus und Privatbocenten Dr. 3. W. Böcker in Bonn. Sferlohn 
und Elberfeld 1853. X. 2941—297. 

Brauer, Hofgerichtörath in Mannheim. 

I. Ueber zwei dem Gebote der Wahrheit widerſtrebende Regeln des 
beutfchen Eivilproceffed. 1. 394—406. 

II. Proben von politifchen Proceſſen unter der aufftändifchen Regierung 
in Baben. IV. 563=571. 

Braunfhmeig, Herzogthum. 

I. Geſetzgebung in Bezug auf Nichtigkeiten wegen Verlegung von Form⸗ 
vorfchriften im Strafverfahren. III. 306, 478, 497. 

11. Anregung von Reformen im Strafverfahren in ben legten Jahren 
vor 1848. VI 293. 

III. Erfahrungen über die Wirkfamfeit der Schwurgerichte. Bon Geh. 
Rath und Profeſſor Dr. Mittermaier in Heidelberg. IX. 3 
— 32. 

IV. Strafproceßordbnung vom 22. Auguſt 1849. III. 306, 478, 497. 
IX. 2—32. 

Briefgeheimnif. X. 160, 161, 487 490. 
Brumhard, Abvocat zu Rhoden im Fürftenthum Waldeck. 

I, Sollen ypofitive Bemweisregeln in Handelsſachen gelten? III. 258 
— 266. 

I. Kritik der Preußifchen Verordnung vom 21. Zuli 1849 über bas 
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Verfahren in Civiljahen in den Bezirken des Appellationsgerichts 
zu Greifswald und des Juſtizſenats zu Ghrenbreitftein. IV. 146 
— 157. 

Bühernahbrud, ſ. Eigentbum, literariſches; Rechtsſtreit wegen beffen 
Berlegung in Frankreich. 

Buchner, Adolph, in Darmftadt. 

1. Geiſteskranke im Nffifenverfahren. VI. 131—139. 

II. Leumundserforſchung in Affifenfadyen. VI. 392 —417. 

III. Die politifche Auffaffung des Geſchwornengerichts und ihre Folgen 
in Deutfchland. X. 192—223. 

Bürgerhülfe. Ueber die Berechtigung dazu. Bon Advokat Purgold 
in Darmftabt. IV. 447—453. 

Bürgerlier, Proceß, f. Eivilprocef. 

Bürgerliher Zod, f. Tod, bürgerlicher. 

Bürgerliches Geſetzbuch, franzöfifches ſ. Code civil. 

Bürgerliches Gefegbuch für das Königreih Sachen; Entwurf beffel- 
ben, f. Givilgefeßbuch für das Köniareihb Sachſen x. 

Bürgerliches Recht ſ. Civilrecht. 

Bürgermeifter in Frankreich, zunächſt in ber bayerifchen Pfalz. Deren 
einfache Polizeigerichtäbarkeit.. Vpn Appellationsgerichtsrath Merckel 
in Zweibrücken. VI. 480—505. 

Burghart, Gerichtöaffeffor in Greifswald. 

Die mildernden Umftände nad dem franzöfifchen und deutſchen Recht. 
VIII. 449—440, 449 —487. 

Bürgfhaft. Ueber die Verantwortlichkeit der englifchen Magiftrate we—⸗ 
gen Berweigerung ber Annahme berfelden. Bon Dr. Marquarbfen 
in Heidelberg. V. 222—277. 

Burkhardt, Dr. Anzeige der Schrift deffelben: Aus ber Prarid deut⸗ 
fher Gefchwornengerihte. Weimar 1849. Vom Heraußdgeber. 
III. 566. 


Eabet, der Proceß. VI. 206-208. 
Caraby-Coötlogon, ber Proceß, Ehebrud und Mordverſuch betrefs 
fend. Bon Dr. Julius Levita in Mainz. II. 22—84. 
Eaffationdhof, franzöfifcher. 
I. Entſcheidnngen deſſelben über einige Hauptfragen bed Strafproceß⸗ 
rechts vom 7. September 1848. I. 84, 


1. Gutachten bdefjelben über bie Einrichtung einer Anklagejum. I 
153. 154. 
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IIL Ertenntniß desſelben vom 21. Auguft 1849 über das Berhältniß 
zroifchen Diseiplinar- und Griminalverfahren. IV. 112. 

IV. Derfelbe in Eivilfahen. Bon Dr. €. Frey in Nürnberg. VI. 
114—150. 

V. Befuh von Sigungen beffelben. V. 406-417. 

Eaffationshof, militärifher. Aus der Prarid eined folhen. Bon 
Auditor Sahau in Rapeburg. X. 46—69. 

Gaffationsrecurd. Ueber beffen Umfang in Anklagefahen wegen 
Injurien. Bon Advokat Fuhr in Darmftadt. V. 250—255. 

Caſſationsrecurs in Eheſcheidungsſachen nach rheinifch franzöſiſchem 
Recht. III. 29, 30. 

Caution zur Befreiung der Haft in ber Borunterfuhung des Anklages 
prozeſſes. II. 340 - 342. 

Caution zur Befreiung von ber Haft nach den Grundrechten bed deut⸗ 
fhen Volks. I. 313—315. 

Caution zur Befreiung von ber Haft nad) der Öfterreichifchen Strafpro- 
zeßordnung vom 7. Januar 1850, IV. 232, 233. VL 94—96. 

@aution. Nichtverhaftung gegen ſolche. Entfcheivung des Appellations- 
gerichts in Köln. I. 159—161. 

'Chaix d’Est-Ange, franzöfifcher Abuofat III. 82—84. V. 416. 
VI, 49—51, 57, 59, VI. 209. VII. 272, 340, 341. IX. 183, 184. 
185, 186, 352, 430, 517—520. X. 160. 

Ehrift, A. Anzeige ber Schrift defien: Die Berwirflihung der beut- 
ſchen Nationalgefepgebung , Stuttg. 1850. Bom Heraudgeber. V. 
272— 274. 

Cireuit. Der Ritt auf baffelbe. Bon Dr. Marquardfen in Heibel- 
berg. IV. 242— 256. 

Eivilgerichte. Deren Berhältniffe zu den Militärgerichten während bed 
Kriegäzuftandes in Frankreich. ILI. 294. 

Cipilgeſetzbuch, allgemein beutfched. Anzeige bed v. Preufchen- 
Then Entwurfe eined folchen. Leipz. 1848, vom Herausgeber. V. 
272. 274, 

Civpilg eſetzbuch, franzöſiſches, ſ. Code civil. 

Eivilgefesgbuc für das Königreich Sachſen. Bedenken bei einigen Be— 
ftimmungen bed Entwurfs beffelben. Bon bem Geheimen Juftizrath Dr. 
Groſſ in Dresden. X. 144—149, 

Eipilpartei; deren eibliche Vernehmung in Strafſachen in Frankreich, 
IV. 496, 497. 

Eivilprozeßz beffen Reform f. Delbrük, O. Anzeige der Schrift bef- 
felben: Die Reform bed Civilprozeſſes 1. 
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Eivilprozef. Zur Reform deſſelben, zunächſt über Beweidinterlocute 
und Rechtsmittel. Bon Dbergerichtöaffeffor F. Delbrüf in Stral« 
fund. V. 93—109. 

Civilprozeß. Miünblichfeit und Schriftlichkeit in demfelben. Bom Ap« 
pellationdgerichtärath Schlint in Köln. VII 40-69. 

Eivilprozeß, beutfcher. Weber zwei dem Gebot ber Wahrheit wibers 
firebende Regeln deſſelben. Bon Hofgerichtörath Brauer in Mann- 
heim. I. 394—406. 

Civilprozeß, beutfcher. Fürfprache für venfelben. Bon Appellationd- 
gerichtsrath Schlink in Köln. IV. 317-321. 

Givilprozeß, englifcher, in dem Gerichten de8 Common Low. Bon 
Juſtizrath Mühry in Stabe. III. 8—25, 93—128, 191 - 207. 

Civilprozeß, franzdfifcher. Defjen Grundlagen. Bon Dr. Ludwig 
Frey zu Neuftabt a. 5. VII. 93—128, 185—213. 

Civdilprozeß, franzöfifcher. Weſen der Anwaltjchaft in demſelben. Bon 
Advofat-Anmwalt Dr. Julius Levita in Mainz. I. 207—225. 

Givilprozeß, franzöfifher, Das gerichtliche Geſtändniß nach demfelben. 
11I. 323—333. 

Civilprozeß, franzöfifcher. Dad Zeugenverhör in demfelben. Bom Aps 
pellationdgerichtärati Schlinf in Köln. X. 169-191. 
Civilprozeß f. Geſetz, preußifches, vom 21. Juli 1849 über bad Ver- 
fahren in Civilſachen in den Bezirken des Appellationdgerichtd in Greifs⸗ 

wald und bes Juftizfenatd zu Ehrenbreitjtein. 

Civilprozeßordnung für bie beutfchen Staaten. Anzeige der Schrift 

bed Freiheren v. VBölderndorff-Waradein: Der bürgerliche Rechtd« 
ftreit, dargeftellt al Entwurf einer folhen. Nörbl. 1850, Bom Her 
audgeber. V. 272—274. 

Eivilprozgeforbnung, franzöfifche, j. Code de procedure eivil. 

Eivilprogefordnung, proviforifche, für Siebenbürgen vom 3. Mai 
1852. Ueber dieſe. Bon Dr. Julius Fierlinger in Wien. VIII 
386— 101. 

Civilrecht, franzöſiſches. Das gerichtliche Geſtändniß nad) bemfelben. 
II. 323—333. 

Civilrechtspflege. Verhältniß der Staatsbehörde zu berfelben. Bon 
einem theinpreußifchen Juriſten. II. 167—181. 

Civilſachen. Der franzöfiihe Eafjationshof in folhen. Bon Dr. €. 
Frey in Nürnberg. VI. 114—130. 

@ivilfachen. Ueber die Rechtskraft ber Interlocute in ſolchen. Bon 
Oberappellationdgerichtörath Pirid in München. III. 378—395. 

Eivilfahen. Welche Wirkung haben die rechtäfräftigen Entſcheidungen 
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in folden auf die Entfcheidungen in Strafſachen und umgefehrtt? Bon 
Appellationdgerichtörath) Merckel in Zweibrücen. VIII. 500-528, 
IX. 135—159, 

Eivilfahen Die franzöfiiche Berufungsinftanz in ſolchen. Bon Ap« 
pellationsgerichtärath Schlink in Köln. IX. 33—60. 

Cipilftand. Ueber deſſen Beurkundung. Bon Appellationdgerichtörath 
Merckel in Zweibrücden. III. 226—257. 

Eivilverfahren f. @ivilprozef. 

Code civil (franzöfifches Givilgefegbuch) IL. 87, 152, 471—504. (Ehe 
fheidung) IIT. 26—44. (Ehefheidung) 253—257. (Beurkundung bed 
Givilftandes) 323—333, (Gejtändnif) 354, 355. IV. 503, (Subhafta- 
tion) VI. 431, 432, 473, 474, 276—479, 482, VIL 195, 204, 432— 
434, 451—461, 487— 511. VI. 334, 508. IX. 45, 52, 53, 55, 136, 
140- 142, 145, 151, 153, 155, 157, 158. X. 21, 173, 174, 188, 
189, 454, 455, A61, 462, 478, 

Code de commerce (franzöfifches Handelsgeſetzbuch) IL. 87. IN. 130— 147. 
(Handelögerichte) X. 276, 277. 

Code de procedure eivil (franzöfifche Civilprozeforbnung). Deſſen Ge 
[hichte und Charakter, 1. 208—225, 239. IV. 318—321. VI. 44— 
446. VIII. 93—128, 185—213, 

Art. 7 111. 350. 
,‚ 9 141. 
‚, 17. VI. 207. IX. 50. 

23. VI. 53. 

39. III. 326. 

48, 111. 348, 

49, II. 152. 

56. II. 87. III. 349. 

59. VII. 389. 

61. I. 217, 219. VI. 53. x. 180, 

67. VIL 60, 

73. III. 144, 

75 11. 145. 

75—81. 1. 217, 220. III. 326, 

77. 1, 53, 324. 

78. 111. 53, 324. 

80. 1. 53, 

83. II. 88, 

85 ır. Ill. 145. 

„ 9. 11. 328. 
Negifter zum Gerichtäfaat, 2 


„m u u 8 ang 


18 Regifter. 


Art, 126. VI. 433. 

„ 130. II. 150. 

„ 132. 1. 87. 11. 39. 
„ 131. 11. 153. 

„ 137. IX. 49. 

„ 138. III. 146. 

„ 141. 11. 146. 

142. 1. 221. 
143145. 1. 222. 
446. III. 146. 

147. X. 190. 

149. I. 219. 

156. X. 177. 
156—159. I. 113, 147. 
172. 111. 141. 

229. IV. 166. 

231. IV. 166, 

239. VIII. 510. 

240. VIIL. 510. 

250. VI. 510. 

252. X. 173. 174, 
254. X. 176. 

256. X. 174. 

257. X. 177. 

260. X. 180. 

» 263—265. X. 181. 
„266. X. 182. 

vw» 269 —274. X. 183, 184. 
„ 278. X. 184, 

» 219. x. 187. 

v» 280. X. 187. 

. 281. x. 181. 

v„ 283. VIII. 507. X. 185. 186. 
v 291. X. 185. 

v„ 292. X. 182. 

„ 30% ıc. DI. 145. 

» 330. 111. 328. 

„ 312. IL 146. 

„ 343.1. 221. II. 146. 
‚ 315. I. 221. 
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Art. 352%. II. 142. III. 327. 328. 174. 


360. 
361. 
366. 
377. 
381. 
392. 


IL. 87, 143. 
I. 143. 
HI. 329. 
IX. 52. 

11. 85. 

IX. 32. 


144, 219, 
.I.44. VII. 59. x. 190. 
.1. 44. 


X. 190... 
III. 326. 
I. 41, 


. 1. 144. 

. 1. 144. 

. 1II. 142, 

. I. 141. 

. III. 141. 

. III. 141. 

. III. 145. 

. III. 145. 

. III. 145. 

. III. 145. 326. 

. III. 146. 

. II. 147. 

. IX. 50. 

. II. 142. 

. VI. 53, IX. 51, 52, 59. 
. IX. 55. 

. III. 28. IX. 48. X. 176. 
. 11. 394. IX. 48. 

. VI. 53. IX. 51. 

. IX, 22. 

. III. 446. IX. 49. X. 176. 
. IX. 51. 

. IX. 60. 

. IX. 55. 


IX. 59. 


. IX. 60. 
. U. 147. IX. 58, 
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t. 473. 1. 141. IX. 58. X. 176. 
474. 1. 86. 
480. IX. 57 X. 174, 
481. M. 329. 
504. VI. 119. 
507. 11. 87. 
512. 11. 87. 
562. 11. 87. 
669. IX. 52. 
674—748. 1. 147. IV. 507—513. 
750. VII. 489. 
75% ı. VI. 488, 489, 490, 491, 493, 495, 497, 501, 502, 
503, 504. 

757. VII. 489. 

763. IX. 52. 

781. 11. 354. 

786. 11. 147. 

809. IX. 52. 
907. ı. 11. 354. 

71. 11. 354. 

1007, 11. 87. 
1010. IX. 42. 

1025, 111. 145. 

1030. 11. 87. 
1031. 11. 87. 143. 

1033. X. 180. 

1035. X. 175. 

1038. 11. 147. 

1039. 11. 87. 
1040. X. 182. 
Code d’instruction eriminelle (franzöfifche Eriminalordnung , Strafpros 

zeß⸗Ordnung): 

Art. 1. VI. 506. IX. 156. 

3. VIII. 502. 506. 
8. 1ll. 352. 
9, 11. 160, 162. VI. 482. 
11. 11. 162. IV. 159, 185. VI. 483. 
16. IV. 159. 
22. 11. 163, 166. 
23. ll. 163. 
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Act. 25. I. 172. 
. I. 163, 166. IM. 398. VII. 506. 
30. II. 166. II. 398. 
31. I. 166, 171. VII. 506. 
II. 169, 171. IM. 201, 412. IV. 159, VI. 104, 
33 II. 201. 
34. II. 471. IM. 401. VI. 454. 
35. IL 170. DI. A0r. 
36. I. 470. II. 401. 
37. II. 401. 
38. IH. 401. 
39. I. 401. 
. I. 171. DI. 401, 404. 
41. 11. 168, 169. 1. 398, 399, 401. 
42. 11. 401. 
43. 11. 170. 111. 401. 
44. 11. 169, 170. 111. 401. V. 198. 
45. I. 401. vm. 506. 
47. 1. 396. VII. 506. 
„ 48.1. 164. 11. 397. VI. 506. 
„ 49. 11. 163, 165. 11. 353, 410, 412, IV. 159, 
„ 50. 11.'163. 11. 397, 410, 412. VI. 482. Vin. 506. 
„ 51. 1. 167, 169. 1. 411- 
„ 52. I. 164, 165, 167. 1. a4. 
. 53.1. 165. 1. 353, 411. VII. 506. 
„ 54. 1. 165, 167. I, 253, 397. VII. 506. 
„ 55. Il. 165. 
„ 57. 11. 160. 
„ 58. 1. 167. 
„ 59. 1. 165, 335. 1. 441, 412, 
„ 60. U, 413, 414. 
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61. Il. 397. 
62. 1. 397. 

„ 63. I. 397, 398. VII 506. I 

„ 64. 1. 167. 1. 396. 11. 397. VIll. 506. 

„ 65. VIII. 506. 

66-68. VII. 502, 506. IX. 453. 

68—71. VII. 506. 

78. VI. 226, 

79.1. 28. IV. 479, 480, 
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81. 
85. 
9. 
106. 
114. 
123. 


424, 
128. 


133. 
134. 
137, 
138. 
139. 
140. 
144. 
145. 
146. 
187. 
148. 
149. 
150. 
151. 
152. 
153. 
154. 
155. 
156. 
157. 
158. 
159. 
160, 
161 

162. 
163. 
164. 
165. 
166. 
167. 
168. 


Regiſter. 
Il. 468. VI, 454. 


1. 353. 


u. 353, 
11. 396, 397. 

u, 414, 518. 

1. 160. 

I. 101. 

1. 101. 

1. 9. 

1. 9. 

V. 156. 

iM. 150, 351- v1, 483. 
v1. 382. 

iu. 351. VI. 283, 

vi, 482, 483. 

Iv. 323, 324. VI. 482. 
IV. 324. VIII. 506. 

IV. 324, 328. 

III. 185. VI. 491. 

III. 185. IV. 326. 
IV. 327. VI. 487. 

Iv. 327. VI. 487. 

IV. 327. VI. 487. 

I, 451. IV. 327. vI. 91. 
II. 311. IV. 326, 328. VI. 486. 


Iv. 158, 167, 175, 187, 190, 3%5, 325. 


IV. 325, 328. VI. 490. 

Iv. 325. VII. 507. 

iv. 325. VI. 488. 

iv. 325. VI. 488. 

VII. 434. VIII. 518. 

IV. 326. 

IV. 326. VI. 491. 
IV. 326. VI. 491. VII. 502. 
IV. 327, 328. VI. 490, 49. 
IV. 327. IV. 490, 491. 

Iv. 328. VI. 490, 491, 502. 
11. 352. IV. 330. VI. 482, 485. 
It. 352. 1V. 330. VI. 483, 
1. 352. IV. 330. VI 483. 


VII 434. 
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IV, 330. 
IV. 330. 
IV. 330. 


IV. 327. 
IX. 490, 
IV. 327. 
111. 150. 
VIII. 506. 
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VI. 483, 486 
VI. 483, 486. 
VI. 483, 486, 487. 
II. 314. 111. 351. IV. 327, 
IX. 451, 467. 


VI 490. 


II. 113, 156. 
IL. 113. IX. 425. 


II. 113. 


IX. 450. 


VI. 490. 


IV. 158, 167, 175, 187. VIIL 507. 


II. 113. VIII. 506. 


VIII. 518. 


11. 113. IX. 499, 


VIII. 502. 
111. 152. 
IL. 113. 


11. 113. 
1. 113. 


IX. 453. 


IX. 454, 463, 472, 475, 
II. 413. IX. 453, 472, 475. 
II. 113, 468. 
II. 413. IX. 454, 455, 461, 463, 472, 476. 


11. 113. IX. 490. 


IX. 494, 495, 498. 
I. 100. 11. 150, 156, 475, 477, 483. 


I. 91. 


IV. 283. V. 522. VI. 154. 
IV. 283. V. 521, 522. VI. 154. 


V. 156. 
I. 101. 


235 ı«. IV. 270. 


237. 
238. 
241, 
242, 
245. 


246. 


257. 


V. 156. 
V. 156. 


III. 492. V. 156. VI. 156. 
I. 321, 492, V. 170. 


11. 405. 
IV. 438, 
Il. 407. 


II. 506. 


IX. 449-451. 
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Art. 259. V. 520. 


260. 4111. 443. V. 520. 

263. VII 541. 

266. IL 394, 

267. 1. 358. II. 2214. V. 203. 

268. I. 362. II. 244, 401. III. 183, 487. IV. 117, 118. 
v. 332, 335. Beilageheft zum VI. Band. 56, 88. VII. 541, 
558. 

269. I. 25. II. 244. II. 183. IV. 117, 479. V. 333. 
335. VI. 112. Beilagebeft zum VI. Band. 56, 88. VII. 541. 
547, 548—550, 555. VIII. 507. 

270. II. 244. IV. 117. V. 203. VII 541. 

271. V. 156. VI. 150. VI. 151, 153. 

274. IL 220. 

275. VIII. 506. 

276. IV. 119. VII. 541. 

277. IV. 119. 

279. VI. 482. 

293. 11. 394—396, 403, 413, V. 138. 

294. 1. 157, 488. 

295. 11. 156. 11. 152, 489. 

296. 11. 400, 402. ll. 152, 475, 479, 488. V. 140. 

299. 1. 150, 153, 162, 475, 479. V. 520, 521. 

302. 1. 450. 11. 152, 489. 

303. 11. 403, 405, 407, 408, 410, 412. IN. 488. V. 386. 
305. V. 138. 

306. 11. 398. 111. 439, 440, 443, 446. 

311. 1.195. 1V. 340-342, 475. 

312. 11. 450. VI. 219, 

313. 1. 24. IV. 469. V. 170. 

314. 1. 24, 359. 1. 159. 

315. 1. 25, 359. 11. 252. Il. 153, 183, 184, 186, 494, 495. 
IV. 132, 472, 479. V. 551. VI. 551. 

316. IV. 471, 472. V. 181, 182. VI. 557. 

317. 11. 8. M. 183—186, 569. IV, 118, 476. V. 183. VI. 
552, 553, 555. 

318. 11.8. 1. 184. IV. 132. 

319. 1. 22. 11. 9, 250. A. 153, 154. IV. 483. 484. V. 
87. Vi. 555. 556. 

321. 1. 153. VI. 401. 
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Art. 322. IV, 487. V. 202. V. 337. Beilageheft zum Vi. Band. 
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56, 72, 88. VII. 551. VI. 507. IX. 152. 

326. 1. 153. 11. 154. V. 183, 

327. 1.23. 1. 253, 491. V. 19. 

330. 11. 154. V. 185. 

331. m. 443. Vu. 539. 

332. V. 201. VI. 357. 

335. 11. 254. 1. 155, 321. V. 209. VI. 157. Vi. 543. 
336. 1. 30, 358, 365. 1. 382. VI. 157. 

337. 1.357. 1. 185, 186, 548. VI. 226. IX. 152. 
338. V.44. VI. 151. IX. 152. 

339. V. 41. VI. 153. 

34. 1. 8,17. IV. 196, 471. V. 41, 212, 213, 215. V. 
217, 232. VI. 430. IX. 448. 

342. 1. 383, A61. 1. 186. IV. 194. V. 205, 312. 
218, 223, 226, 356. VII. 435. 

342—349. VI. 218. 

343. VI. 222. 

314. VI. 223. 

345. VI. 227, 229, 230. IX. 448. 

347. 1.83. V. 212. VI. 216. 

348. VI. 225. | 

349. IV. 119. VI. 216. e 
351. V. 404. Vi. 216, 217. 

352. 1. 186, 292. VII. 540. 

353. V. 217. VI. 222%. VI. 539, 558. 

354. 111. 443. 445. VI. 540, 

356. IX. 448. 

359. VI. 227. Vu. 513. 

360. IV. 112, 

361. I. 57. VI. 151, 227. 

365 x. V. 521. Vıl. 554. 

368. VII. 502. 

370. IX. 448. 

371. 1. 155. 1X. 448. 

372. 11. 483 V. 200. 

373. 1X. 448. 

379. VII. 509. 

380—383. IX. 448. 

381. 1. 53. 11. 499. 
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Art: 382. III. 500, 501. 
„ 387. V. 381. 
„ 389. VI. 509. 
„ 394. 1. 445, 496. V. 138, 139. 
„ 396. 1. 441. 
„ 398. VI. 231. 
„ 401. 1, 153. 
„ 407. IX. 448. 
„ 2&08. 1. 294, 317. V. 140. VI. 158, 226. 
„ 413. 1. 114. 
„ 415. 1. 482. 
„ 416. 1. 476. V. 520. VI. 158. 
„ 419. U. 114, 
„ 420. 1, 114. 
„42. 4 114. 
„ 443. V.54. X. 491. 
„dar. V. 55, 56, 57, 67. IX. 464. 
„ Aa. V. 55, 56, 59-61, 67, 514. 
„ 448. IV. 166. 
„ 451. IX. 136. 
„ 460 IV. 166. VI. 510. 
„ 477. IV. 119. 
„ 506. IV. 176. 
‚„ 510 x. IV. 121. 
„ 539. VI. 254, 
„ 554. W. 274, 282, 283. V. 520, 529. 
„ 555. V. 176, 177. 
„ 556. IV. 271. \ 
v. 566. V. 170. 
„ 867. V. 170. 
„ 568-570. V. 525. 
„ 574. V. 170. 
„ 597. 1X. 448. 
„ 599. u. 150, 154. 
„ 615. 1. 398. 
„ 619. V. 54. 
Code penal (franzöfifches Strafgeſetzbuch). 
At. 1. V. 522. 
» 2. VI. 295. 
„ 4. V. 527. 


Art. 15. V. 539. 
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17. IV, 572. 

18. VI. 474, 477, 

29. IV. 572. 

39. IV. 572. 

59. IV. 275, 280. V. 533. VI. 151. 
60. 1V. 275, 280. V. 525, 533, 
62. VI. 151. VI. 295. 

86. IV. 572. 1X. 516. 


87. IV. 273, 275, 281, 283. V. 177, 523, 529, 333. 


88. IV. 281, 283. V. 523, 529, 533. 
89. IV. 281, 283. V. 533. 

90, V. 522. 

91. IV. 273, 275, 281, 282, 283. V. 529, 533. 
92. IV. 273, 275, 281. 

96. 1V. 274, 275, 572. V. 531. 

97. V. 529, 533. 

100. V. 520, 522, 527. 

102. IV. 281. V. 533, 

412. IV, 112. 

188 w. 1. 358. 

192—195. 11. 255. 

209. IV. 273, 280. V. 175, 530, 531, 539. 
210. 1V. 273, 280. V. 539. 

216. IV. 272, 273. 

217. 1V. 280. V. 539. 

221. V. 539. 

259. 11. 567. 

294. IV. 109. 

295. V. 55, 529, 533. 

296. V. 529, 533. 

297. V. 529, 533, 

299. IX. 159. 

301. 11 261. 

304. IX. 151. 

321 x. VIII. 435. 

328. 11. 554. 

340. IX. 144. 

341. U. 398. V. 529, 
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Act. 345. VAN, 140, 

346. Ill, 256. 

361—365. X. 465. 

366. VI. 454, 455, 461. IX, 155. X. 455, 457. 

377. 1 50. 

378. 1. 257. 

379. 1358. X. 470. 

386. 11. 542. 

393. 1 358, 

398. 1. 358. 

401. VIII. 430. X. 470. 

402. IX. 153, 154, 

405 ı. IX, 154. 

424. VIII. 351. 

434. V. 529. 

463. WII. 422, 429, 439. 

464-484. 111. 351. 

Costlo gon f. Caraby-Coötlogon, Procef, Ehebrud und Mordverſuch 
betreffend. 

Colbert, Minifter Ludwigs XIV. Proceß wegen eined von demſelben er⸗ 
fauften Haufes, X. 160. 

Gollegialität der Gerichte erfter Inftanz. III. 509—512. V. 6-10. 

Eollocationdverfahren, franzöfifches (ordre). Bon Appellationd- 
gerichtsrath Schlint in Köln. VI. 485—511. 

Eollufion. Verhaftung wegen Beforgniß berfelben. 1. 315—318. 1. 
339, 340, 

Common Law. Der englifche Givilproceß in beffen Gerichten. Vom 
Juſtizrath Mühry in Stade. 1. 8-25, 93—128, 191— 207, 

Eompeten;z, f. Zuftändigfeit. 

Gompetenzeonfliete. Franzöſiſches Gejeg vom 9. Februar 1850 we⸗ 
gen beren Behandlung. IV. 208. 

Eompetenzfrage. Der pfälzifche Monſtre-Proceß im Stadium berjel- 
ben. IV. 269, 285. V. 519—549. 

Complott. Zur Lehre von demfelben. Bon Dr. Kompe in Marburg. 
Rechtsfall. X. 327—335. 

Goneurdverfahren, f. Gantverfahren. 

Constitutionel; Proceß wegen Verkaufs biefer Zeitung gegen Dr. 
Beron und Genoffen. IX. 517—520. 

Eontumacialurtheil gegen einen Anmefenden. Branzöfifcher Redhtd« 
fal. 1. 463-467. 
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Contumacialverfahren, f. Ungehorfamdverfahren. 

Eorporationdrehte. Ob die öffentlihen Anwälte eined Dbergerichtd- 
fprengela foldhe erhalten follen? Bon Advokat Purgold in Darmftabt. 
1. 245-259. 

Cr&mieux, jtanzöfifcher Abnofat. V. 416, 419. VI. 61—63. 

Criminalgefegbu ch, franzöfifched, f. Code penal. 

Griminallericon, heraudgegeben von v. Jagemann. X. 489. 49. 

Criminalordnung, franzöfifche, ſ. Code d’instruction criminelle, 

Eriminalftatiftil. Ein Wort über dieſelbe. Vom Heraudgeber. 
u, 189, 190. 

Eriminaljtatiftit, zur. (Frankreichj. Vom Heraudgeber VW. 
550-552. 


Dänen. Entſcheidung über einen Streit zwifchen folden und Schled- 
wig-Holfteinern in London. 1. 226, 227. 

Defenfion, ſ. Bertheibigung. 

Defenfor, ſ. Bertheidiger. 

Delangle, franzöfifcher Advokat, dann Präfident des Appellhofs zu Pa- 
ris. Vl. 57-59. WU. 530. IX. 183. 

Delbrüd, F. Obergerichtsaffeffor, dann Kreisrichter in Stralfund. 

I. Zur Reform des Givilverfahrens, zunächft über Beweisinterlocute u. 
Rechtsmittel. V. 93—109. 
II. Betrachtungen über die Schrift: Leber bie preußifchen Schwurge⸗ 
richte und deren Reform. Gin Votum bed Herin Dr. X. B. Bde, 
mit einigen Zufägen heraudgegeben von Dr. F. 8. Keller. VII, 
167—182. 
II. Das Preußiſche Verfahren in fogenannten Bagatellfahen. IX. 
223 — 247. 
Delbrüd, B. Anzeige ber Schrift beffelden: Die Reform des Civilpro- 
cefied. Berl. 1849, vom Herausgeber, 1. 502—504. 
Deportation in Frankteich. Geſetz vom 8. Juni 1850 über diefelbe, 
mitgetheilt vom Herausgeber. IV. 572. 

Dernburg, Dr. und Profeffor des Rechts in Gießen. Anzeige der Schtif« 
ten deſſelben; 1) Leber den Werth und die Bebeutung der Schwurger 
tihte und die Mittel, diefelben eriminaltechtlih zu vernollflommnen: 
Franff. 1848. 2) Nbhandlungen aus dem Gebiete des gemeinen unb 
franzöfifchen Eivil» und Procefrechtd. Frankf. 1849. 11. 175—182. 

Deutſchland. 

I. Zur Erläuterung ber Art, III und IX ber Grundrechte bed beut» 
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ſchen Volks. Von Dr. Drechsler, Advokaten in Roſtock, Mitglied 
ber deutſchen Nationalverſammlung. 1. 299-318. 1. 428 -449. 

II. Einige Fragen über bie Aufhebung ber Todesſtrafe durch $. 9 der 
Grundrechte des deutſchen Boll. Bon Beofelor Dr. Hepp in 
Tübingen. 1. 341—350. 


IU. Anzeige ber Schrift des Profefford Geib in gurich: Die Reform 
des deutſchen Rechtslebens. Leipz. 1848. Dom Heraudgeber. I. 
237— 212. 


IV. Anzeige der Schriften: 

1) Die Berwirklihung ber beutfchen TRUIUEIETHEIEN von N. 
Ehrift. Stuttg. 1850. 

2) Entwurf zu einem allgemein beutfchen Eivilgefeßbuche nebft Mo— 
tiven. Bon F. A. — v. Preuſchen⸗Lieben⸗-Lieben— 
ſtein. Leipz. 1848. | 

3) Der bürgerliche Nedptöftreit dargeftellt als Entwurf einer allge 
meinen NRechtfireitorbnung für die deutfchen Staaten. Bon €. 
Freiherrn v. BölderndorffeWaradein. Nörbl. 1850. 

4) Des beutfchen Volkes Staatd« und Rechtögefchichte. Bon Dr. K. 
Sternberg. Eaff. 1851. Bom Heraudgeber. V. 272— 216, 

V Rückblick auf die Strafgefeßprozeßgebung ber legten fünf Jahre vor 
Einführung der Gefchwornengerichte in Deutfchland. Bon Prof. 
Dr. Hepp in Tübingen, VI. 271—295, 506—543. Berichtigung 
dazu. VII 297, 298. 

VI. Zur Umgeftaltung ber juriftifhen Farultäten ber beutfchen Hoc» 
fhulen. Bon Juſtizrath Mühry in Stade. VI. 365—372, 

VU. Erfahrungen über die Wirkſamkeit der Schwurgerichte in Deutſch⸗ 
land (mit befonderer Rüdficht auf Oeſterreich, Preußen, Bayern, 
Hannover, Württemberg, Sachſen, Baden, Kurhefien, Großher—⸗ 
zogthum Heffen und Naffau) vom Geheimenrath und Profefjor Dr. 
Mittermaier in Heidelberg. VII, 3—39, 211—243, 299— 334, 
391—428, VII, 1—38, 2115—251. X. 3—32, X. 399-432. 

VI. Die Zufunft der deutſchen Schwurgerichte. Vom Heraudger» 
ber. VII 352—354. 

IX, Die mildernden Umftände nad) beutfchem Rechte. Bon Gerichtd- 
afjefor Burghart zu Greifswald. VII 419—422, 449 —487. 

X. Die beutfhen und die außländifchen Abvofaten. Bon Appellationd- 
gerichtsrath Schlink in Köln. IX. 273—29. 

XI. Ritter Appert und die beutfchen Seftnguiff Dom Herauß- 
geber. X. 70-88. 
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XI. Die politifhe Auffaffung des Geſchwornengerichts und ihre Folgen 
in Deutfchland. Bon Abolph Buchner in Darmftadt. X, 
192—1223. 

XI. Die Evidenz nach englifchem Recht, ihre Grundzüge und An⸗ 
wenbbarfeit im beutfchen Strafprozeß. Bon Dr. Marauardfen 
in Heidelberg. 1. 116—126. 

Diebftahl. Rechtsfälle. WV. 337—347. VII. 282—29M. 

Diebftahl. Franzöſiſche Rechtsfälle. Ul. 187-190. V. 257-259, 
vi. 324-325, 536. X. 161. 

Diebftahl. Zur Gafuiftit bed Begriffd deſſelben. Zwei franzöfifche 
Rechtsfälle. V. 257—259. 

Diebftahl. Englifche Strafrechtsfälle IM. 282—288. V. 373, 374. 

Diebftahl, ausgezeichneter. Rechtäfall, VI. 412, 413. 

Dienjtehre, ſ. Amts- und Dienftehre. 

Disciplinarbehördben ber Anwälte. Anmaltfammern oder Abnofa- 
tencollegien ala ſolche. Bon Dbergerichtdanwalt Aldberg in Gaffel. 
u. 515—538. 

Disciplinarrath (conseil de diseiplin) des franzöfifchen Abvolaten- 
ftandes. I. 47. 

Disciplinarverfahren. Verhältniß zwifchen ihm und dem Erimis 
nalverfahren. Erfenntniß des franzöfifchen Caſſationshofs vom 21. Au« 
guft 1849. Vom Heraußgeber. IV. 112. 

Doctormwürde bed Rechts. Wranzöfifche Berorbnung vom 5. December 
1850 wegen beren Erlangung. VI. 269, 270. 

Dollmann, Prof. Dr. in Münden. Anzeige der von bdemfelben her- 
ausgegebenen Sitzungsberichte der bayerifchen Strafgerichte. Erl. 1849. 
Vom Herausgeber. 11. 566. 

Dolmetfcher; deren Zuziehung im Strafverfahren. V. 199. 

Drechsler, Dr., Nbvolat in Roſtock, Mitglied der deutfchen National« 
verjammlung: 

Zur Erläuterung der Art. MI. und IX. der Grundrechte bed beutfchen 
Volks. 1. 299-318. 1 428 -449. 

Dub, Staatdanmwalt in Zürih. Das neue fehmeizerifhe Militärftraf- 
tet. VI. 149-166, 305—319. 

Dufaure, franzöfifcher Minifter des Innern, dann wieder Advokat. IX. 
521. X. 161. 

Duvergier, franzöſiſcher Advokat. VI. 60, 61. VII. 205, 206. IX. 521. 


Ehebrecherin, die haldftarrige. Franzöfifcher Rechtsfall. Vi. 544. 445. 
Ehebrud. Franzöfifche Rechtsfälle. U. 9A—96. U, 7284. 
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Ehefheibung nach rheiniſch⸗franzöſiſchem Recht. Vom Obergerichtd- 
rath Glaubrech in Mainz 1. 471—504. Ill. 26—44, 

Ehrenfränfung vor Gericht, deren Behandlung. Ein franzöfifcher 
Rechtöfall. II. 469, 470. 

Ehrenkränkung von Zeugen f. Zeugen; beren Beleidigung (franzd« 
fifche Gerichtäfcene). 

Ehrloſigkeit f. Infamiefyfiem. Deffen Reform. 

Eid ber Gefchwornen in Bayern. I. 24, 25. 

Eidgenoffenfhaft, ſchweizeriſche, ſ. Schweiz. 

Eigenthum, literarifches. Rechtäftreit wegen beffen Verlegung in Franke 
reich (Paris), IX. 430—432. 

Einftimmigfeit ber Gefhmwornen f. Gundermann, Dr.; Anzeige 
ber Schrift derfelben: Heber bie Einftimmigfeit der Gefhwornen ıc. 

Einftimmigfeit der Gefchwornen, I 711—76. IX. 187. . 

Einzelhaft der Sträflinge. X. 74—78,. 

Einzelhaft. Neuefted Urtheil über biefed Syftem vom Grafen v. Görtz 
(in deffen Schrift: Reife in Norbamerifa). IX. 353. 354. 

Einzelhaft; deren Modificationen ; mit Nücficht auf Mittermaier'd 
Schrift: Der neuefte Zuftand ber Gefängnißeinrichtungen in England. 
Dom Heraußdgeber. VI. 271—290. 

Einzeltihter. II. 509—512, 515, 516, 523, 

Eijenbahnen. Großherz. Heflifches Gejeb vom 15. Mai 1852 wegen 
ber ben Betrieb derſelben gefährdenden Verbrechen und Vergehen. IX. 
271, 272. 

Englanb: 

I. Stellung des bort dem Schwurgericht präfibirenden Richters. 1. 
20—22, 26, 36, 356, 357, 360. 

I. Die Anklageſchwornen. 1. 89, 90, 154. V. 379. 

II. Aus der englifchen Gerichtspraxis. Bon Juſtizrath Mühry in 
Stabe. 1. 141—144. 11. 388 -390. 

IV, Nichtzuziehung ber Gefhwornen, wenn ber Angefchuldigte geftän- 
big. 1, 433—435. 

V. Anzeige der Schrift: Erfahrungen eines englifchen Gefängnißgeiſtli— 
hen. Lond. 1847, von Dr. Marquardfen in Heidelberg. L 

| 493 —502. 

V. Benugung ber im Borverfahren aufgenommenen Seugenaudfagen im 
Hauptverfahten. 1. 6—8, 15, 125. 

VI. Die Evidenz nad) englifhem Recht, ihre Grundzüge und Anwend« 
barkeit im beutfhen Straforozeff. Bon Dr. Marquarbfen in 
Heibelberg. 11, 116—126, 191—200. UI. 291, 292. (Berichtigung). 
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VI. Berfegung in dem Anflageftand. 11. 362, 363. 

vn. Berhandlungen nor dem DOberhaufe in London in Anklagefachen 
gegen William Smith DBrien wegen Hocverrathd. Bon 
Juſtizrath Mühry in Stade. 11. 539—548. 

IX. Der englifhe Eivilprogeß in den Gerichten des Common Law. Bon 
Auftizratö Mühry in Stade. 11, 8-25, 93—128, 191 —207. 

X, Englifche Rechtäzuftände. Erfter Beitrag. Bon Dr. Marquard» 
fen. 11. 163— 180. Smeiter Beitrag, Bon bemfelben. 11. 
267— 292. 

XI. Das Inftitut des Friedendrichter in Franfreih in vergleichender 
Hinweifung auf daſſelbe Inftitut in England. Bon Dr. Ludwig 
Frey in Nürnberg. 11. 346—360. 

XI. Anzeige ber Schrift des Staatd- und Reichsraths pv. Maurer in 
Münden. Ueber die Freipflege (plegium liberale) und die Ent» 
ftehung der großen und Fleinen Jury in England. München 1848, 
pom Heraudgeber. 1. 560, 561. 

XII. Der Prozeß Manning. - Zur Beranfhaulihung des englifchen 
Strafverfahrend nach unmittelbaren Aufzeichnungen dargeſtellt von 
Dr. Mar quardſen. (Beilageheft zum britten Band). 

XIV. Aus dem Tagebuch) eines deutfchen Juriften in London. Bon Dr, 
Marquardſen. IV. 242—256. 

1) Der Ritt auf dad Cireuit. IV. 212—256. 
2) Dad Polizeigericht in Bowſtreet IV. 529—549. 

XV, Ueber die Berantwortlichkeit der englifchen Magiftrate wegen Ber» 
meigerung ber Bürgſchaftsannahme. Bon Dr. Marquardſen. V. 
222— 227. 

XVI Anzeige ber Schrift: Frankreichs Civil und Eriminalverfaffung, 
mit Beziehung auf England ꝛc. Bon Dr. L. Frey. Erlang. 1851, 
vom Heraudgeber. V. 266, 267. 

XVII Das Amt des Sheriff in England. Bon Juſtizrath Mühry 
in Stabe. V. 357—376. 

XVIII. Zährlihe Gehalte englifcher Richter. Bon Juſtizrath Mühry 
in State. V. 451—452. 

XIX. Das Berdiet. Mit befonderer Berücfichtigung des englifchen und 
fchottifhen Rechts. Bon Dr. Marquardfen. VI 3-42, 

XX. Die Mopdificationen der Einzelhaft; mit Rüdfiht auf Mitter- 
maier’3 Schrift: Der neuefte Zuftand der Gefängnißeinrichtungen 
in England. Bom Herausgeber. VI. 271—290. 

XXI Einige Wort über Mittermaier’3 Werf: Das Englifche, Schot- 
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tifche und Norbamerifanifche Strafverfahren. Erlangen 1851, nom 
Privatdocenten Dr. Marauarpf en in Heibelb. VI. 364—386, 

XXI. Das Amt des Friedendrichterd in England. Bon Juſtizrath 
Mühry in Stade. VII. 52—83. 

XXI. Beifpiele zu dem Auffage: Das Anıt ved Friedensrichters in 
England. Bon Juſtizrath Mühry in Stade. VI 292—304. 
XXIV. Ein Gang durch die Gerichtäfänle in London. Bon Juſtizrath 

Mühry in Stabe. VII. 488—499. 1X, 160—172. 

Entbindung von ber Inſtanz, mobifieitte VL 533—536. 

Evidenz, die, nad englifchem Recht, ihre Grundzüge und Anwendbar- 
feit im beutfchen Strafprozeffe. Bon Dr. Marquardfen in Heibel- 
berg. 1. 116—126, 191 —200. 11. 291, 292. (Berichtigung). 

Erecutiond» (Hilfd-) Berfahren, franzöfifched. Deſſen Grund— 
ideen, hiftorifche Entwicelung und Berhältnig zu dem gemeinen deut— 
[hen Rechte. Bon Dr. Julius Levita in Paris. VI. 418—446, 

Erecutiond« (Hilfd-) Verfahren nach franzöfifchem Recht. 1. 528, 
531—536, 

Expos& de3 Staatdanwalt3 in Frankreich. IV. 472, 473. 


Fabre, Paul, franzöfifcher Advokat. VL. 269. 

Faeultäten, juriftifche, der deutfchen Hochichulen; deren Umgeftaltung. 
Bon Juſtizrath Mühry in Stade VI. 365—372. 

Fälſchung f. Schriftfälfchung. 

Bamilienrath des franzöfifchen Rechts ſ. Obervormundfcaft, bie, 
und ber Familienrath bed franzöſiſchen Rechtz. Bon dem Staatdan- 
waltfubftituten a. D. Paraquin in Landau. 

Favres, Jules, franzöfifcher Abvolat. V. 417, 418. VI 63, 64. 
VII. 446, 531, 532. IX. 186 

Sierlinger, Dr. Julius, in Wien: 

I. Die proviſoriſche Civil» Prozefordnung für Siebenbürgen vom 3. 
Mai 1852. VI. 386—342, 

II. Das Recht auf den Pflichttheil nach dem öfterreichifchen bürgerli— 
hen Geſetzbuche. IX. 313—401, 

Findelk inder. Franzöfifche Geſetzgebung wegen derjelben. 1X. 432 436. 

Fiſcher, Obergerichtsanwalt in Birkenfeld: 

I. Oeffentlicher Meineid mit Billigung des Publikums. Rechtsfall. IN. 
89, 90. 

U. Juriſtiſche Streifereien am Rhein: 
1) Die Juftiz und bie politifchen Verbrecher. 11. 361-378, 
2) Rafchheit der Rechtsgangs. U. 525—536. 
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Flagrant delit f. Verbrechen auf frijcher That (Flagrant delit). Das 
Verfahren bei einem ſolchen. 

Flucht Verhaftung wegen deren Gefahr. 1. 307—315. Il, 340 -343. 

Formvorſchriften. Das Eyjtem ber Nichtigfeiten wegen beren Ver— 
legung nad der franzöſiſchen Geſetzgebung und Rechtsübung und den 
neuen deutſchen Gefeggebungen über Schwurgerichte. Won Geh. Rath 
und Profeffor Mittermaier in Heidelberg. UL 295—322, 475— 506. 
IV. 469-500. V. 181—222. 

Tragen, von den Gefchmornen zum Zwed ihre? Wahrſpruchs zu beants 
wortende; deren Stellung in Bayern. IL. 31. Il. 466, 467. 

Fragen an bie Gefchwornen. Als Nabmen berfelben der Rahnıen bed 
Terweifungsurtbeild und des Anklageacted. Ein Rechtsfall. Bon Advo« 
fat Bopp in Darmſtadt. 1. 537—543. 

drageftellung an die Gejchmwornen und deren Antwort. Franzöfifches 
Syſtem darüber. Don Appellationsgerichtsrath Schlinf in Köln. VI. 
140-159, 213—233. 

Sragejtellung. Die Geſchwornenbank und der Gerichtähof, mit bes 
fonderer Rücklicht auf diefelbe. Yon Dr. W. €. Wahlberg in Wien. 
vi 3413—364. 

Sranfreid: 

l. Stellung des dortigen Affifenpräfidenten. 1. 22—32, 37. 

D. Ter franzöfifhe Avoue und Avocat. Bon Dr. Frey. 1. 41-55. 

M. Franzöſiſche Gefeggebung über Geſchwornengerichte in Eriminalfas 
chen. 1. 60, 66, 75, 76, 7784. 

IV. Gejeg vom 7. Auguſt 1548 über die Bildung des Gejchmwornenges 
richts. 1, 77-83. 

V. Geſetz vom 18. October 1848 über die bei Urtheilen der Jury er» 
forderlihen Majorität. 1. 83, 84. | 
VI Entjceidungen des Caſſationshoſs in Parid über einige Hauptfra— 

gen des Strafprozeßtechts vom 7. Eeptember 1848. L 84, 

VI. Rathskammer und Anflagefammer in Frankreich. 1. 90, 91. 

VIII. Gerichtövollzieher j. Gerichtsvollzieher (huissier), franzöfis 
fcher und rheinifcher. 

IX. Wefen ber Anwaltichaft im franzöſiſchen Givilprozeß. 1. 205225, 
ſ. noch 11. 523 -530. 

X, Mittheilungen aus dem Rechenſchaftsbericht des Juſtizminiſters Mas 
rie über die Strafrechtspflege in Frankreich während des Jahres 
1846. 1 228 - 234. (Ueber das Jahr 1851 ſ. X. 395 -498). 

X. Die Staatsanwaltſchaft im franzöſiſchen Strafprozeſſe. Vom 
Staatsprocurator Schmitt in Zweibrücken. 1. 276— 298. 
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Al. Die franzöfifche und die preufifhe Militärgerichtöbarkeit. Bon 
Nppellationsgerichtäratb Schlinf in Köln. 1. 475—492. 

XIII. Benugung der in dem Borverfahren aufgenommenen Zeugenauds« 
fage in dem mündlichen Verfahren, wenn die Zeugen inzwifchen 
verſtorben oder fonft nicht erfchienen find, 1. 8—1?. 

XIV. Urfprung, Entmidelung und Werth der franzöfifchen Staatsan— 
waltſchaft. Bon Dr. Lippert in Mainz. 1. 60—91. 

XV. Rechte und Pflichten des Anwalts in Franfreih. Bon Dr. Ju» 
lius Levita in Mainz. U. 127—158. 

XV. Polizeigerichte. U. 297—315. 

XV. Der neuefte Entrontf einer Gerichtönerfaffun.. Won Dr. Frey 
in Nürnberg. 11. 367—387. 

XV. Thätigfeit de3 Affifenpräfidenten nad) Erkennung ber Berfeßung 
in den Anklageftand in Bezug auf die Bernehmung bed Angeklagten 
und die Vornahme von Unterfuhungshandlungen zur Ergänzung 
der Borunterfuhung. 1. 394—411. 

XIX. Gontumacialurtheil gegen einen Anweſenden. Rechtsfall. 1. 
465 — 467. 2 

XX. Befirafung eine3 ungehorfamen Zeugen. Rechtsfall U. 467—469. 

XXL. Die Ehefcheidung nad) rheinifchefranzöfifhen Recht. Bon Ober- 
gerichtsrath Glaubrech in Mainz. 1. 471—504. 1. 26—44. 

XXII. Ueber die gerichtlichen Nebenbeamten. Aus einem Gutachten des 
Staatd- und Reichſsraths Hein in Münden. Ul. 64—71. 

XXIII. Bemerkenswerthes aus dem Prozeffe gegen Blanqui, Barbes, 
Raspail und Genofien. Bom Heraudgeber. 11. 90—92. 
XXIV. Die franzöjifhen und rheinifchen Handeldgerihtee Bon Appel« 

lationsgerichtsrath Schlinf in Köln. 1. 129—147, 

XXV. Die Stellung des Bertheidigerd im franzöfifchen Strafprozeffe. 
Bon Dr. Eduard Lerita in Mainz. 11. 148—162. 

XXVI. Grörterungen über: Borlefung von Protofollen, Bernehmung 
vor Sacverftändigen und Stellung der Fragen im Affifenhofe. 
Ein Rechtsfall. Vom Heraußgeber. 1. 183—187. 

XXVU. Franzöſiſches Dofenftüd. Bom Heraudgeber. 11. 187—190. 

XXVU. Darftellung der Motive und Discuffion über die Beurfundung 
des Givilftandes nach der franzöfifchen Geſetzgebung. Bon Appellas 
tionsgerichtsrath Merdel in Zweibrüden. Il. 234—257. 

XXIX. Aufgabe der Reaction nach ber Auffaffung bes Juſtizminiſters. 
Bom Heraudgeber. Ul. 293—294, 

XXX. Erflärung des Staatsraths über die Verhältniffe ber Eivilge- 
richte zu den Militärgerichten während des Kriegäzuftandes. 1. 294. 
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XXX. Das Syftem der Nichtigkeiten wegen Verlegungen von Form- 
vorſchriften im Strafprozeffe nach ber franzöjifchen Gefekgebung 
und Rechtsübung und ben neuen beutjchen Gejeßgebungen über 
Schwurgerichte. Vom Geh. Rath und Prof. Dr. Mittermaier 
in Heidelberg. 11. 295-322, 475—506. IV. 469-500. V. 
181— 222. 

XXX, Das gerichtliche Geſtändniß nad franzöfifchem Civil- und Pros 
zeßreht. Bon Appellationsgerichtäratb Schlin? in Köln. UL. 
323—333. 

XXX. Das Inſtitut der Friedendrichter in Frankreich, in vergleichen« 
ber Hinweifung auf baffelbe Inftitut in England. Bon Dr. Lud— 
wig Frey in Nürnberg. 11. 347—360. 

XXXIV. Das Berfahren bei Verbrechen auf feifcher Ihat (nach fran- 
zöfifcher Gefeßgebung). Bon Appellationdgerichtärati Merckel in 
Zweibrücen. 11. 396, 415. 

XXXV. Verurtheilung ungeachtet des Miderfpruchd des bejchäbigten 
Theild. Bom Herausgeber. 11. 470-472, 

XXXVI. Freiſprechung eines Geftändigen durch ein Juriftengericht. Vom 
Heraudgeber. 1. 472—474. 

XXXVII. Erecutions- (Hilfd-) Verfahren. 1. 528, 531—536. 

XXXVIII. Preßgefeg vom 1. Auguft 1849. 11. 544—557. 

XXXIV. Strafe wegen willfürlihen Uniformtragend. Rechtsfall. Vom 
Herausgeber, ll. 567. 

XXXX. Mißbrauch ber Deffentlichkeit. Gerichtsſeene. Vom Heraus.» 
geber. Ul. 568, 569. 

XXXXI. Zeugeneid. Erkenntniß des Caſſationshofs vom 13. Sept. 1849. 
Bom Heraudgeber. 1. 569. 

XXXXU Das franzöfifchsrheinifhe Notariat, Von Appellationsgerichts- 
rath Schlinf in Köln. IV. 4660. 

XXXXU. Verhältniß des Eriminale und Diseiplinarverfahrend. Er— 
fenntniß des Caſſationshofs vom 21. Auguft 1849. Bom Herau 8: 
geber. IV. 112. 

XXXXIV. Ueber die Beweidfraft der amtlichen Protokolle in Straffa- 
hen nach franzöfifcherheinifchem Recht. Bon Appellationdgerichtd- 
rat) Merdel in Zweibrüden. IV. 158—196. 

XXXXV. Behandlung der Competenzeonfliete in Frankreich. Gefeb vom 
9. Februar 1850 darüber. Bom Herausgeber. IV, 208. 

XXXXVl, Die Frau ald DBertheidigerin ihre? Manned, Nechtöfall, 
Bom Herausgeber. IV. 286288. 
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XXXXV. Das Strafverfahren vor den franzöfifchen Friedensgerichten 

Von Dr. Frey in Nürnberg. IV. 322—330. 

XXXXVIL Neues franzöfifched Preßgeſetz. IV. 349—356. 
IL Kampf des Bertheidigerd mit der Nebfeligkeit feiner Clientin. Ein 

Rechtsfall. Bon Advokat Bopp in Darmftabt. IV. 360—362. 

L. Berhör eined Zeugen durch den Angeflagten. Ein Rechtsfall. Vom 

Heraußgeber. IV. 366—368. 

LI. Zur Gefchichte der Anklage-Jury in Franfreih. Bon Appellationd- 

gerichtörath Merckel in Zweibrücden. IV. 369—410. 

LI. Ein merfwürdiger Neubau in Parid. Bom Heraudgeber. IV. 

462—467. | 

LU. Das franzöfifche und rheinpreußifche Eubhajtationdverfahren. Bon 

Dberappellationsgerichtäratd Schlinf in Köln. IV. 501—528. 

LIV. Gefeg über Deportation vom 8. Juni 1850. Bom Heraud« 

geber. IV. 572. 

LV. Epifoben aus den neuejten politifchen Prozeffen in Franfreih. Vom 

Herauädgeber V. 83—90. 

LVI. Ein Blick in das Parifer Polizeivefen. Vom Heraudgeber, 

V. 91, 9%. 

LVII. Rebellion oder Inſurrection? Bom Herausgeber. V. 180. 
LVWU. Der Client in Oppofition mit feinem PVertheidiger. Bon Advo— 

fat Bopp in Darmjtadt. V. 256. 

LIX. Zur Eafuiftif des Begriffd: Diebftahl. Von Advokat Bopp in 

Darmſtadt. V. 257—259, 

LX. Anzeige der Schriften: 

1) Dr. Höchſter: Lehrbuch des franzöſiſchen Strafprozeſſes. Bern 
1850. 

2) Dr. L. Frey: Frankreichs Civil- und Griminalverfaffung, mit 
Beziehungen auf England, nebft einer Darftellung der in Deutjch- 
land erfchienenen nollftändig in ſich abgejchloffenen Gerichtäver- 
faffungen. Erl. 1851. 

3) Dr. 8. Frey: Die Etaatdanwaltfchaft in Deutfchland und 
Sranfreih. Erl 1850. Vom Herausgeber. V. 264-272. 

LXI. Briefe aus dem Palais de Justice in PBarid. Bon Dr. Quliud 

Levita aus Mainz. V. 405—425. VI. 43—70. VII. 178—210. 

vu. 320-351. 

LXU. Reffortverhältniffe der Gerichte und der Verwaltung in Franls 

teih. Bon Appellationsgerichtsrath Schlinf in Köln. V. 453—477. 

LAU. Zur Criminalſtatiſtik (Frankreich. Vom Heraudgeber. V. 

550—552, 
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LXIV. Ein Hexenprozeß aus dem neunzehnten Jahrhundert. Vom 
Herausgeber. VI. 98—102. 

LXV. Der franzsfifche Caffationshof in Civilſachen. Bon Dr. &, Frey 
in Nürnberg. VI. 114—130. 

LXVI Sranzöfifches Syſtem der Frageftellung an die Gefchwornen 
und die Antwort ber Legteren. Bon Appellationsgerichtärath Schlink 
in Kön. VI. 140-159, 212—233. 

LXVII. Die Obervormundſchaft und der Familienrath des franzöfifchen 
Rechts. Vom Staatdanwaltfubftitut a. D.Paraquin in Landau. 
VI 160—163. 

LXVIN. Franzöfifhe Berordnung, die Erlangung ber Doctormürbe 
bed Rechts betreffend. Vom Heraudgeber. VI. 269, 270. 

LXIX. Die franzöfifchen Gerichte erfter Infianz Bon Appellationd- 
gerichtsrath Schlinf in Köln. VI. 326—342. 

LXX. Die Grundideen bed franzöfifchen Exrecutiondverfahrend, beffen 
biftorifche Entwicelung und Berbältniß zu dem gemeinen beutfchen 
Rechte. Von Dr. Julius Levita in Parid. VI 418 -446. 

LXXI. Bon dem bürgerlichen Tod. Vom Staatdanmwaltjubftituten a. 
D. Paraquin in Dürkheim. 

LXXII. Die einfache Polizeigerichtöbarfeit der Bürgermeifter in Frank» 
reich, zunächit in bet bayerifhen Pfalz. Bon Appellationsgerichts- 
rath Merckel in Zweibrüden. VI. 480505. 

LXXID. Die haldftarrige Ehebredherin. Rechtsfall. Vom Heraus. 
geber. VI. 544, 515. 

LXXIV. Socialiftifcher Prozeß. Vom Herausgeber. VI, 545, 546 

LXXV. Münblichfeit und Schriftlichfeit. Bon Appellationsgerichtsrath 
Schlink in Köln. VII. 46—69. 

LXXVI. Iſt über ein Rechtsverhältniß, welches im Strafverfahren bie 
Borfrage bildet, wie in gewöhnlichen GStraffällen, unbedingt ber 
Zeugenbeweid zuläflig? Bon Appellationsgerichtsrath Merckel in 
Sweibrüden. VII. 429—462. 

LXXVII Das franzelifche Collocationdverfahren (Vordre), Bon Apr 
pellationdgerichtärath Schlinf in Köln. VII. 485—511. 

LXXVIH. Die Grundlage bed franzöfifchen Eivilprozeffed.: Bon Dr. 
8. Frey zu Neuftadt  H. VII. 93—128, 185—213, 

LXXIX. Ueberfichten aus dem franz. Rechtöleben. Bon Dr. S.Levita in 
Parid. VIII. 269—274, 441—417, 529—536. IX. 83-92, 177 
—187, 427—438, 510-522. X. 157—162, 395—398, 487—497, 

LXXX. Die mildernden Imftände nach dem franzöfifchem Rechte. Vom 
Gerichtsaſſeſſsr Burghart in Greifswald. VIIL 422—440. 
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LXXXI. Welche Wirkung haben bie rechtskräftigen Urtheile in Straf- 
ſachen auf die Entfcheidungen in Givilfachen und umgekehrt? Bon 
Appellationsgerichtsrath Merckel in Zweibrüden. VIII. 500 - 528. 
IX. 135—159. 

LXXXIL Die franzöfifhe Berufungsinftanz in Einilfahen. Bon Aps» 
pellationsgerichtsrath Schlinf in Köln. IX. 33—60. 

LXXXIII. Das Notariat in Frankreich. Vom Staatdanwaltfubftitue 

tem Paraquin in Dürkheim. IX. 402412. 

LXXXIV. Ueber dad Recht ber Berufung in Straffadhen und beren 
Einfluß und Wirkung auf das erftrichterliche Urtheil. Vom NAppel« 
lationsgerichtsrath Merckel in Smeibrücen. IX. 418 -499. 

LXXXV. Das Verhältniß des Notars zu den eontrahirenden Parteien. 
Vom Staatsanwaltſubſtituten Paraquin in Dürkheim. X. 13 
— 123. 

LXXXVI Das Zeugenverhör (Tenquete) im franzöfifchen Eivilproceffe. 
Vom Appellationsgerichtsrath Schlinf in Köln. X. 169—191. 
LXXXVI. Geſetz nom 10. Juni 1853 über ben Ausſpruch ber Ges 

ſchwornen. Bom Herausgeber. X, 336, 337. 

LXXXVII. Gefeg vom 10. Juni 1853 über die Zufammenfegung ber 
Jury. IX. 511—516. X. 337—343, 

LXXXIX. Ueber die Strafe des Meineids im Allgemeinen, insbeſondere 
nad) dem franzöfifhen Strafgeſetzbuch. Bon Appellationdgerichtd« 
rath Merkel in Zweibrüden. X. 447—478. 

LXXXX. Verhandlung über eine Privatanflage. Bom Heraudgeber 
1. 427 - 429. 

LXXXXI. Grundzüge der neuen bayeriſchen Strafgeſetzgebung in Ders 
gleihung mit den franzöfifhen Einrichtungen. Bon DOberappella- 
tionsgerichtsrath Peterjen in Münden. I. 443—474, U. 19 
— 59, 97—115. 

LXXXXII. Beifpiele von Zurechtweifung frechen Benehmens vor Ge- 
richt. Zwei Rechtsfälle. Vom Herausgeber. II. 92—94. 

LXXXXIL. Widerſprechende Ergebniffe der Bor» und Hauptunterfus' 
hung. Ein Rechtsfall. Dom Herausgeber. II. 183—188. 

©. auch noh Schwurgerichte. Erfahrungen über bie Wirkſamkeit 

E berjelben in Deutfchland. 

Freigeſprochener; Berurtheilung eines foldhen nach Berichtigung bes 
Berweifungdurtheild. Ein Rechtsfall. Bom Herausgeber. Beilage 
beft zum VI. Band. 112—118. 

Freiheit, perfönliche; preufifches Geſetz vom 14. September 1848 zu 
deren Schuß. Dom Heraudgeber. I. 155—158. 
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Freiheit sſtrafen. Ueber deren Vollzug. Vom Herausgeber. IV. 
98—111, 196 - 207, 550—562. 

Freipflege (plegium liberale) ſ. Maurer v., Staats- und Reichsrath in 
München. Anzeige der Schrift deſſelben: Ueber die Freipflege 1. 

Freifprehung durch das Gericht auf Schulbigerflärung durch die Ges 
fhwornen. Preußifcher Rechtöfall. 11. 463—465. 111. 459—463. 

Freifprehung eined Geftändigen durch ein AJuriftengeriht. Ein frans 
zöfifcher Rechtsfall. Bom Heraudgeber. 11. 472-474. 

Frey, Dr. Ludwig, Anzeige der Schrift deſſelben: Die Staatdanmalt- 
[haft in Deutfchland und Frankreich. Erl. 1850. Vom Heraudges 
ber. V. 268-272. 

Frey, Dr. Ludwig. Anzeige der Schrift beffelben: Frankreichs Civil» und 
Griminalverfaffung, mit Beziehungen auf England, nebft einer Darſtel— 
fung ber in Deutfchland erfchienenen vollftändig in ſich abgefchloffenen 
©erichtöverfaffungen. Erl. 1851, vom Herausgeber V. 266—267. 

Frey, Dr. Ludwig, Privatdocent in Heidelberg, nachher in Nürnberg. 

I. Bon dem franzöfifhen Avous und Avocat. 1. 41—55. 

DO. Der neuefte franzöfifche Entwurf einer Gerichtöverfaffung. 1. 367 
— 387. 

II. Dad Inftitut der Friedendrichter in Frankreich, in vergleichender 
Hinweifung auf bafjelbe Inftitut in England. 11. 346—360. 

IV. Dad Strafverfahren vor ben franzöfifchen Friedensgerichten. IV 
322— 330. 

V. Der franzöfifhe Eaffationdhof in Eivilfachen. VI. 114—130. 

VI Die Grundlagen des franzöfifchen Cipilproceſſes. VI. 93 — 128. 
185— 213. | 

Friedensgerichte, franzöfifhe. Das Strafverfahren vor benfelben. 
Bon Dr. Ludwig Frey in Nürnberg. IV. 322—330, 

Friedendgerichtöfchreiber in Frankreich. 1. 310, 311. 

Friedendrichter in Franfreih. Das Inftitut derfelben in vergleichen» 
ber Hinmweifung auf daffelbe in England. Bon Dr. Ludwig Frey in 
Nürnberg. Ul. 346—360. 

Friedensrichter ald Polizeiftrafrichter in Frankreich. 1, 307—310. 
il. 350—352. 

Friedensrichter in England, Deren Amt. Bon Juſtizrath Mühry 
in Stade. VII. 52—83, 292—304. 

Friebreih, 9 B. Anzeige ber von bemfelben herausgegebenen Zeit» 
ſchrift: Blätter für gerichtliche Anthropologie. Heft I—5. Erl. 1850, 
vom Heraudgeber V. 354, 355, f. auch VI. S. 118-151 (v. Abegg). 

Friedreich, 3. B. Anzeige des Werks beffelben: Syftem ber gerichtlichen 
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Pſychologie für Gerichtsärzte, Richter und Vettheidiger. Dritte Auflage. 
Regensb. 1852, vom Heraudgeber. VII 475, 476. 

Frifhe That. Das Verfahren bei Verbrechen auf folder. Bon Appella- 
tionsgerichtsrath Merckel in Zweibrücken. 11, 296—415, f. auch noch 
IV, ©. 160. 

Fuhr, Advokat in Darmftadt. Ueber den Umfang bed Eaffationdrecurfed 
in Anflagefachen wegen Injurien. V. 250—255. 


Gantverfahren. Berfuch eined Beitrags zu deſſen Verbefferung. Bon 
Staatöratb v. Arnold in Münden. X. 261—278, 359-377. 

®efangene; deren Stimmen über Gefägniffyften. Vom Heraud- 
geber. Wil. 90—107. 

Befangener, Betrachtungen eines iſolirten. Vom Herausgeber. 1. 

. 181—183, 

Gefangenſchaft, wiberrechtliche. Die Grundrechte des beutfchen Volks 
in Bezug darauf. 11, 445—477. 

Gefängniſſe, die deutfchen. Nitter Appert und dieſe. Vom Her» 
ausgeber. X. 70—88. 

Gefängnißgeiftliher, ein englifcher. Grfahrungen eines foldhen. 
Anzeige diefer Schrift von Dr. Marquarbfen in Heidelberg. 1. 493 
— 502, 

Gefängnißſyſteme, die Stimmen der Gefangenen über fie. Dom 
Heraudgeber, VI. 90—107. 

Geib, Guftan, Dr. und Profeffor der Rechte in Zürich.- Anzeige ber 
Schrift deffelben: Die Reform des deutfchen Rechtslebens. Leipz. 1848. 

Bom Heraudgeber. 1. 237—242 (f. auch noch 1. 385, 386). 

Beijt, deſſen Doppelftrömung. Vom Oberappellationdgerichtärath Pixis 
in München. IX. 439 -447. 

Geiſteskranke im Afifenverfahren. Bon Adolph Buchner in Darm» 
ftabt. VI. 131-139. 

Beijtliche ala Givilftandäbeamte. 11. 229, 230, 233— 247. 


Bericht Ehrenkränkung nor demjelben, ſ. Ehrenfränfung vor Gericht. 
Deren Behandlung. Ein franzöfifcher Rechtsfall. 


Gericht. Beifpiele von Zurechtweifung frechen Benehmens- nor demſel⸗ 
ben. Franzöſiſche Rechtsfälle. Bom Herausgeber. 1. 92-96. 
Gerichte erſter Inſtanz. Deren Collegialität. Ul. 509 — 512. V. 6 

— 10. 
Gerichte erſter Inftanz, die franzöfifchen. Bon Appellationsgerichtsrath 
Schlink in Köln. VI. 326—342, 
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Gerichte und Verwaltung in Frankreich. Vom Appellationsgerichtsrath 
Schlink in Köln. V. 453—477. 

Gerichtliche Behörden. Ueber deren Organifation und Zuftändigfeit- 
Bon Dberappellationdgerichtärath v. Pape in Eelle. V. 1—12. 

Gerichtliche Mebiein, f. Mediein, gerichtliche, Anthropologie, gerichtliche, 
und Piychologie, gerichtliche. 

Berichtliche Polizei. Von Yuftizminifterialratd Brauer in Carlsruhe. 
1. 159—174, 

Gerichtäärzte, bie, im öffentlich-münblichem Berfahren. Bom Appella- 
tionögerichtärath v. Krämwel in Naumburg. VIl. 355363, (f. aud 
noch Arzt). | 

Beriht3organifation. Weber biefelbe von Geheimrath Brauer in 
Karlarube. 11. 507-524, 

Gerichtsſcenen. 

I. Beleidigung der Zeugen. 1, 84, 85. 
II. linbefugte Zumuthung des Vertheidigers an einem Zeugen. 1. 


158, 159. , | 
III. Beifpiele von Zurechtweifung frechen Benehmend vor Gericht. 1. 
92—%. 
« 


IV. Ehrenfränfung vor Gericht. 11. 469, 470. 
IV. Miöbraud ber Deffentlichfeit, 11, 568, 569. 

Gerichtsverfaſſung. Der neuefte franzdfifche Entwurf einer foldyen. 
Bon Dr. Frey in Nürnberg. 1. 367—387. 

Gerichtsvollzieher, Gerichtäboten (huissier), franzdjifcher und rhei— 
niſchet. Bon Appellationsgerichtsraty Schlint in Köln. 1. 101— 
121. 

Gerichtsvollzieher, Gerichtäbote (huissier). 1. 104—1%1. 1, 69 
— 1, 533, 534. VI. 435. 

Geſchichte, zur, der Anklagejury in Frankreich. Von Appellationdges 
richtsrath Merckel in Zweibrüden. IV. 369—110. 

Gefhmorne, ber, in politifchen Proceffen. Bon Hofgerichtäratb Sch ä— 
fer in Gießen. V. 110—123. 

Gefhmorne Die Berhandlung der preußifchen erften Kammer über 
deren Beeidigung. Bon Auditeur Sachau. X. 433—146, 

Gefhworne, Ueber die Bildung der Dienftlifte derfelben. Von Ad» 
vofat Purgold in Darmftadt. 111. 464, 465. 

Gefhmorne Ueber die Bildung der Liſten berfelben. Bon Geheime. 
rath Brauer in Garlörube. IV. 136—145. 

Befhmworne Anfertigung der Lifie derjelben in Bayern. 1. 19—22. 
V. 382. 


44 Regifter. 


Geſchworne. Berathung und Wahrfpruch derfelben in Bayern, 1. 32 
— 31. 

Geſchworne. Freifprechung durch dad Gericht auf deren: Schuldig. Preu— 
ßiſcher Nechtäfall. 1 463—465. 11. 459-463, 

Geſchworne. Frageftellung an diefelben und beren Antwort. Franzö— 
ſiſches Syſtem darüber. Bon Appellationsgerichtsrath Schlink in 
Köln. VI. 140—159, 213. 

Gefhmworne Stellung ber ‘Fragen an fie zum Zmede ihres Wahr» 
ſpruchs in Bayern. 1. 31. 1. 466, 467. 

Geſchworne. Der Rahmen bed Vermweifungsurtheild und bed Anflage- 
aets ald Rahmen ber Stellung der Fragen an fie. Ein Rechtsfall. 
Bon Abvofat Bopp in Darmftabt. 1. 537—543. 

Geſchworne; deren Einftimmigfeit, f. Einftimmigfeit der Geſchwornen. 

Geſchworne im englifchen Eivilprocef , f. Eivilproceß, englifcher, in ben 
Gerichten des Common Law. 

Gefhmworne unfähige Hichtigkeit wegen beren Theilnahme. IV. 440 
— 446. 

Geſchworne. Ueber die Stellung bed Arztes denfelben gegenüber. 

1) Bom Medieinalrath Dr. Schwarz in Fulda. VI, 447—452. 
2) Bom Mevieinaltat; Dr. Hohnbaum in Hildburghaufen. IX. 
248— 262. 

Geſchworne. Franzöfifche Gefeße vom 10. Juni 1853 über deren Zu— 
fammenfeßung und Ausſpruch. X. 336—343. 

Gefhmwornenbanf, die, und ber Gerichtähof, mit befonderer Nückficht 
auf die Frageftellung. Von Dr, W. €. Wahlberg in Wien. VI. 
343—364. 

Geſchwornengericht. Die Grundlagen deſſelben für Eriminalfachen. 
(Bericht des Geſetzgebungsausſchuſſes ber deutfchen verfaffunggebenden 
Nationalverfammlung über diefelben). 1. 56—76. 

Geſchwornengericht; die politifhe Auffaſſung beffelben mit ihren 
Folgen in Deutfchland. Bon Adolph Buchner in Darmjtabt. V. 
192—223. 


Geſchwornengericht. Zufammenjegung und Bildung deffelben in 
Bayern. 1, 22—26. 

Befhwornengericht. Berfahren vor bemfelben in Bayern. 1. 26 
— 41. 

Geſchwornengericht in Criminalfachen. Franzöſiſche Geſetzgebung 
darüber. 1. 60, 66, 75—84. 

Geſchwornengericht, das, in feiner Anmwenbbarkeit auf Militärgerihte 
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Bom Geheimen Rath und Generalauditor Brauer in Carlsruhe. X. 
279— 794, 

Befhmornengericht nach der öfterreichifehen Strafproceforbnung vom 
7. Januar 1850. IV. 215—219, 293, 298. V. 15. 

Gefhmwornengerihte Rückblick auf die Strafprocefigefeggebung ber 
legten fünf Jahre vor deren Einführung in Deutfchland. Bon Profeffor 
Dr. Hepp in Zübingen. Vi. 271—295, 506—543. 

Geſchwornengerichte in Deutfchland; deren Bildung, ſ. Gneijt, 
Prof. Dr. Anzeige der Schrift beffelben: Die Bildung ber Geſchwornen⸗ 
gerichte ıc. 

Geſchworner, ein, über dad Schwurgeriht. Bon Advocat Bopp in 
Darmftabt. VI, 176—182. 

Gefhmorner. Hauptgefihtäpunfte für dad Verhalten eined Pflichtge— 
treuen. Vom NAppellationdgerichtdratt Merckel in Zmeibrücden. 1. 
450—162. 

ſ. noch: Schwurgeriht, Schmurgerichte, ſchwurgerichtliches Verfahren, 
Schwurgerichtspräſident, Schwurgerichtäverfahten, Schwurgerichtäver- 
faffung. 

Geſetz. Nichtigkeitsbeſchwerde im Intereffe deſſelben. Rechtsfall. Bon 
Advokat Bopp inDarmftadt. Beilageheft zum Vl. Band. S. 107—111. 

Geſetz, badiſches, vom 17. Februar 1849 über dad ſchwurgerichliche 
Strafverfahren, ſ. Strafproceßordnung, badiſche, vom 17. Febr. 1849, 

Geſetz, bayeriſches, vom 29. Auguſt 1848 wegen Abänderungen einiger 
Beſtimmungen bed erſten Theils des Strafgeſetzbuchs. 1. 447—456. 

Geſetz, bayeriſches, vom 4. Juni 1848, die Grundlagen der Geſetzgebung 
über die Gerichtsorganiſation, das Verfahren in Civil- und Strafſachen 
und bad Strafrecht betr. 1. 456—474, 

Geſetz, bayerifches, vom 17. März 1850 gegen ben Mißbrauch der Preſſe. 
il. 468, 469, 544 — 557. V. 125— 137, 146, 147, 153, 155, 156, 
158, 159. 

Geſetz, bayerifhes, vom 18. November 1848 über bad Berfahren in 
Prebangelegenheiten in der Pfalz. V. 137—140. 

Geſetz, bayerijched, vom 10. November 1818 über das fchwurgerichtliche 
Strafverfahren. 1 293, 294, 456—474. 1. 12—13, 19—59, 97— 
115, 392, 393. UL. 301—305, 479—481, 494. IV. 113—135, 483, 
485, 487 — 491, 494, 495, 498— 500. V. 61 — 69, 144, 182, 183, 
185, 189, 190, 192, 196 — 199, 203, 205, 211, 213, 215, 218, 338 
— 341. VI. 175. vl. 6-38, 214—251, 281. 

Geſetz, franzöfifched, vom 7. Auguft 1848 über die Bildung ber Ger 
ſchwornengerichte. Vom Herausgeber. 1. 77—83. 
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Geſetz, franzöftfches, vom 18. Detober 1848 über die bei Urtheilen ber 
Jury erforderliche Majorität. Bom Herausgeber. 1, 83, 84. 

Geſetz, franzgöfifches, vom 9. Febr. 1850 wegen Behandlung der Compe— 
tenzeonflicte. IV. 208. 

Geſetz, franzdfifches, über Deportation. IV. 572. | 

Geſetze, franzöfijche, von 10. Juni 1853 über bie Zufammenfeßung und 
ben Ausſpruch der Geſchwornen. X. 336—343. 

Bejetz, hannoverfches, vom 10. December 1849 über da3 ſchwurgericht— 
liche Strafverfahren. 11. 308, 309, 497. V. 194. VI. 361. Beilage» 
heft zum VI. Band 95—106. VIl. 177. 1X. 191—209. X. 399-132, 
ſ. auch noch: GStrafprocefordnung, bannoverfhe, vom 8. November 
1850, 


Geſetz, hannoverſches, vom 8. November 1852 über bie Gerichtänerfaflung. 
x. 403. 

Geſetz vom 28. Detober 1818 über das fchwurgerichtliche Verfahren in 
ben Großherz. Heſſ. Provinzen Starfenburg und Oberheſſen. Il. 305, 
306, 438, 479, 538—541. 1V. 331-336, 357, 359. V. 251—255, 
431, 435. VI. 165, 361. Beilageheft zum VI. Band 109—110. IX. 
501. X. 50. 

Geſſetz, vom 31. December 1848 über das fchmurgerichtliche Strafver- 
fahren in der Provinz Rheinheffen. III. 161, 162. 

Geſetz, Grofherz. beffifches, vom 21. Februar 1852 wegen Erwerbung 
be3 Grundeigentbums und der befonderen rechtlichen Folgen des Eintrags 
eined Erwerbtitel3 in den Grundbüchern in den Provinzen Starfenburg 
und DOberhefien. Vom Heraudgeber. IX. 188, 189. 

Geſetz, Großherz. heffifches, vom 10. März 1852 wegen Beftrafung ber 
Verbrechen und Vergehen gegen das Münzregal ber zum deutſch en Zoll» 
verein verbundenen Staaten. Bom Herausgeber. IX. 189. 

Geſetze, Großherz. heflifche, 

1) vom 22. März 1852 wegen einiger Abänderungen in dem Geſetze 
vom 28. October 1848 über ſchwurgerichtliches Strafverfahren in 
den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen, 

2) vom 26. April 1852 wegen Abänderung einiger Beſtimmungen bed 
Geſetzes vom 31. December 1848 über das ſchwurgerichtliche 
Strafverfahren in der Provinz Rheinheffen. 

3) vom 15. Mai 1852 wegen ver den Eiſenbahn- und Telegrapben» 
betrieb geführdenden Verbrechen und Vergehen. Bom Heraus 
geber. IX. 270-272. 
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Befeg, Großherz. heſſiſches, vom 10. Januar 1853 wegen Nachbildung 
von Papiergeld und deren Bejtrafung. IX. 355, 356. 


Geſetz, Großherzoglich Heffifches, vom 26. April 1852 wegen Wieberein» 
führung ber Todeäftrafe. IX. 271. . 

Geſetz, furbeflifches, über das ſchwurgerichtliche Strafverfahren vom 31. 
Detober 1848. II. 13. III. 307, 497. VI. 466. VIT. 170, 176. VIII. 
354. IX. 396. X. 51—63. 

Geſetz, naffauifches, vom 14. April 1849 wegen Einführung des münd« 
lichen und öffentlichen Strafverfahtens mit Schwurgerichten, ſ. Reich— 
mann: Beobachtungen in Bezug auf dad ſchwurgerichtliche Berfahren 
im Herzogthum Naffau. III. 307, 478. 

Geſetz, üfterreichifched, vom 27. Detober 1849 über dad Berfahren bei 
Beſitzſtörungen. Bom Herausgeber. IV. 454—461. 

Geſetz, preußifches, vom 1. Auguft 1822 (Subhaftationsordnung). IV. 
503, 504, 513—577. 

Bejeg, preufifches, vom 3. Januar 1849 über bie Einführung de3 münd— 
lichen und öffentlihen Berfahrens mit Geſchwornen in Unterfuhungd« 
fachen, f. Berorbnung, preußifche, vom 3. Januar 1849 über die Ein« 
führung ıc. 

Geſetz, preußifchet, vom 21. Mai 1852 wegen Abänderung ber Art. 92 
und 95 der Berfaffungsurfunde vom 31. Januar 1850. Vom Her» 
auögeber. IX. 93. 

Geſetz, preußifches, vom 21. Juli 185% wegen Dienftvergehen ber nicht 
tichterlichen Beamten und deren Berjetzung auf eine andere Stelle oder 
in Rubeftand. Bom Herausgeber, IX. 93-98. 

Geſetz, preufifched, vom 17. Juli 1846, über dad Verfahren in den bei 
dem Kammergericht und den Criminalgerichten zu führenden Unterſu— 
chungen, $. 3, 41, 12. IT. 421, 422, 425427. VI. 512, 517, 518, 
528, 540, 543. VII 160, 161,176, 300. 

Geſetz, preußifches, vom 24. September 1848 zum Schuße ber perſön— 
lihen Freiheit. I. 155—158. II. 170. 

Geſetz, preußifches, vom 21. Juli 1849 über das Verfahren in Civilſa— 
hen in den Bezirken des Appellationdgerichts zu Greifswalde und bed 
Quftizfenats zu Ehrenbreitftein., Bon Advokat Brumhbard in Ahoden. 
IV. 116 - 157. V. 93—109. 

Geſetz, ſchweizeriſches, vom 5. Juni 1849 über das Bundesgericht. V. 
343- 353. 

Geſetz, würtembergiſches, vom 4. Auguſt 1849 über dad fchmurgerichte 
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liche Strafverfahren. III. 306, 307, 316, 317, 497. VI. 165, 235, 

254, 260, 264, 267. Beilageheft zum VI. Band 112—118. 

Geſſetz, würtembergiſches, vom 17. Juni 1853 wegen Wiedereinführung 
der Todesſtrafe und der Strafe körperlicher Züchtigung. X. 163— 168. 

Geſetzgeber. Guter Rath für fie, Bom Heraußgeber. VII. 92. 

Geſetzgebung über das Verfahren vor den Schwurgerichten. Praftifche 
Erörterungen aus deren Gebiet. Bon Geh. Rath und Prof. Dr. Mit» 
termaier in Heibelberg: 

I. Ueber ven Gefegesnorfchlag, gegen ben geftändigen Angellagten Fein 
ſchwurgerichtliches Verfahren eintreten zu laſſen. I. 431—442. 

II. Ueber die Benugung der in ber Borunterfuhung aufgenommenen 
Zeugenaußfagen in dem mündlichen Verfahren, wenn bie Zeugen in 
ber Zmwifchenzeit geftorben find oder fonft nicht erfcheinen können. 
II, 3—18. 

III. Ueber dad Wefen bed Verfahrens nad Erkennung ber Verſetzung 
in den Anflageftand bis zur Eröffnung des mündlichen Hauptver« 
fahrens, vorzüglich von Seiten des Afjifenpräfidenten. II. 391—415. 

Geſetzgebung, franzdiifhe, über das Syſtem ber Nichtigkeiten wegen 
Berlegung von Formporfchriften im Strafprozeſſe. Bom Geh. Nath u. 
Prof. Dr. Mittermaier in Heidelberg. III. 295—322, 475—506. 
IV. 469-500. V. 181—222. ’ 

Geſetzgebungen, beutfche, über das Syftem ber Nichtigfeiten wegen 
Verlegung von Formporfchriften im Strafprozeffe. Bon Mittermaier. 
III. 295—322, 475—506. IV. 469—500. V. 181—222. 

Geſtändniß, das gerichtliche, nad) franzöſiſchem Civil» und Prozeßrecht. 
Bon Appellationsgerichtsrath Schlinf in Köln. TIL 323—333. 

Gewalt, biäcretionäre, des Strafgerichtöpräfidenten. Bon einem rhein- 
preußifchen Quriften. VII. 538—559. 

Gemalt, dideretionäre, bes Affifenpräfidenten in Frankreich f. Affifen» 
präfident; deſſen bideretionäre Gewalt in Frankreich. 

Gewalt, diöcretionäre, des Affifenpräfidenten in Bayern f. Affifen» 
präfident; deſſen biscretionäre Gewalt in Bayern. 

Gewalt, biäcretionäre, bed Ajfifenpräfidenten, insbeſondere beffen Bes 
fugniß, Ausfunftöperfonen unbeeidigt zu vernehmen. Ueber dieſe. Bom 
Staatörath und zweiten Oberappellationdgerichtöprälidenten Dr, Hein 
in Münden. V. 333—342, 377—386, 506—518. VI. 103—113. 

Gewalt, biscretionäre, des Affifenpräfidenten, nicht auf der Zeugenlifte 
ftehende Zeugen vorzurufen, ſ. Affifenpräfident (Schwurgerichtd- 
präfident). Deſſen discretionäre Gewalt, nicht auf der Zeugenlifte ıc. 

Gewalt, biöcretionäre, des Affifenpräfidenten, in der Borunterfuchung 
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aufgenommene Zeugenaudfagen verlefen zu laffen, f. Zeugenaudfa- 
gen, in der Vorunterfuchung aufgenommen; deren Benußung. 

Giftmord f. Vergiftung. 

Giraud. Defien Ernennung zum erjten Profeffor des römiſchen Rechts 
der Facultät zu Paris. X. 162. 

Blaubrecd, Obergerichtsrath in Mainz: 

Die Ehefcheidung nach rheinifchefranzöfifhem Recht. IL 471—504. 
III. 26—44. 

Gneiſt, Prof. Dr., Anzeige der Schrift beffelben: Die Bildung der Ge— 
ſchwornengerichte in Deutfchland. Berl. 1849. Bom Herausgeber. 
III. 563, 564. 

Goltdammer, Kammergerichtärath, Anzeige der Schrift beffelben: Die 
Materialien zum Strafgefeßbuche für die Preufifhen Staaten, aus 
den amtlichen Quellen nach den Paragraphen des Geſetzbuchs zuſammen⸗ 
gejtellt und in einem Gommentar erläutert, Ih. 1, bad Einführungsd- 
gejeg und den allgemeinen Theil enthaltend. Berl. 1851. Bom Her» 
audgeber. VII. 390. 

Görz, Graf v.: 

Neueſtes Urtheil über das Einzelhaftfyftem (aus deſſen Reife in Norb« 
amerika). IX. 353, 354. 

Götze, Dr. A. W., Bizepräfident des fün. Obertribunald, Anzeige ber 
Schrift deffelben: Leber die preußifchen Schwurgerichte und deren Res 
forn. Eine Botum; mit einigen Zufägen herausgegeben von Dr. F. 
£. Keller, von Kreisrichter F. Delbrüd in Stralfund. VIII. 167 
—182, ſ. auch VII. 323, 324. 

Grimm, Obergerichtöreferendar in Hanau: 

Ueber das Verhältniß des Affifenpräfidenten zum Gerichtähofe. IV. 
257— 268. 

Grofſ, Geh. Juſtizrath a. D. in Dresden: 

I. Zur Frage über Organifation ded Richterftanded. VI. 7176. 

I. Das gerichtliche Berfahren gegen Kinder wegen begangener Ber- 
brehen. VIII 402—418. 

III. Bebenfen bei einigen Beftimmungen bed Entwurfes eined bürger- 
lihen Geſetzbuchs für das Königreih Sachen. X. 144—149, 

IV. Die Vollziehung der Todesſtrafe. X. 298—318, 

Grundrechte bed deutſchen Volks. Zur Erläuterung ber Art. III. und 
IX. beffelben. Bon Dr. Drechsler, Advokaten in Roftod, Mitglied 
ber deutfchen Nationalverfammlung. I. 299—318. IL 428—449. 

Grundrechte bed beutfchen Bolld. Einige Fragen über bie Aufhebung 
Regifter zum Gerichtsſaal. 4 
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ber Todesſtrafe buch $. 9 derſelben. Bon Proſeſſor Dr. Hepp in Tü—⸗ 
bingen. I. 341—350. 
Grundrechte bed deutfchen Volks. $. 10. Nr. 2. $. 11. II. 170. 
Bundermann, Dr., Anzeige der Schrift beffelben: über die Einftimmig« 
feit ber Geſchwornen. Beitrag zur Gefchichte und zum Berftänbniffe 
des Schwurgerichts. Münd. 1849, Bom Herausgeber, III. 561 
—563. 


Haft f. Verhaftung. | 

Handeldgerichte bie franzdfifchen und rheinifchen. Bon Nppellationd- 
gerichtsrath Schlink in Köln. TI. 129—147. 

Handelsgeſetzbuch, franzöfifches, f. Code de commerce. 

Handelsſachen. Sollen in folhen pofitive Bemweidregeln gelten? Bon 
Advokat — in Rhoden im Fürſtenthum Waldeck. III. 258 
—266, 

Hannover, Königreich: 

I. Friedensvereine im Ddnabrüdifchen. I 161-166. 

U. Gefeggebung in Bezug auf Nichtigfeiten wegen Berlekung von 
Formvorſchriften. III. 308, 309, 497. 

III, Anregungen zu Reformen im Strafverfahren in ben legten Jahren 
tor 1848. VI. 293. 

IV. Ueber die Begrenzung der Befugniffe des Schmwurgerichtäpräfiden- 
ten, burch ben Inhalt des Berweifungdurtheild. Durch einen Rechtd- 
fall erläutert vom Oberappellationsgerichtöfefretär Dr. Kirchner 
in Gelle. Beilageheft zum VI. Bd. 89—106. 

V. Wiederaufnahme bed Strafverfahrene. IX. 191—209. 

VI Erfahrungen über die Wirkjamfeit der Schmwurgerihte. Vom Ges 
heimrath und Profeffor Dr. Mittermaier in Heidelberg. X. 
399 —432. 

S. nody Geſetz, hannoveriſches, nom 30. December 1849 über bad 
ſchwurgerichtliche Strafverfahren, Strafpr ozeßordnung, han⸗ 
noveriſche, vom 8. November 1850, und Geſetz, hannoveriſches, 
vom 8. November 1852 über die Gerichtsverfaſſung. 

Hausfuhung und Beichlagnahme von Papieren in ber Vorunterfu- 

hung des Anflageprozeffed. II. 313—347. 

Hausfuhung nad) der Öfterreichifchen Strafprozeßordnung vom 1. Ja⸗ 
nuar 1850. IV. 226, 227. IX. 62-76. 

Haynau, Victor v., Kurheſſ. Obergerichtärath. Anzeige der Schrift bef- 
felben: Blätter aus der Mappe eined Griminaliften. Marb. 1852, anger 
jeigt von ®r. VIII. 354, 355. 
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Heing, Dr., Gtaatörath und zweiter Dberappellationägerichtäpräfibent 
in Münden: 

1. Aus einem Gutachten deffelben über die gerichtlichen Nebenbeamten. 
III. 64—71. 

II, Ueber die discretionäre Gewalt des Schmwurgerichtd-Präfibenten, ind» 
befondere über befien Befugnis, Audfunftöperfonen unbeeidigt zu 
vernehmen. V. 333—342, 377-386, 506—518. VI. 103—113. 

Hepp, Brofeflor Dr. in Tübingen: 

I. Einige Fragen über bie Aufhebung ber Todesſtrafe burch $. 9 ber 
Grundrechte des deutfchen Volls. I. 341—350. 

I. Zur Einführung von Polizeigerichten, IL 289—320. 

II. Die Reform des Infamieſyſtems. I. 416438. 

IV. lieber den gegenwärtigen Zuftand ber Strafrechtäpflege in Würt⸗ 
temberg. VI. 234—268. 

V. Rückblick auf die Strafprozeßgefeßgebung der letzten fünf Jahre vor 
Einführung der Gejchwornengerichte in Deutichland. VL 271—295. 
506—543. Berichtigung bazu VII. 297, 298. 

Helfen, Großherzogthum: 

I. Refume bes Affifenpräfidenten. I. 32. 

1I. Berfchmeljung des Avoue mit dem Avocat in ber Provinz Rhein» 
befien. 1. 54. Note. 

II. Angeflagefommer (Eriminalfenat). I. 93, 99—101. 

IV. Gerichtövollzieher im der Provinz Rheinheſſen f. ee 
jieher (huissier), franzöfifcher und rheinifcher. 

V. Thätigkeit des Affifenpräfidenten nach Erkennung der Berfegung in 
den Auflageftand in Bezug auf die Dernehmung bed Angelagten 
und auf Vervollftändigung des Borverfahrend. 11. 412, 413. 

VI. Die Ehefcheidung nad) rheinifch-franzöfifhem Recht. Von Ober» 
gerichtäratb Glaubrech in Mainz IL 471-504. I. 26—44. 

VII Die franzöfifchen und rheinischen Handelsgerichte. Bon Appellas 
tiondgerichtäratH Schlinf in Köln, ML 129—147. 

VIII. Geſetz vom 31. Dezemb. 1848 über das ſchwurgerichtliche Straf 
verfahren in ber Provinz Rheinheſſen. Ul. 161, 162. 

IX. Geſetz vom 28. October 1848 über dad fchwurgerichtliche Strafver- 
fahren in ben Provinzen Etarfenburg und Oberheſſen. Ul. 305, 
306, 438, 479, 538—541. IV. 331—336, 357, 359. V. 251— 
255, 431, 435. VI. 168, 361. Beilageheft zum VI. Band 109, 
110. IX. 501. X. 50. 

X. Der Prozeß megen bed am 12. Juli 1849 bei Nieberingelheim ges 
gen hen Prinzen von Preußen gerichteten Attentats. Nach feinen 
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Hauptmomenten bargeftellt von Dr. Ju lius Levita in Mainz, 

. IH, 438—454. 

XI. Stand der Bertheidigung während der Vorunterfuhung. Bon Ad» 
vokat Bopp in Darmftabt. III. 455458. 

XD. Der Rahmen des Berweifungdurtheild® und bed Anflageasted ala 
Rahmen der Stellung ber Fragen an die Geſchwornen. Ein Redhts- 
fall. Bon Advokat Bopp in Darmftabt. III. 537—543, 

XII. Das franzöfifcherheinifche Notariat. Bon Aopellationdgerichts« 
rath Schlink in Köln. IV. 46—60. 

XIV. Ueber bie’ Beweiskraft der amtlichen Protofolle in Straffachen 
nad franzöfifch-rheinifchem Recht. Bon Appellationsgerichtärath 
Merckel in Zweibrücken. IV. 158—196. 

XV. Meine Anfänge in ber öffentlichen Vertheidigung. Bon Advokat 
Bopp in Darmftabt. IV. 331—348. 

XVI. Aufrechthaltung ber öffentlihen Drbnung bei dem ftrafgerichtlis 
hen Berfahren. Ein Rechtsfall. Bon Advokat Bopp in Darm» 
ftabt. IV. 357-360. 

XVII. Ueber die Berechtigung zur Bürgerhälfe. Ein Rechtsfall. Bon 
Advokat Purgold in Darmſtadt. IV. 447—453. 


° XVII. Legitimation bed Bertheidigerd zur Einlegung von Rechtömitteln 


gegen bad miber feinen Clienten erlaffene Strafurtheil. Bon Advo— 
fat Bopp in Darmftadt. V. 178, 179. 

XVIX. Ueber den Umfang bed Caſſationsrecurſes in Anflagefachen we— 
gen Injurien. Bon Advokat Fuhr in Darmftadt. V. 250—255. 
XX. Zur Lehre vom Meineid. Mit Rücdficht auf einen fchmurgericht- 

lihen Fall. Bon Abvofat Fähr in Darmftabt. V. 426—450, 
XXI. Geiſteskranke im Affifenverfahten. Bon nein Buchner in 
Darmftabt. VI. 131—139. 
XXI. Anregungen zu Reformen im Strafverfahren. VI. 293, 294. 
XXIII. Scriftfälfhung. Rechtsfall. VI. 399—401. 


. XXIV. Ausgezeichneter Diebftahl. Rechtöfall. VI. 412, 413. 


XXV. NRichtigkeitöbefchwerde im Intereffe des Geſetzes. Rechtsfall. 
Don Advofat Bopp in Darmfiabt. Beilageheft zum VI. Band, 
107—111. 

XXVI. Strafrechtlihe Behandlung der Raufhänbel. VIII 141—144. 
XXVIL Aufforderung zum Meuchelmorb durch die Preffe. Ein Rechts⸗ 
fall. Bon Advolat Bopp in Darmſtadt. IX. 173-176. 
XXVIDH. Gefes vom 21. Februar 1852 wegen Erwerbung bed Grund⸗ 

eigentbumd und ber befonberen rechtlichen Folgen bed Eintrags eines 
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Ermwerbstiteld in dem Orundbuche in ben Provinzen ARE 
und Oberheffen. IX. 188, 189. 


XXX. Gefeg vom 10. März 1852 wegen Beftrafung ber Verbrechen 
und Bergehen gegen bad Münzregal der zum beutfchen Zollverein 
verbundenen Staaten. IX. 189. 


XXX. Geſetz 1) vom 22. März 1852 wegen einiger Abänberungen an 
dem Gefege vom 28. Dctober 1848 über ſchwurgerichtliches Straf« 
verfahren in ben Provinzen Starfenburg und Oberbeffen, und 2) 
vom 26. April 1852 wegen Abänderung einiger Beftimwungen bed 
Geſetzes vom 31. Dezember 1848 über das fchmurgerichtliche Straf: 
verfahren in ber Provinz Rheinheffen, 3) vom 15. Mai 1852 mes 
gen ber den Eifenbahn« und ZTelegraphen-Betrieb gefährbenden Ber- 
brechen und Bergehen. IX. 270-272. 


XXX, Geſetz vom 26. April 1852 wegen Wiebereinführung ber Tobed- 
ftrafe. IX. 271. 

XXX. Geſetz vom 10. Januar 1853 über Nachbildung von Papier» 
geld und deren Beftrafung. IX. 355, 356, 

XXX, Ueber Entziehung bed Rechts ber Anwaltſchaft. Bon Advokat 
Bopp in Darmftabt. X. 150—156. 

XXXIV. Dad Berhältniß ber Staatöbehörde zur Givilrechtöpflege. Bon 
einem theinpreußifchen Juriften. I. 167—181. 

Heffen, Kurfürftenthum: 

I. Refume des Affifenpräfidenten. I. 33. 

II. Anflagefammer. I. 99—101. 

III. Benusung ber im Borverfahren aufgenommenen Zeugenausfagen 
beim Hauptverfahren. U. 13. 

IV. Ihätigfeit des Affifenpräfidenten nah Erkennung ber Verſetzung 
in ben Anflageftand in Bezug auf bie Bernehmung bed Angellag- 
ten und die Berpollftändigung ber Borunterfuchung. II. 413, 414, 

V. Gefeßgebung in Bezug auf Nichtigkeiten wegen Verlegung von 
Formvorſchriften im Strafverfahren. III. 307, 497- 

VI Nothwehr. Rechtsfall. IV. 259, 260, 

VII. Verſuchte Reformen im Strafverfahren in ben legten Jahren vor 
1848. VI. 280—282. 

VII. Hauptftüde aus dem Prozeffe wegen — ber Reichstags⸗ 
Abgeordneten Generals v. Auerswald und Fürſten v. Lichnowsky. 
Von Oberappellationsgerichtsrath Zuſchlag in Kaſſel. Beilage—⸗ 
heft zum VI Band. 1—53. 

IX. Anzeige der Schrift: Blätter aus ber Mappe eined Griminaliften, 
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bon Bieter v. Haynau, Kurheff. Obergerichtärath. Marb. 1852, 
von Gr. VI. 355, 356. 

X. Rechtsftagen aus dem furhefjifchen Recht. Don Dr. B. Kompe in 
Marburg. X. 54—63, 

xl. Zur Lehre vom Complott. Rechtsfall. Bon Dr. Kompe in Mar 
burg. X. 327 -335. 

XL Geſetz nom 31. Oetober 1848 über das ſchwurgerichtliche Etraf- 
verfahren. 1. 33, 99—101. U. 13, 413, A414. 1. 307, 497. 
X. 54-63. 

Herenprozeff, ein, aus dem neunzehnten Jahrhundert (Frankreich). 

Bom Heraußgeber. VI'98-102. 

Hilfäverfahren nad franzöfifhem Recht ſ. Ereeutionsverfahren 
nad franzöfifhem Recht und: Ereeutiondverfahren, franzöfifches. 

Hiller, Johann Georg, von Oberjettingen. Hauptmomente ber öffent 
lich nerhandelten Anflagefache gegen benfelben wegen Ermorbung feiner 
fünf leiblichen Kinder. 1. 318—340, 407 —426. 

Höoch ſter, Dr. Anzeige ber Echrift veffelben: Lehrbuch bes franzöfifchen 

Etrafprozefied. Bern 1850, vom Heraudgeber. V. 264—266. 

Hochſchulen, deutſche; Umgeſtaltung der juriftifchen Facultäten berfel- 
ben. Bon Juſtiztath Mühry in Stade. VI. 365—372. 

Hochverrath. Rechtsfall ſ. Struve, d. Guſtav, und Karl Blind 
aus Mannheim. Mittheilungen über den Prozeß gegen dieſe wegen 

Hocdverrathd ꝛc. Dann: O'Brien, William Smith. Verhandiung vor 

dem Oberhauſe in London in Anklageſachen gegen denſelben wegen Hoch— 

perrathß ıc. 
Hohnbaum, Medicinaltath Dr., in Hildburghaufen: 

I Die Prozeß Webfter, nach Drginalquellen bargejtellt. V. 228—249. 
295—318, 478—505. 

II. Ueber die Etellung bed Arztes ald folder vor dem Geſchwornen⸗ 
gerichte. IX. 248-262. 

Holftein, Herzogthum: 

Anregung von Reformen im Strafverfahren in den legten Jahren vor 
1848, VI. 294. 

Huber, Kreis⸗ und Etabtgerichtdaccefiift in München: 

Mittheilungen aus dem Recdenfchaftäberichte des ſchwediſchen Anftigmis 
niſters Sparre rom 18. Dezemb. 1851 über die Rechtöpflege in 
Schweden mährend bed Jahrs 1850. X. 319— 326. 

Huissier f. Gerichtsdollzieher, Gerichtsbote. 
HSye, Dr. A., Minifterialratd im Juftizminifterium und Profeffor des 

Straftehts und Strafprogeffes zu Wien: Anzeige ber Schrift beffelben: 
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Das Öfterreichifche Strafgefeg über Verbrechen, Bergehen und Uebertre⸗ 
tungen; bie dazu gehörigen Verordnungen über bie Gompetenz ber Strafs 
gerichte und bie Preforbnung vom 27. Mai 1852 erläutert. Wien 1852, 
vom Heraudgeber. VII 183, 184. 

Hypothefens Beamte, Hypothefen-Amt. I. 71. 


Hagemann, v., Juftizminifterialrath in Karlsruhe (Herausgeber): 

J. Der Uebergang vom alten zum neuen Recht. Zugleich ald Profpert 
ber Zeitfchrift. 1. 3—16. 

1. Mittheilungen aus Franfreih. 1. 77—85. 

4) Franzöfiſches Gefeg über die Bildung bed Gefchwornengerichtd'r. 
8. Auguft 1848. 77—83, 

2) Franzöſiſches Gefeg vom 18. Ortober 1848 über bie bei Urtheilen 
ber Jury erforderliche Majorität. 83—84. 

3) Entſcheidungen des Gaffationshof3 in Paris über einige Hauptfra« 
gen bed Strafrechtd vom 7. September 1848. 84. 

4) Gerichtöfeene. (Beleidigung ber Zeugen von Seiten eines angeklag⸗ 
ten Weibes). 84, 85. 

M. Das Verhältniß des Unterfuchungsrichterd zum Angefchulbigten im 
Anklageprozeß. 1. 122—135. 

IV. Anzeige der Schrift: Die Werthlofigkeit ber Jurisprubenz als Wiſ⸗ 
fenfhaft, ein Bortrag, gehalten in ber juriftifchen Geſellſchaft zu 
Berlin vom Staatdanwalt v. Kirhmann. Berl. 1848. L 145 
— 150. 

V. Berfchiedened. 1. 153—166. 

1) Der Gaffationshof in Parid über bie Einrichtung einer Anklage 
jur. 153, 154. 

2) Preußifches Gefeg vom 24. September 1848 zum Schuhe ber per» 
fönlichen Freiheit. 155—158. 

3) Unbefugte Zumuthung eines Bertheibigerd an einen Zeugen vor 
den Affifen zu Antwerpen. 158, 159. 

4) Nichtverhaftung gegen Gaution. Entfcheidung ded Appellationdge- 
ticht3 in Köln. 159—161. 

5) Friedensvereine im Osnabrückiſchen. 161—166. 

VI Anzeige der Schrift: Dr. Georg Befeler, Profeffor in Greift- 
wald: Volksrecht und Juriſtenrecht. Leipz. 1843. 1. 235—237. 
VI. Anzeige der Schrift: Dr. Guſtav Geib, Profeffor in Züri: 

Die Reform des beutfchen Rechtslebens. Leipz. 1848. 1. 237—242, 

VI. Beifpiel der unerhörteften Suggeftivfragen in einem franzöfifchen 

Verhör, 1. 243, 244, 
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IX, Hauptmomente ber öffentlich verhanbelten Anklagefache gegen Jo— 
hann Georg Hiller von Oberjettingen megen Ermordung feiner 
fünf Teiblihen Kinder, Aus den Neten audgezogen und mit Ans 
merkungen begleitet. 1. 319—340, 407 - 426. 

X, Verhandlung über eine Privatanklage. 1. 427—429. 

Al. Anzeige der Schrift: von D. Delbrüd: Die Reform des Eivil- 
prozeffed. Berl. 1849. 1. 502—501. 

AU. Nuszüge aud den Berhandlungen des Geſetzgebungsausſchuſſes der 
bayerifhen Kammer ver Reichdräthe über den Geſetzesentwurf, bie 
Einführung der Schmurgerichte betreffend. 1. 505508. 

X. Beifpiele von Zurechtweifung frechen Benehmend vor Gericht. IL 
92— 96. 

XIV. Anzeige ber Schrift: Ueber ben Werth und bie Bedeutung ber 
Schmurgerichte und die Mittel, biefelben criminalrehtli zu ver» 
volllommnen. Bon Dr. Dernburg, ordentlihem Lehrer der Rechte 
zu Gießen. Frankf. 1848. U. 175—177. 

XV. Anzeige ber Schrift: Abhandlungen aus dem Gebiete des gemeinen 
und franzöfifchen Eivil- und -Prozeß-Rechts in vergleichender Dar- 
fiellung. Bon Dr. Dernburg, Prof. in Gießen. Frank. 1849. 
u. 177—182. 

XV. Rechtsfall. Widerfprechende Ergebniffe der Vor- und Hauptun- 
terfuchung. U. 183—188, 

xXVl. Ein Wort über Grininalftatiftif. 1. 189-190. 

XV. Sechs Gebote für den öffentlichen Anfläger. U. 214—243. 

XIX. Schilderung ber Dertlichkeiten bei mündlichen Verhandlungen, U. 
286— 288. 

XX. Gerichtliche Denkwürdigkeiten. 1. 463-170. 

4) Freifprehung durch das Gericht auf Schuldigerflärung durch die 
Geſchwornen. Preußischer Rechtäfall. 463, 165. 
2) Eontumacialurtheil gegen einen Anwejenden. Franzöſiſcher Rechts- 
fall... 465—1467. 
3) Beftrafung eined ungehorfamen Zeugen. Franzöfifcher Rechtsfall. 
467—469. 
4) Behandlung einer vor Gericht verübten Ehrenkränkung. Franzöſi— 
[cher Rechtsfall. 469, 470, 
XXl. Die Anforderungen ber Neuzeit an den Nichterftand. Ul. 45—63. 
XXI. ©erichtlihe Denkwürdigkeiten. 11. 89—92. 
4) Mordverjuch während des Verhörs. 89 —-90. 
2) Bemerkenswerthes aus dem Prozeſſe gegen Blanqui, Barbeès, Rasd- 
pail und Genoſſen. 90—92. 
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XXIII. Gerichtlihe Denkwürbigfeiten. 111. 181—190. 

1) Betrachtungen eines ifolirten Gefangenen. 181—183. _ 

2) Erörterungen über: Borlefung von Protofollen, Vernehmung von 
Sachverſtändigen und Stellung ber Fragen im NAffifenhofe. Ein 
theinpreußifcher Rechtäfall. 183—187. 

3) Franzöfifches Dofenftüd. 187—190. 

XXIV. Gerichtliche Denkwürbigkeiten. 11. 293—294. 

1) Aufgabe der Reaction nach ber Auffaffung bes Juſtizminiſters ber 
franzöfifchen Republif. 293, 294. 

2) Erklärung des Staatsrathes zu Paris über die Verhältniffe ber 
Eivilgerichte zu ben Militärgerichten während des Kriegszuſtandes. 
294, 

XXV. Mittheilungen aus den Berhandlungen ber bayerifchen Kammer 
ber Reichsräthe. 1. A66—469. 

1) Ueber bie Frageftellung an Gefchworne. 466, 467. 

2) Ueber mildernde Umftände in Preßſachen. 468, 469. 

XXVI. Gerichtliche Denkwürdigkeiten. 111. 470—474. 

3) Verurtheilung ungeachtet des Widerſpruchs des beſchädigten Theils. 
470—472. 

2) Freiſprechung eines Geftändigen durch ein Juriſtengericht. 472 
— 474, 

AXVII. Zufammenftellung ber Hauptbeftimmungen ber neueften Pref- 
gefege. Al. 544—557. 

XXVIII. Bücheranzeigen. 11. 558—666. 

4) Maurer: Ueber bie Freipflege und die Enttehung ber großen 
und einen Jury in England. Münden 1848. 560, 561. 

2) Gundermann: Ueber die Einjtimmigfeiten der Geſchwornen. 
Münden 1849. 561—563, 

3) Gneift: Die Bildung ber Gefchtwornengerichte in Deutjchland. 
Berl. 1849. 563, 564. 

4) Pixis: Anleitungen zu den Verrichtungen der Geſchwornen im 
öffentlich-münblichen Strafverfahren. Münch. 1848. _ 564-566. 

5) Sigungdberichte der bayerifchen Strafgerichte x. beraudgegeben von 
Prof. Dr. Dollmann. Erl. 1849, 566. 

6) Dr. Burkhard: Aus der Prarid beutfcher Geſchwornengerichte. 
Weim. 1849. 566. 

XXIX. Gerichtliche Denkwürdigkeiten. 1. 567569. 

1) Strafe wegen willführlihen Uniformtragens. 567. 

2) Mißbrauch der Deffentlichkeit. 568, 569. 

3) Zeugeneid. 569. 
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XXX. Ueber ben Bollzug ber Freiheitäfteafen. IV. 98—111, 197—207, 
550-562. - 
XXXI. Gerichtliche Denkwürdigkeiten. Verhältniß bed Criminal» und 
Diseiplinarverfahrens. Erkenntniß ded franzöfifhen Caffationdhofs 
vom 21. Auguſt 1849. IV. 112. 
XXXII. Gerichtliche Denkwürbigkeiten. Behandlung ber Eompetenzcon- 
fliete in Frankteich. 1V. 208. 
XXXIH. Gerichtliche Denfwürbigfeiten. Die Frau ald Vertheidigerin ih» 
red Ehemanned. IV. 286288. 
XXXIV. Gerichtliche Denkwürbigfeiten. IV. 363—368. 
4) Aufgabe des Echwurgerichtäpräfidenten. 363—366. 
2) Verhör eines Zeugen durch ben Angeflagten. 366—368. 
XXXV. Neues dfterreichifched Geſetz über Befigftörungen. IV. 454 
— 461. 
XXXVI Ein merkwürdiger Neubau in Paris. IV. 462—467. 
XXXXII. Mittheilung des franzöfifchen Gefeged vom 8. Juni 1850 
über Deportation. IV. 572. 
XXXVII. Begnabigung und Amneſtie. V. 71—82. 
XXXVIII. Gerichtlihe Denkwürbigkeiten. Epiſoden aus ben neueften 
politifchen Procefien in Frankreich. V. 83—90. 
XXXIX. Ein Blick in das Parifer Polizeiweſen. V. 91—92. 
XXXX. Rebellion oder Infurrection? V. 180. 
XXXXI Büceranzeigen. V. 264—276. 
4) Dr. Höchſter: Lehrbuch bed franzöfifchen Strafproceſſes. 
Bern 1850, 264—266. 
2) Dr. E. Frey: Frankreichs Civil» und Griminalverfaffung, 
mit Beziehungen auf England, nebjt einer Darftellung der in 
Deutſchland erfchienenen völlig in ſich abgefchloffenen Gerichts⸗ 
verfaſſungen. Erl. 1851. 266—267. 
3) Dr. E. Frey: Die Staatsanwaltſchaft in Deutſchland und 
Frankreich. Erl. 1850. 268 -272. 
4) Zur deutſchen Nationalgeſetzgebung. 272—274, 

a) Die Berwirffihung der deutfchen Nationalgefeßgebung bon 
A. Chrift. Aus der deutfchen Vierteljahrsſchrift beſonders 
abgedrudt, Stuttg. 1850. 

b) Entwurf zu einem allgemein deutſchen Civilgeſetzbuche nebft 
Motiven, von F. A. Freiherrn v. Preuſchen Lieben» 
Liebenftein, Naff. Hofgerichtärathe. Leipz. 1848. 

€) Der bürgerlihe Rechtöftreit, bargeftellt ald Entwurf einer 
allgemeinen Rechtäftreitorbnung für die deutſchen Staaten. 
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Bon E. Freiheren von Völderndorff⸗Waradein, Abo. 

zu Nördlingen. Nörbl. 1850. 
5) Des deutfchen Volkes Staats⸗- und Rechtsgeſchichte. Don 
Dr. &. Sternberg, Obergerichtdanwalt und Privatdocenten 

in Marburg. Caſſel 1851. 275, 276. 

XXXXII. Bundesftaatliches Gefeb über Rechtspflege. V. 313—353. 

ZXXXI Anzeige der Zeitfchrift: Blätter für gerichtliche Anthropologie 
für Aerzte und QJuriften, herausgegeben von 9. B. Friedreid. 
Heft 1-5. Erl. 1850. V. 354, 355. 

XXXXIV. Aus ber Schrift von Bergbaud: Grunblinien ber Geo⸗ 
graphie. V. 356. 

XXXXV. Zur-@riminalftatiftit (Franfreih). V. 550—552. 

AXXXVI Ein Herenproceß aud dem neunzehnten Jahrhundert (Frank 
teih). VI. 98— 102. 

ZXXXVI. Franzöſiſche Verordnung vom 5. December 1850 wegen 
Erlangung ber Doctorwürde bed Rechte. VI. 269, 270. 

XXXXVIII. Gerichtliche Denkwürdigkeiten. VI. 544—546. 

1) Die halsſtarrige Ehebrecherin. 544, 545. 
2) Socialiſtiſcher Proceß. 545, 546. 

XXXXIX. Berichtigung des DBermweifungserfenntniffes und barauf ges 
folgte Berurtheilung eines Freigefprochenen. Beilageheft zum VI. 
Band, 112—118. 

L. Stimme der ®efangenenen über die Gefüngnißfyfteme VII 90 
— 107. 

LI. Die Mopificationen der Einzelhaft, mit Rückſicht auf Mittermaierd 
Schrift: Der neuefte Zuftand ber Gefängnifeinrichtungen in Enge 
fand. VII 271—2%. 

LII. Anzeige von Büchern über neupreußifches Strafrecht. 

a) Das Strafgeſetzbuch für die Preußiſchen Staaten x. Bon 
Dr. jur. €. F. Müller. Halle 1852. 

b) Die Materialien zum Strafgefeßbuche für bie Preußifchen 
Staaten aus den amtlichen Quellen nad) ben Paragraphen 
des Geſetzbuchs zufammengeftellt und in einem Commentar 
erläutert buch Boltpammer ı. Th. I. Berl. 1851. 

ce) -&ommentar über dad Gtrafgefegbuh für die Preußifchen 
Staaten und das Einführungdgefeg vom 14. April 1851, 
Nach amtlichen Quellen von Dr. Georg Befeler ıc. Leipz. 
1851. 

VII. 387-390, 
LIII. Anzeige der Schrift: Die Philofophie der Gerechtigkeitäpflege 
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mit ſteten Beziehungen auf bie gerichtlichen Inſtitutionen civiliſirter 
Völker, wiffenfchaftlih und praftifch entwidelt von Dr. J. J. Roß- 
bach, Rehtsrath in Würzburg. Neue Ausgabe. Würzb. 1852. 
VII. 482- 484. 

-LIV. Guter Rath für Geſetzgeber. VIII. 92. 

LV. Anzeige der Schrift: Das dfterreihifche Strafgefeh über Berbre- 
chen und Webertretungen; die dazu gehörigen Verordnungen über bie 
Eompetenz ber Strafgerichte und die Preßordnung vom 27. Mai 
1852, erläutert von Dr. A. Hye, Minifterialratd im Juſtizminiſte⸗ 
tium und Profeffor ded Strafrecht? und Strafproceifes zu (Bien. 
Mien 1852. VIII. 183, 184. 

LVI. Die Boltsfouveränetät in ihrer Wirkung auf das Strafrecht. 
VIII. 251—268. 

LVII Anzeige des Werks: Syſtem ber gerichtlichen Pfychologie für 
Gerichtsärzte, Nichter und Bertheidiger von J. B. Friedreich. 
Dritte umgearbeitete und verbefjerte Auflage. Regensb. 1852. VIII. 
275— 776. 

LVIII. Die Zufunft der beutfchen Schwurgerichte. VIII. 352—354. 

LIX, Anzeige ber Zeitfchrift: Revue de legistation et de jurispru- 
dence, publi&e sous la direction de M. L. Wolowski, avocat a 
la cour d’appel de Paris etc. VIII. 448. 

LX. Deutfche Gefebeschronif. IX. 93—98, 188, 189, 270—272. 

LXI. Ritter Appert und die deutſchen Gefängniffe. x. 70-88. 

LXII. Geſetzeschronik. X. 87—88, 163—168, — 

LXIII. Necrolog Jagemann's. X. 245— 218. 

Jäger, Kanzleivath in Tübingen. Ueber Aufbewahrung und Vernichtung 
gerichtlicher Acten. X. 24-39. 

Inceſt, f. Blutfchande. 

Infamiefyftem. Deſſen Reform. Bon BProfeffor Dr. da in Tü⸗ 
Bingen. III. 416—438. 

Injurie vor Gericht, f. Ehrenkränkung vor Gericht. Dem Behandlung. 
Ein franzöſiſcher Rechtöfall. 

Injurien gegen Zeugen, f. Zeugen; beren Beleidigung (franzöfifche Ge— 
richtsſeene). 

Injurien. Ueber ben Umfang des Caſſationsrecurſes in Anklageſachen 
wegen folder. Bon Advokat Fuhr in Darmſtadt. V. 200- 266. 

Inquiſitionsproeeß. Der Staatsanwalt in demſelben. VI. 507 
— 512. 

Inquifitionsproceß, geheimer. Die Deffentlichkeit in bemfelben. VI. 
514—518, 
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Inquifitionsproceß, ſchriftlicher. Die Münblichkeit in bemfelben. 
VL 512—514. 

Inquifitiondprocef, beffen fhügende Form und Garantie. VI. 356 
— 540. 

Inftanz, erjie,f. Gericht erfter Inftanz. 

Inftanz, zweite Strafmilderung in berfelben. 
1. Bon Oberappellationdgerichtäratb Pixis in Münden. II. 334 

— 315. 
II. Bon Appellationdgerichtöraty Merſckel in Zweibrüden. X. 498 
— 510. 

Inftanz, mobifieirte Entbindung von berfelben. VI. 533—536. 

Inftanzenzug, ber, bed fubjertiven Geiſtes oder bie theoretifche Ge— 
techtigfeit. Bon Dberappellationdgerichtsrath Pixrid in Münden. X. 
478—486. 

Snterlocute. Ueber die Rechtskraft berfelben in Eivilfachen. Bon Ober» 
appellationdgerichtärath Pixis in München. III. 379—395. 

Zuridprudenz; deren Werthlofigkeit ald Wiſſenſchaft, ſ. Kirchmann, 
v., Anzeige der Schrift beffelben: Die MWerthlofigkeit der Yurisprus 
benz x. 

Sury, f. Gefchmornengeriht und Schmwurgericht. 

Juftiz, die, und die politifchen Verbrecher. Bon Obergerichtsanwalt F is 
ſcher in Birkenfeld. III. 361—378. 

Juftizminifter. Berhältniß de Staatdanwalts in Straffachen zu dem⸗ 
felben. Bon einem rheinpreußifchen QJuriften. II. 416-427. 


Kindes mord. Scottifcher Rechtäfall. VI. 16, 17. 

Kinder. Das gerichtliche Berfahren gegen ſolche. Bom Geheimen Zus 
ſtizrath Dr. Groſſ in Dreöden. VIII. 402—418, 

Kirhmann, v. Anzeige der Schrift deſſelben: Die MWerthlofigkeit ber 
Jurisprudenz als Wiſſenſchaft. Berl. 1848. Vom Heraudgeber. IL 
144—150, Ä 

Kirchner, Oberappellationdgerichtärath in Gelle. 

l. Ueber die Begrenzung der Befugniffe des Schwurgerichtöpräfidenten 
durch den Inhalt bed Verweiſungsurtheils. Durch einen Rechtsfall 
erläutert. Beilageheft zum VI. Band. 89—106. 

U. Zur Lehre von ber Wiederaufnahme bed Strafverfahrend. IX. 191 
— 209. 

Kompe, Dr. V. in Marburg. 

1. Rechtöftagen aus dem Kurheffiihen Recht. X. 5463. 

I. Zur Lehre vom Gomplott. Rechtsfall. X. 327—335.- 
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Kraud, Aboofat in Darmftabt. 

I. Zur Lehre vom Meineid. Mit Rüdfiht auf einen fehmwurgerichtli« 
chen Fall. V. 426—450. 

II. Die Theorie der Beweislaft, ald Verſuch einer neuen Begründung 
und Begrenzung derfelben. VI. 296-325. 

II. Der Raufhandel nad) feinen civil» nnd ftrafrechtlichen Wirkungen. 
Mit Rückſicht auf die neuere Gefeßgebung in Deutfchland. VIII. 
129—148. 

IV. Ueber den Gegenftand und ben Zweck der ftrafgerichtlihen Unter- 
fuchung, mit Bezugnahme auf die Schwurgerichtäverfaffung. IX. 
500-510. X. 40-53, 134 - 143. 

V. Zur Lehre von ber Tödtlichkcit der Berlegungen. X. 378—39. 

Kräwel, v., Appellationdgerichtärath in Naumburg. 

I. Dad Preußiſche Unterfuhungsverfahren in feiner gefchichtlichen Ent- 
wickelung. V. 387—404. 

II. Der Preußifche Bagatellproceß. VI 200—212. 

IH. Die Gerichtsärzte im öffentlich» mündlichen Verfahren. VII. 355 
— 363. 

IV. Die Entwicelung des Schwurgericht3 in Preußen. Nach ven Ber 
handlungen in ben bortigen Kammern. IX. 357—386, 

Kreid- und Stabtgerichte in Bayern. Berfahren berfelben bei Aburthei— 
lung ber zu beren Zuftändigfeit gehörenden Verbrechen und Bergehen. 
1. 102-114. 

Kriegszuſtand. Verhältniß der Eivilgerichte zu ben — 
während deſſelben in Frankreich. III. 294. 

Kunftverfiändige, ſ. Sachverſtändige 

Kurheſſen ſ. Heſſen, Kurfürſtenthum. 


2 eaitimation bed Vertheidigers zur Einlegung von Rechtsmitteln ges 
gen das wider feinen Glienten erlaffene Strafurtheil. Bon Advolat 
Bopp in Darmftabt. V. 178, 179, 

Leibesfrucht, deren Abtreibung. Franzöſiſche Rechtsfälle. II. 183— 
188. VIII. 443, 444. 

Leibnig. Aus deifen Bedenken, welchergeftalt ben — des Juſtiz⸗ 
weſens in theoria abzuhelfen. J. 151, 152. 

Leſefrüchte. I. 86. IL. 96. 

Reue, Nppellationsgerichtärath in Köln. Deffen Bericht Namens bes Ge⸗ 
feßgebungsausfchuffes ber deutſchen verfaffunggebenden Nationalverfamms 
lung über die Grundlagen bed Geſchwornengerichts für Griminalfachen. 
1. 56-76. 
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Leue, Appelationsgerichtärath in Köln. Hiftorifcher Beitrag zur Beant- 
wortung ber Frage: In weſſen Name wird bie Anklage erhoben? VI. 
183—19. 

Leumunb3erforfhungen in Aſſiſenſachen. Bon Adolph Buchner 
in Darmftatt. VI. 392—417. 

Levita, Dr. Julius, Advokat-Anwalt in Mainz. 

1. Das Weſen der Anwaltfchaft im franzöfifchen Civilproeeß. I. 207 
— 225. 

II. Rechte und Pflichten des Anwalts in Frankreichs. IL 127—158. 

IH. Der Proceß Caraby - Cottlogon wegen Ehebruchs und Morbver» 
verjuchd. III. 72— 84. 

IV. Der Proceß wegen bed am 12. Juni 1849 bei Nieberingelheim ges 
gen den Prinzen von Preußen gerichteten Attentatd, nad) feinen 
Hauptmomenten bargejtellt. III. 439-454. 

V. Briefe aus dem Palais de Justice in Paris. V. 405, 425. VI. 43 
— 70. VI. 178—210. VIII. 320—351. 

VI. Die Grundideen bes franzöfifchen Executionsverfahrens, deſſen hi—⸗ 
ſtoriſche Entwicelung und Berhältnig zu bem gemeinen beutfchen 
Nechte. VI. 418 -446. 

VII. Ueberfihten aus dem franzöſiſchen Rechtsleben. VIII. 269—274, 
441—447, 529—536. IX. 83—92, 177—187, 343—352, 497— 
438, 510—522. X. 157 —162, 395—398, 487—497. 

fevita, Dr. Eduard, in Mainz. 

I. Die Stellung des Bertheidigerd im franzöfifchen Strafproceffe. IL - 
148 —162. 

II. Iſt es nothwendig oder doch wünſchenswerth, baß einer Anftellung 
im Richterftand eine Vorbildüng in der Advokatur vorangehe? IV. 
411—431. 

Lichnowsky, Fürft v., f. Reichdtagdabgeorbnete General v. Auerswald 
und Fürft v. Lichnowsky. Hauptjtüce aus bemProceffe wegen beren Er» 
morbung. 

Lionpille, franzöfifcher Advofat. VI. 66. 

Lippert, Dr. in Mainz: 

Urſprung, Entwicelung und Werth ber franzöfifchen Staatsanwaltſchaft. 

II. 60-91. 

Liszt. Staatsanwaltfubftitut in Wien. 

Die öſterreichiſche Strafgefeßgebung feit dem Jahre 1848, V. 13—27, 

277—294. 

Literatur. 

I. Die Werthloſigkeit der Jurisprudenz als Wiſſenſchaft; ein Vorttag, 
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gehalten in der juriftifchen Gefellichaft zu Berlin vom Staatdanmwalt 
v. Kirhmann. Berl. 1848, angezeigt vom Heraudgeber. L 
145—150, 

HM. Dr. Georg Befeler, Profeffor in Greifdmalde: Volksrecht und 
Auriftenrecht. Leipz. 1843, angezeigt vom Heraudgeber. 1. 
235— 237. 

II. Dr. Buftan Geib, Profeffor in Zürich: Die Reforn bed beutfchen 
Rechtölebend. Leipz. 1848, angezeigt non dem Heraußgeber. I 
237 — 212. 

IV. Erfahrungen eines englifchen Gefängnißigeiftlichen. London 1847, 
angezeigt von Dr. Marquardſen in Heidelberg. I. 493—502. 
V. 8. Delbrüd. Die Reform des Eivilproceffed. Berl. 1849, ans 

gezeigt vom Heraußdgeber. I. 502—504. 

VI. Dr. Dernburg: Ueber den Werth und bie Bebeutung ber 
Schwurgerichte und die Mittel, dieſelben eriminalrechtlich zu ver» 
vollfommnen. Frankf. 1848 , angezeigt von dem Heraudgeber. 
I. 175—177. 

VI. Dr. Dernburg: Abhandlungen aus dem Gebiete bed gemeinen 

» und franzöfifchen Civil» und Proeeßrechts in vergleihender Darftel« 
lung. Franff. 1849. Angezeigt von dem Heraußgeber, IL 177 
— 182. 

VII. Maurer: Ueber die Freipflege (plegium liberale) und die Ent» 
ftehung der großen und Heinen Jury in England. Münch. 1848, 
Angezeigt von Heraudgeber. III. 560, 561. 

K. Dr. Gundermann: Ueber die Einftimmigfeit ber Geſchwornen. 
Beitrag zur Gefchichte und zum Berftänpniß bed Schwurgerichts. 
Münch. 1849. Angezeigt vom Heraudgebet. III. 561—563. 

X. Dr. ®neift: Die Bildung der Gefchwornengerichte in Deutfchland. 
Berlin 1849. Angezeigt von dem Herausgeber. II. 563, 564. 

x. Pirid: Anleitung zu den Verrichtungen der Geſchwornen im öf— 
fentlih-mündlihen Strafverfahren. Angezeigt von dem Herauß- 
geber. 1848. II. 564-566. 

xU. Sißungäberichte der bayerischen Strafgerichte, herausgegeben von 
Profeffor Dr. Dollmann. Erl. 1849. Angezeigt von dem Her» 
ausgeber. IIL.566. 

XI. Aus der Praxis deutfcher Gefchmornengerichte. Herausgegeben 
von Dr. Burkhard. Weim. 1848, Angezeigt von dem Her- 
audgeber. II. 566. 

XIV. Lehrbuch des franzöfifhen Strafproceffed von Dr. Höchfter, 
Advokat am rheinifhen Appellationdgerichtähofe zu Köln und ber- 
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zeitigen Docent bed franzöfifchen Rechts an ber Hochſchule zu Bern. 
Bern 1850. Angezeigt von dem Heraudgeber. V. 264—266, 

XV. Dr. Ludwig Frey: Frankreichs Civil» und @riminalverfaffung, 
mit Beziehungen auf England, nebjt einer Darftellung ber in 
Deutfchland erſchienenen vollftändig in ſich abgefchloffenen Gerichtds 
verfaffungen. Zweite völlig umgearbeitete Auflage. Erl. 1851. 
Angezeigt von dem Heraudgeber. V. 266, 267. 

XVI Dr. Ludwig Frey: Die Staatdanwaltfchaft in Deutfchland und 
Frankreich. Erl. 1850. Angezeigt von dem Heraudgeber. V. 
268—272. 

XV. Zur deutſchen Nationalgefegbung. 

a) Die Verwirklichung der beutfhen Nationalgefeggebung von 
Chriſt. Aus ber beutfchen Bierteljahräfchrift, beſonders 
abgedruckt. Stuttg. 1850. 

b) Entwurf zu eiuem allgemein beutfchen Eivilgefegbuche nebft 
Motiven. Bon $. A, Freiherrn v. Preufhen Lieben-Kie- 
benftein, Naff. Hofgerichtärathe. Keipz. 1848. 

ec) Der bürgerliche Rechtöftreit bargeftellt ald Entwurf einer 
allgemeinen Rechtäftreitordnung für bie beutfchen Staaten. 
Bon €, Freiheren v. Bölberndorff-Waradein, Abo. 
zu Nördlingen. Nördl. 1850. 

Angezeigt von dem Herausgeber. V. 272—274. 

XV. Des beutfchen Volkes Staats- und Rechtsgeſchichte. Bon Dr, 
K. Sternberg, Obergerichtörath und Privatdocenten in Marburg. 
Kaffel 1851. Angezeigt von dem Heraudgeber. V. 275 
— 276. 

XIX. Blätter für gerichtliche Anthropologie, herausgegeben von 3. B. 
Friedreich. Heft 1—5. Erl. 1850. Angezeigt von dem Her«- 
audgeber. V. 354, 355. 

IX. Mittermaier: Das englifche, fchottifche und norbamerifanifche 
Strafverfahren. Erl. 1851. Einige Worte über dieſes Werk vom 
Privatdorenten Dr, Marquardſen in Heidelberg. VII. 364 
— 386. 

XXI. Bücher über neupreußiſches Strafrecht. 

a) Dad Strafgeſetzbuch für die preußifchen Staaten vom 14. 
April 1851 mit Beifügung der nad ben neueften Strafge- 
fegbüchern in Defterreih, Bayern, Oldenburg, Sachſen, 
Mürtemberg ꝛc. geltenden Strafbeftimmnngen. Bon Dr 
jur. &. F. Müller, Halle 1852. 

b) Die Materialien zum Strafgeſetzbuche für bie Preußifchen 
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Staaten, aus den amtlichen Quellen, nad den Paragraphen 
bed Geſetzbuchs zufammengeftellt und in einem Commentar 
erläutert duch Goltdammer, k. Kammergerichtärath. 
Th. 1. Das Einführungdgejeg und den allgemeinen Theil 
enthaltend. Berl. 1851. 

e) Eommentar über das Strafgefeßbuh für bie preußifchen 
Staaten und bad GEinführungdgefeg vom 14. April 1851. 
Nach amtlichen Quellen von Dr. G. Befeler, Geh. Juſtiz⸗ 
tath und Prof. der Rechte zu Greifswalde. Leipz. 1851. 
Angezeigt von ben Heraudgeber. VII. 387—390. 

ZA. Dr. J. 3. Roß bach, Rechtsrath in Würzburg: Die Philofophie 
ber Gerechtigfeitäpfiege. mit fteten Beziehungen auf die gerichtlichen 
Inftituhonen eivilifister Bölfer, wifenfchaftlih und praftifch ent» 
wickelt. Neue Ausgabe. Würzb. 185%. Angezeigt von dem Her- 
ausgeber. VII 482—484, 

XXI. Betrachtungen über die Schrift: Ueber bie preußifchen Schwur— 
gerichte und deren Reform. Ein Botum des Herm Dr. A. W. 
Götze, Birepräfidenten des kön. Obertribunald; mit einigen Zus 
fügen berauögegeben von Dr. $. &. Keller. Bom Kreidrichter 
F. Delbrüd in Stralfund. VIL 167 — 182. f. noch VI. 
323, 324. 

XXIV. Das öfterreichifche Strafgeſetz über Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen;z bie dazu gehörigen Verordnungen über die Compe— 
ten; ber Strafgerichte und die Preforbnung vom 27. Mai 1852 er- 
läutert von Dr. A. Hye, Minifterialrath im QJuftizminifterium und 
Profejjor des Strafrechts und Strafprocefjes in Wien. Wien 1852, 
angezeigt von dem Heraudgeber. VII. 183, 184. 

XV, Syſtem ber gerichtlichen Pſychologie für Gerichtsärzte, Richter 
und Bertheidiger. Bon J. B. Friedreid. 3. Aufl. Regendb, 
1852. Angezeigt von dem Heraudgeber. VII. 275, 276. 

XXVI. Blätter aus der Mappe eines Eriminaliften. Bon V. v. Hay— 
nau, Kur. Hefl. Obergerichtsrath. Marburg 1852. Angezeigt 
von Gr, IL 355, 356. 

XXVII. Revue de legislation et de jurisprudence, publiee sous la 
direction de M. L. Wolowski, avocat à la cour d’appel de 
Paris etc. Angezeigt von dem Heraudgeber. VII. 448, 

XXVIII. Memoranda ber gerichtlihen Mediein, mit befonderer Berüd- 
fihtigung der neuen beutjchen, preußischen und rheinifchen @ejetz- 
gebung als Leitfaden zu feinen Borlefungen und zum Gebrauche für 
Aerzte und Juriſten bearbeitet von dem Kreisphyſikus und Privat» 
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docenten Dr. F. W. Böcker in Bonn. Iſerlohn und Elberfeld 
1853. Angezeigt vom Geh. Rath und Generalauditor Brauer in 
Karläruhe. X. 294—297. 

XXIX. Juriſtiſche Eneyklopädie, oder organiſche Darſtellung ber Rechts— 
wiſſenſchaft, mit vorherrſchender Rückſicht auf Deutſchland', heraus— 
gegeben von Prof. Dr. Warnkönig im Tübingen. Erl. 1853. 
Angezeigt vom Staatsratb vd. Arnold in Münden. X. 5li, 512. 

XXX. Königäwärter, Dr. Louis, Deſſen Verzeichniß der Rechtäquellen 
und eiviliftifchejuriftiichen Werke bis zum 15. Jahrhundert. Ange 
jeigt von Dr. 3. Levita in Paris IX. 437, 438. 

XXXI. Griminallericon, herausgegeben von vd. Jagemann. X. 
489, 490, 

Losſprechung von ber Inſtanz, mobifieizte, VI. 533—536. 
Loyset, Antoine, Advokat am franzöfifchen Parlament, Rebe zu 
deſſen Andenfen. IX, 344, 345. 


M ajefiätäbeleivigung. Mechtöfälle III. 455—458. Beilageheft 
zum VI. Band, 112-118, 

Manning, der Prozeß, zur Beranfchaulihung des englifchen Strafverfah- 
rend nach unmittelbaren Aufzeichnungen dargeftellt von Dr. Marquard» 
fen. (Beilageheft zum IL. Band). 

"Marie, franzöfifcher QJuftizminifter. Mittheilungen aus deſſen Rechen- 
Ihaftöbericht über die Straftechtäpflege in Frankreich während bed ah 
tes 1846. 

Marie, franzöfifcher Advokat (dev Vorige). VI 63, 64. VII. 209. 
X. 161. 

Marguarpfen, Dr., Privatdocent in Heidelberg. 

I. Anzeige der Schrift: Erfahrungen eines englifchen Gefängnißgeiftlis 
hen, Lond. 1847. 1, 493-502. j 

U. Die Evidenz nad) englifhen Net, ihre Grundzüge und Anwend⸗ 
barfeit im deutfchen Strafproceſſe. II. 116—126, 191—200. III. 
291, 292 (Berichtigung). 

IH. Betheiligung der PVreffe an der Fortbildung bed 1. 505 
— 514. 

IV. Englifche Rechtszuſtände. Erfter Beitrag. II. 163—180. Zweiter 
Beitrag. II. 267— 292. 

V. Der Proceß Manning. Zur Beranfhauliciung des englifchen Strafs 
verfahrend nach unmittelbaren Aufzeihnungen bargeftellt, (Beilage- 
beft zum 111. Banb). 
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VI, Aus dem Tagebuche eines beutfchen QYuriften in London. IV. 242 
— 256. 
1) Der Ritt auf dad Eireuit. 242— 256. 
2) Das Polizeigericht in Bowſtreet. 529— 549. 
VII. Ueber die Verantmwortlichfeit bed englifchen Magistrate wegen Ber- 
mweigerung der Bürgfchaftdannahme. V, 222—227. 
VIII. Das Verdiet. Mit befonderer Berückſichtigung bed englifchen und 
ſchottiſchen Rechts, VI. 3—42. 
IX. Einige Worte über Mittermaierd Werl: Das englifhe, ſchottiſche 
und nordbamerifanifche Strafverfahren. Erlangen 1851. VII. 364 
— 386. 

Maurer, v., Staatd- und Reichsrath in Münden. Anzeige der Schrift 
beffelben: Weber bie Freipflege (plegium liberale) und die Entjtehung 
der großen und Heinen Jury in England. Münch. 1848. Vom Het 
außdgeber. 111. 560, 561. 

Maurer, Staatd» und Reichdrath in München. 

Bemerkungen zur Strafproceßgefebgebung. 1) Beſchränkung der Geſetze 
auf Hauptbeftimmungen. 2) Borfchriften für den Fall der Meinungs» 
verfchiebenheit über die Eompetenz zwifchen niederen und höheren Ge— 
richten. 3) Verfahren gegen ſden Angeklagten bei ungiemlihem Ver— 
halten. 4) Nichtigkeit wegen Theilnahme unfähiger Geſchwornen. 
(Auszüge aus deffen an die Kammer ber Reichsräthe erftatteten Vor— 
trag über den Entwurf zur Revifion des Strafproceßgefeged vom 10. 
November 1848). IV. 432—446. 

Mediein, gerichtliche, die, und das neue Strafverfahren. Bom Geh. 
Juſtizrath Prof. Dr. Abegg in Bredlau. VII. 113—151. 

Medicin, gerichtliche. ſ. Anthropologie, gerichtliche und Pſychologie, ge— 
richtliche. 

Meineid. Zur Lehre von demſelben. Mit Rückſicht auf einen ſchwur— 
gerichtlichen Fall. Bon Advokat Kraus in Darmſtadt. V. 426 — 
450. 

Meineid des Zeugen, vermuthlicher. V. 185—190. 

Meineid, Öffentlicher, mit Billigung bed Publikums. Rechtsfall. Mitge 
theilt von Obergerichtsanwalt Fiſcher in Birkenfeld. III. 85—88. 
Meineid; beffen Strafe im Allgemeinen, insbeſondere nach dem franzöfie 
fhen Strafgefetzbud. Bon Appellationdgerichtäratb Merckel in Zmei- 

brüden. X. 477—478. 

Merckel, Appellationdgerichtäratb in Zweibrücken. 

1. Das Schmurgerichtöverfahten in ber bayerifchen Pfalz. I. 182 
— 206. 
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1. Welche Mittel jtehen dem Affifenpräfidenten zur Vermeidung unnd« 
thiger Weitläufigfeiten und Zurücführung allzu langer ober ab» 
fhmweifender Reben auf bad rechte Maaß zu Gebote? I. 244 
— 260. 

I. Hauptgefihtspunfte für das Verhalten eines pflichtgetreuen Ge— 
ſchwornen. II. 450—462. 

IV. Ueber die Beurkundung des Civilſtandes. III. 226—257. 

V. Dad Verfahren bei Verbrechen auf frifcher That. III. 396—415. 

VI, Ueber die Beweiskraft ber amtlichen Protokolle in Straffachen nach 
franzöfifcherheinifhem Recht. IV. 158—196. 

VII. Zur Geſchichte der Anklagejury in Frankreich. IV. 369—410. 

VII. Die erfte Schwurgerihtsfigung über Prefvergehen in ber bayes 
tifhen Pfalz. V. 124—160. 

IX, Die einfache Polizeigerichtöbarfeit ber Bürgermeifter in Frankreich, 
zunächft in ber bayerifchen Pfalz. VI. 480—505. 

X. Aus den Schwurgerichtöverhandlungen über einen boppelten Meuchel- 
morb. Beilageheft zum VI. Band. S. 54—88. 

xl. Iſt über ein Rechtsverhältniß, welches im Strafverfahren die Vor- 
frage bildet, wie in gewöhnlichen Straffällen, unbedingt der Zeu- 
genbemweid zuläſſig. VIL 429—462. 

XI. Welche Wirkung haben die rechtskräftigen Urtheile in Straffachen 
auf die Entjcheidungen in Civilſachen und umgefehrt? VIII. 500 
—528. IX, 135— 159. 

XII, Ueber bad Recht der Berufung in Streitfachen und beren Einfluß 
und Wirkung auf dad erftrichterliche Urtheil. IX. 448—499, 

XIV. Ueber die Strafe des Meineids im Allgemeinen und indbefondere 
nach dem franzöfiichen Strafgeſetzbuch. X. 447—478. 

XV. Ueber Strafmilderung in zweiter Inſtanz. X. 498—510. 
Meuchelmord, boppelter. Rechtsfall. Bon Appellationdgerichtärath 
Merdel in Zweibrücken. Beilageheft zum VI. Band. ©. 54—88. 
Meuchelmord. Aufforderung dazu durch die Preffe. Rechtsfall. Bon 

Advofat Bopp in Darmftabt. IX. 173—176. 

Meuterei. Dad Militärverbrechen der. Vom Geheimenrath und General« 
aubitor Brauer in Karldrube. VIII. 84 -91. 

Mildernde Umftände nach dem franzöfifchen und beutfchen Recht. Vom 
Gerichtäaffeffor Burghart in Greifswald. VIIL 418—440, 449 
— 487. 

Milderung ber Strafe in zweiter Inftanz. 1) Bon Dberappellations- 
gerichtärath Pirid in München. DI. 334-345 2) Bon Nppellations- 
gerichtsrath Merckel in Zmweibrüden. X. 498-510. 
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Militärgerichte. Verhältniß der Eivilgerichte zu denfelben während des 
Kriegäzuftanded in Frankreich. III. 294. 

Militärgerichte; Anmenbbarkeit des Geſchwornengerichts auf fie. Vom 
Geheimenrath und Generalauditor Brauer in Carlsruhe. X. 279 
— 1294, 

Militärgerihtöbarfeit, die franzöfifche und preußifche. Bon Appel» 
lationsgerichtsrath Schlink in Köln. I. 475—49, 

Militärftrafproceß, der öffentlich » mündlihe. Bon v. Sadhau, 
Brigabeaubiteur in der ehemaligen Schledwwig-Holfteinifhen Armee. VI. 
335—354, 463 481. 

Militärſtrafrecht, neues ſchweizeriſches. Von Staatsanwalt Dubs 
in Zürich. VII. 149—166, 305—319. 

Minifterium, öffentliches (ministere public) in Frankreich ſ. Staatdan- 
waltfchaft und Staatsbehörde. 

Mifhandlung (duch Schläge). Franzöfifcher Rechtäfal. 1. 427 
— 429. 

Mifvergnügen. Erregung deffelben gegen die Staatöregierung. Preu- 
Fifcher Rechtsfall. U. 463—465. II. 459-463. 

Mittermaier, Dr., ®eheimerath und Profeffor in Heibelberg. 

I. Ueber die Stellung bes Affifenpräfidenten. I. 17—40. 

II, Practifche Grörterungen aus den Gebiete ber Geſetzgebung über 
das Verfahren vor den Schmurgerichten. 

4) Ueber den Gefegesvorfchlag, gegen den geftändigen NAngeflag- 
ten fein fchmurgerichtliches Verfahren eintreten zu laffen. I. 
431—442,. 

2) Ueber bie Benugung der in ber Borunterfuchung aufgenom- 
menen Zeugenaudfagen in dem mündlichen Berfahren, wenn 
die Zeugen in der Zmwifchenzeit geftorben find oder fonjt nicht 
erjcheinen fünnen. II. 3-18. 

3) Ueber dad Weſen bed Berfahreng nach Erkennung der Ber- 
fegung in ben Anklageſtand Bid zur Eröffnung bed münd— 
lichen Hauptverfahrens, vorzüglich von Seiten des Afjifenprä- 
fidenten. II. 391 —415.: 

UI. Das Syitem ber Nichtigfeiten wegen Berlegung von Formpor- 
ſchriften im Strafproreffe nach der franzöfifchen Geſetzgebung und 
Rehtöübung und nad den neuen beutfchen Geſetzgebungen über 
Schwurgerichte. III. 295 — 322, 475—506. IV. 169 — 500. V. 
181 — 221. 

IV. Erfahrungen über bie Wirkſamkeit der Schwurgerichte in Deutjch- 
land (mit befonderer Rüdiicht auf Defterreih, Preußen, Baiern, 
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Hanndver, Würtemberg, Sachſen, Baden, Braunſchweig, Kurheſſen, 
Großherzogthum Heſſen und Naſſau). VII. 3—39, 210—243, 299 
—334, 391 —428. VII. 1—38, 215- 251. 1X. 3—32. X. 399 
— 132. 

Mittermaier, Geheimeratb und Profeffor Dr. in Heidelberg. Einige 
Morte über deffen Wert: Das englifche, ſchottiſche und norbamerifani« 
fhe Strafverfahren. Erl. 1851. Bom Privatdocenten Dr. Marquard 
fen in Heidelberg. VIL 364—386. 

Monftre»Procef, ber pfälzifhe, im Stabium ber Gompetenzfrage. IV. 
269285. V. 519—549. 

Monftre-Proceß, ber pfälzifche; Gegenftimmen über beffen Auffaffung. 
V. 168—177. 

Mord. Rechtsfall f. Meuchelmord, doppelter. 

Mord. Nectsfall, f. Hiller, Johann Georg, von Oberjettingen ır. 

Mord. Rechtsfall ſ. Webfter, Proceß. 

Mord. Rechtsfall, ſ. Reichſtagsgabgeordnete General v. Auerswald und 
Fürft v. Lichnowsky. Hauptſtücke aus dem Proceſſe wegen beren Er» 

mordung. 

Mord. Aufforderung dazu, ſ. Meuchelmord. Aufforderung dazu durch bie 
Preſſe. Rechtsfall. 

Mord, doppelter. Franzöfiſcher Rechtsfall. VIII. 444. 

Mord. Verſuch deſſelben, Rechtsfall ſ. Caraby-Coötlogon, Proceß, Ehe 
bruch und Mordverſuch betreffend. 

Mord. Verſuch deſſelben während des Verhörs. Rechtsfall, mitgetheilt 
von dem Heraus geber. Il. 89, 90. 

Mord. Verſuch deſſelben. Rechtsfall, ſ. Preußen, Prinz von. Der Pros 
ceß wegen bed gegen benfelben am 12. Quni 1849 bei Niederingelheim 
gerichteten Attentats, nad feinen Hauptmomenten bargeftellt von Dr. 
jur. Julius Levita in Mainz. 

Mord. Verſuch deſſelben. Rechtsfall, ſ. Geiftesfranfe im Affifenverfah- 
ren. Bon Adolph Buchner in Darmftadt. 

Mord. Verſuch beffelben. Rechtsfall ſ. Verweiſungsurtheil. Ueber bie 
Begrenzung ber Befugniffe des NAffifenpräfiveuten durch befien In— 
halt ıc. 5 

Mord. Verſuch defjelben ſ. Vergiftung. Rechtsfall. Bon Staatdprocu- 
rator Schmitt in Zweibrüden. 

Mord. Verſuch deffelben. X. 423—427. 

Mühry, Juftizrath zu Stade, 

1. Aus der englifchen ®erichtäpraris, 1. 141—144. 11, 388—390. 
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U. Entfcheibung über einen Streit zwifchen Dänen und Schleswig⸗Hol⸗ 
fteinern in London. 1. 226, 227. 
N. Verhandlung vor dem Dberhaufe in London in Anflagefachen ge» 
gen William Smith O’Brien wegen Hocverrathd. 11. 539—548. 
IV, Der englifche Eivilptoceß in den ®erichten bed Common Law. fl. 
8—2%, 93-1238, 191—207. 

V. Dad Amt bed Sheriff in England. V. 357—376. 

VI. Zährlihe Gehalte englifcher Richter. V. 451—452. 

vll. Zur Umgeftaltung ber juriftifchen Wacultäten ber beutfchen Hod- 
fchulen. VI. 365—372. 

vl. Das Amt ber Friedendridhter in England. VII, 52—83. 

IX. Beifpiele zu dem Nuffage: Das Amt ber friebendrichter in Eng- 
land. VI. 292—304. 

X. Ein Gang durch die Gerichtsſäle in London, VI 488—489. IX. 
160-172. 

Müller, Dr. Anzeige der Schrift beffelben: Das GStrafgefegbud für 
bie preußifchen Staaten vom 14. April 1851, mit Beifügung ber nad) 
ben neueften Strafgeſetzbüchern in Defterreih, Bayern ıc. geltenden Straf« 
beftimmungen. Halle 1852. VI. 387, 389. 

Mündlichkeit und Schriftlichfeit im Eivilprocef. Bon "Appellationdges 
richtsrath Schlink in Köln. VII, 40—69, 

Mündlichkeit. Leber die Abweichungen von bem Principe beffelben in 
Bayern. IV. 126—134. 

Mündlichkeit, bie, im fchriftlichen Inquiſitionsproceß. VI. 512—514. 


Nachdruck, f. Eigenthum, literarifches, Rechtsſtreit wegen beffen Ver— 
legung in Frankreich, 
Naffau, Herzogthum. 

1. Anffagefanımer. 1. 93, 94, 99—101. 

U, Thätigkeit des Affifenpräfidenten nad Erkennung ber Berfeßung in 
ben Anklagejtand in Bezug auf die Bernehmung bed Angeflagten u. 
Bervollftändigung bed Votverfahrens. 1. 413. 

1. Gefepgebung in Bezug auf Nichtigkeiten wegen Vetletzung von 
Formdorſchtiften im Strafproceffe. Al. 307, 478, 497. 

MM. Beobadhtungen in Bezug auf das ſchwurgerichtliche Verfahren im 
Herzogtum Naffau. Vom Staatsprocutator Reihmann in 
Wiesbaden. IX. 296— 312, 413—426. X. 3—12, 251—260, 345 
— 358, 

IV. Zufäffigkeit ber formellen VBertheidigung in der Borunterfuchung. 
IX, 219. 
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V. Geſetz vom 14. April 1849 wegen Einführung bed münblichen und 
öffentlichen Strafverfahrens mit Schwurgericht. II. 413. III. 307, 
478, 497. IX. 296—312, 413—42%6. X. 3—12, 251—260, 345 
— 358, 

Nebenbeamte, gerichtlihe. Aus einem Gutachten des Staatd- und 
Reichſsraths Heink in Münden. III. 64—71. 

Necrolog bed Heraudgeberd. X. 245— 248. 

Neuzeit. Deren Anforderung an den Richterftand. Bom Heraudge 
ber. III. 45—63. 

Newgate. III. 167—180. 

Nichtigkeit wegen Theilnahme unfähiger Geſchwornen. IV. 440-446. 

Nichtigkeit wegen Verlegung der Vorfchriften ded Verfahrens. Redhtd« 
fall zur Lehre von berfelben, mitgetheilt vom Geh. JZuſnizrath Prof. Dr. 
Abezg in Breslau. IX. 397—401. 

Nihtigfeiten wegen Verletzungen von Yormporfchriften im Gtrafpros 
ceffe nach ber franzöfifchen Geſetzgebung und Rechtsübung und nad ben 
neuen beutfchen Geſetzgebungen über Schwurgerichte. Vom Geh. Nath 
Profeffor Dr. Mittermaier in Heidelberg. III. 295—322, 475— 
506. IV. 469—500. V. 181—222. 

Nichtigkeitsbeſchwerden, Rechtsmittel der, nach ber Öfterreichifchen 
Strafprocefordnung vom 7. Januar 1850. IV. 237—240, 298— 303. 
Nichtigkeitsbeſchwerde ald Rechtsmittel gegen Urtheile der Schwur- 
gerichtähöfe in Bayern. II. 47—56, ald Rechtsmittel gegen bie Urtheile 
zweiter Inftanz in Betreff ber zur Zuftändigfeit ber dortigen Kreid- und 

Stabtgerichte gehörenden Delicte. II. 111—112. 

Nichtigkeitsbeſchwerde im Intereffe bed Geſetzes. Rechtsfall. Bon 
Abvofat Bopp in Darmftadt. Beilageheft zum VI. Band. 107—111. 

Non bis in idem als Prineip in Bayern. UI. 57. 

Nor damerikaniſche Freifiaaten. 

I. Der Proceß Webſter nach Originalquellen dargeſtellt von Obermedi⸗ 
einalrath Dr. Hohnbaum in Hildburghauſen. V. 223—249, 
295 -318, 478—505. 

II. Einige Worte über Mittermaiers Wert: Das engliſche, fchottifche 
und norbamerifanifche Strafverfahren. Erl. 1851. Bon Privatdo- 
centen Dr. Marquardfen in Heidelberg. VII. 3641—386. 

III. Neueſtes Urtheil über das Einzelfyftem (aus der Schrift des Gra— 
fen v. Görtz: Reiſe in Nordamerifa). IX. 353, 354, 

Notar. Deſſen Berhältniß zu den contrahirenden Parteien. Vom 
Staatdanmwaltjubftitutien Baraquin a. D. zu Dürkheim. X. 13 
— 23. 
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Notariat. II. 64—69. 

Notariat, das franzöfifch-rheinifhe Bon Appellationdgerichtärath 
Schlink in Köln. IV. 46-60. 

Rotariat in Frankreich, dad. Vom Staatsanmaltjubftituten a. D. Pa- 
taguinin Dürfheim. IX. 402—412. 

Nothwehr. Rechtsfall. IV. 259, 260. 

Nothzucht. Schottifcher Rechtsfall. VI. 20, 21. 

Nothzuſcht, blutfchänderifche. Englifcher Rechtsfall. III. 277— 282. 


Dbergerihtöfprengel. Sollen bie öffentlichen Anwälte eines fol 
hen Corporationsrechte erhalten? Bon Advokat Pur gold in Darm- 
ftabt. 

Obervormundſchaft, die, und der Familienrath des franzöſiſchen 
Rechts. Bon dem Staatdanwaltfubftituten a. D. Paraquin in Lan- 
dau. VI. 160—163 

O'Brien, William Smith. Berhandlung vor dem Dberhaufe in London 
in Anflagefachen gegen denſelben wegen Hochverratid. Bon Juſtizrath 
Mühry in Stade. II. 539—548. 

Deffentlich » mündliches Verfahren. Die gegenfeitige Stellung der An« 
wälte und Richter in demſelben. Vom Oberappellationsgerichtsratb 
Pixis in Mündyen. VII. 357—385. 

Oeffentlichkeit des fchmwurgerichtlihen Verfahrend. Stimme eined Ge— 
fhmwornen darüber. VI, 177—181. 

Deffentlichkeit bed fehmwurgerichtlichen Berfahrend in Bayern. Deren 
Beichränfung wegen Aergerniffed oder Verlegung des Schamgefühls. II, 
28, 37, 38. 

Deffentlichfeit des Strafverfahrend in Defterreich und deren Befchrän- 
fung. V. 287. 

Deffentlichfeit. Deren Mißbrauch. Gerichtsſeene. ITI. 568, 569. 

Deffentlihfeit im geheimen Inauifitionsprocef. VI. 414—418. 

Drdnung, öffentliche; beren Nufrechthaltung bei dem ſchwurgerichtlichen 
Berfahren. Bon Abvofat Bopp in Darmitadt. IV. 357—360. 

Drganifation und Zuftändigfeit der gerichtlichen Behörden. Bon Ober- 
appellationägerichtörath Pape in Celle. V. 1—12, 

Drganifation bed Richterftanded. Zur Frage darüber. Bon Geh. Ju— 
ftizratd a. D. Dr. Groß in Dresden. V. 71—76. 

Dertlidfeiten. Deren Schilderung bei münblicher Verhandlung. Vom 
Heraudgeber. II. 286— 288. 

Osnabrück, Fürftenthum. 

Dortige Friedensvereine. I. 161—166. 
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Deſterreich. 

I. Patent über das Verfahren in Preßübertretungsfällen vom 13. 
März 1849 in Bezug auf Nichtigfeiten wegen Berlegung den Form» 
porjchriften. IT. 305. 

IL Proviſoriſche Strafprocekorbnung vom 17. Januar 1850 in Bezug 
auf Nichtigfeiten wegen Berlegung von Formvorfäriften im Strafe 
proceffe. Ul. 478—481, 490, 491, 497. 

III. Prefgefes vom 13. März 18419. Ill. 544—557. 

IV. Das Verhältniß des Staatsanwalts zum Unterſuchungsrichter nad 
ber Defterreihifchen Strafproceforbnung vom 17. Januar 1850. 

1) Bon Dr. Wafer, Landrat) und PBrofeffor der Rechte in Ind 
brud. IV. 25—45. 

2) Bom Staatdanwaltfubftituten Dr. Sprung zu Hartberg in 
Steyermarf. V. 161—167. 

V. Die neue öſterreichiſche Strafproceßordnung vom 17. Januar 1850. 
Bon DOberappellationsgerichtörath v. Würth in Wien. IV. 209— 
241, 289—316. 

VI. Defterreichifche Verordnung vom 27. Dftober 1849 über das Ber- 
fahren bei Befigftörungen. IV. 454—461. 

VII. Die öfterreihifche Strafgefeßgebung feit dem Jahre 1848. Bon 
dem Staatdanwaltfubftituten Liszt in Wien. V. 13— 27, 277 
— 294. 

VIII Die Unterfuchungshaft nad) den Beftimmungen ber öfterreichifchen 
EStrafproeefordnung. Bon dem Staatdanwalte Dr. 3. E. Wafer 

‚in Graz. VI. 77—97. 

IX. Die’ Wiederaufnahme des Strafverfahrend nad) der äfterreichifchen 

° Strafprocefordnung. Bom Staatsanwalt Dr. Wafer in Grag. VL 
373—391. " 

X. Erfahrungen über die Wirffamfeit der Schwurgerihte VI, 18— 
39, 211—243. 

XI. Ueber Mitwirfung am Verbrechen, mit befonderer Berückfichtigung 
ber öſterreichiſchrn Strafgefeßgebung. Vom Bubernialrath u. Prof, 
Dr. Schnabel in Prag. VIL 39—51. 

X. Anzeige der Schrift: Das üfterreichifhe Strafgefeb über 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen; die dazu gehörigen 
Verordnungen über die Competenz ber Gtrafgerihte und bie 
Prefordnung vom 27. Mai 1852, erläutert von Dr. 9. Hye, 
Dinifterialtat) im Juftigminifterium und Profeſſor des Gtrafrechts 
und Strafproceffed in Wien. Wien 1852. Bom Herausgeber. VIII. 
183—1814. 


76 Regifter. 


XII. Ueber die proviforifche Eivil-Prozeß-Drdnung für Siebenbürgen 
bom 3. Mai 1852. Bon Dr. %. Fierlinger in Wien. VIII 
386—401. 

XIV. Die Haudfuhung und Befchlagnahme der Papiere (nady ber 
Straf-Prozefordnung von 1850). Bon Staatsanwalt Dr. Wafer 
in Gratz. IX. 61—82, 

XV. Das Recht auf den Pflichttheil nach dem öfterreichifchen bürgerli» 
hen Geſetzbuche. Von Dr. 3. Fierlinger in Wien. IX. 313 
— 342. 

XVI. Kaiferlihes Dekret vom 12. Januar 1852 Hinfichtli der „praf« 
tifchen Juſtizprüfungen.“ X. 87, 88. 

XVI. Die Staatdanwaltfchaft in Defterreih. Bon Staatdanmwaltjub- 
ftituten Weeber in Tefhen. X. 96—133. 

XVIIL Strafprozeßordnung vom 17. Januar 1850 f. Strafprogeß 
ordnung, bie neue Öfterreihifche, vom 17. Januar 1850. 


Paillet, franzöfifcher Nbvofat. IL 81, 82. VI. 57, 59, 60. VII. 210. 
VIII. 328, 339, 340, 341, 430, 431, 517—520, X. 160. 

Pape, v, Oberappellationdgerichtärath, in Eelle: | 

Ueber bie Organifation und Zuftändigfeit ber gerichtlichen Behörben. 
V. 1—12. 

Papiere; beren Beichlagnahme in ber Borunterfuhung des Anklagepro⸗ 
zefled, ſ. Hausſuchung unb Beichlagnahme von Papieren in ber 
Borunterfuchung bed Anflageprozeffed. 

Papiere; deren Befchlagnahme nad der öſterreichiſchen Strafprozeßord⸗ 
nung von 1850. IX. 76—82. 

Papiergeld; beffen Nachbildung. Großherz. hefſ. Gefeh vom 10. Ja— 
nuar 1853 wegen berfelben und deren Bejtrafung. IX. 355, 356. 

Paraquin, Staatdanwaltfubftitut a. D. in Landau: 

1. Gegenftimme über die Auffaffung bes pfälzifchen Monſtre⸗Prozeſſes. 
V. 168—177. 

D. Die Obervormundſchaft und ber Familienrath des frangöfifchen 
Rechts. VI 160—163. 

MI. Bon dem bürgerlichen Tod. VI. 470—479, 

IV. Der Staatsanwalt beim Schwurgeriht. VII. 512—515. 

V. Das Notatiat in Frankteich. IX. 402—412. 

VI Dad Berhältnig des Notats zu den contrahirenden Parteien. X. 
13—23 

Paris Ein Blick in dad bortige Polizeiweſen. Bom Heraudgeber. 
V. 9, 92. 
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Paris. Briefe aus bem bortigen Palais de Justice. Bon Dr. Julius 
Levita aus Mainz. V. 405-425. VI. 43—70, VI. 178—210. 
VII. 320—351. 

Peinliche Gerichtöorbnung, franzöfifche f. Code d’insiruction crimi- 
nelle. 

Peinliches Geſetzbuch, franzöfifches f. Code penal. . 

Perſon, deren Freiheit nach ben Grunbrechten des beutfchen Volks. 1. 
305. j 

Perfönliche Freiheit. Preußiſches Gefeg vom 24. September 1848 zu 
beren Schuß. 1. 155—159. 

Peterfen, Oberappellationdgerichtärath in München : 

I. Grundzüge der neuenbayerifchen Strafgefeggebung in Bergleihung mit 
ben franzöfifchen Einrichtungen. I. 443—474. II. 19—59. 9A—115. 

U. Ueber die Abweichungen von dem Prinzipe ber Münblichfeit und 
die discretionäre Gewalt des Schmurgerichtäpräfidenten nach ben 
Vorſchriften des banerifchen Strafprozeffed. IV. 113—135. 

Pfalz f. Bayern. 

Pflichttheil; dad Recht auf benfelben nach dem öfterreichifchen bürger- 
lichen Geſetzbuche. Bon Dr. J. Fierlinger in Wien. IX. 323—342, 

Pixis, Oberappellationdgerichtärath in München. Anzeige ber Schrift 
beffelben: Anleitung zu den Berrichtungen ber Geſchwornen im öffent» 
lich⸗ mündlichen Strafverfahren. Münd. 1848. angezeigt von dem Heu 
auögeber. II. 564-566. 

Pixis, Oberappellationsgerichtsrath in München: 

I. Hiftorifche8 und vernünftige Recht. IT. 1—7. 

U. Ueber Strafmilderung in zweiter Inſtanz. 111. 334—345. 

II. Ueber die Rechtskraft der Interloeute in Eivilfachen. 11. 379—395, 

I. Die breifache Nuctorität im NRechtöbewußtfein. IV. 1-24. 

V. Die gegenfeitige Stellung ber Anwälte und Richter im öffentlich« 
mündlichen Verfahren. VI. 357—385. 

VI. Die Doppelftrömung bed Geifted. Das Wahre und bad Rechte. IX. 
439—447. 

VI. Ueber den Werth ber Stimmenmehrheit in ber Rechtswelt. X. 
89—95. 

VI. Der Inftanzenzug des ſubjeeten Geiſtes ober die theoretifche &e- 
techtigfeit. X. 479-486. 


Bolitifche Prozeſſe ſ. Prozeſſe, politifche. 
Politiſche Verbrechen. Die Juſtiz und dieſe. Bon Obergerichtsanwalt 
Fiſcher in Birkenfeld. Ul. 361—378. - 
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Polizeigericht, das, in Bonftreet, Bon Dr. Marquardſen in Hei— 
belberg. IV. 529—549. 

Polizeigerichte. Zur Einführung berfelben. Bon Prof. Dr. Hepp in 
Zübingen. U. 289 —320. 

PBolizeigerichte in Franfreih. 11. 297—315. 

Polizei, gerichtliche. Vom Juftizminifterialrati Brauer in Carlsruhe. 
1. 159 -174. 

Polizei, gerichtliche, bei Verbrechen auf frifcher That nah franzöfifcher 
Geſetzgebung. I. 410—411. 

Polizeigerihtöbarkfeit, einfache, ber Bürgermeifter in Frankreich, 
zunächſt in ber bayerischen Pfalz. Bon Appellationdgerichtsratt Mer» 
del in Zweibrüden. VI. 480-505. 

Polizeiwefen, parifer. Ein Blick in daſſelbe Bom Heraudgeber. 
V. 91, 92. 

Präfident der Aflifen ſ. Affifenpräfident. 

Prarid ſ. Rehtsübung. 

Preffe. Bayerifches Gejek vom 16. März 1850 gegen deren Mißbrauch. 
v. 125—137, 146, 147, 153, 155, 156, 158, 159, 

Preffe. Gefeb vom 18. November 1849 über das Verfahren in Preß- 
angelegenheiten in ber bayeriichn Pfalz. V. 137—140, 156. 

Preffe. Deren Betheiligung an ber Fortbildung des Rechts. Bon Dr. 
Marquardſen 11. 504—514. 

Preſſe, Aufforderung zum Meuchelmorb durch fie. Nechtöfall. IX. 
173—176. 

Preßgeſetz, neues franzöfifched vom 16. Juli 1850. IV. 349—356. 

Preßgeſetze, neuefte. Zufammenftellung ber Hauptbeftinnmungen ber- 
felben (für Frankreich, Defterreih, Preußen, Bayern). Bom Heraud- 
geber. 1. 544—557. 

Preßvergehen. Verfahren wegen berjelben nach ber üfterreichifchen 
Strafprogeforbnung vom 17. Januar 1850. IV. 314—316. 

Preßvergehen. Zahl der im Jahr 1846 in Franfreic, abgeurtheilten. 
1. 234. 

Preßvergehen. Berfahren in Bayern bei folhen. 11. 35. 

Preßvergehen. Mildernde Umftände in Bayern. I. 468—469. 

Prefvergehen Die erſte Schwurgerichtöfigung darüber in der baye- 
tifhen Pfalz. Don Appellationsgerichtöratb Mercel in Zweibrücken. 
V. 124—160. 

Preufchen, v. Anzeige ber Schrift deffelben: Entwurf zu einem allge 
mein beutfchen GEivilgefeßbuche nebft Motiven. Leipz. 1848, nom Her- 
audgeber, V. 272, 274. 
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Preußen: 

I. Verſchmelzung des Avous und Avocat in ber Rheinprovinz. 1. 54. 
Note. 

II. Gerichtsvollzieher in der Rheinprovinz, ſ. Gericht Svollzieher, 
(huissier); franzöſiſcher und rheiniſcher. 

II. Geſetz vom 24. September 1848 zum Schutze ber perſönlichen 
Freiheit. 1. 155—158. 

IV. Beftimmung ber Prozefordnung, daß gegen ben geftändigen Ange» 
Hagten fein jchmurgerichtliched Verfahren eintrete. 1. 432, 433, 
440. 

V. Die franzöfifche und die preufifche Dlilitärgerichtöbarfeit. Bon Ap— 
pellationsgerichtsrath Schlinf in Köln. 1. 475, 492. 

VI. Geſetz vom 17. Juli1846 über bad Berfahren in den bei dem 
Kammergeriht und dem Criminalgeriht zu Berlin zu führenden Un» 
terfuchungen, $. 3, 11, 12. 11, 421, 422, 425—1427. 

VII. Freifprehung duch das Gericht auf Schuldigerflärung durch bie 
Geſchwornen. Rechtsfall. Bom Herausgeber. II. 463-465- 

VII. Deffentliher Meineid mit Billigung des Publikums. Rechtsfall, 
mitgetbeilt von Dbergerihtdanwait Fifcher in Birkenfeld. IN. 
841—88. 

IX. Die Ehefcheidung nach rheinifchefrangöfifhen Recht. Don Dber- 
gerichtsrath Glaubred in Mainn MH. 471—504. 1. 26—44. 
X. Die franzöfifhen und rheinifhen Handelsgerichte. Don Appella- 

tiondgerichtärath Schlink in Köln. 1. 129—147. 

XI. Erörterungen über Borlefung von Protofollen, Vernehmung von 
Sachverſtändigen und Stellung ber Fragen im Affifenhofe. Eine 
theinpreußifcher Rechtsfall. Vom Herausgeber. 1. 183—187. 

XI. Geſetz vom 3. Januar 1849 über Einführung bed ſchwurgericht- 
lichen Strafverfahrens in Bezug auf Nichtigleiten wegen Berlegung 
von Formfchriften. 11. 305, 459—463. 

XII. Bemerfungen über ‚eine Freifprehung buch das Gericht auf 
Schuldigerflärung durch die Gefchwornen. Bon Prof. Dr. Abegg 
in Bredlau. 11. 459—463 ſ. Nr. VI. 

XIV. Prefgejeg vom 30. Juni 1849. 11. 545—555. 

XV. Das franzöfifchrheinifche Notariat. Bon Appellationdgerichtsrath 
Schlink in Köln. IV. 46-60. 

XVI. Kritik der Preußifchen Verordnung vom 21. Juli 1849 über das 
Verfahren in Eivilfahen in den Bezirken des Appellationdgerichtd 
zu Greifswald und des Juſtizſenats zu Ehrenbreitjtein. Don Abvos 
fat Brumbard zu Rhoden im Waldeck'ſchen. IV. 146—157. 
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XVII. Ueber bie Beweiskraft ber amtlichen Protokolle in Straffachen 
nad; franzöfifcherheinifhem Recht. Bon Appellationdgerichtsrath 
Merdel in Zweibrüden. IV. 158—196. 

XVIII. Dad franzöjifche und rheinpreufifche Subhaftationdverfahren. 
Bon Appellationdgerihtsraty Schlinf in Köln. IV. 501— 528. 
XIX. Erfahrungen eines Aflifenpräfidenten. Bon Appellationdgerichtd- 

rath Schlint in Köln. V. 283—45. 

XX. Zur Reform des Civilverfahrens, zunächſt über Beweidinterlocute 
und Rechtsmittel. Don Obergerichtdaffeflor F. Delbrüd in Greifd- 
wald. (Verordnung vom 21. Juli 1849 über das Verfahren in 
Eivilfahhen in ben Bezirken bed Appellationdgerichtd zu Greifswalb). 
V. 92—109. 

XXI. Das Preufifche Unterfuhungsverfahren in feiner gefchichtlichen 
Entwickelung. Bon Appellationdgerichtärath v. Krämel in Raum- 
burg. V. 387-504. 

XXU. Der Preußifhe Bagatellprozef. Bon Appellationdgerichtärath 
v. Krämel in Naumburg. VI. 200—212. 

XXI, Reformen im Strafverfahren in ben legten Jahren vor 1848. 
Vi. 285— 293. 

XXIV. Erfahrungen über bie Wirkfamfeit der Schwurgerichte. Dom 
Seh. Rath und Profeffor Dr, Mittermaier in Heidelberg. VI. 
299—334, 391—428, 

XXV. Bücher über neupreußiſches Strafredht: 

a) Müller: Das Strafgefegbud für die Preufifhen Staaten nom 
14. April 1851 mit Beifügung der nach den neuejten Strafges 
fegbüchern in Defterreih, Bayern ꝛc. geltenden Strafbeftimmun. 
gen. Halle 1852. 

b) Goltdammer: Die Materialien zum Strafgeſetzbuche für bie 
preußifchen Staaten ꝛc. Th. 1. Berl. 1851. 

e) Dr. &. Befeler: Commentar über dad Strafgeſetzbuch für bie 
preußifchen Staaten und das Einführungsgefeg vom 14. April 
1851. Leipz. 1851. — 

„angezeigt vom Heraudgeber. VII. 387—390. 

XXVI. Betrachtungen über die Schrift: Ueber bie preußifchen Schwur— 
gerihte und beren Reform. Ein Botum des Herrn Dr. A. W. 
Götze, Bizepräfidenten des fün. Obertribunald, mit einigen Zus 
fägen herausgegeben von Dr. $. £. Keller. Bon Kreidrichter F. 
Delbrüd in Stralfund. Vi, 167—182 ſ. noch VII. 323. 324. 

AXVI. Die mildernden Umftände nad preufifchem Recht. Bon Ges 
tichtsaffeffor Burghart in Greifswald. VII. 449—487. 
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XXVIIL Geſetz vom 21. Mai 1852 wegen Abänderung ber Art. 94 
und 95 der Berfaffungdurfunde vom 31. Januar 1850. IX. 93. 

XXIX. Aus dem Gefeg vom 21. Juli 1852 wegen Dienftvergehen der 
Beamten und deren Verſetzung auf eine andere Stelle oder in Rus 
beftand. IX. 93—98. 

XXX. Das preufifche Verfahren in fogenannten Bagatellfahen. Bon 
Kreidrichter F. Delbrüd in Stralfund. IX. 223—247. 

XXXI Die GEntwicelung der Schwurgerichte in Preußen. Nach ben 
Verhandlungen in den dortigen Kammern. Bon Appellationdge- 
tichtörath vn. Krämel in Naumburg. IX. 357— 386. 

XXXII. Zur Lehre von ber Nichtigkeit wegen Berlegung ber Borfchrifs 
ten bed Verfahrens. Rechtsfall, mitgetheilt von dem Geh. Juftize 
rath Profeffor Dr. Abegg in Breslau. IX. 397—401. 

XXXIII. Die Appellation in Straffachen nad) Preufifcher Gefeßgebung. 
Bon €. v. Stemann, Beamten bei der Staatsanwaltſchaft in 
Pofen. X. 224—238. 

XXXIV. Die Verhandlung der preußifchen erften Kammer über die Bes 
eidigung der Gejchwornen. Bom Auditeur Sachau. X 433—446. 

XXXV. Das Verhältnig der Staatsbehörde zur Eivilvechtäpflege. Von 
einem rheinpreußifchen Juriſten. I. 167—181. 

XXXVI. Berordnung dom 3. Januar 1849 über die Einführung bed 
münblichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwornen in Unter: 
ſuchungsſachen, ſ. Berord nung, preußifche, vom 3. Jan. 1849 
über die Einführung ır. 

Preußen, Prinz von. Der Prozeß wegen des gegen benjelben am 12. 
Juni 1849 bei Niederingelheim gerichteten Attentats, nad) feinen Haupt« 
momenten bargejtellt von Dr. jur. Julius Levita in Main, IL. 
439 454. 


Privatanklage, eine Verhandlung darüber. Ein franzöſiſcher Rechts— 
fal. Bom Herausgeber I. 437—429. 


Privatantlage nad ber öfterreichifchen Strafprogeßorbnung vom T. 
Sanuar 1850. IV. 305. 

Profpect diefer Zeitichrift. J. 3—16, 

Protokolle, amtliche. Ueber deren Beweiskraft in Straffahen nad 
franzöfifcherheinifhem Recht. Bon Appellationsgerichtstath Merckel 
in Zweibrücken. IV. 158—196. 

Prozeß, bürgerlicher ſ. Civilprozeß. 

Prozeß, peinlicher, ſ. Strafprozef. 


Prozeffe, politifhe, unter der aufftändifchen Regierung in Baden; Pros 
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ben von ſolchen, mitgetheilt von Hofgerichtsrath Brauer in Mann- 
heim. VI 563—571. 
Prozeſſe, politiihe, in Frankreich. Epifoden aus ben neueften. V. 
83—90. 
Prozeſſe, politifche; der Gefchworne in folden. Bon Hofgerichtärath 
Schäfer in Gießen. V. 110—123. 
Procegorbnung, bürgerlie, Frankreich f. Code de procedure civil. 
Prozeßordnung, peinlihe, Frankreichß |. Eriminalordnung 
(Strafprogeßorbnung) franzöfifche. 
Pſychologie, gerichtliche, f. Friebreih, Dr. B. Anzeige des Werkes 
beifelben: Syſtem ber gerichtlichen Pſychologie ır. 
Purgold, Advokat, in Darmftadt: 
I. Sollen vie öffentlichen Anwälte eines Obergerihtäfprengeld Corpo⸗ 
rationdrechte erhalten? 1. 245—259. 
U. Ueber bie Bildung der Dienftlifte ber Geſchwornen. LI. 464, 
465. 
III, Ueber die Berechtigung zur Bürgerhülfe. IV, 447—453. 


Raspail. Bemerkenswerthes aus dem Prozeſſe gegen biefen und Ge— 
noffen. 111. 90—92. 

Rathskammer in Franfreih. 1 9. 

Raub. Engliiher Strafrehtöfall. 11. 274—%77. 

Raufbandel, der, nad feinen civil und ftrafrechtlichen Wirkungen. 
Mit Rückſicht auf die neuere Gefebgebung in Deutfchland. Bon Novo» 
fat Kraus in Darmftabt. VI. 129—148. 

Recht. Betheiligung der Preſſe an deſſen Fortbildung. Bon Dr. Mat- 
quarbfen. 1. 505—514. 

Recht, altes und neues. Webergang vom Erjteren auf Letzteres. Zugleich 
als Profpect der Zeitfchrift. Bon v. Jagemann. ‘1. 3—16. 

Recht, Hiftorifched und vernünftige. Bon Dberappellationdgerichtärath 
Piris in Münden. 1. 1—7. 

Rechtsbewußtſein; bie dreifache Autorität in demfelben. Bon Ober» 
appellationsgerichtärat) Piris in Münden. IV, 1—24. 

Rechtsfrage f. Thatfrage und Rechtäfrage. Nähere Beleuchtung die— 
fer Begriffe ıc. 

Rechtskraft ber Interloeute in Civilfahen. Bon Oberappellationdge- 
tihtörath Pixis in München. IL 379—395. 

Rehtsmittel f. Eivilprozef. Zur Reform beffelben,, zunächft über 
Beweisinterloeute und Rechtämittel. Bon Obergerihtäaffefjor $. Dei- 
brück in Stralfund. 
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Rechtsmittel und Inſtanzenzug, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Rechtsmittel gegen bie Urtheile ber Schwurgerichtshöfe in Bayern. 1. 
47-59. 

Rechtsmittel gegen die Urtheile der Kreid- und Stadtgerichte in Straf: 
ſachen in Bayern (Berufung). 1. 106109. 

Rehtömittel Legitimation des Bertheidigerd zu deren Einlegung. V. 
178, 179. 

Rechts mitt el im englifchen Civilprozeß. 11. 200—207. 

Rechtömittel, das, ber Befchwerbe in ber Borunterfuchung Bon Ap⸗ 
pellationdgerichtörath Dr. Schwarze in Dresden. IV. 453—469. 

Rehtsübung in Frankreich in Bezug auf dad Syftem der Nichtigfeiten 
wegen Berlegungen von Formvorſchriften im Strafprozeffe. Vom Geh. 
Rath und Prof. Dr. Mittermaier in Heibelberg. Ul. 295322, 
475—506. IV. 469-500. V. 181—222. 

Rehtszuftände in England. Bon Dr. Marquardpfen. 1. 163- 
180, 267— 292. 

Reichmann, Staatäprocurator in Wiesbaden: 

Beobachtungen in Bezug auf bad -fchwurgerichtliche Verfahren in Her- 
zogthum Naſſau. IX. 296—312, 413—426. X. 3—1?2, 251—260, 
345—358. 

Reihstagsabgeordnete General v. Auerswald und Fürft v. 
Lichnowsky. Hauptftücde aus dem Prozeffe wegen beren Ermordung. 
Bom Oberappellationsgerichtsrath Zufhlag in Kaflel. Beilageheft 
zum VI. Band. 1—53. 

Reffortverhältniffe der Gerichte und ber Verwaltung in Frankreich. 
Bon Appellationsgerichtsrath Schlint in Köln. V. 453—477. 

Reſume bed Ajlifenpräfidenten. Bon Hofgerichtsrath Schäfer in Gie- 
fen. VI, 164—175. 

Refume des Nflifenpräfidenten. 1. 30—36, 363—367. 11, 259, 260. 
11. 162. IV. 264. V. 43, 44, 210—212. VI. 164—175. 

I Im Großherzogthum Baden. 1. 32. 
U. Im Königreich Bayern, 1. 32, 203—206, 11. 30, 41. VII. 281, 
282. 
MI. Im Königreich Belgien. 1. 31. 
IV. In Frankreich. 1. 30—32. 
V. Im Großherzogthum Heffen. 1. 32. 
VI. In Kuchefien. 1. 38. 
VH. In Preußen. IX. 364—371. 
VII. Im Königreih Sachen. 1. 33. 
- . IX. Im Großherzogtum Sachſen⸗Weimar. 1. 33. 
6* 


84 Regiſter. 


Richter; gegenſeitige Stellung derſelben und der Anwälte im öffentlich— 
mündlichen Verfahren. Vom Oberappellationsgerichtsrath Pixis in 
Münden. VII. 357— 385. 

Richterftand. Die Anforderungen ber Neuzeit an benfelben. Bon Her- 
auögeber. 1. 45—63. 

Richterftand. Iſt ed nothwendig ober doch mwünfchenswerth, daß einer 
Anftelung in vemfelben eine Vorbildung in ber Abvofatur vorangehe? 
Bon Dr. Eduard Levita in Mainz. IV. 411—431. 

Rihterftand Zur Folge über befien Drganifation. Don Geh. Juftiz« 
rath Dr. Groff in Dredben. VI 71—76. 

Rihterftand in ben Staaten bed Gontinentd. Ueber befien Aufgabe. 
Bon Rechtäconeipient Rottmann in Bamberg. X. 239— 244. 

Roßbach, Dr. 3. J., Nechtärath in Würzburg. Anzeige der Schrift bei. 
felben: Die Philofophie der Gerechtigkeitäpflege, mit fteten Beziehungen 
auf die gerichtlichen Inftitutionen eivilifirter Völker, wiffenfhaftlih und 
praftifch entwicdelt. Neue Ausgabe. Würzb. 1852, vom Heraudges 
ber. VI. 482- 484. | 

Rottmann, Eduard, in Bayreuth, dann in Bamberg: 

I. Kurze Betrachtungen über die neuen bayerifhen Strafgefeßentwürfe, 

v1. 108—112, 291—296, 560—564. 1X. 263—269. 

II. Ueber bie Aufgabe des Richterftandes in den Staaten bed Eonti« 
nents. X. 239— 244. 

(Ruppenthal). Die discretionäre Gewalt des Strafgerichtäpräfidenten. 
VII. 538—559. 


Sachau, v., Brigadeaubiteur in der ehemaligen Schleswig-Holſteiniſchen 
Armee; 


I, Der öffentlihemünblihe Militär-Straf-Prozeß. VII. 335—354. 
N. Aus der Praxis eined militärifchen Caſſationshofes. X. 64—69. 
IH. Die Verhandlung ber preußifchen erfien Kammer über bie Beeibi- 
gung ber Gefchwornen. X. 433—446. 
Sachſen. Königreich: 


I. Reſume des Aſſiſenpräſidenten nad) dem Geſetzesentwurfe. I. 33. 

Il. Geſetz vom 18. November 1848 über die proviforifhe Einrichtung 
bed Strafverfahrend bei Prefvergehen in Bezug auf Richtigkeiten 
wegen Berlegung der Formoorfchriften: 11. 309, 310. 

II. Anregungen zu Reformen im Strafverfahren in ben legten Jahren 
von 1848. VI. 277—280, 

IV. Bebenfen bei einigen Beftimmungen bed Entwurfs eined bürgerli⸗ 
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hen Geſetzbuchs für das Königreih Sachſen. Bon Geh. Juſtizrath 
Dr. Groff in Dresden. X. 144—149. 

Sadhjen-Altenburg, Herzogthum: 

Geſetzgebung in Bezug auf Nichtigfeiten wegen Verlegung von Form⸗ 
porfchriften im Strafprozefje. III. 310. 

Sahfen- Weimar, Großherzogthum: 

I. Refume des Affifenpräfidenten. I. 33. 

I. Geſetz vom 6. Detober 1848 über das ſchwurgerichtliche Strafver- 
fahren in Bezug auf Nichtigkeiten wegen Verlegung von Formvor- 
fchriften. III. 310. 

Sahverftändige (Kunftverftändige). Deren gleichzeitige Berneh- 
mung im fchwurgerichtlichen Strafverfahren. III, 184, 186. 

Sadhverftändige; beren Zuziehung und Beeidigung im Strafverfahren. 
v. 192—199. 

Sachverſtändige; Aerzte ald folche f. Arzt. Ueber deſſen Stellung 
ben Geſchwornen gegenüber. Bon Medicinalrath Dr. Schwarz in 
Fulda, dann: Arzt. Ueber beffen Stellung vor dem Gefchwornenge- 
richte. Bom Dr. Hohnbaum in Hildburghaufen, ferner Gerichtd- 
ärzte, bie, im öffentlichemünblichen Verfahren. Bom Appellationdge- 
richtörath v. Krämwel in Naumburg, endlih: Medicin, gerichtliche, 
bie, und bad nene Strafverfahren. Bon Geh. Juftizrath Profeſſor Dr. 
Abegg in Bredlau. 

Schäfer, Hofgerihtärath in Gießen: 

I. Die Gefhwornen im politifhen Prozeffe. V. 110—123. 

II. Das Refume bed Affifenpräfidenten. VL 164—175. 

III. Ueber Befchränfung ver Advofatur, Ausfhluß von Anwälten in 
einzelnen Rechtsfachen und über Anmaltägebühren. VII. 516—537. 

IV. Betrachtungen über die Bernehmung bed Angellagten und ber Zeu- 
gen vor ben Gefchwornen. IX. 387—396, 

Schledwig-Holftein: 

Entwurf der Strafprozeßordnung für dieſe Herzogthümer in Bezug auf 
Nichtigkeiten wegen Berlegung der Formporfchriften. III. 312. 


Schleswig-Holfteiner. Entſcheidung über einen Streit zwifchen bie- 
fen und Dänen in London. I. 226, 227. 


Schlink, Appellationdgerichtörath in Köln: 
I. Der franzöfifhe und rheinifche Gerichtövollzieher (huissier). I. 104 
—121. 
II. Kritifche Bemerkungen zu der Abhandlung des Prof. Dr. Mitter- 
maier. „Ueber die Stellung bed Affifenpräfidenten.“ I. 351-368. 
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III. Die frangdfifhe und die preußifche Militärgerichtsbarkeit. I. 475 
— 192. 

IV. Die franzöfifchen und theinifchen Handelsgerichte. MI. 129-147. 

V. Das gerichtlihe Geſtändniß nad franzöſiſchem Givil- und Prozeß— 
tet. 11. 323—333, 

VI. Das franzöfifcherheinifche Notariat. IV. 46-60. 

VII Fürſprache für den beutfchen Civilprozeß. IV. 317—321. 

VII. Das franzöfifche und rheinpreußifche Subhaftationsverfahren. IV. 
501— 528. 

IX. Erfahrungen eines Affifenpräfidenten. V. 28—45. 

X. Reffortverhäftniffe der Gerichte und der Verwaltung in Frankreich. 
V. 453—477. 

XI. Franzöfifched Syftem ber Frageftellung an bie Geſchwornen und 
der Antwort ber Lebteren. VI. 140-159, 212—233. 

XI. Die franzöfifhen Gerichte erfter Inſtanz. VI 326-342. 

XIII. Mündlichkeit und Schriftlichkeit im Civilprozeß. VII. 40—69. 

XIV. Das franzöfifche Gollocationdverfahren (l’ordre). VI. 485— 511. 

XV. Die franzöftfche Berufungsinftang in Eivilfachen. IX. 33—60. 

xXVI. Die beutfchen und die auswärtigen Advokaten. IX. 273—295, 

XVII. Das Zeugenverhör (l’enquete) im franzöfifchen Eivilprozefle. X. 
169-191. 

Schmitt, Staatdprocurator in Zweibrücken: 
L Die Staatdanwaltfchaft im franzöftfchen Strafprozeffe. 1. 276— 208. 
D. Scyiwurgerichtöverhandblung wegen Vergiftung. M. 261285. 
Schnabel, Gubernialrath und Profeffor, in Prag: 

Meber Mitwirtung am Verbrechen, mit befonderer Berücfichtigung 

ber öſterreichiſchen Strafgefehgebung. VIE 39—51. 
Schottland: 

1 Das Berbiet. Mit befonderer Berückfichtigung des englifchen und 
fchottifchen Reht?e Bon Marquardfen. VI. 3—42. 

U. Einige Worte über Mittermaiers Merk: Das englifche, ſchotti— 
ſche und nordamerikaniſche Strafverfahren. Erl. 1851, vom Privat» 
borenten Dr. Marquardien in Heidelberg. VI. 364-386. 

Schriftlichkeit im Eivilprozeß, ſ. Mündlichkeit und Schriftlichkeit im 

Civilprozeß. Bon Appellationdgerichtsratt Schlink in Köln. 

Shriftfälfhung Schottiſcher Rechtöfall. VI. 27. 
Schriftfälfhung. Rechtsfälle. VI 399-401. X. 430—432. 
Schwarz, A., Staatdanwalt in MWiener-Neuftabt. 

Nähere Beleuchtung der Begriffe: „Ihatfrage* und „Rechtäfrage* im 

Strafprozeffe. VH. 244-270. 
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Schwarz, Medieinalrath Dr. in Fulba: 

Ueber die Stellung des Arztes den Geſchwornen gegenüber. VE. 447 
— 452. 

Schwarze, Dr., Appellationsgerichtsrath in Dresden: 

I. Ueber das Anflageverfahren. IH. 208— 225. 

IL Bon dem Rechtsmittel der Beſchwerde in ber Vorunterſuchung. VI. 
453—169. | 

Schweden, Königreich. Mittheilungen aus dem Nechenfchaftäbericht bes 
Juftigmimifterd Sparte d. 18. Dezemb. 1851 über die borfige Rechts- 
pflege während bed Jahres 1850. Vom Kreid- und Stabtgerichtäarcef- 
fifen Huber in München. X. 319—3%. 

Schmeiz: 

I. ®efeß vom 5. Juni 1849 über dad Bundesgericht. V. 343—353. 

II. Das neue ſchweizeriſche Mifttärfirafreht. Bon Staatsanwalt 
Dub in Züri. VL. 149—166, 305-319. 

Schwurgericht. Ein Geſchworner über daffelbe. Bon Abvokat Bopp 
in Darmftabt. VI. 176—182. 

Shmwurgeridt. Der Staatdanwalt bei bemfelben. Dom Staatsan— 
twaltfubftitaten a. D. Baragquin in Grünftabt. VI. 512-515. 

Schwurgericht in Preußen. Deſſen Entwicelung. Nah ben Ber— 
Handlungen in den bortigen Kammern von Appelfationsratd d. Krä— 
wer in Raumburg. IX. 357—386. 

Schwurgericht. Zur Lehre von bemfelben, |. Beweis. Zur Lehre 
von bemfelben und dem Schwurgericht. Bon Geh. Zuftizrath und Pro⸗ 
feffjor Dr. Abegg in Breslau. 

Shmwurgerihte Praktiſche Erörterungen aus dem Gebiete ber Ges 
feßgebung über das Verfahren vor denſelben. Son Geh. Rath u. Pro⸗ 
feffer Dr. Mittermaier in Heibelberg: 

1. Ueber ben Geſetzesvorſchlag, gegen dem geftänbigen Anflagten kein 
ſchwurgerichtliches Verfahren eintreten zu laſſen. 1. 431-442, 

H. Ueber bie Benugung ber in ber Vorunterfuchumg aufgenommenen 
Zeugenaudfagen in bem mündlichen Verfahren, wenn die Zeugen in 
ber Zwiſchenzeit geftorben find oder fonft nicht erfcheinen können. 
1. 3—18, 

UL. Ueber das Wefen bed Verfahrens nach Erkennung der Berfegung in 
den Anklageſtand bis zur Eröffnung bes mündlichen Hauptverfah. 
end, vorzüglich von Seiten des Affifenpräfidenten. U. 391— 415 

Schwurgerichte, bie beutfchen; deren Zukunft. Bom Herausgeber. 
vi. 352—354, 

Schwurgerichte, ſ. Dermburg, Dr. und Profeffor bes Rechte in 
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Gießen. Anzeige ber Schriften deffelben: Leber den Werth und bie Be- 
deutung ber Schwurgerichte und die Mittel, biefelben eriminalrechtlich 
zu verpollfommen ıc. 

Schwurgerichte. Die neuen beuifchen Gefeßgebungen über biefelben 
in Bezug auf das Syftem der Nichtigkeiten wegen Verletzung von Forms 
porfchriften im Strafprozeffe. Vom Geh. Rath und Prof. Dr. Mit» 
termaier. 11. 295—322, 475—506. 1V. 469—500. V. 181—222. 

Shwurgerihte in Preußen, f. Delbrüd, F. in Stralfund. Bes 
trachtungen über die Schrift: Ueber die preußifchen Schwurgerichte und 
deren Reform ıc. 

Schwurgerichte. Erfahrungen über die Wirkſamkeit derſelben in Deutfch- 
fand (mit befonberer Rückſicht auf Defterreih, Preußen, Bayern, Han— 
nover, MWürtemberg, Sachſen, Baden, Kurheffen, Großherzogthum Hef- 
fen und Naffau). Vom Geheimrath und Profeffor Dr. Mittermaier 
in Heidelberg. VI. 3—39, 210—243, 299-334, 391—428. VI. 
41-38, 215—251. IX. 3—32. X. 399—432. 

Schwurgerihte Auszüge aus den Verhandlungen bed Gejekgebungd- 
ausfchuffes der bayerifchen Kammer ber Reichsräthe über ben Geſetzes— 
entwurf wegen beren Einführung. Bom Heraudgeber. 1. 505—508. 

Shmwurgeridhte in Bayern. 1. 19—59. 

Shwurgerihtlidhes Verfahren im Herzogthum Naſſau. Beobahhtun- 
gen in Bezug auf bafjelbe. Bon Staatsprocurator Reihmann in 
Wiesbaden. IX. 296—312, 413—4%6. X. 3—12, 251—2360, 345 
— 358. 

Shwurgerihtäpräfident ſ. Affifenpräfibent. 

Schwurgerihtöverfahren, das, in ber bayerifchen Pfalz. Bon Ap— 
pellationdgerichtöratH Merckel in Zweibrücden. 1. 182—206. 

Shwurgerihtöverfaffung. Ueber ben Gegenjtand und Zweck ber 
ftrafgerichtlichen Unterfuchung, mit Bezugnahme auf diefelbe. Bon Ad— 
vofat Kraus in Darmftabt. IX. 500—510. X. 40-53, 131—143. 

S. noch Geſchworne, Geſchwornenbank, Gefchwornengeriht, Ger 
ſchwornengerichte. 

Senard, franzöfiſcher Advokat. VI. 61, 62. 

Sheriff in England. Deſſen Amt. Bon Juſtizrath Mühry in Stade. 
V. 357— 376. 

Siebenbürgen, Großfürſtenthum. Ueber bie proviforifche Eivil-Pros 
zeß-Ordnung für bafjelbe vom 3. Mai 1852, von Dr. Julius Fier- 
linger in Wien. VII. 386—401. 

Sittlichkeit; deren Verlegung. Franzöſiſcher Rechtsfall. 11. 92—94. 

oe Soeialiftifher Prozeß in Franfreih. VI 545, 546. 
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Solms, Gräfin; deren Prozeß in Parid. IX. 427—430. . 

Sprung, Dr., Staatdanmwaltfubftitut zu Hartberg in Steyermark: 
Ueber dad Berhältniß bed Staatsanwalt zum Unterfuchungsrichter. V- 

161-167. 

Sicherheitsleiftung f. Eaution. 

Staat3anwalt ald öffentlicher Ankläger. Sechs Gebote für benjelben. 
Bom Heraudgeber. 1. 214—243. 

Staatsanwalt; deſſen Verhältniß zum Juſtizminiſter in Straffadhen. 
Von einem rheinpreußifchen Quriften. 11. 416—427. 

Staatdanwalt; deſſen Berhältniß zum Unterfuchungdrichter nad ber 

Öfterreichifchen Strafprozeforbnung vom 17. Januar 1850: 1) Bon Dr. 
MWafer, Landraty und Prof. der Rechte in Innsbruck. 111. 25—45. 
2) Bom Staatdanwaltfubftituten Dr. Sprung zu Hartberg in Steyer- 
mark. V. 161—167. 

Staatd3anmwalt, ber, bei Verbrechen auf frifcher That. IM. 401—410. 

Staatsanwalt; deſſen expose in Franfreih. 1. 359, 360. WV. 472, 
473. 

Staatdanmalt, ber, beim Schwurgericht. Bom Staatsanwaltfubftitu« 
ten a. D. Baraguin in Grünftadt. VIl. 512—515. 

Staatdanwalt. Db und wann von bemfelben eine zweifelhaft ftehende 
Anklage weiter zu verfolgen? Bon Staatöprocurator Bomhard in 
Landau. 1. 136—140. 

Staatdanwalt; deſſen Functionen beim fehrwurgerichtlichen Verfahren 
in ber bayerifchen Pfalz. I, 193, 194, 

Staat3anmwalt, der, im Inquifitionsprozef. VI. 507—512. 

Staatsanwaltſchaft, franzöfifche. Urfprung, Entwidelung und Werth 
berfelben. Bon Dr. Lippert in Mainz, 1. 60-91. 

Staat3anwaltfhaft, die, im franzöfifchen Strafprozeffe. Vom 
Staatsproeurator Schmitt in Zweibrüden. 1. 276—298. 

Staat3anmwaltfchaft, die, in Deutſchland und Frankreich. Anzeige 
ber Schrift de Dr. Ludwig Frey barüber vom Heraudgeber. V. 
268—272. 

Staatdanwaltfchaft nad der Defterreihifchen Strafprozehorbnung v. 
7. Januar 1850. IV. 219, 220, 222. V. 283. 

Staatdanwaltfchaft, die, in Defterreih. Don Staatdanmwaltfubiti 
tuten Weeber in Teſchen. X. 96—133. 

Staatdanmwaltfchaft nad ber thüringifchen Strafprozefjordnung. Bon 
Geheimenrath und Minifter v. Bertrab in Rubolftabt. Vi. 152—177- 

Staatöbehörde, deren Verhältniß zur Civilrechtspflege. Bon einem 
theinpreußifchen Juriften. 1. 167—181. 
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Staatöbehörbe bei ben franzöſiſchen Polizeigerichten. HM, 311. 

Stabtgerihhte in Bayern, f. Kreid- und Stabtgerichte in Bayern. Vers 
fahren derſelben bei Aburtheilung ber zu deren Zuftändigfeit gehörenden 
Verbrechen und Vergehen. 

Standrechtliches Berfahren nad ber öfterreichifchen Strafprozeßord⸗ 
nung vom 7. Januar 1850. I. 311—314. 

Stemann, »., in Frankfurt: 
I. Zur Lehre vom Zeugenbeweife in Straffahen. VII. 70—89, 463 


— 481. 

IT. Ueber bie formelle Bertheidigung im neueren Strafverfahren. IX. 
210—222. 

III. Die Appellation in Straffachen nach preußifcher Gefebgebung. X, 
2241—238. 


Sternberg. Anzeige der Schrift deffelben: Des beutfchen Volls Staats- 
und Rechtögefchichte. Kaff. 1851, vom Herausgeber. V. 275, 276, 

Stimmenmehrheit; über deren Werth in ber Rechtswelt. Bon Ober 
appellationdgerichtärath Pirid in Münden. X. 89-95. 

Sträfling, iolieter (in dem Zuchthaufe zu Bruchfal). Betrachtungen 
eines ſolchen. M. 181—183. 

Strafe; deren Milderung in zweiter Inftanz. 2) Bon Dberappellationd«- 
gerichtsrath Biris in München. M. 334— 345. 2) Bon Appellationd- 
ge richtsrath Merckel in Zweibrüden. X. 498—510. 

Strafen, die auferorbentlichen. VI. 527—533, 


Strafgefeg, das öfterreichifche, Über Verbrechen, Vergehen und Weber» 
tretungen, vom 7. Mai 1852 nebft ben bazu gehörigen Verordnungen 
f. Hye, Dr. A., Miniſterialrath und Profeffor des Strafrechts ıc. in 
Wien. Anzeige der Schrift beffelben: Das öſterreichiſche Strafgefeg 
über Verbrechen ıc. 

Strafgefegbud, franzöfifches f. Code penal, 

Strafgefegbuh für die preußifchen Staaten vom 14. April 1851 f. 
Müller, Dr. Anzeige der Schrift deffelben: Das Strafgefeßbuch für 
die preußifchen Staaten ꝛe. dann: Goltdam mer, Kammergerichtörath 
Anzeige der Schrift beffelben: Die Materialien zum Strafgefeßbuche 
für die preußifchen Staaten 1e; enblih: Befeler, Georg, Dr. Prof. 
der Rechte in Greifswald. b) Eommentar über dad Strafgefegbud, für 
bie preußifchen Staaten ı. 

Strafgefetgebung, neue bayerifche; beren Grundzüge in Vergleichung 
mit den franzöfifchen Einrichtungen. Bon Dberappellationsgerichtöratf 
Peterfen in Münden. 1. 443—474 1, 19-59, 9—115. 
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Strafgeſetzgebung, öſterreichiſche, ſeit dem Jahr 1848. Von den 
Staatsanwaltſubſtituten Liszt in Wien. VW. 23—27, 277—294, 

Strafprozeß, deutfcher. Anwendbarkeit der Evidenz des englifchen Rechts 
in bemfelben, f. Evidenz, die, nach englifhem Recht ꝛc. 

Strafprozeß, englifcher. Der Prozeß Maming, zu beffen Veranſchau⸗ 
lichung dargeftellt von Dr. Marquarbfen. (Beilageheft zum briften 
Band). 

Strafprozeß, franzöfifcher. Anzeige des Höchfterfchen Lehrbuchs deſ⸗ 
felben. Bern 1850, vom Herausgeber. V. 264-266. 

Strafprozeß, frangöfifcher. Die Staatsanwaltfhaft in demfelben. Bon 
Staatsproeutator Schmitf in Zweibrüden. 1 276-298, 

Strafprozeß, franzöfifcher. Stellung bed Bertheibigerd in bemfelben. 
Bon Dr. Eduard Levita m Mainz. Fi. 148-162. 

Strafprozeh vor ben frangöfifchen Friedensgerichten. Bon Dr. £ud« 
wig Frey in Nürnberg. IV. 322—330. 

Strafprozeß. Das Syftem bet Nichfigkeiten wegen Verlegung von 
Formvorſchriften in bemfelben nach der franzöfifchen Geſetzgebung und 
Rehtsübung und nach den neuen beutfchen Gefeßgebungen über Schwur⸗ 
gerichte. Bon Mittermaier. ML 295-322, 475-506, IV. 469 
—500. V. 181—222, 

Strafptozeß, ber neue, und bie gerichtliche Mebiein. Bom Geh. Zur 
ſtizrath Dr. Abegg in Breslau. Vi 113 6 

Strafprozeß, öffentlichemünblicher. Die Gerichtsärzte in bdemfelben- 
Bom Appellationsgerichtäraty v. Krämel in Naumburg. Vi, 355 
— 363. 

Strafprozeß. Wiederaufnahme beffelben. L) Bon Oberconfiftorialprä- 
fiventen v. Arnold in Münden. WU 44-70. 2) Bon Staatsanhraft 
Dr. Bafer in Grat. YL 373—391. 

Strafprozef. Wiederaufnahme beffelben in Bayern. IL 56-59, 
112. L 52, 61-69. 

Strafprozeß. Wiederaufnahme beffelben in Hannover. 1X. 190-209, . 

Strafprozef. Wiederaufnahme bdefjelben in Defterreih. IV. 303, W 
52. IL 375—391, 

Strafprozeß. Miederaufnahme veffelben in Preußen. V. 52, 69, 70. 

Strafprozeß. Die gefegliche Bemeistheorie in bemfelben. VL 519 
527. 

Strafprozeß. Zur Lehre vom Zeugenbeweife in folhem. Von v. Stes 
mann in Frankfurt a. M. VII. 70—89, 462—481. 

Strafprozef. Zur Lehre vom Beweife in folhem. Bon Oberconfifto- 
tialpräfidenten Arnold in Münden. VL 277—291. 
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Strafprozefgefebgebung. Bemerkungen dazu. Don Staatd» und 
Reichörath v. Maurer in Münden. (Auszüge aud beffen an bie Kam- 
mer ber Reichdräthe erjtatteten Vortrag über ben Entwurf zur Repifion 
bes Strafprozeigefeßed vom 10. November 1848). IV, 432446, 

Strafprozeßgefeggebung ber legten fünf Jahre vor Einführung 
ber Gejchwornengerichte in Deutſchland. Rückblick auf fi. Bon Pros 
feffor Dr. Hepp in Tübingen. VL 271—295, 506—543. Berichti⸗ 
gung bazu. VI 297, 298. 

Strafprozgeßordbnung, babifhe, vom 17. Februar 1849. L 278, 
285, 286, 297, IL 211, 212, 414, 415, UL 311, 312. 

Strafprozefordnung, braunfchweigifche, vom 22. Auguft 1849. IL 
306, 478, 497. IX. 2—32. 

Strafprozeßprdnung, franzöfifche, ſ. Code d’Instruction criminelle. 

Strafprozeßorbnung, hannoverfhe, vom 8. November 1850. X. 
403—432. 

Strafprozeßordnung, bie neue öfterreichifche, vom 17. Januar 
1850. IL 478, 479, 497. IV. 25—45, 210—241, 289—316, 483, 
487, 488. W 161—167, 181—183, 190, 193, 195, 196, 19, 203, 
277—294, VL 77—97, 357—364, 375-391. Vi. 19—39, 161, 
177, 212—243, Vill. 184. IX. 61—82, 123, 130, 133. X, 106—133- 

Strafprozehordnung, bie neue öfterreichijche, vom 17. Januar 1850, 
bargeftellt von Dr. Joſeph v. Würth, Oberlandeögerichtärath und Re— 
ferent im Juftizminifterium zn Wien, IV, 210—241, 279—316,. 

Strafprozeßordnung, öfterreichifche, vom ‚17. Januar 1850. Die 
Unterfuhungdhaft nad) ben Bejtimmungen berfelben. Bon Dr. J. €. 
Waſer, Staatdanwalt in Graf. YL 77-97. 

Strafprozeßordnung, thüringifche, ſ. Thüringifche Staaten, 

Strafredt. Die Volksſouverainetät in ihrer Wirfung auf dasſelbe. Bon 
Heraudgeber. VII. 252—268. 

Strafrehtöpflege in Frankreich während des Jahrs 1846. Mittheis 
lungen aus dem Rechenfchaftsbericht des Juftizminifterd Marie L 
228— 234. 

Strafrehtöpflege in Frankreich während bed Jahrs 1851. X. 395 
— 398, 

Strafrehtöpflege in Würtemberg. Ueber ben gegenwärtigen Zuftand 
berjelben. Bon Prof. Hepp in Tübingen. VI. 234-268 

Straffahen Welche Wirkungen haben die rechtäfräftigen Urtheile in 
folden auf die Entj&heidungen in Givilfahen und umgekehrt? Bon 
Appellationsgerihtärath Merckel in Zweibrüden. VII. 500—528. IX, 
135—159, 
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Strafſachen. Ueber das Recht der Berufung in ſolchen und deren Ein- 
fluß und Wirkung auf das erſtrichterliche Urtheil. Vom Oberappella— 
tionsgerichtsrath Merckel in Zweibrücken. XX. 449—499, 

Strafſachen; die Berufung in ſolchen nad Preußiſcher Geſetzgebung. 
Bon €. v. Stemann. X. 224-238, 

Strafverfahren f. Strafprozeß. 

Straßenraub. Engliſchec Rechtsfall. UL 274—277, 

Strune, Guſtav v. und Karl Blind aus Mannheim. Mittheilungen 
über den Prozeß gegen diefe wegen Hochverrathd. Don dem Hofge- 
tichtsrath und Staatsanwalt Ammann in Mannheim. IL 201—213. 

Subhbaftationdverfahren, dad franzöfifche und rheinpreußifche. Von 
Appellationdgerichtsraty Schlin? in Köln. IV, 501—528. 

Suggeftinvfragen, unerhörte. Beifpiel folher in einem franzöfifchen 
Berhör. L 243, 244. 


Zaren ber Anwälte ſ. Anwaltgebühren. 

Telegraphen. Großherz. Heflifched Gefek vom 16. April 1852 wegen 
der ben Betrieb berfelben gefährbenden Verbrechen und Bergehen. IX. 
271, 212 | 

That, frifche. Berfahren bei Verbrechen auf ſolcher. Bon Appellations- 
gerichtärath Merckel in Zweibrüden. I, 396—415, f. auch noch IV. 
160, 

Thatfrage und Rechtsfrage Nähere Beleuchtung diefer Begriffe. Bon 
Staatsanwalt Adolph Schwarz in Wiener-Neuftabt. VII, 274—270, 

Thüringiſche Staaten: 

L Entwurf einer Strafprozeforbnung für biefelben in Bezug auf Nidy- 
tigfeiten wegen Verlegung ber Formporfchriften. Ul 310, 311. 

1. Die Staatsanwaltfchaft nad) der thüringifchen Strafprozeforbnung. 
Bom Geheimenrath und Minifter v. Bertrab in Rubolftabt. VI 
4152—177, 

UL Das Borverfahren nah ber thüringifchen Strafprozeforbnung. 
Vom Geheimenrath und Minifter v. Bertrab in Rubolftabt. IX, 
99—134, 

IV, Strafprozeßordnung. V. 183, 185, 193, VL 466, 467. VI 
152—177, IX, 99—134, 

Tod, bürgerlicher. Bon bemfelben. Vom Staatsanmwaltfubftituten a. D 
Paraquin zu Dürkheim. VL 471—479. 

Todedftrafe. Einige Fragen über deren Aufhebung buch $. 9 ber 
Grundrechte bed deutſchen Volls. Bon Profeffor Dr. Hepp in Zübin« 
gen. L 341—350, 
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Todesſtrafe; deren Vollziehung. Vom Geb. Juſtizrath Grofj in 
Dresden. X. 298—318, 


Todesftrafen in Frankreich im Jahre 1846. L 23%, 233, im Jahre 
4847. V, 552, 


Todesſtrafe. Art der Vollziehung berfelben nach bayerifchem Geſetzes⸗ 
entwurf. VII. 111. 


Todedftrafe Würtembergifched Gefek vom 17. Juni 1853 wegen de— 
ten Wiedereinführung. X. 163-165, 299, 


Todes ſtrafe. Großherzoglich Heffiiches Gefeh vom 6. April 1852 megen 
deren Wiebereinführung. IX. 271. X. 300. 

To desſtrafe. Babifched Gefek vom 5, Februar 1851 wegen deren Wie- 
bereinführung. X. 299, 

Tobedurtheile in Bayern. IL 50. VIII. 19. 

Todedurtheile in Schweben. X._326. 

Tobedurtheile in Franfreih. L 232, 233, X 397. 


Zöpdtlihkeit ber Verlegungen. Zur Lehre von devfelben. Bon Adrokat 
Kraus in Darmftadt. X. 378—394, 


Töntung des Baterd. Franzöfifcher Rechtsfall. L 243, 244. 

Treilhard üher Anflagejumy. L 153. 

Zribunal.erfter Inftanz in Parid, Beſuch von Sigungen beffelben. V. 
421 —424, VL 70. 

Tribunale erfter Inftanz, die, in Frankreich, j. Berichte erfter Inſtanz, 
die franzöfifchen. 

Troplong, Präfident des Appelhof3 in Paris, dann bed Eaffationdhofs. 
v. 415. VI: 62. VIII. 530. IX. 87, 181, 182, 351. 


Mebergang vom alten zum neuen Recht. Zugleich ala Proſpeet ber 
Zeitfchrift. Bon v. Jagemann. L 3—iß. 

Ungehorfam eined Zeugen. Deſſen Beftrafung in Frankreih: Rechts— 
fall. 1L 467-469, 

Ungehorfamd- (Eontumacial-) Berfahren in Straffachen in Bayern. 
IL 97—102, 109—111. 

Ungeborfamd«Berfahren nad der Öfterreichifchen Strafproreforbnung 
vom L Januar 1850. IV. 307, 308, 

Uniform. Strafe wegen willfürlihen Tragens berfelben in Frankreich. 
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Univerfitäten, beutfche, ſ. Hochſchulen, beutfche. 

Unterfuhung, ſtrafgerichtliche. Ueber den Gegenftand und Zweck der- 
felben, mit Bezugnahme auf die Schmwurgerichtönerfaffung. Bon Abo» 
fat Kraus in Darmftabt. IX. 500-510. X. 40—53, 134148, 

Unterfuhungshaft, die, nach den Beitimmungen der öfterreichijchen 
Strafprooeforbnung. Bon dem Stantdanwalt Dr. J. €. Waſer in 
©ta. VI 77-97. 

Unterfuhungsrihter. Defien Verhältniß zum Angefchulbigten im 
Anklageprvzeß. Bon v. Jagemanı L 122—135, 

Unterfuhungsricter. Berhältniß bed frangdfifchen Staatdanmalts 
zu bemfelben. L 289-295. 

Unterfuhungsridhter, franzöfifcher, bei Verbrechen auf friſcher That. 
21. A1—411 

Unterſuchungsrichter. Berhältniffe des Staatdanmwalt® zu dem⸗ 
felben nad der öſterreichiſchen Strafproceforbnung vom 17. Januar 
1850. 

1) Bon Dr. Wafer, Landrat und Profefior ber Rechte in Innd« 
brud. IV. 24—45, 

2) Vom Staatdanmwaltfubftituten Dr. Sprung zu Hartberg in 
Steyermark. W 161—167, 


Unterſuchungsverfahren. V. 387—A04. 


Verbrechen. Ueber Mitwirkung an demfelben, mit befonderer Berück- 
fihtigung der öfterreihifchen Strafgefeggebung. Vom Gubernialrath u. 
Prof. Dr. Schnabel in Prag. VI. 39—51. 


Berbrehen auf friiher That (Nagrant delit). Das Verfahren bei ei« 
nem folhen. Bon Appellationsgerichtsrath Merckel in Zweibrücken. 
IL 396—415, f. auch nody IV. 160, 

Verbrechen und Bergehen, den Eifenbahn» und Zelegraphenbetrieb ges 
fährbende. Großherzoglich Heff. Gefeg vom 46. Mai 1852 wegen beren 
Beitrafung. IV. 271, 272. 

Verbrechen, pohtifche, j. Vollsſouveränetät, die, in ihrer Wirkung auf 
das Strafrecht. 

Verbrechen, politifche. Die Zuftiz und dieſe. Bom Obergerichtdanmalt 
Fiſſcher in Birkenfeld. 1. 361378, 

Verbrecher Bertrag zwifchen Frankreih und Würtemberg wegen be» 
ven gegenfeitiger Auslieferung. IX. 437, 
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Berdict, dad. Mit befonderer Berückfichtigung des englifchen und ſchot⸗ 
tifhen Rechtz. Von Dr Marquarbfen. VL 3—42 


Berdict. Ginftimmigfeit der Geſchwornen bei bemfelben. L 71—76. 
IX. 187. 

Berfahren, fchmurgerichtliches, im Herzogthum Naffau. Beobachtungen 
in Bezug auf daſſelbe. Vom Staatöprocurator Reimann in 
Wiesbaden. IX. 296— 312, 413 —426, X. 3—12, 251.— 260, 345 
— 358, 

Vergiftung. Rechtsfall. Vom Staatäprorurator Schmitt in Zwei— 
brücden. II. 261—285, 


Berhaftung. Die Grundrechte des deutfchen Volls in Bezug auf fie. 
L 305—318, II. 428-429, 


Berhaftung bed Verbächtigen in ber Vorunterfuchung des Anklagever- 
fahren. IL 339—343, 


Verhaftung bed Verdächtigten nach der öfterreichifchen Strafptoref- 
ordnung vom 7. Januar 1850. IV. 230—232, 


Berhaftung, ungefegliche, in England. V. 373—375. 
Verhör. Mordverfuch während befjelben, |. Mord, Verſuch beffelben 
während bed Verhörs. 


Verletzungen. Zur Lehre von beren Töptlichkeit. Bon Advokat Kraud 
in Darmfiabt. X. 378—394, 


Veron, Dr., in Paris, f. Constitutionel. Proceß wegen Verkaufs biefer 
Zeitung gegen Dr. Veron und Genofjen. 


Berorbnung, preußifche, vom 3. Januar 1849 über die Einführung 
des mündlichen und öffentlihen Verfahrens mit Geſchwornen in Unter« 
ſuchungsſachen nebjt Berorbnung vom 3. Mai 1852, Zufäge zur Ber- 
ordnung vom 3. Sanuar 1849 betr. L. 432, 439. IL 205. V. 69, 
70, 395, 38—404. VII. 163, 168, 169, 300-334, 391—1428. VII. 
174, 178, 180, IX. 103, 112, 115, 118, 127, 129, 133, 357-386, 
397—4101. X 224—238, 423-416, 

Verſuch des Morde ſ. Mord. Berfuch beffelben. 

Bertagung einer fchwurgerichtlichen Straffache in Bayern. IL 37, 47. 

Bertheidiger. Unbefugte Zumuthung eines folchen an einem "Zeugen 
vor den Aflifen zu Antwerpen. L 158, 159, 

Bertheidiger, ber, im franzdfiichen Strafproceffe; deſſen Stellung. 
Bon Dr, Eduard Levita in Mainz. UI. 148—162, f. noh IV. 483 
— 485. 
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Vertheidiger, Zweckmäßigkeit der Beftellung beffelben während ber 
Borunterfuhung UL 455-458, 

Vertheidiger, ein franzöſiſcher. Deffen Beftrafung wegen Weigerung, fich 
beim Urtheilöfpruch zu erheben. VIII. 88. 

Bertheidiger im fchmwurgerichtlichen Berfahren in ber bayerifchen Pfal;. 
1. 194—196- 

Bertheibiger im fehrwurgerichtlichen Verfahren in Bayern. IL 27, 36. 
41, 46, 50. IX. 483, 484, 

Vertheidiger, der, nach ber dHfterreichifchen Strafproceforbnung vom 7. 
Sanuar 1850. IV. 240, 241, 307. IV, 483. 

Bertheidbiger; Kampf eines foldyen mit der Redſeligkeit feines Clienten. 
Ein franzöſiſcher Rechtsfall. Bon Advokat Bopp in Darmjtabt. IV 
360— 362. 

Bertheidiger. Defjen Legitimation zur Einlegung von Rechtömitteln ges 
gen das wider feinen Clienten erlaffene Strafurtheil. Bon Advokat 
Bopp in Darmftabt. W 178, 179, 

Bertheidiger. Der Client in Oppofition mit demfelben. Ein franzöfifcher 
Rechtsfall. Bon Advokat Bopp in Darmſtadt. E 256. 

Bertheidiger, beffen Mitwirfung bein Zeugenverhör bed Affifenpräfi- 
denten. Belgifcher Rechtsfall. Bon Advokat Bopp in Darmtabt. 
. 259-263, 

Bertheibigerin. Eine Frau ald folde für ihren Mann. IV. 286 
— 288. 

Dertheidbigung, formelle, im neueren Strafverfahren. Bon €. v. 
Stemann in Franffurt a. M. IX 210—222, 

Vertheidigung, Öffentlihe. Meine Anfänge in berjelben. Bon Advo— 
fat Bopp in Darmftabt. IV. 331—348. 

Bertheidigung, deren Befchränfung Nichtigkeitägrund. V. 203—210, 

Vertheidigung; deren Zuläffigkeit in der Borunterfuchung im Herzogthum 
Naffau. IX 218, 219, 

Berurtheilung ungeachtet des Widerſpruchs bed befchädigten Theils 
Ein franzöfifcher Nechtsfall. IL 470—472, 

Verwaltung und Gerichte in Frankreich; deren Neffortverhältnife. Bon 
Appellationdgerichtärati Schlinf in Köln. VW. 453—477, 

Berweifungsurtheil. Defien Rahmen ald Rahmen der Stellung 
ber Fragen an die Gefchwornen. Ein Rechtsfall. Bon Advokat Bopp 
in Darmftabt. UL 537— 543. 

Berweifungdurtheil, Ueber bie Begrenzung der Befugniffe bed Aj- 
fifenpräfidenten durch defjen Inhalt. Ein Rechtsfall. Beilageheft zum 
VL Band 89—106. 
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Verweiſungsurtheil. Deſſen Berichtigung mit darauf gefolgter 
Verurtheilung eines Freigeſprochenen. Vom Heraudgeber. Beilage— 
heft zum VL Band. 112-118. 

Völderndorff-Waradein, v. Anzeige der Schrift deſſelben: Der bür- 
gerliche Rechtäftreit bargeftellt ald Entwurf einer allgemeinen Rechtsſtreit⸗ 
oronung für die beutfchen Staaten. Nörbl. 1850. Bom Heraudgeber. 
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Bolksfouveränetät, bie, in ihrer Wirkung auf das Strafrecht. Dom 
Heraudgeber. VIII. 252—268. 

Borunterfuhung. Benutzung der in berjelben aufgenommenen Zeus 
genausfagen in dem mündlichen Verfahren, wenn die Zeugen ingwifchen 
geftorben oder fonft nicht erfcheinen Fönnen. IL 3—18. 

Borunterfuhung. Widerfprechende Ergebniffe berfelben und ber Haupt» 
unterfuchung. Rechtsfall. Vom Herausgeber. U. 183—188, 

Borunterfuch ung, bie, auf der Grundlage des Anflage-Principd. "Vom 
Yuftizminifterialtatö Brauer in Karlsruhe. IL 321-366, 

Vorunterfuhung. Thätigfeit des Nffifenpräfidenten nad) Erkennung 
ber Berfegung in den Anklageftand in Bezug auf die Vornahme von 
Unterfuchungshandlungen zu deren Ergänzung. IL 403—415, 

Borunterfuhung. Deren BVervollftändigung nad) dem Geſetzesent - 
wurfe für die thüringifchen Staaten. II. 414. 

Borunterfuhung. Unzuläſſigkeit eines Vertheidigers während derſelben 
nad franzöfifchem Strafproceffe. IL 155—157, 

Borunterfuhung. Zweckmäßigkeit der Beitellung eined Bertheidiger 
während berfelben. IIL 455—558. 

Borunterfuhung. Zuläſſigkeit der Bertheidigung während berjelben 
im Herzogthum Naffau. IX. 218, 219, 

Borunterfuhung. Bon dem Rechtsmittel der Befchtwerbe in berfelben. 
Bom Appellationdrathe Dr. Schwarze in Dreöten. VL 453-469, 
Borverfahren, dad, nad ber thüringifchen Strafproeeßordnung. Vom 
Geheimerath und Minifter v. Bertrab in Rudolſtadt. IX. 99—134, 


Yaabt, Canton. 
Anflagefammer. L 92. 

Wahlberg, Dr W. €. in Wien. 
Die Geſchwornenbank und der Gerichtshof, mit befonderer Rückſicht 
auf die Frageftellung. VL 343—364, 
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Wahrſpruch f. Verbiet. 

Wahrſpruch ber Geſchwornen in Bayern. IE. 32, 33, 

Warnkönig, Dr. Profeffor bed Rechts in Tübingen. Anzeige der Schrift 
deſſelben: Juriftifche Encyelopädie, oder organifche Darftellung der Rechts⸗ 
wiffenfchaft, mit norherrfchender Rücficht auf Deutſchland. Erf. 1853. 
Bom Staatdrath v. Arnold in Münden. X. 511, 512. 

Waſer, Dr., Defterreihifcher Landrath und Profeffor der Rechte in Innd« 
brud, 

Das Verhältniß des Staatdanwalts zum Unterfuchungsrichter nach der 
öfterreihifchen Strafproceforbnung vom 17. Januar 1850. IV, 25 
— 45. 

Wafer, Dr., Staatsanwalt in Graz. 

I. Die Unterfuhungshaft nad den Beftimmungen ber öfterreichifchen 
Strafproceßerdnung. VI. 77—97. 

II. Die Wiederaufnahme bes Strafverfahrend, VI. 373-397. 

III. Die Hausfuhung und bie Befchlagnahme der Papiere. IX. 61 
— 82. 

MWebfter, Procef. Deffen Darftelung aus Driginalquellen. Bon Me- 
bieinaltatd Dr. Hohnbaum in Hildburghaufen. V. 223—249, 295— 
318, 478-505. 

Weeber, Staatdanwaltfubftitut. 

Die Staatdanmaltfchaft in Defterreih. X. 96-133. 

Widerfegung gegen bie Obrigkeit. Franzöſiſcher Rechtöfall. UL 472— 
474. ’ 

Wiederaufnahme bed Strafverfahrens. 

1) Bon Dbereonfiftorialpräfidenten Arnold in Münden. V. 46 
— 70. 

2) Bon Staatdanwalt Dr. Wafer in Grab. VI. 373 -3891. 

3) Bon Oberappellationsgerichtsſeeretär Kirchner in Gele, IX. 
191— 209. 

Wiederaufnahme bed Strafverfahrend in Bayern. II. 56-59, 112. 
v. 52, 61—69, 112. 

Miederaufnahbme ded Strafverfahrend in Frankreich. V. 52—61. 


Miederaufnahme bed Strafverfahrend in Hannover. IX, 192-209 


Wiederaufnahme bed Strafverfahrend in Defterreih. IV. 303, V. 
52, VI. 375-391. 


Wiederaufnahme bed Strafverfahrend in Preußen. V. 52, 69, 70. 
Wiſſenſchaft. Werthlofigfeit der Jurisprudenz als jolche, ſ. Kichmann, 
v., bie Werthlofigfeit der Jurisprudenz ıc. 
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Wiſſenſchaft. Deren Verhältniß zu den Aufgaben unſerer Zeit. Von 
Profeſſor Dr. Abegg in Breslau. I. 260-275, 369—393. 

Wolowski: Revue de légistation et de jurisprudence ete. Angezeigt 
von bem Herausgeber VIII. 448, 

MWürtemberg, Königreich. 

1. Gefegedvorfchlag, in dem Entwurfe eined fchmwurgerichtlichen Straf 
verfahrend gegen den geftändigen Angeklagten fein fchwurgerichtliches 
Verfahren eintreten zu laffen. I. 432, 440. 

U. Polizeiſtrafgeſetz v. 3. 1839, Art. 1. II. 305. 

11. Entwurf eined Geſetzes über die Gerichtäorganifation. II. 316 
— 320, 

IV. Gefeßgebung in Bezug auf Nichtigkeiten wegen Berlegung von 
Formvorſchriften im Strafproceffe. II. 306, 307, 497. 

V. Strafediet vom Jahr 1824 und Strafgeſetzbuch in — auf 
Infamie. III. 420 -424. 

VI. Ueber den gegenwärtigen Zuſtand der Strafrechtspflege in Wür— 
temberg. Bon Profeffor Hepp in Tübingen. VI. 234—268. 

VI. Reformen im Strafverfahren in den legten Jahren vor 1848. VI. 
273— 277. 

VIII. Berichtigung des Verweiſungserkenntniſſes und darauf gefolgte 
Berurtheilung eines Freigefprochenen. Vom Herausgeber. Beilage» 
heft zum VI. Band, 112—118, 

IX. Geſetz vom 17. Juni 1853 wegen Wiedereinführung der Todes— 
ftrafe und der Strafe förperlicher Züchtigung. X. 163—168. 

X. Bertrag mit Franfreich über gegenfeitige Auslieferung von Berbres 
chern. IX. 437, 

XI. Gefeß vom 4. Auguft 1849 über dad fehmurgerichtlihe Strafver⸗ 
fahren. III. 306, 307, 497. 

Würth, v. Oberlandesgerichtörath und Referent im ZJuftizminifterium in 

Wien. 

Die neue dfterreichifche Strafproceßorbnung. IV. 209 — 241. 289 
— 316. 


Zeuge, vom Ankläger vorgeführter, Deſſen Vernehmung von Seiten bed 
Sachführers des Angeflagten in England. I. 141—143. 

Zeuge, muthmaßlicd; meineidiger. V. 185—190. 

Zeuge. Unbefugte Zumuthung eined Bertheidigerd an einen folchen vor 
ben Aſſiſen zu Antwerpen I. 158, 159. 

Zeuge, ungehorfamer; beffen Veſtrafung in Frankreich. Rechtsfall. II. 
467—469. 
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Zeuge. Verhör eines ſolchen durch den Angeflagten. Ein franzöſiſcher 
Rechtsfall. IV. 366—368. 

Zeugen. Deren Beeidigung und Vernehmung in Bayern. II. 29, 30, 
40, 41. IV. 478, 

Zeugen: deren Abfonberung vor ber Bernehmung. V. 181, 182. 

Zeugen; Vorſchrift, daß jeder berfelben einzeln vernommen werde. V. 
183—184. : 

Zeugen. Deren Bernehmung buch den Affifenpräfidenten. I. 20—25, 
198, 356. II. 40, 41, 248—2541. IX. 390—395. 

Zeugen. Deren Bernehmung durch den Staatsanwalt im Borverfahren 
bed Anflageproceffed. II. 347—351. 

Zeugen. Nufführung der wörtlichen Ausfagen berfelben in ber Vorun— 
terfuhung in dem Anklageact. IV, 470, 471. 

Zeugen; beren Bernehmung nach ber äfterreihifchen Strafproceßorbnung 
vom 7. Sanuar 1850, IV. 223—230. V. 181. 

Zeugen; deren Verhör (lenguete) im franzöfifchen Eivilproceffe. Vom 
AppellationdgerichtöratH Sch lin in Köln. X. 169-191. 

Zeugen; über die Nothwendigkeit der Gegenwart berfelben bei der Vor— 
lefung des Anklageaets in Frankreich. IV. 471, 472. 

Zeugen; Art der Beeidigung berfelben in Frankreich. IV. 575—479. 

Zeugen, auf ber Lifte ftehende; Nichtvernehmung berfelben. IV. 481,482. 

Zeugen, nit auf ber Kifte fiehende; ermeſſende Gewalt bed Affifenprä- 
fidenten, fie vorzurufen. I. 25—30, 362, 363. 

Zeugen; beren Beleidigung (franzöfifche Gerichtäfcene). I. 84, 85. 

Zeugenaudjagen, in ber Borunterfuchung aufgenommene. Deren Bes 
nutzung im münblichen Verfahren, wenn die Zeugen in der Zwifchenzeit 
geftorben find oder fonft nicht erfcheinen Fönnen. II. 3—18, 125. II. 
183, 184, 186. IV. 498-500. 

Zeugenbemweid. Ob biefer über ein Rechtöverhältniß, welches im Strafe 
verfahren die Borfrage bildet, wie in gewöhnlichen Straffällen, unbedingt 
zuläffig? Bon Appellationdgerichtsrath Merckel in Zweibrücken. VIL 
429 —1462, 


Zeugenbeweis in Straffahen. Zur Lehre von demſelben. Bon v. 
Stemann in Frankfurt a. M. VII. 70—89, 


Beugenbemweid im englifchen Eivilproceffe. III. 192, 193, 

Zeugeneid. Defjfen Formel nah Art. 347 der Strafproceforbnung 
Frankreichs. III. 569. 

Zeugenlifte. Borfchrift, daß und wie fie bem Angeklagten zugeftellt 
werben foll, in England. J. 143, 144. 
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Züchtigung, körperliche. Würtembergifches Gefek rom 17. Juni 1853 
wegen Wiedereinführung diefer Strafe. X. 165—168. 

Zuchtpolizeigericht in Frankreich. IT. 296—304, 312-314. 

Zuſchlag, Oberappellationsgerichtsrath in Kaffel. 
Haupfftücke aus dem Proceffe wegen Ermordung ber Reichdtags-Abges 
orbneten, Generals v. Auerswald und Fürften Lichnowsky. (Beilageheft 
zu Band 6. 1—52. 

Zuftändigfeit der gerichtlichen Behörden, f. Drganifation und Zuftäns 
digkeit der gerichtlichen Behörden. Bon Dberappellationdgerichtsrath v. 
Pape in Celle. 
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